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Beginne  ich  die  Besprechung  vott  Ein^elrechteti  mit  dem  Aasdoms- 
rechte und  dem  ihm  jedenfalls  i^^undchst  anzureihenden  wälschflandrischen 
Rechte^  se  verkenne  ich  nicht,  dass  gewichtige  Gründe  dafür  gesprochen 
haben  würden^  querst  auf  das  westfränkische  Recht  einzugehen ,  da  ich 
mich  ^{unächst  auf  dieses  für  die  §  68 ß  ff.  ausgesprochene  Behauptung 
^  stüt:[en  habe,  dass^  falls  es  überhaupt  einen  einheitlichen  Ausgangs- 
punit  für  die  Erbenfolge  aller  germanischen  Rechte  gab,  dieser  nur  in 
dem  einseitigen  Erbrecht  der  Muttersippc  gefunden  werden  könne;  da 
ich  weiter  §  jßß,  vgl,  Anm.  ^u  §  80 j,  gerade  auch  für  das  Aasdoms- 
recht auf  die  Wahrscheinlichkeit  hinzuweisen  hatte,  dass  es  sich  bei  der 
Folge  desselben  um  Weiterentwicklung  von  der  westfränkischen  aus  handle. 
Wenn  ich  trotzdem  mit  diesem  begimte,  so  würden  sich  immerhin  auch 
dafür  sachliche  Gründe  geltend  machen  lassen.  Sehr  massgebend  für 
die  gewählte  Anordnung  war  mir  dann  weiter  der  Wunsch,  möglichst 
bald  einen  Fall  jfi/r  Sprache  jf«  bringen,  bei  dem  sich  fitr  ^wei  Rechte, 
bei  welchen  von  vornherein  nichts  auf  näheren  Zusammenhang  hinweist, 
meines  Erachtens  durch  blosse  Rechtsvergleichung  nächste  Verwandt- 
schaft mit  durchaus  genügender  Sicher keit  feststellen  lässt;  dessen  ein- 
gehendere Erörterung  es  demnach  auch  Andern  gestattet,  sich  ein  Ur- 
theil  darüber  bilden  ;[«  können,  in  wie  weit  blosse  Rechtsvergleichung 
überhaupt  j^m  gesickerten  Ergebnissen  fuhren  kann,  mir  selbst  aber  durch 
Beachtung  dessen,  was  gegen  die  mir  als  genügend  erscheinende  Be- 
weisführung noch  geltend  gemacht  werden  dürfte,  ein  Urtheü  darüber 
f »  ermöglichen,  in  wie  weit  ich  darauf  rechnen  darf,  dass  spätere  auf 
entsprechenden  Grundieren  beruhende,  wenn  auch  weniger  alle  entgegen- 
stehende Möglichheiten  verfolgende  Beweisführungen  Zustimmung  finden 
dürften. 

Nicht  am  wenigsten  waren  es  dann  freilich  auch  persönliche  Rück- 
sichten, welche   im  gegebenen  Falle  für  die  Folge  der  Untersuchmigcn 
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massgebend  waren.  Durch  nichts  fiihle  ich  mich  mehr  behindert^  als 
durch  die  mit  den  Jahren  sich  steigernde  Schwäche  des  Gedächtnisses, 
welche  es  mir  nicht  mehr  gestattet,  nicht  Mos  das  mehr  und  mehr  an-- 
wachsende  Material^  sondern  auch  die  auf  Grundlage  desselben  früher 
entstandenefi  Entwürfe  und  Veröffentlichungen  so  genügend  ^u  beherr- 
schen, wie  das  gerade  für  solche  vergleichende  Untersuchungen  doch 
nöthig  sein  würde.  Ich  habe  mich  genugsam  übers^eugt,  wie  ich  nur'  noch 
dann  darauf  rechnen  darf,  eine  grössere  Reihe  meiner  Untersuchungen 
vorlegen  ^«  können,  wenn  ich  nicht  ^u  ausgedehnte  Abschnitte,  nachdem 
ich  sie  so  ausgearbeitet,  wie  ich  da^u  zunächst  in  der  Lage  bin,  auch 
sofort  veröffentliche.  Wollte  ich  damit  ^uwarten,  bis  ich  inzwischen 
auch  andere  Abschnitte  überarbeitet,  so  würde  ich  mich  nicht  mehr  ent- 
schliessen  können,  jene  so  ^u  veröffentlichen,  wie  ich  sie  geraume  Zeit 
vorher  druckfertig  hergestellt,  da  mir  ja  in:{wischen  weiteres  Material 
bekannt  geworden,  fortgesetzte  Erwägung  und  Vergleichung  mich  wohl 
auch  -f«  anderer  Auffassung  geführt  haben  würde;  ich  würde  mich  dann 
ZU  einer  nochmaligen  Ueber arbeitung  genöthigt  sehen,  und  ^ar  in  jeder 
Weise  dadurch  behindert^  dass  mir  der  zunächst  -j«  beachtende  Quellen- 
kreis indischen  wieder  fremder  geworden  und  ich  meine  frühere  Aus- 
arbeitung selbst  nicht  mehr  sofort  so  beherrschen  würde,  wie  das  doch 
nöthig  wäre.  Und  das  würde  sich  dann  bei  den  inzwischen  vorläufig 
abgeschlossenen  Abschnitten  ebenso  wiederholen. 

Auch  die  Ergebnisse  meiner  Untersuchungen  über  Eheschliessung 
lagen  vor  Jahren  bereits  grossentheils  in  äusscrlich  druckfertigen  Aus- 
arbeitungen vor.  Ich  würde  damals  kein  Bedenken  gehabt  haben,  sie 
ZU  veröffentlichen.  Könnte  ich  jetzt  überhaupt  noch  an  Veröffentlichung 
denken,  so  würde  kaum  noch  etwas  von  dem^  wie  ich  es  damals  ge- 
schrieben, verwerthbar  sein.  Und  trotz  der  i^xv  geltend  gemachten 
Gründe  würde  ich  es  jetzt  kaum  bedauern,  wenn  ich  mich  damals  J^ur 
Veröffentlichung  entschlossen  hätte.  Allerdings  hat  sich  nun,  wie  ich 
das  voraussah,  in  Folge  der  Untersuchungen  über  die  Erbenfolge  gar 
manche  frühere  Annahme  wesentlich  geändert;  ich  würde  zweifellos  jetzt 
hoffen  dürfen^  auch  auf  jenem  Gebiete  ^k  wesentlich  richtigem  Ergeb- 
nissen ;{«  gelangen.  Aber  wenigstens  nach  meinem  persönlichen  Er- 
messen war  ich  doch  auch  damals  schon  vielfach  j[«  haltbaren,  auch 
durch  spätere  UntersucJmngen  nicht  mehr  in  Frage  gestellten  und  die 
Einsicht  in  die  Gestaltung  des  Verhältnisses  wesentlich  fördernden\  Er- 
gebnissen gelangt.  Weil  ich  aber  darauf  rechnen  durfte,  sie  bei  vor- 
läufiger Zurückstellung  später  auch  bezüglich  der  Einzelnheiten  richtige^ 
darlegen  -{«  können,  wird  die  Folge  nun  die  sein,  dass  dieselben  über- 
haupt unveröffentlicht  bleiben.     Und  dasselbe   hätte   ich   hier  vorauszu- 
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sehen^  wenn  ich  mich  nicht  entschlösse,  jeden  für  den  Druck  fertig  ge- 
stellten  Abschnitt  unter  Absehen  von  allen  entgegenstehenden  Bedenken 
sofort  lu  veröffentlichen. 

Es  mag  ja  grundsätzlich  gewiss  nicht  ^u  billigen  sein,  die  Ver- 
öffentlichung von  Erörterungen  in  einer  Gestaltung^  wie  man  sie  zunächst 
glaubt  verantworten  jf n  können,  eben  desshalb  ^u  beschleunigen,  weil  man 
voraussieht,  dass  man  sie  nach  Verlauf  längerer  Zeit  möglicherweise 
werde  wesentlich  umgestalten  müssen.  Aber  den  schon  mehrfach  betonten 
persönlichen  Verhältnissen  gegenüber  glaube  ich  dennoch  nicht  anders 
vorgehen  ^u  sollen,  so  lange  ich  überhaupt  noch  daran  denken  darf  einen 
grossem  Theil  meiner  bisher  gewonnenen  Ergebnisse  ^u  veröffentlichen. 
Während  der  eingehenderen  nachträglichen  Beschäftigung  mit  den  Rechten 
tter  lothringischen  Gruppe,  vgl.  Anm.  j[u  §  ß6p,  wurde  ich  auf  die  Son- 
derstellung der  wälschflandrischen  Rechte  und  ihre  nahe  Verwandtschaß 
mit  dem  Aasdomsrechte  bestimmter  aufmerksam;  und  damit  dann  wie- 
der genöthigt,  mich  auch  mit  diesem  bezüglich  mancher  früher  nicht 
beachteter  Verhältfiisse  genauer  ^«  beschäftigen.  Der  theilweise  zufällige 
Umstand,  dass  ich  gerade  diese  Rechte  :{ulet:{t  j^u  überarbeiten  hatte, 
dass  ich  da  den  Stoff  noch  genügend  beherrschte,  wies  mich  dann  da- 
rauf hin,  mit  den  bezüglichen  Abschnitten  j^u  beginnen  und  sie  sofort 
gesondert  ^^  veröffentlichen ^  wie  ich  das  ebenso  bezüglich  des  Abschnittes 
über  das  westfränkische  Recht,  dessen  Ueber arbeitung  ich  zunächst  in 
Angriff  genommen,  und  bezüglich  der  weiter  folgenden  Abschnitte  beab- 
sichtige. 

Bei  den  begonnenen  Erörterungen  der  Hauptordnung  der  Erben- 
folge der  Ein^elrechte  handelt  es  sich  nicht  um  eine  möglichst  genaue, 
das  an  und  für  sich  Wichtige  gleichmässig  beachtende  Darlegung  der^ 
selben  nach  dem  aus  den  uns  vorliegenden  Quellest  unmittelbar  erkenn- 
baren Bestände.  Dieser  Bestand  soll  nur  die  Haltpunkte  bieten,  um  von 
ihm  aus  durch  Vergleichung  mit  dem  Bestände  anderer  Rechte  rnck- 
wärtsschreitend  ein  Urtheil  darüber  ^u  gewinnen,  von  welchen  Ausgangs- 
punkten aus  und  auf  welchen  Wegen  sich  dieser  Bestand  so  entwickelt 
haben  dürfte,  mit  welchen  anderen  Rechten  ein  grösserer  oder  geringerer 
Theil  des  Weges  gemeinsam  zurückgelegt,  wie  danach  die  Verzweigung 
der  Rechte  erfolgt  sein  müsse.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  wird 
dann  Manches,  was  für  denjenigtn,  der  vor  allem  eine  möglichst  genaue 
Einsicht  in  die  spätere  Gestaltung  des  Eins^elrechtes  7;u  erreichen  sucht, 
von  grösster  Bedeutung  sein  mag,  was  sich  aber  auf  Grundlage  der 
Vergleichung  sichtlich  als  selbstständige  Weiterentwicklung  des  Ein^el- 
rechts  erweist,  überhaupt  nicht  weiter  j^u  berücksichtigen  sein  oder  doch 
nur  insoweit,  als  sich  -f«  ergeben  scheint,   dass   es   sich  nur  von  einer. 
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mit  andern  Rechten  gemeinsamen  Grundlage  aus  so  entwickelt  haben 
kann.  Dogegen  werden  oft  an  und  für  sich  weniger  bedeutende  Ein- 
:{elnheiteny  von  deneti  sich  aber  bei  späteren  Untersuchungen  ergehen 
wirdy  dass  sie  gerade  in  jener  Richtung  werthvolle  Anhaltspunkte  bieten  y 
besonders  ^u  betonen  und  möglichst  genau  ^  verfolgen  sein. 

Damit  aber  verringert  sich  der  Umfang  der  ^u  lösenden  Aufgabe 
in  keiner  Weise.  Es  mag  ja  überaus  gewagt  sein,  den  Versuch  ^ 
machen,  der  Erben  folge  der  verschiedet} sten  Rechte  bis  auf  solche  Ein- 
j{elnheiten  nach^ugeheti,  wie  sie  derjenige,  der  sich  eingehender  mit  der 
Geschichte  nur  eines  Ein^elrechtes  beschäftigt,  kaum  noch  ^u  beachten 
hat.  so  dass  auch  da,  wo  bereits  eingehendere  Bearbeitungen  des  Erb- 
rechtes der  Ein:{elrechte  vorliegen,  die  Benut^ng  derselben  für  den  be- 
sondern  Zweck  vielfach  nicht  ausreicht,  es  sich  doch  nöthig  ^eigt,  auj 
die  Quellen  selbst  ^rückj^gehen.  Nun  werden  demjenigen,  dessen  Ar- 
beiten zunächst  nur  die  Rechtsgeschichte  des  eigenen  Landes  im  Auge 
haben,  alle  dafür  ^  benutzenden  Quellen  nicht  blos  bekannt,  sondern 
durchweg  auch  ip^änglich  sein.  Die  Schwierigkeiten^  die  sich  da  dem 
bieten,  der  es  versucht,  dem  Einj^elverhältnisse  durch  fast  alle  Rechte 
d.'S  germanischen  und  romanischen  Sprachgebiets  nachzugehen,  werde  ich 
kaum  betonen  müssen.  Auf  die  persönliche  Erschwerung .  welche  mir 
da  ans  der  Xichtkenntniss  der  Sprache  insbesondere  der  scandinavischen 
Rechte  erwuchs^  habe  ich  bereits  I,  xiii  hingewiesen.  Es  ist  mir  aber 
weiter  zweifellos  manches  ^«  beachtende  Material  da,  wo  es  sich  um 
entlegenere  Gebiete  handelt,  überhaupt  nicht  bekannt  geworden  ;  und  man- 
ches, was  mir  bekannt  war^  blieb  mir  trot^  angewandter  Mühe  uner- 
reichbar. Insbesondere  aber  konnte  ich  nicht  daran  denken,  auch  das 
mir  z*igängliche  Material  so  auszunutzen,  wie  das  hatte  sein  sollen,  wenn 
ich  geglaubt  hätte,  mir  bezüglich  der  aufzuwendenden  Zeit  keine  Schranke 
ziehen  ^u  müssen.  Dass  es  mir  nicht  an  der  Geduld  fehlt,  auch  den 
vereinzelten,  die  allgemeineren  Quellen  ergänzenden  Zeugnissen  tiachzu- 
gehen.  wie  sie  die  Urkunden  und  andere  Erzeugnisse  des  thatsäcklicben 
Rechts/eben s  bieim,  dass  ich  sie  in  keifier  Weise  unte^rschätze ,  glaube 
ich  bei  andern  Arbeiten  genügend  erwiesen  z^  haben.  Aber  eben  dess- 
halb  wusste  ich  von  vornherein,  wie  es  sich  da  um  eine  so  ^<-//r«f«^if«/c- 
Anfgabe  handle,  dass  ich  durchaus  davon  absehen  müsse,  auch  das  ur- 
kundliche Material  für  die  betreffenden  Rechte  ausnutzen  z^  wollen;  es 
erklart  sich,  wenn  ich  es  nur  da  in  beschränkter  Meise  Z^iV^  ^'^  ^**~ 
sondere  Umstände  darauf  hinwiesen.  Dasselbe  traf  z^umeist  ^ii  für  das 
ganze  Material  von  Quellen  und  Bearbeitungen  ♦  das  sich  ^^rs/rrw/  in 
Zeitschriften  findet,  xcenn  ich  nicht  von  vornherein  wnsste .  dass  dieses 
oder  jenes  für  meine  Zzcecke  z"  bejthtcu  sei.     Lk  wnsste  mich  durch- 
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V)eg  begnügen,  mich  ah  He  leichter  ^u  handh^baiden  Rechtsquellen  des 
be:{ügUchen  Gebiets  {u  halten  und  an  das,  worauf  ich  mehr  j{ufällig 
oder  durch  die  Arbeiten  Anderer  aufmerksam  xourdc ,  und  es  :{ti  ver- 
suchen, daraufhin  eine  Einsicht  in  die  Gestaltung  der  für  mich  ;ftt  be- 
achtenden Verhältnisse  j(u  gewinnen^  so  weit  das  ohne  ^u  grossen  Zeit- 
aufwand möglich  war,  andererseits  aber  doch  j[u  genügen  sdiien,  um 
die  Verwandtschaftsverhältnisse  ^u  andern  Rechten  danach  beurtheilen 
^u  können.  Glaubte  ich  so  weit  gelangt  ^«  sein,  so  habe  ich  die  V^«- 
werthung  des  Materials,  auch  so  weit  mir  dasselbe  bekamit  und  zu- 
gänglich war,  nicht  weiter  fortgeset:{t,  da  ich  mich  auf  die  Nothwen- 
digkeit  hingewiesen  sah,  mir  in  dieser  Richtung  engere  Schranken  j[u 
set^eiu 

Was  ich  über  die  Erbenfolge  der  einzelnen  Rechte  und  die  mit  der- 
selben eng  j^usammenhängenden  Verhältnisse  mitiheilen  werde,  wird  da- 
her einmal  vielfach  als  einseitig  und  ungleichmässig  behandelt  erscheinend 
da  ich  vor  allem  glaubte,  nur  das  genauer  verfolgen  i{u  sollen^  was  für 
deti  Zusammenhang  mit  andern  Rechten  von  grösserer  .Bedeutung  s^u 
sein  scheint  Hatte  ich  mich  etwa  früher  in  dem  Abschnitte  über  das 
Aasdomsrecht  auf  die  Erbenfolge  im  engern  Sinne  beschränkt,  von  den 
mit  derselben  so  eng  zusammenhängenden  ehelichen  Vermögenisverhält^ 
nissen  nur  die  volle  Gemeinschaft  beachtet^  so  wies  mich  erst  die  spätere 
Beschäflignng  mit  den  lothringischen  und  wälschflandrischen  Rechten 
auf  die  Bedeutung  der  Wechselaußassung  und  des  Rechts  des  überlebe}i- 
den  Eltemtheils  ßir  die  Beurtheilung  des  Zusammenhangs  und  der  Eni-- 
Wicklung  der  Rechte  hin.  Damit  nimmt  nun  in  der  letzten  Ueberar- 
beitung  die  Besprechung  von  Verhältnisseti,  welche  ich  frülier  überhaupt 
nicht  weiter  beachtet  hatte,  einen  unverhältnissmässig  breiten  RaufH  ein, 
wie  da^u  jede  Veranlasstmg  gefehlt  haben  würde,  wenn  ich  nur  eine  in 
sich  geschlossent  Darlegung  der  Folge  des  Aasdomsrechts  selbst  beab" 
sichtigt  hätte. 

Mnsste  ich  mir  weiter  bezüglich  der  Verwerthung  des  Materials 
Schranken  ^^ehen^  konnte  ich  nicht  alles  benutzen  ^  was  möglicherweise 
noch  werthvolle  Haltpunkte  geboten  haben  würde,  musste  ich.  mich  auch 
bei  dem  bef mieten  vielfach  mit  oberflächlicher  Durchsicht  begnügen^  so 
ist  es  selbstverständlich,  dass  das,  was  ich  mittheile ,  von  solchen  For- 
schern, -welche  sich  zunächst  nur  mit  dem  Eintel  rechte  beschäßigen, 
noch  wesentlich  wird  ergänzt  und  berichtigt  werden  können.  Allerdings 
suchte  ich  die  Untersuchung  überall  sa  weit  darchs^ufuhren ,  dass  ich 
glaubte  voraussetzen  :{ii  dürfen ,  dass  die  gewonnenen  Ergebnisse  \war 
noch  mannichf acher  Erg äw^ung  utid  genauerer  Feststellung  fähig  sein 
würden,  dass  sie  aber  wenigstens  bei{üqlich  dessen,  was  für  die  spätern 
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Unterstichungen  von  Gewicht  ist  und  daher  von  mir  genauer  beachtet 
wurdej  sich  kaum  als  schlechtweg  unrichtig  ergehen  dürflen.  Und  täuschte 
ich  mich  darin  nicht ,  so  konnte  das  wenigstens  fiir  meine  Zwecke  als 
zunächst  ausreichend  erscheinen» 

Nun  glaube  ich  aber  immerhin,  dass  meine  Untersuchungen  trot^ 
aller  in  der  persönlichen  Sachlage  und  dem  nächsten  Zweck  begründeten 
Unvollkommenheiten  doch  auch  dem  manchen  verwerthbaren  Haltpunkt 
bieten  dürften^  der  seine  Forschungen  auf  ein  bestimmtes  Rechtsgebiet  be^ 
schränkt,  damit  nun  aber  auch  das  für  dasselbe  vorhandine  Material  um 
so  gründlicher  und  vollständiger  ausiunüt^en  in  der  Lage  ist.  Denn 
andererseits  werden  ihm  vielfach  die  Haltpunkte  abgehen,  welche  sich 
nur  bei  vergleichendem  Verfolgen  der  Ein^elverhältnisse  durch  die  Masse 
der  Rechte  ergeben.  Wer  sifh  etwa  j^unächst  nur  mit  dem  Recht  der 
jet:{igen  Niederlande  beschäftigt,  wird  troti{  vollständigster  Beherrschung 
seines  Gegenstandes  schwerlich  auf  den  Gedanken  kommen,  das  gan[  ent^ 
legene  wälschflandrische  Recht  stehe  in  engstem  Zusammenhange  mit  dem 
Aasdomsrechte.  Man  könnte  nun  sagen,  dass  dieser  Zusammenhang  für 
seine  Zwecke  ohne  alle  Bedeutung  ist.  Das  ist  allerdings  richtig,  wenn 
er  nichts  im  Auge  hat,  als  den  Bestand  des  Rechtes  seines  Landes  auf 
der  let^iterreichten  Entwicklungsstufe  möglichst  genau  dar:{ustellen.  Nicht 
aber,  wenn  sein  Gesichtspunkt  :^ugleich  der  geschichtliche  ist,  wenn  er 
sich  :(u  vergewissern  sucht,  wie  dieser  spätere  Bestand  sich  entwickelt  hat. 
'  Ich  muss  noch  dahingestellt  lassen,  ob  meine  Darlegung  auch  An- 
dere ebenso,  wie  mich  selbst,  von  dem  überaus  engen  Zusammenhange 
^wischen  dem'wälschflandrischen  und  dem  Aasdomsrechte  über :{eugen  wird. 
Sollte  das  aber  zutreffen,  so  wird  auch  die  rechtsgeschichtliche  Forschung, 
die  sich  i^unächst  nur  mit  diesem  beschäftigt,  von  jenem  nicht  absehen 
können.  Können  die  Ausgangspunkte  der  Entwicklung  sehr  ^zweifelhaft 
sein,  so  lange  nur  das  eine  der  Rechte  beachtet  wird,  so  lassen  sie  sich 
sicherstellen  durch  das,  was  in  beiden  Rechten  verwandtschaßlich  über- 
einstimmt^ was  demnach  auf  das  beiden  gemeinsame  Urrecht  ^zurückgehen 
muss.  Zeigen  die  altern  Quellen  des  einen  Rechts  Lücken  oder  Unklar- 
heiten, so  werden  die  des  andern  die  Ergänzung  oder  das  richtige  Ver- 
ständniss  oft  zweifellos  ergeben^  Kommt  eine  auffallende  Gestaltung  im 
einen  Rechte  nur  sehr  vereinzelt  vor,  würde  sie  da  zunächst  als  blosses 
Ergebniss  örtlicher  Weiterentwicklung  z}i  betrachten  sein,  so  wird  das 
Vorkommen  auch  in  dem  andern  Rechte  keinen  Zweifel  lassen,  dass  es 
sich  da  um  Reste  einer  einst  weiterverbreiteten  Gestaltung  handeln  muss. 
Ich  habe  ofl  auf  Fälle  hindeuten  können,  wo  die  Zeugnisse  beider  Rechts- 
gebiete ergänzend  ineinandergreifen,  und  würde  das  wälschflandrische 
Recht  von  vornherein  noch  in  viel  weitgreifenderer    Weise  ^nr  Klarsteh 
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lung  der  Entwicklung  des  Aasdomsrechts  verwerthet  haben,  wenn  ich 
nicht  ^u  beachten  gehabt  hätte ,  dass  die  nahe  Verwandtschaft  beider 
Rechte,  welche  das  rechtfertigt,  erst  ;f«  erweisen  war. 

Auf  entsprechende  Erwägung  hin  glaubte  ich  schon  Mittheil,  des 
österr.  Inst.  E.  B.  2,  ^pß  behaupten  j[U  dürfen^  dass  die  spanischen 
Quellen  ein  beachtenswerthes  Hilfsmittel  bei  Untersuchungen  über  scau^ 
dinavisches  Recht  seien.  Die  auf  die  Masse  der  Rechte  sich  ausdehnende 
vergleichende  Forschung,  die  j^unächst  wohl  immer  nur  eine  mehr  oder 
weniger  oberflächliche  sein  kann,  und  die  gründlichere  Erforschung  der 
Ein^elrechte  werden  da,  wie  ich  denke,  Hand  in  Hand  gehen  müssen, 
wenn  schliesslich  sichere  Einsicht  einerseits  in  dem  allgemeinen  Zusam- 
menhang der  Rechte,  andererseits  aber  doch  auch  in .  die  geschichtliche 
Entwicklung  der  Ein^elrechte  gewonnen  werden  soll.  Die  Forscher  auf 
dem  Gebiete  der  eini^elnen  von  mir  behandelten  Rechte  werden  ^{weifel- 
los  an  meinen  Darlegungen  vieles  3;ti  ergäni{en  und  j(u  berichtigen  haben. 
Aber  ich  hoffe,  dass  sie  doch  auch  finden  werden,  dass  durch  meine  mit 
nothgedrungen  unzureichendem  Material  unternommenen  und  damit  ge- 
wagten Versuche  dennoch  mancher  auch  für  ihre  Aufgabe  beachtenswerthe 
Haltpunkt  gewonnen  sein  dürfte. 

Blieb  die  Ausnutzung  des  Quellenmaterial  eine  unvollständige ,  so 
dürfte  es  weiter  nicht  überflüssig  sein,  noch  auf  den  Umstand  ausdrück-^ 
lieh  hinzuweisen^  dass  ich  mich  vielfach  zunächst  an  die  älteren  Aus- 
gaben der  bezüglichen  Rechtsquellen  gehalten  habe,  während  doch  die 
theilweise  Benützung  der  neuern  ergibt,  dass  niir  diese  nicht  blos  be- 
kannt, sondern  auch  ^m^^'w^äVä  waren.  Es  trifft  das  vor  allem  die 
grosse  Sammlung  der  belgischen  Coutumes,  also  die  Rechtsquellen  eines 
Gebiets,  mit  dem  ich  mich  schon  in  den  bisher  veröffentlichten  Unter- 
suchungen vielfach  z^  beschäftigen  hatte,  während  das  dann  in  erhöhtem 
Masse  in  dem  Abschnitte  über  die  lothringische  Rechtsgruppe  der  Fall 
sein  wird.  Ist  das  Werk  hier  ^«  Innsbruck  nicht  vorhanden  und  würde 
sich  eine  Anschaffung  desselben  durch  die  hiesige  Universitätsbibliothek 
gegenüber  so  manchen  dringenderen  Bedürfnissen,  welchen  dieselbe  mit 
verhältnissmässig  beschränkten  Mitteln  zu  genügen  hat^  nicht  wohl  recht- 
fertigen lassen,  so  stand  mir  allerdings  bei  wiederholten  Aufenthalten  ^« 
München  das  Exemplar  der  dortigen  Hofbibliothek  z^r  Verfügung.  Nun 
bedarf  es  aber  doch  kaum  einer  Bemerkung,  welchen  Unterschied  es  be- 
gründet, ob  man  bei  der  Arbeit  ein  Quellenwerk^  wie  das  bei  mir  für 
die  altern  Sammlungen  von  Richebourg,  Christyn,  Van  den  Hane,  Hardt 
zutraf,  dauernd  z^r  Hand  hat,  oder  ob  man  sich  mit  Auszügen  begnügen 
muss,  die  gemacht  wurden ,  ehe  man  noch  vollständige  Ueber sieht  über 
das  hat,  was  sich  später  in  der  Quelle  als  beachten swerth  ergeben  wird  ; 
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bei  denen  man  sich  durch  die  Zeit  gedrängt  auf  das  Nöthigste  beschränkt; 
bei  denen  sich  dann  fortwährend  die  Nöthigung  ergibt^  sich  nachträgt- 
lieh  nochmals  :[u  vergewissernj  ob  der  Aus:^ug  genau  genug y  ob  die  An- 
gabe im  Znsammenhange  nicht  etwa  eine  andere  Bedeutung  gewinnt. 
Und  ßihlc  ich  mich  der  Vorstehung  der  Bibliothek  ^u  München  dank- 
barst dafiir  verpflichtet,  dass  sie  mir  mit  grösster  Zuvorkommenheit  ge- 
stattete, manche  für  mich  besonders  wichtige  Werke,  bei  denen  überdies 
durchweg  Benutzung  durch  Andere  nicht  voraus:(usehen  war,  mit  mir  j(u 
tiehmen  und  bei  mir  ^u  behalten,  so  lange  ich  sie  für  die  Arbeit  bedurfte, 
so  musste  das  bei  einer  so  überaus  umfangreichen  Sammlung ,  von  der 
überdies  während  der  Zeit,  in  der  ich  mich  mit  ihr  beschäftigte,  manche 
Bände  auch  von  Anderen  benut^^t  wurden,  von  vornherein  ausser  Frage 
bleiben.  Ueber;^eugte  ich  mich  bald,  dass  ich  mir  da  eine  Gräfu^e  ^^iehen 
müsse  und  dass  es  für  meine  Zwecke  wichtiger  seij  die  Quelle  jederj^eit 
in  vollem  Umfange  ;(ur  Hand  ^u  haben ,  als  gerade  die  neueste  Ausgabe 
{H  benutj^en,  so  beschränkte  ich  mich  bei  der  erschwerten  Ausnütj(ung 
der  neuen  Sammlung  auf  die  ja  ohnehin  sehr  T^ählr eichen  Quellen,  welche 
in  den  älteren  Sammlungen  fehlen^  und  auf  Ein^^elfälle,  wo  ich  besondere 
Veranlassung  -{«  der  Annahme  hatte,  es  dürfe  die  Einsichtnahme  der 
neuern  Ausgabe  geboten  sein.  Es  kann  sein,  dass  die  Benutj[ung  der 
schon  früher  gedruckten  Quellen  nach  den  altem  Ausgaben  und  die  Be- 
nutzung der  neu  zugewachsenen  nach  blossen  Auszügen  ^«  einzelnen 
Missgriffen  gefuhrt  hat.  Um  so  mehr  glaubte  ich  es  nicht  unterlassen 
ZU  dürfen,  auf  die  besonderen  Schwierigkeiten  hinzuweisen,  welche  rhich 
daran  hinderten,  jene  für  meine  Arbeiten  besonders  wichtige  Sammlung 
so  ausnützeti  z^  könneti,  to/V  ich  das  gewünscht  hätte. 

Innsbruck  i8^  April  6.  </.    i'- 
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Xm.  Aasdomsrecht. 

697.  Von  allen  für  unsere  Zwecke  zu  beachtenden  Rechten  zeigt  das 
Aasdomsrecht,  vgl.  S  381,  die  bei  weitem  einfachste  Gestaltung,  indem 
es  den  ganzen  Nachlass,  vom  Lehen  abgesehen,  ohne  irgendwelche  Schei- 
dung der  Bestandtheile  in  der  Gesammtsippe  nach  Linie  und  Grad  vererben 
ISsst,  und  ohne  dass  sich  dabei,  von  vereinzelten  örtlichen  Ausnahmen  ab- 
gesehen, irgendwelche  der  Abweichungen  geltend  machen,  welche  wir  in 
den  vorhergehenden  Erönerungen  auf  die  Berücksichtigung  des  Rechtes 
der  Seiten,  der  Nacherben  oder  des  engem  Verbandes  der  Familie  glaubten 
zurückführen  zu  sollen. 

Damit  ergab  sich  ein  Gegensatz  zu  allen  Nachbarrechten,  der  sich  vor 
allem  in  Holland  tühlbar  machen  musste,  da  nur  in  einem  Theile  des 
Landes  das  Aasdomsrecht  galt,  und  es  sich  damit  erklärt,  wenn  wir  da 
überaus  häufig  den  Gegensatz  zum  Schependomsrechte  betont 
finden,  wie  es  im  südlichsten  Theile  des  Landes  im  Anschlüsse  an  das 
Recht  von  Seeland  üblich  war.  Die  Bezeichung  knüpft  zweifellos  ur- 
sprünglich an  einen  Unterschied  der  Gerichtsverfassung  an;  vgl.  Hugo  de 
Groot  Inieidinge  tot  de  Hollandsche  Rechts-geleerdheyt  2,  28  S  7 ,  ed. 
Fockema  Andreae  i,  82;  Heck Altfr. Gerichts verf.  in  ff.  War  in  Seeland 
das  Gericht  mit  jährlich  beeideten  und  vom  Grafen  ernannten  Schöffen  be- 
setzt, so  wurde  im  Norden  das  Recht  von  dem  Vorsitzenden  Azigen  unter 
Zustimmung  der  Bauern  gefunden  und  das  Urtheil  als  Azigdom  oder  kür- 
zend Aesdom  bezeichnet.  Doch  stand  damit  der  Unterschied  des  Rechtes 
selbst  nicht  gerade  in  nothwendiger  Verbindung ;  wurden  im  spätem  Mittel- 
alter im  Gebiete  des  Aasdomsrechts  vielfach  Schöffen  eingefühn,  so  wur- 
den sie  wohl  ausdrücklich  angewiesen ,  nach  demselben  Recht  weiter  zu 
urtheilen,  wie  es  bisher  durch  die  Azigen  gewiesen  sei. 

Wir  können  für  unsere  Zwecke  von  diesem  Unterschiede  absehen. 
Hängt  der  Azig  zweifellos  irgendwie  mit  dem  friesischen  Asega  zusammen, 
hat  man  daraufhin  wohl  für  das  Aasdomsrecht  friesische,  für  das  Schepen- 
domsrecht  fränkische  Grundlage  angenommen,  so  bewährt  sich  das  durch 
Vergleichung  der  Rechte  selbst  in  keiner  Weise.  Schon  S  277  wies  ich  ge- 
rade für  das  Schependomsrecht  auf  den  engen  Anschluss  an  friesische  Rechte 
hin.  Und  umgekehn  wird  sich  ergeben,  wie  die  Folge  des  Aasdomsrechts 
sich  der  fränkischen  mindestens  viel  näher  anschliesst,  als  die  des  Schepen- 

F  i  c  k  e  r ,  Untenuchungen.  III.  I 
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697]  domsrechts.  Zu  entsprechenden  Ergebnissen  gelangt  auch  Fockema 
Andreae  in  den  Anmerkungen  zu  H.  de  Groot  InL  2,  28  S  3  ff. 

Der  Gegensatz  beider  Rechte  wird  allerdings  in  Holland  nur  bezüg- 
lich der  Erbenfolge  und  dessen,  was  mit  dieser  naher  zusammenhängt,  be- 
tont. Dass  sich  dem  ursprünglich  manche  Abweichungen  auch  auf  andern 
Gebieten  anschlössen,  sich  auch  da  das  Aasdomsrecht  von  allen  Nachbar- 
rechten unterschied,  möchte  ich  nicht  bezweifeln.  War  es  nicht  meine  Auf- 
gabe, dem  näher  nachzugehen,  so  mag  es  genügen,  auf  eine  an  und  für 
sich  wenig  gewichtige,  aber  kennzeichnende  Einzelnheit  hinzuweisen.  Wie 
in  Holland,  wird  in  dem  ganzen  Gebiete,  für  welches  wir  Aasdomsrecht 
annehmen  werden,  insbesondere  auch  in  Utrecht,  in  der  ßetuwe ,  Veluwe 
und  Overyssel,  die  lange  Verjährungsfrist  durchweg  auf  den  dritten  Theil 
von  hundert  Jahren  bestimmt,  worunter  man  nach  dem  Landrecht  der 
obem  Aemter  des  Quartiers  von  Nim  wegen  33  S  i  wörtlich  vierunddreissig 
Jahre  und  vier  Monate  verstand.  Weder  in  einem  der  Nachbarrechte,  noch 
in  irgend  einem  andern  germanischen  Rechte  habe  ich  bisher  dieselbe  Frist- 
bestimmung  gefunden,  so  häufig  auch  die  entsprechende  dreissigjährige 
Frist,  oft  mit  einer  anders  bestimmten  Zugabe,  erwähnt  wird. 

Mögen  sich  da  wenigstens  in  Holland  andere  Rechtsunterschiede  aus- 
geglichen haben,  da  der  Unterschied  beider  dort  geltender  Rechte  durch- 
weg nur  bezüglich  der  Erben  folge  betont  wird,  so  ergibt  sich  damit  ein 
besonders  auffallender  Beleg  für  die  Zähigkeit,  mit  der  an  familienrecht- 
lichen Verhaltnissen  festgehalten  wurde.  In  dem  wenig  ausgedehnten  Lande 
macht  sich  ohne  irgendwelchen  Anschluss  an  staatliche,  kirchliche  oder 
sprachliche  Abgränzungen  ein  so  scharfer  Gegensatz  der  Folge  geltend,  wie 
er  insbesondere  in  den  Verhältnissen,  welche  wir  zunächst  im  Auge  haben, 
schärfer  kaum  gedacht  werden  kann.  Während  dem  Aasdomsrechte  jede 
Rücksichtnahme  auf  die  Seiten  fremd  ist  und  durch  das  Vorfahrenrecht  der 
lebenden  Hand,  wie  durch  das  volle  Erbrecht  jedes  Gradnächsten  der  ganze 
Nachlass  auf  die  eine  Seite  kommen  kann,  werden  wir  im  Schependoms- 
rechte  die  Rücksicht  auf  die  Seiten  bis  zu  jener,  S  590  erwähnten  weitge- 
hendsten Gestaltung  durchgeführt  finden,  wonach  die  lebende  Hand  durch 
die  andere  Seite  vom  ganzen  Nachlasse  ausgeschlossen  ist,  während  der- 
selbe unter  Seitenverwandten  nicht  blos  nach  den  beiden  Seiten,  sondern 
nach  den  Vierteln  und  Achteln  der  Sippe  und  nöthigenfaUs  noch  weiter 
fongesetzt  gehälftet  wird.  Das  musste  natürlich  zu  grossen  Unzukömmlich- 
keiten führen.  Der  Fall,  dass  der  Nachlass  theils  im  einen,  theils  im  andern 
Rechtsgebiete  lag  und  damit  ganz  verschieden  vererbte,  war  sichtlich  ein 
häufig  vorkommender ;  auch  die  Fälle,  dass  ein  in  einem  Gebiete  Ansässiger 
im  andern  starb,  dass  Geschwister  in  verschiedenen  Gebieten  wohnten,  fin- 
den sich  berücksichtigt;  vgl.  Hobius  van  der  Vorm  Verhandeling  van  het 
Hollandsch,  Zeelandsch  ende  Westvrieslandsch  Versterfrecht  ed.  Blondeel 
133.  In  manchen  Fallen,  bei  Heirathsberedungen ,  bei  Verfügungen  der 
Vorfahren  für  ihre  Nachkommen,  bei  Abtheilung  des  überlebenden  Eltern- 
theils mit  Kindern  gestattete  man  es  wohl,  sich  für  das  eine  oder  andere 
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Recht  zu  entscheiden;  vgl.  de  Groot  Inl.  2,  29  S  3;  Milders  Het  oudeVer- 
sierfrecht  in  Holland  en  Zeeland  97  ff.  Die  Staaten  von  Holland  machten 
dann  1580  allerdings  den  Versuch,  in  der  Politike  Ordonnantie  ein  ein- 
heitliches Erbrecht  für  das  ganze  Land  durchzuführen,  das  in  allem  We- 
sentlichen dem  Schependomsrechte  entsprach  und  alsneuesSchepen- 
dorasrecht  bezeichnet  werden  kann.  Traf  aber  die  Durchführung  im  Ge- 
biete des  Aasdomsrechtes  auf  Widerstand,  so  wurde  diesem  1599  das  neue 
Aasdomsrecht  bewilligt,  in  welchem  manche  vom  Schependomsrechte 
abweichende  Bestimmungen  des  altern  beibehalten  sind ;  vgl.  v.  d.  Vorm 
39  ff.,  81  B.J  Wasserschieben  Erbenf.  156  ff.,  Milders  Versterfr.  55  ff.,  F. 
Andreae  zu  H.  de  Groot  Inl.  2,  28  $  1 1. 

Was  dieAbgränzunginHolland  betrifft,  so  scheint  dieselbe  keine 
sehr  einfach  verlaufende  gewesen  zu  sein.  Dem  Gebiete  des  Aasdomsrechts 
gehörten  ausser  Nordholland  mit  Westfriesland  in  Sudholland  jedenfalls 
Leiden,  das  Amt  Rheinland  und  das  Land  Woerden  an.  Auch  zu  Gouda 
galt  Aasdomsrecht ,  da  ausdrücklich  auf  dieses  gestützt  die  Schöffen  von 
Leiden  1526  eine  Rechtsbelehrung  dorthin  ertheilen;  vgl.  ßlok  Leidsche 
Rechtsbr.  366.  Wird  es  15Q9  unter  den  Städten,  für  welche  das  neue  Aas- 
domsrecht gelten  sollte,  nicht  genannt,  während  Waddinxveen  und  andere 
nördlich  von  Gouda  zwischen  dem  alten  Rhein  und  der  Yssel  gelegene 
One  ausdrücklich  von  der  Geltung  des  neuen  Aasdomsrechts  ausgenommen 
werden,  vgl.  v.  d.  Vorm  84,  so  wird  das  nicht  erweisen  müssen,  dass  dort 
schon  vor  1580  Schependomsrecht  gegolten  habe.  Auch  nach  den  Keuren 
von  Delfc,  vgl.  Milders  1 1 6,  galt  dort  Aasdomsrecht ,  während  schon  die 
mehrfach  angegebene  verschiedene  Behandlung  der  Liegenschaften,  je 
nachdem  sie  im  Gebiete  des  einen  oder  andern  Rechts  liegen,  auf  Nähe  der 
Gränze  deutet.  Dem  Gebiete  des  Schependomsrechts  gehönen  nördlich  der 
Maas  jedenfalls  Haag  und  Rotterdam  an.  Von  Rotterdam,  beziehungsweise 
Ysselmonde  aufwärts  soll  dann  die  Yssel  bis  da,  wo  sie  sich  ober  Yssel- 
stein  vom  Leck  trennt,  die  Gränze  gebildet  haben,  vgl.  de  Groot  Inl.  2,  28 
S  2,  wie  sich  das  dadurch  bestätigt,  dassfürSchoonhoven,  vgl.  Milders  123, 
Geltung  des  südholländischen  Rechts  bezeugt  ist;  dass  weiter  noch  das 
Recht  der  Herrschaft  Ysselstein,  v.  d.  Vorm  500,  durchaus  vom  Aasdoms- 
rechte abweicht  und  sich  den  hälftenden  friesischen  Rechten  anschliesst. 
Sudlich  von  Leck  muss  sich  dann  wieder  das  Aasdomsrecht  weiter  nach 
Westen  erstreckt  haben,  da  die  Rechte  von  Vianen  und  Ameide,  v.  d.  Vorm 
489,  die  Eigenthümlichkeiten  desselben  zeigen.  Davon  abgesehen  scheint 
in  Sudholland  südlich  vom  Leck  Schependomsrecht  gegolten  zu  haben ;  ins- 
besondere schliessen  sich  diesem  von  einzelnen  Abweichungen  abgesehen 
im  Osten  noch  die  Rechte  von  Gorkum,  Arkel  und  Leerdam,  v.  d.  Vorm 
135.  303.  4Q7,  aufs  engste  an. 

698.  Wir  haben  aber  weiter  Vorkommen  des  Aasdomsrechts 
ausser  Holland  anzunehmen.  Ist,  so  weit  ich  sehe,  die  Bezeichnung  als 
Aasdomsrecht  zunächst  nur  in  Holland  gebräuchlich,  während  uns  da  zugleich 
die  Gestaltung  des  bezüglichen  Rechts  genau  bekannt  ist ,  so  wird  es  sich 
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rechtfertigen,  wenn  wir  uns  jener  Bezeichnung  überall  bedienen,  wo 
wir  dasselbe  Recht  wiederfinden.  Denn  es  ergibt  sich  alsbald ,  dass  das 
Recht  selbst  bedeutend  weiter  reichte,  insofern  wir  gewisse  Eigenihümlich- 
keiten,  welche  das  holländische  Aasdomsrecht  insbesondere  nicht  blos  vom 
Schependomsrechte,  sondern  auch  von  den  friesischen  Rechten  des  Nor- 
dens bestimmt  unterscheiden,  in  einem  grossen  Theile  der  Niederiande 
wiederfinden.  Solche  EigenthUmlichkeiten  sind  nach  dem  weiterhin  zu  Be- 
merkenden insbesondere  das  Fehlen  von  Fallrecht  und  Holftung,  das  volle 
Vorfahrenrecht  oder  doch  Elternrecht,  die  völlige  Gleichstellung  von  Halb- 
gebun  und  VoUgebun.  Umgekehn  geben  solche  Rechte  anderer  Gebiete 
auch  wieder  eine  Bürgschaft  dafür,  dass  das,  was  über  die  Gestaltung  des 
altem  hollandischen  Aasdomsrechts  angegeben  wird,  zuverlässig  ist.  Ist  das 
insbesondere  wohl  bezüglich  der  Instructie  van't  oud  Aaasdoms-en  Sche- 
pendoms-recht,  vgl.  v.  d.  Vorm  123,  bezweifelt^  so  ergibt  dieselbe  kaum 
etwas,  was  sich  nicht  nach  den  bezüglichen  nichtholländischen  Rechten 
ebenso  stellen  würde.  Wie  denn  auch  Milders  Versterfr.  86  S.  bei  Prüfung 
der  einzelnen  Artikel  nur  gegen  ein  oder  anderen  Bedenken  geltend  macht. 

Danach  würde  das  Gebiet  des  Aasdomsrechts  ausserdem  nörd- 
lichen Holland  auch  noch  die  Provinzen  Utrecht,  Gelderland  und 
Overyssel  umfassen.  Reicht,  wie  bemerkt,  im  östlichsten  Theile  von  Süd- 
hoUand  das  Aasdomsrecht  nicht  bis  an  die  Maas,  so  bildet  von  Gorkum  auf- 
wärts die  Maas  die  SüdgrMnze,  da  das  Landrecht  vonTieler-  und  Bommeler 
Wecrd,v.d. Vorm  261,  durchaus  dem  alten  Aasdomsrechte  entspricht,  wäh- 
rend dieses  nirgends  die  Maas  überschritten  zu  haben  scheint  Insbesondere 
ergibt  sogleich  südlich  der  Maas  zu  Workum ,  im  Lande  Altena  und  im 
Lande  Heusden,  v.  d.  Vorm  309.  314,  die  dem  Aasdomsrechte  fremde 
Zucht  des  überlebenden  Ehegatten  Anschluss  an  das  in  Nordbrabant  im 
allgemeinen  geltende  lothringisch-ostfränkische  Verfangenschaftsrecht;  vgl. 
S  627.  Finden  sich  da  jenseits  der  Maas  Abweichungen  von  diesem,  wie 
im  Recht  der  Grafschaft  Meghem  und  der  Stadt  Grave,  vgl.  Christyn  Bra- 
bandts  Recht  974-  1013,  so  entsprechen  dieselben  dem  Aasdomsrechte  nicht 
genauer,  wenn  dieses  da  auch  auf  Einzelnheiten  eingewirkt  haben  mag. 

Aasdomsrecht  gilt  weiter  in  dreien  der  obemAemter  des  Quartiers  von 
Nimwegen,  dem  zwischen  Maas  und  Waal,  dann  in  der  untern  und  obera 
Betuwe.  Nicht  aber  im  vierten,  dem  sogenannten  Reich  von  Nimwegen, 
wo  Verfangenschaft  und  Fallrecht,  vgl.  v.  d.  Vorm  258  flf.,  653  ff.,  aufe  be- 
stimmteste Anschluss  an  die  Verfangenschaftsrechte  ergeben.  Dagegen  ist 
es  beachtenswerth,  dass  in  der  Stadt  Nimwegen  und  ihrem  Weichbilde,  ob- 
wohl dieselbe  durch  die  Waal  von  der  Betuwe  getrennt  und  auf  der  Land- 
seite überall  vom  Gebiete  des  Reichs  umgeben  ist,  Aasdomsrecht  gegolten 
hat,  wie  sich  das  genugsam  aus  den  zahlreichen  Angaben  der  städtischen 
Rechtsquellen,  ed.  Krom  und  Pols,  über  volle  eheliche  Gemeinschaft  und 
was  damit  zusammenhängt,  ergibt  Und  nach  gütiger  Mittheilung  von  Fo- 
ckemaAndreae  wird  in  einem  in  den  Handfesten  von  Nimwegen  i,  255  ge- 
druckten Schreiben  Herzog  Karls  an  die  Schöffen  von  Aachen  von  1537 
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ausdrücklich  auf  den  Unterschied  der  beiden  hier  geltenden  Rechte  hinge- 
wiesen, wonach  im  Reich  die  Guter  auf  die  Seite  fallen,  von  der  sie  her- 
rühren, während  dieselben  in  der  Stadt  und  deren  Schöffenthum  nach  bei- 
den Seiten  theilbar  sind. 

Weiter  schliessen  sich  zwischen  Maas  und  Rhein,  vgl.  Kamptz  Pro- 
vincialrechte  3,  24  ff.,  jedenfalls  die  Rechte  von  Gennep  und  Xanten  eng 
den  Verfangenschaftsrechten  an.  Weichen  dann  von  diesen  die  Rechte  der 
Grafschaft  Cleve  und  das  von  Calcar  stärker  ab,  so  ergibt  sich  allerdings 
wohl  nähere  Uebereinstimmung  mit  dem  Aasdomsrechte.  Aber  nicht  ge- 
rade in  Bestimmungen,  welche  nur  diesem  eigenthümlich  sind.  So  findet 
sich  das  Fehlen  des  Fallrechts  und  die  nach  Hälften  bemessene  volle  Güter- 
gemeinschaft auch  in  den  benachbanen  westfälischen  Rechten,  wo  der  An- 
schluss  dann  ein  noch  engerer  wird  durch  die  dem  Aasdomsrechte  fremde 
lebenslängliche  Zucht  des  Ueberlebenden  am  Theile  des  Verstorbenen.  Nur 
das  stark  betonte  volle  Elternrecht,  vgl.  S  649,  wie  es  auch  zu  Rees,  vgl 
Kamptz  3,  73,  wenigstens  dann  eintreten  soll,  wenn  die  Geschwister  sich 
ihr  Gut  nicht  gegenseitig  ausdrücklich  vermachten,  könnte  bestimmter  an 
Einfiuss  des  Aasdomrechtes  denken  lassen.  Doch  werden  alle  sich  zunächst 
auf  das  Stadtrecht  von  Qeve  stützenden  Schlüsse  dadurch  unsicher,  dass  in 
demselben  der  Sachsenspiegel  und  seine  Glosse  so  stark  benutzt  sind,  vgl. 
Wasserschieben  Erbenf.  121,  Steffenhagen  in  Wiener  Sitzungsber.  129  Abhl. 
7,  dass  es  fraglich  sein  mag,  ob  das  überall  dem  geltenden  Rechte  entsprach. 

Auf  dem  rechten  Rheinufer  gibt  einen  festen  Halt,  dass  das  Recht  des 
fillher  zu  Geldern  gehörenden  Emmerich,  vgl.  Kamptz  3,  58  ff.,  Schröder 
in  Zeitschr.  für  R.  G.  10,  195  ff.,  durchweg  dem  Aasdomsrechte  und  ins- 
besondere dem  Rechte  vonZütphen  entspricht,  während  das  von  Rees,  von 
jenem  Umstände  abgesehen,  mit  den  Verfangenschaftsrechten  überein- 
stimmt, so  dass  die  Gränze  mit  der  der  bischöflichen  Sprengel  von  Utrecht 
und  Köln  zusammenfällt.  Ebenso  scheint  sie  weiter  nordwärts  im  allge- 
meinen mit  der  Gränze  der  Sprengel  von  Utrecht  und  Münster  zusammen- 
zufallen; insbesondere  ergeben  schon  Anhold  und  Bocholt,  vgl.  Schlüter 
Westph.  IH-ovinzialr.  i,  511.  571,  Uebereinstimmung  mit  den  sonstigen 
Rechten  des  Münsterlandes  auch  in  dem,  worin  diese,  wie  durch  die  ge- 
setzliche Zucht  des  überlebenden  Ehegatten,  vom  Aasdomsrechte  abweichen, 
dem  sie  sich  allerdings  im  allgemeinen  von  allen  Nachbarrechten  am  meisten 
annähern. 

In  der  Veluwe  aber,  in  der  Grafschaft  Zütphen,  inSallandundTwenthe 
entspricht  das  Erbrecht,  von  einzelnen  später  zu  besprechenden  Abwei- 
chungen abgesehen,  durchaus  den  Gesichtspunkten  des  Aasdomsrechts. 
Freilich  nicht  die  einzige  das  Erbrecht  treffende  Bestimmung  der  hieherge- 
setzten Lex  Francorum  Chamavorum  S  42,  wonach  das  Vatergut  nur  an 
die  Söhne  kommt,  während  sich  im  Aasdomsrechte  ausnahmslos  Gleich- 
steUung  von  Söhnen  und  Töchtern  ergibt ;  werden  wir  auf  die  Angabe  selbst 
zurückzukommen  haben,  so  möchte  ich  mich  zunächst  mit  dem  Hinweise 
begnügen  und  von  irgendwelchen  weitem  Folgerungen  absehen.  Auch  den 
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698]  nördlichsten  Theil  der  Provinz  Overyssel,  das  Quartier  VoUenhoven^ 
haben  wir  insbesondere  nach  Massgabe  des  Rechts  von  Stecnwyk,  vgl.  Over- 
ysseische  St.  R.  i  o,  57  ff. ,  noch  dem  Gebiete  des  Aasdomsrechtes  zuzu- 
zählen. 

Dagegen  ist  das  Landrecht  von  Drenthe,  v.  d.  Vorm  478  ff.,  Gratama 
Drenthsche  Rechtsbronnen  83  ff.,  ein  durchaus  abweichendes,  sich  andern 
friesischen  Rechten  näher  anschliessendes,  wonach  das  S  381  über  die  Aus- 
dehnung Bemerkte  zu  berichtigen  ist.  Auch  Friesland  im  engern  Sinne, 
das  Land  zwischen  Laubach  und  Flie,  wird  dem  Aasdomsrecht  nicht  zuzu- 
zählen sein,  da  sich ,  wie  auch  Fockema  Andreae  zu  H.  de  Groot  Inl.  2  d. 
28  betont,  insbesondere  die  dieses  vorzugsweise  kennzeichnende  volleGleich- 
stellung  der  Halbgeburt  hier  nirgends  ergibt.  Findet  sich  vereinzelt  sehr 
auffallende  Annäherung  an  dasselbe,  ist  etwa  im  Stadtrechte  von  Staveren 
c.  129,  Telting  Friesche  Siadr.  205,  die  Vererbung  auf  die  lebende  Eltern- 
hand unter  Ausschluss  der  Geschwister  ausdrücklich  ausgesprochen,  so 
würde  für  genauere  Untersuchung  wohl  auch  zu  beachten  sein,  dass  vor 
den  grossen  Einbrüchen  des  Meeres  im  dreizehnten  Jahrhunderte  Nordhol- 
land und  Friesland  nicht  so  bestimmt  getrennt  waren,  wie  später,  und  dass 
das  untergegangene  Land  noch  zum  Gebiete  des  Aasdomsrechtes  gehört 
haben  wird ,  da  demselben  die  insularen  Reste  Texel ,  Flieland  und  Ter 
Schelling  noch  später  zugezählt  wurden;  vgl.  v.  d.  Vorm  86. 

699.  Wird  als  Hauptregel  des  alten  holländischen  Aasdomsrechts  die 
Folge  nach  Linie  und  Grad  angegeben,  so  dass  erst  beim  Mangel  von 
Descendenten  die  Ascendenten,  erst  beim  Mangel  solcher  die  Seitenver- 
wandten berufen  werden,  während  davon  abgesehen  nur  die  Nähe  des 
Grades  entscheiden  soll,  vgl.  v.  d.  Vorm  78,  so  wird  das  so  überaus  häufig 
in  den  andern  Rechten  des  bezeichneten  Gebiets  ebenso  ausgesprochen,  vgl. 
auch  Wasserschieben  Erbenf.  148  ff.,  dass  es  da  kaum  der  Einzelbelege  be- 
darf und  es  genügen  wird,  später  die  mir  bekannten  Abweichungen  anzu- 
geben. So  heisst  es  etwa  in  dem  Landrecht  von  Veluwe  und  Veluwezoom 
von  1593  S252,  ed. Berns  98:  Und  zoanneer  jemandt  affsterft^  so  sullen  tot 
syne  nagelaiene  gutderen  succediren  de  descendenten  offte  die  van  de  afstie- 
gender  linie ;  und  gebreck  derselver  de  ascendenten  offte  van  de  upgaender 
linie;  und  indien  daer  oick  geen  voerhanden  weren,  so  sullen  de  collate- 
ralen  off  sydttnagen  tot  de  successie  des  afgesturvenen  geroepen  werden; 
doch  also,  dat  de  naesten  in  den  bloede  oick  sullen  syn  de  naesten  tot  dem 
guide.  Ist  vielfach  nur  schlechtweg  gesagt,  dass  der  Nächste  am  Blut  auch 
der  Nächste  zum  Gut  sein  soll,  so  ergibt  sich  doch  überall,  wo  sich  einge- 
hendere Angaben  finden,  dass  die  Nähe  des  Grades  der  Folge  der  drei  Li- 
nien untergeordnet  ist. 

Nach  allen  Rechten  des  Gebiets  wird  in  der  absteigenden  Linie 
jeder  Eltemtheil  in  erster  Reihe  durch  seine  Kinder,  Söhne  und  Töchter, 
zu  gleichen  Theilen  ohne  allen  Unterschied  der  Ehen  beerbt.  Und  be- 
schränkt sich  das  beim  Vater  auf  die  ehelichen  Kinder,  so  ergibt  sich  das 
Fehlen  des  Begriffs  irgendwelchen  Sonderguts  der  Ehefamilie  besonders 
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deutlich  daraus,  dass  in  Uebereinstimmung  mit  den  friesischen  Rechten  das 
Erbrecht  nach  der  Mutter  im  ganzen  Gebiete  des  Aasdomsrechtes  nicht 
durch  Ehelichkeit  bedingt  ist;  unechte  Kinder  nehmen  nach  ihr  glei- 
chen Theil  mit  den  echten.  Das  Erbrecht  sämmtlicher  Kinder  nach  der 
Mutter  ist  wohl  nirgends  so  streng  durchgeführt,  wie  hier.  Sind  auch  hier, 
wie  durchweg  in  allen  bezüglichen  Rechten,  Adulterini  und  Incestuosi  vom 
Erbrecht  nach  der  Mutter  in  der  Regel  ausgeschlossen ,  vgl.  Fockema  An- 
dreae  De  stad  Vollenhove  en  haar  recht  (Overysselsche  Stadtregten  B.  5) 
I,  276,  so  dürfte  selbst  das  spätere  Abschwächung  sein.  Noch  nach  dem 
Stadtbuch  von  Steenwyk  von  1609  c.  16  S  1 1 ,  Overyss.  Sl  R.  10,  222, 
erbt  die  Frau,  wie  auf  ihre  echten,  auch  auf  ihre  unechten  Kinder:  off  die 
oock  schoon  in  overspul  ofte  bloetscande  waren  gewonnen;  entgegen  der 
Strenge  des  kaiserlichen  Rechts  sollen  auch  solche  Kinder  na  de  naturele 
aequitejt  ende  na  den  olden  cosiuem  die  Sünde  ihrer  Mutter  nicht  entgelten. 
Und  gestützt  auf  den  Satz  des  Aasdomsrechtes,  dass  der  Nagelnächste  von 
Blut  auch  der  Nächste  zum  Gut  ist,  wird  in  einem  Urtheile  aus  Leiden, 
Blök  Leidsche  Rechtsbr.  206,  auch  einem  Ehebruchskinde  das  Gut  seiner 
Mutter  zugesprochen.  Entsprechendes  findet  sich  auch  wohl  in  Südholland 
bestimmt;  vgl.  Milders  77. 

Scheint  im  allgemeinen  Bevorzugung  einzelner  Kinder  durch  die  Eltern 
nicht  begünstigt  zu  sein,  sollen  Kinder  das,  was  sie  bei  Lebzeiten  der  Eltern 
von  diesen  erhalten,  wiedereinwerfen,  so  wird  doch  mitRücksicht  auf  spätere 
Untersuchungen  zu  bemerken  sein,  dass  dieTheilungnachGutachten 
der  Eltern,  nach  dem  Avis  de  pere  et  mere,  wie  wir  das  im  Süden  ge- 
nannt finden  werden,  dem  Aasdomsrechte  nicht  ganz  fremd  gewesen  zu 
sein  scheint.  Nach  dem  Landrecht  von  Veluwe  von  1593  %  220  ist  solche 
Theilung  allerdings  auch  bei  Lebzeiten  beider  Eltern  an  die  Einwilligung 
der  Kinder  gebunden.  Aber  in  dem  ursprünglichen  Entwürfe  von  1565 
S  1 80,  ed.  Berns  86,  heisst  es :  Item  off  man  offte  vroew  in  staender  echte 
enige  disposition  tuschen  oeren  hinderen  soewell  van  lehenguederen^  als  an- 
dere  allodiaell  ofte  deilbare  guederen  maecten,  datalsulche  disposition  bun- 
dich  und  van  weerden  wesen  sali.  Dass  dazu  bei  stehender  Ehe  die  Ein- 
willigung der  Kinder  nicht  vorausgesetzt  ist,  ergibt  sich  wohl  aufs  be- 
stimmteste daraus,  dass  dann  in  unmittelbarem  Anschlüsse  weiter  gesagt  ist, 
dass  der  Letztlebende  solche  Disposition  nur  mit  Vorwissen  und  Bewilli- 
gung der  Kinder  treffen  dürfe.  Nach  einer  Keure  der  Stadt  Nimwegen  von 
1563,  Stadr.  287,  sollen  Theilungen  der  Eltern  unter  ihre  Kinder  nach  wie 
vor  selbst  dann  rechtsverbindlich  sein ,  wenn  sie  den  gemeinen  Rechten 
nicht  entsprechen.  Auch  nach  dem  Landrechte  der  Oberämter  von  Nim- 
wegen 22  S  12  ff.  scheinen  Eltern  unter  ihre  Kinder  theilen  zu  dürfen; 
doch  darf  hier  dadurch  die  auf  den  halben  Intestaterbtheil  bestimmte  Le- 
gitima  der  Kinder  nicht  beeinträchtigt  werden. 

700,  War  aber  in  erster  Reihe  die  Folge  nach  der  Linie  massgebend,  so 
dass  ihr  die  Rücksicht  auf  den  Grad  zu  weichen  hatte,  so  wurde  innerhalb 
der  Linie  streng  an  der  Vorfolge  des  nähern  Grades  festgehalten.  Daraufhin 
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700]  wird  insbesondere  auch  das  Fehlen  des  Eintrittsrechts  bei 
Nachkommen  als  Eigenthümlichkeit  des  alten  Aasdomsrechts  angegeben, 
durch  welche  dasselbe  sich  scharf  von  dem  Schependomrechte  unterschied, 
in  dem  die  Repräsentation  zur  vollsten  Entwicklung  gelangt  ist.  HugoGro- 
tius,  Inl.  2,  28  S  3,  betont,  dass  das  alte  Aasdomsrecht  keinerlei  Plaetsvul- 
ling,  Eintritt,  zugelassen  habe.  Noch  in  den  Costumen  von  Weesp  bei  Am- 
sterdam von  1547,  vgl.  Wasserschieben  Erbenf.  148,  wird  der  Ausschluss 
der  Enkel  ausdrücklich  darauf  zurückgeführt,  dass  nach  Aasdomsrecht  nur 
der  Nagelnächste  folge.  Die  uns  vorliegenden  Rechte  gestatten  allerdings 
durchweg  den  Eintritt.  Aber  sie  sind  nicht  allein  überwiegend  erst  nach  den 
bezüglichen  Reichsgesetzen  entstanden,  sondern  es  wird  auch  die  erst  nach- 
trägliche Einführung  des  Eintrittsrechts  durchweg  ausdrücklich  erwähnt; 
so  15 18  in  Overyssel,  vgl.  F.  Andreae  VoUenhove  i,  273;  1531  zu  Hasselt, 
Overyss.  St.  R.  4,  10 1 ;  1540  in  der  Veluwe  nach  Landr.  S  255;  1544  in 
Geldern  und  Zütphen,  1545  im  Stift  Utrecht;  vgl.  v.  d.  Vorm  291.  360. 
Erst  darauf  dürfte  es  denn  auch  zurückgehen ,  wenn  mehrfach ,  so  in  den 
Rechten  von  Harderwyk,  Deventer,  Kuilenburg,  betont  wird,  dass  auch 
alleinerbende  Enkel  nach  Stämmen  iheilen ;  obwohl  wir  S  470  solche  Stamm- 
theilung  unter  Nachkommen  auch  unabhängig  vom  Eintrittsrechte  fanden. 

Dieses  Fehlen  des  Eintrittsrechts  macht  sich  im  Gebiete  des  Aasdoms- 
rechts in  sehr  auffallender  Weise  auch  wohl  dadurch  geltend,  dass  sich 
Rückwirkungen  auf  die  lehenrechtliche  Folge  ergeben.  Die 
Lehnsfolge  wird  uns  allerdings  im  allgemeinen  nicht  für  die  landrechtliche 
massgebend  sein  dürfen.  Wir  werden  finden ,  dass  sie  von  dieser  vielfach 
und  zwar  in  einer  Weise  abweicht,  welche  deutlich  erkennen  lässt,  dass 
das  Lehnwesen  auf  fränkischer  Grundlage  beruht.  Und  es  trifft  das  nicht 
blos  das  Lehen  im  engern  Sinne,  sondern  wohl  überhaupt  alles  von  einem 
Herren  geliehene  Gut,  auch  das  Zinsgut.  Wie  sich  aber  auch  in  andern 
Gebieten  ergibt,  dass  man  die  Folge  in  Lehen  doch  der  landrechtlichen  so 
weit  anzupassen  suchte,  als  das  mit  der  besonderen  Natur  des  Lehen  irgend 
vereinbar  war,  so  trifft  das  auch  hier  vielfach  zu. 

Am  auffallendsten  im  Lehnrecht  der  Grafschaft  Zütphen;  vgl.  die  Aus- 
züge aus  des  Fr.  a  Sande  und  Anderer  Commentaren  über  das  Lehnrecht 
von  Geldern  und  Zütphen  bei  Kamptz  Provincialr.  2,  479  ff.,  480  ff.  Wenn 
das  Lehen  auch  nach  der  Nähe  des  Grades  vererbte,  so  sollte  es  doch  nur 
an  einen  einzigen  Erben  kommen ;  es  musste  also  entschieden  werden,  an 
welchen  von  mehreren  Erben  gleichen  Grades  es  zu  fallen  habe.  Nach  der 
Formel :  Het  naeste  lyf^  de  man  voort  wyf^  de  oldste  opter  Straten^  sollte  bei 
Gleichheit  des  Grades  zunächst  der  Vorzug  des  Mannes  vor  dem  Weibe, 
dann  das  Alter  entscheiden.  Das  würde  sich  nicht  wesentlich  von  der  fran- 
zösischen Lehnsfolge  entfernen,  wenn  in  dieser  nicht  das  strenge  Mass- 
geben der  Nähe  des  Grades  durch  das  Eintrittsrecht  beseitigt  erschiene, 
welches  dann  zu  Abweichungen  und  Schwankungen  führte;  vgl.  S  455  ff. 

Hier  ist  von  diesen  auch  bei  Lehen  nicht  die  Rede.  Nur  unter  den  in 
gleichem  Grade  Stehenden  wird  nach  jener  Regel  entschieden.  Und  damit 
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ergab  sich  folgerichtig,  dass  der  Sohnessohn  vom  Erstgebornen  nicht  blos 
durch  den  nachgebornen  Sohn,  sondern  beim  Mangel  eines  solchen  auch 
durch  die  Tochter  ausgeschlossen  war ;  dass  weiter  in  der  Klasse  der  Enkel 
das  Lehen  nicht  an  den  jungem  Sohnessohn  vom  Erstgebornen ,  sondern 
an  den  älteren  Sohn  vom  Nachgebomen  fiel;  dass  endlich  alle  Sohnes- 
töchter durch  einen  Tochtersohn  ausgeschlossen  waren,  da  bei  Unterord- 
nung des  Geschlechtsunterschiedes  unter  die  Gradnahe  nur  das  Geschlecht 
der  Person,  nicht  das  Geschlecht  des  Stammes  zur  Geltung  gelangen  konnte, 
so  dass  sich  hier  auf  dem  Gebiete  des  Lehnrechts  eine  Folge  feststellte, 
welche  in  dieser  Richtung  der  landrechtlichen  des  isländischen  und  göthi- 
schen  Rechts  entsprach ;  vgl.  S  427. 

Dagegen  beachtet  das  alte  Lehnrecht  von  Holland,  vgl.  de  Groot  Inl. 
2,  41  S  2,  das  Geschlecht  des  Stammes;  das  Lehen  fallt  an  den  ältesten 
gradnachsten  Mann  unter  den  Nachkommen  des  Erblassers,  aber  nur  an 
mannen  uyt  mannen  gekomen.  Aber  das  Nichteingreifen  des  Eintritts  macht 
sich  auch  hier  dahin  geltend,  dass  der  altere  Sohnessohn  von  einem  jun- 
gem Sohne  das  Lehen  vor  dem  jUngern  Sohne  des  ältesten  Sohns  nimmt. 
Es  scheint  dann  aber  im  Laufe  der  Zeit  auch  hier  der  Anschluss  an  die  land- 
rechtliche Folge  ein  engerer  geworden  zu  sein,  da  bei  neu  verliehenen  Lehen 
eine  Folge  eintritt,  welche  der  früher  angegebenen  wesentlich  entspricht. 

701.  Ist  die  Vorfolge  der  absteigenden  Linie  durchweg  ganz 
unbeschränkt  ausgesprochen,  so  schliesst  zweifellos  beim  Mangel  von  Kin- 
dern und  Enkeln  auch  der  Urenkel  alle  sonstigen  Freunde  aus.  Eine  über- 
aus auffallende  und  beachtenswerthe  Abweichung  zeigt  da  aber  das  Stadt- 
recht von  ZUtphen,  insofern  es  Beschränkung  auf  den  zweiten  ab- 
steigenden Grad  ergibt  In  dem  um  1350  entstandenen  Stadtbuch  S  81, 
Rechtsbr.  ed.  Pijnacker  71,  dessen  Bestimmung  wörtlich  in  das  Schöffen- 
recht  von  Emmerich  c.  7,  Kamptz  Pr.  R.  3,  58,  übergegangen  ist,  heisst 
es :  Stirft  eyn  mensche,  dy  noch  kyni  noch  kindeskinf,  noch  vader  noch  mü- 
der, noch  eldervader  noch  eldermuder ,  noch  susier  noch  bruder,  noch 
susterkint  noch  bruderkini,  noch  oemnochmuye^  noch  oemskint  noch  muyen- 
kini  aghter  en  lei,  dy  neeste  erfhamen,  di  daernae  ghelike  na  gheleed  sin,  dy 
gaen  thor  liker  delinchen  van  allen  deilbaren  gude^  und  zwar,  vgl.  S  315, 
ohne  weitere  Unterscheidung  bis  zum  zehnten  Knie.  Es  handelt  sich  da 
sichtlich  um  die  S  676  im  allgemeinen  besprochene  Ausdehnung  des  en- 
gem Kreises  über  den  Familienverband  hinaus. 

Nun  würde  es  immerhin  bedenklich  sein,  aus  der  blossen  Nichtnen- 
nung  der  Urenkel  zu  folgem,  dass  auch  diese  erst  bei  Ermangelung  aller 
Freunde  jenes  engem  Kreises  nach  der  Nähe  des  Grades  erben  sollten.  Aber 
es  kommt  eine  andere  bestimmtere  Angabe  hinzu.  Nach  einem  Weisthume 
der  Schöffen  von  1565,  ed.  Pijnacker  157,  dürfen  sich  nur  solche  Eheleute 
wechsebeitig  begiftigen:  die gien  rechte  erffgenamen  ind  bloitin  affstigen" 
der  Unten  tot  khindt  ind  khindeskinder  thoe^  ind  niet  ferner  to  reckenen, 
achterlaiten.  Da  sind  also  Urenkel  nicht  blos  stillschweigend,  sondern  aus- 
drücklich ausgeschlossen.  Und  kommt  hier  nicht  gerade  die  Vorfolge  selbst. 
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701]  sondern  nur  ihre  Berücksichtigung  in  Frage,  so  ist  doch  gar  nicht  zu 
zweifeln,  dass  auch  die  erste  Angabe  wörtlich  zu  verstehen  ist,  dass  das 
Vorhandensein  von  Urenkeln  nur  desshalb  nicht  berücksichtigt  wird ,  weil 
sich  das  bevorzugte  Erbrecht  des  engern  Kreises  überhaupt  nicht  auf  sie 
ausdehnt. 

Wir  erwähnten  nun  S  330  die  sich  insbesondere  in  friesischen  Rechten 
findende  Abgränzung  des  Erbrechts  der  Nachkommen  auf  den  vierten  Grad, 
also  Ausschluss  erst  des  fünften  Grades,  der  doch  thatsächlich  für  Nach- 
kommen nicht  mehr  in  Frage  kommen  konnte,  so  dass  wirunsauf  die  An- 
nahme hingewiesen  sahen,  es  solle  damit  die  allgemeine  Regel  für  die  Ab- 
gränzung des  Erbrechts  in  allen  Linien  ausgesprochen  sein.  Hier  nun  fin- 
den wir  ausnahmsweise  eine  solche  Abgrenzung,  die  sehr  leicht  thatsäch- 
liche  Bedeutung  gewinnen  konnte.  Wir  finden  überdies  jene  Annahme  da- 
durch bestätigt,  dass  auch  in  der  Geschwisterlinie,  dann  in  der  Elternge- 
schwisterlinie  sich  das  bevorzugte  Erbrecht  auf  das  zweite  Glied  beschrankt. 
Auf  die  grosse  Bedeutung,  welche  dadurch  jene  Angaben  gewinnen,  wer- 
den wir  bei  Besprechung  des  engern  Kreises  der  danischen  Gruppe  zurück- 
zukommen haben. 

702.  Es  soll  nun  aber  auch  in  der nachstberufenen  aufsteigenden 
Linie  lediglich  die  Nahe  des  Grades  ausschlaggebend  sein,  womit  sich 
volles  Vorfahrenrecht  unter  Ausschluss  jeder  Rücksichtnahme  auf 
die  Seiten  ergibt.  Ist  es  besonders  kennzeichnend  für  die  meisten  friesischen 
Rechte,  dass  die  Falle  des  Ueberlebens  beider  bezüglichen  Vorfahren  oder 
nur  eines  derselben,  vgl.  S  652,  scharf  auseinandergehalten  und  ganz  ver- 
schieden behandelt  werden,  so  zeigt  sich  davon  hier  keine  Spur.  Was  die 
Eltern  betrifft,  so  ist  häufig  ausdrücklich  betont,  dass  nicht  blos  Vater 
und  Mutter,  sondern  ebenso  Vater  oder  Mutter  alle  höhern  Vorfahren  und 
die  Seitenverwandten  ausschliessen.  So  etwa  zu  Utrecht  nach  der  Ordi- 
nantie  15  S  18,  Rechtsbr.  2,  341  :  ende  sterven  die  kinder  voor  eenich  va- 
der  off  moeder^  ^oe  erven  s^y  op  hoer  vader  off  moeder.  Nirgends  ergibt  sich 
eine  Abschwachung  des  vollen  Elternrechts  etwa  durch  Verfangenschaft. 
In  der  Instructie  über  das  alte  Aasdomsrecht  S  4  ff.,  v.  d.  Vorm  125  ff.,  vgl. 
Milders  88  ff.,  werden  denn  auch  die  S  593  betonten  Unbilligkeiten,  welche 
sich  daraus  beim  Fehlen  ändernder  Heirathsvertrage  ergeben  konnten,  aus- 
drücklich anerkannt.  Auch  wenn  die  überlebende  Mutter  nicht  wieder  hei- 
rathete,  kam  durch  sie,  wenn  sie  kinderlos  starb ,  das  ganze  Vatergut  der 
Kinder  an  die  Mutterseite.  Heirathete  sie  wieder,  ohne  in  der  zweiten  Ehe 
Kinder  zu  haben,  so  werden  alle  von  ihr  zugebrachten  Güter,  auch  das  von 
den  Kindern  erster  Ehe  auf  sie  vererbte  Vatergut,  nach  ihrem  Tode  ge- 
mäss der  hier  geltenden  vollen  Gütergemeinschaft  zwischen  ihren  Erben 
und  dem  überlebenden  Eheganen  gehalftet.  Hatte  sie  ein  Kind  zweiter 
Ehe,  auf  welches  sie  vererbt,  wahrend  dieses  dann  wieder  von  seinem  Vater 
beerbt  wurde :  ^0  sterven  alle  de  goederen  van  de  hinderen,  s^o  wel  van  'te- 
erste  als  andere  hedde  op  den  tweeden  man  ofte  vrouw,  die  de  weduwe  ofie 
weduwenaar  getrouwd  hadde.  Es  wurde  also  ausdrücklich  beachtet,  dass  bei 
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folgerichtiger  Durchfuhrung  des  Elternrechts  das  von  den  Kindern  erster 
Ehe  ererbte  Gut  nicht  blos  ausschliesslich  an  die  eine  Seite,  sondern  selbst 
an  eine  jenen  ganz  fremde  Sippe  kommen  konnte. 

Doch  beschränkt  sich  das  nicht  auf  Eltern.  Ergibt  sich  die  Vor  folge 
der  höheren  Vorfahren  vor  allen  Seitenverwandten  schon  aus 
den  allgemeinen  Angaben  über  die  Folge  nach  den  drei  Linien,  so  wird 
dieselbe  auch  in  Einzelangaben  oft  betont.  So  vererbt  nach  dem  Rechte  der 
obern  Aemter  des  Quartiers  von  Nim  wegen  23  S  8  der  Kinderlose  auf: 
vader  ende  moeder,  ende  so  geen  van  beyde  in  leven  is,  op  desselfs  groot- 
vaders  ende  groot-moeders,  ofte  over-groot-vaders  ende  moeders,  ende  soo 
voorts ;  dann  erst  werden  die  Seitenverwandten  berufen.  So  im  Entwurf- 
recht  für  Kampen  von  1 560,  Overyss.  St.  R.  11,  147  :  Sind  daer  geen  vadcr 
off  tnoeder,  dan  verer  in  opgaenden  linien,  die  sluten  desgelijcx  nut  alle 
verer  in  opstigender  linien  ende  alle  van  die  sydtlinien.  Der  Ausschluss  ins- 
besondere auch  der  Geschwister  durch  alle  Vorfahren  wird  oft  ausge- 
sprochen. So  etwa  in  den  Willküren  von  Harderwyk  3,  b  S  6,  v.  d.  Vorm 
276 :  met  uyisluytinge  van  alle  collateralen,  oock  selfs  van  volle  broeders  en 
susfers. 

Damit  erklärt  sich  auch  das  Fehlen  von  Bestimmungen,  welche  in  an- 
dern Rechten  den  sich  aus  dem  Nichtsteigen  des  Guts  ergebenden  Unbillig- 
keiten begegnen  sollten,  so  insbesondere  das  FehleneinesRückkehr- 
rechtes,  vgl.  $  607.  Vereinzelt  wird  dieses  wohl  ausdrücklich  ausge- 
schlossen. Ist  nach  dem  Landrecht  vonNimwegen  15  S  22  in  der  Heiraths- 
beredung  nicht  ausdrücklich  Anderes  bedungen,  so  sollen  die  Güter,  welche 
die  Eltern  oder  Andere  zur  Heirath  mitgegeben  haben :  volkomentlijck  ^ijn 
gegeven,  sonder  onderworpen  te  :{ijn  eenigh  wederkeren  tot  de  ouders  of  tot 
den  genen,  die  deselve  met  gegeven  heeft,  wenn  sie  dieselben  nicht  gleich  an- 
dern Gütern  als  nächste  Erben  zu  nehmen  haben.  Letzteres  aber  traf  beim 
Fehlen  von  Nachkommen  des  Erblassers  in  dem  am  regelmässigsten  vor- 
kommenden Falle  der  Aussteuerung  durch  Eltern  immer  zu ;  bei  der  Aussteue- 
rung durch  Grosseltern  wenigstens  dann,  wenn  beide  Eltern  vorverstorben 
waren.  Auch  wäre  mit  der  vollen  Gütergemeinschaft,  wie  sie  hier  Recht 
war,  ein  Rückkehrrecht  nicht  wohl  vereinbar  gewesen,  da  das  Geschenkte 
durch  die  Ehe  selbst  sofort  zu  Gemeingut  der  beiden  Eheleute  wurde. 

Ich  möchte  aber  weiter  nicht  bezweifeln,  dass  auch  die  Folge 
der  höhern  Vorfahren,  zunächst  der  Grosseltern,  ursprünglich  ledig- 
lich nach  der  Nähe  des  Grades  unter  Nichtberücksichtigung  der 
Seiten  geordnet  war.  Dass  vereinzelte  Grosseltern  oder  beide  Grosseltern 
einer  Seile  das  Ganze  nahmen,  ergibt  sich  schon  daraus,  dass  Seitenver- 
wandte überhaupt  nur  beim  Fehlen  von  Grosseltern  erben  sollen.  Dagegen 
wird  nun  mehrfach  bestimmt,  dass  bei  Grosseltern  beider  Seiten  in  un- 
gleicher Zahl  nicht  Kopftheilung ,  sondern  Hälftung  nach  den  Seiten  ein- 
treten soll.  So  heisst  es  etwa  im  Landrecht  von  Nim  wegen  23  S  9  für  diesen 
Fall:  als  dan  d' erffenisse  in  staecken  gedeylt  wordt^  sulcks dat d' eene  heiße 
vervalt  op  des  overledens  voorouders  van's  vaders  wegen,  ende  d* andere  heiße 
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702]  op  desselfs  voorouders  vati's  moeders  wegen  sonder  onderscheydi,  van 
wat  7{yde  de  goederen  her  gekomen  ^yn;  ähnlich  zu  Tiel,  Vianen,  in  Over- 
yssel;  vgl.  v.  d.  Vorm  251.  263.  391.  507.  Die  Bestinimung  entspricht  ge- 
nau dem  römischen  Recht.  Dass  sie  überall,  wo  wir  sie  finden  werden,  auf 
dasselbe  zurückgeht,  möchte  ich  kaum  annehmen;  gerade  bei  Grosseltem 
konnte  die  Hälftung  nach  den  Seiten  so  nahe  liegen,  dass  sie  auch  selbst- 
ständig in  Rechte,  denen  dieselbe  übrigens  fremd  ist,  aufgenommen  wer- 
den mochte. 

Gerade  desshalb  aber  fällt  es  um  so  schwerer  ins  Gewicht,  wenn  sich 
hier  daneben  Angaben  finden,  welche  auch  Grosseltern  ohne  Rücksicht  auf 
die  Seiten  nach  Köpfen  theilen  lassen.  Nach  dem  neuen  Aasdomsrecht  von 
1599,  V.  d.  Vorm  108,  soll  beim  Fehlen  von  Eltern  und  Geschwistern  der 
ganze  Nachlass  fallen :  op  de  naaste  adscendenten  in  de  rechte  linie,  hoofd 
voor  hoofit,  alwaar  'i  ook  {o^  dat  van  d*  eene  T^yde  grooivader  en  grootmoe- 
der  beide,  en  van  d'  andere  :^yde  grooivader  of  grootmoeder  alleen  in  *i  leven 
waaren;  und  ebenso  bei  höheren  Ascendenten  gleichen  Grades.  Und  das 
ist  um  so  gewichtiger,  als  es  sich  bei  allen  von  der  Politike  Ordonnantie 
von  1580,  vgl.  S  697,  abweichenden  Bestimmungen  zweifellos  um  ge- 
wünschten Wiederanschluss  an  das  alte  Recht  handelt.  Aber  auch  ausser- 
halb Hollands  heisst  es  in  den  Willküren  von  Harderwyk,  v.  d.  Vorm  276 : 
In  de  klimmende  of  opgaande  linie  heeft  geen  repraesentatie  plaats ,  maar 
erven,  die  even  na  syn,  in  hoofden  en  sluyten  de  nader e  de  verdere  ten  eenen- 
mal  uyt  sonder  onderscheyty  of  deselve  van  vaders  ofte  van  moeders  syde  ko^ 
men  ofte  van  waar  de  goederen  den  overledene  syn  aangekomen.  Ebenso 
haben  nach  dem  Landrecht  der  Grafschaft  Zütphen,  v.  d.  Vorm  283,  in  der 
aufsteigenden  Linie  die  nach  dem  Grade  Gleichstehenden  nach  Köpfen  zu 
theilen.  Es  wird  danach  nicht  zu  zweifeln  sein,  dass  im  Aasdomsrechte  auch 
in  dieser  Richtung  die  Folge  nach  Linie  und  Grad  ursprünglich  folgerich- 
tig durchgeführt  war,  dass  dieHälftung  unter  Grosseltern  beider  Seiten  erst 
nachträglich,  sei  es  nun  auf  Grundlage  des  römischen  Rechts,  sei  es  durch 
selbstständige  Weiterentwicklung,  Eingang  gefunden  hat. 

Bei  allem  Leihgute  zeigt  sich  dann  allerdings  das  Vorfahrenrecht 
durch  das  dem  westfi-änkischen  Rechte  entsprechende  Nichtsteigen  des  Erb- 
guts beseitigt.  Und  zwar  nicht  blos  beim  Lehengut,  sondern  durchweg  auch 
bei  dem  nach  Hofrecht  ausgegebenen  Zinsgute  entsprechend  dem  allge- 
mein ausgesprochenen  Satze:  Heerengoederen  klimmen  niei;  vgl.  F.  An- 
dreae  Bijdr.  3,  105.  Aber  in  der  Grafschaft  Zütphen  ergibt  sich  auch  da  An- 
passung an  die  landrechtliche  Folge  nach  dem  Commentar  des 
Fr.  V.  Sande,  Kamptz  2,  480 :  Ascendentes  excluduntur  in  omnibus  nosira- 
tibus  et  vicinorum  feudiSy  exceptis  Zutphanicis^  quae  etiam  hoccasu  ad  na- 
ttiram  reliqui patrimonii  proprius  accedentes  a  communi  feudorum  condi" 
tione  degenerant.  Ist  dann  nach  Linie  und  Grad  die  Klasse  der  Grosseltem 
berufen,  so  erscheint  der  Lehnserbe  wieder  ganz  folgerichtig  nach  denselben 
Gesichtspunkten  bestimmt,  wie  wir  sie  S  700  für  die  Folge  der  Nachkom- 
men massgebend  fanden.  Grossmütter  sind  durch  Grossväter  ausgeschlossen. 
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Leben  beide  Grossväter,  oder  beim  Mangel  solcher  beide  Grossmütter,  so 
entscheidet  das  Alter.  Es  ergibt  sich  also  auch  hier  keinerlei  Rücksicht* 
nähme  auf  das  Geschlecht  des  aufsteigenden  Stammes ,  keinerlei  Bevorzu- 
gung der  Vaterseite.  Auch  nach  Lehnrecht  von  Holland,  vgl  de  Groot  Inl. 
2,  41  S  12  ff.,  ist  wenigstens  bei  neuen  Lehen  das  Steigen  auf  Vorfahren 
nicht  schlechtweg  ausgeschlossen ;  aber  Eltern ,  und  ebenso  höhere  Vor- 
fahren erben  erst  dann,  wenn  ihre  ganze  Nachkommenschaft  ausgestor- 
ben ist. 

703«  Finden  wir  aber  im  allgemeinen  das  volle  Vorfahrenrecht  aufs 
zweifelloseste  ausgesprochen,  so  findet  sich  doch  in  einzelnen  Rechten  des 
Gebiets,  welche  übrigens  durchaus  mit  den  anderen  übereinstimmen ,  eine 
Abweichung  vom  vollen  Vorfahrenrechte  so  häufig,  dasswirsie 
nicht  werden  unbeachtet  lassen  dürfen.  Während  wir  auch  da  volles  Eltern- 
recht, Ausschluss  der  Geschwister  vom  ganzen  Nachlasse  durch  den  über- 
lebenden Elterntheil  finden,  ergibt  sich  eine  wesentliche  Abweichung  durch 
den  Ausschluss  der  Grosseltern  durch  Geschwister,  was  sich 
dann,  wovon  wir  für  den  nächsten  Zweck  absehen  können,  wohl  auf  deren 
Nachkommen  ausdehnt.  So  zu  Utrecht  nach  der  Ordinantie  von  1532  c. 
15  S  18,  MuUer  Rechtsbr.  2,  341,  und  dem  spätem  Stadtrecht,  v.  d.Vorm 
373,  wonach  der  Kinderlose  auf  Vater  oder  Mutter,  nach  dem  Tode  dieser 
aber  auf  Vollgeschwister  und  Halbgeschwister  vererbt.  Ebenso  nach  dem 
Recht  von  Vianen,  v.  d.  Vorm  507,  wonach  Grosseltern  erst  beim  F'ehlen 
von  Geschwistern  und  Kindern  derselben  erben  sollen.  Im  alten  Recht  von 
ZwoUe  S  209,  ed.  Dozy  1 24,  heisst  es :  Entch  mensche  is  naerre  te  erven  op 
sinen  broder  of  op  syn  susier,  dan  op  sinen  oldervader  of  oldermoder.  Das 
ist  ebenso  wiederholt  im  altern  Stadtrecht  von  Steenwyk  2  S  3 1 ,  Overyss. 
St.  R.  10,  51,  während  es  auch  S  36  entsprechend  heisst,  dass  Kinder  auf 
den  überlebenden  Eltemtheil,  nach  dem  Tode  beider  aber  aufeinander  ver- 
erben. Dasselbe  aber  scheint  auch  das  Erbrecht  der  Grafschaft  ZUtphen,  v. 
d.  Voorm  282  ff.,  zu  ergeben.  Allerdings  wird  da  S  i  in  der  hier  sonst  üb- 
lichen Weise  der  Ausschluss  der  Seitenlinie  durch  die  aufsteigende  betont. 
Heisst  es  dann  aber  mit  besonderer  Bestimmtheit,  dass  immer  der  nächste 
im  Blut  auch  der  Nächste  im  Gut  sein  soll,  so  scheint  man  die  Vorfolge 
der  aufsteigenden  Linie  auf  die  nach  zurückbleibender  Zählung,  vgl.  S  391, 
dem  Grade  nach  Gleichstehenden  beschränkt  zu  haben.  Denn  $  3  heisst  es : 
Die  maegen  van  de  sydÜinien  sullen  met  die  opstygende  maechschap  niei 
mede  toeghelaien  werden,  sonder  gelyk  als  een  broeder  met  des  verstorvenen 
vader  niet  mach  succedieren^  alsoo  sal  oock  een  oom  met  den  olden  vader  of 
moye  met  die  olde  moeder  niet  verervet  werden.  Der  Vergleich  scheint  doch 
nur  zu  passen,  wenn  Brüder  zwar  durch  den  Vater,  nicht  aber  durch  Gross- 
eltern ausgeschlossen  sind.  Der  unbedingte  Vorzug  der  gesammten  auf- 
steigenden Linie  würde  demnach  hier  dahin  abgeschwächt  sein ,  dass  nur 
bei  Gleichheit  des  Grades  der  Seitenverwandte  durch  den  Vorfahren  aus- 
geschlossen ist. 

Dass  es  sich  hier  trotz  der  Abweichung  wesentlich  um  ein  und  das- 
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708]  selbe  Recht  handelt,  ergibt  die  volle  sonstige  Uebereiastimmung  der  Er- 
benfolge, wie  sie  sich  doch  auch  bezüglich  der  Vorfahren  durch  den  zunächst 
ins  Gewicht  fallenden,  andern  friesischen  Rechten  fremden  Ausschluss  der 
Geschwister  durch  den  Überlebenden  Elterntheil  kennzeichnet.  Damit  wirft 
sich  aber  die  Frage  auf,  ob  wir  hier  in  dem  vollen  Vorfahrenrecht  oder  in 
dem  Ausschluss  der  Grosseltera  durch  Geschwister  die  ursprunglichere 
Gestaltung  zu  sehen  haben.  In  dieser  Richtung  möchte  ich  nun  nicht 
gerade  das  Hauptgewicht  darauf  legen,  dass  die  Zeugnisse  fUr  das  volle  Vor- 
fahrenrecht auch  der  Grosseltern  durchaus  überwiegen.  Aber  es  wird  zu 
beachten  sein,  dass  nach  dem  S  593  Bemerkten  die  Beeinträchtigung  der 
Geschwister  als  Nacherben  durch  das  Grosselternrecht  sich  gerade  im  Aas- 
domsrecht besonders  fühlbar  machen  musste.  Nicht  allein  desshalb,  weil 
dasselbe  sich  hier  auf  das  gesammte  Gut,  auch  das  Erbgut,  erstreckte.  Es 
wird  insbesondere  zu  beachten  sein ,  dass  dem  altern  Aasdomsrecht  der 
Eintritt  fehlte  und  sich  damit  auch  die  stärksten  der  S  593  betonten  Unbil- 
ligkeiten ergeben  konnten.  Es  konnten  etwa  die  Vollgeschwister  des  Erb- 
lassers dauernd  von  jedem  Antheile  an  dessen  Nachlasse  ausgeschlossen 
sein,  indem  derselbe  zunächst  auf  den  Vatervater,  von  diesem  aber  weiter 
nach  der  Nähe  des  Grades  auf  einen  Halbbruder  des  Vaters  vererbte.  Denn 
auch  von  einer  Verfangenschaft  für  die  Nacherben,  durch  welche  man  in 
andern  Rechten,  vgl.  S  598,  solche  Ergebnisse  ausschloss,  ergibt  sich  im 
Aasdomsrechte  keine  Spur.  Ist  es  dem  gegenüber  auch  nur  denkbar,  dass 
man  das  volle  Grosselternrecht,  wenn  es  nicht  althergebracht  war,  erst  nach- 
träglich unter  Beseitigung  des  Vorzuges  der  Geschwister  eingeführt  haben 
sollte  ?  und  zwar  nicht  blos  in  einem  einzelnen  Ortsrechte ,  sondern ,  von 
den  erwähnten  Ausnahmen  abgesehen,  in  dem  ganzen  ausgedehnte  Gebiete  ? 
Um  so  leichter  erklärt  es  sich,  wenn  man  umgekehrt  im  Laufe  der  Zeit  die 
Vorfolge  der  Grosseltern  zu  Gunsten  der  Geschwister  in  einigen  der  be- 
züglichen Rechte  beseitigte.  Dehnte  sich  das  dann  nicht  weiter  auf  Eltern 
aus,  obwohl  doch  auch  das  Elternrecht  nach  S  593  entsprechende,  wenn 
auch  nicht  so  weit  gehende  Beeinträchtigung  der  Nacherben  zur  Folge  haben 
konnte,  so  erklärt  sich  das  aus  den  S  694  ff.  erörterten  Gesichtspunkten.  Ist 
im  allgemeinen  dem  Aasdomsrechte  jede  auf  den  Einfluss  des  engern  Ver- 
bandes der  Familie  zurückzuführende  Gestaltung  der  Folge  fremd ,  macht 
sich  derselbe  erst  bei  jenen  Ausnahmen  geltend,  so  ist  es  erklärlich ,  wenn 
man  wenigstens  im  engem  Kreise  allgemein  am  Vorfahrenrechte  der  Eltern 
festhielt. 

Diese  Beachtung  der  Sonderstellung  der  Eltern  macht  sich  denn  auch 
wohl  in  einzelnen  Rechten  geltend,  welche  abweichend  Zusammenerben 
vonVor  fahren  mit  Geschwistern  nach  Köpfen  ergeben.  Solches 
Zusammenerben,  vgl.  S  651,  werden  wir  allerdings  vielfach  zweifellos  auf 
germanische  Grundlage  zurückzuführen  haben.  Aber  zumal  da,  wo  sich 
dasselbe  auf  Grosseltern  ausdehnt,  wird,  wie  schon  S  65 1  betont,  ein  sicheres 
Urtheil  doch  sehr  dadurch  erschwert,  dass  das  der  Erbenfolge  Justinians 
entspricht.  Und  wenigstens  hier,  wo  in  der  sonstigen  Gestaltung  des  Rechts 
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bestimmtere  Anknüpfungspunkte  dafür  durchaus  fehlen,  möchte  ich  kaum 
bezweifeln,  dass  es  sich  um  spätere  Aufnahme  römischer  Bestimmungen 
handelL  Diese  mussten  ja  da,  wo  sich  trotz  aller  Unbilligkeiten  das  volle 
Vorfiahrenrecht  erhalten  hatte,  eine  erwünschte  Grundlage  für  Abschwä- 
chung  desselben  bieten.  Die  Uebereinstimmung  ist  vollständig,  wenn  es  im 
Stadtrechte  von  Tiel,  v.  d.  Vorm  269,  heisst,  dass  der  Nachlass  beim  Fehlen 
von  Nachkommen  unter  Vater  und  Mutter  oder  beim  Mangel  derselben 
unter  Grosseltern  nevens  broeders  ende  susters  hoo/t  vor  hooft  gleich  zu 
theilen  sei.  Die  ungeändene  römische  Bestimmung  wird  man  auch  im  Auge 
gehabt  haben,  wenn  nach  dem  Landrecht  von  Overyssel,  v.  d.  Vorm  391. 
mei  de  ouderen  in  deopgaende  //««>  Vollgeschwisier  mei  malkanäeren  in  de 
hoofden  theilen  sollen.  Aber  solche  Abschwächung  auch  des  Elternrechtes 
scheint  auf  Widerstand  gestossen  zu  sein.  Denn  nicht  allein,  dass  im  Stadt- 
recht von  Deventer,  v.  d.  Vorm  401 ,  jenes  Zusammenerben  wieder  aut 
Grosseltern  beschränkt  und  das  volle  Elternrecht  beibehalten  erscheint. 
Auch  die  Stände  von  Overyssel  erläutenen  1756,  v.  d.  Vorm  395,  jene  Be- 
stimmung des  Landrechts  dahin,  dass  der  Ausdruck  Ouderen  erst  die  mit 
Geschwistern  in  gleichem  zweiten,  also  römischen  Grade  stehenden  Gross- 
eitern,  nicht  aber  schon  Eltern  treffe,  welche  als  Nächste  nach  Grad  oder 
Blut  den  ganzen  Nachlass  ihrer  Kinder  nehmen  sollen. 

Jener  das  Vorfahrenrecht  abschwächende  Ausschluss  der  Grosseltern 
durch  Geschwister  lag  allerdings  so  nahe,  dass  ich  auf  sein  Vorkommen 
im  Aasdomsrechte- für  die  Beurtheilung  der  Verwandtschaftsverhältnisse 
desselben  kein  grösseres  Gewicht  legen  möchte.  Es  wäre  auch  denkbar,  dass 
er  sich  innerhalb  des  Gebietes  erst  nachträglich  mehrfach  unabhängig  von 
einander  ergeben  habe.  Aber  wahrscheinlich  ist  das  nicht.  Denn  die  ab- 
weichende Gestaltung,  obwohl  sie  an  sehr  verschiedenen  Punkten  des  Ge- 
bietes auftrin,  zeigt  doch  wieder  eine  Uebereinstimmung,  welche  sich  wohl 
nur  durch  näheren  Zusammenhang  erklärt.  Einerseits  darin,  dass  die  Be- 
seitigung des  vollen  Vorfahrenrechts  sich  nicht  auch  auf  die  Eltern  aus- 
dehnt, überall  bei  diesen  Halt  macht,  soweit  nicht  spätere  römisch  recht- 
liche Einflüsse  in  Rechnung  zu  bringen  sind.  Dann  aber  doch  wohl  auch 
darin,  dass  jeder  Ansatz  fehlt,  für  die  Abschwächung  des  Vorfahrenrechts 
sich  mit  blosser  Verfangenschaft  zu  begnügen,  oder  für  dieselbe  an  die  Ver- 
schiedenheit der  Bestandtheile  des  Nachlasses  anzuknüpfen  und  die  Bevor- 
zugung der  Geschwister  gleich  andern  Rechten  in  naheliegender  Weise 
nur  auf  Erbland  zu  beschränken.  Das  macht  es  wahrscheinlich ,  dass  auch 
die  Abweichung  sehr  weit  zurückreicht,  dass  sie  schon  zur  Zeit,  als  der  be- 
ztli^liche  Stamm  seine  späteren  Sitze  einnahm,  im  Aasdomsrechte  zur  Gel- 
tung gelangt  war,  ohne  doch  im  allgemeinen  das  hergebrachte  Vorfahren- 
recht vordrängen  zu  können. 

Ist  dann  in  diesem  auf  die  schon  betonten  Gründe  hin  jedenfalls  die 
ursprünglichste  Gestahung  des  Gesammtrechts  zu  sehen,  so  würde  uns  hier 
ein  unmittelbarer  Beleg  des  Uebergangs  zum  engernKreise  vor- 
liegen, für  den  wir  schon  S  519.  562.  648  den  Ausschluss  der  Grosseltem 
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703]  durch  Geschwister  als  kenozeichnead  hinsteUten.  In  einem  Rechte, 
in  welchem  sich  im  allgemeinen  keinerlei  Unterscheidung  zweier  Erben- 
kreise  ergibt,  in  welchem  für  den  gesammten  Erbenkreis  die  Folge  nach 
Linie  und  Grad  so  einheitlich  durchgefUhn  erscheint,  wie  kaum  in  einem 
andern,  haben  sichtlich  die  Bedenken ,  welche  sich  gegen  das  Grosseltem- 
recht  vom  Gesichtspunkte  des  engem  Zusammenhanges  der  Familie  und 
der  Ansprüche  der  Nacherben  aus  ergeben,  dazu  geführt,  dass  wenigstens 
theilweise  die  in  vielen  andern  Rechten  vollständig  durchgedrungene  Auf- 
fassung zur  Geltung  gelangte,  dass  eine  Vorfolge  der  Geschwister  vor  Gross- 
eltern der  Billigkeit  entspreche. 

704«  Scheint  sich  hier  ein  Uebergang  von  der  Linienfolge  zu  der  nach 
Kreisen  lediglich  durch  jene  Aenderung  zu  ergeben,  so  müsste  sich  das  nach 
dem  S  558  Bemerkten  dadurch  erproben,  dass  sich  auch  in  den  abweichen- 
den Rechten  wenigstens  der  weitere  Kreis  nach  Linie  und  Grad  geordnet 
zeigt,  sich  insbesondere  also  auch  Erhaltung  des  Vorfahrenrechts 
im  weitern  Kreise  ergibt.  Werden  nun  in  diesen  Rechten  mehrfach  die 
Grosseltem  nicht  blos  durch  Geschwister,  sondern  auch  durch  Kinder  der- 
selben ausgeschlossen,  so  können  wir  davon  nach  dem  schon  S  560  betonten 
Gesichtspunkte  absehen ;  es  handelt  sich  dann  nur  um  die  naheliegende  und 
oft  vorkommende  Ausdehnung  des  engern  Kreises  auf  die  Kinder  der  Ge- 
schwister ;  vgl.  S  674.  Dagegen  scheint  der  Vorzug  der  Grosseltem  vor  El- 
terngeschwistern durchweg  anerkannt  zu  sein,  worauf  freilich  hier  weniger 
Gewicht  zu  legen  ist,  da  auch  der  Vorzug  der  Eltern  vor  Geschwistern 
überall  anerkannt  geblieben  ist.  So  sagt  das  alte  Recht  von  Zwolle  aus- 
drücklich: Een  is  naerre  te  erven  op  sinen  oldervader  of  oldermoder ,  dan 
op  sinen  oem  of  op  syn  moye.  So  ist  insbesondere  auch  in  dem  spätem  Stadt- 
recht von  Zütphen,  v.  d.  Voorm  287,  in  Uebereinstimmung  mit  der  S  703 
erwähnten  Bestimmung  des  Landrechts  ausdrücklich  gesagt,  dass  Elternge- 
schwister durch  Grosseltern  ausgeschlossen  sind. 

Das  ist  nun  insofern  zu  beachten,  als  nach  dem  altem,  vor  1350  ent- 
standenen Stadtbuch  von  Zütphen  S  81,  ed.  Pijnacker  71,  Grosseltern  und 
Eltemgeschwister  mit  einander  theilen  sollen,  was  dann  wörtlich  gleichlau- 
tend in  das  SchöflFenrecht  von  Emmerich,  Kamptz  3,  59,  übergegangen  ist 
Das  hier  anscheinend  ganz  vereinzeh  stehende  auffallende  Zusammen- 
erben von  Grosseltern  und  Elterngeschwistern  schliesst  sich 
nun  allerdings  der  Folge  anderer  friesischer,  weiter  insbesondere  dänischer 
Rechte  an.  Doch  möchte  ich  auf  diese  Uebereinstimmung  nicht  zu  viel  Ge- 
wicht legen.  Ich  glaubte  daraus  schon  S  391  folgern  zu  dürfen,  dass  auch 
im  Gebiete  des  Aasdomsrechts  ursprünglich  zurückbleibend  gezählt  wurde, 
obwohl  die  spätem  Quellen  sich  durchweg  der  römischen  2^hlung  bedienen. 
Aber  es  bestätigt  sich  noch  durch  eine  Angabe  des  Stadtbuchs  von  Steen- 
wijk  von  1609  c.  16  S  3,  Overyss.  St.  R.  10,  220:7«  den  sijlval sijn  broe- 
ders  ende  susiers  in  den  eersien  graedt  ende  susters-  ende  broederskinderen 
in  den  tweden  graedt  Wird  nun  im  allgemeinen  das  Massgeben  der  Nähe 
des  Grades  nirgends  schärfer  betont,  als  im  Aasdomsrechte ,  wird  auch  in 
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den  Rechten  mit  engerm  Kreise,  so  in  dem  von  Utrecht,  nach  Erwähnung 
der  unminelbaren  Folge  der  Geschwister  nach  Ehern  ohne  die  Grosseltern 
zu  erwähnen  lediglich  die  Gradesnähe  als  massgebend  hingestellt,  so  ist  es 
doch  recht  wohl  denkbar,  dass  sich  daraufhin  vereinzelt  unabhängig  von 
den  entsprechenden  Bestimmungen  die  Ansicht  feststellte,  dass  Grosseltern 
erst  mit  den  ihnen  nach  jener  Zählung  gleichstehenden  Elterngeschwistem 
zu  berufen  seien.  Und  das  mag  selbst  zu  ZUtphen  nur  zeitweise  oder  nicht 
allgemein  anerkannt  gewesen  sein ,  da  das  spätere  Stadtrecht  nicht  daran 
festgehalten  hat. 

Sollte  aber  auch  beztiglich  dieser  auf  den  Einfluss  der  Familie  zurück- 
gehenden Abweichungen  Zusammenhang  mit  andern  Rechten  anzunehmen 
sein,  so  würde  nichtsdestoweniger  die  ganze  Sachlage  darauf  hinweisen, 
dass  dieselben  sich  jedenfaUs  im  Aasdomsrechte  selbstständig  entwickelt 
haben,  wie  darauf  doch  bestimmt  hinweist,  dass  die  Rechte,  in  welchen 
sich  jene  so  naheliegende  Beachtung  des  Familienverbandes  durchgeführt 
findet,  in  allem  Uebrigen  sich  durchaus  der  allgemeinen  Gestaltung  des 
Aasdomsrechtes  anschliessen,  welche  jedenfalls  anderen,  sich  ihm  übrigens 
annähernden  Rechten  gegenüber  schon  wegen  des  vollen  Vorfahrenrechtes 
auf  eine  ursprünglichere  Entwicklungsstufe  hinweist.  Sollte  da  wirklich  ein 
Zusammenhang  mit  andern  Rechten  bestehen,  so  hätten  wir  anzunehmen, 
dass  dieselben  sich  gleichfalls  von  einer  dem  Aasdomsrechte  im  allgemeinen 
entsprechenden,  die  Seiten  nicht  berücksichtigenden  Grundlage  aus  ent- 
wickelt, dabei  aber  die  dort  gegebenen  Ansätze  zur  Beachtung  des  Familien- 
verbandes aligemeiner  und  weiter  durchgeführt  hauen. 

705.  Wurde  im  aUgemeinen  folgerichtig  nach  Linie  und  Grad  und 
zwar  durch  die  Gesammtsippe  vererbt  und  sind  auch  die  besprochenen  Ab- 
weichungen von  der  Linienordnung  jedenfalls  ganz  unabhängig  von  einer 
Berücksichtigung  der  Herkunft  des  Gutes  von  dieser  oder  jener  Seite,  so  er- 
gibt sich  schon  damit  stillschweigend  das  für  spätere  Untersuchungen  be- 
sonders beachtenswenhe  FehlendesFallrechts.  Aber  sehr  häufig  wird 
es  auch  ausdrücklich  ausgesprochen.  Wird  die  Nichtberücksichtigung  der 
Herkunft  des  Guts  als  EigenthUmlichkeit  des  alten  holländischen  Aasdoms- 
rechts betont,  vgl  de  Groot  Inl.  2  c.  28,  v.d.  Vorm  78,  so  entsprechendem 
die  anderen  Rechte  des  Gebiets.  Fanden  wir  das  schon  bei  den  Angaben  über 
die  Vorfahrenfolge  mehrfach  betont,  so  heisst  es  nach  Besprechung  derselben 
im  Erbrecht  von  Vianen  S  6  verallgemeinernd :  Sonder  oock  in  desen  ofte 
in  de  voer  of  naeverhaelde  successien  aenschou  te  nemen  van  waer  ofte  wat 
syde  den  overleden  syne  goederen  in  U  geheel  ofte  ten  deel  aengekomen 
mochten  wesen.  So  wird  zu  Hasseit,  Overyss.  St.  R.  4,  1 04,  die  Vorfolge 
der  Eltern  damit  begründet :  om  dat  hier  alleen  gesien  word  op  de  naeste 
in  den  bloede^  dat  die  ook  de  naaste  sijn  tot  tgoedy  sonder  consideratie  te 
nemen,  waar  t'selve  heer  gekomen  is.  Insbesondere  soll  auch  in  der  Seiten- 
linie nach  dem  Erbrecht  von  Harderwyk  S  1 1 :  de  naaste  in  den  bloede  de 
naaste  tot  den  goede  syn ;  ende  die  in  eenen  grade  syn,  sullen  egalick  in 
hoo/den  erven  sonder  miderscheyt  tuschen  vaderlycke  en  moederlycke  i^yden 
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705]  of  goederen.  Nur  dann  trat  Fallrecht  ein ,  wenn  es  in  der  Heirathsbe- 
redung  ausdrücklich  vorbehalten  war ;  vgl.  Landr.  von  Nimwegen  1 5  S  1 7 ; 
F.  Andreae  Bijdr.  2,  142. 

Soll  alles  Gut  ohne  Rücksicht  auf  die  Herkunft  nach  Linie  und  Grad  ver- 
erben, so  ergibt  sich  darauseinheitlicheVererbung  des  gesammten 
Guts.  So  heisst  es  bezüglich  des  Unterschiedes  von  Erbgut  und  Ge- 
winngut  ausdrücklich  noch  im  neuen  Aasdomsrechte,  v.  d.  Vorm  1 14: 
Item  in  alle  successie  en  ^^al  geen  consideratie  genomcn  worden ,  van  waar 
ofvan  wat  ^yde  de  goederen  gekomen  ^yn^  nochte  00k  of  hei  patrimoniale, 
aangeerfde  y  of  geconquesteerde  ende  verkregene  ofte  veroverde  goederen 
^yn,  dan  niet  Ebenso  wenig  ergibt  sich  für  die  Erbenfolge  irgendwelche 
Unterscheidung  zwischen  Liegenschaften  und  Fahrniss,  die  sonst 
allerdings  häufig  als  roerend  oder  tilbaar  goed,  tragbares  Gut,  von  dem  on- 
roerend  goed  unterschieden  wird. 

Dagegen  macht  sich  allerdings  häufig  ein  Unterschied  zwischen  u  n- 
theilbarem  und  theilbaremGut  in  der  Weise  geltend ,  dass  die  ge- 
meine Erbenfolge  sich  nur  auf  dieses  letztere  erstrecken  soll.  Aber  es  ergibt 
sich  bald,  dass  unter  dem  deelbaar  goed  dann  nichts  anderes  zu  verstehen 
ist,  als  das,  was  sonst  auch  als  eigenlijk  odtt  allodial  goed  bezeichnet  wird, 
der  gesammte  Nachlass,  so  weit  er  freieigen  und  damit  theilbar  ist,  so  dass 
nur  das  von  einem  Herrn  geliehene  Gut  davon  ausgenommen  ist,  von  dem 
denn  auch  oft  bemerkt  wird,  dass  es  gemäss  dem  Sonderrechte  vererbt.  Wo 
vom  Gute  schlechtweg  die  Rede  ist,  ist  darunter  der  gesammte  Nachlass  nur 
mit  Ausnahme  des  geliehenen  Guts  zu  verstehen;  vgl.  Landr.  von  Nim- 
wegen 1 5  S  6. 

706«  Es  hat  demnach  für  die  gemeine  landrechtliche  Folge  keine  Be- 
deutung, wenn  wir  vielfach  das  Fallrecht  für  Leihgut  anerkannt  fin- 
den. Die  Lehen,  vgl  Kamptz  2,  479.487,  scheinen  nur  in  derGrafischaft 
ZUtphen  ohne  alle  Rücksicht  auf  die  Herkunft  vererbt  zu  sein;  dagegen  in 
Holland,  Geldern  und  Overyssel  nach  Fallrecht  Aber  nur  nach  einfachem 
Fallrecht,  vgl.  S  577,  so  dass  lediglich  die  beiden  Seiten  ohne  Rücksidit  auf 
die  weitere  Herkunft  auseinandergehalten  werden;  auf  jeder  Seite  werden 
die  Gradnächsten  berufen :  etiamsi  non  descendunt  ex  primo  benefictaria 
habetur que  sola  ratio  propinquitatis  respectti  postremi  defunctu 

Das  Fallrecht  beschränkt  sich  dann  aber  nicht  gerade  auf  Lehen,  son- 
dern trifft  vielfach  auch  Zinsgut  und  überhaupt  alles  geliehene  Gut.  So 
vererben  nach  dem  Landrecht  von  Overyssel  c.  47  ff.,  Pufendorf  Obs.  354. 
356,  die  bischöflichen  Lehen  und  die  Zinsgüter  der  Abteien  auf  die  Seite, 
von  der  sie  hergekommen  sind.  Ebenso  nach  dem  Recht  von  Amersfoort, 
ed.  Fruin  Rechtsbr.  der  kleinen  steden  van  het  Nedersticht  van  Utrecht  i, 
342,  Lehngüter,  Zinsgüter,  Erbpachte  und  andere  herrschaftliche  Güter, 
welche  Mann  oder  Frau  von  ihren  Eltern  ererbten  oder  für  sich  erhalten 
haben,  wie  dieselben  auch  bei  Gütergemeinschaft  Sondergut  bleiben  sollen. 
Als  zu  Emmerich,  vgl.  Zeitschr.  für  Rechtsg.  10,  198,  der  Mann  gegen  die 
Erben  der  Frau  Gut  ungetheilt  beanspruchte,  weil  er  es  vom  Abte  und  der 
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Aebtissin  als  Hofzinsgut  habe,  wurde  erkannt:  weer't  in  der  waerheit  ein 
tinsguei  ende  die  man  daer  nae  hoirich  weer ,  dat  hi  des  niei  deiUn  ensolde. 

Und  beim  Leihgut  macht  sich  denn  auch  wohl  der  Unterschied  von 
Erbgut  und  Gewinngut  geltend.  Von  der  Theilung  nach  dem  Tode  eines 
der  Eheganen  ist  nach  den  altern  Stadtrechten  von  ZwoUe  S  2 1 2,  ed.  Dozy 
1 26,  und  von  Steenwyk  2  S  42  ererbtes  liehen  ausgeschlossen,  da  es  ohne 
Ersatz  an  den  Berechtigten  kommt;  von  den  Eheleuten  erworbenes  Lehen 
aber  bt  zur  Theilung  zu  bringen,  indem  es  zwar  dem  Manne  verbleibt  oder 
an  dat  naeste  oeldeste  lijf  van  den  sweerde  fällt,  von  diesem  aber  den  an- 
dern Erben  oder  der  Frau  durch  Eigengut  gleichen  Werthes  zu  ersetzen 
ist.  Entsprechende  Bestimmung  findet  sich  im  Schöffenrecht  von  Emme- 
rich, Zeitschr.  f.  R.  G.  10,  200. 

Dieses  Eingreifen  des  Fallrechts  aber  kaim  nicht  füglich  auf  ältestes 
Recht  zurückgehen,  da  es  sich  um  Vermögensbestandtheile  handelt,  welche 
an  und  für  sich  erst  einer  spätem  Entwicklungsstufe  angehören  und  bei 
welchen  der  Umstand,  dass  es  sich  nicht  um  freies  Eigen  handelt,  jede  Ab- 
weichung von  der  landrechtlichen  Erbenfolge  genügend  erklärt.  Ergibt 
sich,  dass  das  Fallrecht  übrigens  dem  Aasdomsrechte  fremd  war,  so  ist  nicht 
zu  bezweifeln,  dass  es  erst  vom  fränkischen  Gebiete  her  Eingang  fand,  als 
mit  der  fränkischen  Herrschaft  Erbleihgüter  verschiedener  An  hier  üblich 
wurden.  Dafür  spricht  auch  der  schon  S  700  betonte  sonstige  Anschluss 
an  das  französische  Lehnrecht;  so  der  Ausschluss  des  Weibes  durch  den 
Mann  gleichen  Grades,  aber  auch  nur  durch  diesen,  während  übrigens  im 
Aasdomsrechte  Mann  und  Weib  ganz  gleichgestellt  erscheinen.  Insbeson- 
dere aber  handelt  es  sich  bei  jener  Vererbung  der  Lehen  nach  Fallrecht 
nicht  um  eine  Eigenthümlichkeit  des  Aasdomsrechts;  wo  im  Schependoms- 
rechte  und  den  mit  ihm  näher  zusammenhängenden  Rechten  das  Gut  ohne 
Rücksicht  auf  die  Herkunft  gehälftet  wird ,  ergibt  sich  dieselbe  Ausnahme 
für  Leihgut,  so  dass  das  Zurückgehen  auf  fränkischen  Einfluss,  der  sich  bei 
der  landrechtlichen  Folge  nirgends  geltend  macht,  um  so  weniger  zu  be- 
zweifeln ist. 

Glaube  ich  auf  das  Fehlen  des  Fallrechts  im  Aasdomsrecbte  besonderes 
Gewicht  legen  zu  sollen,  so  wird  allerdings  nicht  unerwähnt  bleiben  dürfen, 
dass  mir  wenigstens  eine  Angabe  aufgefallen  ist,  in  welcher  Fallrecht  für 
alles  Erbgut  ausgesprochen  zu  sein  scheint.  Im  Liber  albus  von  Utrecht 
von  1340  c.  26,  ed.  Muller  i,  19,  heisst  es:  Alle  ouderve gaet weder  daent 
ghecomen  ist  Und  dass  man  wenigstens  noch  zu  Beginn  des  folgenden 
Jahrhunderts  daran  festgehalten  hat,  ergibt  ein  Schöffenunheil  von  1406; 
vgl.  F.  Andreae  Bijdr.  2,  loi.  Von  Erben  der  Frau  wird  ein  Haus  als  nicht 
in  die  Gemeinschaft  fallend  beansprucht,  weil  es  von  der  Frau  in  die  Ehe 
eingebracht,  von  deren  Eltern  herkomme  und  daher  Oud-erve  sei.  Wäre 
das  richtig  gewesen ,  so  wäre  es  zweifeUos  nach  Fallrecht  den  Erben  der 
Frau  zugesprochen;  denn  die  Schöffen  entscheiden  nur  desshalb:  daiteivor 
gheen  aud^erve gaen,  sondern  als  Gemeingut  getheilt  werden  soll,  weil  es 
von  der  Frau  nicht  eingebracht,  sondern  erst  während  der  Ehe  von  ihrem 
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706]  Bruder  auf  sie  vererbt  sei.  Ob  das  Fallrecht  nur  bei  dem  Bruch  kin« 
derloser  Ehe  oder,  wie  das  die  aUgemeine  Fassung  im  Liber  albus  doch  nahe 
legt,  auch  dann  eintreten  soll,  wenn  das  Gut  bereits  auf  Kinder  vererbt  ge- 
wesen war,  können  wir  dahingestellt  sein  lassen ;  denn  auch  im  ersten  Falle 
würde  sich  eine  entschiedene  Abweichung  von  dem  die  Herkunft  des  Guts 
überhaupt  nicht  beachtenden  Aasdomsrechte  ergeben. 

In  den  spätem  Quellen  findet  sich  dann  allerdings  keine  Spur  vom 
Fallrechte  mehr,  weder  im  ehelichen  Güterrecht,  vgl.  F.  Andreae  Bijdr.  2, 
102,  noch  insbesondere  im  Erbrecht.  So  wenn  nach  der  Ordinantie  von 
1532  c.  18.  19,  ed.  Muller,  2,  341,  Vollgeschwister  und  Halbgeschwister 
unter  Absehen  vom  Fallrecht  einfach  gleichgestellt  erscheinen  und  dann 
auch  weiter  auf  das  nächste  Blut  von  Vaterseite  und  Mutterseite  vererbt 
werden  soll,  so  dass  Gleichentfernte  gleich  viel  nehmen.  Erscheint  im  spä- 
tem Stadtrechte,  v.  d.  Vorm  373 ,  dieselbe  Bestimmung  nur  mit  der  Ein- 
schränkung :  behoudelyck  eenen  yegelicken  ^yns  heerlicks  ende  vordelycks 
goeU  so  wird  doch  auch  bei  diesem  herrschaftlichen  und  vortheilhaften  Gut 
nicht  an  Erbgut,  sondern  an  Leihgut  zu  denken  sein,  welches  wir  aber  auch 
sonst  von  der  landrechtlichen  Folge  ausgenommen  fanden.  Das  aber  dürfte 
doch  auf  nachträgliche  Beseitigung  des  Fallrechts  zurückzuführen  sein,  wie 
sie  sich  ja  leicht  aus  dem  Streben  erklärt,  das  Recht  der  Stadt  mit  dem  sonst 
im  Stiftsgebiete  geltenden  Aasdomsrechte  in  Uebereinstimmung  zu  bringen. 
Denn  die  altera  Zeugnisse  für  Beachtung  des  Fallrechts  sind  doch  zu  be- 
stimmt, als  dass  sie  einem  Zweifel  Raum  Hessen. 

Würde  danach  nur  das  ältere  Recht  der  Stadt  Utrecht  eine  Ausnahme 
bilden,  so  möchte  ich  die  Erklärung  in  Verhältnissen  suchen ,  auf  welche 
wir  bei  Besprechung  der  wälschfiandrischen  Rechte  zurückkommen  wer- 
den. Wenn  die  Vererbung  der  Lehen  nach  Fallrecht  zweifellos  auf  west- 
fränkischen Einiluss  zurückzuführen  ist,  so  wird  40s  ebenso  bei  Zinsgütern,, 
und  insbesondere  den  kirchlichen  Zinsgütern  der  Fall  gewesen  sein.  Geist- 
liche und  weltliche  Grosse,  anfangs  wohl  überwiegend  fränkischer  Her- 
kunft, gaben  das  ihnen  gehörende  Gut  unter  den  Bedingungen,  wie  sie  in 
Westft-anken  üblich  waren,  zu  Zins  aus,  was  dann  auch  für  die  Veerbung 
massgebend  wurde.  Stand  diese  überhaupt  im  Belieben  der  Herrschaft,  so 
würde  eine  Anpassung  an  die  landrechtliche  Folge  vielfach  dem  Interesse 
der  Herrschaft  nicht  entsprochen  haben^  welches,  wie  beim  Lehen,  auch 
beim  Zinsgut  aut  Untheilbarkeit,  Nichtsteigen,  Bevorzugung  des  Mannes 
und  Rückfall  nach  der  Herkunft  hinweisen  konnte.  Nun  scheint  auf  dem 
ganzen  Gebiete,  auf  dem  die  Stadt  sich  entwickelte,  der  Bischof  Grundherr 
gewesen  zu  sein;  vgl.  MuUer  Inleiding  9.  Dann  aber  gab  es  in  der  Stadt 
ursprünglich  kein  Allod,  sondern  nur  kirchliches  Leihgut,  welches,  wie  wir 
sahen,  auch  sonst  in  Abweichung  vom  Landrechte  nach  Fallrecht  vererbte ; 
was  sonst  als  Ausnahme  erscheint,  würde  damit  in  der  Stadt  Regel  gewor- 
den sein.  Ob  sich  diese  Erklärung  bei  genauerer  Prüfung  erprobt,  muss  ich 
freilich  dahingestellt  lassen. 

Jedenfalls  würde  das  die  einzige  mir  bekannte  Ausnahme  sein,  so  das& 
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ich  mich  für  durchaus  berechtigt  hielt,  für  die  S  698  versuchte  Abgräuzung 
des  Gebiets  des  Aasdomsrechts  insbesondere  auch  das  Vorkommen  des  Fall* 
rßchts  zu  berücksichtigen.  Der  Gegensatz  gegen  andere  iiiesische  Rechte 
macht  sich  in  dieser  Richtung  wohl  sofon  geltend,  sobald  die  angegebene 
Gränze  überschritten  ist.  So  im  alten  Rechte  des  bei  Dortrecht  gelegenen 
Amts  Südholland  c.  65,  Fruin  Rechten  der  st.  Dordrecht  2,  23 :  Ende  soe 
wes  stockgoet  waere^  dat  is  te  weeten  erffgoeden,  die  sullen  Valien  ende 
gangen  den  weech  van  daer  sy  comen  sijn. 

707.  Dem  Fehlen  des  Fallrechts  entspricht  die  Nichtberücksich- 
tigung der  Seiten  beimNäherrechte.  DasNäherrecht  der  Blutsver- 
wandten scheint  überhaupt  im  Gebiete  des  Aasdomsrecht  nur  ausnahms- 
weise anerkannt  zu  sein.  Andere  Arten  des  Näherrechts  oder  Naestings- 
rechts  werden  wohl  erwähnt.  So  wird  im  Stadtbuch  von  Steenwyk  1 9 
S  6,  Overyss.  St.  R.  10,231,  derNaercoop  den  Miteigenthümern,  dann  den 
Angranzem,  weiter  dem  Pfandgläubiger,  endlich  jedem  Bürger  zugestanden. 
Aber  in  ganz  Overyssel  ist  ein  Recht  der  Blutsverwandten  als  solcher  un- 
bekannt, vgl.  F.  Andreae  Vollenhove  1,  270  fif.,  während  etwa  in  der  be- 
nachbarten Drenthe,  vgl.  Gratama  Rechtsbr.  85.  118,  der  Anspruch  der 
Sippe  jedem  andern  vorgeht  Auch  in  Gelderland  gab  es  kein  Naherrecht 
der  Freunde,  wahrend  dasselbe  in  Holland  und  Utrecht  sowohl  bei  Eigen, 
als  Lehen  vorkommt;  vgl.  Kamptz  Provinzialr.  2,  486.  Aber  wenigstens  in 
Holland  war  nach  Hugo  Grotius,  InL  3,  16  S  5,  das  Naherrecht  der  Ver- 
wandten lediglich  Ortsgewohnheit  einzelner  Gebiete,  von  denen  DelMand, 
Rheinland  und  Kennemerland  in  das  Gebiet  des  Aasdomsrecht  fallen. 

Wichtiger  aber  ist  es,  dass  es  auch  da,  wo  es  anerkannt  war,  nicht  zu- 
nächst nur  den  Freunden  zusteht,  von  deren  Seite  das  Gut  herrührt,  und 
sich  nicht  auf  das  ererbte  Gut  beschränkt,  wie  wir  das  in  allen  Rechten 
finden,  bei  welchen  das  Erbland  nach  Fallrecht  vererbt.  Grotius  betont  aus- 
drücklich, dass  das  Recht  allen  Blutsverwandten  des  Verkäufers  zusteht :  soo 
van  swaert-^ijde^  als  van  spil'^^ijde,  sonder  ansien  oft  goei  van  haer  T^ijde 
gehonten  is  ofniet,  nogte  00k  ofhet  erfgoet  is  ofkoopgoet.  Damit  aber  schloss 
sich  die  Gestalmng  des  Rechts  durchaus  den  für  die  Erbenfolge  massgeben- 
den Gesichtspunkten  an. 

Aehnliche  Nichtberücksichtigung  der  Seiten  ergibt  sich  aber  auch  wohl 
in  andern  Verhältnissen.  Werden  in  vielen  Rechten  die  Vormünder  von 
beiden  Seiten  oder  der  Mitvormund  von  der  Seite  des  verstorbenen  Eltern- 
theils bestellt,  so  ist  hier,  so  weit  ich  sehe,  immer  nur  vom  nächsten  Bluts- 
freunde die  Rede. 

708«  Das  ausschliessliche  Massgeben  der  Nähe  des  Grades  unter  Nicht- 
berücksichtigung des  Unterschiedes  beider  Seiten  macht  sich  aber  am  schärf- 
sten geltend  in  der  vollenGleichstellungvonHalbgeschwistern 
und  Vollgeschwistern,  auf  welche  wir  schon  S  663  als  auf  eine  Ei- 
genthümlichkeit  des  Aasdomsrechtes  hinwiesen,  welche  dieses  nur  mit  we- 
nigen und  ausser  örtlichem  Zusammenhange  stehenden  Rechten  theilt.  Ins- 
besondere weichen  da  alle  andern  friesischen  Rechte  ab ,  trotz  der  grossen 
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708]  Mannidifaltigkeit,  mit  denen  in  ihnen  gerade  dieses  Verhflltniss  be- 
handelt erscheint.  Sie  lassen  die  Halbgeschwister  nur  als  Angehörige  der 
einen  Eltemiamilie  nach  Fallrecht  oder  Hälftung,  vgl.  S  665,  erben;  oder 
sie  sprechen  ihnen  als  Gliedern  der  Gesammtfamilie  nur  halben  Kopftheil^ 
vgl.  S  666,  zu ;  oder  lassen  sie  auch  ganz  durch  Vollgeschwister  ausge- 
schlossen sein.  Nach  altem  Aasdomsrechte  dagegen,  v.  d.  Vorm  135  :  deilen 
die  halve  ^usters  en  broeders  ^0  diep,  als  die  geheele  ^usters  en  broeders. 
Ebenso  heisst  es  in  einer  Rechtsbelehrung  der  Schöffen  von  Leiden  von 
1526,  vgL  Blök  Leidsche  Rechtsbr.  366,  dass  nach  Aasdomsrechte  bei  Be- 
erbung von  Geschwistern  Halbgeschwister  den  Vollgeschwistern  ganz  gleich- 
stehen. 

Das  findet  sich  aber  so  regelmässig  auch  in  den  andern  Rechten  aus- 
gesprochen, dass  es  genügen  mag,  darauf  hinzuweisen ,  dass  mir  nur  ia 
Overyssel  Ausnahmen  aufgefallen  sind.  Im  Landrechte  von  Overyssel  und 
im  Stadtrechte  von  Deventer,  v.  d.  Vorm  391.402,  wird  denHalbgeschwi- 
stem  entsprechend  manchen  friesischen  Rechten  nur  halber  Kopftheil  zu- 
gesprochen. Aber  es  ist  nicht  zu  bezweifeln,  dass  das  erst  nachtragliche 
Aenderung  eines  Verhältnisses  war,  das  ja  in  verschiedenster  Richtung  als 
unbillig  erscheinen  musste.  Dass  nicht  das  Recht  des  Landes  überhaupt 
ein  abweichendes  war,  ergibt  das  älteste  Stadtrecht  von  Zwolle  S  209 ,  ed. 
Dozy  124:  Een  man  ofwyfis  so  na  te  erven  op  syn  halve  broder  of  sustery 
des  si  van  echt  gheboren  syn,  als  op  syn  volle  broder  of  suster.  Undderver- 
muthete  Uebergang  lässt  sich  unmittelbar  zu  Steenwyk  nachweisen,  wo  das 
ältere  Recht  mit  dem  von  Zwolle  stimmt,  während  nach  dem  Stadtbuche 
von  1609  Halbgeschwister  nur  mit  halber  Hand  erben  sollen;  vgl.  Over- 
yss.  St.  R.  10,  51.  221.  Zu  Kampen  scheint  noch  im  sechszehnten  Jahrhun- 
derte das  Recht  nicht  festgestanden  zu  haben.  Während  in  dem  von  Croeser 
1560  entworfenen  Stadtrecht,  Overyss.  St.  R.  11,  148,  zunächst  nach  der 
Herkunft  des  Erbguts  getheilt  wird,  erscheint  in  spätem  Unheilen,  vgl.  v. 
d.  Vorm  480  ff.,  die  Hälftung,  wie  wir  sie  S  657  als  folgerichtig  bezeich- 
neten, für  das  gesammte  Gut  ausgesprochen.  Vereinzelt  mag  dann  später 
auch  wohl  der  dem  römischen  Rechte  entsprechende  völlige  Ausschluss  der 
Halbgeschwister  geltend  gemacht  sein;  so  berichtet  1780  der  Magistrat  von 
Emmerich,  Kamptz  3,  64,  es  sei  streitig,  ob  dort  entsprechend  dem  Rechte 
von  Zütphen  Halbgeschwister  gleichgestellte  Erben,  oder  ob  sie  durch  Voll- 
geschwister ausgeschlossen  seien. 

Bei  Beschränkung  auf  Gewinngut  und  Fahmiss  kann  allerdings  die 
Gleichstellung  der  Halbgeschwister  weniger  auffallen,  wie  wir  sie  so  denn 
auch  in  andern  Rechten  ausgesprochen  finden;  vgl.  662.  Dann  aber  vererbt 
das  Erbgut  nach  Fallrecht  nur  auf  die  gleich vatrig^n  oder  aber  gleich  mut- 
trigen  Geschwister.  Das  lag  so  nahe,  dass  wir  selbst  in  Rechten,  in  welchen 
jedes  Fallrecht  übrigens  ausdrücklich  ausgeschlossen  war,  dasselbe  wenig- 
stens in  dem  Falle  massgebend  finden,  dass  Halbgeschwister  beider  Seiten 
zum  Erbe  gelangen ;  vgl.  etwa  das  Erbrecht  des  westerlauwerschen  Fries- 
land S  7.  10,  v.  d.  Vorm  288. 
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Das  überaus  Auffallende  der  Gestaltung  des  Aasdomsrechts  aber  liegt, 
wie  schon  S  663  betont,  darin,  dass  sich  hier  die  Gleichstellung  auch  auf 
das  von  beiden  Seiten  herrührende  Er  bland  bezieht.  Denn  daran  ist  nicht 
zu  zweifeln.  Ergibt  es  sich  schon  daraus ,  dass  in  dieser  Richtung  nie  ein 
Vorbehalt  gemacht  wird,  so  ist  es  auch  mehrfach  ausdrücklich  ausgesprochen. 
In  den  Costumen  und  Usantien  von  Amersfoort  N.  5,  ed.  Fruin  i,  343,  wie 
sie  1 570  als  altes  Herkommen  von  den  StadtbehOrden  an  die  Regierung 
mitgetheilt  wurden,  heisst  es :  Item  wert  mede  geobserveert,  dat  ^oe  wanneer 
ymant  sterft  sonder  geboorte  achterlatende  ende  diesehe  heeft  tot  synen  nac" 
Sien  erffgenamen  hroederen  ende  susteren  van  vader  ende  moeder  ende  van 
gelijcken  enige  broeder  ofte  suster  van  vader  ofte  moeder  alleen,  dat  alle 
diesehe  broeder en  ende  suster en,  soewelhalve  als  hele^gelijckelickenpro  capite 
paerten  ende  deylen  alle  die  deylbaer  goederen  by  denselven  hären  overleden 
broeder  ofte  suster  achter gclaten,  sonder  regart  te  nemen  van  wat  T^yde  die 
offgecomen  siin,  tenware  by  den  overleden  anders  gedisponeert  wäre.  Nach 
dem  Landrechte  von  Nimwegen  23  S  1 1  folgen  Geschwister  und  deren 
Kinder:  sonder  ondcrscheydt,  off  het  heele of  halve  broeder s of  suster s,  heele 
off  hohe  broeders  off  suster s  hindern  T^yn,  ende  almede  sonder  onderscheydt, 
waar  van  daen  dat  de  goederen  mögen  gekomen  j^yn.  Entsprechend  in  dem 
von  Kuilenborg  S  5  :  {onder  onderscheyd,  van  wat  ^de  de  goederen  gespro- 
ten  ^yn. 

Allerdings  wird  das  zu  Amersfoon  auf  die  theilbaren  Güter,  vgl.  S  705^ 
beschrankt,  wie  denn  da,  wo  Leihgut  nach  Fallrecht  vererbt,  schon  da- 
durch bei  diesem  die  einfache  Gleichstellung  ausgeschlossen  sein  sollte. 
Aber  sie  hat  doch  auch  wohl  auf  die  lehnrechdiche  Folge  übergegriffen. 
Das  Lehnrecht  von  Zütphen,  vgl.  Kamptz  2,  480,  ist  auch  für  Lehen  von 
ihr  ausgegangen,  woraus  sich  nun  bei  Einhaltung  der  S  700  erwähnten  Ge- 
sichtspunkte für  die  Vererbung  der  Lehen  sogar  ein  Ausschluss  von  Voll- 
geschwistern durch  Halbgeschwister  ergeben  konnte.  Dass  die  Soror  ger- 
mana  wegen  des  Vorzuges  des  Mannes  durch  den  Frater  uterinus  ausge- 
schlossen war,  wird  da  ausdrücklich  betont.  Folgerichtig  musste  dann  auch 
wegen  des  Alters  ein  jüngerer  Vollbruder  durch  den  älteren  Halbbruder 
ausgeschlossen  sein.  Und  auch  das  findet  sich  für  neue  Lehen  in  Holland, 
so  weit  da  das  Aasdomsrecht  reichte,  nach  de  Groot  Inl.  2,  41  S  9;  sie 
fallen :  op  den  outsten  broeder,  volle  ofte  halve,  sonder  onderscheyt  van  va- 
der s  ofle  moeders  ^ijde, 

709.  Wie  bei  dem  besprochenen  Verhältnisse  der  Halbgeburt,  so  er- 
gibt sich  auch  sonstFehlen  der  Hälftung  nach  den  Seiten  bei  der 
Erben  folge,  durch  welche  man  in  andern  Rechten,  denen  das  Fallrecht 
fremd  ist,  den  Ansprüchen  beider  Seiten  gerecht  zu  werden  suchte;  wie 
denn  insbesondere  im  anstossenden  Schependomsrechte  die  ganze  Folge 
nach  dem  Gesichtspunkte  der  fortgesetzten  Hälftung,  vglS.  573  ff.,  geordnet 
erscheint  Dagegen  ist  dem  Aasdomsrechte  auch  die  unvollständige  Hälf- 
tung, vgl.  S  571,  fremd;  unter  den  nach  Linie  und  Grad  gleichstehenden 
Erben  wird  einfach  nach  Köpfen  ohne  alle  Rücksicht  auf  die  Seiten  ge- 
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709]  hälftet  Theileii  beim  Fehlen  von  Nachkommen  Vater  und  Mutter 
den  Nachlass  nach  altem  Aasdomsrechte,  v.  d.  Vorm  79,  zu  gleichem  Rechte : 
elk  de  hellfi^  so  würde  Kopftheilung  dasselbe  Ergebniss  haben.  Bei  den 
Grosseltem  fanden  wir  dann  allerdings  $702  wohl  unvollständige  Hälftung, 
glaubten  aber  annehmen  zu  dürfen,  dass  das  erst  Jüngern  Ursprungs  und 
ursprünglich  auch  von  Grosseltern  nach  Köpfen  getheilt  sei. 

Dieses  Fehlen  auch  der  Hälftung  bei  der  Erbenfolge  wird  dadurch 
auffallend,  als  wir  bei  einem  nächstliegenden  Verhältnisse,  bei  der  Ausein- 
andersetzung nach  dem  Bruche  der  Ehe,  die  Hälftung  des  gesammten 
Eheguts  zwischen  dem  überlebenden  Ehegatten  und  den 
Erben  des  Verstorbenen  ganz  allgemein  ausgesprochen  finden,  wo- 
bei nur  vielfach  dem  Ueberlebenden  ein  Voraus  an  bestimmter  Fahrniss 
zugestanden  wird,  während  übrigens,  vom  Leihgut  abgesehen,  das  ganze 
Gut,  Liegenschaften  und  Fahrniss,  zur  Theilung  gelangt.  Wenn  nach  altem 
Aasdomsrechte,  v.  d.  Vorm  1 27,  Mann  oder  Frau  stirbt :  ^0  deelen  de  vrien- 
den  van  den  overleden  tegen  den  langstlevende alle  die goederetiy  i^o  weihen- 
luiden  aanbesturven  als  geconquesteerde  goederen.  Und  ebenso  in  den  an- 
deren Rechten  des  Gebiets.  So  soll  man  etwa  nach  dem  Stadtrecht  von 
ZwoUe  S  210,  ed.  Dozy  125,  al  goet,  dai  erven  mach  ghelijc  eyghen,  gleich 
theilen,  so  dass  nur  das  Leihgut  ausgenommen  ist.  Oder  es  nimmt  nach 
dem  Stadtrecht  von  Rijssen  in  der  Twenthe  S  24,  Overyss.  St.  R.  9, 8,  der 
Ueberlebende  das  beste  Bett  voraus :  ende  dan  voort  alle goed  half  ende  half. 
Nach  dem  von  Steenwyk  2  S  32  hat  er  zu  schwören,  dass  er  das  sämmt- 
liche  Gut,  tilbaer  off  ontylbacr,  beweglich  und  unbeweglich,  zur  Theilung 
gebracht  hat.  Nach  genaueren  Angaben  des  Stadtrechts  von  Nimwegen, 
Rechtsbr.  474,  trifiPt  die  Hälftung  jede  einzelne  Liegenschaft,  auch  das  Haus, 
und  die  gesammte  Fahrniss.  Auch  die  Nichtberücksichtigung  der  Herkunft 
des  Guts  wird  bei  bezüglichen  Bestimmungen  wohl  ausdrücklich  betont. 

Als  einzige  Ausnahme  ergibt  sich  wohl  nur  derVortheildesüber- 
lebenden  Ehegatten,  vgl.  F.  Andreae  Vollenh.  1,  179,  wonach  dieser 
gewisse,  zu  seinem  persönlichem  Gebrauche  dienende  Fahrniss  vorweg- 
nehmen darf,  und  auch  das  vielfach  nur  dann,  wenn  er  nicht  mit  Kindern, 
sondern  mit  sonstigen  Erben  des  Verstorbenen  zu  hälften  hat.  Dem  Sche- 
pendomsrechte  scheint  das  fremd  gewesen  zu  sein,  da  in  den  Statuten  des 
Gränzortes  Schoonhoven,  vgl.  Milders  1 24,  betont  wird,  dass  nach  südhol- 
ländischem Recht  bei  der  Hälftung  weder  Mann  noch  Frau  einen  Vor- 
theil  hat. 

Es  ist  dann  sichtlich  nur  Weiterentwicklung  von  dieser  beschränkten 
Grundlage  aus,  wenn  wir  zuweilen  Beetimmungen  treffen,  w^elche  sich  der 
sächsischen  Behandlung  vonHeergewedde  und  Gerade  nähern.  Nach 
mehreren  Rechten  gebührt  der  Vonheil  nicht  blos  dem  Ueberlebenden, 
sondern  es  wird  bei  der  Theilung  auch  dem  ältesten  Sohne ,  beziehungs- 
weise der  ältesten  Tochter  das  zugesprochen,  was  Voraus  ihres  Vaters,  be- 
ziehungsweise ihrer  Mutter  gewesen  wäre ,  wenn  diese  die  Ueberlebenden 
gewesen  sein  würden.  Vereinzelt  aber  dehnt  sich  das  wohl  auf  andere  Erben 
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aus.  Trifft  das  nur  die  WaffenrUstung  des  Mannes,  welche  nach  Recht  von 
Vollenhove  und  Steenwijk,  Overyss.  St.  R.  6,  55.  10,  53,  auf  den  nächsten 
in  der  Stadt  wohnenden  männlichen  Erben  kommen  soll,  so  sind  da  sicht- 
lich öffentliche  Rücksichten  massgebend.  Aber  nach  dem  Stadtrecht  von 
Hasselt  c.  55,  Overyss.  St  R.  4,  100,  sollen  bei  der  Hälftung  mit  dem  kin- 
derlos Ueberlebenden  auch  die  sonstigen  Erben  des  Verstorbenen  dessen 
Vortheilgüter  nehmen.  Nach  dem  Landrecht  der  obern  Aemter  des  Quar- 
tiers Nymwegen  23  S  20  ff.  soll  der  Mannsvortheil  an  den  unter  mehreren 
gleichgestellten  Erben  ältesten  Mann  von  der  Schwertseite,  der  Frauenvor- 
theil  an  die  älteste  Frauenperson  von  der  Spindelseite  fallen ,  womit  sich 
für  letztere  die  Folge  Tochter,  Mutter,  Schwester,  Schwestertochter  ergibt 
Das  nähert  sich  dann  freilich  der  sächsischen  Gestaltung  so  sehr ,  dass  da 
Einfluss  der  Nachbarschaft  oder  des  Sachsenspiegels  in  Rechnung  zu  bringen 
sein  wird.  Wir  werden  auf  diese  Verhältnisse  in  anderm  Zusammenhange 
zurückkommen.  Für  die  nächsten  Zwecke  können  wir  diese  Ausnahme  un- 
berücksichtigt lassen  und  davon  ausgehen ,  dass  es  sich  um  einfache  Hälf- 
tung des  gesammten  Guts  handelt. 

710«  Diese  Hälftung  nun  ist  Folge  der  vollen  ehelichenGüter- 
gemeinschaft,  der  Boedelmenging,  wie  sie  im  ganzen  Gebiete  aner- 
kannt war;  vgl.  im  allgemeinen  F.  Andreae  Bijdr.  2,  87  ff.  Wir  werden  sie 
bestimmter  ins  Auge  zu  fassen  haben,  da  die  Gestaltung  des  ehelichen  Güter- 
rechts mir  manche  besonders  wichtige  Haltpunkte  zu  bieten  scheint,  welche 
Rückschlüsse  auf  dasVerhältniss  des  Aasdomsrechts  zu  andern  Rechten  ge- 
stanen.  Denn  einerseits  kann  es  auffallen,  dass  der  Gegensatz,  der  sich  beim 
Aasdomsrechte  bezüglich  der  Erbenfolge  allen  Nachbarrechten  gegenüber 
zeigt,  sich  hier  nicht  in  derselben  Weise  geltend  macht;  insbesondere  findet 
sich  die  volle  Gütergemeinschaft  in  unmittelbarem  Anschluss  einerseits  im 
Schependomsrechte ,  andererseits  in  Westfalen.  Weiter  aber  ergeben  die 
ehelichen  Vermögensverhältnisse  wieder  Eigenthümlichkeiten,  welche  den 
Nachbarrechten  fremd  und  damit  umso  beachtenswenher  sind  für  die  später 
genauer  zu  verfolgende  auffallende  Verwandtschaft  des  örtlich  ganz  ge- 
trennten wälschflandrischen  Rechts  mit  dem  Aasdomsrechte. 

Ueberwiegend  finden  wir  Begründung  der  Gemeinschaft 
durch  die  Ehe  selbst,  wie  das  ebenso  nach  Schependomsrecht  und  in 
Westfalen  der  Fall  ist.  Zuweilen  wird  die  Vollziehung  der  Ehe  gefordert. 
Nach  dem  Recht  von  Amersfoort,  ed.  Fruin  342,  tritt  sie  ein,  nachdem  die 
Eheleute  vor  der  Kirche  getraut:  ende  daernae  toteenre  tafele  geweest  ende 
malcanderen  beslapen  hebbende;  nach  dem  Stadtbuch  von  Steenwyk  1 8  S  8 
nach  Trauung  und  Beischlaf.  Das  dürfte  das  Ursprünglichere  sein ,  wäh- 
rend viele  Quellen  nur  die  Trauung  erwähnen ;  so  etwa  nach  Stadtrecht 
von  Nimwegen,  Rechtsbr.  507 :  soe  balde  dair  twe  luyde  in  der  heiliger 
echt  versamelt  werden  ende  oeren  kerckganck  gedaen  hebben.  Für  unsere 
Zwecke  ist  der  Unterschied  ohne  Bedeutung ;  es  genügt,  dass  es  nach  der 
Mehrzahl  der  Zeugnisse,  vgl.  F.  Andreae  Bijdr.  2,  87  ff.,  die  Ehe  selbst  ist, 
welche,  ohne  dass  etwas  Anderes  hinzukommt,  die  Gemeinschaft  begründet, 
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710]  wenn  sie  nicht  ausdrücklich  durch  die  Heirathsberedung  ausge- 
schlossen ist 

Eine  wesentliche  Abweichung  zeigt  sich  nur  darin,  dass  manche  Rechte 
erst  Begründung  durch  überjtthrige  Ehe  eintreten  lassen.  Stirbt 
nach  Landrecht  des  Stifts  Utrecht  22  S  3,  ed.Muller  2,426,  eines  der  Ehe- 
leute im  ersten  Jahre,  so  erhält  jede  Seite  das  von  ihr  Eingebrachte,  während 
nach  Jahr  und  Tag  das  Gut  gemein  wird  und  zu  theilen  ist.  Nach  dem 
Schöffenrecht  der  Stadt  von  1456  c  7  S  5  scheint  nur  noch  der  Wittwe 
binnen  Jahr  und  Tag  das  Recht  zuzustehen,  ihr  Eingebrachtes  und  Ange- 
(idlenes  zu  nehmen,  ohne  für  die  Schulden  zu  haften.  Werden  nach  altem 
Recht  vonZwoUe  S  210,  ed.Dozy  125,  binnen  einem  Jahre  keine  Heiraths- 
beredungen  verbrieft :  so  solde  oerre  beyder  eyghelike  goet  ghaen  in  samwin^ 
mgkni,  ende  al  goet,  dat  erven  mach  ghelijc  eyghen,  dat  solde  men  ghelike 
deylen ;  wonach  also  wieder  nur,  wie  auch  sonst  erwähnt,  das  nicht  frei 
theilbare  Leihgut  von  der  Gemeinschaft  ausgeschlossen  ist.  Dieselbe  Bestim- 
mung ist  in  das  Recht  von  Hasselt  Übergegangen;  Overyss.  St.  R.  4,  10 1* 
Besonders  genau  sind  die  Angaben  des  Rechtsentwurfs  fbr  Kampen  von 
1 560,  Overyss.  St  R.  11,115.  Stirbt  einTheil  binnen  Jahresfrist,  so  nimmt 
jeder  das  Seine,  während  schon  dann  Schaden  und  Gewinn  beide  treffen 
solL  Ist  aber  kein  Heirathsvertrag  gemacht:  suUen  man  ende  wijfnae  om- 
meganck  eens  taers,  sess  loeecken  ende  iiu  dagen  ten  hohen  guede  sitien, 
oeck  genielen  ende  draegen  halve  winseil  ende  verloss;  und  zwar  feilen  in 
die  Gemeinschaft  nicht  blos  die  in  die  Ehe  eingebrachten,  sondern  auch 
alle  während  derselben  von  einem  Ehegatten  ererbten  Güter.  Wenigstens 
aber  soll  auch  beim  Eingreifen  einer  Heirathsberedung,  wenn  nicht  aus- 
drücklich Anderes  bedungen,  nach  Jahresfrist  alles  halb  und  halb  sein,  was 
während  der  Ehe  gewonnen  und  verloren.  Ist  die  Bestimmung  andern  frie- 
dschen  Rechten  im  allgemeinen  fremd,  so  entspricht  sie  doch  dem  Rechte 
des  westerlauwerschen  Friesland,  welches  das  Erbland  überhaupt  von  der 
Gemeinschaft  ausschliesst^  insofern,  ab  auch  nach  diesem  die  eingebrachte 
Fahmiss  erst  bei  überjähriger  Ehe  gemein  wird ;  vgL  Schröder  Güterr.  2*, 
393,  F.  Andreae  Bijdr.  2,  53  ff.  Wir  werden  der  Forderung  überjähriger 
Ehe  dann  aber  auch  in  örtlich  ganz  getrennten  Rechten  beg^nen  und  dann 
zu  erwägen  haben,  in  wie  fem  sie  für  die  Beurtheilung  der  Verwandtschafts- 
verhältnisse der  Rechte  zu  verwerthen  sein  dürfte. 

Grössere  Bedeutung  wird  dem  sich  hier  geltend  machenden  Unter- 
schiede für  die  Aufiiassung  der  ehelichen  Vermögensverhältnisse  kaum  zu- 
zusprechen sein.  Als  Regel  ist  doch  auch  hier  angenommen,  dass  auf  Grund 
der  Ehe  selbst  das  ganze  Gut  gemein  werden  soll ,  wenn  nichts  Anderes 
ausdrücklich  vertragen  ist.  Im  allgemeinen  werden  die  Vermögensverfaält- 
nisse  zu^eich  mit  dem  Vertrage  über  die  Eingehung  der  Ehe  selbst  durch 
Eheberedungen,  Huwelijksvoorwaarden,  geordnet  während  nach  dem  Ab- 
schluss  der  Ehe  Sonderverträge  nicht  mehr  zulässig  sind  und  die  voDe  Ge- 
meinschaft eintritt,  wenn  sie  nicht  schon  vorher  ausgeschlossen  war.  Doch 
hat  auch  dann  die  Jahresfrist  im  Gebiete  des  Aasdomsrecht  insofern  Bedeu- 
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tung,  als  nur  während  derselben  die  Bedingungen  der  Beredung  durch 
Zeugniss  zweier  Anwesenden  erwiesen  werden  können,  während  dieselben 
spätestens  nach  Jahr  und  Tag  vor  Gericht  verlautbart,  oder  Urkunden  dar- 
über ausgestellt  werden  soUen;  vgl.  F.  Andreae  Bijdr.  2,  132  ff.  Damit 
sollte  aber  nachträgliche  Aenderung  der  früher  vereinbarten  Bedingungen 
zweifellos  nicht  gestattet  sein ;  wenigstens  scheinen  die  Bestimmungen  des 
Schöffenrechts  von  Utrecht  7  S  3  ff.  und  des  Landrechts  des  Stifts  22  S  2.  3 
zu  ergeben,  dass  die  Eheberedung  nur  so  verlautban  werden  sollte,  wie  sie 
bei  der  Heirath  selbst  vereinbart  war,  und  man  nur  missbräulich  die  Jahres- 
frist benutzte,  um  noch  an  ihr  zu  ändern. 

Die  Abweichung  würde  also  zunächst  darin  bestehen,  dass  die  Jahres- 
frist nicht  blos  für  die  HersteUung  ausreichender  Beweismiuel  für  die  schon 
vor  der  Eheschliessung  vereinbarten  Bedingungen,  sondern  für  die  Verein- 
barung der  Bedingungen  selbst  gewährt  wurde,  also  auch  die  Gemeinschaft 
noch  durch  ein  Jahr  ausgeschlossen  werden  konnte.  Denn  das  ergeben  vor 
allem  die  Bestimmungen,  dass,  wenn  eines  der  Eheleute  vor  Ablauf  des 
Jahres  stirbt,  beim  Fehlen  einer  Eheberedung  nicht  etwa  Gemeinschaft  an- 
genommen wird,  sondern  das  Gut  so  auseinanderfkllt,  als  wenn  es  nie  ein 
Ehegut  gewesen  wäre,  und  zwar  sichtlich  ebenso  die  eingebrachte  Fahmiss, 
wie  das  liegende  Gut.  Die  Bestimmung  wird  sich  zweifellos  zunächst  im 
Anschlüsse  an  die  Fahrniss  entwickelt  haben,  bei  der  nach  Ablauf  einer  be- 
stimmten Zeit  Scheidung  des  von  beiden  Seiten  Eingebrachten  kaum  mehr 
durchführbar  war,  auf  die  wir  sie  denn  auch  im  westerlauwerschen  Recht 
beschränkt  finden. 

Andere  friesische  Rechte,  so  von  den  nächstbenachbarten  insbesondere 
das  der  Drenthe,  vgl.  Brunner  in  Zeitschr.  f.  R.  G.  29,  70,  machen  die  Ge- 
meinschaft abhängig  von  der  Fruchtbarkeit  der  Ehe;  sie  tritt  ein  mit 
der  Geburt  eines  Kindes  und  dauert  fort ,  auch  wenn  alle  Kinder  vorver- 
storben sind.  Schon  der  Umstand,  dass  wir  im  Aasdomsrechte  auch  da,  wo 
die  Gemeinschaft  nicht  schon  mit  der  Ehe  selbst  eintritt,  für  den  spätem 
Beginn  an  einen  durchaus  andern  Gesichtspunkt  angeknüpft  finden,  macht 
es  doch  sehr  unwahrscheinlich ,  dass  da  in  dieser  Richtung  die  Fruchtbar- 
keit der  Ehe  beachtet  wurde.  Es  fehlt  denn  auch  jedes  ausdrückliche  Zeug- 
niss. Allerdings  hat  Fockema  Andreae,  Bijdr.  2, 97,  wahrscheinlich  zu  machen 
gesucht,  dass  zu  Utrecht,  wo  die  uns  vorliegenden  Quellen  gleichfalls  volle, 
mit  der  Vollziehung  der  Ehe  eintretende  Gemeinschaft  aussprechen,  die- 
selbe früher  nur  bei  fruchtbarer  Ehe  eintrat.  Ich  möchte  dem  nicht  näher 
nachgehen.  War  zu  Utrecht  für  altes  Erbe  Fallrecht  anerkannt  und  das- 
selbe damit  allerdings  von  der  Gemeinschaft  ausgeschlossen,  so  würde  das 
wenigstens  dann  keinerlei  Unterschied  vom  gemeinen  Recht  begründen, 
falls  unsere  S  706  geäusserte  Annahme  richtig  sein  sollte,  dass  es  sich  bei 
jenem  alten  Erbe  um  ursprüngliches  Leihgut  handehe.  Dass  aber  die  Ge- 
bun  eines  Kindes  ändernden  Einfluss  auf  die  ehelichen  Vermögensverhält- 
nisse gehabt  habe ,  scheint  sich  doch  nirgends  bestimmter  zu  ergeben  und 
ist  auch  desshalb  unwahrscheinlich,  weil  nach  dem  Landrecht  des  Stifts  die 
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710]  Gemeinschaft  zwar  nicht,  wie  in  der  Stadt,  mit  der  Vollziehung  der 
Ehe  eintreten  soll,  wir  aber  gerade  da  die  Jahresfrist  ausdrücklich  bestimmt 
finden. 

711.  Ueberhaupt  scheint  es  nicht,  dass  das  Aasdomsrecht  irgendwelche 
Wirkungen  an  die  blosse  Fruchtbarkeit  der  Ehe  knüpft,  an  die  Geburt  von 
Kindern  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  diese  inzwischen  gestorben  waren  oder 
nicht.  Dagegen  ergeben  sich  allerdings  Wirkungen  beerbter  Ehe,  des 
Vorhandenseins  von  gemeinsamen  Kindern,  wie  sie  sich  insbesondere  beim 
Bruch  der  Ehe,  aber  auch  schon  während  derselben  geltend  machen  können. 
Nur  darum  handelt  es  sich,  wenn  mehrfach  bestimmt  wird,  dass  dem  über- 
lebenden Ehegatten  dann  kein  Voraus  gebühn,  wenn  er  mit  Kindern, 
sondern  nur,  wenn  er  mit  sonstigen  Erben  des  Verstorbenen  zu  hälftenhat. 
Die  Morgengabe,  welche  in  der  Heirathsberedung  der  Frau  versprochen 
ist,  kommt  dieser  vereinzelt  auch  wohl  bei  der  Hälftung  mit  Kindern  zu  ; 
so  wurde  das  in  der  Stadt  Nimwegen,  vgl.  Rechtsbr.  178,  erst  15 16  abge- 
schafft. Aber  allgemeiner  scheint  die  Beerbtheit  der  Ehe  Erlöschen  der 
Morgengabe  zur  Folge  zu  haben,  vgl.  F.  Andreae  Bijdr.  2, 145.  Und  bei  der 
Uebereinstimmung  mit  andernRechten  mag  das  dasUrsprünglicheresein.  Da- 
zu aber  genügte  nicht,  dass  überhaupt  ein  Kind  geboren  war.  Von  der  gegen- 
seitig zugesagten  Morgengabe  heisst  es  im  Landrechte  von  Nimwegen  16 
S  24  ausdrücklich,  dass  sie  dem  Längstlebenden  zukommt:  so  wel  wanneer 
alle  die  by  haer  geprocrecrde  hinderen  voor  de  aflijvigheyt  van  een  van  haer 
beyde  ^ijn  gesiorven,  als  so  wanneer  deselve  egeene  hinderen  by  elhanderen 
hebben  gewonnen.  Dagegen  weist  die  Fassung  einer  Bestimmung  des  Rechts 
von  Ommen,  Overyss.  St,  R.  8,  42,  allerdings  auf  blosse  Fruchtbarkeit  hin : 
Ene  morgengave  is  doet  ende  stat  recht  achter  den,  dat  daer  ene  levindige 
buert  is  geweest.  Ich  lasse  es  dahingestellt,  ob  das  auf  EinfJuss  des  die  Frucht- 
barkeit stark  betonenden  Rechts  der  benachbarten  Drenthe  zurückzuführen 
sein  dürfte. 

Vereinzelt  finden  wir  dann  aber  weiter  eine  Wirkung  nicht  der  Ge- 
burt, sondern  des  Vorhandenseins  von  Kindern  bezüglich  der  Verfügungs- 
gewalt des  Mannes  über  das  Gemeingut,  welche  für  uns  insbe- 
sondere desshalb  beachtenswerth  ist,  weil  wir  ihr  in  einzelnen  Rechten  von 
Walschflandem  und  Hennegau  ganz  übereinstimmend,  aber  auch  da  ab- 
weichend von  den  Nachbarrechten  wieder  begegnen  werden.  Im  allgemeinen 
steht  dem  Manne  als  Haupt  der  Gemeinschaft  nur  die  Verfügung  über  die 
Fahrniss  zu;  vgl.  F.  Andreae  VoUenhove  i,  183,  Bijdr.  2, 94.  Dagegen  darf 
auch  er,  zumal  nach  den  Jüngern  QueUen,  Veräusserungen  oder  Belastungen 
von  liegendem  Gut  nur  mit  der  Frau  zu  gesammter  Hand  oder  mit  ihrer 
ausdrücklichen  Zustimmung  vornehmen ;  vielfach  mit  der  schärfenden  Be- 
stimmung, dass  andernfalls  die  Veräusserung  ohne  alle  Rechtskraft  sein  soll. 

Daraus  ist  aber  nicht  zu  schliessen ,  dass  das  Gemeingut  nur  als  Ge- 
sammteigenthum  der  Eheleute  betrachtet  wurde.  Sie  waren  Miteigen- 
thümer,  so  dass  schon  während  der  Ehe  jeder  von  ihnen  alsEigenthümer 
der  Hälfte  des  Gemeingutes  betrachtet  wurde.    Darauf  deutet  der  ganze 
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Sprachgebrauch,  wonach  durch  die  Ehe  das  Gut  halb  und  halb  wird,  wo- 
nach Eheleute  zu  halbem  Gut  sitzen,  wonach  Vater  und  Mutter  jeder  die 
Hälfte  des  Gutes  ihres  Kindes  erben.  Durch  Missethaten  kann  jeder  der 
Eheleute  nur  seine  Hälfte  des  Gemeinguts  verwirken ;  vgl.  F.  Andreae  Bijdr. 
2,  93.  111.  Insbesondere  aber  deuten  die  Angaben  einiger  älteren  Quellen 
bestimmt  darauf  hin,  dass  man  bei  den  Bestimmungen,  wonach  Veräusse- 
rungen  von  Liegenschaften  nicht  einseitig  erfolgen  sollten ,  nicht  von  der 
Auffassung  als  Gesammteigenthum  ausging,  sondern  davon,  dass  zwar  an 
und  fUr  sich  eine  Befugniss  des  Ehegatten  zur  Veräusserung 
seiner  Hälfte  bestehe,  dass  aber  dadurch  das  Recht  des  andern  Theils 
auf  seine  volle  Hälfte  gefährdet  werden  konnte  und  der  Verkauf  nur  seiner 
Hälfte  an  Liegenschaften  durch  einen  der  Eheleute  zu  Unzukömmlichkeiten 
fuhren  musste. 

So  wird  zu  ZUtphen  1333,  Rechtsbr.  ed.  Pijnacker  1 1,  auf  den  ein- 
seitigen Verkauf  von  Häusern  und  andern  Liegenschaften  zwar  eine  Strafe 
gesetzt :  nochtant  sal  die  copmanscap  stant  hehben  undc  vorigaen  van  des 
ghmes  andeyly  die  dat  vorco/i  heß;  während  nach  späterem  Recht  auch  hier 
der  Verkauf  nicht  für  den  Theil  des  Verkäufers  giltig,  sondern  überhaupt 
nichtig  ist;  vgl.  F.  Andreae  Bijdr.  2,  95.  Nach  dem  alten  Stadtrecht  von 
ZwoUe  8  216.  217,  ed.  Dozy  128,  sind  jedem  der  Ehegatten  nur  solche  Ver- 
fügungen verboten:  die  den  andern  onsiade  doen  mach  an  sijnre  erfnisse ; 
und  hat  eines  ohne  des  andern  Zustimmung  Gut  weggegeben,  so  ist  das 
nicht  nichtig,  sondern  es  soll  bei  der  Hälftung  nach  dem  Bruche  der  Ehe 
derjenige,  der  nicht  zugestimmt  hatte,  oder  aber  dessen  Erbe  so  viel  aus 
dem  gemeinen  Gute  voraus  haben,  als  der  andere  eigenmächtig  fongegeben 
hatte.  Während  dann  später  auch  hier  solche  Verfügungen  nichtig  sein 
sollen;  vgl.  F.  Andreae  Bijdr.  2,91.  Auch  wenn  es  im  Landrechte  von  Nim- 
wegen  14  S  9  heisst,  dass  Veräusserungen  durch  den  Mann  ohne  Zustim- 
mung der  Frau  nichtig  sind :  selfs  voor  de  heiße  en  voor  het  gedeelte  van  de 
man,  so  ist  doch  auch  da  die  Ansicht  wenigstens  berücksichtigt,  dass  solche 
Veräusserungen  für  die  Manneshälfte  Bestand  haben  könnten.  Ist  hier  nur 
vom  Mann  die  Rede,  während  die  andern  Zeugnisse  in  dieser  Richtung 
nicht  unterscheiden,  so  würde  es  sich  ja  leicht  erklären,  wenn  der  unter 
Vogtei  des  Mannes  stehenden  Frau  dasselbe  Recht  nicht  zugestanden  hätte. 
Nach  allem  aber  liegt  doch  die  Annahme  nahe,  dass  wenigstens  der  Mann 
über  seine  Hälfte  des  Gemeinguts  ursprünglich  auch  ohne  Zustimmung  der 
Frau  verfugen  konnte,  wie  wir  das  auch  in  andern  Rechten  wieder  finden 
werden. 

Vereinzelt  finden  wir  aber  die  weitergehende  BefugnissdesMannes 
zu  eigenmächtiger  Veräusserung  des  gesammten  Gemein- 
guts, also  auch  der  Hälfte  der  Frau.  Solche  Befugniss  zur  Veräusserung 
des  Frauenguts  ist  allerdings  auch  andern  Rechten  nicht  fremd,  insbeson- 
dere denen  der  lothringischen  Gruppe;  sie  wird  uns  bei  dem  Versuche,  die 
Ausdehnung  dieser  Gruppe  genauer  zu  bestimmen,  einen  wichtigen  Halt- 
punkt bieten.    Da  aber  erscheint  diese  Befugniss  durch  die  Ehe  selbst  be- 
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711]  gründet;  sie  beginnt  mit  dieser  und  dauert  fort  bis  zum  Tode  der 
Frau. 

Das  scheint  im  allgemeinen  dem  Aasdomsrechte  fremd  gewesen  zu 
sein.  Nach  Hugo  Grotius,  Inl.  i,  5  S  22,  kann  allerdings  in  Holland  der 
Mann  kraft  seiner  cheherrlichen  Vogtei  auch  das  Gut  der  Frau  ohne  deren 
Zustimmung  veräussern  und  beschweren.  Aber  die  ausdrücklichen  Bestim- 
mungen, vgL  F.  Andreae  Bijdr.  2,  117,  treffen  zunächst  nur  den  Theil,  in 
welchem  Schependomsrecht  galt,  den  Haag,  Dortrecht,  das  Amt  Sudholland. 
Doch  heisst  es  auch  Rooseboom  Recueil  van  Costumen  binnen  de  Stadt 
Amsterdam  42  $  5,  dass  der  Mann  alle  Güter  nach  Belieben  verfiussemund 
belasten  darf:  te  weten sijne  eyghen  goederen  by  hem  sehen,  ende  sijne  huys- 
vrouwe  goederen  als  man  ende  vooght  van  sijne  huysvrouwe.  Sollten  sich 
aber  aus  dem  Gebiete  des  Aasdomsrechts  keine  weitere  Belege  finden ,  so 
dürfte  das  doch  auf  nachtragliche  Beeinflussung  vom  Gebiete  des  Schepen- 
domsrechts  zurückzufükren  sein. 

Beachtenswerther  sind  einzelne  Bestimmungen  aus  dem  Gebiete  de$ 
Aasdomsrechts,  welche  den  Nachbarrechten  ganz  fremd  zu  sein  scheinen, 
während  wir  sie  in  Wälschflaodem  und  Hennegau,  dann  aber  im  wesent- 
lichen auch  in  dänischen  Rechten,  vgl.  K.  Rosenvinge6i,  Stemann Gütern 
66  ff.,  wiederfinden  werden.  Danach  ist  jene  volle  Gewalt  des  Mannes  durch 
das  Vorhandensein  von  Kindern  bedingt,  so  dass  sie  mit  der  Gebun  des 
ersten  beginnt,  aber  auch  wieder  erlischt,  wenn  das  letzte  vor  dem  Bruche 
der  Ehe  stirbt  Der  für  diese  Abgränzung  massgebende  Gesichtspunkt  ist 
allerdings  ein  naheliegender.  Ist  vorauszusehen,  dass  das  Gut  beider  Ehe- 
leute auf  gemeinsame  Kinder  vererbt,  so  lässt  sich  voraussetzen,  dass  der 
Mann  trachten  wird,  diesen  auch  das  Gut  der  Muuer  ungemindert  zu  er- 
halten, wie  das  nicht  ebenso  zutrifft,  wenn  der  Mann  weiss,  dass  das  Gut 
der  Frau  auf  deren  ihm  blutsfremde  Sippe  vererben  wird. 

Das  ist  zunächst  ganz  bestimmt  ausgesprochen  in  den  Rechten  von 
Tiel  von  1659  und  Kuilenburg  von  1680;  vgl.  F.  Andreae  Bijdr.  2,  95. 
Sind  gemeinsame  Kinder  im  Leben,  so  kann  der  Mann  nach  Belieben 
auch  über  die  gesammten  Liegenschaften  verfügen;  nicht  aber,  wenn  die 
Ehe  kinderlos  blieb  oder  die  Kinder  vorverstorben  sind.  Thut  er  es  den- 
noch, so  soll  die  Verfügung  nichtig  sein,  aber  entsprechend  dem  vorhin  Be- 
merkten, nur  bezüglich  der  der  Frau  zustehenden  Hälfte.  Handelt  es  sich 
da  um  späte  Quellen,  so  ist  wohl  um  so  weniger  zu  bezweifeln ,  dass  die 
Bestimmung  eine  althergebrachte  ist,  als  auch  sie  die  Befugniss  des  Mannes, 
immer  wenigstens  über  seine  Hälfte  zu  verfügen,  noch  anerkennt,  welche, 
wie  wir  sahen,  im  spätem  Recht  durchweg  beseitigt  ist^  so  dass  die  An- 
nahme, die  Befugniss  sei  erst  nachträglich  weiter  ausgedehnt ,  dem  sicht- 
lichen Gange  der  Rechtsentwicklung  widersprechen  würde.  Frühere  Zeug- 
nisse finden  sich  zu  Utrecht,  vgl.  F.  Andreae  Bijdr.  2,  104.  Nach  dem 
Schöffenrecht  von  1456  c.  7  S  i,  Rechtsbr.  ed.  Muller  2,  257,  sollen  weder 
Mann  noch  Frau,  die  geen  geboirte  by  malcander  en  hebben,  Liegenschaften 
auflassen :  ien  sy  mit  samender  hant  Und  wie  das  in  spätem  Quellen  wie- 
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derholt  wird,  so  war  es  schon  früher  eingehalten.  So  wird  in  Schöffen- 
briefen von  1372  und  1417,  Rechtsbr.  2,  190.  134,  in  Fallen,  wo  der  Mann 
zugleich  für  die  Frau  veräussert,  betont :  daer  hi  tot  dier  tijt  wittelike  borte 
by  hatte^  während  daneben  kinderlose  Eheleute:  mit  samender  hant  ver- 
äussern. Im  Lande  Utrecht  galt  dasselbe  Recht  im  Quartier  von  Eem  und 
im  Oberquartier.  Dagegen  heisst  es  im  Rechte  von  Amersfoort  von  1 544 
c.  82  S  2,  ed.  Fruin  342,  ausdrücklich,  dass  Mann  und  Frau :  i{y  hebben 
geboorie  by  malcanderen  ofle  nyet,  Liegenschaften  nur  mit  gesammter  Hand 
und  beiderseitiger  Zustimmung  veräussern  dürfen. 

Ist  da  überall  sichtlich  nicht  die  Geburt,  sondern  das  Vorhandensein 
eines  Kindes  massgebend,  so  findet  sich ,  so  weit  ich  sehe ,  entsprechende 
Bestimmung  in  keinem  der  Nachbarrechte.  Allerdings  wird  auch  in  der 
Drenthe  nach  bezüglichen  Urtheilen,  vgl.  F.  Andreae  2 ,  87 ,  Brunner  in 
Zeitschr.  f.  R.  G.  29,  70,  die  Befugniss  des  Mannes,  sein  und  der  Frau  Gut 
eigenmächtig  zu  veräussern,  für  den  Fall  anerkannt:  dat  man  ende  wijfte- 
Samen  bearfft  synnen.  Dabei  aber  handelt  es  sich  nach  der  sprachlichen 
Fassung,  wie  nach  den  sachlichen  Bestimmungen  der  QueUen  des  Gebiets 
nur  darum,  dass  ein  Kind  geboren  war,  womit  die  volle  Gemeinschaft  hier 
überhaupt  erst  beginnt,  während  es  dann  ohne  alle  Bedeutung  ist,  ob  das 
Kind  auch  später  lebte  oder  nicht. 

712.  Beachtenswenh  für  die  Vergleichung  mit  andern  Rechten  ist 
weiter  das  Fehlen  gesetzlicher  Zucht  des  überlebenden  Ehe- 
gatten am  Gute  des  verstorbenen.  Das  begründet  allerdings  keinen  Ge* 
gensatz  gegen  die  friesischen  Rechte ,  welchen  durchweg  eine  durch  die 
Ehe  selbst  begründete  Zucht  des  Ueberlebenden  fremd  zu  sein  scheint  Ins- 
besondere auch  dem  Schependomsrechte.  Fehlen  der  Zucht  wird  inGränz- 
gebieten,  vgl.  v.  d.  Vorm  529,  660,  wohl  ausdrücklich  als  gemeines  Recht 
von  Holland  und  Seeland  erwähnt.  Nach  andern  Seiten  hin  aber  glaubten 
wir  S  698  das  Vorkommen  gesetzlicher  Zucht  für  die  Gränzbestimmung 
verwenhen  zu  dürfen.  So  gegenüber  den  lothringischen  Verfangenschafts- 
rechten;  im  Landrechte  von  Nim  wegen  14  S  17  wird  als  Abweichung  des 
Rechts  im  Reiche,  vgL  S  698,  ausdrücklich  betont,  dass  da  die  Zucht  des 
Ueberlebenden  nach  Landrecht  auch  ohne  besonderes  Abkommen,  sonder 
maeckinge,  eintritt.  Dann  aber  auch  gegenüber  den  westfälischen  Rechten, 
welche  insbesondere  durch  die  nach  Hälften  bemessene  volle  eheliche  Ge- 
meinschaft dem  Aasdomsrechte  nahe  treten. 

Ist  aber,  so  weit  ich  sehe,  den  sonstigen  friesbchen  Rechten  die  Zucht 
des  überlebenden  Ehegatten  am  Gute  des  Verstorbenen  überhaupt  nicht 
geläufig,  so  wird  sie  im  Gebiete  des  Aasdomsrechts  überaus  häufig  erwähnt 
und  geregelt;  vgl.  Fockema  Andreae  VoUenhove  1,  255  ff.  Dann  aberhan- 
delt es  sich  immer  um  vertragsweise  Zucht. 

Im  allgemeinen  hat  der  Ueberlebende  nach  Bruch  der  Ehe  mit  den 
Erben  des  Verstorbenen  zu  hälften,  vgl.  S  709,  ohne  dass  ihm  irgendwelche 
Leibzuchtsrechte  an  der  Hälfte  des  Verstorbenen  zugestanden  hätten,  wenn 
er  nicht  einen  besondern  Anspruch  auf  dieselben  nachweisen  konnte.  Ein 


Digitized  by 


Google 


32 


XIII.  Aasdomsrecht. 


71*2]  solcher  Anspruch  koante  sich  einmal  auf  den  Heirathsvertrag 
gründen.  Wie  durchweg  in  andern  germanischen  Rechten,  wird  auch  hier 
oft  ausgesprochen,  dass  durch  solchen  die  VermOgensverhältnisse  ohne  alle 
Rücksicht  auf  das  beim  Fehlen  eines  Vertrags  massgebende  Landrecht  nach 
Belieben  geordnet  werden  konnten,  so  lange  Rechte  Dritter  nicht  dadurch 
verletzt  wurden.  Es  scheint  denn  auch  sehr  üblich  gewesen  zu  sein,  schon 
bei  der  Heirathsberedung  Zucht  des  Ueberlebenden  zu  bedingen. 

Beachtenswerth  ist  nun  aber,  dass  im  Gebiete  des  Aasdomsrechts  ein 
solcher  Anspruch  auch  noch  während  der  Ehe  durch  Wechselauflas- 
sung begründet  werden  konnte,  wie  ich  diese  wechselseitige,  anscheinend 
überall  gerichtliche  Auflassung  erfordernde  Vergabung  des  Guts  zum  Un- 
terschiede von  der  einfachen  Wechselgabe,  dem  Don  mutuel,  bezeichnen 
möchte.  Sie  entspricht  im  allgemeinen  dem  Ravestissement  par  lettres,  wie 
wir  es  in  Wälschflandern  und  den  angränzenden  Gebieten  von  Anois  und 
Hennegau  finden  und  im  Anschlüsse  an  die  dortigen  eingehendem  Angaben 
genauer  besprechen  werden.  Handelt  es  sich  da  aber  um  ein  Rechtsgebiet, 
auf  welchem  auch  andere  Haltpunkte  auf  nahen  Zusammenhang  mit  dem 
Aasdomsrechte  hinweisen,  so  muss  schon  das  es  naher  legen,  die  Gestaltung 
im  letztern  bestimmter  ins  Auge  zu  fassen. 

Die  Wechselauflassung  erscheint  als  einzig  gestattete  Ausnahme 
vom  Verbot  der  Schenkungen  unter  Eheleuten,  wie  ein  solches 
Verbot  in  Uebereinstimmung  mit  sonstigen  germanischen  Rechten  auch 
hier  im  allgemeinen  besteht.  So  wird  in  der  Ordonnantie  für  Amersfoon 
von  1544  S  83,  ed.  Fruin  343,  bestimmt:  dat  man  noch  wijff  malcanderen 
geen  goei  geven  noch  maeken  en  pullen  staende  huwelijke,  dan  lijfftocht  al- 
leen,  welche  lijfftocht  ^y  malcanderen  :{ullen  mögen  maken ,  londer  daerby 
te  prejudiceren  die  hinderen  van  den  voirbedde.  In  dem  Landrechte  von 
Nimwegen  14  S  13  heisst  es:  Man  ende vrouw mögen malkanderen maechen 
de  lifftochte  van  alle  hare  goederen  of  van  een  gedeelte  van  de  selve^  om  by 
de  langhstlevende  van  hon  beyde  sijn  ofhaer  leven  lanck  of  tot  wederhijU-- 
kens  toe  ofvoor  soo  langen  tijdt,  als  het  haer  beließ, genoten  te  worden;  und 
S  1 3 :  Büßten  de  voor:[.  lijftocht  mögen  man  ende  vrouw  malkanderen  niet 
begiftigen  by  bekent€ni5sen,  contracten  ende  handelingcn  of  giften,  die  men 
hect  onder  de  levende  ;  oock  niet  by  andere  giften,  testamenten  of  dispositien 
van  nytterstcn  wille.  Und  ebenso  steht  nach  den  sonstigen  Erwähnungen 
die  Wechselauflassung  sichtlich  auch  dann  ganz  im  Belieben  der  Eheleute, 
wenn  dieselbe  im  Heirathsvertrage  in  keiner  Weise  bedungen  war. 

713.  Dabei  ist  Ausdehnung  auf  das  ganze  Gut  jedenfalls  die 
Regel.  Musste  die  Auflassung  nicht  gerade  das  ganze  Gut  umfassen,  so  war 
das  jedenfalls  gestattet,  wie  das  schon  die  Angabe  des  Landrechts  von  Nim- 
wegen ergibt.  So  auch  etwa  im  Stadtrechte  von  Steenwyk  17  $7,  Overyss. 
St.  R.  10,  225:  Mapi  ende  wijf  sullen  malcanderen  mögen  betnchtigen  in  alle 
oire  nagelaten  goederen,  nur  unbeschadet  der  Legitima  der  Kinder.*  Auch 
in  EinzelMen  wird  die  Bezüchtigung  mit  dem  ganzen  Gut  überaus  häufig 
erwähnt;  so  etwa  in  einem  Urtheile  aus  Utrecht  von  1376,  Rechtsbr.  ed. 
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MuUer  2,  36  :  want  hi  ende  sijn  malcanderen  alle  höre  beyder  goet  te  lijf" 
fochten  ghemaket  hadden.  Zweifellos  scheint  BezUchtigung  mit  dem  ganzen 
Gute  durchaus  das  liebliche  gewesen  zu  sein;  die  Fassung  der  meisten  die 
Wechselauflassung  erwähnenden  Angaben  scheint  vorauszusetzen,  dass  die- 
selbe durchweg  das  beiderseitige  gesammte  Gut  trifft  So  werden  etwa  im 
Keurboek  von  Amersfoort  S  326,  cd.  Fruin  205,  schlechtweg  Bestimmun- 
gen tlber  die  Verpflichtungen  des  Züchters  getroffen  fUr  den  Fall :  dat  man 
ende  wijff  hair  goet  malcanderen  maken  ter  lester  doot  tgebruycken  al  al- 
sulck  goei^  als  sy  affterlaten  moegen.  Der  Fall,  dass  es  sich  nur  um  Zucht 
an  einem  Theile  des  Gutes  handelt,  wird  kaum  irgendwo  bestimmter  be- 
rücksichtigt 

Eine  beachtenswerthe  Abweichung  ergeben  da  aber  das  Recht  derVe- 
luwe  und  das  von  Zutphen,  indem  sie  eine  Wechselgabe  während  der  Ehe 
nur  in  sehr  beschränkter  Weise  zulassen,  sich  da  insbesondere Be schrän- 
kung auf  die  eheliche  Errungenschaft  ergibt.  Nach  dem  Entwurf 
des  Landrechts  der  Veluwe  von  1565  S  142  ed.  Berns  87,  sollen  Eheleute 
sich  nicht  bezUchtigen :  ten  were  dattet  to  gueder  tijt  in  hylicxvarwerden 
bededingt j  als  sulcx  van  alts  gewoentlick ;  nur  an  dem,  was  sie  erweislich 
erst  während  der  Ehe  gemeinsam  errungen,  dürfen  sie  sich  nach  Belieben 
bezüchtigen.  Das  ist  sachlich  übereinstimmend  ebenso  im  Landrecht  von 
1593  S  221.  222  ausgesprochen,  und  S  247  betont,  dass  sich  Mann  und 
Frau  auch  bezüglich  der  Fahmiss,  was  dann  nur  die  eingebrachte  oder  er- 
erbte Fahmiss  treffen  kann^  im  Testamente  nur  dann  begiftigen  dürfen, 
wenn  es  bei  der  Heirathsberedung  bedungen.  Erst  im  reforminen  Land- 
recht  von  1604  c.  28.  c.  30  S  3  ist  die  Beschränkung  entfallen.  Schon  1593 
S  221  ist  hinzugefügt,  dass  die  Zucht:  so  se  niet  daetlick  in  hielixfiirwarden 
gemaeckt  were,  dat  se  dan  passire  voer  den  officier  ter  plaeti^en,  daer  de 
tuchtguider  gelegen  sijn,  ofte  voer  geerfden,  in  forme  als  alienatien.  Damit 
soll  aber,  wie  ich  denke,  nicht  gesagt  sein,  dass  auch  eine  nicht  schon  im 
Heirathsvertrage  für  zulässig  erkläne  Wechselauflassung  rechtskräftig  sei, 
wenn  sie  nur  in  der  vorgeschriebenen  Form  erfolge,  sondern  dass  auch  die 
bedungene,  aber  nicht  vollzogene,  noch  eine  Auf  lassung  bezüglich  der  Lie- 
genschaften erfordere. 

Ganz  entsprechenden  Bestimmungen  begegnen  wir  im  Recht  von 
Zutphen.  In  dem  mit  diesem  übrigens  durchweg  übereinstimmenden 
Schöffenrechte  von  Emmerich  S  40,  Kamptz  Pr.  R.  3,  63,  Zeitschr.  f.R.G. 
10,  205,  wird  die  Abweichung  der  Rechte  in  dieser  Richtung  ausdrücklich 
betont :  In  den  lande  van  Zuitphen  en  mögen  man  noch  wiff  malcanderen 
niet  betuchiigen,  then  sy  irst  in  hylixvoirwairden  gededingt;  und  dat  man 
binnen  Emrick  tuicht  meken  mach  in  schepen  brieven,  dat  is  van  alder  ge- 
wonten  und  niet  van  rechten  wegen  ;  und  soltmen  dat  tho  Zutphen  versuiken 
und  halen ,  dat  solde  af gewiesen  werden^ 

Damit  stimmen  Angaben  des  Rechtes  von  Zutphen,  wonach  das  aller- 
dings erst  auf  spätere  Bestimmungen  zurückzugehen  scheint.  Nach  dem 
Kondichboek  S  97,  Rcchtsbr.  ed.  Pijnacker  27,  wurde  1345  bestimmt:  dat 

F  i  c  k  c  r ,  Untersuchungen.  Hl.  3 
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718]  vort  van  desen  daghe  gyen  man  sinen  wive^  noch  gien  wyf  oren  manne 
gißhen  en  sal  guet  to  wedewensfoU  to  besitten.  Es  wurde  weiter  1447, 
Rechtsbr.  1 18,  bestimmt:  Soeals  men  bisheer  toe  in  hilixvurwerden  somtyts 
wäl  gededingi  hcfft,  dat  man  ende  wyff  malkanderen  naemals  vorder  gyff- 
tigen  mochten,  so  soll  man  achter  desen  daege  das  in  den  Heirathsbriefen 
nicht  bestimmen  dürfen ;  geschehe  es  dennoch ,  so  solle  es  ungiltig  sein. 
Im  Heirathsvertrage  selbst  mögen  Mann  und  Frau  sich  endgiltig  bezUch- 
tigen ;  aber  sie  sollen  sich  nicht  blos  vorbehalten,  das  auch  später  noch  nach 
Belieben  thun  zu  dürfen.  Auch  nach  einer  ausführlicheren  Regelung  des 
Verhälmisses  in  einer  Overdracht  der  SchöflFen  von  156/,  Rechtsbr.  158, 
auf  welche  wir  zurückkommen,  sollen  sich  Eheleute  im  allgemeinen  nur 
nach  Laut  der  Heirathsbriefe  bezüchtigen;  nur  mit  dem  Gewinngute  der 
Ehe  können  sie  sich  auch  später  bezüchtigen.  Das  Alles  entspricht  abo  genau 
den  Beschränkungen,  wie  wir  sie  in  der  Veluwe  fanden. 

Dagegen  finden  sich  im  Stadtbuch  des  vierzehnten  Jahrhundens, 
Rechtsbr.  73.  75i  Bestimmungen,  welche  keine  Schranke  erwähnen.  So 
S  86 :  Daer  eyn  man  ende  eyn  wyf  to  samene  sitten  in  esscap  ende  eytp  den 
anderen  ghiftet  to  Sutfensghen  rechte  ende  de  ene  stirß,  so  soll  die  Fahr« 
niss  geschätzt  und  bezüglich  der  Liegenschaften  die  Erhahung  in  gutem 
Stande  verbürgt  werden.  Und  S  95  wird  gewiesen:  dar  eyn  man  ende  eyn 
wyf  to  samene  sitten  in  escap  ende  sin  se  also  starc,  dat  se  um  mögen  cledett 
ende  scoen  ende  gaen  van  der  eynre  dore  totter  ander  ende  gaen  van  der  up 
die  strate,  dat  se  um  mögen  giften  to  Sutfensgen  rechte  ende  die  giflenghe 
sal  stede  bliven. 

Da  wenigstens  nicht  ausgeschlossen  ist,  dass  diese  Bestimmungen  älter 
sein  können,  als  die  von  1345,  so  läge  die  Annahme  nahe,  sie  seien  durch 
die  letztern  ausser  Kraft  gesetzt.  Aber  sie  können  auch  jünger  sein ;  und 
waren  Kondichboek  und  Stadtbuch  neben  einander  in  Gebrauch ,  ist  S  86 
noch  in  das  SchöfFenrecht  von  Emmerich  1 1  S  2  übergegangen,  so  scheint 
man  die  Bestimmungen  doch  kaum  als  sich  ausschliessende  betrachtet  zu 
haben.  Nun  kann  auffallen,  dass  in  den  Angaben  des  Stadtbuches  beidemal 
die  Begiftigung  nach  zütphenschem  Recht  betont  wird.  Das  würde  doch 
schwerlich  geschehen  sein ,  wenn  dieses  nicht  bezüglich  der  Wechselgabe 
von  dem  der  Nachbargebiete,  also  zunächst  dem  vonOveryssel  und  der  Be- 
tuwe, wo  die  Wechselauflassung  des  ganzen  Guts  zulässig  war,  abwich. 
Nehmen  wir  an,  dass  ohnehin  bereits  feststand,  dass  nach  Recht  von  Züt- 
phen  die  Wechselauflassung  nur  in  der  Beschränkung  zulässig  sei,  wie  vnr 
sie  später  ausdrücklich  ausgesprochen  fanden,  so  würde  damit  die  übrigens 
unbeschränkte  Fassung  der  Stellen  durchaus  vereinbar  sein ;  es  würde  sich 
um  wechselseitige  Zucht  handeln,  die  schon  im  Heirathsvertrage  begründet 
war,  oder  die  sich  auf  Gewinngut  beschränkte. 

Jedenfalls  wird  zu  beachten  sein,  dass  die  später  ausgesprochenen  Be- 
schränkungen so  auffallend  mit  dem  Landrecht  der  Veluwe  übereinstimmen. 
Allerdings  war  Zütphen  Oberhof  für  alle  bedeutenderen  Städte  der  Veluwe, 
vgl.  Rechtsbr.  Inl.  vi  ff.,  so  dass  es  erklärlich  sein  würde,  wenn  diese  sich 
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erst  später  den  in  der  Stadt  ZUtphen  eingeführten  Beschränkungen  ange- 
schlossen hätten«  Aber  es  handelt  sich  nicht  blos  um  die  Stadtrechte,  son- 
dern auch  um  das  Landrecht  von  Veluwe,  und  ebenso  wohl  um  das  der 
Grafschaft  Zütphen ;  ist  mir  dasselbe  in  vollem  Umfange  nicht  zugänglich, 
so  ist  wenigstens  in  der  erstangefUhrten  Angabe  des  Schöffenrechts  aus- 
drücklich vom  Lande  ZUtphen  die  Rede.  Bei  solcher  Sachlage  scheint  mir 
die  Annahme  doch  durchaus  unzulässig  zu  sein,  dass  die  sich  in  einem  aus- 
gedehnten Landstriche  ergebende  Abweichung  vom  übrigen  Aasdomsrechte 
sich  erst  seit  dem  vierzehnten  Jahrhunderte  unter  dem  Einflüsse  einschrän- 
kender Willküren  der  Stadt  Zütphen  ergeben  habe.  Es  wird  vielmehr  an- 
zunehmen sein ,  dass  sich  auch  das  Recht  der  Stadt  von  altersher  den  Be- 
schränkungen des  Landrechts  anschloss,  wie  wir  sie  in  den  späteren  städti- 
schen Bestimmungen  ausdrücklich  ausgesprochen  finden.  Erscheinen  diese 
Beschränkungen  da  nach  der  Fassung  als  neu  eingefühn,  so  wird  sich  das 
daraus  erklären,  dass  dieselben  missbräuchlich  nicht  eingehalten  wurden. 
Es  zeigt  sich  auch  sonst  wohl  in  den  Städten  die  Neigung,  bei  der  Wechsel- 
auflassung die  gesetzlichen  Schranken  zu  überschreiten.  Im  SchOffenrecht 
von  Utrecht  von  1456  c.  7  S  3  musste  man  gegenüber  dem  Missbrauche, 
dass  sich  Eheleute  ihr  Gut  zu  Eigen  vermachten,  das  alte  Recht  wieder  ein- 
schärfen, wonach  nur  Leibzucht  gestattet  war.  Und  so  möchte  ich  kaum 
bezweifeln,  dass  es  sich  bei  den  anscheinend  erst  später  gewillkürten  Be- 
stimmungen des  Rechts  von  Zütphen  nur  um  Wiederherstellung  dessen 
handelte,  was  von  Alters  her  Recht  gewesen  war. 

714.  Sollte  es  aber  richtig  sein,  dass  in  der  Veluwe  und  in  der  Graf- 
schaft Zütphen  jene  engern  Schranken  althergebrachte  waren,  so  würde 
das  insofern  besonders  beachtenswerth  sein,  als  wir  dann  aller  Wahr- 
scheinlichkeit nach  darin  einen  Rest  früherer  Entwicklungssmfe  zu  sehen 
hätten  und  es  damit  versuchen  könnten,  uns  den  wahrscheinlichen  Gang 
der  Entwicklung  bestimmter  zu  vergegenwänigen.  Eine  nicht  schon 
vor  der  Ehe  bedungene  Wechselvergabung  wäre  dann  ursprünglich  nur  be- 
züglich des  Gewinngutes  zulässig  gewesen.  Es  kann  das  nicht  auffallen,  da 
wir  auch  sonst  wohl  ausnahmsweise  Berücksichtigung  des  Miterwerbers 
finden ;  vgl.  S  606.  Die  Zucht  des  Ueberlebenden  am  ganzen  Gute  des  Ver- 
storbenen hätte  aber  ursprünglich  lediglich  durch  den  Ehevertrag  selbst  be- 
gründet werden  können.  War  Bedingung  derselben  in  den  Eheverträgen 
anscheinend  sehr  üblich,  so  hätte  sich  dann  weiter  die  Ansicht  festgestellt, 
dass  die  wechselseitige  Bezüchtigung  auch  während  der  Ehe  noch  zulässig 
sei.  Es  mochte  das  dadurch  gefördert  sein,  dass  das  einmal  bezüglich  des 
Gewinngutes  ohnehin  zulässig  war;  dass  aber  weiter  nach  dem  8  7 10  Be- 
merkten die  Verlautbarung  des  Ehevertrages  vor  den  Schöffen  erst  nach 
Jahr  und  Tag  stattfinden  musste  und  sich  damit  die  Anschauung  feststellen 
konnte,  dass  wenigstens  bis  dahin  auch  die  nicht  bedungene  Bezüchtigung, 
wenn  sie  jetzt  vor  den  Schöffen  ausgesprochen  wurde,  noch  zulässig  sei, 
was  dann  ferner  dazu  führen  konnte,  dass  auch  spätere  Verlautbarung,  be- 
ziehungsweise Auflassung  vor  den  Schöffen  für  genügend  betrachtet  wurde. 
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714]  Während  da  weiter  eingreifen  konnte,  dass  nach  den  angeführten  Be* 
Stimmungen  auch  die  vor  der  Ehe  bedungene  Wechselauflassung  thatsäch- 
lieh  erst  während  der  Ehe  erfolgen  konnte. 

War  es  aber  zulässig,  sich  sowohl  in  den  Heirathsberedungen,  wie 
durch  nachträgliche  Wechselauflassung  gegenseitig  zu  bezUchtigen,  so 
konnte  das  so  allgemein  üblich  werden,  dass  sich  die  Anschauung  fest- 
stellen mochte,  es  stehe  überhaupt  jedem  überlebenden  Ehegatten  auch 
ohne  ausdrückliche  vertragsweise  Begründung  lebenslängliche  Zucht  an  der 
Hälfte  des  andern  zu.  Im  Gebiete  des  Aasdomrechtes  selbst  würde  diese 
weitere  Entwicklungsstufe  nirgends  erreicht  sein.  Wohl  aber  in  angränzen- 
den  Gebieten,  in  Westfalen  und  im  Lande  Qeve,  vgl.  S  698,  wo  sich  das 
eheliche  Güterrecht  durch  die  volle,  mit  der  Ehe  selbst  eintretende  Gemein- 
schaft dem  Aasdomsrechte  näher  anschliesst,  sich  wesentlich  nur  durch  die 
gesetzliche  Zucht  des  Ueberlebenden  von  demselben  unterscheidet.  Und 
vereinzelt  scheint  sich  da  wohl  ein  Rest  erhalten  zu  haben,  der  bestimmter 
darauf  deutet,  dass  auch  hier  die  Wechselauflassung  Vorstufe  der  gesetz- 
lichen Zucht  gewesen  sei.  Nach  dem  Rechte  von  Schwerte  in  der  Graf- 
schaft Mark  von  1397,  Kamptz  Pr.  R.  2,  325 ,  also  an  einem  vom  Gebiete 
des  Aasdomsrechts  weit  entlegenen  Orte,  hat  derUeberlebende  beim  Fehlen 
von  Kindern  mit  den  Erben  des  Verstorbenen  zu  hälften,  ausser,  wenn  sich 
die  Eheleute  wechselseitig  vor  Gericht  und  Rath  begiftigt  haben.  Als  letzte 
Smfe  dieser  Entwicklung  hätten  wir  es  dann  zu  betrachten,  wenn  nach 
manchen  westfälischen  Rechten  dem  kinderlos  Ueberlebenden  die  Hälfte 
des  Verstorbenen  nicht  blos  zu  Zucht  verbleibt,  sondern  zu  Eigen  auf  ihn 
vererbt. 

Ist  unsere  Annahme  begründet,  dass  sich  da  in  dem  spätem  Neben- 
einander der  Gestaltungen  ein  Bild  des  Nacheinander,  der  verschiedenen 
Smfen  der  Entwicklung  erhalten  hat,  so  würde  sich  hier  ein  unmittelbarer 
Beleg  für  die  allerdings  nahe  liegende  und  oft  ausgesprochene  Ansicht  er- 
geben, dass  wir  Heirathsberedungen  als  Ausgang  für  das  ehe- 
liche Güterrecht  zu  betrachten  haben;  dass  das,  was  da  später  als  all- 
gemein verbindlich  erscheint,  ursprünglich  in  den  Heirathsverträgen  nach 
freiem  Belieben  der  Paneien  so  bestimmt  und  so  allgemein  üblich  wurde^ 
dass  das  Landrecht  davon  ausging,  man  habe  sich  dem  bei  Eingehung  jeder 
Ehe  anschliessen  wollen,  wenn  nicht  Abweichendes  ausdrücklich  bestimmt 
war.  An  einen  gewissen  Zusammenhang  der  Entwicklung  könnte  hier 
denken  lassen,  dass  es  sich  um  drei  örtlich  in  Verbindung  stehende  Rechts- 
gebiete, das  des  Schependomsrecht,  des  Aasdomsrecht  und  das  westfälische 
handelt,  welche  sich  zwar  in  ihrer  Erbenfolge  wesentlich  unterscheiden,  da- 
gegen übereinstimmen  in  der  durch  die  Ehe  begründeten  und  nach  Hälften 
bemessenen  Gütergemeinschaft,  welche  zwar  auch  in  andern  Rechten  vor- 
kommt, aber  den  sonstigen  Nachbarrechten  durchweg  ftemd  ist.  Hatte  ein- 
mal die  Ehe  die  weitgreifende  Wirkung,  dass  das  Ehegut  ohne  alle  Rück- 
sicht auf  die  Grösse  der  beiderseits  zugebrachten  Vermögen  jedem  der  Ehe- 
gatten zur  Hälfte  zustehen  sollte,  so  konnte  es  da  wohl  von  vornherein 
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naher  liegen ,  dem  Ueberlebenden  Wenigstens  für  Lebenszeit  den  Genuss 
des  Ganzen  zu  sichern,  als  in  solchen  Rechten,  in  welchen  jeder  Gatte  das 
Zugebrachte  als  Sondergut  behielt.  Ist  dem  Schependomsrechte  jede  gesetz- 
liche Zucht  fremd,  so  hätte  solche  da  jedenfalls  nur  durch  Heirathsbere- 
dungen  begründet  werden  können;  sie  scheint  aber  überhaupt,  vielleicht 
im  Zusammenhange  mit  der  hier  streng  durchgeführten  Hfllftung  nach  den 
Seiten,  nicht  üblich  geworden  zu  sein,  da  sich,  so  weit  ich  sehe,  da  keinerlei 
Bestimmungen  über,  wenn  auch  nur  vertragsweise  begründete  Zucht  des 
Ueberlebenden  finden.  Dagegen  wurde  im  Aasdomsrechte  die  Bedingung 
beiderseitiger  Zucht  in  den  Heirathsverträgen  sichtlich  sehr  üblich.  Aber 
darüber  hinaus  entwickelte  sich  hier  die  AufiFassung,  dass  dieselbe  auch  noch 
während  der  Ehe  durch  Wechselauflassung  begründet  werden  könne,  zu- 
nächst anscheinend  in  der  Beschränkung  auf  das  gemeinsam  Erworbene, 
dann  in  Ausdehnung  auf  das  ganze  Gut  Im  westfälischen  Recht  hätte  man 
dann  Weitergehend  von  jeder  vertragsweisen  Begründung  abgesehen,  dem 
Ueberlebenden  inuner  die  Zucht  und  vereinzelt  schliesslich  volles  Erbrecht 
zugesprochen. 

Zu  demselben  Schlussergebnisse  würde  man  dann  freilich  auch  in 
Rechtsgruppen  gelangt  sein,  denen  die  nach  Hälften  bemessene  volle  Ge- 
meinschaft überhaupt  fremd  blieb.  Aber  auf  anderm  Wege,  falls  das,  was 
S  698  bezüglich  der  Entwicklung  in  den  Verfangenschaftsrechten  vorläufig 
angenommen  wurde,  sich  erproben  sollte.  Zucht  der  Frau  am  halben  Gute 
des  Mannes,  Zucht  beider  am  halben,  dann  am  ganzen  Vermögen  des  an- 
dern, schliesslich  Erbrecht  des  kinderlos  Ueberlebenden  würden  da  die 
Stufen  darstellen.  Für  die  auch  da  zweifellos  zunächst  an  die  üblichen  Hei- 
rathsberedungen  anknüpfende  Entwicklung  der  gesetzlichen  Zucht  würde 
die  nachträgliche  Ausdehnung  auf  beide  Ehegatten  und  das  ganze  Ver- 
mögen massgebend  sein.  Hier  würde  die  Entwicklung  eine  andere  sein.  Die 
zunächst  nur  bei  der  Heirathsberedung  zulässige  Bezüchtigung  scheint  so- 
gleich üblicherweise  sich  auf  das  ganze  Gut  erstreckt  zu  haben.  Aber  die 
Weiterentwicklung  würde  dann  wenigstens  im  Aasdomsrechte  überhaupt 
nicht  zu  gesetzlicher  Zucht  fortgeschritten  sein,  sondern  nur  durch  die  Aus- 
bildung des  Instituts  der  Wechselauflassung  noch  nachträgliche  Begrün- 
dung derselben  ermöglicht  haben.  Wenigstens  den  Nachbarrechten  gegen- 
über haben  wir  sie  als  Eigenthümlichkeit  des  Aasdomsrechtes  zu  betrachten, 
die  sich  denn  auch  vielfach  der  sonstigen  Gestaltung  desselben  näher  an- 
schliesst 

716.  Zu  den  Erfordernissen  gehört  vor  allem  die  Wechselsei- 
tigkeit. Immer  heisst  es,  dass  die  Eheleute  sich  ihr  Gut  male  den  anderen 
oder  tnalcanderen  oder  die  eine  den  anderen  machen  sollen.  Nach  dem 
Landrecht  der  Veluwe  S  221  soll  die  Zucht  reciproce  offie  aen  weder sy den 
bestellt  werden.  Nach  Recht  der  Stadt  Nimwegen,  Rechtsbr.  507,  ist  dort 
keine  Duary  oder  Leibzucht  anerkannt,  als  die :  die  twe  echte  luyde  malck-' 
anderen  gelick  vor  Richter  und  zwei  Schöffen  machen  und  auftragen.  Bei 
der  Wechselseitigkeit  wurde  keiner  Seite  von  vornherein  ein  Vortheil  oder 
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715]  Nachtheil  zugewandt,  da  ungewiss  war,  wer  der  Ueberlebende  seia 
würde ;  und  auch  verschiedener  Betrag  der  Vermögen  konnte  einen  solchen 
nicht  begründen,  da  wegen  der  vollen  Gemeinschaft  beide  Vermögen  ohne- 
hin schon  gleich  waren.  Die  Unzulässigkeit,  dass  nur  der  eine  den  andern 
bezUchtigte  und  damit  von  vornherein  nur  seinen  Erben  einen  Nachtheil 
zufügte,  wird  zu  Emmerich,  Zeitschr.  f.R.G.  10,205,  ausdrücklich  betont: 
Wann^re  man  ind  wiff  malcandern  niet  en  iuchtigen ,  so  is  die  tucht  van 
anweerden;  anders  schint,  off  oer  ennich  bisonder  sin  erven  onterven  wolde^ 
Die  einmal  geschehene  Wechselauflassung  konnte  daher  auch  nicht  mehr 
einseitig  rückgängig  gemacht  werden;  so  nach  Landrecht  von  Nimwegen 
14  S  16:  De  reciproque  tochtmaeckinge  mach  by  ^een  van  de  echfeluyden 
sonder  d^ ander  niei  wederroepen  worden. 

Jenem  Gesichtspunkte  würde  es  denn  auch  entsprechen,  wenn  Ge- 
sundheit verlangt  wird,  da,  wenn  einer  der  Eheleute  den  Tod  bereits  vor 
Augen  hatte,  voraussichdich  nur  dem  andern  ein  Vortheil  zugewandt  wurde. 
Daher  werden  Kraftproben  gefordert.  Wie  wir  das  schon  zu  Zütphen  S  7 1 3 
erwähnt  fanden,  so  wird  im  Stadtrecht  von  Hasselt  S  57  und  in  dem  von 
VoUenhove  S  130,  Overyss.  St.  R.  4,  105.  6,  146,  die  Fähigkeit  verlangt, 
sich  selbst  zu  kleiden  und  auf  die  Strasse  zu  gehen,  während  dann  der  Mann 
drei  Schwenschläge  thuen,  die  Frau  drei  Ellen  spinnen  soll.  Doch  ist  das 
gerade  nichts  der  Wechselgabe  Eigenthümliches.  Sichtliche  Gesundheit 
oder  aber  jene  Kraftproben  werden  im  Stadtrecht  von  Z wolle  S  225  ff.  eben- 
so für  jede  Vergabung  verlangt,  wie  sich  das  in  den  verschiedensten  ger- 
manischen Rechten  wiederfindet. 

Als  weiteres  Erforderniss  wird  die  Vornahme  vor  Gerichtsper- 
sonen häufig  erwähnt.  Zu  Nimwegen  fanden  wir  Richter  und  zwei 
Schöffen  verlangt  Zu  Leiden  war  die  Gegenwart  von  zweien  der  vier  Bür- 
germeister und  wenigstens  zwei  Schöffen  nöthig  und  sollte  die  Urkunde 
von  der  Stadt  und  zwei  Schöffen  besiegelt  sein ;  vgl.  Keurboek  von  1 406 
B.  2  c.  29,  von  1508  B.  5,  2  c.  38  beiHamaker  De  middeneeuwscheKeur- 
boeken  van  de  stad  Leiden.  Bei  Wiederholung  der  S  7 1 3  angeführten  Be- 
stimmung des  Siadtbuchs  von  Zütphen  S  86  im  Schöffenrecht  von  Emme- 
rich 1 1  S  2  wird  zugesetzt,  dass  die  Giftigung  vor  drei  Schöffen  zu  ge- 
schehen habe.  Und  in  dieser  Richtung  erscheint  die  Vergabung  unter  Ehe- 
leuten wohl  strenger  behandelt  zu  sein ,  als  sonstige  Vergabungen.  Wäh- 
rend nach  dem  Keurboek  von  VoUenhove  S  1 28  ff.  für  sonstige  Vergabun- 
gen auf  dem  Krankenbette  die  Zuziehung  von  Schöffen  nicht  gefordert, 
sondern  nur  für  den  Fall  der  Wiedergenesung  Festigung  der  Vergabung 
vor  den  Schöffen  verlangt  wird,  scheint  auch  dann  für  Wechselgabe  der 
Eheleute  die  Anwesenheit  der  Schöffen  Bedingung  der  Giltigkeit  zu  sein, 
wie  auch  nur  für  diese  die  erwähnten  Kraftproben  gefordert  werden. 

Ueber  die  Form  finde  ich  nichts  bemerkt,  als  in  der  S  713  mitge- 
theilten  Angabe  des  Landrechts  der  Veluwe,  wonach  die  Vergabung ,  wie 
in  den  Städten  vor  Schöffen,  vor  dem  Richter  oder  vor  den  Erbgesessenen 
des  Bezirks  erfolgen  musste,  und  zwar  in  der  Form  der  Veräusserung.    Es 
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ist  danach  nicht  zu  bezweifehi,  dass  wenigstens  dann,  wenn  auch  Liegen- 
schaften in  Frage  kamen,  eine  wechselseitige  Auflassung  in  der  landesüb- 
lichen Form  zu  erfolgen  hane,  wie  wir  das  im  Süden  für  das  Ravestisse- 
ment  bestimmter  angegeben  finden  werden.  Dass  die  Auflassung  mit  glei- 
cher Kraft,  wie  vor  dem  Richter,  auch  vor  Geerfden,  vor  Grundbesitzern 
des  Bezirks,  geschehen  konnte,  entspricht  dem,  was  in  der  Veluwe  auch  in 
allen  sonstigen  FöDen  altes  Recht  war;  vgl.  Berns  Landrecht  S.  75.  140. 
Auch  nach  dem  Landrecht  von  Nimwegen  20  S  7  sollen  Auflassungen  vor 
dem  Richter  und  zwei  Schöffen  geschehen  und  überdies  in  den  Aemtem : 
voor  iwee  erfpachteren  of  iwe  getuygetiy  geerft  in  den  ampte,  daer  de  goe- 
deren  gelegen  sijn.  Wir  werden  auf  den  Umstand  zurückzukommen  haben. 
Dem  entspricht  es,  wenn  bei  eigenen  Leuten  die  Auflassung  durch  die  Hand 
des  Herrn  erfolgen  musste,  wie  im  Stadtbuch  von  Zütphen  $72  ausdrück- 
licklich  gesagt  ist. 

716.  Als  Wirkung  der  Wechselauflassung  ergibt  sich  regelmässig 
Leibzucht,  lebenslängliche  Nutzniessung  des  Ueberlebenden  am  Gute 
des  Verstorbenen,  so  dass  erst  nach  dem  Tode  jenes  die  diesem  zukom- 
mende Hälfte  des  Guts  an  dessen  Erben  fiel,  denen  sie  verfangen  war; 
häufig  wird  bestimmt,  dass  das  Recht  dieser  durch  Verzeichnung  des  Guts 
und  Bürgschaft  zu  sichern  sei.  Verkauft  der  Züchter  etwas  vom  Gute,  so 
soll  das  nach  Stadtrecht  von  Hasselt,  Overyss.  St.  R.  4,  106,  nur  vor  den 
Schöffen  geschehen,  während  nach  seinem  Tode  der  Betrag  in  Rechnung 
zu  bringen  ist.  Umgekehrt  haben  die  Anwärter  wohl  bestimmte  Ausgaben 
des  Züchters  für  ihren  Antheil  zu  ersetzen.  So  nach  Recht  der  Stadt  Nim- 
wegen, Rechtsbr.  477,  insbesondere  alle  mit  Einwilligung  der  Anwärter  ge- 
zahlten Schulden.  So  hat  nach  dem  Keurboek  von  Leiden  von  1450  B.  2 
c.  80  der  Züchter  den  der  Stadt  zukommenden  fünfzigsten  Pfenning  vom 
Nachlasse  zu  zahlen,  der  dann  nach  seinem  Tode  abzuziehen  ist. 

Vielfach  wird  dieBeschränkungaufZucht  ausdrücklich  ausge- 
sprochen und  weitergehende  Vergabung  verboten.  So  nach  den  S  7 1 2  mit- 
getheilten  Angaben  der  Rechte  von  Amersfoort  und  Nimwegen.  Auch  nach 
Recht  der  Stadt  Nimwegen,  Rechtsbr.  477.480,  ist  jede  Donatio  unter  Ehe- 
gatten unzulässig :  que  hcreditarie  stabit  Nach  dem  Keurboek  von  Leiden 
von  1450  B.  3  c.  41  dürfen  sich  Eheleute  lediglich  das  beste  Bett  zu  Eigen 
vermachen ;  an  allem  andern  Vermögen  nur  Zucht.  Im  Schöffenrecht  von 
Utrecht  von  1456  c.  7  S  3  heisst  es,  wie  schon  vor  langen  Jahren  bestimmt 
sei,  dass  Eheleute  sich  gegenseitig  kein  Gut  machen  dürfen :  dan  lijßocht 
alleen  ;  das  wird  jetzt  abermals  eingeschärft,  da  inzwischen  der  Missbrauch 
üblich  geworden,  dass  sie :  elc  den  anderen  hoir  goede  eychelic  in  gegevcn, 
helyet  ende  gemaeci  hebben. 

Es  ist  nun  weiter  die  Ausdehnung  der  blossenZucht  auf  die 
Fahrniss  beachtenswerth ,  da  sich  damit  ein  scharfer  Gegensatz  insbe- 
sondere gegen  die  Verfangenschaftsrechte  ergibt,  nach  welchen  die  Zucht 
sich  durchweg  auf  die  Liegenschaften  beschränkt,  während  die  Fahrniss 
dem  Ueberlebenden  zu  Eigenthum  verbleibt.    In  Uebereinstimmung  mit 
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716]  den  erbrechtlichen  Bestimmungen  des  Aasdomsrechts,  vgl.  S705,  ^vl^d 
auch  bei  der  Zucht  zwischen  beiden  Bestandtheilen  nicht  unterschieden. 
Kraft  der  vollen  Gemeinschaft  gehön  jedem  der  Eheleute  die  Hälfte  des 
gesammten  Guts;  soll  diese  überhaupt  nur  zu  Zucht  vermacht  werden,  so 
muss  sich  das  auch  auf  die  Fahrniss  erstrecken.  Dass  diese  nicht  etwa  Et- 
genthum  wird,  ergibt  sich  aufs  bestimmteste  aus  Massregeln ,  die  wir  ge- 
troffen finden,  um  dem  Umstände  Rechnung  zu  tragen ,  dass  die  Fahrniss 
vielfach  eine  blosse  Zucht  unter  Erhaltung  des  ursprünglichen  Bestandes 
nicht  zulfisst.  Nach  dem  Landrecht  der  Veluwe  S  235  soUen  verderbliche 
und  veränderliche  bewegliche  Güter  verkauft  werden ,  so  dass  der  Züchter 
dann  Zucht  am  Erlöse  hat;  oder  sie  sollen  geschätzt  und  nach  dem  Tode 
des  Züchters  der  Werth  dem  Eigner  herausgezahlt  werden.  Nach  Stadt- 
recht  von  Nimwegen,  Rechtsbr.  427.477,  ist  alle  Fahrniss  zu  schätzen  und 
die  Hälfte  des  Betrages  zu  verbürgen.  Aehnlich  im  I.andrecht  von  Nim- 
wegen 1 8  S  2,  wo  noch  hinzugefügt,  dass  nach  geschehener  Schätzung  der 
Eigner  die  Wahl  hat,  die  Fahrniss  zu  übernehmen  und  dem  Züchter  den 
Betrag  zur  Zucht  zur  Verfügung  zu  stellen,  oder  aber  dieselbe  gegen  Zah- 
lung des  Betrags  dem  Züchter  zu  überlassen.  So  wird  es  auch  zu  verstehen 
sein,  wenn  es  in  der  schon  S  7 1 5  erwähnten  Bestimmung  des  Schöffen* 
rechts  von  Emmerich  1 1  S  2,  Zeitschr.  f.  R.  G.  10,  197  heisst:  daimen  dii 
gutsal  werdigen  sonder  huis  endeMggende  erve,  also  nur  die  Fahrniss,  wäh- 
rend für  die  Liegenschaften  nur  Bürgschaft  zu  stellen  ist :  dattet  guet  niet 
verarchert  en  Werde ^  nicht  verschlechten  werde.  Auch  Hugo  Grotius  Inl.  2 
c.  39  bemerkt,  dass  zwar  an  verbrauchbaren  Sachen  eine  Zucht  eigentlich 
nicht  zulässig  sei,  dass  man  sich  aber  damit  helfe,  dass  man  sie  schätze. 

717«  Handelt  es  sich  aber  in  der  Regel  um  Zucht,  so  scheint  doch 
unter  gewissen  Voraussetzungen  eine  Wechselau  flassungzu  Eigen 
wohl  gestattet  gewesen  zu  sein.  Dafür  wird  sich  freilich  nicht  geltend 
machen  lassen,  wenn  in  spätem  Quellen,  wie  etwa  in  dem  Ent^'urfrechte 
für  Kampen  von  1 560,  Overyss.  St.  R.  11,  153,  sich  Mann  und  Frau  beim 
Mangel  von  Descendenten  und  Ascendenten  ihr  ganzes  Gut  im  Testamente 
vermachen  dürfen.  Man  scheint  überhaupt  später  unter  Einfluss  römischer 
Bestimmungen  das  Verbot  der  Schenkungen  unter  Eheleuten  nicht  mehr 
so  streng  eingehalten  zu  haben.  Boutellier  in  der  Somme  rurale  i  t.  103 
betont  ausdrücklich,  dass  zwar  das  Recht  der  Coutumes  solche  nicht  zu- 
lasse, dass  aber  nach  geschriebenem  Recht  letztwillige  Verfügungen  zu 
Gunsten  des  Ehegatten  gestattet  seien.  Auch  Hugo  Grotius  Inl.  312  S  9  er- 
klärt zwar  Schenkungen  des  einen  Ehegatten  an  den  andern  für  unverbind- 
lich ;  doch  sollen  sie  entsprechend  dem  römischen  Recht  durch  den  Tod 
Bestand  erhalten,  wenn  sich  nichts  ergibt,  was  auf  Aenderung  des  Willens 
deutet.  Insbesondere  scheint  sich  unter  römischrechtlichem  Einflüsse  viel- 
fach die  Auffassung  festgestellt  zu  haben ,  dass  durch  Testament  der  eine 
Ehegatte  dem  andern  Alles  vermachen  dürfe,  was  er  auch  einem  Dritten  zu 
vermachen  berechtigt  gewesen  wäre.    Im  allgemeinen  aber  war  das  hier 


Digitized  by 


Google 


Wechselauflassung.  Wirkung.  Zucht  Eigen.  41 

zweifellos  unzulässig;  im  Landrecht  vonNimwegen  fanden  wir  S712  auch 
die  Vergabung  durch  Testament  ausdrücklich  ausgeschlossen. 

Zweifellos  konnte  aber  auch  in  früherer  Zeit  in  manchen  Rechten  eine 
Wechselvergabung  zu  Eigen  erfolgen.  Aber^nur  unter  der  Voraus- 
setzung des  Fehlens  von  Kindern.  Wo  es  sich  nur  um  Zucht  han- 
delt, wird  dieselbe  durchweg  nicht  erwähnt.  Stand  den  Kindern  nach  Bruch 
der  Ehe  Eigenthum  an  der  Hälfte  des  Verstorbenen  zu,  so  konnte  dieses  ja 
bestehen  trotz  lebenslänglicher  Zucht  des  Ueberlebenden,  die  dann  selbst- 
verständlich, vgl.  S  595,  eine  mit  der  Verpflichtung  zum  Unterhalt  der  Kin- 
der belastete  sein  musste,  wie  das  etwa  im  Landrecht  der  Veluwe  S  221 
ausdrücklich  betont  ist.  Es  war  nur,  worauf  wir  zurückkommen,  Sorge  zu 
tragen,  dass  im  Falle  der  Wiederverheirathung  des  Ueberlebenden  die  Rechte 
der  Vorkinder  genügend  gesichert  waren,  wie  denn  auch  nur  auf  diese  in 
der  S  7 1 2  angeführten  Stelle  des  Rechts  von  Amersfoort  Rücksicht  genom- 
men war. 

Dagegen  hätte  jede  Vergabung  zu  Eigen,  welche  es  dem  Ueberleben- 
den gestattete,  insbesondere  auch  trotz  Wiederverheirathung  nach  Belieben 
über  das  Gut  des  Verstorbenen  oder  einen  Theil  desselben  zu  verfügen,  das 
Recht  der  Kinder  auf  dessen  Hälfte  beeinträchtigt.  Wo  daher  eine  Wechsel- 
vergabung zu  Eigen  überhaupt  zulässig  erscheint,  wird  dieselbe  vom  Fehlen 
von  Kindern  abhängig  gemacht.  So  ist  im  Keurboek  von  Leiden  von  1 508 
ß.  5,  2  c.  38  der  Fall  vorgesehen,  wenn  Eheleute,  die  keine  Kinder  haben, 
sich  Gut  vergeben :  om  ewich  ende  erflicken  te  behouden  ende  gebruicken  / 
während  in  unmittelbarem  Anschlüsse  von  blosser  Vergabung  zu  Zucht 
ohne  Erwähnung  der  Kinderlosigkeit  die  Rede  ist.  Dass  es  zu  Utrecht, 
wenn  nicht  gestanet,  doch  üblich  war,  sich  das  Gut  eychelic  zu  vergaben, 
wurde  S  7i6  erwähnt.  Im  Stadtrecht  von  Hasselt  c.  57,  Overyss.  St.  R.  4. 
105,  werden  für  die  Wechselgabe  zunächst  die  S  715  erwähnten  Kraft- 
proben gefordert;  dann  mag  jeder  die  Hälfte  seines  Guts :  ^^^«  sclicht  van 
der  hand  ende  die  ander  heiße  maken  ter  liifiucht  Ist  da  von  Kindern  nicht 
die  Rede  und  erscheint  die  vorbehaltlose  Vergabung  auf  die  Hälfte  be- 
schränkt, so  mag  das  mit  den  oft  vorkommenden  Bestimmungen  zusammen- 
hängen, wonach  auch  neben  Kindern  das  halbe  Gut  als  Freitheil,  das  halbe 
als  Pflichttheil  der  Kinder  erscheint.  Eine  spätere  Bestimmung  von  1590, 
Ov.  St.  R.  4,  107,  ist  dann  sichtlich  von  römischem  Rechte  beeinflusst.  Ist 
zunächst  davon  die  Rede,  dass  durch  Testament  die  Legitima  der  Kinder 
und  Eltern  nicht  verkürzt  werden  soll,  so  sollen  Mann  und  Frau,  wenn  sie 
solche  nicht  haben :  nae  haar  welgevallen  malcandercn  oock  erfflick  mögen 
begiftigen,  Heisst  es  im  Stadtbuch  von  Zutphen  S  107  und  danach  im 
SchöfFenrecht  von  Emmerich  1 6  S  2.  dass  Eheleute :  dcwile  daf  se  hebben 
umberichte  kinder ,  dat  se  um  (malcanderen)  niet  ghiften  en  moghen^  dat 
datfast  moghe  sien,  so  bezieht  sich  auch  das  zweifellos  nur  auf  Vergabung 
zu  Eigen,  welche  danach  den  Eltern  erst  dann  zustehen  würde,  wenn  alle 
Kinder  das  ihnen  Gebührende  erhalten  haben ;  denn  Vergabung  zu  blosser 
Zucht  erscheint  nirgends  durch  das  Vorhandensein  von  Kindern  gehindert. 
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717]  Besonders  auffallend  macht  sich  der  Unterschied  dann  geltend  in 
einer  Overdracht  der  Schöffen  zu  ZUtphen  von  1 565,  Rechtsbr.  ed.  Pijnacker 
1579  in  welcher  die  blosse  Zucht  sehr  bestimmt  unterschieden  wird  von  der 
giffte  oder  dem  begifftigen,  worunter  sichtlich  Vergabung  zu  Eigen  zu  ver- 
stehen ist.  Zucht  am  ganzen  Gute  oder  einem  Theile  desselben  war  zu 
Zütphen,  vgl.  S  7 1 3,  nur  gestattet,  wenn  sie  im  Heirathsvertrage  bedungen 
war.  War  das  nicht  geschehen,  so  waren  Zucht  und  Gift  nur  für  das  Ge- 
winngut zulässig.  Wahrend  aber  Zucht  am  ganzen  Gewinngute  gestanet 
war,  sollte  die,  ausserdem  das  Fehlen  von  Kindern  und  Kindskindern,  vgl. 
S  701,  voraussetzende  Gift  sich  auf  die  Hälfte  beschränken,  und  überdies 
war  es  dann  unzulässig,  an  der  andern  Hälfte  wenigstens  Zucht  zu  gewähren. 
War  aber  auf  Grund  des  Heirathsvenrags  wechselseitige  Zucht  am  ganzen 
Gut  oder  einem  Theile  desselben  bestimmt,  so  konnte  dann  ausserdem  noch 
Begiftigung  mit  dem  halben  Gewinngute  erfolgen,  so  dass  dann  Zucht  und 
Gift  nebeneinander  bestehen  konnten.  Weiter  aber  wird  bestimmt,  dass, 
wenn  sie  Fahmiss  haben,  die  nicht  in  der  Ehe  angewonnen,  also  einge- 
bracht war,  so  mögen  die  Eheleute  sich  auch  damit  begiftigen,  aber  nur  bis 
zur  Hälfte  des  jedem  Zukommenden,  beziehungsweise  bis  zu  einem  Vienel 
des  Ganzen. 

718.  Die  bisher  angeftihrten  Fälle  geben  gerade  keinen  Grund  zu  be- 
zweifeln, dass  es  sich,  wo  solche  Gift  überhaupt  zulässig  war,  auch  um 
volles  und  insbesondere  vererbliches  Eigen  ^^  Ueberlebenden  handelte. 
Jedenfalls  scheint  aber  dem  Aasdomsrechte  die  §  397  besprochene  Gestal- 
tung nicht  fremd  gewesen  zu  sein,  wonach  wir  nur  Vergabung  zu  un- 
vererblichem Eigen  anzunehmen  haben.  Ist  sie  an  und  für  sich  auf- 
fallend und  wohl  nur  vereinzelt  nachzuweisen,  so  dürfte  das  für  später  zu 
erörternde  Verwandtschaftsverhältnisse  um  so  beachtenswerther  sein. 

Zunächst  kann  es  auffallen,  dass  in  dem  besprochenen  Zeugnisse  aus 
Zütphen  die  Gift  keine  Wirkung  haben  soll:  dan  soeveer  nae  afflivichett 
des  giffiers  die  hegifftigde  noch  in  den  leven  is.  Sind  danach  bei  Vorver- 
sterben des  Begifteten  jedenfalls  Ansprüche  seiner  Erben  ausgeschlossen,  so 
ist  die  Angabe  schwer  verständlich,  wenn  man  bei  ihr  nur  Wechselgift  im 
Auge  hatte,  welche  ja  überhaupt  nur  für  den  Ueberlebenden  Ansprüche  be- 
gründen konnte.  War  zu  Zütphen  die  Begiftigung  an  sehr  enge  Gränzen 
gebunden,  so  ist  es  möglich,  dass  da  abweichend  vom  sonstigen  Rechte  auch 
einseitige  Begiftigung  gestattet  sein  sollte,  wofür  sich  auch  geltend  machen 
Hesse,  dass  es  bei  jenen  Bestimmungen  wiederholt  heisst,  dBs&  ^\q  mallickan- 
deren  offte  die  eine  den  anderen  begifiigen  oder  bezüchtigen  mögen.  Dann 
aber  hätte  solche  einseitige  Gift  jedenfaUsbei  Vorversterben  des  Beschenkten 
für  dessen  Erben  keine  Wirkung  gehabt. 

Beachtenswerther  erscheinen  da  Angaben  der  Hechte  von  Deventer, 
vgl.  F.  Andreae  Vollenhove  i,  256.  Es  heisst  da  1450  und  i486,  dass, 
wanneer  voertmeer  man  of  wyf  malkanderen  ghiftigcn ,  so  soll  der  Ueber- 
lebende  den  Erben  des  Verstorbenen  eine  Boedelbeschreibung,  einVerzeich- 
niss  des  Gutes  beider  geben ;  ende  en  sal  des  doeden  erfnisse  ende  guet  nyt 
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veriereriy  ten  were  dai  die  syn  tselves  guet  yrsien  verteert  hadde ;  mer  die 
mach  die  renien  verteren,  daer  renien  syn.  Dabei  handelt  es  sich  als  Regel 
nur  um  Zucht.  Die  auf  den  Verstorbenen  entfallende  Hälfte  des  Gesammt- 
gutes,  deren  Betrag  zur  Zeit  seines  Todes  sich  aus  dem  Verzeichnisse  er- 
gab, soll  im  allgemeinen  unvermindert  erhalten  bleiben.  Die  strenge  Verfan- 
genschaft  erscheint  nur  dadurch  abgeschwächt,  dass  der  Ueberlebende  dann, 
wenn  er  sein  gesammtes  eigenes  Gut  verzehrt  hat,  auch  das  Gut  des  Ver- 
storbenen angreifen  darf.  Das  entfernt  sich  in  so  weit  nicht  von  sonstigen 
Bestimmungen  über  die  Zucht,  wonach  der  Züchter  bei  dringender  Noth 
wohl  verfangenes  Gut  veräussem  darf;  aber  in  der  Regel  nur  mit  Zustim- 
mung des  Gerichts,  während  hier  der  Beweis  des  Fehlens  eigenen  Guts  zu 
genügen  scheint  und  damit  seine  Befugnisse  doch  von  vornherein  weiter- 
gehende sein  würden. 

Im  spätem  Recht  von  1 642  heisst  es  nun,  dass  das  Verzeichniss  des 
Guts  auch  in  dem  Falle  zu  erfolgen  hat :  dat  man  ende  vrouwe  malcanderen 
de  goederen  eeuwiglick  ende  er/flick  hebten  gegeven,  met  de^en  bedinge, 
dat  al  het  gene  op  den  doot  des  lestlevenden  naebleve,  te  beyden  i^yden  soude 
gedeelt  worden.  Da  handelt  es  sich  nicht  um  blosse  Zucht.  Ist  mir  das  Ver- 
ständniss  der  Stelle  dadurch  erschwert,  dass  mir  die  vollständigen  Stadtrechte 
von  Deventer  nicht  zugänglich  waren,  so  Hesse  sie  sich  dahin  auffassen,  dass 
jene  ewige  und  erbliche  Vergabung  im  allgemeinen  frei  vererbliches  Eigen- 
thum  begründete,  in  welchem  Falle  das  Verzeichniss  natürlich  keinen  Zweck 
hatte,  dass  dieses  nur  dann  erfolgen  sollte,  wenn  jene  abschwächende  Be- 
stimmung zugefügt  war.  Halten  wir  uns  aber  an  diese  Bestimmung,  welche, 
falls  auch  nicht  immer  erforderlich ,  doch  sichtlich  häufig  zugefügt  wurde, 
so  führt  uns  dieselbe  auf  das,  was  wir  als  unvererbliches  Eigen  bezeichneten. 
Der  Ueberlebende  kann  über  das  gesammte  Ehegut  verfügen,  wie  über  sein 
Eigenthum ;  es  ist  nicht  verfangen.  Erst  nach  seinem  Tode  wird  das ,  was 
noch  davon  erübrigt,  nach  dem  Gesichtspunkte  der  vollen  Gemeinschaft 
unter  die  Erben  beider  gehälftet.  Mit  Unrecht,  wie  ich  denke,  meint  Fockema 
Andreae,  dass  zu  solcher  Gestaltung  die  Verzeichnung  des  Eheguts  nach 
dem  Bruche  der  Ehe  nicht  passe.  Dass  wäre  richtig,  wenn  nun  der  ge- 
sammte Nachlass  des  Letztlebenden  einfach  nach  den  Seiten  gehälftet  wor- 
den wäre.  Aber  das  sollte  doch  nur  das  treffen,  was  vom  Ehegut  erübrigte, 
während  der  Ueberlebende  ja  ausserdem  noch  anderes  Gut  erworben  haben 
konnte,  welches  ausschliesslich  seinen  Erben  zukam.  Man  musste  also  fest- 
stellen können,  was  von  seinem  Nachlasse  zum  gemeinsamen  Ehegute  ge- 
hört hatte. 

Hat  das  ältere  Recht  von  Deventer  zunächst  nur  Zucht  im  Auge^  so 
mag  sich  früher  die  Verpflichtung  zur  Bodelbeschreibung  darauf  beschränkt 
haben.  Im  neueren  Recht  wäre  sie  dann  auch  auf  jenen  Fall  der  Vergabung 
zu  Eigen  ohne  Vererbungsrecht  ausgedehnt.  Dann  aber  ist  auch  nicht  dar- 
aus zu  schliessen,  dass  solche  An  der  Vergabung  etwa  erst  nachträglich  üb- 
lich geworden  sei.  Eine  Gestallung,  welche  den  Anspruch  der  Nacherben 
berücksichtigt,  ohne  ihn  aber  durch  Verfangenschaft  zu  sichern,  entspricht 
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718]  so  wenig  den  für  die  Behandlung  dieser  Verhaltnisse  in  den  sonstigen 
Rechten  massgebenden  Gesichtspunkten,  dass  nicht  leicht  anzunehmen  ist, 
dass  sie  sich  erst  nachträglich  irgendwo  festgestellt  habe. 

Und  das  Zeugniss  steht  überdies  nicht  vereinzelt  In  den  Rechtsquellen 
der  Stadt  Nimwegen  428  flf.  heisst  es,  dass  zwar  zu  Nimwegen  selbst  die 
gegenseitige  Zucht  nur  mit  Ausweisung  und  Verbürgung  zulässig,  dass  es 
aber  an  vielen  Orten,  so  zu  Huissen  und  in  der  ganzen  Oberbetuwe,  auch 
wohl  in  der  Grafschaft  Cleve ,  nach  altem  Gebrauche  gestattet  sei ,  dass 
Mann  und  Frau  sich  ihr  Gut  unter  ausdrücklicher  Zufügung  der  Bedin- 
gung züchtigen  dürfen,  dass  der  Ueberlebende  weder  zur  Ausweisung, 
noch  zur  Verbürgung  verpflichtet  sein  solle.  Daraus  ergab  sich  dann  aber 
doch  wieder,  dass  er  an  beliebiger  Verfügung  über  das  Gut  nicht  gehindert 
sein  sollte,  so  dass  nur  das,  was  bei  seinem  Tode  erübrigte,  nach  beiden 
Seiten  zu  hfllften  war. 

Nicht  anders  aber  weiss  ich  Angaben  des  Stadtrechts  von  Steenwyk, 
Overyss.  St  R.  10,  48  ff.,  zu  erklaren,  die  sich  allerdings  auf  die  Fahrniss 
beschranken.  Haben  sich  Eheleute  ihr  ganzes  Gut  zu  Leibzucht  gegeben, 
so  soll  man  im  Falle  der  Wiederverheirathung  des  Ueberlebenden :  daf  iil- 
baer  goet  scheiden  iegens  den  erffgenamen  en  tnen  sal  dat  arvc  offte  huys 
niet  verquaden.  Das  aber  scheint  sich  auf  den  Fall  der  Wiederverheirathung 
zu  beschranken.  Denn  S  26  erscheint  das  Verbot,  das  Gut  zu  verkaufen 
oder  zu  verschlechtern,  auf  Liegenschaften  beschrankt  Ist  dann  S  27  ver- 
langt, dass  der  Züchter  den  Erben  den  Bestand  des  gesammtcn  Guts  ver- 
briefen soll,  so  wird  hinzugefügt :  Ende  als  die  leste  dooi  is,  wes  dan  daer 
voer  tylbacr  goet  gebleven  is,  dat  T^ullen  alsdan  die  erffgenamen  an  beyden 
syden  midden  entwe  scheyden.  Wahrend  sonst  auch  die  Fahrniss  nach  ihrem 
Bestände  oder  Wenhe  bei  Beginn  der  Zucht  zur  Hälfte  den  Erben  des  Ver- 
storbenen gesichen  sein  soll,  vgl.  S  7 1 6,  kann  hier  der  Ueberlebende  ganz 
nach  seinem  Belieben  darüber  verfügen,  ohne  dass  der  Bestand  zu  erhalten 
ist.  Aber  sie  ist  nicht  vererbliches  Eigen ;  was  davon  bei  seinem  Tode  übrig 
ist,  kommt  nicht  an  seine  Erben,  sondern  ist  dann  nach  beiden  Seiten  zu 
halften.  Trotzdem  ist  die  auch  hier  verlangte  Verzeichnung  des  ganzen  Guts 
nicht  überflüssig,  da  ja  nach  seinem  Tode  nur  das  erübrigende  Ehegut,  nicht 
auch  das  vom  Züchter  angewonnene  Gut  zu  halften  ist. 

Handelt  es  sich  nur  um  wenige  und  dürftige  Erwähnungen,  so  glaubte 
ich  dieselben  nicht  übergehen  zu  dürfen,  weil  wir  im  Hennegau  die  auf- 
fallende Gestaltung  als  Wirkung  der  Wechselauflassung  aufs  bestimmteste 
ausgesprochen  finden  werden  und  der  Umstand  damit  einen  sehr  beachtens- 
werthen  Haltpunkt  für  die  spater  zu  begründende  Annahme  bieten  dürfte, 
dass  das  Ravestissement  par  lettres,  wie  wir  es  in  Walschflandern  und  eini- 
gen angranzenden  Gebieten  finden ,  mit  der  Wechselauflassung  des  Aas- 
domsrechtes in  engstem  Zusammenhange  steht. 

719.  In  dieser  Richtung  wird  allerdings  das  Vorkommen  im  Gebiete 
des  Aasdomsrecht  grössere  Bedeutung  nur  dann  gewinnen,  wenn  sich  zu- 
gleichFehlen  der  Wechselauflassung  indenNachbargebieten 
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ergibt.  Und  das  scheint  mir  durchweg  zuzutreffen.  Die  Gestaltung  der  Nach- 
barrechte ist  zum  Theil  eine  solche,  dass  für  die  Wechselauflassung  von 
vornherein  kein  Raum  geboten  ist  Wo  das  nicht  zutrifft,  können  mir,  da 
ich  doch  nur  einen  Theil  des  Quellenmaterials  vor  Augen  hatte,  allerdings 
einzelne  Belege  entgangen  sein.  Aber  den  gehäuften  Angaben  im  Gebiete 
des  Aasdomsrechts  gegenüber  wird  die  Nichterwähnung  in  den  mir  be- 
kannten Quellen  aus  Nachbargebieten  es  doch  höchst  wahrscheinlich  ma- 
chen, dass  die  Wechselauflassung  da  nicht  zulässig  oder  mindestens  nicht 
üblich  war. 

Ein  Uebergreifen  über  das  Gebiet,  welches  wir  S  698  zunächst  nach 
Massgabe  der  erbrechtlichen  Bestimmungen  als  das  des  Aasdomsrechts  be- 
zeichneten, ist  mir  nur  sehr  vereinzelt  und  dann  nur  in  der  nächsten  Nach- 
barschaft aufgefallen.  Die  Rechte  der  Stadt  Grave  und  der  Grafschaft  Megen^ 
vgl.  Christyn  Brab.  R.  974.  1013,  nur  durch  die  Maas  von  dem  zum  Ge- 
biete des  Aasdomsrechtes  gehörenden  Quartier  von  Nymwegen  getrennt, 
unterscheiden  sich  vom  Aasdomsrechte  in  ihrem  Erbrechte  durchaus,  in- 
dem unter  Nichtbeachtung  des  Vorfahrenrechts  und  der  Nähe  des  Grades 
das  Gut  einfach  nach  den  Seiten  gehälftet  wird,  und  schliessen  sich  damit 
und  durch  andere  Bestimmungen  dem  Schependomsrechte  an,  von  dem  sie 
doch  räumlich  getrennt  sind.  Aber  zu  Grave  1 1  S  7  soll  sofortige  Hälftung 
nicht  eintreten  im  Fall :  dat  man  en  wijf  in  schepenen  brieven  malcander 
gheiuchtigt  hadden ;  dann  sei  die  Zucht  einzuhalten.  Und  nach  den  Co- 
stumen  von  Megen  S  3  können  Mann  und  Frau  letztwillig  J^een  den  an- 
deren in  heute  goederen  fochten,  so  dass  der  Ueberlebende  dann  Zucht  an 
der  Hälfte  des  Verstorbenen  hat,  während  sonder  maeksele  jede  Zucht  aus- 
geschlossen ist  Diese  Bestimmungen  werden  auf  den  Einfluss  des  benach- 
barten Aasdomsrechts  zurückzuführen  sein,  wie  das  ebenso  der  Fall  sein 
wird,  wenn  zu  Workum  im  Lande  Altena,  dessen  Recht  Annäherung  an 
alle  Nachbarrechte  zeigt,  die  gegenseitige  gerichtliche  Bezüchtigung  ge- 
stattet sein  soll;  vgl.  Milders  127. 

Stimmt  dann  mit  dem  Aasdomsrechte  das  Schependomsrecht  in 
der  vollen  Gütergemeinschaft  und  dem  Fehlen  gesetzlicher  Zucht  überein, 
so  scheint  ihm  doch  die  Wechselauflassung  fremd  zu  sein.  In  dem  hieher 
gehörenden  Theile  von  Holland  finde  ich  sie  wenigstens  nicht  erwähnt. 
In  der  Keure  von  Seeland  1258  S  35  und  im  Landrecht  von  1290  S  91, 
V.  d.  Bergh  Oorkondenb.  2,  22.  340,  wird  einfach  dem  Ueberlebenden  das 
halbe  Gut  zugesprochen;  und  Fehlen  aller  Zucht,  also  doch  auch  der  durch 
Wechselauflassung  begründeten,  wird  wohl  als  gemeines  Recht  von  Hol- 
land und  Seeland  bezeichnet;  vgl.  v.  d.  Vorm  529.  660.  Allerdings  ergibt 
sich  in  dem  im  allgemeinen  durchaus  dem  Schependomsrechte  entsprechen- 
den Rechte  von  Bergen  op  Zoom  14  S  16.  17  S  9,  vgl.  18  S  15 ,  Christyn 
785,  dass  durch  Testament,  auch  wenn  Kinder  da  waren,  der  eine  Ehe- 
gatte den  andern  de  proprieteyt  van  alle  de  goederen  vermachen  darf  om 
\ijnen  vryen  wille  daer  mede  te  doene ,  nur  mit  der  Auflage,  den  Kindern 
später  einen  bestimmten  Betrag  und  jedenfalls  die  Legitima  herauszugeben. 
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719]  Das  aber  häagt  zweifellos  nicht  mit  der  Wechselauflassung  zusammen, 
sondern  mit  der  schon  S  717  erwähnten  römischrechtlichen  Auffassung, 
dass  durch  Testament  jeder  auch  dem  Ehegatten  das  vermachen  darf,  was 
er  einem  Fremden  hätte  vermachen  dürfen. 

In  den  Verfangenschaftsrechten  Brabants  war  dann  für  eine  nur 
Zucht  begründende  Wechselauflassung  insofern  von  vorhercin  kein  Raum, 
als  da  schon  die  Ehe  selbst  Zucht  des  Ueberlebenden  am  Gute  des  Ver- 
storbenen begründete.  Ist  in  manchen  Rechten  Brabants ,  so  in  denen  von 
Breda,  Deurne,  Herenthals,  Kasterle,  Gheel  ähnlich,  wie  zu  Bergen,  ausge- 
sprochen, dass  Eheleute  beim  Fehlen  von  Kindern  oder  unter  Beachtung 
der  Legitima  der  Kinder  sich  für  ihr  ganzes  Gut  zu  Erben  setzen  können, 
so  hängt  das  wieder  zweifellos  mit  der  Wechselauflassung,  wie  sie  im  Aas- 
dom srechte  üblich  war,  nicht  zusammen. 

Ebenso  war  dann  in  den  angränzenden  Rechten  von  Westfalen  für 
die  Wechselauflassung  im  allgemeinen  kein  Raum,  weil  auch  da  die  Zucht 
bereits  Wirkung  der  Ehe  war.  Doch  wiesen  wir  S714  wenigstens  eine  ver- 
einzelte Erwähnung  der  Wechselauflassung  nach  und  verwertheten  sie  für 
die  Vermuthung ,  es  möge  sich  hier  die  gesetzliche  Zucht  überhaupt  auf 
Grundlage  derselben  entwickelt  haben. 

In  der  Drenthe  fehlte  bei  fruchtbarer  Ehe  jedes  Bedürfniss  für  Wech- 
selauf lassung,  da  nach  Geburt  eines  Kindes  dem  Ueberlebenden,  wenn  die 
Kinder  vorverstorben,  das  ganze  Ehegut  nicht  blos  zu  Zucht ,  sondern  zu 
Eigen  zustand.  Bei  unfruchtbarer  Ehe  war  dann  allerdings  eine  beschränkte 
Wechselgabe  zulässig,  indem  nach  denCostumen  von  1472  S  40,  Rechtsbr. 
ed.  Gratama  1 16,  sich  Eheleute  ihre  Hälfte  am  Gewinngute  zu  Leibzucht, 
ihre  Fahrniss  aber  ganz  machen  dürfen,  während  das  Erbland  jedenfalls 
zurückfällt  Das  aber  weicht  insbesondere  durch  die  ganz  verschiedene  Be- 
handlung von  Erbland  und  Fahrniss  durchaus  von  den  bezüglichen  Bestim- 
mungen des  Aasdomsrechts  ab,  auch  von  denen ,  welche  nach  S  7 1 3  die 
Wechselauflassung  auf  das  Gewinngut  beschränken.  Es  würde  sich ,  wie 
das  auch  sonst  wohl  in  der  Drenthe  zutrifft,  eher  Annäherung  an  die  Ver- 
fangenschaftsrechte  ergeben,  in  welchen  nur  die  Fahrniss  schon  auf  Grund 
der  Ehe  selbst  dem  Ueberlebenden  verbleibt. 

Endlich  erwähnen  die  Bestimmungen  über  das  eheliche  Güterrecht  im 
westerlauwerschen  P'riesland,  vgl. F.  Andreae  Bijdr.  2,  53  ff.,  weder  die 
Wechselauflassung ,  noch  macht  die  ganze  Gestaltung  das  Eingreifen  der- 
selben irgend  wahrscheinlich. 

730.  Gab  die  Ehe  selbst  dem  Ueberlebenden  keinen  Anspruch  auf 
Zucht,  konnte  ein  solcher  aber  durch  den  Heirathsvertrag  oder  durch  Wech- 
selauflassung begründet  sein,  so  konnte  sich  nun  weiter  aus  der  fo  rtge- 
setztenGemeinschaft  wenigstens  da,  wo  es  sich  um  die  Gemeinschaft 
mit  Kindern  handelte  und  der  Ueberlebende  unverheirathet  blieb ,  ein  der 
Zucht  nächstverwandtes  Verhälmiss  ergeben,  welches  wir  S  596  im  allge- 
meinen besprachen  und  als  Zucht  ohne  Verfangenschaft  bezeichneten.  Die 
don  als  massgebend  betrachtete  Gestaltung  werden  wir  allerdings  ausdrück- 
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licher  in  den  wälschflandrischen  Rechten  ausgesprochen  Hnden.  Doch  dürften 
auch  die  Belege  aus  dem  Gebiete  des  Aasdomsrechts  für  die  Behauptung 
ausreichen,  dass  es  sich  da  um  dieselbe  Grundlage  handelte,  dass  damit  ein 
weiterer  Haltpunkt  geboten  ist  für  die  auffallende  nahe  Verwandtschaft  des- 
selben mit  dem  wälschflandrischen  Rechte,  der  wieder  um  so  schwerer  ins 
Gewicht  fallt,  als  auch  diese  Gestaltung  den  Nachbarrechten  des  Aasdoms- 
rechtes fremd  ist,  wenn  wir  von  den  westfälischen  absehen ,  in  denen  sich 
allerdings  eine  grössere  Annäherung  ergibt.  Das  Verhältniss  wird  auchdess- 
halb  bestimmter  ins  Auge  zu  fassen  sein,  weil  es  uns  auf  die  Schwierig- 
keiten hinweist,  welche  sich  aus  der  voUen  Gemeinschaft  für  die  Erben- 
folge ergeben  konnten. 

Wurde  schon  während  der  £he  das  gesammte  vorhandene  Vermögen, 
der  Boedel,  nicht  als  Gesammtgut  betrachtet,  sondern  als  ein  Gemeingut, 
an  welchem  jedem  der  Ehegatten  die  Hälfte  zu  Miteigenthum  zustand,  vgl. 
S  71 1,  so  blieb  nach  dem  Bruch  der  Ehe  auch  nur  diese  Hälfte  dem  Ueber- 
lebenden  zu  Eigenthum.  Wir  fanden  dem  entsprechend  denn  auch  S  70g  im 
allgemeinen  bestimmt ,  dass  er  mit  den  Erben  des  Verstorbenen  zu  hälften 
hat.  Aber  der  Ueberlebende  ist  zunächst  Boedelhouder,  alleiniger  Besitzer 
des  gesammten  Vermögens;  er  ist  der  Erffuyter  oder  Uutreicker,  so  dass 
Andere,  welche  Ansprüche  auf  einen  Theil  des  Vermögens  haben,  den- 
selben nicht  eigenmächtig  in  Besitz  nehmen  dürfen,  sondern  denselben  nur 
durch  Herausgabe  von  Seiten  des  Ueberlebenden  erhalten  können.  In  einem 
am  häufigsten  auf  sechs  Wochen  bestimmten  Zeitraum  soll  die  Ruhe  des 
Sterbehauses  nicht  gestört  werden ,  blieb  der  Ueberlebende  Alleinbesitzer 
des  Vermögens.  Dann  konnten  die  Erben  der  andern  Seite  Theilung  ver- 
langen. 

Aber  die  Theilung  konnte  auch  unterbleiben,  so  dass  dann  fortgesetzte 
Gemeinschaft  eintrat ;  vgl.  im  allgemeinen  F.  Andreae  VoUenhove  i ,  191  ff., 
Bijdr.  2,  147  S.  Ist  in  manchen  Quellen  nur  Gemeinschaft  mit  den  Kindern 
vorgesehen,  so  konnte  dieselbe  doch  auch  mit  andern  Erben  fortgesetzt 
werden,  mit  Vorfahren  und  Seitenverwandten  des  Verstorbenen,  wie  der 
Fall  etwa  im  Landrecht  von  Nimwegen  1 6  S  1 1  ausdrücklich  geregelt  ist. 
Der  Ueberlebende  hat  dann  eine  Boedelbeschrijving ,  ein  Verzeichniss  des 
beim  Bruch  der  Ehe  vorhandenen  Gemeinguts,  zugeben  und  durch  Boedel- 
eid  zu  bekräftigen.  Das  scheint  dann  wenigstens  bezüglich  der  Liegen- 
schaften Verfangenschaft  zu  bewirken,  da  wohl  ausgesprochen  ist,  so  etwa 
im  Schöflfenrecht  von  Utrecht  1 1  S  15,  dass  der  Ueberlebende  solche  nicht 
veräussem  darf,  so  lange  nicht  getheilt  ist,  während  Gewinn  und  Verlust 
aus  dem  Boedel  übrigens  gemein  werden.  Das  Verzeichniss  diente  dann 
aber  nicht  blos  dazu ,  das  Recht  der  Erben  zu  wahren ,  sondern  war  zu- 
gleich ein  Beweismittel  für  den  Ueberlebenden,  dass  gewisses  in  seinem  Be- 
sitze befindliches  Gut  nicht  zum  Boedel  gehöre ,  sondern  unabhängig  von 
diesem  durch  Erbschaft  oder  anderweitig  erworben  sei,  und  dann  sein  Son- 
dergut blieb.  Unterliess  er  aber  über  Jahr  und  Tag  die  Boedelbeschreibung, 
so  blieb  die  Gemeinschaft  gleichsam  strafweise  eine  fongesetzte ,  so  dass 
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7S0]  iosbesoodere  auch  dass  von  ihm  spflter  ererbte  Gut  mitzutheilen  war, 
oder  ihm  jedenfalls  der  Beweis  oblag,  dass  etwas,  das  in  seinem  Besitze  sei, 
nicht  zum  Gemeingut,  zum  Meynboedel,  gehöre.  Nach  einer  Keure  der 
Stadt  Nimwegen  von  1531,  Rechtsbr,  249,  setzte  sich  die  Gemeinschaft 
dann  fort :  gelick  ettde  in  alre  maten  off  die  doide  persoen  van  beyden  syden 
in  den  leven  weer,  so  dass  hier  schlechtweg  Alles,  was  dem  Ueberlebenden 
irgendwie  zukam,  dem  Gemeingute  zuwuchs. 

721*  Für  unsere  Zwecke  wird  es  sich  insbesondere  nur  darum  han- 
deln, ob  sich  beider  fortgesetzten  Gemeinschaft  mit  Kindern 
EigenthUmlichkeiten  ergeben,  welche  uns  berechtigen,  das  Verhältniss  mit 
dem  in  nähere  Verbindung  zu  bringen,  was  wir  S  596  als  Zucht  ohne 
Verfangenschaft  bezeichneten.  Das  Recht  der  Kinder  bezieht  sich  im- 
mer auf  die  HflUite  des  Gemeinguts,  mag  nun  der  Vater  überleben  oder  die 
Mutter.  Findet  sich  da  in  einigen  westfälischen  Rechten  mit  voller  Gemein- 
schaft wohl  eine  gewisse  Zurücksetzung  der  Mutter,  indem  dieser  zwar 
neben  einem  Kinde  gleichfalls  die  Hälfte ,  neben  mehreren  Kindern  aber 
nur  ein  Drittel  Zusteht,  so  ist  solche  Unterscheidung  dem  Aasdomsrechte 
durchaus  fremd.  Bei  Theilung  sofon  nach  Bruch  der  Ehe  würde  den  Kin- 
dern, wie  andern  Erben,  die  Hälfte  des  Gemeingutes  zugekommen  sein. 
Ursprünglich  aber  war,  wie  ich  nicht  bezweifle,  ihr  Anspruch  auf  diese 
Hälfte  in  keiner  Weise  rechtlich  geschützt.  Während  andere  Erben  sofor«- 
tige  Theilung  oder  wenigstens  Ausweisung  verlangen  können,  steht  das 
Kindern  mcht  zu;  ihnen  gegenüber  ergibt  sich  ein  Recht  des  Ueberleben- 
den auf  volle  Gemeinschaft;  und  dieser  erscheint  nicht  verpflichtet,  ihnen 
wenigsten»  die  Hälfte  des  Verstorbenen  ungeschmälert  zu  erhalten. 

Allerdings  ist  gar  nicht  zu  bestreiten,  dass  nach  der  Mehrzahl  der  spä- 
tem Quellen  die  Ansprüche  der  Kinder  nicht  allein  ebenso  geschützt  waren, 
wie  die  sonstiger  Erben,  sondern  Kinder  da  bei  fortgesetzter  Gemeinschaft 
diesen  gegenüber  wohl  noch  begünstigt  waren.  Zuweilen  ist  von  sofortiger 
Theilung  auch  mit  den  Kindern  A^^^^«^  Aj^ die  Rede;  so  zu  Utrecht 
nach  der  Ordinantie  von  1532  c.  15  S  18,  Rechtsbr.  2,  341,  v.  d.  Vorm 
372.  Nach  dem  Landrecht  von  Nimwegen  16  S  12  steht  es  auch  unmün- 
digen Kindern  zu,  jederzeit  vom  Ueberlebenden  Verzeichniss  des  gemeinen 
Boedel  zu  verlangen:  gelijk  die  was  by't  overlijden  van  haer  vader  ofmoe- 
der,  daraufhin  zu  theilen  und  Vergütung  ftlr  den  Schaden  zu  verlangen, 
den  sie  durch  die  Nachlässigkeit  des  Ueberlebenden  erlitten;  die  ihnen  bei 
Bruch  der  Ehe  zukommende  Hälfte  soUte  ihnen  also  jedenfalls  voll  ge- 
sichert sein.  Oder  es  soll  nach  der  Instructie  vom  alten  Aasdomsrecht  S  5, 
V.  d.Vorm  225,  womit  manche  andere  Angaben  stimmen,  derUeberlebende 
alsbald  wenigstens  bestimmte  Güter  als  ihre  Hälfte  ausweisen.  Diese  war 
ihnen  verfangen,  während  überdies  oft,  vgl.  F.  Andreae  Bijdr.  2,  161,  aus- 
drücklich ausgesprochen  ist,  dass  sie  zwar  am  spätem  Gewinn  Antheil  haben, 
der  Schaden  aber  nur  den  Ueberlebenden  trifft.  Und  dem  entspricht  es,  dass, 
während  andern  Gemeinem  gegenüber  das,  was  der  Ueberlebende  durch 
Erbbschaft  oder  Schenkung  später  gewinnt,  nicht  in  die  Gemeinschaft  fällt, 
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das  bei  Gemeinschaft  mit  Kindern  der  Fall  sein  soll,  während  das  spätem 
Sondergewinn  der  Kinder  nicht  trifft;  so  etwa  nach  dem  Landrecht  von 
Nimwegen  16  S  10  und  nach  manchen  andern  Rechten. 

Aber  ich  möchte  nicht  bezweifeln,  dass  alle  diese  Bestimmungen  zu 
Gunsten  der  Kinder  nicht  dem  altern  Recht  entsprechen ,  dass  es  sich  bei 
diesem  einfach  um  Fortsetzung  voller  Gemeinschaft  ohne  Ver- 
fangenschaft der  Hälfte  der  Kinder  handelte.  Denn  einmal  ergibt 
sich  Fehlen  einer  Verpflichtung  des  unverheirathet  Ueber- 
lebendenzurAusweisung.  In  manchen  EinzelfkUen  lässt  sich  un- 
mittelbar nachweisen,  wie  die  auf  Sicherung  der  Ansprüche  der  Kinder 
berechneten  Bestimmungen  erst  nachträglich  eingeführt  wurden.  So  zu 
ZUtphen,  vgl.  Rechtsbr.  60.  67.  1 1 1.  Nach  dem  Stadtbuch  aus  der  ersten 
Hälfte  des  vierzehnten  Jahrhunderts  S  46.  69  bleibt  der  Ueberlebende  ein- 
fach in  Gemeinschaft  mit  den  Kindern  sitzen ;  lediglich  dann,  wenn  er  wie- 
derheirathet,  ist  er  verpflichtet,  den  Kindern  auszuweisen ,  was  ihnen  als 
Erben  des  Verstorbenen  gebühn.  Dagegen  wurde  nun  1393,  Bepalingen 
$  5,  bestimmt,  dass  nach  Bruch  der  Ehe  der  Ueberlebende  binnen  acht  Tagen 
nach  Aufforderung  der  Schöffen  den  Kindern  das  Gut  auszuweisen  hat, 
das  auf  sie  vererbt  ist.  Nach  dem  Keurboek  von  Leiden  von  1450  ed.  Ha- 
macker  2  c.  20  soll  der  überlebende  Elterntheil  mit  den  Magen  binnen  sechs 
Woclien  eine  Ausweisung  des  Guts  der  Kinder  übergeben.  Sind  in  der  ent- 
sprechenden Angabe  des  Keurboek  von  1406  B.  2  c.  17  nur  die  Magen, 
nicht  der  überlebende  Elterntheil  genannt,  so  ist  es  wenigstens  höchst  wahr- 
scheinlich, dass  dieser  früher  nicht  dazu  verpflichtet  war.  Zu  Hasselt,  Over- 
yss.  St.  R.  4,  102.  103,  wurde  1590  bestimmt,  dass  nu  vortaen  der  Ueber- 
lebende den  Kindern  ihr  Gut  ausweisen  soll,  was  also  bis  dahin  noch  nicht 
Rechtens  war;  und  dass  später  etwaiger  Schaden  die  Kinder  nicht  treffen 
sollte,  ergibt  sich  aus  einer  Bestimmung  von  1603,  wonach  bei  Wieder- 
verheirathung  vom  Ueberlebenden  nachzuweisen  ist,  dass  er  den  Kindern 
die  gerechte  Hälfte  aller  Güter :  hebbe  bewesen  ende  ioegedieli^  alsoe  deselve 
op  des  eerst  aflijvigen  starfdach  sijn  gewest  Hugo  Grotius  Inl.  2,  1382 
weist  ausdrücklich  auf  die  Aenderung  hin.  In  alten  Zeiten  sei  es  in  Hol- 
land Gebrauch  gewesen,  dass  die  Wittwe  den  ganzen  Boedel  als  Gemein- 
gut inne  hatte  bis  der  älteste  Sohn  mündig  geworden,  und  nur  zum  Unter- 
halte der  Kinder  verpflichtet  war;  jetzt  komme  zwar  aller  Gewinn  zur  Hälfte 
den  Kindern  zu,  während  aller  Schaden  nur  den  Ueberlebenden  treffe.  Da- 
für aber,  dass  es  sich  da  überall  erst  um  nachträgliche  Aenderung  gehan- 
delt haben  wird ,  sprechen  insbesondere  auch  alle  noch  zu  erwähnenden 
Bestimmungen  der  Quellen,  nach  welchen  die  Ausweisung  oder  Abtheilung 
lediglich  im  Falle  der  Wiederverheirathung  gefordert  wird ,  welche  damit 
zugleich  ergeben ,  dass  der  unverheirathete  Ueberlebende  zu  solcher  nicht 
verpflichtet  war. 

722.  Schon  dieses  Fehlen  einer  Verpflichtung  zur  Feststellung  dessen, 
was  den  Kindern  beim  Bruche  der  Ehe  als  Hälfte  gebührte ,  weist  meines 
Erachtens  bestimmt  darauf  hin,  dass  es  sich  ursprünglich  Kindern  gegen- 
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722]  über  um  Fortsetzung  der  vollen  ehelichen  Gemeinschaft 
handelte,  wie  sie  während  der  Ehe  zwischen  Mann  und  Frau  bestand ,  so 
dass  weder  der  Ueberlebende ,  noch  die  Kinder  Sondereigenthum  haben 
konnten.  Wurde  diese  mit  sonstigen  Erben  des  Verstorbenen  fortgesetzt, 
so  hatten  nicht  blos  diese  Sondervermögen,  sondern  wir  finden  vielfach  an- 
erkannt, dass  auch  das,  was  der  Ueberlebende  durch  Erbschaft  oder  Schen- 
kung unabhängig  vom  Boedel  gewann,  sein  Sondergut  blieb*  Das  machte 
es  dann  allerdings  nöthig,  dass  durch  die  in  diesem  Falle  allgemein  gefor- 
dene  Boedelbeschreibung  der  ursprüngliche  Bestand  des  Gemeingutes  fest- 
gestellt wurde.  Geschah  das  Kindern  gegenüber  nicht,  fehlte  damit  die 
Grundlage,  etwas  spater  als  Sondergut  zu  erweisen ,  so  ist  auch  die  Folge- 
rung nicht  abzuweisen,  dass  die  Gemeinschaft  sich  in  strengster  Weise  ganz 
so  fortsetzen  sollte,  als  ob  beide  Eheleute  noch  lebten,  als  ob  die  Kinder  ein- 
fach in  die  Stelle  des  Verstorbenen  eingetreten  seien,  so  dass  alles  von  ihnen 
irgendwie  Ererbte  oder  sonst  Erworbene  ganz  ebenso  in  die  Gemeinschaft 
fällt,  wie  das  bei  dem  vom  Verstorbenen  Erworbenen  der  Fall  gewesen  sein 
würde;  was  dann  ebenso  den  Ueberlebenden  traf.  Von  diesem  Gesichts- 
punkte aus  wird  denn  auch  ganz  folgerichtig  in  den  Costumen  von  Amers- 
foort  von  1 570  S  4,  ed.  Fruin  370,  bestimmt,  dass,  so  lange  der  Ueberlebende 
ungetheilt  mit  den  Kindern  sitzt,  alle  Güter:  die  den  boedelharder  oße  boe- 
delharster  ofie  die  kijnderen  van  enich  van  haerder  ^den  aenquame  y  dat 
dieselve  goederen  mit  alle  ander  wijnst  streckt  ende  compt  ten  prouffyte  van 
den  gemeen  boedell,  off  man  off  wyff  noch  beyde  in  levende  lyve  waren. 

Nun  haben  allerdings  auch  da  manche  spätere  Quellen  abweichende 
Bestimmungen.  So  sollen  wohl  insbesondere  Erbschaften  Sondergut 
beider  Theile  bleiben.  Nach  den  spätem  Costumen  von  Utrecht  von  1550 
c.  23  S  4i  Rechtsbr.  2,  381,  wird  zwar  das,  was  der  Ueberlebende  vor  Ab- 
theilung mit  den  Kindern  anderweitig  erwirbt:  gemeyne  tusschen  den  ver- 
krygeren  en  den  hinderen^  als  vercregen  metter  gemeene  have;  was  aber 
dem  Ueberlebenden  oder  auch  den  Kindern  durch  Vermächtniss  oder  Erb- 
gang anfällt :  stillen  sy  alleen  behouden ,  sonder  *tselve  gemeens  boedels  te 
werden.  Aehnlich  bleiben  nach  dem  Landrecht  von  Overyssel  von  1630, 
vgl.  F.  Andreae  Vollenh.  i,  197,  anfallende  Erbschaften  selbst  Sondergut, 
so  dass  nur  die  Nutzungen  dem  Gemeingut  zuwachsen.  Oder  aber,  wie 
schon  erwähnt,  es  wird  mehrfach  bestimmt,  dass  nur  das,  was  der  Ueber- 
lebende unabhängig  vom  Boedel  erwirbt,  nicht  aber,  was  die  Kinder  ererben, 
in  das  Gemeingut  fällt. 

Aber  ich  glaube  auch  hier  annehmen  zu  müssen,  dass  solche  Bestim- 
mungen dem  altern  Rechte  nicht  entsprechen,  dass  sie  erst  nachträglich  ge- 
troffen wurden,  entsprechend  dem  sich  so  sichtlich  geltend  machenden 
Streben,  die  Ansprüche  der  Kinder  möglichst  zu  sichern  oder  die  Gemein- 
schaft auf  das  zu  beschränken,  was  schon  beim  Bruche  der  Ehe  Gemeingut 
war.  Wie  darauf  schon  der  Umstand  hinweist,  dass  beim  Vorhandensein 
von  Kindern  ursprünglich  der  Bestand  desselben  überhaupt  nicht  festge- 
stellt wurde,  so  lässt  es  sich  in  Einzelfällen  auch  wohl  ausdrücklich  erweisen. 
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So  insbesondere  zu  Utrecht.  Fanden  wir  da  1550  die  beiderseitigen  Erb- 
schaften von  der  Gemeinschaft  ausgeschlossen,  so  heisst  es  im  Schöffen- 
recht von  1456  c.  1 1  S  14,  und  ebenso  noch  in  der  Ordinantie  von  1532 
c.  1 5  S  1 5)  ausdrücklich  für  die  Zeit  der  Fortdauer  der  Gemeinschaft :  Off 
€nich  van  den  man,  wijff  ofte  kinder  dairenbynnen  aenquaem  enich  goet, 
dat  hem  buten  den  boedell  aenbesiorve ,  dat  seil  tnede  in  dien  boedel  comen 
ende  deylen  in  der  tnanieren  voirseit 

Diese  Fondauer  voller,  auch  spätere  Erbschaften  umfassender  Gemein- 
schaft mit  den  Kindern  ist  nun  auch  insofern  beachtenswerth,  als  damit 
auch  der  Tod  eines  Kindes  nichts  änderte.  Nach  Aasdomsrechte  wurde 
das  Kind  zunächst  von  dem  tiberlebenden  Elternthelle,  nicht  von  Geschw^i- 
stern  beerbt,  wie  das  denn  auch  zu  Utrecht  in  der  Ordinantie  von  153a 
c.  15  S  18  für  den  Fall  der  Auflösung  der  Gemeinschaft  durch  Abtheilung 
der  Kinder  ausdrücklich  anerkannt  isu  Danach  hätte,  falk  Erbschaften  Son- 
dergut sein  soUtea,  auch  der  Ueberlebende  bei  der  Theilung  den  Kopftheil 
eines  während  der  Gemeinschaft  vorverstorbenen  Kindes  verlangen  können. 
Fielen  aber  alle  Erbschaften  ohnehin  in  die  Gemeinschaft,  so  konnte  der  An- 
spruch der  andern  Kinder  auf  die  volle  Hälfte  sich  dadurch  nicht  verkürzen, 
da  auch  dann,  wenn  der  Ueberlebende  als  Erbe  des  vorverstorbenen  Kin- 
des betrachtet  wurde,  der  bezügliche  Theilbetrag  sofort  wieder  in  die 
schliesslich  zu  hälftende  Masse  fiel.  Das  ist  denn  auch  ausdrücklich  zu  Ut- 
recht schon  im  Rothen  Buch  5g  S  5g,  dann  noch  1456  und  1532  ausge- 
sprochen. Sterben  ein  oder  mehiere  Kinder  in  der  Gemeinschaft,  so  wird 
dennoch  bei  späterer  Abschichtung  das  gesammte  vorhandene  Gut  A^^^;!^^ 
ÄÄ^getheilt. 

723.  Bleibt  das  gesammte  Gut  ursprünglich  nicht  blos  ungetheilt,  son- 
dern auch  unausgewiesen  dem  Ueberlebenden,  so  deutet  schon  das  auf 
unbeschränkte  Verwaltungsbefugniss  des  Ueberlebenden. 
Nach  Rechten  des  Stiftsgebiets  von  Utrecht,  vgl.  F.  Andreae  2,  1 57,  hat  er 
das  Gemeingut :  te  regeeren  en  te  administreeren  toi  gemeen  winst  en  ver^ 
lies.  Wie  er  diese  Verwaltung  führt,  steht  ganz  in  seinem  Ermessen,  ohne 
dass  er  darüber  seinen  Kindern  zu  Rechenschaft  verpflichtet  wäre.  So  nach 
Landrecht  von  Nimwegen  1 7  S  i :  sonder  dat  sy  daer  van  rekeninge  te  doen 
gehouden  ^ijn.  Sind  andere  Vormünder  zu  solcher  verpflichtet,  so  bestimmt 
das  Stadtrecht  von  Hasselt,  Overyss.  St.  R.  4,  86,  dass,  wenn  Vater  oder 
Mutter  überleben :  ende  daer  doerdien  geen  rekeninge  behooft  te  geschien, 
man  wenigstens  Acht  haben  soll,  dass  der  Ueberlebende  sein  und  der  Kin- 
der Gut  nicht  zu  sehr  mindert.  Ursprünglich  hatte  der  Ueberlebende  nicht 
blos  die  Verfügung  über  die  Einkünfte,  sondern  es  stand  zweifellos  auch 
nichts  im  Wege,  die  gemeinsamen  Liegenschaften  zu  veräussern  oder  zu 
belasten.  War  in  späterer  Zeit,  wie  wir  sahen,  das  Recht  der  Kinder  aus- 
reichend gewahn,  so  mag  man  da  zunächst  nur  zu  der  Bestimmung  ge- 
langt sein,  wie  wir  sie  1456  im  Schöffenrecht  von  Utrecht  1 1  S  15  finden, 
dass  der  Ueberlebende  auch  neben  Kindern  keine  Liegenschaften  veräussern 
soll,  so  lange  keine  Auseinandersetzung  erfolgt  war.    Denn  das  war  ja 
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728]  durchzufUhrea,  wenn  auch  Kindern  gegenüber  der  Betrag  des  ge- 
sammten  Boedel  mit  Einschluss  der  Fahmiss  nicht  festgestellt  war. 

Aber  ich  möchte  nicht  bezweifeln,  dass  auch  in  dieser  Richtung  ur- 
sprünglich rechtlich  keine  Schranke  bestand,  wenn  die  Sitte  solche  auch 
anerkennen  mochte.  Schon  in  altern  Quellen  wird  allerdings  wohl  gesagt^ 
dass  selbst  bei  Unmündigkeit  der  Kinder  schlechte  Verwaltung  des  Ueber- 
lebenden  zur  Forderung  der  Auseinandersetzung  berechtigen  soll.  So  mag 
nach  dem  Recht  von  ZwoUe  S  224,  ed.  Dozy  133,  die  Wiuwe  mit  den  un- 
mündigen Kindern  in  samwinninghen  bleiben:  also  langhe ^  als  si  bescey- 
delike  mit  dier  kinder  goede  voertaert  ende  sonder  man  sitiet  Glauben  aber 
die  ihr  zugeordneten  Vormünder,  dass  sie  mit  dem  Gute  niet  besceydelike 
verfahre,  so  mögen  sie,  wenn  die  Schöffen  zustimmen,  das  Gut  der  Kinder 
an  sich  nehmen  und  dasselbe  verwalten.  Und  ähnliche  Angaben  finden 
sich  in  spätem  Quellen.  Wird  aber  dem  Ueberlebenden  in  solchen  Fällen 
die  Verwaltung  genommen ,  so  ist  doch  auch  dann  nicht  davon  die  Rede, 
dass  er  für  die  bisherige  Minderung  des  Guts  aufzukommen  hat. 

lusbesondere  aber  dürfte  da  ein  Anderes  zu  beachten  sein.  Wo  es  sich 
um  die  Gemeinschaft  zwischen  Mann  und  Frau  handelt,  vgl.  S  71 1,  da  fin- 
den sich  zahlreiche  Angaben,  wonach  Veräusserungen  von  Liegenschaften 
durch  den  Mann  ohne  Zustimmung  der  Frau  ungiltig  oder  doch  nur  bis 
zur  Hälfte  des  Mannes  giltig  sein  sollten.  Dementsprechend  findet  sich  auch 
in  Westfalen  zu  Münster  1360,  NiesertUrk.  Samml.  3, 1 19,  bestimmt,  dass 
der  mit  den  Kindern  in  Gemeinschaft  sitzende  Vater  nur  das  halbe  Gut 
vergeben  oder  verkaufen  soll.  Im  Gebiete  des  Aasdomsrechts  aber  finden 
sich,  soweit  ich  sehe,  nie  entsprechende  Bestimmungen,  wonach  Veräusse- 
rungen von  Liegenschaften  durch  den  Ueberlebenden  ungiltig  oder  nur 
für  seine  Hälfte  verbindlich  sein  sollten.  Man  konnte  ihm ,  und  auch  das 
vielleicht  erst  nach  späterm  Recht,  die  fernere  Verwaltung  entziehen.  Aber 
bezüglich  der  bis  dahin  erfolgten  Minderungen  des  Vermögens  waren  die 
Kinder  durch  das  Recht  in  keiner  Weise  geschützt.  Man  ging  da  ursprüng- 
lich zweifellos  von  der  S  596  betonten  Auffassung  aus,  dass  es  wenigstens 
dem  unverheirathet  bleibenden  Elterntheil  gegenüber  im  allgemeinen  eines 
solchen  Schutzes  nicht  bedürfe. 

Andererseits  liegt  dem  Ueberlebenden  dicVerpflichtungzumUn- 
terhalte  der  Kinder  ob,  wie  oft  ausgesprochen  ist.  Und  so  wenig  bei 
der  Verwaltung  des  Ueberlebenden  der  Umstand  zum  Ausdruck  gelangt, 
dass  ihm  nur  die  Hälfte  des  Guts  zusteht,  so  wenig  scheint  hier  beachtet 
zu  sein,  dass  auch  die  Kinder  nur  Anspruch  auf  die  Hälfte  haben  und  da- 
nach auch  jene  Verpflichtung  des  Ueberlebenden  nicht  so  weit  gehen 
soll,  dass  sie  die  Hälfte  der  Einkünfte  oder  des  Vermögens  überschreitet 
und  damit  die  Hälfte,  welche  der  Ueberlebende  andernfalls  zu  beanspruchen 
hätte,  mindert.  So  heisst  es  im  Landrechte  von  Nimwegen  17  S  i ,  dass, 
wenn  die  Einkünfte  zum  Unterhalte  der  Kinder  nicht  ausreichen,  die  Eltern 
keine  Vergütung  fordern  sollen;  oder  es  hat  nach  Recht  von  Amsterdam, 
Rooseboom  Recueil  28  S  31,  der  Ueberlebende  die  Kinder  zu  erhalten,  so 
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I 
gering  die  Früchte  auch  sein  mögen.   So  lange  eine  Auseinandersetzung 

nicht  erfolgt  ist,  kommt  der  Umstand,  dass  es  sich  um  ein  nach  Hälften  be- 
messenes Miteigenthum  handelt,  überhaupt  nicht  zur  Geltung,  wie  das  bei 
der  ehelichen  Gemeinschaft,  vgl.  S  7i  i,  doch  vielfach  der  Fall  ist. 

Die  Theilbeträge  machen  sich  erst  kenntlich  in  der  Halftung  des 
bei  Auflösung  der  Gemeinschaft  vorhandenen  Guts.  Sehen 
wir  von  den  zweifellos  nicht  ursprünglichen  spatern  Bestimmungen  ab, 
welche  den  Kindern  jedenfalls  das  halbe,  beim  Bruche  der  Ehe  vorhandene 
Vermögen  zu  sichern  suchen,  so  kommt  bei  der  Auseinandersetzung  über- 
haupt nicht  in  Betracht,  was  ursprünglich,  sondern  nur,  was  jetzt  vorhan- 
den war,  und  nach  HiUften  getheilt  oder  wenigstens  ausgewiesen  wurde. 
Hatte  der  Ueberlebende  schlecht  gewinhschaftet,  so  traf  der  Schaden  eben- 
so die  Kinder,  wie  ihn  selbst.  Ebenso  aber  der  Gewinn,  insbesondere  also 
auch  die  Erübrigungen  aus  den  Einkünften.  Dabei  wurde,  wie  bei  der  Half- 
tung  mit  andern  Erben,  dem  Ueberlebenden  wohl  ein  Voraus  an  gewisser 
Fahrniss  zugestanden ;  so  etwa  nach  dem  Schöffenrecht  von  Utrecht  1 1  S  14. 
Wird  dieser  Vonheil  aber  beiTheilung  mit  Kindern  vielfach  nicht  gewährt, 
so  mag  das  damit  zusammenhängen,  dass  bei  Auflösung  der  mit  diesen  fort- 
gesetzten Gemeinschaft  die  Hälftung  des  Vorhandenen  aufs  strengste  durch- 
geführt werden  sollte.  Darauf  deutet  wenigstens  eine  Bestimmung  des 
Rechtsbuchs  von  Kampen  c.  3,  Overyss.  St.  R.  i,  3,  wonach  Stiefeltern  im 
allgemeinen  bei  der  Theilung  mit  Stiefkindern  der  Vortheil  zusteht,  nicht 
aber  dann,  wenn  sie  mit  denselben  in  Gemeinschaft,  in  Sammwinninghe, 
geblieben  waren. 

724.  Bezüglich  der  Frage  nach  dem  Recht  der  Kinder  auf  Auf- 
lösung der  Gemeinschaft  geben  uns  die  Quellen  wenig  bestimmten 
Aufschluss.  Fanden  wir  erwähnt,  dass  Missverwaltung  des  Ueberle- 
benden dazu  berechtigen  konnte,  so  gibt  das  kaum  einen  bestimmten  An- 
halt für  die  Regel  und  würde  eher  dafür  sprechen,  dass  ohne  das  Eingreifen 
besonderer  Umstände  ein  solcher  Anspruch  der  Kinder  nicht  bestand. 

Manche  Angaben  legen  dann  allerdings  die  Annahme  nahe,  dass  die 
erreichte  Mündigkeit  die  Kinder  zur  Forderung  der  Auseinandersetzung 
berechtigte.  Vielfach  haben  die  Quellen,  vgl.  etwa  das  Siadtrecht  von  ZwoUe 
S  224,  bei  den  Bestimmungen  über  fongesetzte  Gemeinschaft  sichtlich  zu- 
nächst unmündige  Kinder  im  Auge,  ohne  dieselbe  gerade  auf  solche  zu  be- 
schränken. Bestimmter  sagt  Hugo  Grotius,  vgl.  S  721,  dass  die  unverant- 
wortliche Verwaltung  der  Mutter  fortdauene,  bis  der  älteste  Sohn  mündig 
geworden ;  wobei  zu  beachten,  dass  diese  Bestimmung  genau  dem  seelän- 
dischen  Rechte  entspricht,  vgl  Milders  138,  und  von  daher  Eingang  ge- 
funden haben  mag.  Das  Landrecht  von  Nimwegen  17  S  i  ff.  führt  das 
Recht  des  Ueberlebenden  ausdrücklich  auf  die  vormundschafdichen  Be- 
fugnisse zurück.  Bis  zur  Mündigkeit  oder  Verehelichung  steht  das  Kind 
unter  der  Macht  des  Ueberlebenden ,  sei  es  Vater  oder  Mutter,  und  kraft 
dieser  Macht  und  Vogtei  steht  demselben  unverantwonliche  Verwaltung 
und  Nutzgenuss  zu. 
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724]  Aber  in  der  Mehrzahl  der  Angabea  scheint  einRechtdesunver- 
heirathetUeberlebenden  auf  leb  ensltfngliche  Fortdauer  der 
Gemeinschaft  vorausgesetzt.  In  der  Regel  ist  einfach  davon  die  Rede, 
dass  die  Gemeinschaft  bis  zur  Auseinandersetzung  fortgesetzt  wird.  Nir- 
gend aber  wird,  so  weit  ich  sehe,  gefordert,  dass  mit  erreichter  Mündigkeit 
eine  solche  Auseinandersetzung  erfolgen  solle.  Und  das  gewinnt  doch  Be- 
deutung gegenüber  der  grossen  Zahl  von  Bestimmungen,  nach  welchen 
die  Auseinandersetzung  im  Falle  der  Wiederverheirathung,  und  anschei- 
nend nur  in  diesem  Falle,  gefordert  wird.  Es  legt  das  die  Annahme  nahe, 
dass  der  unverheirathet  Ueberlebende  überhaupt  keine  Verpflichtung  zur 
Abschichtung  hatte,  dass  ihm  die  volle  Verfügung  über  das  gesammte  Gut 
blieb,  dass  es  bei  ihm  stand,  ob  er  insbesondere  den  sich  verehelichenden 
Kindern  den  ganzen  auf  sie  entfallenden  Kopftheil  oder  doch  einen  Theil 
desselben  herausgeben  wollte.  Und  das  ergibt  sich  wohl  unmittelbar  aus 
dem  Landrecht  der  Veluwe  S  242:  De  langst  levende  van  (holderen  is  en 
blyfft  der  kinder  mombar^  also  langh  sich  die  niet  en  verandersaetei  offte 
tot  de  iwede  ehe  en  tridt;  und  aleer  sulcke  ver ander saetingh  geschiet  y  sal 
dieselve  lestlevende  den  hinderen  ofte ,  so  sy  noch  onmundich  weren,  oerni 
mombaren  gehalden  syn  rechtveerdich  bezvysj(  te  doen  und  des  eersi  aflie- 
vigen  versterff  getrouwelick  tho  te  heren.  Wird  auch  hier  die  Befugniss  des 
unverheirathet  Ueberlebenden  auf  Innehaben  des  Guts  ohne  Ausweisung 
an  eine  vormundschaftliche  Gewalt  angeknüpft,  so  stand  es  sichtlich  nicht 
im  Belieben  der  Kinder,  Aufiheilung  oder  wenigstens  Ausweisung  zu  for- 
dern ;  auch  dann  nicht,  wenn  sie  mündig  geworden  waren,  da  ja  ausdrück- 
lich darauf  hingewiesen  ist,  dass  sie  bei  der  eine  solche  Forderung  recht- 
fertigenden Wiederverheirathung  mündig  sein  konnten. 

Glaube  ich  annehmen  zu  sollen,  dass  das  Fehlen  eines  Anspruchs  auch 
der  mündigen  Kinder  auf  Auseinandersetzung  auch  sonst  vielfach  für  das 
Gebiet  des  Aasdomsrechts  anzunehmen  ist,  dass  wahrscheinlich  da,  wo  ein 
solcher  anerkannt  ist,  das  nur  Ergebniss  der  spätem,  die  Kinder  so  sicht- 
lich begünstigenden  Rechtsentwicklung  ist,  so  dürfte  dafür  doch  zu  beachten 
sein,  dass  sich  Entsprechendes  auch  in  Rechten  findet,  welche  wenigstens 
in  dieser  Richtung  dem  Aasdomsrechte  näher  verwandt  zu  sein  scheinen. 
So  erscheint  auch  in  den  westfälischen  Rechten  mit  voller  Gemeinschaft 
das  Recht  zur  Auseinandersetzung  durchweg  auf  den  Fall  der  Wiederver- 
heirathung beschränkt;  und  in  den  deutschen  Statuten  von  Donmund  S  7, 
ed.  Frensdorff  49,  heisst  es  ausdrücklich :  En  iuwelic  hint  en  sal  sinen  va- 
der  efle  sine  moder  nigi  dvingen  tu  genen  gude  to  gevene  efte  to  delene  bi 
ertne  levendigeme  live^  ande  ne  müt  en  nigt  eschen^  se  ne  welleni  don  sun- 
der dwanc.  Insbesondere  aber  werden  wir  in  den  dem  Aasdomsrechte  in 
jeder  Beziehung  nächstverwandten  wälschflandrischen  Rechten  ausdrück- 
liche Bestimmungen  finden,  wonach  auch  das  mündige  Kind  keinerlei  An- 
spruch auf  Lösung  der  Gemeinschaft  hat. 

So  selten  aber  ein  Recht  der  Kinder  auf  Auseinandersetzung  in  an- 
dern Fällen  erwähnt  wird,  so  allgemein  begegnen  wir  der  Forderung 
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derAuseinandersetzung  bei  Wiederverheirathung  desüeber- 
lebendea;  vgl.  F.  Andreae  VoUenh.  i,  188  ff.,  Bijdr.  2,  167.  Doch  ist  da- 
bei nicht  gerade  thatsächliche  Herausgabe  des  Guts  gefordert.  Es  genügt 
nach  den  meisten  Angaben  die  Ausweisung;  es  ist  der  Betrag  nachzuweisen, 
der  den  Kindern  nach  dem  Bestände  des  Gemeinguts  zur  Zeit  der  Wieder- 
verheirathung als  Hälfte  gebührt,  der  ihnen  dann  verfangen  ist  und  sicher- 
gestellt wurde,  ohne  dass  das  Eintritt  derselben  in  die  Gemeinschaft  der 
zweiten  Ehe  ausschliesst,  wie  sie  ja  insbesondere  im  Interesse  Unmündiger 
liegen  konnte. 

Die  bezüglichen  Bestimmungen  sind  mehr  oder  weniger  strenge.  Nach 
dem  Recht  von  Volle nhove,  Overyss.  St.  R.  6,  183,  soll  dtr  Ueberlebende 
vor  der  Wiederverheirathung  den  Kindern  oder  sonstigen  Erben  des  Ver- 
storbenen rechte  erffuutunge  doen ,  widrigenfalls  er  die  höchste  Busse  der 
Stadt  verwirkt  hat,  wenn  darüber  geklagt  wird.  Nach  späterm  Recht  von 
Hasselt,  vgl.  S  723,  war  die  Ausweisung  der  Kinder  überhaupt  vorge- 
schrieben; aber  die  Unterlassung  war  nur  dann  mit  einer  Geldstrafe  belegt, 
wenn  sie  auch  bei  der  Wiederverheirathung  noch  nicht  erfolgt  war.  Nach 
dem  Stadtbuch  von  Zütphen  §  46,  ed.  Pijnacker  60,  und  ebenso  nach  Schöf- 
fenrecht von  Emmerich  48  S  i  soll  die  Ausweisung  der  Kinder  erster  Ehe 
vor  der  VoUziehung  der  zweiten  geschehen ;  ebenso  zu  Deventer.  Nach 
altem  Recht  von  ZwoUe  S  2 1 3  und  dem  von  Steenwyk  2  S  i^  3  genügt  es, 
dass  die  Ausweisung  binnen  des  ersten  Jahres  der  zweiten  Ehe  erfolgt ;  die- 
selbe hat  unter  Zuziehung  der  Schöffen  oder  doch  der  Verwandten  der  Kin- 
der zu  geschehen.  Zu  Kampen,  vgl.  Overyss.  St.  R.  i,  3.  97,  ist  es  hinrei- 
chend, wenn  die  Ausweisung  erfolgt,  sobald  sie  von  den  Freunden  der 
Kinder  verlangt  wird.  Im  Stadtbuche  von  Zütphen  und  im  Schöffenrecht 
vom  Emmerich  1 6  S  1  ist  angegeben,  wie  es  zu  halten,  wenn  zur  Zeit  der 
Wiederverheirathung  einige  von  den  Kindern  bereits  ausgesteuert  waren 
und  dagegen  auf  ihr  Erbrecht  verzichtet  hatten.  Der  Ueberlebende  nimmt 
dann  aus  dem  Gemeingute  so  viel  heraus,  als  die  ausgesteuerten  Kinder  er- 
halten hatten  und  hälftet  den  Rest  mit  den  nichtausgesteuerten,  womit  dann 
dem  Ueberlebenden  einerseits',  der  Gesammtheit  der  Kinder  andererseits  je 
eine  volle  Hälfte  des  ganzen  Eheguts  zugekommen  ist. 

Ganz  ebenso  wird  wohl  die  Auseinandersetzung  bei  Wiederverheira- 
thung gefordert,  wenn  Kinder  fehlten,  der  Ueberlebende  aber  mit  sonstigen 
Erben  des  Verstorbenen  in  Gemeinschaft  geblieben  war.  Wie  zu  Vollen- 
hove,  ist  das  auch  im  Schöffenrecht  von  Emmerich  48  S  2  ausdrücklich  be- 
tont. Auch  im  Falle  der  Leibzucht  wird  nach  dem  Stadtrecht  von  Steen- 
wyk 2  S  24  eine  Auseinandersetzung  nur  im  Falle  der  Wiederverheirathung 
gefordert;  vgl.  $  718. 

725.  So  übereinstimmend  nun  auch  Auseinandersetzung  im  Falle  der 
Wiederverheirathung  gefordert  wird,  so  dürftig  und  schwankend  sind  die 
Angaben  über  sonstige  Fälle,  in  welchen  den  Kindern  ein  Anspruch  auf 
Auseinandersetzung  zusteht,  so  dass  es  doch  scheint,  dass  überwiegend  dem 
unverheirathet  Ueberlebenden  gegenüber  ein  solcher  Anspruch  auch  später 
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725]  nicht  anerkannt  wurde.  Versuchen  wir  es  aber,  uns  den  wahr- 
scheinlichen Gang  der  Entwicklung  zu  vergegenwärtigen,  so 
wurde  es  auch  kaum  auffallen  können,  wenn  sich  im  Gebiete  des  Aasdoms- 
rechts diese  Verhältnisse  verschieden  entwickelt  hätten,  bald  mehr  das  Recht 
der  Kinder,  bald  mehr  das  des  Ueberlebenden  berücksichtigend. 

Die  mit  andern  Rechten  gemeinsame  Grundlage  bildet  zweifellos  die 
vormundschaftlicheGewaltdes  überlebenden  Elterntheils  über  die 
unmündigen  Kinder  und  ihr  Gut,  wonach  dann  allerdings  nach  Massgabe 
anderer  Rechte  den  mündig  gewordenen  Kindern  ursprünglich  das  Recht 
zustand,  Herausgabe  oder  wenigstensAusweisung  und  Sicherstellung  dessen 
zu  verlangen,  was  ihnen  als  Erben  des  verstorbenen  Elterntheils  zukam.  Es 
wird  aber  andererseits  üblich  geworden  sein,  dass  die  Kinder  ohne  beson- 
dere Veranlassung  von  diesem  Rechte  keinen  Gebrauch  machten  und  dem- 
nach der  Ueberlebende  bis  zu  seinem  Tode  oder  seiner  Wiederverheira- 
thung  mit  den  Kindern  in  fortgesetzter  Gemeinschaft  unter  seiner  Verwal- 
tung verblieb.  War  das  zunächst  nur  Sitte,  so  mochte  es  allerdings  ur- 
sprünglich jenes  Recht  nicht  ausschliessen.  Wurde  dieses  aber  gegenüber 
dem,  was  üblich  war,  geltend  gemacht,  so  musste  man  darin  zugleich  den 
Vorwurf  gegen  den  Ueberlebenden  sehen,  dass  er  das  Gemeingut  ohne  ge- 
nügende Rücksicht  auf  das  Interesse  der  Kinder  verwalte ;  man  wird  die 
Geltendmachung  des  Rechts  nur  dann  gebilligt,  schliesslich  in  manchen 
Rechten  nur  dann  zugelassen  haben,  wenn  sich  ein  solcher  Vorwurf  genü- 
gend begründen  liess.  Es  kann  sich  recht  wohl  auf  diesem  Wege  als  Recht 
festgestellt  haben,  dass  den  Kindern  dem  unverheiratheten  Ueberlebenden 
gegenüber  überhaupt  kein  Anspruch  auf  Auseinandersetzung  zustehe. 

Weiter  aber  dürfte  solche  Entwicklung  auch  gefördert  sein  durch  das 
Eingreifen  vertragsweiser  Zucht,  wie  sie  nach  früher  Bemerktem 
auf  Grund  von  Heirathsberedung  und  Wechselauflassung  sehr  üblich  ge- 
wesen zu  sein  scheint.  Andern  Erben  gegenüber  hatte  ohne  diese  der 
Ueberlebende  überhaupt  keinen  Anspruch  an  der  Hälfte  des  Verstorbenen, 
andernfalls  Zucht  mit  Verfangenschaft,  wie  das  in  den  Verfangenschafts- 
rechten,  vgl.  S  627,  auch  beim  Vorhandensein  von  Kindern  der  Fall  war, 
so  dass  der  Gewinn  aus  dem  Gut  lediglich  ihm,  nicht  aber  den  Kindern  zu 
Gute  kam.  Hier  hatte  er  allerdings  beim  Vorhandensein  von  Kindern  bis 
zur  Auseinandersetzung  jene  unverantwortliche  Verwaltungs-  und  Nutzungs- 
befugniss,  welche  wir  als  Zucht  ohne  Verfangenschaft  bezeichneten ;  aber 
von  der  eigentlichen  Zucht  unterschied  sich  das  insbesondere  dadurch,  dass 
die  Erübrigungen  nicht  sein  Eigen  wurden,  bei  der  Auseinandersetzung 
mit  den  Kindern  zur  Hälfte  diesen  zukamen,  während  bei  thatsächlicher 
Theilung  ihm  überhaupt  keinerlei  Ansprüche  an  der  Hälfte  des  Verstor- 
benen mehr  zustanden.  Auch  nicht  wenn  die  Kinder  unmündig  waren. 
Fanden  wir  die  Befugnisse  des  unverheiratheten  Ueberlebenden  wohl  mit 
der  Vormundschaft  in  Verbindung  gebracht,  so  ist  mehrfach  gesagt,  dass 
auch  diese  mit  der  Wiederverheiraihung  aufhört;  so  im  Landrecht  derVe- 
luwe,  vgl.  S  724,  oder  in  den  neuen  Keuren  von  Leiden  c.  8,  ed.  Hamaker  398. 
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Anders  musste  sich  das  stellen,  wenn  vertragsweise  Leibzucht  am  Gute 
des  Verstorbenen  hinzukam.  Wir  sahen  S  7i7,  dass  insbesondere  auch  die 
Begründung  durch  Wechselauflassung  durch  das  Vorhandensein  gemein- 
samer Kinder  nicht  gehindert  war.  Dann  konnte  der  Anspruch  der  Kinder 
selbst  in  Fallen,  wo  ihnen,  wie  bei  der  Wiederverheirathung,  ein  Recht  auf 
Auseinandersetzung  zustand,  nicht  über  die  Ausweisung  und  Sicherstellung 
der  ihnen  gebührenden  Hälfte  hinausgehen,  da  das  Nutzungsrecht  auch  an 
dieser  dem  Ueberlebenden  bis  zu  seinem  Tode  zustand,  wenn  auch  gegen 
die  Verpfiichmng  zum  Unterhalte  der  Kinder.  Dann  setzte  sich  wohl  durch- 
weg die  Gemeinschaft  auch  in  einer  zweiten  Ehe  fort,  nur  mit  dem  Unter- 
schiede, dass  nun  den  Vorkindem  ihre  Hälfte  verfangen  war,  während  die 
Nutzung  des  Ganzen  nach  wie  vor  dem  Ueberlebenden  zustand.  Finden 
wir  aber  durchweg  auch  für  den  Fall  der  Wiederverheirathung  nicht  that- 
sächliche  Hälftung,  sondern  nur  Ausweisung  verlangt,  so  deutet  wohl  schon 
das  darauf,  dass  man  davon  ausging,  dass  in  der  Regel  dem  Ueberlebenden 
auch  vertragsweise  Leibzucht  zustehe. 

Wo  solche  aber  üblich  war,  da  erklärt  es  sich,  wenn  man  den  Kindern 
überhaupt  kein  Recht  auf  Theilung  oder,  vom  Falle  der  Wiederverheira- 
thung abgesehen,  auch  nur  auf  Ausweisung  zuerkannte.  Man  wird  dann 
wenigstens  da,  wo  Kinder  vorhanden  waren,  kaum  noch  bestimmter  unter- 
schieden haben,  ob  dem  Ueberlebenden  nur  das  Recht  auf  fortgesetzte  Ge- 
meinschaft bis  zur  Wiederverheirathung  oder  überdies  auch  Leibzucht  zu- 
stand. Dann  würden  sich  thatsächlich  diese  Verhältnisse  schliesslich  im  Aas- 
domsrechte wenigstens  neben  Kindern  nicht  wesentlich  anders  gestaltet 
haben,  als  in  den  bezüglichen  westfälischen  Rechten,  in  welchen  dem  Ueber- 
lebenden die  Leibzucht  gesetzlich  zustand,  aber  gleichwohl  bei  der  Wieder- 
verheirathung Auseinandersetzung  mit  den  Kindern  verlangt  wurde;  es  ge- 
winnt dadurch  doch  an  Wahrscheinlichkeit,  wenn  wir  $714  annahmen, 
dass  die  nur  vertragsmassige  Zucht  des  Aasdomsrechts  als  Vorstufe  für  die 
gesetzliche  der  westfälischen  Rechte  zu  betrachten  sei. 

726.  Wenn  wir  im  Aasdomsrechte  und  anderen  Rechten,  in  welchen 
die  ehelichen  Güterverhältnisse  entsprechend  geornet  sind ,  die  Auseinan- 
dersetzung im  Falle  einer  weitern  Ehe  besonders  betont  finden ,  so  ist  das 
nicht  Zufall.  Es  wird  für  spätere  Untersuchungen  von  Werth  sein,  genauer 
festzustellen,  dass  wir  die  Forderung  der  Auseinandersetzung 
bei  Wiederverheirathung  als  nothwendigesErgebnissder 
vollen  Gütergemeinschaft  zu  betrachten  haben.  Auch  da,  wo  diese 
nicht  eingriff,  konnte  das  Streben  der  spätem  Rechtsentwicklung,  die  An- 
sprüche der  Vorkinder  möglichst  zu  sichern,  zur  Forderung  bestimmterer 
Regelung  in  dem  dieselben  am  leichtesten  bedrohenden  Falle  der  Wieder- 
verheirathung führen.  Fassen  wir  aber  die  abweichende  Gestaltung  anderer 
Rechte  ins  Auge,  so  ergibt  sich,  dass  auch  ohne  jene  Forderung  die  An- 
sprüche der  Vorkinder  genügend  gesichert  waren ,  so  lange  die  sonstigen 
Bestimmungen  eingehalten  wurden. 

Das  ergibt  sich  zunächst  für  die  in  diesen  Verhältnissen  vom  Begriff 
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726]  der  Ehefamille  ausgehenden  Verfangenschaftsrechte,  denen 
denn  auch  die  Forderung  einer  Auseinandersetzung  bei  Wiederverheira- 
thung  ursprünglich  zweifellos  fremd  war.  In  Grenzgebieten  wird  wohl  aus- 
drücklich auf  den  sich  damit  ergebenden  Unterschied  hingewiesen.  Schliesst 
sich  das  Recht  der  übrigen  Aemter  des  Quartiers ,  nicht  aber  das  des  so- 
genannten Reichs  von  Nimwegen,  dem  Aasdomsrechte  an,  vgl.  S  698 ,  so 
wird  bezüglich  der  Reichserbgüter,  vgl.  v.  d.  Vorm  653,  betont,  dass  sie 
dem  Längstlebenden  lebenslänglich  zu  Zucht  verbleiben,  und  zwar  so,  dass, 
wenn  derselbe  wieder  heirathet :  daar  mit  soo  mögen  die  sehe  geen  tockf 
breecken  ;  dan  na  afsterven  des  testen  lyfs^  soo  sterven  die goederen  als  dan 
op  den  verstoroen  echte  hinderen,  die  sy  toe  samen  hebten. 

Auf  den  für  den  Unterschied  massgebenden  Gesichtspunkt  ist  da  be- 
stimmt hingewiesen.  Der  Anspruch  der  gemeinsamen  Kinder  bezieht  sich 
in  den  Verfangenschaftsrechten  nicht  auf  die  dem  verstorbenen  Elterntheil 
zukommende  Hälfte  des  Gemeingutes,  sondern  auf  das  gesammte  liegende 
Ehegut,  welches  dem  Ueberlebenden  zu  lebenslänglicher  Zucht  verbleibt, 
aber  den  Kindern  der  Ehe  verfangen  ist.  Handelte  es  sich  nur  um  Liegen- 
schaften, so  konnte  man  davon  ausgehen,  dass  jederzeit  auch  ohne  aus- 
drückliche Ausweisung  leicht  der  Erweis  zu  erbringen  sei,  was  von  solchen 
beim  Bruch  der  Ehe  vorhanden  gewesen  war.  Für  das  Recht  der  Kinder 
war  es  ohne  alle  Bedeutung,  ob  der  längstlebende  Elterntheil  sich  wieder 
verheirathete  oder  nicht ;  denn  nach  dem  Tode  desselben  hatten  weder  der 
überlebende  zweite  Ehegatte  Zucht  an  dem  Gute  der  ersten  Ehe,  noch  aber 
auch  die  Kinder  zweiter  Ehe  einen  Anspruch,  dasselbe  mit  den  Vorkindem 
zu  theilen.  Umgekehrt  aber  hatten  auch  die  Kinder  der  ersten  Ehe  als  solche 
keinerlei  Anspruch  auf  den  während  der  Winwenschaft  erzielten  Gewinn, 
da  der  Ueberlebende  hier  nicht  blos  Verwalter,  sondern  Nutzniesser  des 
verfangenen  Eheguts  war,  so  dass  auch  die  Erübrigungen  zu  seinem  Eigen- 
thum  wurden,  während  die  im  Aasdomsrechte,  vgl.  §  709,  zu  dem  zu  hälf- 
tenden  Gemeiogute  gehörende  Fahrniss  ihm  hier  schon  nach  dem  Bruche 
der  Ehe  als  Eigen  verblieb. 

Aber  auch  in  den  Rechten,  in  welchen  die  Beerbung  jedes  Eltemtheils 
nur  durch  seine  Kinder  als  Grundlage  die  zweiseitige  Elternfamilie  ergibt, 
stellt  sich  das  nicht  anders,  wennessichum  Rechte  mit  beschränkter 
Gütergemeinschaft  handelt,  in  welchen  dann ,  wie  in  den  westfrän- 
kischen,  aber  auch  manchen  friesichen  Rechten,  das  Erbland  Sondergut  der 
beiden  Ehegatten  bleibt,  während  das  Gewinngut  und  in  der  Regel  auch 
die  gesammte  Fahrniss  Gemeingut  wird.  Auch  da  stand  trotz  der  Wieder- 
verheirathung  des  Ueberlebenden  einer  Fortsetzung  der  Gemeinschaft  mit 
demselben  ohne  vorherige  Auseinandersetzung  nichts  im  Wege. 
A  B  O  D  Das  Erbland  von  A,  wie  von  B,  blieb  trotz  der 
■^^^^jg;^^^^9^  Ehe  Sondergut  derselben.  Starb  A  und  war  sein  Erbland 
1^  1^  I  dann  Vermögen  seiner  Kinder  E  geworden,  so  konnte 
E  P  G-  das  Recht  dieser  nicht  gefährdet  werden,  wenn  sie  mit  B 
und  deren  zweitem  Manne  C  in  Gemeinschaft  blieben.  Was  vondenLiegen- 
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Schäften  Erbgut  des  Mannes,  was  der  Frau  gewesen  war,  das  war  auch  nach 
längerer  Zeit  genügend  festzustellen.  Wurde  durch  den  Tod  von  B  die 
zweite  Ehe  und  zugleich  die  Gemeinschaft  gelöst,  so  nahmen  die  Vorkinder 
E  aus  den  bisher  gemeinsam  bewirthschafteten  Liegenschaften  das  Erbgut 
von  A  und  theilten  sich  in  das  Erbgut  von  B  mit  den  Kindern  F  nach 
Köpfen,  während  dem  Ueberlebenden  C  sein  eigenes  Erbgut  verblieb. 

Schwierigkeiten  hatten  sich  nur  bezüglich  des  Gewinngutes,  dem 
die  Fahmiss  gleichgestellt  wurde,  ergeben  können,  wenn  für  die  Theilung 
dieses  zunächst  der  Betrag  der  Vermögen,  auf  Grundlage  deren  der  Gewinn 
gemacht  wurde ,  hätte  massgebend  sein  sollen ,  da  das  Erbland  von  A,  B 
und  C  von  sehr  verschiedenem  Umfange  sein  konnte.  Aber  wir  betonten 
schon  S  622,  dass  das  wenigstens  in  den  westfiränkischen  und  den  meisten 
andern  Rechten  nicht  der  Fall  war.  Die  Behandlung  des  ehelichen  Gewinn- 
gutes wurde  da  massgebend  auch  für  die  fortgesetzte  Gemeinschaft.  Wie 
jenes  ohne  alle  Rücksicht  auf  die  Verschiedenheit  des  eingebrachten  Ver- 
mögens als  zur  Hälfte  jedem  der  Eheleute  zustehend  betrachtet  wurde,  so 
traten  da  nach  dem  Tode  des  A  dessen  Kinder  E  einfach  in  seine  Stelle 
ein,  bildeten,  wie  früherer,  einenKopf  in  der  Gemeinschaft,  und  der  Ueber- 
lebende  den  andern,  gleichberechtigten.  Dieses  gegenseitige  Verhältniss  blieb 
dann  auch  dasselbe,  wenn  B  wiederheirathete.  Nur  kam  nun  in  C  ein 
driner  Kopf  hinzu,  der  Vermögen  und  Arbeitskraft  einbrachte  und  wieder 
gleichen  Antheil  mit  B  haben  sollte.  Damit  ergab  sich  eine  Gemeinschaft 
nach  Dritteln,  deren  Auftheilung  nach  dem  Tode  von  B  keine  Schwierig- 
keit hatte.  Ein  Drittel  fiel  an  die  Vorkinder  E,  das  Drittel  der  B  wurde 
unter  die  Kinder  E  und  F  nach  Köpfen  getheilt,  das  letzte  Drittel  verblieb 
dem  C.  Und  man  sieht  leicht,  dass  sich  von  jenem  Gesichtspunkte  aus  eine 
entsprechende  Theilung  nach  Vierteln  ergeben  musste,  wenn  auch  C  die 
Vorkinder  G  in  die  Ehe  brachte,  die  dann  an  Stelle  von  D  einen  weitern 
Kopf  in  der  Gemeinschaft  bildeten.  Ebenso  ergab  sich  eine  Gemeinschaft 
nach  Fünfteln  oder  Sechsteln,  wenn  B  oder  C  oder  auch  beide  Vorkinder 
aus  zwei  vorhergehenden  Ehen  zubrachten. 

727.  Durchaus  anders  mussten  sich  diese  Verhältnisse  in  Rechten 
mit  vollerGütergemeinschaft,  also  insbesondere  auch  im  Aasdoms- 
rechte stellen.  Starb  A,  so  erbten  die  Kinder  jE"  nicht  dessen  Sondergut  und 
seine  Hälfte  des  Gewinngutes,  sondern  die  Hälfte  des  Gemeingutes  i4^  ohne 
irgendwelche  Unterscheidung  von  Erbgut  und  Gewinngut,  Liegenschaft  und 
Fahmiss.  Sie  konnten  nun  zunächst  anstandslos  ohne  alle  Auseinander- 
seuung  die  Gemeinschaft  mit  B  fortsetzen,  da  dieser  ganz  derselbe  Betrag 
Vj  AB  zukam,  und  von  dem  auf  Grund  der  Gemeinschaft  voni4jB  während 
derWitrwenschaft  erwachsenen  Gewinn,  den  wir  als  ab  bezeichnen  können, 
ebenfalls  die  Hälfte  auf  E,  die  Hälfte  auf  B  entfallen  sollte.  Wurde  nun 
bei  der  Wiederverheirathung  von  B  den  Kindern  E  die  ihnen  als  Erben 
des  Vaters  gebührende  Hälfte  herausgegeben,  oder  wenigstens  ausgewiesen, 
so  ergaben  sich  auch  bei  fortgesetzter  Gemeinschaft  keinerlei  Schwierig- 
keiten. Starb  B  später  ohne  Nachkinder,  so  nahmen  £*,  wenn  ihnen  ihre 
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727]  Hälfte  von  AB'\-ab  ausgewiesen  und  damit  verfiangen  war,  diese 
voraus.  Von  dem  Gemeingute  BC  -{-  ^c,  in  welches  die  B  verbliebene  Hfilfte 
von  AB  -^  ab  aufgegangen  war,  erhielt  C  die  eine  Hälfte  als  seinen  Antheil 
an  der  ehelichen  Gemeinschaft,  während  die  andere  Hälfte  an  E  als  Erben 
von  B  fiel.  Waren  Nachkinder  da,  so  hanen  E  und  F  diese  Hälfte  nach 
Köpfen  zu  theilen.  Dann  hatte  C  allerdings  nur  bezüglich  des  auf  F  ent- 
fallenden Theils  ein  Recht,  Fortsetzung  der  Gemeinschaft  zu  verlangen. 
Aber  anstandslos  konnten  auch  E  mit  dem  Stiefvater  C  in  Gemeinschaft 
verbleiben,  wenn  nur  bei  einer  etwaigen  Wiederverheirathung  mit  D  die 
Hälfte  des  Gutes  ÄC  +  *^  ausgewiesen  wurde,  welche  dann  den  Kindern  jE" 
und  F  verfangen  war. 

Dagegen  mussten  sich  die  grössten  Schwierigkeiten  ergeben,  wenn  die 
Wiederverheirathung  ohne  Auseinandersetzung  erfolgte ;  er  ergibt  sich  dann 
einfach  U  n  durch  führ  bar  keit  nachträglicher  genauerAusein- 
andersetzung.  Bei  der  besprochenen  fränkischen  Gestaltung  bildeten 
die  Vermögen  A,  B  und  C  unwandelbare  und  jederzeit  ohne  Schwierigkeit 
auszusondernde  Beträge,  denen  dann  bei  fortgesetzter  Gemeinschaft  nach  jener 
Kopfzahl  bemessene  Antheile  am  gesammten  Gewinngute  zugewachsen 
waren.  Anders  hier.  Der  ursprüngliche  Betrag  von  A,  B  und  C  kam  für  die 
Beerbung  gar  nicht  in  Betracht.  Der  Betrag  dessen,  was  nach  A  zu  erben 
war,  entschied  sich  erst  beim  Bruche  der  Ehe -45.  Ebenso  viel  betrug  dann 
das  Vermögen  der  5,  welche  bis  zu  ihrer  Wiederverheirathung  Va  BA  -\- 
Vg  ab,  besass  und  dieses  in  die  zweite  Ehe  einbrachte.  Aber  mit  dem  Augen- 
blicke  ihrer  Wiederverheirathung  wurde  der  ihr  zustehende  Betrag  ein  an- 
derer, zu  AB  nicht  mehr  in  Beziehung  stehender;  ob  das  ihr  nun  zustehende 
Vg  BC  grösser  oder  geringer  war,  als  das  frühere  V2  ^^  +  V2  ^^y  ^'^g  von 
dem  Umfange  des  von  C  zugebrachten  und  des  in  der  Ehe  5C  gewonnenen 
Gutes  ab. 

Starb  dann  B  ohne  aus  der  zweiten  Ehe  Kinder  zu  hinterlassen,  so 
dass  die  Vorkinder  i^  mit  dem  überlebenden  zweiten  Ehegatten  C  zu  theilen 
hatten,  so  liess  sich  allerdings  theoretisch  fessttellen,  was  jene  nun  zu  for- 
dern gehabt  hätten.  Sehen  wir  hier,  wie  weiterhin  davon  ab ,  dass  sich 
während  der  fortgesetzten  Gemeinschaft  statt  des  Gewinnes  auch  ein  Ver- 
lust, also  ein  —  ab  ergeben  haben  konnte,  so  hatten  sie  als  Erben  nach 
ihrem  Vater  Va  AB  -|-  V2  <**  zu  fordern.  Weiter  aber  als  Erben  nach  ihrer 
Mutter  B  die  auf  diese  entfallende  Hälfte  des  Gemeingutes  des  Ehe  BC. 
Das  war  einmal  die  Hälfte  des  zusammengebrachten  Gutes  jBC,  deren  Be- 
trag aber  wieder,  wenn  keine  Auseinandersetzung  bei  der  Wiederverheira- 
thung erfolgt  war,  sich  nach  dem  Bestände  des  Gutes  der  ersten  Ehe  und 
der  Gemeinschaft  bis  zur  Wiederverheirathung  regelte,  so  dass  die  Vorkin- 
der Vg  ( V2  ^B  +  V2  ^*  +  Q  zu  fordern  hatten. 

Sie  konnten  weiter  den  auf  ihre  Mutter  entfallenden  Theil  des  Ge- 
winngutes bc  verlangen.  Aber  doch  nicht  blos  diesen.  Waren  sie  bei  der 
Wiederverheirathung  abgetheilt,  kam  ihnen  dann  auch  der  Gewinn  aus 
ihrem  Antheile  zu  Gute,  so  genügte  es,  wenn  ihnen  als  Erben  der  Mutter 
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nur  Vs  ^c  zukam.  Nicht  aber  doch,  wenn  ihr  Antheil  in  der  Gemeinschaft 
verblieben  und  sie  nun  ebenso,  wie  bei  der  Gemeinschaft  mit  dem  unver- 
heiratheten  Ueberlebenden  entsprechenden  Antheil  am  Gewinne  bean- 
spruchen konnten.  Bei  Annahme  einer  Gleichheit  der  Vermögen  ^45  +  a^ 
einerseits,  BC  andererseits,  würde  dann  den  Vorkindern,  wie  im  westfrän- 
kischen Recht,  Vs  t>c  als  eigener  Antheil,  Vs  *^  21!«  Antheil  der  Mutter  zu- 
gekommen und  dem  zweiten  Ueberlebenden  nur  Vs  ^^  verblieben  sein. 
Hatte  man  aber  auch  da  dieTheilung  des  Gewinnes  genauer  nachdem  An- 
theile  am  Gemeingute  regeln  wollen,  wie  das  billig  war,  da  auch  bei  er- 
folgter Abtheilung  die  Vorkinder  den  Gewinn  aus  ihrem  Antheil  allein  er- 
halten hätten,  so  konnte  dafür  wieder  nur  der  Betrag  von  AB-^-ab  mass- 
gebend sein ;  je  nachdem  dieser  grösser  oder  kleiner  als  BC  gewesen,  wür- 
den die  Vorkinder  mehr  oder  weniger  als  Vs  ^^  vorweggenommen  und 
dann  als  Erben  ihrer  Mutter  den  Rest  von  hc  mit  C  gehälftet  haben. 

Ganz  entsprechend  stellten  sich  die  Ansprüche  der  Kinder  E  y  wenn 
auch  Kinder  der  zweiten  Ehe  F  vorhanden  waren;  nur  mit  dem  Unter- 
schiede, dass  sie  dann  Alles,  was  sie  andernfalls  als  Erben  nach  B  allein 
hätten  beanspruchen  können,  mit  F  nach  Köpfen  zu  theilen  hatten. 

Sollte  also  nach  dem  Tode  des  wiederverheiratheten  Ueberlebenden 
eine  Auseinandersetzung  nach  den  sonst  eingehaltenen  Gesichtspunkten 
erfolgen,  dass  jeder  Eltemtheil  nur  von  seinen  Kindern  beerbt  wurde  und 
das  Gewinngut  nach  Massgabe  der  Antheile  am  Gemeingute  aufzutheilen 
sei,  so  war  das  nach  allen  Richtungen  hin  nur  durchführbar  auf  Grund- 
lage der  Bestimmung  des  Vermögenstheils  AB  -f-  ab ,  des  beim  Bruch  der 
ersten  Ehe  vorhandenen  und  des  bis  zur  Wiederverheirathung  zugewach- 
senen Gutes.  War  eine  solche  aber  nicht  schon  bei  der  Wiederverheira- 
tfaang  erfolgt,  so  war  sie  bei  Bruch  der  zweiten  Ehe  nicht  mehr  durch- 
führbar. War  das  unter  Verwaltung  von  B  stehende  Gemeingut  AB  -f-  ab 
ohne  Feststellung  seines  Bestandes  in  die  Ehe  BC  eingebracht,  verschmolz 
es  hier  sofort  mit  dem  von  C  Zugebrachten  zu  einer  einheitlichen  Masse, 
der  dann  weiter  das  Gewinngut  aus  der  Zeit  der  Ehe  BC  zuwuchs,  so  war 
der  Bestand  des  Vermögenstheils,  der  für  die  gesammte  Auseinandersetzung 
massgebend  sein  musste,  nicht  mehr  zu  ermitteln. 

Es  mochte  sich  nämlich  günstigsten  Falls  noch  feststellen  lassen,  was 
ursprünglich  Erbland  von  Ay  von  By  von  C  gewesen  und  was  von  dem 
Kauf  lande  während  der  Ehei4-Ö^  was  während  der  Ehe  5C  erworben  war. 
Damit  war  aber  nichts  gewonnen,  da  bei  voller  Gemeinschaft  weder  der  ur- 
sprüngliche Bestand  der  einzelnen  Vermögen ,  noch  der  Unterschied  von 
Land  und  Fahrniss  irgend  massgebend  sein  sollte.  Liegenschaften,  welche 
erweislich  erst  während  der  zweiten  Ehe  erworben  waren,  konnten 
gezahlt  sein  mit  Gelde,  welches  lediglich  aus  der  ersten  Ehe  herrühne; 
oder  aber  auch  etwa  nur  mit  vom  zweiten  Ehegatten  zugebrachtem 
Gelde.  Und  selbst  dann,  wenn  nach  den  Bestimmungen  einzelner  Quellen 
sogleich  nach  dem  Tode  von  A  der  Bestand  AB  festgestellt  war,  war  keine 
genügende  Grundlage  vorhanden,  wenn  nicht  ausserdem  bei  der  Wieder- 
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727[  verheirathung  eine  Auseinandersetzung  bezüglich  des  Bestandtheiles 
ab  erfolgt  war. 

Würde,  wie  wir  S  644  ausführten,  die  Durchführung  des  Fallrechts 
in  Rechten  mit  voller  Gemeinschaft  auf  ähnliche  Schwierigkeiten  geführt 
haben,  so  konnte  man  da  statt  dessen  zu  einfacher  Hälftung  nach  den  Seiten 
übergehen.  Hier  konnte  die  Hälftung  nur  genügen,  wenn  eine  einzige 
Ehe  eingriff,  nicht  mehr,  wenn  beim  Eingreifen  mehrerer  Ehen  auch  die 
Kinder  derselben  Seite  wegen  der  vorverstorbenen  Eltern  ganz  verschiedene 
Ansprüche  hatten. 

Die  UndurchfUhrbarkeit  der  für  die  Behandlung  der  sich  aus  einer 
einzigen  Ehe  ergebenden  Verhältnisse  massgebenden  Gesichtspunkte  bei 
einer  auch  in  weiteren  Ehen  fortgesetzten  Gemeinschaft  liegt  schon  bei  dem 
besprochenen  einfachsten  Falle  so  klar  vor  Augen,  dass  es  nicht  nöthig  ist, 
den  verwickeiteren  Verhältnissen  näher  nachzugehen,  wie  sie  sich  aus  Fort- 
setzung der  Gemeinschaft  mit  Vorkindern  mehrerer  Ehen  hätten 
ergeben  müssen.  War  etwa  eineWittweC  in  dritter  Ehe  mit  einem  Z>ver- 
heirathet  gewesen,  während  sie  schon  aus  einer  Ehe  mit  A  und  einer  zweiten 
mit  £  die  Kinder  ^  und  i^  hatte,  so  war  zunächst i4C  und  ac  zu  bestimmen, 
wovon  E  die  Hälfte  als  Voraus  gebührte.  Dann  BC  ^  wovon  F  die  Hälfte 
zukam.  Weiter  bc,  das  während  der  zweiten  Ehe  erzielte  Gewinngut,  wo- 
von E  wegen  ihres  in  der  Gemeinschaft  verbliebenen  Vaterguts  einen  ent- 
sprechenden Theil  vorwegnahmen,  während  die  Hälfte  des  Restes  auf  i^ als 
Erben  nach  ihrem  Vater  fiel.  Endlich  aber  noch  ein  abc^  wenn  wir  so  den 
während  der  zweiten  Wittwenschaft  auf  Grundlage  der  beiden  Vermögen 
AC  und-ßC  erzielten  Gewinn  bezeichnen;  von  diesem  hätten  dann  sowohl 
E  eis  F  wegen  ihres  in  der  Gemeinschaft  verbliebenen  Vaterguts  einen 
nach  dem  verschiedenen  Betrage  von  Vg  AB  und  Vg  -SC  verschieden  zu 
bemessenden  Voraus  gegenüber  dem  überlebenden  dritten  Manne  D  zu  be- 
anspruchen gehabt.  Und  noch  verwickelter  hätten  sich  dann  diese  Verhält- 
nisse gestalten  können,  wenn  nicht  blos  von  einer  Seite,  sondern  von  bei- 
den Seiten  unabgetheilte  Vorkinder  aus  einer  oder  mehreren  Ehen  mitge- 
bracht worden  wären. 

Ganz  entsprechende  Schwierigkeiten  würden  sich  dann  ergeben  haben, 
wenn  der  Ueberlebende  nicht  gerade  mit  Kindern,  sondern  mit  sonstigen 
Erben  des  Verstorbenen  die  Gemeinschaft  fortgesetzt  hätte.  Alles  hing  ja 
auch  dann  von  Ermittlung  des  Bestandes  AB-\-  ab  ab,  wie  sie  nur  bis  zur 
Wiederverheirathung  von  5  durchführbar  war,  bei  der  daher  auch  in  diesem 
Falle,  vgl.  s  724,  Auseinandersetzung  verlangt  wurde,  wenn  die  Berech- 
tigten sie  nicht  schon  früher  verlangt  hatten. 

728.  Es  Hesse  sich  nun  etwa  einwenden,  dass  unsere  bisherige  Aus- 
einandersetzung sich  lediglich  auf  das  uns  genügend  bekannte  Vorgehen 
bei  einer  ersten  und  einzigen  Ehe  stützt  und  voraussetzt,  dass  bei  einer 
durch  mehrere  Ehen  fortgesetzten  Gemeinschaft  jede  folgende  Ehe  nach 
denselben  Gesichtspunkten  zu  behandeln  gewesen  sei,  was  doch  fraglich 
sein  könne;  es  hätte  sich  ja  auch  für  diesen  Fall  eine  besondere  Behand- 
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lungsweise  entwickeln  können.  Nun  ergibt  aber  einmal  die  als  Regel  ge- 
fordene  Abtheilung  der  Vorkinder  bei  jeder  Wiederverhcirathung,  dass  man 
allerdings  von  der  Auffassung  ausging,  dass  jede  folgende  Ehe  entsprechend 
zu  behandeln  sei,  wie  die  vorhergehende,  wie  das  eben  dadurch  ermög- 
licht wurde ,  dass  alle  aus  der  ersten  Ehe  erwachsenen  Sonderansprtlche 
der  Vorkinder  bei  Eingehung  der  zweiten  befriedigt  wurden  und  damit  der 
Bestand  des  später  zu  halftenden  Gemeingutes  dieser  keinem  Zweifel  unter- 
liegen konnte.  Es  ergibt  sich  aber  weiter  aus  der  Behandlung  derAn- 
Sprüche  nicht  abgetheilter  Vorkinder,  aus  Fällen,  bei  welchen 
die  Regel  eben  nicht  eingehalten  war.  Denn  einerseits  macht  sich  dann  die 
betonte  Unmöglichkeit  geltend,  nachträglich  noch  eine  Ausheilung  vorzu- 
nehmen, welche  genau  den  für  eine  einzige  Ehe  einzuhaltenden  Gesichts- 
punkten entsprochen  haben  würde,  so  dass  die  Auftheilung  nur  noch  eine 
mehr  oder  weniger  willkürliche  sein  konnte.  Andererseits  aber  ergibt  sich, 
dass  man  doch  auch  dann  jenen  Gesichtspunkten  wenigstens  annähernd 
gerecht  zu  werden  suchte. 

Es  ist  erklärlich,  wenn  sich  da  wenigstens  in  den  mir  bekannten  Quellen 
nur  vereinzelte  Anhaltspunkte  finden.  Die  Abtheilung  der  Vorkinder  finden 
wir  fast  allgemein  vorgeschrieben;  und  wurde  diese  Vorschrift  eingehalten, 
so  bedurfte  es  keiner  weiteren  bezüglichen  Bestimmungen.  Aber  einzelne 
Angaben  stellen  es  doch  in  das  Ermessen  der  Kinder  oder  ihrer  Freunde, 
ob  sie  die  Auseinandersetzung  verlangen  wollten.  Und  wo  sie  vorge- 
schrieben, da  wurde  das  sichtlich  thatsächlich  nicht  immer  eingehalten.  So 
heisst  es  in  der  Ordonnantie  für  Amersfoort  von  1544  $  83,  ed.  Fruin  343, 
dass  Mann  und  Frau  sich  gegenseitig  bezüchtigen  mögen,  vgl.  $712,  doch : 
3{pnder  daerhy  te  prejudiceren  die  hinderen  van  den  voirbedde.  Das  setzt 
doch  voraus,  dass  diese  als  nicht  abgetheilt  vorausgesetzt  sind,  da  andem- 
feUs  Sonderansprüche  derselben  nicht  mehr  bestanden  hätten.  Wie  diese 
dann  aber  bei  späterer  Auseinandersetzung  imd  insbesondere  nach  dem 
Tode  ihres  längsdebenden  Elterntheils  zu  befriedigen  waren,  ergibt  sich 
nicht. 

Einen  bestimmteren  Anhalt  gibt  zunächst  das  Recht  von  Bueren  und 
Beusichem  in  der  Betuwe  von  1383;  vgl.  F.  Andreae  Bijdr.  2,  166.  Es 
scheint  da  überhaupt  Auseinandersetzung  schon  bei  der  Wiederverheira- 
thung  nicht  gefordert  zu  sein.  Bei  den  Bestimmungen,  wie  sie  nachträglich 
durchzuführen,  macht  sich  dann  die  Unterscheidung  zwischen  un- 
terjähriger und  überjähriger  Ehe  geltend,  wie  wir  sie  S  710  im 
Aasdomsrechte  auch  in  anderer  Richtung  beachtet  fanden.  Wird  die  Schei- 
dung vor  Ablauf  eines  Jahres  verlangt,  so  wird  aus  dem  vorhandenen  Boedel 
zunächst  Alles,  was  der  zweite  Ehegatte  eingebracht  hatte,  ausgeschieden, 
das  Uebrige  aber  vom  Uebcrlebenden  mit  den  Vorkindem  gehälftet.  Man 
geht  sichtlich  davon  aus,  dass,  wenn  noch  nicht  längere  Zeit  verflossen,  die 
Auseinandersetzung  auf  Grund  des  Gutes  der  ersten  Ehe 
noch  durchführbar,  der  dafür  massgebende  Bestand  AB  -f  ab  noch  genü- 
gend nachweisbar  ist,  da  man  noch  bestimmter  weiss,  was  C  in  den  Be- 


Digitized  by 


Google 


64  ^11*  Aasdomsrecht 

728]  stand  BC  eingebracht  hat,  während  man  freilich  davon  ausgehen  muss, 
dass  sich  ein  beachtenswenher  Bestand  bc ,  Gewinn  in  der  zweiten  Ehe, 
noch  nicht  ergeben  hat.  Ebenso  wird  sonst  vorgegangen  sein,  wovon  vorn- 
herein, vgl.  S  724,  die  Jahresfrist  für  ausreichend  erklärt  oder  doch  die  For- 
derung, dass  die  Auseinandersetzung  noch  vor  Vollziehung  der  zweiten 
Ehe  erfolgen  solle,  zwar  nicht  streng  eingehalten ,  aber  doch  bald  nachher 
erfüllt  wurde.  So  fordern  die  Rechte  von  Zütphen  und  Emmerich ,  vgL 
S  724,  die  Auseinandersetzung  vor  dem  Beischlafe  und  strafen  die  Nicht- 
einhaltung ;  sie  suchen  dann  aber  wenigstens  die  Durchführung  in  den 
nächsten  drei  Wochen  durch  von  acht  zu  acht  Tagen  sich  wiederholende 
Geldstrafen  zu  erwirken. 

War  aber  seit  dtr  Wiederverheirathung  schon  längere  Zeit  verflossen, 
so  konnte  wegen  der  S  727  betonten  Unmöglichkeit,  den  Bestand  des  auf 
die  erste  Ehe  zurückgehenden  Guts  noch  genau  zu  bestimmen,  die  Ausein- 
andersetzung nicht  wohl  mehr  durch  Zuweisung  der  Hälfte  desselben  an 
die  Vorkinder  durchgeführt  werden.  Für  diesen  Fall  bestimmt  nun  das 
Recht  von  Bueren  einfach  Drittelung  des  in  der  zweiten  Ehe  vor- 
handenen Guts.  Ist  seit  der  Wiederverheirathung  bereits  Jahr  und  Tag 
verflossen,  so  soll  von  dem  gesammten  vorhandenen  Gute  ein  Drittel  den 
Vorkindern  und  je  ein  Drittel  jedem  der  beiden  Eheleute,  beziehungsweise 
dessen  Kindern  zugewiesen  werden.  Diese  Drittelung  entspricht  also  genau 
dem  S  726  erwähnten  Vorgehen  im  westfränkischen  Recht  bei  der  Aufthei- 
lung  nach  fortgesetzter  Gemeinschaft,  die  da  freilich  nur  Gewinngut  und 
Fahrniss  umfasste.  Hier  aber  erstreckt  sich  das  auf  dasgesammteGut.  Man 
geht  davon  aus,  dass  nach  Jahresfrist  der  Bestand  AB  -(-  ab  nicht  mehr  aus- 
zuscheiden ist,  fasst  Alles,  was  vorhanden  ist,  als  eine  einheitliche  Masse 
ABC  -(-  abc,  welche  dann  auf  Grundlage  der  Fiction,  dass  die  drei  zusam- 
mengebrachten Vermögen  gleichen  Betrages  gewesen  sein  dürften,  in  drei 
Theile  zerlegt  wurde,  wie  das  im  fränkischen  Recht,  abgesehen  von  der 
Fahrniss,  nur  für  bc,  für  den  in  der  fortgesetzten  Gemeinschaft  der  zweiten 
Ehe  erzielten  Gewinn  durchgeführt  war  und  da  auch  bei  grösserer  Ver- 
schiedenheit der  ursprünglichen  Vermögen  nicht  als  Unbilligkeit  erscheinen 
konnte. 

Dagegen  ist  doch  zu  beachten,  dass  hier  die  Drittelung  des  gesammten 
Gutes  der  zweiten  Ehe  zu  einer  Unbilligkeit  gegen  die  Vorkinder  fuhren 
konnte,  die  in  keiner  Weise  sich  etwa  dadurch  rechtfertigte,  dass  ja  auch 
bei  der  vollen  Gemeinschaft  der  Eheleute  auf  die  Grösse  der  zugebrachten 
Vermögen  keine  Rücksicht  genommen  wurde.  Nahm  der  vermögende  -4 
in  erster  Ehe  die  vermögenslose  B  zur  Frau  ohne  die  volle  Gemeinschaft 
auszüschliessen,  so  war  das  seine  Sache.  Kinder,  deren  Rechte  dadurch 
verkürzt  werden  konnten,  waren  noch  nicht  vorhanden.  Es  lag  keine  Un- 
billigkeit gegen  die  Kinder  darin,  wenn  nach  dem  Tode  des  A  der  B  das 
halbe  Gut  zukam,  obwohl  von  ihrer  Seite  nichts  herrührte,  da  sich  das  für 
die  Kinder  dadurch  ausglich,  dass  auch  beim  Vorversterben  der  B  dem  A 
nur  das  halbe  Gut  verblieb,  obwohl  es  ursprünglich  ganz  von  ihm  herrührte. 
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Nahm  dann  aber  etwa  die  verwittwete  B  in  zweiter  Ehe  den  vermögens- 
losen Cy  so  hane  sich  die  volle  Gemeinschaft  zu  drei  Theilen  ohne  die 
grösste  Unbilligkeit  in  der  zweiten  Ehe  nicht  fonsetzen  lassen,  da  jetzt  Kin- 
der mit  bestimmten  Ansprüchen  auf  das  halbe  Gut  AB  bereits  vorhanden 
waren,  während  es  in  der  Hand  der  tiberlebenden  Mutter  gelegen  hatte, 
auch  gegen  den  Willen  der  Kinder  durch  eine  solche  Ehe  die  Hälfte  der 
Kinder  auf  ein  Drittel  zu  beschranken.  Und  hier  liess  sich  das  auch  nicht 
durch  die  Erwägung  rechtfenigen,  dass  das  durch  Falle  ausgeglichen  werde, 
in  welchen  das  Vermögen  AB  ohne  Bedeutung,  dagegen  C  sehr  reich  war. 
Denn  dieser  hatte  es  dann  ja  in  der  Hand,  durch  Heirathsvertrag  die  Ge- 
meinschaft auszuschliessen.  Und  that  er  das  nicht,  obwohl  er  wusste,  dass 
er  damit  nicht  blos  seiner  Frau,  sondern  auch  deren  Vorkindem  einen  be- 
deutenden Vortheil  zuwandte,  so  war  das  eben  sein  freier  Wille,  wahrend 
die  Kinder  im  umgekehnen  Falle  kein  Mittel  hatten,  ihren  Willen  zur  Gel- 
tung zu  bringen. 

So  naheliegend  die  Drittelung  da  war,  wo  es  sich  um  beschrankte  Ge- 
meinschaft handelte,  so  grosse  Unbilligkeiten  gegen  die  Vorkinder  konnten 
sich  aus  ihr  bei  voller  Gemeinschaft  ergeben.  Dass  diese  im  allgemeinen 
im  Aasdomsrechte  durchaus  beachtet  wurden,  ergibt  die  so  allgemein  aus- 
gesprochene Forderung,  dass  bei  der  Wiederverheirathung  den  Vorkindem 
ihre  auf  Grund  der  ersten  Ehe  erwachsenen  Ansprüche  auch  dann,  wenn 
sie  in  der  Gemeinschaft  der  zweiten  Ehe  verblieben,  wenigstens  auszuweisen 
und  sicherzustellen  waren.  Und  wenn  dieser  Forderung  nicht  genügt  war, 
ging  man,  wie  sich  ergeben  wird,  auch  bei  nachtraglicher  Auftheilung  sicht- 
lich von  dem  Gesichtspunkte  aus,  dass  jedenfalls  das  volle  Recht  der  Vor- 
kinder nicht  beeinträchtigt  werden  dürfe. 

Um  so  auffallender  ist  es,  wenn  trotz  jener  Unbilligkeit  das  Recht  von 
Eueren  einfach  Drittelung  vorschreibt.  Die  Angabe  steht,  so  weit  ich  sehe, 
im  Gebiete  des  Aasdomsrechts  vereinzelt;  mehr  Gewicht  möchte  ich  darauf 
legen,  dass  auch  Fockema  Andreae,  vgl.  Bijdr.  2,  167,  ein  weiterer  Beleg 
nicht  bekannt  zu  sein  scheint.  Dennoch  möchte  ich  nicht  glauben,  dass  es 
sich  da  nur  um  eine  örtliche  Sondergestaltung  handelt  Sind  die  meisten 
Quellen,  an  die  wir  uns  für  das  Aasdomsrecht  zu  halten  haben,  jünger,  als 
jene  Angabe  von  1383,  so  wäre  es  immerhin  möglich,  dass  jene  Drittelung 
früher  noch  weiter  verbreitet  war,  wahrend  die  sich  aus  derselben  ergeben- 
den Unbilligkeiten  es  dann  erklaren  würden,  wenn  man  sie  spater  durch  Be- 
stimmungen ersetzte,  welche  das  Recht  der  Vorkinder  genügender  sicherten. 
Massgebend  für  jene  Annahme  ist  mir  aber  der  Umstand,  dass  wir  im  walsch- 
flandrischen  Recht,  welches  sich  in  diesen  Verhaltnissen  aufs  engste  dem 
Aasdomsrechte  anschliesst,  jene  Bestimmung  wiederfinden  werden.  Dass 
weiter  die  westfrankischen  Bestimmungen  über  fortgesetzte  beschrankte  Ge- 
meinschaft mit  jener  des  Rechts  von  Bueren  insbesondere  auch  darin  stim- 
men, dass  die  Halftung  oder  Drittelung  immer  erst  dann  eintritt,  wenn  Jahr 
und  Tag  ohne  Auseinandersetzung  verflossen  sind. 

Möchte  ich  danach  annehmen ,  dass  auch  im  Gebiete  des  Aasdoms- 
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728]  rechts  jene  eventuelle  Drittelung  früher  weiter  verbreitet  gewesen  sein 
durfte,  so  lege  ich  darauf  Gewicht,  weil  sich  damit  anscheinend  ein  Ein- 
blick in  den  GangderEntwicklung  ergeben  wUrde.  Auf  Grundlage 
bereits  anerkannter  voller  Gütergemeinschaft  hat  sich  jene  Drittelung  gewiss 
nicht  erst  entwickelt,  da  die  Unbilligkeit  derselben  zu  sehr  auf  der  Hand 
liegt.  Anders,  wenn  in  ein  Recht,  welches  nur  beschränkte  Gemeinschaft 
kannte  und  dann  in  nächstliegender  Weise  die  in  zweiter  Ehe  fortgesetzte  Ge- 
meinschaft nach  Dritteln  bemass,  die  volle  Gemeinschaft  erst  nachträglich 
Eingang  fand.  Wie  früher  den  Vorkindern  das  in  seinem  Betrage  von  vorn- 
herein feststehende  und  trotz  wiederholter  Ehen  des  Ueberlebenden  leicht 
nachweisbare  Sondergut  des  Verstorbenen  verblieb,  so  jetzt  die  dem  Ver- 
storbenen zustehende  Hälfte  des  Gemeinguts.  Diese  konnte  sofort  oder  doch 
vor  der  Wiederverheirathung  abgetheilt  oder  doch  ausgewiesen  werden; 
und  die  sich  erst  in  Folge  der  vollen  Gemeinschaft  ergebende  Schwierig- 
keit, sie  erst  nachträglich  festzustellen,  musste  alsbald  bestimmter  auf  die 
Forderung  fuhren,  dass  in  einer  zweiten  Ehe  die  Gemeinschaft  ohne  vor- 
herige Auseinandersetzung  nicht  fortgesetzt  werden  solle.  War  eine  solche 
aber  unterblieben,  so  begreift  es  sich,  wenn  man  sich  dann  einfach  an  die 
bei  einer  in  zweiter  Ehe  fongesetzten  Gemeinschaft  bereits  übliche  Dritte- 
lung hielt,  ohne  sofon  zu  beachten,  dass  diese  nur  bei  beschränkter,  nicht 
aber  bei  voller  Gemeinschaft  der  Billigkeit  entsprechen  konnte.  Das  mochte 
sich  vereinzelt  in  dem  bezüglichen  Rechte  denn  auch  später  erhalten.  Wäh- 
rend es  begreiflich  ist,  wenn  im  Laufe  der  Zeit  die  sich  damit  ergebenden 
Unbilligkeiten  dazu  fühnen,  dass  man  die  Forderung  der  Auseinander- 
setzung vor  der  Wiederverheirathung  verschärfte,  dann  aber,  wenn  sie  trotz- 
dem unterblieb,  nach  billigern  Arten  der  Auftheilung  suchte. 

729«  Bei  dieser  Annahme  würde  sich  aber  auch  das  spätereFehlen 
einer  Regel  für  nachträgliche  Auseinandersetzung  erklären. 
Theilte  man  ursprünglich,  wie  mir  nicht  unwahrscheinlich,  in  derselben 
Weise  nach  Dritteln,  wie  das  auch  in  andern  Rechten  bei  Auflösung  fort- 
gesetzter Gemeinschaft  Rechtens  war,  überzeugte  man  sich  dann  aber,  dass 
das  bei  voller  Gemeinschaft  dem  sichtlich  festgehaltenen  Gesichtspunkte 
nicht  entspreche ,  dass  den  Vorkindern  jedenfalls  die  Hälfte  des  Gutes  der 
ersten  Ehe  ungeschmälert  zukommen  solle,  so  ist  es  erklärlich ,  wenn  sich 
da  keine  andere  Regel  allgemein  feststellte,  nach  welcher  noch  nach  Ver- 
lauf längerer  Zeit  jenem  Gesichtspunkte  genügt  werden  konnte,  falls  nicht 
die  Vorkinder  oder  aber  die  zweiten  Eheleute  benachtheiligt  werden  sollten; 
dass  wegen  der  Ucmiöglichkeit,  den  Betrag  des  ersten  Eheguts  noch  genauer 
festzustellen ,  eine  gewisse  Willkür  nicht  zu  vermeiden  war  und  sich ,  so 
weit  die  dürftigen  Zeugnisse  das  erkennen  lassen,  höchstens  örtlich  eine  be- 
stimmtere Behandlungsweise  feststellte. 

Das  trifft  zu  für  das  Recht  von  Zütphen  und  das  damit  durchweg  über- 
einstimmende Recht  von  Emmerich,  wo  sich  Behandlung  des  ge- 
sammten  Gemeinguts  als  Gut  der  ersten  Ehe  mit  Ausnahme 
des  vom  zweiten  Ehegatten  Eingebrachten  ergibt    Man  hielt 
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sich  damit  an  das,  was  das  Recht  von  Bueren  nur  noch  binnen  Jahresfrist 
zulässt,  auch  bei  späterer  Auftheilung,  aber  so,  dass  die  Unmöglichkeit,  den 
Bestand  des  ersten  Eheguts  genauer  festzustellen,  jedenfalls  den  Vorkindern 
nicht  zum  Schaden  gereichen  konnte.  Zunächst  heisst  es  im  Stadtbuch  von 
Zutphen  S  105  und  im  SchöfFenrecht  von  Emmerich  16  S  i  schlechtweg 
von  der  Ausweisung  während  der  zweiten  Ehe,  es  solle  dann  die  zweite 
Frau:  to  voren  uinemen  dat goet,  dat  se  an  den  man  brachte;  das  Uebrige 
wird  dann  vom  Mann  mit  den  Vorkindern  in  der  S724  angegebenen  Weise 
gehälftet  Das  traf  auf  keine  Schwierigkeit,  wenn  die  Auseinandersetzung, 
wie  das  bei  Strafe  befohlen  war,  wenigstens  binnen  drei  Wochen  nach  Voll- 
ziehung der  Ehe  erfolgte.  Sind  die  drei  Wochen  vorüber,  so  scheint  man 
davon  abgesehen  zu  haben ,  die  Auseinandersetzung  durch  weitere  Straf- 
zahlungen zu  erzwingen.  Aber  die  Folge  war  dann,  dass  alles  vorhandene, 
nicht  erweislich  vom  zweiten  Ehegatten  herrührende  Gut  als  Gut  der  ersten 
Ehe  behandelt  wurde  und  den  Vorkindern  verbleiben  musste. 

Denn  das  scheint  sich  zu  ergeben  aus  einer  weitern  Angabe  des  Stadt- 
buchs von  Zutphen  S  39,  welche  wesentlich  übereinstimmend  im  Schöffen- 
recht von  Emmerich  S  43,  Kamptz  Pr.  R.  3,  62,  vgL  Zeitschr.  f.  R.  G.  10, 
58,  wiederholt  ist.  Verlangen  die  Vorkinder  nach  dem  Tode  des  Vaters  von 
der  Stiefmuner  ihr  Gut,  macht  diese  dann  geltend,  dass  sie  Gut  in  die  Ehe 
gebracht  und  später  ererbt  habe,  und  glauben  die  Kinder  das  nicht,  so  soll 
sie  das  Gut  benennen  und  durch  Schöffen  oder  Schöffenbriefe  erweisen.  Kann 
sie  das  nicht :  soe  moghent  dt  hindere  minren  met  oren  ede  mit  hem  derden 
hinnen  vyrten  netten  na  der  nominchen.  Der  Hauptgesichtspunkt  ist  auch 
hier  sichtlich  der,  dass  das  Gut  auf  den  Stand  bei  Eingehung  der  zweiten 
Ehe  zurückgebracht  werden  soll,  wovon  dann  den  Vorkindem  die  eine 
Hälfte  als  Erben  ihres  vorverstorbenen  Elterntheils,  die  zweite  aber,  wenn 
keine  Kinder  zweiter  Ehe  da  waren,  als  Erben  des  letztverstorbenen  zukam. 
War  aber  jener  Bestand  jetzt  nicht  mehr  genauer  zu  ermitteln,  so  traf  aller 
Nachtheil  nur  den  zweiten  Ehegatten.  Er  erhielt  nur  sein  Eingebrachtes 
zurück  und  durfte  auch  darauf  nur  sicher  rechnen ,  wenn  er  über  die  ver- 
langten Beweismittel  verfügte,  während  ihm  andernfalls  das  Beanspruchte 
von  den  Kindern  eidlich  gemindert  werden  konnte.  Er  verlor  die  Vortheile, 
welche  ihm  aus  der  fortgesetzten  Gemeinschaft  wenigstens  dann  erwachsen 
wären,  wenn  sein  Eingebrachtes  geringer  war,  als  die  Hälfte  des  ersten  Ehe- 
gutes, welche  dem  Wiederverheiratheten  bei  rechtzeitiger  Abschichtung  ver- 
blieben sein  würde.  Er  hatte  weiter  jedenfalls  seinen  Anspruch  auf  das 
halbe  Gewinngut  der  zweiten  Ehe  verwirkt ;  war  dieses  nicht  festzustellen, 
so  wurde  einfach  alles  vorhandene  Gut,  welches  nicht  erweislich  vom 
zweiten  Ehegatten  eingebracht  war,  als  Gut  der  ersten  Ehe  behandelt.  Er- 
gab sich  somit  eine  mit  der  Zeit  sich  steigernde  Benachtheiligung  des  Stief- 
eltemtheils,  so  war  dieselbe  insofern  nicht  ungerechtfertigt,  als  es  dessen 
Sache  gewesen  wäre,  auf  Einhaltung  der  Forderung  rechtzeitiger  Ausein- 
andersetzung zu  bestehen. 

Aehnliches  Vorgehen  scheint  auch  in  Westfalen  üblich  gewesen  sein, 
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729]  wenn  die  auch  da  überall  geforderte  Abschichtung  bei  derWiederver- 
heirathung  unterblieben  war.  Nach  den  Statuten  von  Münster,  Niesert  Urk. 
Samml.  3,  112,  nimmt  der  Stiefeltemtheil  sein  Eingebrachtes  heraus,  dessen 
Betrag  er  hier  durch  einen  selbstdritt  geschwornen  Eid  erhänen  darf.  Ist 
dann  von  einer  Schichtung  des  Uebrigbleibenden  die  Rede,  so  war  dieses 
allerdings  zu  hälften,  wenn  ausser  den  Vorkindem,  denen  jedenfalls  die  eine 
Httlfte  zukam,  noch  Nachkinder  da  waren ,  mit  denen  sie  dann  die  andere 
Hälfte  zu  theilen  hatten.  Dass  aber  nach  Abzug  des  vom  zweiten  Eheganen 
Eingebrachten  der  ganze  vorhandene  Rest  als  Gut  der  ersten  Ehe  behandelt 
wurde,  ergibt  sich  hier  noch  bestimmter  daraus,  dass,  wie  der  Gewinn  bei 
dem  Reste  bleibt,  auch  alle  Schulden  aus  diesem  Reste  zu  zahlen  sind ;  Alles 
wird  so  behandelt,  als  ob  der  Ueberlebende  der  ersten  Ehe  eine  zweite  Ehe 
überhaupt  nicht  eingegangen  sei ,  als  ob  der  Ueberlebende  auch  während 
dieser  auf  Grundlage  des  Gutes  der  ersten  Ehe  die  Gemeinschaft  mit  seinen 
Kindern  fongesetzt  hätte. 

780.  Aber  diese  Ausscheidung  lediglich  des  vom  zweiten  Gatten  er- 
weislich Eingebrachten  scheint  keineswegs  allgemeinere  Regel  geworden  zu 
5ein.  Denn  sie  wäre  wenigstens  in  solchen  Rechten  eine  entschiedene  Un- 
billigkeit gewesen,  in  welchen,  wie  zu  Kampen,  vgl  S  724,  die  Auseinan- 
dersetzung nicht  schon  bei  der  Wiederverheirathung  bestimmt  gefordert 
wird,  sondern  erst  dann  erfolgen  soll,  wenn  die  Freunde  der  Kinder  sie  ver- 
langen. Wären  die  Kinder  damit  zu  Schaden  gekommen,  so  war  das  zunächst 
Verschulden  ihrer  Freunde,  und  es  wäre  damit  unbiUig  gewesen,  wenn  der 
etwaige  Nachtheil  nur  die  Eheleute  getroffen  hätte.  Heisst  es  aber,  dass  man 
dann  den  Kindern  geben  solle,  was  ihnen  rechtlich  zukomme,  so  fehlt  jede 
Angabe  darüber,  wie  das  zu  ermitteln  war.  Es  ist  dann  wohl  nur  an  Aus- 
einandersetzung nach  derLage  des  Einzelfalles  zu  denken, sei 
es  durch  gütliche  Einigung  oder  durch  gerichdiche  Entscheidung. 

Einige  genauere  Angaben  enthält  das  alte  Stadtrecht  von  Z wolle,  ed. 
Dozy  1 30  ff.  Zunächst  heisst  es  S  22 1  ganz  allgemein,  dass  ein  Kind,  welches 
onversceyden  von  Vater  oder  Mutter  oder  Geschwistern  war,  allen  von  ihm 
gemachten  Gewinn  einwerfen  muss,  wenn  es  miterben  will ,  während  von 
ihm  gemachte  Schulden  der  Erbschaft  nicht  zur  Last  fallen.  Nach  Zusatz 
der  zweiten  Redaction  zu  S  224  wird  nun  dieses  bei  Gemeinschaftsverhält- 
nissen oft  erwähnte  Einwerfen  des  Sondergewinnes  der  Gemeiner  auch 
gefordert,  wenn  die  Kinder  bleiben  onversceyden  van  oeren  vader  qf  van  oere 
tnoeder^  die  daer  levendich  bleven  is.  Stirbt  der  mit  den  Kindern  erster  Ehe 
in  Gemeinschaft  bleibende  Längstlebende,  nachdem  er  In  einer  zweiten  Ehe 
Kinder  gewonnen :  willen  die  yerste  kijnder  dan  oer  erfnis  hebbeji  van  der 
yrsien  doden,  ^oe  :^oelen  f  1;  inbrenghen  alsulc  ghoii  alse  ^ij  ghewonnen  heb- 
ben ;  mer  en  willen  s{ij  niet  inbrenghen ,  ^oe  en  ^oelen  ^ij  des  yrsien  doden 
ghoii  niet  beeren,  mer  alsulc  ghoit,  alse  die  leste  dode  öfter  ghelaten  hevet, 
daer  moeghen  ^ij  oer  kyndes  deel  af  beeren  ghelijc  den  lesten  kynderen.  Der 
Fall  liegt  desshalb  nicht  ganz  klar,  weil  das  onversceyden  zwar  darauf  hin- 
zuweisen scheint,  dass  bei  der  Wiederverheirathung  nicht  blos  keine  Ab- 
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theilung,  sondern  auch  keine  Ausweisung  erfolgt  ist,  während  die  letztere 
sich  doch  wieder  daraus  zu  ergeben  scheint,  dass  der  Theil  des  Erstverstor* 
beaen  als  später  noch  genügend  nachweisbar  behandelt  wird. 

Jedenfalls  zeigt  der  Umstand,  dass  nun  den  Vorkindern^eine  Wahl  an- 
heimgestellt wird,  dass  eine  feste  Regel  kaum  bestand.  Man  scheint  davon 
ausgegangen  zu  sein,  dass  sich  bei  jeder  der  beiden  vorgesehenen  Behand- 
lungsweisen  ein  Nachtheil  für  die  Vorkinder  ergeben  konnte,  dass  das  aber 
seine  Ausgleichung  dadurch  fand,  dass  es  ihnen  zustand,  sich  für  die  ihnen 
nach  der  Lage  des  Einzelfalls  günstigere  zu  entscheiden.  Sie  konnten  den 
ihnen  nach  den  Erstverstorbenen  zukommenden  Betrag  Va  AB  +  V2  ^^> 
der  ihnen  bei  der  Wiederverheirathung  ausgewiesen  war  oder  auszuweisen 
gewesen  wäre,  vorausnehmen.  Aber  alles  andere  in  die  zweite  Ehe  einge- 
brachte, wie  das  während  derselben  von  allen  Gemeinern ,  also  auch  den 
Vorkindern,  gewonnene  Gut  wurde  einfach  als  zu  hälftendes  Gut  der  zweiten 
Ehe  BC  behandelt,  so  dass  Vorkinder  und  Nachkinder  sich  in  die  eine 
Hälfte  als  Erben  von  B  zu  theilen  hatten.  Danach  wären  also  die  kaum  ge- 
nauer zu  bemessenden  Vorzugsrechte,  welche  nach  der  frühem  Ausführung 
denVorkindem  am  Gewinngute  desshalb  hätten  zustehen  sollen,  weil  jener 
ihaen  gebührende  Betrag  in  der  Gemeinschaft  verblieb,  einfach  unberück- 
sichtigt geblieben. 

Man  scheint  nun  aber  beachtet  zu  haben,  dass  das  insbesondere  dann 
zu  einer  grossen  Benachtheiligung  der  Vorkinder  führen  konnte,  wenn  ihr 
Erbgut  nach  dem  Erstverstorbenen  gering,  ihr  eigenes  Gewinngut  aber  be- 
deutend war.  Man  stellte  ihnen  daher  anheim,  ihr  persönliches  Gewinngut 
trotz  der  Gemeinschaft  zu  behalten,  dafür  aber  auf  ihr  Erbe  nach  dem  Vor- 
verstorbenen zu  verzichten  und  sich  nur  in  die  jetzt  auf  dem  Längstleben- 
den entfallende  Hälfte  des  gesammten  vorhandenen  Guts  der  zweiten  Ehe 
mit  den  Nachkindern  zu  theilen.  Jede  Anpassung  an  die  für  die  Behand- 
lung einer  ersten  Ehe  geltenden  Gesichtspunkte  war  da  aufgegeben.  Musste 
eine  mehr  oder  weniger  willkürliche  Behandlung  Platz  greifen,  so  milderte 
man  das  im  Interesse  der  Vorkinder  durch  die  ihnen  anheimgestellte  Wahl 

731.  Besonders  beachtenswerth  erscheint  mir  aber  eine  Angabe,  die  in 
der  zweiten  Redaaion  des  Stadtrechts  von  Zwolle  dem  S  2 1 3  zugefügt  ist, 
welcher  bei  der  Wiederverheirathung  schlechtweg  Auseinandersetzung 
binnen  Jahresfrist  fordert.  Sie  ergibt  einen  Beleg  für  das  Vorgehen  bei  Ein- 
haltung, wie  bei  Nichteinhaltung  der  Regel.  Und  musste  bei  der  Nichtein- 
haltung irgendwelche  Willkür  eingreifen,  so  ergibt  sich,  dass  man  wenigstens 
möglichste  Annäherung  an  die  vorgeschriebene  Art  der  Thei- 
lung  erstrebte,  wie  sie  schon  bei  der  Wiederverheirathung  hätte  erfolgen 
sollen  und  nur  da  mit  Genauigkeit  durchzuführen  gewesen  wäre.  Esheisst: 
Enich  man,  die  een  wijf  neemty  die  een  kynt  voer  hevet,  ende  daer  ii.  kyn- 
der  ofmeer  na  bij  winnei,  ende  dan  dat  wijf  stervei,  :(pe  ervet  :^ij  al  oer 
ghoit  op  oer  iii.  kynder,  of  s^ij  der  niet  meer  en  heefl;  :{oe  comen  des  ijrsten 
kyndes  vriende  ende  boeren  een  ^estendeel  van  alle  dien  ghoede,  dat  daer  is, 
toi  des  iirsten  kyndes  behoef;  ende  blivet  die  man  dan  bittende  qf  dat  wijf. 
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781]  mit  ^inen  drien  ^estendele  ende  mit  {ijnre  kynder  ii,  ^estendeel  in  sam- 
winninghen,  ende  en  bewiset  i^inen  kynderen  dat  oer  niet,  stervet  dan  dai 
ene  kynd,  ende  neempt  die  vader  een  ander  wijf,  ende  dan  die  vader  stervet: 
^oe  wisen  die^epen,  want  die  vader  ofle  die  moeder  mit  oeren  kynderen 
bittende  bliven  onversceyden  y  ^oe  sal  na  der  iirsten  sceydinghe,  die  voer 
ghesciet  is,  dat  kynd,  want  ^elver  gheen  ghoit  ghewonnen  en  hevei,  hebben 
te  voeren  van  lijns  vader  of  moeder  erfnis  een  ^{jestendeel  van  den  erve  ende 
een  virendeel  van  den  reden  ghoide ,  ende  ^al  voert  tot  gheliker  sceydinghe 
ghaen  van  dem  ghoide,  dat  hem  na  aen  bestorven  is  van  ^inen  vader  ofvan 
^ijnre  moeder. 

j^  ß  CD  Es  ist  sichtlich  vorausgesetzt  dass  bei  der  Wieder- 
-0-      *      ^      Q  verheirathung  von  B  der  Regel  entsprechend  dem  Vor- 

^^X^^^y^     ^  kinde  E  als  Erben  ihres  verstorbenen  ersten  Mannes  A 
ö     ^     D  das  halbe  Gut  AB  herausgegeben  war.    Stirbt  nun  die 

E     F     G  Mutter  B,  so  ist  ihr  Nachlass  die  Hälfte  des  Eheguts 

BCy  so  dass  auf  jedes  ihrer  drei  Kinder -ff,  F,  G  ein  Sechstel  desselben  ent- 
fallt. Dieses  Sechstel  wird  an  E  herausgegeben,  während  F  und  G  mit  dem 
Vater  C  in  Gemeinschaft  bleiben.  Nachdem  F  gestorben ,  nimmt  C  ohne 
vorschriftsmässig  mit  G  abgetheilt  zu  haben,  eine  andere  Frau  D  und  stirbt 
dann,  so  dass  es  sich  fragt,  wie  nun  zwischen  G  und  D  zu  theilen  ist.  Wäre 
an  G  das  ihm  aus  dem  Nachlasse  der  Mutter  B  zukommende  Sechstel  des 
Eheguts  BC  bei  der  Wiedervcrheirathung  von  C  herausgegeben,  so  würde 
er  einfach  mit  der  Stiefmutter  D  das  Ehegut  CD  gehälftet  haben.  Statt 
dessen  wird  nun  zweifellos  mit  Rücksicht  darauf,  dass  das  ihm  zukommende 
Sechstel  des  Mutterguts  unausgeschieden  vom  Vater  in  die  zweite  Ehe  mit- 
genommen war,  bestimmt,  dass  G  ein  Sechstel  der  Liegenschaften  und  ein 
Viertel  der  Fahrniss  vorausnimmt.  Greift  da,  wie  Fockema  Andreae,  Vol- 
lenh.  I,  190,  Bijdr.  2,  166,  bei  Besprechung  des  Falles  meint,  Willkür  ein, 
so  war  diese  bis  zu  einem  gewissen  Grade  überhaupt  nicht  mehr  zu  ver- 
meiden. Aber  man  sieht  doch,  dass  die  Schöffen  bemüht  waren,  die  Aus- 
einandersetzung möglichst  so  zu  regeln,  wie  sie  zu  regeln  gewesen  wäre, 
wenn  gemäss  der  Vorschrift  bei  der  Wiederverheirathung  von  C  der  damals 
auf  G  entfallende  Theil  des  Gemeingutes  genau  ermittelt  worden  wäre.  Ist 
das  Auseinanderhalten  von  Liegenschaften  und  Fahrniss  bei  Erbtheilungen 
dem  Aasdomsrechte  im  allgemeinen  fremd,  so  lässt  sich  dem  entsprechend 
die  Entscheidung  auch  dahin  formuliren ,  dass  G  ein  Sechstel  des  ganzen 
Vermögens,  Liegenschaft  und  Fahrniss ,  und  ausserdem  ein  Zwölftel  der 
Fahrniss  als  Voraus  erhielt,  und  dann  den  Rest  als  Erbe  nach  C  mit  der 
Stiefmutter  D  zu  hälften  hatte. 

Nun  stützt  sich  die  Zuerkennung  eines  Sechstel  des  gesammten  Ver- 
mögens zweifellos  auf  die  Erwägung,  dass  G  noch  ein  Sechstel  des  beim 
Bruche  der  Ehe  BC  vorhandenen  Vermögens,  aber  auch  den  auf  dieses 
Sechstel  bis  zur  Wiederverheirathung  entfallenen  Gewinn  zu  beanspruchen 
hatte.  Hätte  sich  nun  aber  im  gegebenen  Falle  der  Bestandtheil  BC  wenig- 
stens dann  bestimmen  lassen ,  wenn  noch  festzustellen  war,  was  ftllher  an 
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E  als  Sechstel  desselben  herausgegeben  war,  so  war  der  mit  dem  Gut  CD 
verschmolzene  Bestandtheil  bc  jedenfalls  nicht  mehr  bestimmbar.  Die  Will- 
kür, zu  der  sich  die  Schöffen  genöthigt  sahen,  lag  *also  lediglich  darin,  dass 
sie  dem  G  stan  des  ihm  zukommenden,  aber  nicht  mehr  genau  zu  ermit- 
telnden Sechstels  von  BC'\-bc  ein  Sechstel  des  Gutes  der  letzten  Ehe 
CZ> 4" ^^  zusprachen.  Man  ist  da,  wie  wir  das  ebenso  in  dem  zuerst  er- 
wähnten Falle  einfacher  Drittelung  anzunehmen  haben ,  sichtlich  von  der 
Unterstellung  ausgegangen,  dass  das  Gut  der  verschiedenen  Ehen  durch- 
schnittlich gleichen  Betrages  gewesen  sei. 

Nicht  so  unmittelbar  ergibt  sich,  auf  welche  Erwägung  hin  nun  G 
aberdies  noch  ein  Zwölftel  der  Fahrniss  als  Voraus  zugesprochen  wird. 
Schon  die  sonst  nicht  übliche  Scheidung  von  Liegenschaft  und  Fahrniss 
deutet  darauf  hin,  dass  es  sich  da  um  eine  willkürlichere,  zunächst  nur 
durch  die  besondere  Lage  des  Einzelfalls  bestimmte  Entscheidung  handelt. 
Wird  betont,  dass  das  Kind  selbst  noch  kein  Gut  gewonnen  hat,  ist  damit 
angedeutet,  dass  in  diesem  Falle  die  Entscheidung  eine  andere  gewesen  sein 
würde,  war  andererseits  das  Sechstel  des  ganzen  Guts  etwas  Feststehendes, 
das  dem  Kinde  von  der  angenommenen  Gleichstellung  des  Gutes  beider 
Ehen  aus  schon  bei  Beginn  der  Ehe  CD  zustand ,  so  kann  jenes  Zwölftel 
sich  wohl  nur  darauf  beziehen,  dass  dem  Kinde  auch  an  cd,  an  dem  wäh- 
rend der  Ehe  gemachten  Gewinn ,  ein  Voraus  zugestanden  werden  sollte. 
Ein  solcher  aber  konnte  sich  entsprechend  unsern  frühern  Ausführungen 
auch  dann,  wenn  die  Thätigkeit  des  noch  unerwachsenen  Kindes  noch  nicht 
zur  Mehrung  des  Vermögens  beitrug,  dadurch  rechtfertigen,  dass  der  Ge- 
winn cd  nicht  blos  auf  Grundlage  des  Gutes  CD^  sondern  auch  des  in  den 
Händen  des  Vaters  verbliebenen,  aber  dem  Kinde  zugehörenden  Ve  BC  ge- 
macht war.  Fehlte  da  jede  Grundlage  für  genauere  Ermitdung,  so  war  es 
zweifellos  unvermeidbare  Willkür,  wenn  die  Schöffen  dem  durch  Zuwei- 
sung eines  Zwölftels  der  Fahrniss  zu  genügen  glaubten.  Aber  es  war  nicht 
Willkür,  wenn  sie  dem  Kinde  überhaupt  über  das  Sechstel  des  ganzen  Guts 
hinaus  noch  einen  weitern  Vonheil  zuerkannten. 

Der  Fall  scheint  mir  durchaus  zu  erweisen,  dass  man  allerdings  be- 
achtete, was  den  Vorkindern  entsprechend  unserer  frühern,  auf  die  Voraus- 
setzung des  Massgebens  der  Behandlung  der  Kinder  einer  einzigen  Ehe  be- 
ruhenden allgemeinen  Erwägung  beim  Bruch  der  zweiten  Ehe  hätte  zu- 
kommen müssen.  Er  zeigt  aber  andererseits  ebenso  bestimmt,  dass  man  in 
Rechten  mit  Beerbung  jedes  Elterntheils  durch  dessen  Kinder  und  mit  voller 
Gütergemeinschaft  eine  dem  genau  entsprechende  Auftheilung  erst  beim 
Bruche  der  spätem  Ehe  überhaupt  nicht  mehr  durchführen  konnte ,  dass 
man  desshalb  Abtheilung  bei  jeder  Wiederverheirathung  fordern  musste; 
dass  man  aber,  wenn  solche  trotzdem  unterblieben  war,  sich  mit  einer  mehr 
oder  weniger  willkürlichen  Auftheilung  begnügen  musste,  wenn  man  da- 
bei auch  sichtlich  möglichste  Annäherung  an  das,  was  den  Vorkindern 
streng  genommen  hatte  zukommen  sollen,  erstrebte. 

Scheint  sich  da  aber  eine  feste  Regel  nicht  entwickelt  zu  haben ,  wie 
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731]  eine  solche  doch  insbesoadere  dann,  wenn  man  sich  erst  mit  der  Zeit 
auf  die  Nothwendigkeit  der  Forderung  vorheriger  Auseinandersetzung  bei 
der  Wiederverheirathung  hingewiesen  sah,  ursprünglich  nicht  gefehlt  haben 
wird ,  so  dürfte  das  doch  für  unsere  Annahme  sprechen,  dass  man  ur- 
sprünglich einfach  so  drittelte,  wie  das  auch  in  andern  Rechten  bei  fortge- 
setzter Gemeinschaft  der  Fall  war,  aber  bei  voller  ehelicher  Gemeinschaft 
hier  zu  Unbilligkeiten  führte,  denen  man  dann  bald  in  dieser,  bald  in  jener 
Weise  zu  begegnen  suchte. 

732.  Der  letztbesprochene  Fall  ist  nun  aber  auch  desshalb  beachtens- 
wenh,  weil  er  einen  bestimmten  Beleg  für  dieBeerbungnichtabge- 
theilter  Kinder  durch  den  überlebenden  Elterntheil  bietet 
Im  allgemeinen  gilt  im  Aasdomsrechte  volles  Elternrecht;  vgl.  S  702.  Ins- 
besondere auch  dann,  wenn  die  Kinder  auf  ihre  Hälfte  abgetheilt  waren. 
So  wird  zu  Utrecht  in  der  Ordinantie  von  1 532  c.  1 5  S  18  gesagt,  dass  nach 
dem  Bruche  der  Ehe  der  Längstlebende  mit  den  Kindern  zu  hälften  hat; 
dass,  wenn  dann  aber  eines  dieser  Kinder  später  stirbt,  es  auf  den  Längst- 
lebenden und  nicht  auf  seine  Geschwister  vererbt.  Dass  es  einen  Unter- 
schied begründe,  ob  dann  auch  die  Kinder  unter  sich  getheik  hatten  oder 
in  Gemeinschaft  verblieben,  wird,  so  weit  ich  sehe,  nirgends  betont;  auch 
im  letztern  Falle  scheint  dann  trotz  der  S  653  betonten  Schwierigkeiten  der 
Kopftheil  des  verstorbenen  Kindes  für  den  Längstlebenden  ausgeschieden 
zu  sein. 

Jener  Fall  aus  Zwolle  scheint  nun  aber  zu  ergeben,  dass  auch  unab- 
getheilte  und  unausgewiesene  Kinder  bezüglich  des  Kopftheils,  den  sie 
hätten  beanspruchen  können,  von  Ueberlebenden  beerbt  wurden,  derselbe 
dem  Theilbetrage  zuwuchs,  den  derselbe  in  der  Gemeinschaft  beanspruchen 
konnte.  Nach  dem  Tode  von  B  gehöne  F  und  G  je  ein  Sechstel  von  jBC, 
das  ihnen  aber  vom  Vater  nicht  angewiesen  wurde,  der  seine  eigenen  drei 
Sechstel  und  die  zwei  Sechstel  seiner  Kinder  aufGesammtgewinn  in  seiner 
Hand  behielt.  F  starb  dann  vor  der  zweiten  Verheirathung.  Wäre  nun  F 
von  seinem  Bruder  G  beerbt,  so  hätten  diesem  nach  dem  für  die  spätere 
Auftheilung  zweifellos  massgebenden  Gesichtspunkte  zwei  Sechstel  oder  ein 
Drittel  als  Voraus  gebührt.  Erhält  er  nur  ein  Sechstel,  so  ergibt  das  sicher, 
dass  das  Sechstel  des  Kindes  i<*  als  auf  den  Vater  C  vererbt,  dann  mit  dessen 
übrigen  Gut  in  die  Ehe  CD  eingebracht  und  in  deren  zu  hälftenden  Gute 
aufgegangen  betrachtet  wurde,  also  auch  bei  der  Auftheilung  zwischen  F 
und  D  nicht  besonders  zu  berücksichtigen  war. 

Dasselbe  aber  ergibt  sich  doch ,  wenn  es  in  der  Instruaie  vom  alten 
Aasdomsrecht  S  4,  v.  d.  Vorm  125,  von  dem  Falle,  dass  Eheleute  eine 
grössere  Zahl  von  Kindern  haben  und  dann  nach  Bruch  der  Ehe  eines  oder 
mehrere  von  den  Kindern  starben,  heisst:  ;fo  sterven  degoederen  van  deiche 
hinderen  op  de  langstlevende  man  of  vrouw,  en  niet  op  de  anderen  Hinderen, 
V  ^  dan  of  de  hinderen  al  uitgehocht  en  afgedeeld  :(yn  ofte  niet ;  nur  dann 
sollen  die  Kinder  aufeinander  vererben,  wenn  das  beim  Uitkoop,  bei  der 
Abschichtung,  ausdrücklich  bedungen  ist.   Da  ist  ausdrücklich  darauf  hin- 
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gewiesen,  dass  es  für  das  Erbrecht  des  Ueberlebenden  keinen  Unterschied 
begründete,  ob  die  Kinder  bereits  abgetheilt  waren  oder  nicht. 

Danach  würde  ako,  wenn  etwa  ein  Vater  mit  zwei  Kindern  überlebt, 
nach  dem  Tode  eines  der  Kinder  der  Antheil  des  Vaters  in  der  Gemein- 
schaft drei  Viertel  statt  der  Hfilfte  betragen  haben.  Aber  allerdings  scheint 
da  die  AuiFassung  nicht  überall  dieselbe  gewesen  zu  sein.  Wir  erwähnten 
bereits  S  722  die  abweichende  Bestimmung  des  altern  Rechts  von  Utrecht, 
wonach  auch  dann,  wenn  Kinder  inzwischen  gestorben  sind,  dem  Ueber- 
lebenden nur  die  Hälfte  des  Gemeinguts  zukommt.  Wir  wiesen  aber  zu- 
gleich daraufhin,  wie  das  keineswegs  aufdie  AuiFassung  zurückgehen  muss, 
dass  unabgetheilte  Kinder  nicht  vom  überlebenden  Elterntheil,  sondern  von 
Geschwistern  beerbt  wurden;  dass  es  sich  vielmehr  daraus  erklan,  dass  zu 
Utrecht  alles  von  einem  der  Gemeiner  Ererbte  dem  schliesslich  zu  hälften- 
den  Gemeingut  zuwächst.  Das  volle  Elternrecht  erscheint  in  beiden  Fällen 
gewahrt;  nur  bezüglich  der  Frage,  ob  das  während  der  Gemeinschaft  Er- 
erbte Sondergut  bleibt  oder  in  die  Gemeinschaft  fällt,  scheint  sich  eine  ver- 
schiedene Auffassung  geltend  gemacht  zu  haben. 

Erst  in  einer  spätem  Quelle  ist  mir  eine  mit  dem  vollen  Elternrecht 
nicht  vereinbare  Angabe  aufgefallen.  Zu  Hasselt  wird  1603,  Overyss.  St. 
R.  4, 103,  bestimmt,  dass,  wenn  eines  der  bei  der  Wiederverheirathung  auf 
die  Hälfte  ausgewiesenen  Kinder  minderjährig  stirbt,  dasselbe  auf  die  an- 
dern Kinder  vererben  und  erst  dann,  wenn  alle  gestorben,  das  Gut  auf  den 
überlebenden  Eltemtheil  devolviren  soll.  Grossjährige  Kinder,  die  ihren 
Antheil  erhalten,  werden  zweifellos  auch  weiter  nach  Elternrecht  beerbt; 
es  handelt  sich  sichtlich  um  Kinder,  denen  ihre  Hälfte  ausgewiesen  wurde, 
die  aber  schon  wegen  ihrer  Minderjährigkeit  mit  dem  Ueberlebenden  in 
Gemeinschaft  verblieben  waren.  Die  Bestimmung  macht  doch  den  Eindruck 
einer  Neuerung;  hielt  man  es  für  nöthig,  ausdrücklich  festzustellen,  dass 
die  Kopftheile  vorverstorbener  Kinder  während  der  Gemeinschaft  in  der 
Kinderhälfte  verbleiben,  nicht  der  Hälfte  des  Ueberlebenden  zuwachsen 
sollten,  so  dürfte  das  doch  zugleich  andeuten,  dass  das  früher  nicht  so  ge- 
halten war. 

733.  Glaube  ich  annehmen  zu  sollen,  dass  auch  in  der  Gemeinschaft 
sterbende  Kinder  von  dem  Ueberlebenden  und  nicht  von  den  Geschwistern 
beerbt  wurden  und  dass  das  nur  in  solchen  Rechten,  in  welchen  auch  später 
voiu  Ueberlebenden  Ererbtes  zu  Gemeingut  wurde,  ohne  Einfluss  auf  dieThei- 
lung  blieb,  so  wird  das  beachtenswenh,  weil  sich  damit  im  Aasdomsrechte 
Regelung  nach  dem  Gesichtspunkte  des  Miteigenthums  im 
Gegensatze  zum  Gesammteigenthum  ergibt  und  sich  die  von  den 
Ver£angenschaftsrechten  ganz  verschiedene  GesammtauSiassung  dieser  Ver- 
hältnisse deutlich  kennzeichnet.  In  den  letztem  blieb  nach  unserer  Annahme 
S  627  das  Ehegut  Gesammtgut  des  Ueberlebenden  und  der  Kinder  der  Ehe, 
an  dem  bestimmte  Theilrechte  während  der  Dauer  der  Gemeinschaft  über- 
haupt nicht  bestanden,  sich  solche  erst  ergaben,  wenn  nach  Auflösung  der 
Gemeinschaft  durch  den  Tod  des  Ueberlebenden  das  Gut  jeder  Ehe  unter 
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7S3]  die  Kinder  derselben  zu  theilen  war.  Dann  konnte  von  Beerbung  eines 
Kindes,  sei  es  durch  den  Ueberlebenden,  sei  es  durch  die  Geschwister  be- 
züglich jenes  Eheguts  überhaupt  nicht  die  Rede  sein;  vgl  S  632.  Nur  ganz 
vereinzelt  scheint  da  eine  andere  Auffassung  eingegriffen  zu  haben;  wiesen 
wir  schon  S  632  auf  das  Recht  von  Namur  hin,  so  ergibt  sich  Aehnliches 
im  ostfränkischen  Gebiete  für  Köln;  vgl.  Schröder  Gütern  2^  85.  188. 

Dagegen  liegt  den  Bestimmungen  des  Aasdomsrechts  sichtlich  überall 
nicht  die  Auffassung  eines  Gesammtgutes,  sondern  ungetheiltenMit- 
eigenthumsmitvonvorn  her  ei  nfeststehendenTheil  rechten 
aUer  einzelnen  Gemeiner  zu  Grunde.  Wie  schon  während  der  Ehe  das  ge- 
sammte  vorhandene  Gut  je  zur  Hälfte  als  Eigen  der  beiden  Eheleute  be- 
trachtet wurde,  vgl.  S  71 1,  so  wurde  durch  den  Tod  des  einen  seine  Hälfte 
zu  Eigenthum  der  Kinder  der  Ehe.  Und  auch  diesen  stand  ihre  Hälfte  nicht 
zu  gesammter  Hand,  sondern  zu  Kopftheilen  zu ,  so  dass,  wenn  drei  Kin- 
der da  waren,  jedes  derselben  ein  Sechstel  des  vorhandenen  Guts  bean- 
spruchen konnte.  Während  der  fortgesetzten  Gemeinschaft  konnte  der 
Gesammtbetrag  des  Gutes  sich  mehren  oder  auch  mindern,  während  in  den 
Verfangenschaftsrechten  der  Betrag  des  in  Zucht  des  Ueberlebenden  stehen- 
den und  den  Kindern  verfangenen  Ehegutes  eine  unveränderliche  Grösse 
sein  sollte.  War  aber  auch  der  Gesammtbetrag  hier  ein  veränderlicher,  so 
blieb  der  Theilungsmassstab  immer  derselbe.  Wann  immer  auch  die  Aus- 
einandersetzung erfolgte,  so  war  sie  nach  dem  Gesichtspunkte  vorzunehmen, 
dass  auf  den  Ueberlebenden  die  Hälfte,  auf  jedes  der  beim  Bruche  der  Ehe 
vorhanden  gewesenen  Kinder  ein  Sechstel  entfiel. 

Stirbt  nun  eines  dieser  Kinder  vor  dem  Ueberlebenden,  so  liegt  in  den 
Verfangenschaftsrechten  ein  Erbfall  überhaupt  nicht  vor,  vgl.  S632,  da  die 
Ansprüche  des  Verstorbenen  sich  wie  die  aller  andern  Gesammthänder 
nicht  auf  einen  bestimmten  Theilbetrag,  sondern  auf  das  Ganze  beziehen. 
Hier  stand  ihm  bestimmt  ein  Drinel  der  auf  die  Kinder  entfaUenden  Hälfte 
oder  ein  Sechstel  des  Ganzen  als  Miteigenthümer  zu.  Damit  konnte  dieser 
feste  Theilbetrag  trotz  der  Fortdauer  der  Gemeinschaft  vererbt  werden.  In 
erster  Reihe  auf  die  Kinder  des  Verstorbenen  trotz  des  hier  fehlenden  Ein- 
trittsrechts der  Enkel ;  vgl.  S  700.  Wäre  der  Vater  dieser  vor  dem  Bruche 
der  Ehe  der  Grosseltem  gestorben,  als  ihm  noch  kein  fester  Anspruch  auf 
einen  bestimmten  Theilbetrag  des  Vermögens  dieser  zustand,  so  waren  die 
Enkel  allerdings  durch  ihre  Elterngeschwister  ausgeschlossen.  Hatte  aber 
ihr  Vater  mit  dem  Bruche  der  Ehe  einen  bestimmten  Theilbetrag  an  der 
Hälfte  des  Gesammtgutes  ererbt,  so  vererbte  er  diesen  auf  seine  Kinder,  er 
war  bei  einer  Auseinandersetzung  für  diese  auszuscheiden.  Ebenso  stand 
aber,  wenn  der  Kinderlose  nicht  von  den  Geschwistern,  sondern  von  dem 
überlebenden  Elterntheil  beerbt  werden  sollte,  nichts  im  Wege,  das  trotz 
Fortdauer  der  Gemeinschaft  dadurch  durchzuführen,  dass  man  den  Ueber- 
lebenden nun  als  mit  vier  Sechsteln,  statt  der  bisherigen  drei,  an  der  Ge- 
meinschaft betheiligt  betrachtete^  während  die  Antheile  der  Geschwister  un- 
veränden  blieben. 
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Es  mag  ja  schwer  sein,  ia  allen  Einzeifälleo  eine  feste  Gränze  zu  ziehen 
und  festzustellen,  ob  solche  Verhaltnisse  in  diesem  oder  jenem  Recht  nach 
dem  Gesichtspunkte  der  gesammtenHand  oder  des  Miteigenthums  geordnet 
sind.  Die  Regelung  solcher  Verhältnisse  erfolgte  ja  nicht  auf  Grundlage 
bereits  feststehender  Begriffe,  sondern  nach  Massgabe  dessen,  was  man  im 
Einzelrechte  unter  Einfluss  der  sonstigen  Gestaltung  desselben  für  dem 
Bedurfnisse  entsprechend  und  billig  hielt;  und  dabei  konnte  man  sehr  wohl 
auf  zusammenhängende  Bestimmungen  gelangen,  von  denen  die  einen  mehr 
dem  Gesammteigenthume,  die  andern  mehr  dem  Miteigenthum  entsprachen^ 
wie  sie  die  spätere  Doctrin  auf  Grund  der  Zusammenfassung  der  Einzel- 
thatsachen  glaubte  formulieren  zu  sollen.  Aber  der  da  eingreifende  Unter- 
schied der  Auffassung  ist  im  wesentlichen  zweifellos  schon  in  sehr  früher 
Zeit  in  den  germanischen  Rechten  in  verschiedenster  Weise  zum  Ausdrucke 
gelangt  In  den  uns  beschäftigenden  Verhältnissen  macht  er  sich  kaum  ir- 
gendwo schärfer  geltend,  als  in  der  ganz  verschiedenen  Art  und  Weise,  wie 
einerseits  im  Aasdomsrechte,  andererseits  in  den  Verfangenschaftsrechten 
die  nach  dem  Bruch  der  Ehe  zwischen  dem  Ueberlebenden  und  den  Kin- 
dern fortgesetzte  Gemeinschaft  geregelt  erscheint.  Weist  da  in  den  letztern, 
wie  S  627  vorläufig  angedeutet  und  später  noch  näher  zu  begründen  sein 
wird,  Alles  auf  die  gesammte  Hand,  so  ergeben  sich  umgekehrt  im  Aas- 
domsrechte während,  wie  nach  der  Ehe  immer  feste  Theilbeträge  der  Ge- 
meiner am  Gemeingute. 

Macht  sieht  später  sehr  allgemein  das  Streben  geltend ,  auch  das  Ge- 
sammteigenthum  nach  Massgabe  der  römischen  Communio  pro  indiviso  zu 
beurtheilen,  sind  wir  für  das  Aasdomsrecht  nur  auf  Quellen  des  spätem 
Mittelalters  angewiesen,  so  könnte  das  allerdings  die  Annahme  nahe  legen, 
es  sei  hier  erst  nachträglich  die  gesammte  Hand  durch  Uebergang  zu  den 
festen  Theilbeträgen  der  Miteigenthümer  verdrängt.  Es  dürfte  daher  ange- 
messen sein,  sogleich  auf  den  Umstand  hinzuweisen,  der  das  hier  zweifel- 
los ausschliesst  Wir  werden  nachzuweisen  suchen,  dass  das  wälschflan- 
drische  Recht  dem  Aasdomsrechte  so  genau  entspricht,  dass  ein  Zurück- 
gehen auf  gemeinsame,  nur  diese  beiden  Rechte  näher  verbindende  Grund- 
lage gar  nicht  zu  bezweifeln  ist  Nun  werden  wir  in  Wälschfiandem  insbe- 
sondere auch  die  besprochenen  Verhälmisse  auf  Grundlage  des  Miteigen- 
thums ganz  in  derselben  Weise  geordnet  finden.  Die  bezüglichen  Bestim- 
mungen müssen  damit  bis  in  die  Zeit  zurückreichen,  in  der  beide  Rechte 
sich  verzweigten.  Und  diese  Zeit  kann  doch  zweifellos  nur  eine  sehr  weit 
zurückliegende  gewesen  sein. 

Aber  auch  andere  Erwägungen  weisen  daraufhin,  dass  im  allgemeinen 
die  Regelung  dieser  Verhältnisse  nach  dem  Gesichtspunkte  des  Miteigen- 
thums die  ursprünglichere  sein  musste.  So  lange  es  sich  um  die  zweifellos 
ursprünglichere  Grundlage  der  beiden  Eltemfamilien  handelte,  bei  welcher 
jeder  Eltemtheil  von  seinen  Kindern  zu  gleichen  Theilen  beerbt  wurde, 
mussten  sich  auch  bei  fortgesetzter  Gemeinschaft  für  Alles ,  was  während 
der  Ehe  Gemeingut  war  und  es  weiter  bleiben  sollte,  mochte  es  sich  nun 
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733]  um  volle  oder  beschränkte  Gemeinschaft  handeln,  auf  Grund  der  Be- 
erbung nur  des  einen  Elterntheils  durch  die  Kinder  feste  Theilbeträge  des 
Ueberlebenden,  wie  jedes  einzelnen  Kindes  ergeben.  Auf  ein  Eingreifen 
der  gesammten  Hand  konnte  da  doch  erst  die  zweifellos  einer  letzten  Ent- 
wicklungsstufe angehörende  Ehefamilie  fuhren,  indem  sie  von  jeder  Son- 
derbeerbung  des  einen  Elterntheils  durch  die  Kinder  derselben  absah,  das 
ganze  liegende  Ehegut  auch  nach  dem  Bruche  der  Ehe  als  einheitliches  Gut 
der  gesammten  erübrigenden  Glieder  der  Ehefamilie  betrachtete,  und  diese 
in  vermögensrechtlicher  Beziehung  gleichsam  als  eine  einzige  Person  fasste, 
bis  mit  dem  Tode  des  Ueberlebenden  die  vermögensrechtliche  Einheit  sich 
löste,  und  nun  erst  nach  der  Zahl  der  überlebenden  Kinder  zu  bestimmende 
Theilbeträge  zur  Geltung  gelangten. 

Wo  aber  in  diese  Verhältnisse  die  Ehefamilie  nicht  eingriflF,  da  wird 
doch  immer  zu  vermuthen  sein,  dass  sie  zunächst  nach  dem  Gesichtspunkte 
des  Miteigenthums  geregelt  waren.  Nur  so,  dass  auch  auf  Grundlage  der 
beiden  Elternfamilien  sich  Verhältnisse  ergeben  konnten,  welche  Regelung 
nach  dem  Gesichtspunkte  der  gesammten  Hand  nahe  legen  mussten.  So 
insbesondere  in  dem  S  653  besprochenen  Falle,  dass  die  Kinder  für  das, 
was  sie  von  einem  Elterntheil  ererbt  hatten,  nur  unter  sich  in  Gemeinschaft 
blieben.  Auch  da  zeigt  sich  der  Unterschied  von  den  Verfangenschafts- 
rechten,  welche,  so  lange  ein  Elterntheil  lebt,  den  Kindern  kein  Recht  auf 
einen  bestimmten  Theilbetrag  gewähren,  darin,  dass  nach  dem  Tode  des 
einen  Eltemtheils  jedes  Kind  seinen  Theilbetrag  hätte  fordern  können,  dass 
CS  ihr  oder  auch  ihrer  Vormünder  freier  Wille  war,  wenn  alle  oder  ein  Theil 
derselben  in  Gemeinschaft  blieben.  Wir  wiesen  aber  S  653  darauf  hin,  wie 
unbillig  es  gewesen  wäre,  wenn  man  auch  dann  den  Einzelnen  nur  Eigen- 
thum  an  denTheilbeträgen  zugeschrieben  hätte,  welches  insbesondere  auch 
auf  ausser  der  Gemeinschaft  stehende  Familienglieder,  auf  den  überleben- 
den Eltemtheil,  auf  abgetheilte  Geschwister  vererblich  gewesen  wäre.  Sollte 
das  vermieden  werden ,  so  musste  das  in  Gemeinschaft  Verbliebene  aller- 
dings als  Gesammtgut  behandelt  werden. 

Blieb  dem  Aasdomsrechte  in  diesen  Verhältnissen  die  gesammte  Hand 
fremd,  wird  bezüglich  des  Erbrechts  des  überlebenden  Elterntheils  und  der 
Geschwister  nicht  zwischen  abgetheilten  und  nichtabgetheilten  Kindern  un- 
terschieden, so  hat  das  wohl  insbesondere  darin  seinen  Grund ,  dass  hier 
Fondauer  der  Gemeinschaft  mit  dem  überlebenden  Elterntheil  gefordert  oder 
wenigstens  üblich  war  und  damit  die  Schwierigkeiten  entfielen,  welche  sich 
nach  S  653  ergeben  mussten,  wenn  ein  in  Gemeinschaft  nur  mit  den  Ge- 
schwistern verbliebenes  Kind  von  dem  ausser  der  Gemeinschaft  stehenden 
überlebenden  Elterntheil  beerbt  wurde. 

734.  Fassen  wir  nun  die  Gesammtgestaltung  der  Folge  ins 
Auge,  wie  sie  sich  aus  den  bisherigen  Erörterungen  ergibt,  so  ist  diese  eine 
möglichst  einfache  und  einheitliche.  Sie  ist  durchaus  nach  Linie  und  Grad 
geordnet  und  zwar  für  die  Gesammtsippe,  ohne  alle  Rücksicht  auf  die  bei- 
den Seiten,  ohne  Rücksicht  auf  den  engern  Verband  der  Familie,  ohne 
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Rücksicht  auf  die  verschiedenen  Bestandtheile  des  Nachlasses,  wenn  wir 
von  der  für  die  ursprüngliche  Gestaltung  zweifellos  nicht  zu  berücksich- 
tigenden Sonderbehandlung  des  Leihgutes  absehen.  Diese  Einfachheit  der 
Gestaltung  könnte  den  Gedanken  nahe  legen,  es  habe  sich  hier  überhaupt 
die  ursprünglichste  Gestaltung  germanischer  Folge  erhalten.  Davon  aber 
kann  nicht  wohl  die  Rede  sein,  falls  das  irgend  begründet  ist,  was  wir  S  685  ff. 
über  die  Entwicklung  der  germanischen  Folge  bemerkten.  Ein  Recht,  dessen 
Folge  nur  eine  Gesammtsippe  kennt,  wie  sie  sich  doch  erst  aut  Grundlage 
der  Ehe  ergeben  und  dann  zweifellos  erst  allmahlig  Einüuss  auf  die  erb- 
rechtlichen Verhältnisse  gewinnen  konnte,  kann  nicht  wohl  das  ursprüng- 
lichste sein.  Der  Versuch,  aus  ihm  aUe  andern  Gestaltungen  abzuleiten,  ins- 
besondere auch  die,  welche  nicht  blos  beide  Eltemfamilien,  sondern  beide 
an  diese  anschliessenden  Sippen  auseinanderhalten,  würde  auf  nicht  zu  be- 
seitigende Schwierigkeiten  stossen ,  ohne  dass  es  nöthig  sein  dürfte ,  das 
näher  zu  verfolgen.  Wir  sehen  uns  damit  auf  die  Frage  hingewiesen,  ob 
andere  Rechte  eine  Gestaltung  der  Folge  zeigen,  aus  der  sich  die  des  Aas- 
domsrechts durch  Weiterentwicklung  hätte  ergeben  können. 

In  dieser  Richtung  ergibt  sich  zunächst  völlige  Abweichung  der 
Folge  von  der  allerNachbarrechte.  Bezüglich  der  Rechte,  auf  deren 
Folge  ich  genauer  einzugehen  denke,  des  Schependomsrechts ,  des  Rechts 
der  Drenthe  und  anderer  friesischer,  dann  der  lothringischen  Verfangen- 
schafisrechte,  habe  ich  darauf  bei  Besprechung  der  Einzelnheiten  vorläufig  oft 
genug  hingewiesen  und  die  späteren  Einzeluntersuchungen  werden  das  be- 
stimmter bestätigen.  Nun  ist  freilich  nicht  zu  läugnen,  dass,  insbesondere 
bezüglich  der  Regelung  der  an  die  volle  Gemeinschaft  anknüpfenden  Ver- 
hfllmisse,  von  allen  Nachbarrechten  die  westfälischen  Rechte,  denen  sich 
das  von  Qeve,  vgl.  S  698,  näher  anschliesst,  die  grösste  Uebereinstimmung 
mit  dem  Aasdomsrechte  zeigen.  Um  so  beachtenswerther  ist  es ,  dass  sich 
gerade  bezüglich  der  Erbenfolge  keinerlei  nähere  Uebereinstimmung  ergibt. 

Ich  möchte  nun  aUerdingsaufdieErben  folge  der  westfälischen 
Rechte  nicht  näher  eingehen,  da  das  zu  einem  genaueren  Eingehen  auf 
die  Folge  des  sächsischen  Rechts  im  allgemeinen  nöthigen  würde,  als  ich 
das  vorläufig  beabsichtige  und  für  meine  Zwecke  nöthig  halte.  Für  die  uns 
beschäftigende  Frage  werden  einige  Bemerkungen  genügen.  Dass  die  Folge 
des  Aasdomsrechts  der  sächsischen  im  allgemeinen  nicht  entspricht,  ergibt 
schon  genugsam  ein  Hinweis  auf  die  bezüglichen  Bestimmungen  der  Lex 
Saxonum  und  des  Sachsenspiegels.  Nun  zeigen  allerdings  die  Rechte  West- 
falens manche  Abweichungen  von  dem  sonstigen  sächsischen  Recht;  es 
mag  genügen,  auf  die  dem  Aasdomsrechte  entsprechende  volle  Gleichstel- 
lung von  Tochter  und  Sohn  hinzuweisen.  So  wäre  es  immerhin  möglich, 
dass  hier  auch  sonst  die  Erbenfolge  mit  der  des  Aasdomsrecht  übereinge- 
stimmt habe.  Zur  Begründung,  dass  das  nicht  der  Fall  ist,  wird  es  genügen, 
die  Bestimmungen  des  Aasdomsrechts  ins  Auge  zu  fassen,  welche  für  dessen 
Folge  besonders  kennzeichnend  sind,  das  volle  Vorfahrenrecht  und  die  volle 
Gleichstellung  von  Halbgebun  und  Vollgeburt. 


Digitized  by 


Google 


78  XIII.  Aasdomsrecht. 

784]  Ist  das  volle  Vorfahrenrecht,  vgl.  Stobbe  Privatr.  5,  112,  den 
spätem  Rechten  des  östlichen  Sachsen  nicht  unbekannt,  so  wird  für  West- 
falen lediglich  hingewiesen  auf  Dortmund,  wo  es  in  den  jüngsten  Statuten 
44  S  10,  ed.  FrensdorfF  180,  allerdings  heisst :  Myn  aldermoder  ys  my  neger 
dan  myne  wase  eff  myn  halve  broder  eder  myn  vulbroder.  Aber  ich  möchte 
gar  nicht  bezweifeln,  dass  da  irgendwelcher  MissgrifF  eingreift,  und  bei  dem 
gleich  der  Mutterschwester  und  dem  Halbbruder  durch  die  Munermutter 
Ausgeschlossenen  an  das  Vollbruderkind  zu  denken  ist.  Auch  S  2  ist  aus- 
drücklich betont,  dass  die  Muttermutter  näher  ist,  als  der  Halbbruder.  Es 
ist  doch  kaum  denkbar,  wie  man  darauf  verfallen  sein  sollte,  nur  diesen  zu 
nennen  und  nicht  den  Vollbruder  oder  den  Bruder  schlechtweg,  wenn  wirk- 
lich auch  Vollgeschwister  durch  Grosseltem  ausgeschlossen  sein  sollten;  die 
ausdrückliche  Nennung  nur  des  Halbbruders  soll  doch  zweifellos  besagen, 
dass  nur  dieser,  nicht  auch  der  Vollbruder  ausgeschlossen  sein  solle.  Aehn- 
lieh  wird  in  der  Dortmund- Weseler  Unheilssammlung  S  22  betont,  dass 
der  Avus  vor  dem  Avunculus  erbe,  wie  das  doch  gar  nicht  in  Frage  kommen 
konnte,  wenn  der  Grossvater  sogar  vor  dem  Bruder  des  Erblassers  selbst  be- 
rufen werden  sollte. 

Und  weiter  wird  doch  zu  beachten  sein,  dass  sich  zu  Dortmund  nicht 
einmal  das  Elternrecht  in  vollem  Umfange  erhalten  hat.  Im  allgemeinen 
deuten  allerdings  die  Bestimmungen,  welche  ich  nicht  näher  verfolgen  will, 
darauf,  dass  Eltern  vor  Geschwistern  berufen  sind.  Aber  nicht  in  allen 
Fallen  trifft  das  zu.  In  den  jüngsten  Statuten  44  S  7  heisst  es  ausdrücklich: 
Eyn  unverdeelt  broder  nemet  erve  vor  der  afgedeelden  moder,  Abgetheilt 
ist  die  Mutter,  welche  nach  dem  Tode  des  Vaters  ihren  Kindern  die  Hälfte 
herausgegeben  hat.  Ihren  Geschwistern  gegenüber  aber  können  diese  Kin- 
der unabgetheilt  sein ,  wenn  sie  für  ihre  Hälfte  in  Gemeinschaft  bleiben. 
Sollen  sie  sich  dann  gegenseitig  unter  Ausschluss  der  Mutter  beerben,  so 
ergibt  sich  hier  ein  unmittelbarer  Beleg  für  das,  was  wir  S  653  über  den 
Einfluss  der  Gemeinschaft  unter  Geschwistern  auf  die  Abschwächung  des 
Elternrechts  bemerkten.  Aehnlich  wohl  in  andern  westfälischen  Städten. 
So  heisst  es  etwa  in  den  Statuten  von  Bochold  von  1481  S  4,  Schlüter  Westf. 
Prov.  R.  I,  571,  dass  abgeschichtete  Kinder,  wenn  sie  in  Gesammtgut 
bleiben,  aufeinander  vererben. 

Aber  man  ist  da  auch  weiter  zur  Beseitigung  des  Elternrechts  über- 
haupt gelangt.  In  der  Aufzeichnung  des  Stadtrechts  von  Münster  von  1326. 
Kamptz  Pr.  R.  2,  501,  heisst  es  S  59:  Quilibet puerorum  accipiet  heredita- 
iem  alterius  et  mairi  cedei  herediias  puerorum ;  die  Mutter  beerbt  also  erst 
ihr  letztes  Kind.  Dazu  stimmt,  wenn  nach  $  12  die  Gerade  der  kinderlosen 
Frau  in  erster  Reihe  an  ihre  Schwestern  fällt,  während  wir  $  709  in  einer 
entsprechenden  Bestimmung  aus  dem  Gebiete  des  Aasdomsrechts  vor  der 
Schwester  die  Mutter  genannt  fanden.  Auch  nach  Willküren  des  fünf- 
zehnten Jahrhunderts,  vgl.  Niesert  Münst.  Urk.  Samml.  3, 132,  waren  Kin- 
der und  Geschwister  die  nächsten  Erben.  Heisst  es  dann  in  der  Polizei- 
ordnung von  1592  c.  7  S  13,  Schlüter  Prov.  R.  i,  730,  dass  der  Ueber- 
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lebende  mit  Geschwistern  nach  Köpfen  zu  theilen  habe,  so  ist  das  nur  ein 
bestimmterer  Beleg  für  das  S  651  im  allgemeinen  und  $  703  für  das  Aas- 
domsrecht Bemerkte,  dass  man  gerade  bei  diesem  Verhältnisse  sich  später 
bereitwillig  der  vermittelnden  Bestimmung  des  justinianischen  Rechts  an- 
schloss.  Es  scheinen  denn  auch  nicht  alle  Städte  des  MUnsterlandes  dem 
gefolgt  zu  sein.  Zu  Warendorf,  vgl.  Schlüter  i,  544.  547.  552,  wird  noch 
bis  1805  mehrfach  ausgesprochen,  dass  Geschwister  sich  gegenseitig  unter 
Ausschluss  der  Eltern  beerben  und  nicht,  wie  zu  Münster,  mit  diesen  zu 
theilen  haben.  Sind  auch  zu  Lübeck  abweichend  von  den  sächsischen  Rechten 
Eltern  durch  Geschwister  ausgeschlossen,  so  wird  das  auf  westfälischen  Ein- 
fluss  zurückgehen. 

Kann  in  Westfalen  von  vollem  Vorfahrenrechte  nicht  die  Rede  sein, 
da  für  das  Grosselternrecht  jeder  Beleg  fehlen  dürfte  und  selbst  das  Eltern- 
recht wenigstens  abgeschwächt  erscheint,  so  fehlt  auch  jeder  Beleg  für  die 
das  Aasdomsrecht  besonders  kennzeichnende  volle  Gleichstellung  von  Halb- 
geschwistern  und  Vollgeschwistern.  Wird  wohl  betont,  dass  zunächst 
nur  Vollgeschwister  erben,  so  ist,  so  weit  ich  sehe,  vom  Erbrecht  der  Halb- 
geschwister wenig  die  Rede.  Aber  wenigstens  die  neuesten  Statuten  von 
Dortmund  44  S  i  ff.  ergeben  bestimmt,  dass  sie  nur  durch  Vollgeschwister 
und  nach  dem  früher  Bemerkten  durch  Grosseltern  ausgeschlossen  sind, 
dagegen  vor  Elterngeschwistern  undVollgeschwisterkindern  erben,  also,  wie 
in  manchen  andern  sächsischen  Rechten,  vgl.  $  665,  gleichsam  um  einen 
halben  Grad  zurücktreten.  Treffen  weiter  alle  Bestimmungen  nur  Halbge- 
schwister schlechtweg,  so  dass  der  Unterschied  der  Seiten  unbeachtet  bleibt, 
so  entspricht  das  nur  den  übrigen  sächsischen  Rechten. 

Es  gewinnt  das  aber  hier  dadurch  Bedeutung,  dass  sich  in  Westfalen 
abweichend  vom  sonstigen  sächsischen  Recht  Angaben  finden,  wonach  im 
weitern  Kreise  bei  Gleichheit  des  Grades  die  Seiten  auseinandergehalten 
werden  und  dann,  wie  das  bei  voller  ehelicher  Gemeinschaft  nicht  anders 
sein  konnte,  vgl.  S  644,  unter  ihnen  gehälftet  wird.  So  bestimmt  nach  jenen 
Statuten  von  Donmund  S  3  :  Des  vaders  broder  bort  so  velle  erves,  als  alle 
de  moder  suster  und  broder.  Das  würde  anders  ausgedrückt  sein,  wenn  es 
sich  um  Hälfiung  unter  die  Seiten  überhaupt,  nicht  blos  unter  Seitenver- 
wandte gleichen  Grades  handelte,  so  dass  unvollständige  Hälftung,  vergl. 
S  571,  vorliegt.  Damit  gewinnt  auch  die  Angabe  eines  Statuts  zu  Münster 
von  1373,  Niesert  Urk.  Samml.  3,  121,  Bedeutung:  W^air  erve  up  broders 
edder  susierkindere  offvoirder  an  gelike  sibbe  vorvellei,  dat  deletse  gelike^ 
also  dat  de  van  der  einen  sibbe  de  heiße  nemmet  und  de  van  der  andern 
sibbe  de  andere  heiße.  Die  Stelle  erscheint  auf  den  ersten  Blick  etwas  un- 
klar, weil  der  Ausdruck  Sippe  in  verschiedener  Bedeutung  verwandt  ist  und 
es  scheinen  könnte,  als  sollte  gesagt  sein,  dass  Nachkommen  der  Geschwi- 
ster nach  Stämmen  theilen  soUten.  Das  aber  ist  durch  die  ausdrückliche  Be- 
tonung der  beiden  Hälften  ausgeschlossen.  Kommt  das  Zeugniss  aus  Dort- 
mund hinzu,  so  kann  zweifellos  nur  gesagt  sein  sollen ,  dass ,  wenn  Ge- 
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734]  schwister  fehlen  und  nur  Kinder  von  Geschwistern  oder  entferntere 
Erben  da  sind,  bei  Gleichheit  des  Grades  zu  hälften  ist 

Damit  aber  gelangen  wir  auf  die  nach  dem  $618  Bemerkten  für  den 
Begriff  der  Gesammtfamilie  so  massgebende  Gestaltung,  wonach  nur  noch 
Halbgeschwister  als  Glieder  der  Gesammtfamilie  behandelt  erscheinen,  wah- 
rend  bei  allen  andern  Seitenverwandten  sich  der  Unterschied  der  beiden 
Elternsippen  wieder  geltend  macht.  Und  damit  gewinnen  auch  die  An- 
gaben des  Donmunder  Rechts  Bedeutung,  wonach  Grosseltern  vor  Halb- 
geschwistern, diese  aber  vor  den  Elterngeschwistern  und  Vollgeschwistcr- 
kindern  erben.  Das  deutet  doch  bestimmt  darauf  hin,  dass  auch  die  Gross  • 
eitern  noch  als  Glieder  der  Gesammtfamilie  gefasst  wurden ,  wie  sich  das 
auch  in  einigen  andern  Rechten  nach  S  673  zweifellos  herausstellt 

Dem  sachsischen  Recht  ist  jede  Berücksichtigung  der  beiden  Seiten 
im  weitern  Kreise  durch  Halftung  oder  Fallrechi  fremd.  Die  westfälische 
Gestaltung  könnte  Rest  einer  frühem  sächsischen  sein,  wonach  die  Nicht- 
berücksichtigung der  beiden  Seiten  sich  nur  erst  im  engern  Kreise  der  Ge- 
sammtfamilie entwickelt  hane ,  wahrend  sich  das  dann  erst  nachträglich, 
entsprechend  dem  S  68 1  Angenommenen,  zu  einer  Folge  auch  in  der  Ge- 
sammtsippe  lediglich  nach  der  Nähe  des  Grads  weiterentwickelte.  Aber 
eine  genauere  Prüfung  der  gesammten  sächsischen  Folge,  welche  ich  zu- 
nächst vermeiden  möchte,  dürfte  es  vielleicht  wahrscheinlicher  machen, 
dass  da  in  Westfalen  derEinfluss  eines  nichtsächsischen  Rechtes  nachwirkt, 
zumal  ja  jene  Gestaltung,  wonach  der  Folge  zunächst  der  engere  Kreis  einer 
auch  die  hohem  Vorfahren  umfassenden  Gesammtfamilie  zu  Gmnde  liegt, 
im  weitern  Kreise  sich  aber  wieder  der  Unterschied  beider  Sippen  geltend 
macht,  sich  ausserhalb  des  sächsischen  Rechtskreises  mehrfach  erhalten  bat 
Aber  dem  Aasdomsrechte  würde  auch  das  in  keiner  Weise  entsprechen. 

Weicht  danach  die  Erbenfolge  des  Aasdomsrechts  von  der  aller  Nach- 
barrechte, insbesondere  auch  der  in  anderer  Beziehung  nächstverwandten 
westfälischen,  durchaus  ab,  so  ergibt  sich  auch  leicht,  dass  diese  Abwei- 
chung sich  nicht  etwa  aus  Weiterentwicklung  von  der  Gestaltung  eines 
dieser  Nachbarrechte  aus  ergeben  haben  kann.  Denn  gerade  bei  dem,  was 
für  die  Folge  des  Aasdomsrechts  gegenüber  allen  Nachbarrechten  beson- 
ders kennzeichnend  ist,  ergibt  sich,  dass  dasselbe  da  nur  einer  ursprüng- 
licheren Entwicklungsstufe  entsprechen  kann. 

Handelt  es  sich  einmal  um  das  volle  Vorfahrenrecht,  welches  jeden 
Einfluss  des  engern  Bandes  der  Familie  auf  die  Folge  ausschliesst,  so  führte 
dasselbe  zu  so  mannichfachen  Unbilligkeiten,  dass  wir,  wieS  553  und  später 
oft  betont,  davon  ausgehen  dürfen,  dass  es  sich  wohl  als  althergebracht 
erhalten,  nicht  aber  erst  nachträglich  in  einem  Rechte,  in  dem  es  bereits  be- 
seitigt oder  abgeschwächt  war,  wieder  Platz  greifen  konnte.  Und  bei  dem 
einzigen  Punkte,  bei  dem  wir  $  703  innerhalb  des  Gebietes  des  Aasdoms- 
rechts eine  beachtenswerthe  Abweichung  von  der  sonst  einheitlichen  Folge 
anzunehmen  hatten,  handelte  es  sich  denn  auch  um  eine  zweifellos  erst 
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nachträgliche  Abschwächung  des  Vorfahrenrechts  durch  Vorfolge  der  Ge- 
schwister vor  den  Grossehern. 

Nicht  anders  aber ,  wenn  es  sich  weiter  insbesondere  um  die  Gleich- 
stellung von  Halbgeschwistem  und  Vollgeschwistern  handelt  Die  Gesichts- 
punkte, wonach  jene  als  Glieder  nur  der  einen  Eltemfamilie,  oder  aber  auch 
als  Glieder  der  Gesammtfamilie  wegen  des  Unterschiedes  des  einfachen  und 
doppelten  Bandes  den  Vollgeschwistern  nicht  gleichgestellt  sein  sollten, 
waren  so  überaus  naheliegende,  dass  sicher  nicht  anzunehcnen  ist,  dass  in 
irgendwelchem  Rechte,  in  welchem  eine  verschiedene  Behandlung  bereits 
anerkannt  war,  diese  erst  nachträglich  durch  Gleichbehandlung  ersetzt  sei ; 
während  wir  S  662  nachzuweisen  suchten,  wie  sich  dieselbe  in  manchen 
Rechten  immerhin  im  Anschluss  an  älteste  Zustände  feststellen  und  damit 
auch  später  erhalten  konnte. 

786.  Werden  wir  demnach  bei  einem  Vergleiche  mit  räumlich 
getrennten  Rechten  gerade  jene  Bestimmungen  ins  Auge  fassen  müssen, 
um  der  Beantwortung  der  Frage  näher  zu  kommen,  wo  sich  in  solchen 
eine  Gestaltung  der  Folge  zeigt,  von  der  aus  sich  die  des  Aasdomsrechts 
hätte  entwickeln  können,  so  werden  wir  allerdings  nicht  blos  jene  Bestim- 
mungen, sondern  fast  alle  besprochenen  in  den  wälsch flandrischen 
Rechten  wiederfinden;  nur  sichdich  unter  dem  Einflüsse  der  Nachbar- 
rechte in  dieser  und  jener  Richtung  abgeändert.  Da  aber  kann  es  sich,  wie 
wir  naher  nachweisen  werden ,  nur  um  eine  Weiterentwicklung  des  Aas- 
domsrecbtes  bandeln,  nicht  aber  um  eine  Grundlage,  von  der  aus  sich  dieses 
hätte  entwickeln  können. 

Anders  stellt  sich  das  bezüglich  der  überaus  auffallenden Ueberei n- 
stimmung  mit  der  west  fränkischen  Folge  in  dasGewinn  gut. 
Genau  in  derselben  Weise,  wie  im  Aasdomsrechte  der  gesammte  Nachlass, 
vererbt  im  französischen  Recht  das  Gewinngut  und  die  mit  demselben  gleich- 
behandelte Fahrniss.  Insbesondere  auch  bezüglich  der  als  zunächst  mass- 
gebend bezeichneten  Punkte.  Die  sich  durch  die  Gesammtsippe  hinziehende 
Folge  nach  Linie  und  Grad,  bei  welcher  insbesondere  auch  das  Vorfahren- 
recht noch  durch  keinerlei  Rücksicht  auf  den  engern  Verband  der  Familie 
abgeschwächt  erscheint,  ergibt  sich  ebenso  bei  der  französischen  Folge  in 
das  AcquSt.  Nicht  anders  die  Gleichstellung  von  Halbgeschwistern.  Es  kann 
sich  nur  fragen,  ob  auf  diese  Uebereinstimmung  Gewicht  zu  legen  ist. 

Besteht  da  überhaupt  näherer  Zusammenhang,  so  hat  sich  zweifellos 
im  französischen  Recht  die  ursprünglichere  Gestaltung  erhalten,  indem 
sich  jene  Folge  nicht  auf  das  Erbgut  ausgedehnt  zeigt.  Denn  wir  suchten 
nachzuweisen,  dass  die  Rechte ,  welche  das  Erbgut  der  beiden  Seiten  aus- 
einanderhalten, es  an  die  zurückfallen  lassen,  von  der  es  herrührt,  zweifel- 
los die  ältere  Gestalmng  erhalten  haben.  Aber  wir  wiesen  S  687  darauf  hin, 
wie  da  sofort  für  das  von  keiner  Seite  herrührende  Gewinngut  eine  andere 
Behandlung  eintreten,  wie  man  dasselbe  nun  ebenso  in  der  Gesammtsippe 
vererben  lassen  konnte,  wie  es  bei  nur  einseitigem  Erbrecht  in  der  einen 
Sippe  vererbt  war.  Aber  es  musste  das  nicht  sein.  Nach  Massgabe  anderer 
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735]  Rechte,  vgl.  §  687,  lag  es  ebenso  nahe,  auch  fUi"  das  Gewinngut  die 
Seiten  auseinanderzuhalten  und  dasselbe  unter  sie  zu  hälfcen.  Hat  sich  auch 
fUr  das  Gewinngut  nur  vereinzelt  die  ganz  unabgeschwächte  Folge  nach 
Linie  und  Grad  mit  ihren  sich  aus  dem  vollen  Vorfahrenrechte  und  der 
Gleichstellung  der  Halbgeschwister  ergebenden  Unbilligkeiten  erhalten,  so 
ist  doch  gewiss  anzunehmen,  dass  jene  Uebereinstimmung  der  Folge  selbst 
keine  zufällige  sein  dürfte,  dass  dieselbe  sich  zunächst  nur  auf  Grundlage 
des  Gewinngutes  entwickelte,  während  dann  erst  im  Aasdomsrechte  die  Aus- 
dehnung auf  den  ganzen  Nachlass  erfolgt  sein  würde. 

Nun  liesse  sich  ja  etwa  daran  denken,  es  handle  sich  da  überhaupt  um 
keine  Weiterentwicklung,  man  habe  in  einzelnen  Rechten  unter  dem  En- 
flusse  der  Ehe  und  der  Vererbung  des  gesammten  Gutes  beider  Eltern  auf 
ihre  Kinder  sofon  auch  das  von  beiden  Seiten  herrührende  Gut,  nicht  blos 
das  Gewinngut,  auf  die  damit  hergestellte  Gesammtsippe  vererben  lassen. 
Würden  aber  solcher  Annahme  an  und  für  sich  gewichtige  Bedenken  im 
Wege  stehen,  so  würde  im  Aasdomsrechte  überhaupt  jede  nähere  Veran- 
lassung zu  solcher  Annahme  fehlen,  da  sich  hier  in  dem  Einflüsse  der 
vollen  ehelichen  Gemeinschaft  auf  die  Folge  eine  vollkommen 
ausreichende  Erklärung  für  die  da  anzunehmende  Weiterentwicklung  findet. 
Nehmen  wir  an,  das  Aasdomsrecht  gehe  auf  ein  Recht  zurück,  welches  be- 
züglich der  von  uns  beachteten  Verhältnisse  durchaus  dem  französisdien 
Rechte  entsprach ,  welches  die  Folge  nach  Linie  und  Grad,  ebenso  aber 
auch  die  eheliche  Gemeinschaft  auf  Gewinngut  und  Fahrniss  beschränkte, 
so  musste  sich  ganz  unmittelbar  die  gesammte  Folge  so  gestalten ,  wie  sie 
im  Aasdomsrechte  vorliegt,  sobald  in  diesem  Rechte  an  die  Stelle  der  be- 
schränkten die  volle  eheliche  Gemeinschaft  trat.  Mit  dieser  bildete  schon 
während  der  Ehe  das  gesammte  Gut  eine  einheidiche  Masse,  in  wekher 
entsprechend  der  Gestalmng  des  Aasdomsrecht  der  Unterschied  des  von 
der  einen  oder  der  andern  Seite  herrührenden,  des  Erbguts  und  Gewicm- 
gutes,  der  Liegenschaften  und  der  Fahrniss  jede  Bedeutung  verlor,  weldie 
während  der  Ehe  als  nach  Hälften  jedem  der  Eheleute  zustehend  gefassi 
wurde,  welche  dann  weiter  nach  Hälften  auf  deren  Kinder  vererbte. 

Damit  war  es,  wie  $  644  ausgeführt,  unmöglich  geworden,  später  noch 
auf  jede  Seite  das  vererben  zu  lassen,  was  von  ihr  herrührte ;  das  Fallrecht 
konnte  nicht  mehr  eingehalten  werden.  Wo  man  schon  bisher  das  Gewinn- 
gut nach  den  Seiten  gehälftet  hatte,  konnte  es  dann  nahe  liegen,  nun  ent- 
sprechend das  gesammte  Gut  zu  hälften.  Wo  aber,  wie  im  französischen 
Recht,  sich  für  das  Gewinngut  ohnehin  schon  Vererbung  in  der  Gesammt- 
sippe nach  Linie  und  Grad  festgestellt  hatte ,  da  war  kein  Grund,  dasselbe 
nicht  ebenso  für  das  Gesammtgut  einzuhalten,  sobald  in  Folge  des  Ueber- 
gangs  zur  vollen  Gemeinschaft  das  Fallrecht  undurchführbar  geworden  war. 
Damit  entfiel  für  das  Erbrecht  jeder  Unterschied  zwischen  Erbgut  und  Ge- 
winngut, aber  auch  zwischen  Liegenschaften  und  Fahrniss ;  es  konnte  sich 
daraufhin  ein  Sprachgebrauch  entwickeln,  wie  wir  ihn  in  den  wälschflan- 
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drischen  Rechten  finden  werden,  wonach  für  die  Vererbung  alle  nichtlehn- 
baren  Heritages  als  Meubles  zu  betrachten  sind. 

736.  Die  Folge  des  Aasdomsrechts  entspricht  also  genau  der  west- 
fränkischen, wenn  wir  anndimen,  dass  diese  unter  dem  Einflüsse  der  vollen 
Gemeinschaft  sich  auf  den  gesammt^n  Nachlass  ausdehnte.  Und  das  scheint 
sich  durch  einen,  wie  ich  denke,  sehr  beachtenswerthen  Umstand  bestimmter 
zu  bestätigen.  Unterscheidet  sich  das  Aasdomsrecht  im  allgemeinen  bezüg- 
lich seiner  Erbenfolge  durchaus  von  allen  Nachbarrechten ,  so  ergibt  sich 
dagegen  Uebereiustimmung  mit  Nachbarrechten  bezüglich 
der  vollen  Gemeinschaft,  nämlich  mit  dem  Schependomsrechte  und 
dem  westfälischen  Rechte.  Und  in  beiden  Rechten  liegt  wieder  die  An- 
nahme nahe,  dass  ihre  Erbenfolge  sich  dadurch  entwickelt  hat,  dass  in  eine 
ältere  Folge  die  volle  Gemeinschaft  nachträglich  ändernd  eingriff. 

Das  Schependomsrecht,  dem  sich  über  Südholland  und  Seeland 
hinaus  auch  ein  Theil  der  flandrischen  Rechte  aufs  engste  anschliesst,  er- 
gibt fortgesetzte  Hälftung  des  gesammten  Nachlasses  nach  den  beiden  Fa- 
milien und  Seiten,  vgl.  S  588,  ohne  irgendwelches  Eingreifen  des  engem 
Verbandes  derGesamratfamilie;  vgl.  S657.  Dem  kommt  die  Gestaltung  der 
Rechte  ain  nächsten,  welche  nur  das  Gewinngut  hälften ,  das  Erbgut  aber 
beiden  Familien  und  Seiten  nach  Fallrecht  zusprechen;  vgl  S  656.  Dass 
beide  Gestaltungen  in  engem  Zusammenhange  stehen,  ergibt  sich  wohl  ins- 
besondere daraus,  dass  sie  in  Flandern  ineinandergreifen,  dass  wir  da  in 
nächstbenachbarten  Städten  bald  die  eine,  bald  die  andere  finden,  dem  ent- 
sprechend dann  aber  auch  beschränkte,  oder  volle  Gemeinschaft.  Griff  aber 
in  ein  Recht  mit  Fallrecht  für  das  Erbgut  und  Hälftung  des  Gewinngutes 
die  volle  Gemeinschaft  nachträglich  ein,  so  war^  wie  wir  S  644  ausführten, 
das  Fallrecht  nicht  mehr  durchzuführen;  man  musste,  wollte  man  an  der 
Berücksichtigung  beider  Seiten  festhalten,  auch  das  Erbgut  hälften ,  bezie- 
hungsweise, da  das  Gewinngut  ohnehin  gehälftet  wurde,  auch  hier  ganz  so, 
wie  wir  das  für  das  Aasdomsrecht  annahmen,  die  Folge  in  das  Gewinngut 
auf  den  ganzen  Nachlass  ausdehnen. 

Nicht  andefs  aber  im  westfälischenRecht,  falls  das  richtig  ist, 
was  S  734  auf  ein  allerdings  dürfdges  Material  hin  angenommen  wurde. 
Von  den  beiden  andern  Rechten  unterscheidet  es  sich  dadurch  durchaus, 
dass  hier  die  Vorfolge  in  den  gesammten  Nachlass  dem  engem  Kreise  einer 
Gesammtfamilie  zusteht,  die  ausser  Halbgeschwistern  auch  die  hohem  Vor- 
fahren umfasst.  In  manchen  andern  Rechten,  in  welchen  dann  nach  Ueber- 
schreitung  des  engem  Kreises  die  Wiedereinsetzung  der  Seiten,  vgl  S  6 1 8, 
eintritt,  erben  diese  nach  Fallrecht.  Nehmen  wir  an,  dass  das  auch  in  der 
Grundlage  des  westf^ischen  Rechts  der  Fall  war,  so  würde  auch  hier  durch 
die  volle  Gemeinschaft  das  Fallrecht  im  weitem  Kreise  durch  Hälftung  er- 
setzt sein. 

Das  Alles  beruht  gewiss  nicht  auf  Zufall.  Drei  in  unmittelbarem  ört- 
lichen Zusammenhange  stehende  Rechte  stimmen  in  der  voUen  Güterge- 
meinschaft mit  einander  überein,  während  alle  andern  anstossenden  Rechte 


Digitized  by 


Google 


84  ^^^  Aasdomsrecht 

736]  da  abweichend  gestaher  sind.  Dagegen  ist  die  Erbenfolge  dieser  drei 
Rechte  eine  durchaus  verschiedene.  In  allen  drei  Rechten  aber  eine  solche^ 
dass  sie  die  Annahme  nahe  legen  muss,  es  sei  da  eine  altere,  in  andern 
Rechten  auch  spater  noch  nachweisbare  Gestaltung  erst  nachtraglich  durch 
den  Einfluss  der  vollen  Gemeinschaft  unter  Anpassung  an  die  Verschieden- 
heit der  Folge  abgeändert  worden.  Dürfen  wir  davon  als  zutreffend  aus- 
gehen, so  ist  auch  der  Schluss  nicht  wohl  abzuweisen ,  dass  die  volle  Ge- 
meinschaft in  jene  drei  Rechte  erst  Eingang  fand,  als  die  bezüglichen  Stamme 
bereits  die  Sitze  eingenommen  hatten ,  in  welchen  wir  sie  in  spaterer  Zeit 
finden.  Wahrend  sie  doch  bis  dahin  wegen  der  Verschiedenheit  ihrer  Er- 
benfolge nicht  naher  verwandt  gewesen  sein  können.  Ware  ihre  Rechts- 
entwicklung schon  in  früherer  2^it  eine  gemeinsame  gewesen,  so  hatte  sich 
ihre  Folge  nicht  so  durchaus  verschieden  gestalten  können.  Für  das  Aas- 
domsrecht insbesondere  aber  würde  sich  ergeben,  dass  seine  Erbenfolge 
einst  durchaus  mit  der  des  westfrankischen  Rechts  übereinstimmte;  dass 
dann  erst  nachtraglich,  und  zwar  als  der  bezügliche  Stamm  sich  irgendwie 
vom  frankischen  getrennt  hatte  und  jedenfalls  die  Sitze  einnahm,  in  denen 
wir  ihn  spater  finden,  die  volle  Gemeinschaft  Eingang  fand  und  sich  damit 
Abweichungen  vom  fi-ankischen  Rechte  ergeben  mussten,  für  deren  Erklä- 
rung das  Eingreifen  dieser  vollen  Gemeinschaft  in  jeder  Beziehung  aus- 
reicht. 

So  bestimmt  eine  einerseits  auf  die  Nachbarrechte,  andererseits  auf  das 
westftankische  Recht  beschrankte  Vergleichung  auf  dieses  Ergebniss  hin- 
weist, und  so  wenig  zu  laugnen  sein  dürfte,  dass  dasselbe  recht  wohl  das 
zutreffende  sein  kann,  so  möchte  ich  doch  sogleich  darauf  hinweisen,  dass 
der  Fortgang  unserer  Untersuchungen  uns  auf  Umstände  führen  wird^ 
welche  es  immerhin  zweifelhaft  machen  können,  ob  jene  einfache  Annahme 
nothwendig  die  zutreffende  sein  muss.  Diese  Bedenken  gegen  die  an- 
genommene Entwicklung  werden  sich  daraus  ergeben,  dass  wir 
Rechte  ohne  volle  Gütergemeinschaft  finden  werden,  welche  wenigstens  in 
Einzelnheiten,  in  welchen  das  Aasdomsrecht  vom  westfrankischen  Rechte 
abweicht  und  welche  sich  an  und  für  sich  recht  wohl  aus  dem  Eingreifen 
der  vollen  Gemeinschaft  erklaren  würden ,  mit  dem  Aasdomsrechte  über- 
einstimmen. Es  ergibt  sich  damit,  dass  wenigsten^  diese  Einzelnheiten,  zu 
welchen  gerade  die  als  kennzeichnend  betonten  gehören,  sich  auch  unab- 
hängig von  der  vollen  Gemeinschaft  ergeben  konnten ;  dass  demnach,  auch 
wenn  wir  daran  festhalten,  dass  die  Gesammtgestaltung  des  Aasdomsrechts 
sich  schliesslich  nur  unter  dem  Einflüsse  der  vollen  Gemeinschaft  so  fest- 
gestellt haben  kann,  das  nicht  nothwendig  unmittelbar  auf  Grundlage  ge- 
rade des  für  das  Gewinngut  ganz  dieselbe  Folge  zeigenden  westfrankischen 
Rechts  geschehen  sein  muss ;  dass  da  die  unmittelbare  Grundlage  auch  ein 
Recht  gebildet  haben  kann,  in  dem  sich  ohne  volle  Gemeinschaft  bereits 
Abweichungen  vom  westfrankischen  Recht  in  Annäherung  an  die  spatere 
Gestaltung  des  Aasdomsrechts  finden  konnten. 

Das  trifft  einmal  das  gothisch-spanische  Recht.    Es  theilt  mit 
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dem  westfränkischen  und  dem  Aasdomsrechte  das  Fehlen  jedes  Einflusses 
der  Familie  auf  die  Folge,  volles  Vorfahrenrecbt  unter  Ausschluss  auch  der 
Geschwister,  schliesst  sich  aber  dem  Aasdomsrechte  dadurch  näher  an,  als 
das  westfrankische,  dass  dieses  volle  Vorfahrenrecht  sich  nicht  auf  Gewinn- 
gut beschränkt,  sondern  auf  den  gesammten  Nachlass  ausdehnt,  wobei  wir 
von  der  in  den  spätem  Quellen  vielfach  so  stark  betonten  Verfangenschaft 
des  auf  Vorfahren  gestiegenen  Erbguts  vorläufig  absehen.  Ist  das  eventuelle 
volle  Vorfahrenrecht  auch  andern  Rechten  nicht  fremd ,  so  unterscheiden 
sich  diese,  vgl.  S  648,  von  den  genannten  insbesondere  dadurch,  dass  in 
ihnen  in  der  Vorfolge  der  Geschwister  der  engere  Familienverband  zur  Gel- 
tung  gelangt  ist. 

Mindestens  ebenso  beachtenswerth  dürften  Annäherungen  des  däni- 
schenRechts  sein.  Dieses  unterscheidet  sich  von  der  regelmässigen  Folge 
des  Aasdomsrechts  allerdings  durchaus  durch  die  Vorfolge  eines  engern 
Familienkreises,  womit  das  volle  Vorfahrenrecht  beseitigt  ist.  Eben  das  aber 
fanden  wir  $  703  in  einer  Reihe  von  Rechten  im  Gebiete  des  Aasdoms- 
rechts  als  einzige  beachtenswerthe  Abweichung  von  der  regelmässigen  Folge. 
Auch  sonstige  Einzelnheiten,  vgl.  S  701,  ergeben  wohl  Annäherung  an  das 
dänische.  Insbesondere  aber  ergibt  auch  dieses  einmal  die  so  auffallende, 
vgL  S  663,  volle  Gleichstellung  von  Halbgeschwistern  und  Vollgeschwistern 
bezüglich  des  gesammten  Nachlasses.  Weiter  Vererbung  dieses  auch  auf 
die  sonstigen  Seitenverwandten  lediglich  nach  der  Nähe  des  Grades  ohne 
alle  Berücksichtigung  des  Rechtes  beider  Seiten  durch  Fallrecht  und  Hälf- 
tung.  Beides  entspricht  der  westfränkischen  Folge  in  Gewinngut.  Die  Aus- 
dehnung auf  das  gesammte  Gut  würde  sich  im  Aasdomsrechte  ungezwun- 
gen aus  dem  Hinzutreten  der  vollen  Gemeinschaft  erklären.  Aber  nicht  im 
dänischen  Recht,  dem  diese  fehlt 

Es  wird  genügen,  auf  die  sich  da  anknüpfenden  Fragen  vorläufig  hin- 
gewiesen zu  haben.  Sie- genauer  zu  prüfen,  wird  erst  nach  Besprechung 
der  Folge  der  bezeichneten  Rechte  möglich  sein,  die  auch  in  ihrer  spätem 
Gestaltung  keineswegs  von  vornherein  eine  so  feststehende  und  einfache 
ist,  wie  die  des  westfränkischen  Rechts.  Ich  glaubte  daher  vorläufig  be- 
stinmiter  nur  auf  das  hinweisen  zu  sollen ,  was  sich  aus  der  Vergleichung 
nur  mit  diesem  zunächst  zu  ergeben  scheint,  um  damit  einen  Ausgangs- 
punkt für  spätere  bezügliche  Erörterungen  zu  gewinnen. 


XIV.  Wälschflandrisches  Recht. 

737.  Das  Gebiet  des  Aasdomsrechtes  erscheint  nach  dem  Gesagten  als 
ein  einheitliches  und  geschlossenes,  das  sich  insbesondere  bezüglich  seiner 
Erbenfolge  von  aUen  Nachbarrechten  aufs  bestimmteste  unterscheidet.  Um 
so  auffallender  ist  es,  wenn  wir  wesentlich  dieselbe  Erbenfolge  in  einem 
weit  entlegenen  Gebiete,  im  südöstlichen,  an  Hennegau  und  Artois  grän- 
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737]  zenden  Theile  Flanderns  wieder  finden.  Es  hatidelt  sich  dabei  vor 
allem  um  das  Recht  der  vier  Städte  Lille,  Tournai  oder  Doornik ,  Orchies 
und  Douai.  Ich  glaube  auf  dieses  wSlsch flandrische  Recht  zunächt 
eingehen  zu  sollen ,  theils  wegen  seines  engen  Zusammenhanges  mit  dem 
Aasdomsrechte,  theils,  weil  wir  bei  vorheriger  Besprechung  seiner  Nach- 
barrechte, insbesondere  der  lothringischen,  vgl.  Anm.  zu  S  569,  fortwäh- 
rend auf  Schwierigkeiten  stössen  wurden,  wenn  die  eigenthUmliChe  Son- 
derstellung jenes  sie  örtlich  durchbrechenden  Rechts  nicht  vorher  klarge- 
stellt wäre.  Ein  genaueres  Eingehen  auf  dasselbe  wird  sich  auch  desshalb 
empfehlen,  weil  es  mehrfach  den  geeignetsten  Anknüpfungspunkt  bietet 
für  die  Erörterung  von  Fragen,  welche  auch  für  die  Beunheilung  anderer 
Rechte  von  grösserer  Bedeutung  sind.  Weiter  aber  auch,  weil  die  einge- 
hendere Vergleichung  desselben  mit  dem  Aasdomsrechte  mir  besonders  ge- 
eignet schien,  um  die  Stichhaltigkeit  der  Methode  an  einem  bestimmten 
Einzelfalle  zu  prüfen  und  den  Nachweis  zu  versuchen,  wie  die  durch  die 
Vergleichung  gebotenen  Haltpunkte  durchaus  genügen  können,  um  auch 
für  zwei  Rechte,  bei  welchen  von  vornherein  sonst  nichts  an  engem  ver- 
wandtschaftlichen Zusammenhang  denken  lassen  würde,  einen  solchen  fest- 
zustellen. 

Die  genannten  Städte  mit  den  bezüglichen  Amtsbezirken  bilden  das 
Gebiet,  welches  als  Wälschflandern,  Flandria  gallica,  Flandre  galli- 
cante  oder  wallonne,  von  der  Hauptmasse  der  Grafschaft,  Deutschflandern 
oder  Flämischflandem,  Flandre  flamingante,  unterschieden  wird ;  vgl.  Bu- 
sching  Erdbeschr.  (Ed.  IV)  3,  527,  Warnkönig  Flandr.  R.  G.  1,  93.  214. 
Gibt  da  den  Halt  für  die  Scheidung  zunächst  der  Unterschied  der  Sprachen^ 
deren  Gränze  hier  der  Lauf  der  Lys  bezeichnet,  so  handelt  es  sich  doch 
nicht  allein  um  die  Sprache.  Warnkönig  erklärt  beide  Theile  für  so  un- 
ähnlich auch  in  Sitte  und  Recht,  dass  er  es  für  angemessen  hält,  in  seiner 
flandrischen  Rechtsgeschichte  Wälschflandern  im  allgemeinen  unberück- 
sichtigt zu  lassen.  Dass  man  sich  da  insbesondere  auf  erbrechtlichem  Ge- 
biete eines  stärkern  Gegensatzes  gegen  Deutschflandern  bewusst 
war,  ergibt  wohl  die  sogenannte  Confraternite'  des  coutumes;  vgl.  Defacqz 
Ancien  droit  Belg.  i,  170.  Danach  regelte  sich  das  Erbrecht  durch  ganz 
Deutschflandern  nicht  nach  dem  Rechte  des  Ortes,  an  dem  der  Erblasser 
verstorben  oder  an  dem  das  Gut  belegen  war,  sondern  nach  dem  Rechte 
des  Ones,  dem  der  Verstorbene  als  Bürger  angehörte.  Das  beschränkte  sich 
aber  durchaus  auf  Flämischflandern,  wie  das  in  den  Einzelrechten  oft  be- 
tont wird,  auf:  le  pays  de  la  Flandre  flamingante,  oü  V  on  parle  la  langue 
flamande,  wie  es  im  erzherzoglichen  Decret  von  161 1  heisst;  während  im 
übrigen  Flandern  und  in  andern  Provinzen  belegene  Güter  sich  nach  dem 
Rechte  des  Ortes,  wo  sie  liegen,  vererben  sollten. 

Wälschflandern  bildet  nun  aber  kein  einheitliches  Rechtsgebiet;  es  er- 
gibt sich  insbesondere  ein  auffallender  Unterschied  zwischen  Land- 
rechten und  Stadtrechten.  Das  Recht  des  flachen  Landes,  der  nach 
jenen  vier  Städten  benannten  Amtsbezirke ,  unterscheidet  sich  wesentlich 
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von  dem  der  Städte,  wenn  dasselbe,  worauf  wir  zurückkommen,  sich  auch 
in  manchen  Einzelnheiten  sichtlich  durch  dasselbe  Recht  beeinflusst  zeigt. 
Andererseits  beschränkt  sich  das  so  auffallend  mit  dem  Aasdomsrechte  über- 
einstimmende Recht  nicht  auf  die  grössern  Städte.  Weicht  dieCoutume  der 
ausgedehnten  Chdtellenie  oder  Baillage  Lille  von  1 567  wesentlich  von  der 
der  Stadt  ab,  so  finden  sich  derselben,  vgl.  Cout.  g^n.  2,916  ff.,  eine  Reihe 
von  Angaben  über  die  Abweichungen  einzelner  Ortsrechte  von  dem  ge- 
meinen Recht  der  Baillage  zugefügt.  Einige  hier  zu  beachtende  Rechte 
kleinerer  Orte ,  welche  in  Wälschflandern  selbst  liegen  oder  doch  sichtlich 
noch  dem  wälschflandrischen  Rechtsgebiete  angehören,  finden  sich  in  den 
von  Bouthors  herausgegebenen  Coutumes  locales  du  baillage  d^Amiens 
re'digees  en  1 507  (Me'm.  de  la  societe  des  antiquaires  de  Picardie,  Docum. 
I.  II),  da  sich  damals  die  zur  Baillage  Amiens  gehörende  Prevotd  Beau- 
quesne  über  das  ganze,  bei  den  folgenden  Untersuchungen  vielfach  zu  be- 
achtende östliche  Anois  bis  nach  Wälschflandern  hinein  erstreckte.  So  weit 
die  Angaben  über  die  Abweichungen  der  Rechte  der  kleineren  Orte  die 
Erbenfolge  treffen,  stimmen  sie  ganz  überwiegend  mit  dem  Rechte  der 
Städte  genau  überein  oder  ergeben  wenigstens  grössere  Annäherung  an 
dasselbe. 

Nun  beschrankt  sich  allerdings  die  vollständigere  Uebereinstim- 
mung  mit  dem  Aasdomsrechte  auf  jene  Städte  und  Orte  von  Wälsch- 
flandern. Ergibt  sich  aber  bei  sonstiger  Abweichung  doch  in  Einzelnheiten 
Uebereinstimmung  gerade  auch  in  den  nächstliegenden  Theilen  von  Artois 
und  Hennegau,  so  ist  nicht  wohl  zu  bezweifeln,  dass  das  auf  den  Einfluss 
desselben  Rechts  zurückgeht,  welches  für  das  städtische  Recht  in  Wälsch- 
flandern massgebend  geworden  ist.  In  Deutschflandern  aber  macht  sich 
kein  entsprechendes  Verhältniss  geltend;  in  den  Coutumes  jenseits  derLys 
oder  jenseits  der  Sprachgränze  ist  mir  kaum  eine  einzige  Bestimmung  auf- 
gefallen, welche  auf  dasselbe  Recht  zurückzuführen  sein  dürfte. 

I.  Waischflandrische  Stadtrechte. 

738.  Beschränken  wir  unsere  Untersuchung  zunächst  auf  das  Recht 
der  Städte  und  der  mit  diesen  übereinstimmenden  Orte,  so  wird  man 
sagen  dürfen,  dass  die  Erbenfolge  die  des  Aasdomsrechts  ist,  mit  nur  we- 
nigen Abweichungen,  wie  sie  sich  auch  bei  Gleichheit  der  Grundlage  aus 
selbstständiger  Weiterentwicklung  und  nachträglicher  Beeinflussung  durch 
Nachbarrechte  leicht  erklären.  Und  das  gewinnt  auch  hier  grössere  Bedeu- 
tung dadurch,  dass  das  waischflandrische  Recht  bei  allem,  worin  es  mit 
EigenthUmlichkeiten  des  Aasdomsrechts  übereinstimmt,  sich  von  allen  oder 
doch  den  meisten  Nachbarrechten  unterscheidet. 

Vor  allem  findet  dieFolge  nach  Linie  undGrad  sich  hier  ebenso 
folgerichtig  durchgeführt,  wie  im  Aasdomsrechte.  Die  Folge  nach  drei 
Linien  ist  mehrfach  ganz  allgemein  ausgesprochen.  So  in  der  Coutume 
der  Stadt  Lille  2,  S  15:  Tant  que  la  ligne  directe  dure,  sott  en  ascendant 
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788]  ou  en  descendanty  ligne  collaierale  ne  a  Heu;  et  aussi  nea  Heu  directc 
cn  ascendant,  tani  quily  ait  Ugne  direcie  en  descendant;  ähnlich  in  den 
Stadtrechten  von  Douai  i  $  8  und  Orchies  i  $  7. 

Wird  dann  weiter  das  Massgeben  der  Nähe  des  Grades  in  jeder 
Linie  häufig  erwähnt,  so  entspricht  der  strengen  Durchführung  auch  hier, 
wie  nach  S  700  im  Aasdomsrechte^  das  Fehlen  des  Eintrittsrechts^ 
wie  wir  es  wenigstens  fllr  frühere  Zeit  anzunehmen  haben,  wenn  auch  die 
spätem  Coutumes  dasselbe  durchweg  in  Beschränkung  auf  die  gerade  Linie 
anerkennen.  Denn  zu  LiUe,  vgl.  Roisin  Franchises  de  LiUe  87,  wurde  das 
Eintrittsrecht  der  Enkel  erst  1 296  eingeführt.  Die  älteste  Coutume  von 
Tournai,  vgl.  Britz  Ancien  droit  Belg.  664,  schliesst  noch  jeden  Eintritt  aus. 
Nach  der  von  Douai  i  %  7  soll  es  doresenavant  in  der  geraden  Linie  zu- 
lässig sein.  Nach  der  Coutume  des  unweit  Lille  belegenen  Haubourdin  von 
I  559  S  5.  6.  17,  Com.  gdn.  2,  931,  haben  Enkel  keinen  Eintritt  ausser  auf 
Grund  gerichtlich  bestätigter  Vorberufung,  vgl.  S  434,  durch  die  Gross- 
eltem. 

739,  Besonderes  Gewicht  wird  wegen  späterer  Erörterungen  darauf 
zu  legen  sein,  dass  wir  auch  im  wälschäandrischen  Recht  Kopftheilung 
unter  sämmtlicheKinderjedesElterntheils  finden.  Weisen  alle 
bezüglichen  Bestimmungen  auf  solche  hin,  so  wird  sie  auch  wohl  aufs  be- 
stimmteste ausgesprochen.  Nach  den  Coutumes  von  Douai  i  $  6  und  von 
Orchies  i  S  4  vererbt  das  Gut  desUeberlebenden  auf  dessen  Kinder:  äpar- 
tir  d  campte  de  testes  et  autani  ä  Tun  comme  äfautre,  Ist  da  verschiedener 
Ehen  nicht  ausdrücklich  gedacht,  so  ergibt  sich  das  Verhältniss  mit  grösster 
Bestimmtheit  zu  Toumai  1 5  S  1 8.  Dem  überlebenden  Ehegatten  verbleibt 
entsprechend  der  vollen  Gemeinschaft  die  Hälfte  des  gesammten  Eheguts 
zu  Eigen,  während  die  auf  den  verstorbenen  entfallende  Hälfte  nur  dessen 
Kindern  zusteht,  wenn  der  Ueberlebende  auch  Rechte  daran  behält.  Geht 
dieser  dann  weitere  Ehe  ein :  en  ce  cas  il  cräc  nouveaux  heritiers  en  la  moi* 
tid  des  biens  et  heritages  ä  luy  appartenans  en  proprietd,  so  dass  dieses  sein 
Gut  nach  seinem  Tode :  se  partira  entre  tous  les  enfans  legitimes  de  ladite 
per  sonne  remaride,  procedans  de  premieres,  secondes  ou  autres  nopces,  au- 
tant  ä  l'un,  comme  ä  l' autre.  Ebenso  heisst  es  zu  Pecquencourt  östlich 
Douai,  Cout.  de  Hainaut  3,  xiv,  und  entsprechend  zu  Sainghin  en  Weppes 
südwesdich  von  Lille  S  20  und  über  der  Gränze  in  Artois  zu  Carvin  $  24, 
Bouthors  2,  352.  402,  dass  die  Hälfte  desUeberlebenden  nach  seinem  Tode 
unter  Kinder  erster  und  zweiter  Ehe  nach  Köpfen  zu  theilen  sei. 

Dasselbe  ergibt  sich  bei  bestimmterem  Verfolgen  auch  aus  den  Bestim- 
mungen im  Recht  des  westlich  von  Lille  an  der  Gränze  von  Anois  bele- 
genen La  Bassee  S  7,  Cout.  gdn.  2,  919.  Stirbt  eines  der  Eheleute :  soit  quils 
ou  fun  d'eux  ayent  enfans  ou  enfant  dudit  mariage  (ou)  d'autre  precedent 
OH  non,  so  verbleiben  alle  Fahrnisse,  wie  die  als  Fahmiss  zu  behandelnden 
Häuser  und  städtischen  Liegenschaften,  delaisse^par  ledit  deffunci,  jacoit 
quils  viennent  et  procedeni  du  le^  et  cost^  dudit  deffuncty  dem  Ueberleben- 
den,  und  zwar,  worauf  wir  zurückkommen,  unverfangen  zu  ganz  freier  VeT- 
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fUgUQg.  Bei  der  Wiederverheirathung  ist  er  verpflichtet,  mit  den  Kindern 
oder  sonstigen  Erben  des  Verstorbenen  zu  hälften.  Et  si  iel  survivant  ne  se 
remaricy  aßris  son  trespas  tous  lesdits  meubles,  maisons  et  heritages  se  doi- 
veni  partir  entre  les  enfans  ou  enfant  dudit  premier  mourant  ou  ses  heri- 
Hers,  et  les  enfans  ou  heritiers  dudit  mourant  chascun  par  moitiS,  ä  la 
Charge  de  payer  chascune  moitie  des  debtes.  Hatten  B  A  JS  OD 
und  C  Vorkinder  E  und  G.,  so  waren  diese  bei  Einge-  ^  _Ä^_/R._^ 
hung  der  zweiten  Ehe  auf  die  Hälfte  des  Gutes  ylÄ,  be-  |"^  |"^  1^ 
ziehungsweise  CD  abgetheilt.  Nach  dem  Tode  von  B  E  P  G- 
verblieb  das  ganze  Gut  BC  dem  Überlebenden  C  zu  Zucht.  Aber  die  Hälfte 
der  B  galt  als  zunächst  auf  ihre  Kinder,  wenn  auch  ohne  Verfangenschaft, 
vererbt.  Dem  entsprechend  kam  dann  von  dem  beim  Tode  des  nicht  wie- 
derverheiratheten  C  vorhandenen  Gut  die  Hälfte  an  die  Kinder  der  vorver- 
storbenen By  also  an  E  und  F^  die  andere  Hälfte  an  die  Kinder  des  Über- 
lebenden C,  also  an  G  und  F.  Die  Beerbung  jedes  Elterntheils  durch  seine 
sämmdichen  Kinder  verschiedener  Ehen  kommt  da  aufs  bestimmteste  zur 
Geltung. 

In  dieser  Beziehung  schloss  sich  dann  auch  das  Recht  des  an  der  nord- 
ösdichcn  Gränze  von  Anois  am  rechten  Ufer  der  Lys  dem  deutschflandri- 
schen Stegers  oder  Estaires  gegenüber  belegenen  Landes  Lalloeu  S  1 6,  vgl. 
Cout.  gen.  I,  3749Bouthors2,498,  noch  dem  westflandrischen  an;  Kinder 
mehrerer  Ehen  beerben  den  Vater  oder  die  Mutter  ohne  irgendwelchen 
Unterschied  zu  gleichen  Theilen.  Ebenso  nach  Recht  des  unweit  südlich 
gelegenen  Richebourg  St.  Vaast  S  27,  Cout.  gen.  1,451,  und  der  Herrschaft 
Cuinchy  westlich  bei  La  Basse'e  S  13,  Bouthors  2,  239. 

Ist  da  aber  der  ördiche  Zusammenhang  nicht  unterbrochen,  so  ist  es 
auffallender,  dass  auch  das  Recht  des  räumlich  ganz  getrennten  Enghien 
sich  in  dieser  Richtung  nicht  den  hennegauischen  Rechten  mit  Verfan- 
genschaft für  die  Kinder  jeder  Ehe ,  sondern  den  wälschflandrischen  an- 
schliesst.  Hinterlässt  nach  17  S  13,  Cout.  de  Hainaut  3,  832,  der  Mann 
ausser  der  Wittwe  Kinder  einer  ersten,  zweiten  und  dritten  Ehe:  soo  sullen 
alle  de  voorseyde  hinderen  hebten  de  helft  ende  daerinne  deelen  hoofdelijche- 
lij'ck  jeghens  de  voorseyde  achtergelaete  wednwe  omme  d' ander  helft;  und 
ebenso  bei  mehreren  Ehen  der  Frau.  Es  ist  das  beachtenswenh ,  weil  wir 
auch  in  andern  Beziehungen  aufiialleQde  Uebereinstimmung  des  Rechts  von 
Enghien  mit  dem  wälschflandrischen  finden  werden ;  während,  wenn  auch 
nach  der  Coutume  des  weiter  westlich  gelegenen  Lessines  9  S  i,  Cout  ge'n. 
2,216,  jeder  Elterntheil  von  seinen  Kindern  beerbt  wird,  das  in  Zusammen- 
hang mit  deutschflandrischem  Recht  stehen  wird. 

Diese  Uebereinstimmung  mit  dem  Aasdomsrecht  ist  nun  freilich  ohne 
weitere  Bedeutung  für  den  Nachweis  näherer  Verwandtschaft  zwischen  bei- 
den Rechten.  Denn  die  Beerbung  jedes  Eltemtheils  nur  durch  seine  Kin- 
der findet  sich  in  der  Mehrzahl  der  germanischen  Rechte ;  so  insbesondere 
auch  in  dem  angränzenden  deutschflandrischen  Recht,  von  v^elchem  doch 
das  wälschflandrische  übrigens  durchaus  abweicht.  Dagegen  ist  es  nun  für 
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739]  später  zu  besprechende  Umstände  von  besonderer  Bedeutung ,  dass 
gerade  die  Rechte  vonArtois  und  Hennegau,  welche  bezüglich  an- 
derer Verhältnisse  nähere  Uebereinstimniung  mit  dem  wälschflandrischen 
Recht  zeigen,  in  dieser  Beziehung  von  demselben  abweichen.  Statt  der  Be- 
ei-bung  jedes  Elterntheils  durch  seine  Kinder  findet  sich  da  Regelung  des 
Verhälmisses  auf  Grundlage  der  Ehefamilie,  also  Vererbung  des  lie- 
genden Eheguts  auf  die  Kinder  jeder  Ehe  und  damit  die  S627fF. 
besprochene  Zucht  des  überlebenden  Ehegatten  unter  Verfangenschaft,  \\x>- 
raus  sich  dann  nach  seinem  Tode  Theilung  nach  Ehen  ergeben  musste.  So 
ist  etwa  im  Recht  von  Arras  $  12,  Cout.  ge'n.  i,  277,  vgLBouthors  2,267, 
aufs  bestimmteste  ausgesprochen,  dass  nach  dem  Bruche  der  Ehe,  so  lange 
ein  Kind  lebt,  der  Ueberlebende  nichts  von  den  gesammten  Liegenschaften 
veräussern  darf,  welche  er  und  der  Verstorbene  während  der  Ehe  besessen 
haben;  und  nach  §  27.  28  fallen  nach  dem  Tode  des  Ueberlebenden  die 
verfangenen  Liegenschaften  der  ersten  Ehe  ausschliesslich  an  die  Kinder 
dieser ;  dagegen  die  während  einer  zweiten  Ehe  ererbten  oder  gewonnenen 
ebenso  ausschliesslich  an  die  Nachkinder.  Auf  dieselbe  Gestaltung  führen 
überall  die  Bestimmungen  der  Rechte  des  ösdichen  Artois.  Ganz  ebenso 
aber  auch  die  der  durch  Wälschflandern  von  diesen  getrennten  Rechte  des 
Hennegau.  Es  wird  nicht  nöthig  sein,  diesen  Verhältnissen  für  den  nächsten 
Zweck  näher  nachzugehen.  Denn  im  aUgemeinen  ergibt  sich  da  so  voll- 
ständige Uebereinstimmung  mit  der  S  627  ff.  vorläufig  angedeuteten  und 
später  näher  zu  besprechenden  Gestaltung  der  lothringischen  Verfangen- 
schaftsrechte,  dass  es  zweckmässiger  sein  wird,  auf  vereinzelte  Abweichungen 
erst  im  Zusammenhange  mit  der  nähern  Besprechung  dieser  einzugehen. 

740.  Beachtenswerther  für  die  Uebereinstimmung  mit  dem  Aasdoms- 
rechte und  die  Abweichung  von  den  Nachbarrechten  ist  es,  dass  wir  in  den 
wälschflandrischen  Stadtrechten  auch  das  so  selten  nachweisbare  volle 
Vorfahrenrechi  finden.  Für  Lille,  Orchies  und  Douai  ergibt  sich  das- 
selbe aufs  zweifelloseste  aus  der  schon  angeführten  Bestimmung,  wonach 
die  Seitenlinie  nicht  erbt,  so  lange  die  aufsteigende  vertreten  ist.  Zu  Tour- 
nai  25  S  7  ist  allerdings  ausdrücklich  nur  volles  Elternrecht  ausgesprochen: 
Le  pere  ou  mere  survivant  est  seulheritier  deson  enfant  predecedd sans  he- 
riüer  descendanU  Damit  soll  aber  zweifellos  hier,  wie  in  ähnlichen  An- 
gaben der  Rechte  des  Gebiets,  nicht  etwa  das  Vorfahrenrecht  auf  Bhem  be- 
schränkt, dagegen  den  Grosseltern  zu  Gunsten  der  Geschwister  abgesprochen 
sein ;  es  ist  sichtlich  lediglich  der  bei  weitem  am  häufigsten  vorkonunende 
Fall  des  Vorfahrenrechts  ausdrücklich  erwähnt,  um  dieses  allgemein  auszu- 
sprechen. Denn  die  Annahme  einer  Beschränkung  auf  Eltern  würde  noch 
s^er  liegen,  wenn  es  zu  Douai  i  S  1 3  und  wesentlich  übereinstimmend  zu 
Orchies  i  S  12  heisst:  Le  pere  et  (ou)  la  mere  soni  heritiers  de  leur  enfant 
ierminä  vie  par  trespas  sans  enfans  en  tous  et  chaains  ses  biens  ei  her  Hages 
siities{^  en  ladite  ville  et  eschevinage;  et  ce  aoant  que  hs  fr  er  es  et  soeurs  de 
tel  trespassä y  puissent  avoir  aucun  droit.  Aber  gerade  in  diesen  Rechten 
fanden  wir  anderweitig  den  Ausschluss  der  Seitenverwandten  durch  alle 
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Vorfahren,  also  auch  der  Geschwister  durch  Grosseltern,  aufs  bestimmteste 
ausgesprochen. 

Auf  entsprechendes  Ergebniss  führen  die  Bestimmungen  der  Rechte 
der  Orte  der  Kastellanie  Lille,  in  welchen  volles  Vorfahrenrecht  anerkannt 
ist;  vgl.  Com.  ge'n.  2,  917  ff.  Nach  dem  von  Anapes  östlich  bei  Lille  S  6 
beerben  pere  et  mere  et  aufres  ascendants  ihre  Nachkommen  auch  in  allen 
heritageSy  de  quelque  costd  quils  procedent.  In  dem  des  weiter  südöstlich 
belegenen  Camphin  S  6  werden  zunächst  pere  ou  mere  als  Erben  ihres  Kin- 
des genannt;  aber:  etenfante  de  pere  ou  mere  le  grand-pere  ou  grand-merc. 
Sind  dann  im  südwestlichen  Theil  der  Kastellanie  zu  Neufville  und  Pont 
a  Vendin,  dann  zuLibercourt,Bouthors  2, 406,  ausdrücklich  nur  die  Eltern 
genannt,  so  ist  doch  schwerlich  zu  bezweifeln,  dass  das  auch  hier  eventuell 
die  Grosseltern  treffen  soll. 

JedenfaUs  fehlt  hier  jede  ausdrückliche  Angabe,  dass  das- Vorfahrien- 
recht  sich  auf  Eltern  beschrankt  und  dass  Grosseltern  durch  Geschwister 
ausgeschlossen  sein  sollten,  wie  eine  solche  doch  gerade  in  einem  Gebiete« 
in  welchem  das  volle  Recht  auch  der  Grosseltern  vielfach  ausdrücklich  an- 
erkannt war,  kaum  hätte  fehlen  dürfen,  wenn  in  Einzelrechten  Vorfolge  der 
Geschwister  vor  Grosseltern  in  Geltung  war.  Und  das  ist  beachtenswerth 
mit  Rücksicht  auf  die  im  Gebiete  des  Aasdomsrechts  mehrfach  ausdrücklich 
anerkannte  Vorfolge  der  Geschwister;  vgl.  S  703.  Es  legt  das  doch  den 
Schluss  nahe,  dass  zu  der  Zeit,  als  die  beiden  nfichstverwandten  Rechte  sich 
trennten,  das  volle  Vorfahrenrecht  noch  allgemein  anerkannt  gewesen  sein 
dürfte  und  sich  dann  erst  im  Aasdomsrechte  selbstständig  und  ausnahms- 
weise die  Vorfolge  der  Geschwister  vor  Grosseltern  und  damit  ein  engerer 
Erbenkreis  entwickelte. 

Dass  das  Vorfahrenrecht  den  gesammten  Nachlasstraf,  sich  nicht  etwa 
auf  Gewinngut  und  Fahrniss  beschränkte,  ergeben  schon  die  angeführten 
Bestimmungen.  Daran  darf  auch  nicht  irre  machen,  dass  es  in  derCoutume 
der  Stadt  Lille  i  S  5  heisst :  Un  pere  ou  mere  est  hoir  mobiliaire  de  son  en- 
fant.  Denn  es  ist  da  dieschonS735  erwähnteBehandlung  der  städti- 
schen Liegenschaften  als  Fahrniss,  vgl.  Defacqz  2,  6,  in  Rech- 
nung zu  bringen.  So  zu  Lille  i  S  6  :  Touies  maisons  et  heritages  gisans  en 
la  ville  et  eschevinage  de  Lilie  sont  reputej^  pour  meubles  et  aussi  estre  te- 
nus  dudii  eschevinage,  s'il  ne  apert  du  contraire,  Aehnlich  zu  Seclin  S  i 
und  La  Bassde  S  6 ;  oder  zu  Douai  i  S  2 :  Heritages  patrimoniaux  situe^i 
audit  eschevinage  ne  tiennent  ny  cosiS,  ny  ligne,  et  suivent  en  succession 
nature  de  meubles.  Dieser  Sprachgebrauch  beschränkt  sich  nicht  auf  Wälsch- 
fländern.  Wir  begegnen  ihm  ebenso  in  den  westlich  anstossenden  Gebieten^ 
in  welchen  in  später  näher  zu  besprechender  Weise  das  Recht  des  flachen 
Landes  sich  dem  westfränkischen  insbesondere  bezüglich  des  Fallrechts  und 
des  Nichtsteigens  des  Erblandcs  anschloss,  während  die  städtischen  Liegen- 
schaften sich  ebenso  vererben  sollten,  wie  die  Fahrniss.  So  entspricht  in 
der  Herrschaft  Houdain  südwestlich  von  Bethune  in  Anois  das  Recht 
durchaus  dem  westfränkischen,  vgl.  Bouthors  2,  308  ff.;  aber  nach  dem 
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740]  Recht  der  £schevinage  S  40.  42.  43  verbleiben  alle  Hentages  nach 
dem  Tode  der  Kinder  dem  überlebenden  Eltemtheil  zu  Eigen :  parce  quil^ 
soni  repputei  pour  choses  mobilliaires  non  ienani  ne  cosie  ne  ligne,  Oder  es 
heisst  in  der  Coutume  von  Audruick  in  der  Grafschaft  Guisne  S  4i  und 
Ifhnlich  in  der  des  ebenda  belegenen  Pays  de  L' Angle  S  32,  Bouthors  2. 
680.  681,  dass  die  in  der  Ville  und  Banlieue  gelegenen  Häuser  und  Heri* 
tages :  soni  de  la  mesmc  nature  de  moeubles  et  se  partisseni  comme  iceulx 
menbles. 

Das  fuhrt  also  auf  einheitliche  Vererbung  des  gesammten 
theilbaren  Guts,  wie  wir  sie  S  705  fUr  das  Aasdomsrecht  betonten,  so 
dass  nur  das  untheilbare  oder  geliehene  Gut  nach  Sonderbestimmungen 
vererbt  wurde;  und  damit  auf  einheitliche  Vererbung  des  gesammten  im 
Stadtbezirke  befindlichen  Nachlasses,  so  weit  sich  darunter  nicht  LehngUter 
befanden,  wie  solche  nur  zu  Tournai  erwähnt  werden.  Drückte  man  das 
hier  dahin  aus,  dass  alle  städtischen  Liegenschaften  als  Fahmiss  zu  behan- 
deln seien,  so  suchte  man  dadurch  wohl  nur  die  stadtische  Erbenfolge  der 
der  Landschaft  anzupassen,  in  welcher  sich  das  Vorfahrenrecht  im  allge- 
meinen auf  Fahrniss  und  Gewinngut  beschränkte.  Und  jener  Sprachge- 
brauch beschränkte  sich  nicht  auf  die  Liegenschaften  im  Stadtbezirke ;  wir 
werden  ihm  bei  Besprechung  der  Landschaftsrechte  überall  wieder  be- 
gegnen, wo  das  AUod,  aber  auch  wohl  das  Zinsgut  einzelner  Herrschaften, 
nicht  nach  dem  gemeinen  Recht  der  Landschaft,  sondern  entsprechend  dem 
städtischen  Recht  vererben  sollte.  Und  sollte  die  S  735  geäusserte  Vermu- 
thung  richtig  sein,  dass  diese  Gestaltung  sich  durch  nachträgliche  Ausdeh- 
nung einer  ursprünglich  auf  Fahmiss  und  Gewinnland  beschränkten  Folge 
auf  die  gesammten  Liegenschaften  ergeben  habe,  so  würde  dem  jener  Sprach- 
gebrauch ja  durchaus  entspreclien. 

Dieses  volle  Vorfahrenrecht  ist  im  allgemeinen  den  Nach  bar  rechten 
durchweg  fremd.  Es  fehlt  durchaus  den  deutschflandrischen  Rechten  und 
den  sich  diesen  näher  anschliessenden  des  nördlichsten  Hennegau ;  sind 
da  allerdings  beide  noch  lebende  Eltern  Erben  ihres  Kindes,  vgl.  S  652,  so 
ist  der  überlebende  Elterntheil  entweder  durch  Geschwister  ausgeschlossen 
oder  nimmt  neben  ihnen  höchstens  die  Hälfte.  Werden  wir  dann  in  den 
wälschflandrischen  Landschaftsrechten  selbst  die  französische  Gestaltung 
finden,  wonach  das  Vorfahrenrecht  sich  auf  Gewinnland  und  Fahrniss  be- 
schränkt, so  ist  dieselbe  ebenso  in  den  meisten  angränzenden  Gebieten,  so 
zunächst  im  Recht  der  Grafschaft  Artois  und  dem  des  Cambresis,  dann  im 
wesendichen  auch  im  Recht  der  Grafschaft  Hennegau  massgebend. 

Dagegen  wird  nun  allerdings  in  einzelnen  dem  wälschflandrischen  Ge- 
biete östlich  und  wesdich  nächstbelegenen  Orten  das  volle  Vorfahrenrecht 
oder  doch  Elternrecht  ausdrücklich  betont,  während  sich  doch,  worauf  wir 
zurückkommen,  das  Recht  derselben  übrigens  wesentlich  von  dem  der 
wälschflandrischen  Städte  unterscheidet.  Oestlich,  im  Hennegau,  trifft 
das  das  Recht  von  Valenciennes.  In  der  altern  Coutume,  Com.  de  Hainaut 
3,  353,  heisst  es:  Ils  soient  deiix  tWreSy  ly  ung  a  acheU  her  itaige  dl  il  est 
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venus  de  patrtmosne  ;  ces  freres  ont  pere  oumere  ;  ly  ungmoert:  V  her  itaige 
eschiet  ou  pire  ou  ä  la  mere,  ainchois  que  au  frdre ;  et  en  peultcil^pere  ou 
mir e faire  sa  volonte  sans  nullui  appeller.  Und  in  derneuen Coutume S 92^ 
Cout.  gen.  2,  232,  ist  das  ausdrücklich  auf  die  gesammten  Vorfahren  aus- 
gedehnt: en  deffaiit  de  laquelle  ligne  descendente,  le  plus  prochain  en  ligne^ 
uscendante  succede. 

Häufiger  sind  solche  Erwähnungen  in  den  Angaben  über  die  vom  ge- 
meinen Recht  der  Grafschaft  Artois  abweichenden  Ortsrechte;  vgl.  Cout. 
ge'n.  I,  277  ff.  So  in  der  Coutume  des  Pays  deLalloeu  S  19:  lesdits  pere  ou 
mere  en  la  succession  de  lenrsdiis  enfans  excluenf  les  freres  et  soeurs  du  tri- 
passS.  Ebenso  ist  das  Elternrecht  anerkannt  in  dem  nordwestlich  bei  Be- 
thune  belegenen  Richebourg-T  Avoue  S  44  9  während  es  zu  Richebourg- 
Sc  Vaast  S  30  dadurch  abgeschwächt  erscheint,  dass  der  erbende  Elterntheil 
am  Erbland  nur  Zucht  hat.  Zu  Hervain  S  4  sind  Geschwister  von  Fahmiss 
und  Liegenschaften  durch  Vater  oder  Mutter  ausgeschlossen.  Nach  dem 
Recht  von  Hamblain  östlich  von  Arras  S  4  gehören  alle  heritages  tenus  en 
alleux  an  en  cotterie  ä  son  her itier  plus  prochain  en  ligne  directe,  etenfaute 
de  ligne  directe  en  ligne  collaterale^  was  also  die  gesammte  aufsteigende 
Linie  trifit.  Aber  auch  zu  Arras  dürfte  volles  Vorfahrenrecht  anzunehmen 
sein.  Nach  S  4. 5  sind  alle  in  der  Stadt  und  ihrem  Bezirke  belegenen  Güter 
keinem  Fallrecht  unterworfen,  und:  tous  lesdits  heritages  sortissent  nature 
de  meiibles.  Da  nun  das  gemeine  Recht  der  Grafschaft  für  die  Fahrniss 
volles  Vorfahrenrecht  anerkennt,  so  würde  dasselbe  damit  in  ähnlicher  Weise,, 
wie  auch  zu  Lille,  für  das  gesammte  im  Stadtbezirke  belegene  Gut  aner- 
kannt sein.  Endlich  heisst  es  in  der  Coutume  des  Amts  Bapaume  im  süd- 
lichsten Anois  S  1 3 :  -ff«  succession  defils  ou  de  ftlle  en  defaut  d^  hoirs  des- 
cendants  de  ligne  direct  les  peres  et  meres  sont  leurs  heritiers  en  touttes 
choseSy  sauf  en  fiefs  patrimoniaux^  qui  ne  remontent ;  wonach  wir  annehmen, 
dürfen,  dass  nichtlehnbare  Liegenschaften  nicht  blos  auf  Eltern,  sondern 
auch  auf  Grosseltern  steigen. 

Das  mag  auch  sonst  noch  in  den  Ortsrechten  des  östlichen  Artois  zu- 
getroffen sein,  welche  durchweg  die  Vorfahrenfolge  nicht  erwähnen,  wäh*<> 
rend  das  doch  kaum  den  Schluss  rechtfertigen  dürfte,  dass  diese  sich  da 
trotz  der  sonstigen  starken  Abweichungen  vom  gemeinen  Recht  der  Graf-- 
Schaft  diesem  entsprechend  aufGewinngut  und  Fahrniss  beschränken  sollte. 
Volles  Elternrecht  ergab  sich  überdies  in  dieser  Gegend  wenigstens  that- 
sächlich  überall  da,  wo  in  Folge  der  später  zu  besprechenden  Blutsauflas- 
sung selbst  dann,  wenn  die  Kinder  die  Ehe  nicht  überlebten,  das  gesammte 
Gut  des  Vorverstorbenen  dem  Ueberlebenden  zu  voUem  Eigen  zukam,  wie 
das  dann  ebenso  der  Fall  sein  musste,  wenn  Kinder  die  Ehe  überlebten, 
aber  vor  dem  Ueberlebenden  starben. 

Handelt  es  sich  nur  um  die  an  Wälschflandern  östlich  und  westlich 
anstossenden  Gränzgebiete,  so  legt  das  jedenfalls  den  Gedanken  nahe,  dass 
die  dem  französischen  Rechte  fremde  Ausdehnung  des  Vorfahrenrechts  auf 
Erbland  in  dem  ganzen  Gebiete  in  irgendwelchem  Zusammenhange  steht. 
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740]  Es  kommt  hinzu,  dass  alle  genaantea  Rechte  solche  sind,  welche  auch 
das  Ravestissement  anerkenaen,  und  auch  dadurch,  worauf  wir  zurtlck- 
liommen,  in  nähere  Verbindung  zu  den  wälschflandrischen  Rechten  zu 
treten  scheinen. 

741«  Betonten  wir  für  das  Aasdomsrecht  insbesondere  das  Fehlen 
desFallrechts,so  ergibt  sich  dasselbe,  so  weit  es  sich  um  die  Vorfahren- 
folge handelt,  schon  aus  dem  Gesagten.  Aber  es  ist  überall  schlechtweg  aus- 
gesprochen ,  so  dass  es  auch  beim  Erben  der  Seitenverwandten  nicht  zu- 
trifft. In  den  Rechten  von  Lille  i  $  9,  Douai  i  S  2,  Orchies  i  $  3  ist  un- 
mittelbar bezüglich  der  im  Stadtbezirke  belegenen  H^ritages  patrimoniaux 
oder  nachdem  betont  ist,  dass  diese  als  Fahrniss  zu  behandeln  seien,  ge- 
sagt :  ne  tiennent  ny  coste,  ny  ligne,  Sie  fallen  demnach  auch  in  der  Seiten- 
linie, wie  Lille  i  S  10  ausdrücklich  betont  ist:  aux  plus  prochains  dudit 
irespassdy  soit  du  cosfä  patemel  ou  maternel;  vgl.  Orchies  i  S  5.  Auch  in 
<ien  Landschaften  scheint  das  Fallrecht  wohl  gefehlt  zu  haben.  Bemerkt 
Boutillier  in  der  Somme  rurale  i  tit.  78,  dass  in  manchen  Orten  das  Erb- 
gut nicht  dahin  zurückfalle,  von  wo  es  herrührt,  so  fühn  er  als  Beispiel  das 
Gebiet  von  St.  Amand  en  Peule  an. 

Nur  die  Lehen  bilden  auch  hier,  wie  im  Aasdomsrechte  eine  Aus- 
nahme ;  scheinen  in  den  andern  Stadibezirken  keine  Lehen  vorhanden  ge- 
wesen zu  sein,  so  heisst  es  zu  Tournai :  tous  fiefs  suivent  cosU  et  ligne. 

Auch  das  Näherrecht  der  Blutsfreunde  findet  sich  entsprechend 
behandelt,  wie  im  Aasdomsrechte.  Der  Retraa  ist  zu  Douai  3  S  4  schlecht- 
weg ausgeschlossen,  wahrend  da  zu  Tournai  25  S  5  wieder  die  Lehen  aus- 
genommen erscheinen:  Retraicte par proximiU  n^ a  Heu  is  biens  et  herita^ 
ges  non  feodaux,  situe;{  en  ladite  ville  et  banlieue.  Oder  wo  das  Naher- 
recht zugelassen  ist,  da  steht  es,  wie  wir  das  $707  ebenso  für  das  Aasdoms- 
recht fanden,  dem  nächsten  Blutsverwandten  schlechtweg  zu,  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Seite,  woher  das  Gut  gekommen.  So  zu  Lille  7  S  5  dem//M5 
prochain  de  lignage,  de  quelque  le^  ou  costS  qu'il  soit.  Das  ist  ebenso  wohl 
in  den  Ortsrechten  der  Landschaft  betont.  Nach  dem  von  Camphin  $  9  ist 
ts  nicht  nöthig,  dass  der  Retrahirende  der  Seite  angehört,  von  der  das  Gut 
gekommen :  mais  souffit  qtiil  soit  le plus  prochain;  nach  dem  der  Probstei 
Sedin  S  1 1  gebührt  der  Retraa  gleicherweise  ä  son  proisme  maternel  que 
paternel  en  pareil  degrSy  wahrend  das  ebenda  ausdrücklich  auch  auf  den 
Fall  eines  Verkaufs  durch  Eheleute  oder  einen  derselben  ausgedehnt  wird ; 
das  Recht  gilt  dann  ohne  Rücksicht  auf  die  Herkunft:  tant pour  les parens 
du  mary  que  de  la  femtne;  nur  die  Gradnahe  entscheidet,  da  in  Folge  der 
vollen  Gemeinschaft  das  Gut  aufgehört  hat,  Sondergut  des  Mannes  oder 
.^er  Frau  zu  sein. 

Begründet  dieses  Fehlen  des  Fallrechts  und  eines  die  Seite  berück- 
sichtigenden Naherrechts  insbesondere  einen  Gegensatz  gegen  die  Nachbar- 
gebiete französischen  Rechts,  so  finden  wir  dasselbe  allerdings  wohl  in 
solchen  Nachbarrechten,  welche  auch  bezüglich  des  Vorfahrenrechts 
Uebereinstimmung  zeigen.  So  ist  zu  Arras  $  4  Fehlen  des  Fallrechts  und 
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S  49  des  Näherrechts  ausdrücklich  ausgesprochen.  Nach  der  Coutume  von 
Bapaume  S  1 1 .  1 2  sind  beide  bei  den  heritages  patrimoniaiix,  cotteries  et 
Urres  de  mainferme  ausgeschlossen,  so  dass  ihnen  nur  dxt  fiefs pairimoniaux 
unterworfen  sind.  Aber  es  trifft  das  keineswegs  alle  früher  genannten  Orte 
mit  vollem  Vorfahrenrecht.  Zu  Valenciennes,  dann  in  Artois  im  Recht  von 
Lalloeu,  Richebourg  V  Avoue,  Hervain  und  Hamblain  ist  das  Fallrecht  aus- 
drücklich anerkannt. 

Weiter  aber  wird  zu  beachten  sein,  dass,  wenn  das  volle  Vorfahren- 
recht in  Theilen  von  Hennegau  und  Artois  überhaupt  mit  einem  Nachbar- 
rechte näher  zusammenhängt,  das  nur  das  wälschflandrische  sein  kann. 
Nicht  so  beim  Fehlen  des  Fallrechts.  Dieses  hängt  sichtlich  aufs  engste  zu- 
sammen mit  der  vollen  Gütergemeinschaft,  wie  sie  sich  durchweg  in  den 
wälschflandrischen  Städten  findet  Ebenso  dann  auch  zu  Arras  und  Ba- 
paume; nicht  aber  in  den  genannten  Orten  mit  Fallrecht.  Ganz  dasselbe 
wird  sich  dann  aber  auch  für  Deutschflandern  und  das  nördliche  Henne- 
gau ergeben;  bald  volle  Gütergemeinschaft  ohne  Fallrecht,  bald  dieses  ohne 
jene,  so  dass  es  sogar  näher  läge,  den  Anschlug  dort  zu  suchen,  als  in 
Walschflandem. 

Fehlt  nun  den  wälschflandrischen  Stadtrechten  Fallrecht  und  Näher- 
recht, so  würde  darauf  an  und  für  sich  für  die  ursprünglichen  Verwandt- 
schaftsverhältnisse kaum  grösseres  Gewicht  zu  legen  sein.  Auch  auf  Grund- 
lage eines  Rechts,  welches  beide  ursprünglich  anerkannte,  konnte  man  beide 
gerade  in  Stadtrechten  nachträglich  beseitigen,  weil  das  Erbland,  auf  das  sie 
sich  bezogen,  in  den  Städten  geringere  Bedeutung  hatte  und  weil  durch 
die  Anerkennung  des  Rechts  der  Seite  auf  das  von  ihr  herrührende  Gut  der 
Freiheit  des  Verkehrs  Schranken  gezogen  waren,  deren  Beseitigung  gerade 
in  den  Städten  wünschenswerth  erscheinen  musste*  Aber  jenes  Fehlen 
gewinnt  dadurch  Bedeutung,  dass  es  sich  um  Stadtrechte  handelt,  welche 
sich  auch  in  anderer  Beziehung  dem  Aasdomsrechte  aufs  engste  anschliessen, 
während  in  diesem,  und  vereinzelt  doch  auch  wohl  hier,  das  Fehlen  sich 
nicht  auf  die  Stadtrechte  beschränkt.  Wird  der  enge  Zusammenhang  beider 
Rechte  überhaupt  zugegeben,  so  dürfte  danach,  worauf  wir  zurückkommen, 
umgekehrt  zu  schliessen  sein,  dass  sich  in  dieser  Beziehung  gerade  in  den 
Städten  das  ursprünglichere  Recht  erhalten  hat. 

742.  Das  Hauptgewicht  für  die  enge  Verwandtschaft  mit  dem  Aas- 
domsrechte bezüglich  der  Erbenfolge  möchte  ich  aber  darauf  legen ,  dass 
sich  auch  hier  die  S  7o8  besprochene  volleGleichstellung  vonHalb- 
geschwistern  und  Vollgeschwistern  auch  bezüglich  des  Erbgutes 
wiederfindet,  und  damit  das  ausschliessliche  Massgeben  der  Nähe  des  Gra- 
des ohne  alle  Rücksicht  auf  das  Recht  der  Seiten  oder  auf  den  Vorzug  des 
doppelten  Bandes  so  einseitig  durchgeführt  erscheint,  wie  das  sonstigen 
Rechten  durchaus  fremd  ist.  Die  Belege  lassen  an  Bestimmtheit  nichts  zu 
wünschen  übrig. 

So  zu  Toumai  25  S  6 :  Par  auire  coustume  observäe  en  ladite  ville  et 
au  pouvoir  et  banlieue  d'icelle  ny  a  nuls  dentis  freres  ou  demies  soeurs,  en 
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742]  Sorte  qu  en  la  succession  et  hoirie  d'unfrere  ou  demie  soetir  succedtnt 
egalement  les  demy  fr  er  es  et  demies  soetir  savec  lesfreres  et  soeurs  germains. 
Zu  Douai  1  S  lo:  Fr  eres  et  soeurs,  ores  que  de  divers  licis,  succedent  ^gal- 
lement  l'un  ä  Vautre  es  biens  et  heritages  par  eiix  delaisse^^  situes^  audit 
eschevinage.  Zu  Orchies  i  S  1 1 :  Freres  ousoeurs  uterins  et  d'autre  mariage 
ainsi  et  aussi  avant  que  feroieni  et  succeder  pourroient  les  propres  freres 
et  soeurs  de  mesme  lict  et  mariage  ^  et  ce  ä  compte  de  testes  s'ils  sont  pln- 
sieurs  et  les  biens  et  heritages  par  eux  delaisse^  se  partissent  autant  ä  fun 
comme  ä  f  auire.  Endlich  wird  zu  Lille  i  §  i  o  der  Angabe,  dass  in  der 
Seitenlinie  ohne  Rücksicht  auf  die  Herkunft  des  Gutes  geerbt  wird .  noch 
zugefügt:  et  ny  a  nuls  demys  licts,  que  Von  appelle  demys  freres  ou  demys 
soeurs. 

Ergibt  sich  damit  Uebereinstimmung  gerade  mit  der  auffaUendsten 
EigenthUmlichkeit  des  Aasdomsrechts,  so  ist  es  um  so  beachtenswenher, 
dass  dieselbe  sich  durchaus  auf  das  wälschflandrische  Gebiet  beschränkt. 
Auch  wo  sich  sonst  in  den  Nachbarrechten  Uebereinstimmung  in  dieser 
oder  jener  Richtung  ergibt ,  ist  entweder  die  verschiedene  Behandlung  der 
Halbgeschwister  auf  Grundlage  des  Fallrechts,  derHälftung  nach  den  Seiten 
oder  des  doppelten  Bandes  ausdrücklich  erwähnt,  oder  ergibt  sich  dieselbe 
mit  Sicherheit  aus  den  allgemeineren  Angaben  über  die  Folge. 

743.  Kaum  geringeres  Gewicht  möchte  ich  fUr  den  engen  Anschluss 
an  das  Aasdorasrecht  auf  den  Umstand  legen,  dass  sich  bezüglich  der  Grund- 
lagen der  ehelichen  Vermögensverhältnisse  hier  ebenso,  wie  beim 
Aasdomsrechte,  grosse  Uebereinstimmung  mit  manchen  der  Nachbarrechte 
ergibt,  wahrend  es  eben  damit  nur  um  so  auffallender  wird,  dass  sich  be- 
züglich der  Weiterentwicklung;  von  jenen  Grundlagen  aus  dann  die  wesent- 
lichsten Abweichungen  des  wälschfiandrischenRechts  von  denNachbarrechten 
finden,  welche  sich,  wie  ich  denke,  nur  daraus  erklären  lassen,  dass  jene 
Verhälmisse  sich  in  Wälschflandem  einem  andern,  dem  Aasdomsrechte  ent-^ 
sprechenden  Recht  anpassten.  Es  handelt  sich  dabei  insbesondere  um  das 
sogenannte  Ravestissement,  wie  es  sowohl  in  Wälschflandem,  als  in  den 
angränzenden  Theilen  hier  von  Artois,  dort  von  Hennegau,  erwähnt  wird, 
und  auf  den  ersten  Blick  auf  engsten  Zusammenhang  mit  den  Nachbar- 
rechten zu  deuten  scheint,  während  sich  dann  bei  näherem  Verfolgen  doch 
gerade  da  Umstände  ergeben ,  welche  die  wesentlich  verschiedene  Gestal- 
tung deutlich  erkennen  lassen. 

Zunächst  findet  sich  in  den  wälschflandrischen  Städten  dieselbe  volle 
eheliche  Gütergemeinschaft,  wie  im  Aasdomsrechte,  vgLS7fo.  Le- 
diglich die  Lehen  sind  auch  hier  von  derselben  ausgeschlossen.  So  heisst 
es  zu  Tournai  1 5  S  i :  Deux  conjoincts  par  mariage  sont  par  la  coustume 
communs  en  tous  biens  meubles  et  heritages  nonfeodauisitueienladiieville 
et  ou  pouvoir  d'icelle  par  eux  possede^  ou  ä  eux  appartenans  durant  leur 
conjonctiony  soit  que  lesdits  biens  procedent  de  leur  patrimoine  ou  acquests. 

Der  Antheil  an  der  Gemeinschaft  ist  auch  hier  nach  Hälften  bemessen, 
wie  sich  das  insbesondere  daraus  ergibt,  dass,  wenn  kein  Ravestissement 
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eingreift,  Hälftung  des  gesammten  Eheguts  zwischen  dem 
Ueberlebenden  und  denErben  desVerstorbenen  eintritt.  Jenem 
gebUhn  zu  Douai  i  S  5  :  lajuste  moiiU  des  biens  meubles,  catheux  et  heri- 
iages  situe:{  audit  eschevinage,  dont  ils  jouyssoient  et  esioient  proprietaires 
aujour  du  trespas  du  pr emier  mourant,  et  Vautre  moitid  aux  heritiers  du-- 
dit  Premier  decedani,  dequel  /^^  et  costdquils  viennent  ei  proccdent ;  wäh- 
rend dann  auch  die  Schulden  zu  hälften  sind.  Aehnlich  werden  nach  der 
Coutume  von  Lille  i  S  23.  17  S  6,  dem  Ueberlebenden  zugesprochen:  la 
moitiä  des  bietis  meubles  et  repute^  pour  meubles.  Dabei  steht  wenigstens 
nach  dem  filteren  Rechte  von  Lille,  vgl.  Roisin  1 54,  jedem  Ueberlebenden 
ein  bedeutender  Voraus  an  Fahmiss  zu,  während  derselbe  in  der  spätem 
Coutume  17  S  2. 3  nur  für  die  Wittwe  erwähnt  wird.  Wird  bei  Roisin  be- 
tont, dass  dieser  Voraus  nicht  bei  der  Theilung  mit  Kindern,  sondern  nur 
mit  anderen  Erben  gewähn  wird ,  so  schliesst  sich  das  genau  bezüglichen 
Bestimmungen  des  Aasdomsrechts  an;  vgl.  S  709. 

DerBeginn  der  Gemeinschaft  knüpft  sich  sichtlich  in  den  Städten 
an  die  Eheschliessung  selbst,  wie  das  überwiegend  auch  im  Aasdoms- 
rechte der  Fall  war;  vgl  S  710.  Aber  nach  Sonderrechten  der  One  des 
Amts  Lille  erscheint  die  volle  Gemeinschaft  nicht  in  gleicher  Weise  schon 
durch  die  Ehe  selbst  begründet,  sondern  erst  durch  GeburteinesK  indes; 
wir  werden  bei  Besprechung  der  Blutsauflassung  darauf  zurückkommen. 
Auffallenderweise  scheint  das  in  Abweichung  von  jenen  Angaben  der  Cou- 
tume von  1533,  welche  lediglich  die  Ehe  betonen,  auch  für  Lille  selbst  in 
der  altem  Angabe  bei  Roisin  88,  Rav.  $11,  ausgesprochen:  Lois  est  qne  se 
bourgois  de  eheste  ville  se  marie  et  prent  femme  bourgoi^e  ou  non  bour- 
goise  et  il  ne  raviestissent  mie  li  uns  Vautre,  se  li  hom  a  yretage  qui  de  par 
lui  viegne  et  quil  et  se  femme  naquiSrent  mie  ensanle ,  chius  yretages  qui 
de  par  le  bourgois  vient,  se  li  bourgois  mucrt  avant  de  le  femme ,  revient  as 
hoirs  del  bourgois,  sans  nient  demorer  ä  le  femme;  nur  das  Gewinnland 
wird  gehälftet  und  die  Fahmiss ,  wenn  der  Erbe  die  Hälfte  der  Schulden 
Übernimmt.  Daraus  ist  schwerlich  zu  schliessen,  dass  zu  Lille  im  vierzehnten 
Jahrhundene  die  Gemeinschaft,  wenn  keine  Wechselauf  lassung  oder  Bluts- 
auflassung erfolgt  war,  nur  Gewinnland  und  Fahmiss  umfasste  und  sich 
erst  später  auch  auf  Liegenschaften  ausdehnte.  Die  Erklärung  wird  in  an- 
derer Richtung  zu  suchen  sein.  Die  volle  Gemeinschaft  umfasste  auch  die 
Liegenschaften.  Aber  nur  die  in  den  Stadtbezirken  belegenen;  und  diese 
wurden,  insbesondere  auch  zu  Lille,  vgl.  S  740,  den  Meubles  zugerechnet. 
Es  steht  daher  der  Annahme  nichts  im  Wege,  dass  Roisin  hier  bei  den  H^- 
ritages  lediglich  ausser  dem  Stadtbezirk  belegenes  Erbland  im  Auge  hatte, 
wie  es  ja  häufig  in  den  Händen  von  Bürgern  sein  mochte;  solches  fiel  dann 
allerdings  nach  dem  Rechte  der  Landschaft  nicht  in  das  zu  hälftende  Ge- 
meingut, wie  sich  das  schon  aus  den  bezüglichen  Angaben  ergibt,  nach 
denen  die  Gemeinschaft  sich  nur  auf  die  städtischen  oder  die  als  Fahrniss 
zu  behandelnden  Liegenschaften  erstreckt. 

F  i  c  k  e  r ,  Untersuchungen.  III.  7 
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744.  Soll  der  Ueberlebende  einfach  das  gesammte  Ehegut  mit  den 
Erben  des  Verstorbenen  hälften,  ohne  dass  irgendwelche  weitere  Ansprüche 
desselben  erwähnt  werden,  so  ergibt  sich  schon  daraus  das  Fehlen  ge- 
setzlicher Zucht  des  Ueberlebenden  am  Gute  des  Verstor- 
benen, wie  wir  es  S  712  ebenso  im  Aasdomsrechte  fanden«  Allerdings  ist 
in  den  bezüglichen  Rechten  mehrfach  von  einem  Douaire  coutumier  der 
Frau  die  Rede  in  Unterscheidung  vom  Douaire  conventionnel,  welches  ihr 
im  Heirathsvertrage  in  beliebiger  Höhe  besteUt  werden  konnte ;  es  wird  ins- 
besondere erwähnt,  so  zu  Douai  6  S  I9  Orchies  5  S  i,  dass  die  Wittwe  die 
Wahl  hat,  sich  an  das  gesetzliche,  oder  aber  an  das  vereinbarte  Douaire  zu 
halten.  Was  aber  darunter  zu  verstehen,  ergibt  sich  bestimmt,  wenn  es  zu 
Tournai  16  S  5  heisst,  die  Frau  könne:  choisir  U  douaire  cousfumier  con- 
sistant  en  Ja  moiiU  de  tous  les  biens  meubles  et  heriiages  non  feodaux  situe^ 
en  ladiie  ville,pouooir  et  banlieiie  d"  icelle  ä  eux  appartenans  et  par  eux  pos- 
sessei(  en  commun  ä  la  charge  de  payer  la  moitid  de  leurs  debtes;  es  handelt 
sich  also  nur  um  die  der  Frau  zukommende  Hfilfte  des  Gemeinguts. 

Abweichend  von  diesem  Sprachgebrauch  hat  man  in  Nachbarrechtea, 
welche  gleichfalls  nur  nach  Hälften  bemessene  volle  Gemeinschaft  ohne 
Zucht  des  Überlebenden  kennen,  beim  Ausdrucke  Douaire  coutu- 
mier wohl  zunächst  nur  das  einseitige  westfränkische  Douaire  der  Frau 
am  halben  Erbgut  des  Mannes  im  Auge,  das  dann  ausdrücklich  ausge- 
schlossen erscheint  So  etwa,  wenn  in  der  Coutume  von  Arras  S  22  jedem 
Ueberlebenden  das  halbe  Ehegut  zugesprochen  wird  und  es  dann  S  54 
heisst :  Les  veufves  par  le  trepas  de  leur  marys  ne  peuvent  demander  sur  les 
heritages  de  leurdits  marys  situe^  audit  eschevinage  douaire  que  Ton  appelle 
communSment  au  pays  douaire  coustumier.  In  andern  Nachbarrechten,  so 
auch  in  deutschflandrischen,  wird  wohl  die  jedem  Ueberlebenden,  auch 
dem  Manne,  zustehende  Zucht  am  Vermögen  des  Verstorbenen  als  Douaire 
bezeichnet;  vgl  Defacqz  2,  107. 

Ist  im  Recht  von  Lille  der  Ausdruck  überhaupt  vermieden  und  bei 
den  entsprechenden  Angaben  1 7  S  1  ff-  nur  von  einem  Droit  de  veuve  die 
Rede,  so  ergibt  sich  zu  Tournai,  Orchies  und  Douai  Anschluss  an  den  west- 
fränkischen Sprachgebrauch  insofern,  als  nur  von  einem  Douaire  der  über- 
lebenden Frau  die  Rede  ist.  Aber  dieses  Douaire  coustumier  der  Frau  be- 
steht hier  in  nichts  Anderm,  als  in  dem  Recht  auf  das  halbe  Gemeingut,  wie 
es  dem  Manne  ganz  ebenso  zusteht,  und  bei  dem  es  sich  nicht  um  blosse 
Zucht,  sondern  um  Eigen  handelt.  Zwischen  Mann  und  Frau  in  dieser 
Richtung  zu  scheiden  konnte  nur  etwa  dadurch  veranlasst  sein,  dass  es 
wohl  der  Frau,  nicht  auch  dem  Manne  zustand,  auf  ihre  auch  die  Schulden 
umfassende  Hälfte  zu  verzichten  und  sich  an  das  ihr  ohne  Rücksicht  auf 
die  Schulden  zukommende  Douaire  conventionnel  zu  halten. 

Dagegen  hat  allerdings  die  Winwe  ein  einseitiges,  nur  Zucht  begrün- 
dendes Douaire  an  den  Lehen  des  Mannes,  welche  von  der  Gemeinschaft 
ausgeschlossen  sind ;  nach  Tournai  1 6  S  6  gehört  zum  Douaire  coustumier 
derselben  ausser  jener  Hälfte  des  Eheguts :  la  jouissance  sa  vie  durant  de 
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Ja  moitU  des  fiefs  apparienanis  ä  soridici  mary,  soient  patritnoniaux  oupar 
luy  acquiSy  desquels  ledit  mary  seroit  mort  her  Hier,  Wir  kommea  darauf 
zurück. 

Entsprechen  bis  dahin  diese  Verhältnisse  dem  Aasdomsrechte,  so  er- 
gibt sich  doch  auch  kein  bestimmterer  Gegensatz  gegen  manche  Nachbar- 
rechte. Ist  als  wesentlich  der  Umstand  zu  betrachten,  dass  auf  Grund  der 
Ehe  selbst  dem  überlebenden  Ehegatten,  insbesondere  auch  der  Wittwe 
keine  Zucht  am  Vermögen  des  Verstorbenen  zusteht,  so  findet  sich  das 
ebenso  in  den  angränzenden  Theilen  von  Artois  und  Hennegau ;  dann  aber 
auch  in  den  zahlreichen  deutschflandrischen  Rechten ,  welchen  die  halbe 
Zucht  des  Ueberlebenden  unbekannt  ist.  Und  werden  da  vielfach  nur  Er- 
rungenschaft und  Fahrniss  gehälftet,  wtthrend  das  Erbland  des  Verstorbenen 
einfach  an  seine  Seite  zurückfallt,  so  findet  sich  in  allen  jenen  Ge- 
bieten doch  auch  daneben  volle  Gemeinschaft,  wie  im  wälschfiandrischen 
Recht. 

746.  Dagegen  ergibt  sich  nun  wenigstens  den  deutschflandrischen 
Rechten  gegenüber  ein  bestimmterer  Gegensatz  darin,  dass  auch  bei  unbe- 
erbt gebliebener  Ehe  dem  überlebenden  Eheganen  Zucht  oder  Eigenthum 
am  ganzen  Gute  des  Vorversterbenden  eingerttumt  werden  kann  durch 
das  sogenannte  Entravestissement  oder  Ravestissement  par  lettres ,  durch 
Wechselauflassung,  wie  ich  bereits  $712  das  wesentlich  gleichge- 
staltete Institut  des  Aasdomsrechts  bezeichnete,  um  es  von  dem  umfassen- 
deren Don  mutuel,  der  Wechselgabe  oder  Wechselschenkung,  bestimmter 
zu  unterscheiden.  Den  deutschfiandrischen  Rechten  ist  dieselbe ,  so  weit 
ich  sehe,  durchaus  fremd ;  ist  vereinzelt  auch  hier  zu  Bailleul  5  S  4,  Ypern 
7  S  4  und  Rousselare  8  S  4  von  einem  Ravestissement  die  Rede,  so  ergeben 
sich  da  sachlich,  worauf  wir  zurückkommen,  die  wesentlichsten  Unter- 
schiede. War  das  nicht  schon  im  Heirathsvertrage  geschehen,  so  durfte  im 
allgemeinen  nach  geschlossener  Ehe  in  Deutschflandern  keiner  der  Eheleute 
dem  andern  noch  Rechte  an  seinem  Gute  einräumen,  die  über  das,  was 
dem  Ueberlebenden  gesetzlich  zukam,  hinausgingen ;  sie  durften  sich  nicht 
itvantager  oder  verschoonen;  vgl.  Britz  Droit  Belg.  769. 829.  Dagegen  findet 
sich  das  Ravestissement  par  lettres  in  den  Nachbarrechten  von  Anois  und 
Hennegau  wesentlich  in  derselben  Gestaltung,  wie  in  Wfllschfiandern. 

Bei  der  Wechselauflassung  handelt  es  sich  darum,  dass  Eheleute,  deren 
Ehe  kinderlos  geblieben  war  und  bei  welcher  daher  nicht  schon  die  spfiter 
zu  besprechende  Blutsauflassung  ohnehin  entsprechende  Ansprüche  be- 
gründet hatte,  sich  vor  Gerichte  oder  doch  in  Gegenwart  von  Schöffen  ge- 
genseitig ihr  Gut  oder  einen  Theil  desselben  vergaben  und  damit  dem 
Ueberlebenden  Ansprüche  an  das  Gut  des  Verstorbenen  zuwenden,  welche 
ihm  ohnedem  in  Folge  der  Ehe  selbst  nicht  zugestanden  haben  würden. 
Nur  darauf  beschrankt  sich  zweifellos  ursprünglich  der  Ausdruck  Reave- 
stitio,  vgl.  Brunner  inZeitschr.  f.  Rechtsg.  29,  79,  Ravestissement  oder  En- 
travestissement, der  damit  zusammenhängt,  dass  die  Uebereignung,  wie 
auch  sonst  bei  Liegenschaften,  durch  Devest  oder  Dessaisine  und  Vest  oder 
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745]  Saisine,  durch  wechselseitige  Auflassung  an  den  Richter  und  Einwei- 
sung durch  diesen,  geschah. 

In  dem  Ortsrechte  vonPeule  inArtois,  Cout.  gen.  1,415,  ist  die  Form 
bestimmter  angegeben :  se  dessaisit  par  rang  (rain)  et  baston  le  mary  au 
proffit  de  sa  femme  de  ses  heritages  en  la  main.  dudit  mayeur^  et  en  est  la- 
dittefemme  saisie  par  ledit  mayeur  ;  et  aussi  se  dessaisit  la  femme  au  prof- 
fit de  sondit  mary  des  heritages,  quellea.  In  einer  bezüglichen  Verbriefung 
der  Schöffen  von  Toumai  von  1370,  Somme  rurale  ed.  Charondas  886» 
wird  als  massgebende  Handlung  angegeben,  dass  die  Eheleute  sich  mit 
ihrem  ganzen  Gut:  ont  revesty  en  notre presence,  comme  en  fait  et  en pre- 
sence  de  loy  revesiirent  fun  Vautre  bien  etä  tout  solennitS  de  loy ;  während 
dann  weiter  auf  Bitten  der  Eheleute:  nous  avons  tout  ledict  revestissenient 
receUyfaict,  baillS  et  passd  ä  la  loy,  und  darüber  lettres  de  cyrographe  ge- 
fertigt, wovon  der  eine  in  der  Schöffenlade  hinterlegt,  der  andere  den  Ehe- 
leuten ausgehändigt  wurde.  Dabei  ergibt  die  Coutume  von  Arras  von  1 507 
S  7.  8,  Bouthors  2,  267,  dass  bezüglich  der  Fahmiss,  wo  sie  auch  befind- 
lich sein  mochte.  Auflassung  vor  den  Schöffen  des  Wohnorts  genügte,  dass 
aber  für  die  Liegenschaften  eine  besondere  Auflassung  in  jeder  Eschevinage 
erfolgen  musste,  in  der  sie  belegen  waren. 

Als  besondere  Form  wird  dann  noch  ein  Kuss  der  Eheleute  erwähnt. 
Nach  Arras  $  i  erscheinen  die  Eheleute  vor  zwei  Schöffen :  et  recognoisseni 
famour  de  mariage  quils  ont  fun  ä  tautre,  et  en  iceluy  demonstrant  la 
femme  va  baiser  son  mary  en  lapresence  desdits  eschevins.  Entsprechend 
nach  Tournai  1 5  $  1 3,  wo  die  Auflassung  nur  an  einem  der  drei  allge- 
meinen Gerichtstage  geschehen  sollte ;  um  zu  erweisen :  quUls  fönt  lesdicts 
ravestissemens  de  leurs  franches  et  libres  volonte^  et  sans  aucune  con- 
strainte,  sont  iceux  ravestissans  accoustume^  de  apres  lesdits  ravestissemens 
faits  et  passes^  baiser  publiquement  fun  fautre  en  presence  desdits  eschevins 
et  autres  personnes  illec  estans.  Ganz  entsprechend,  wie  wir  das  S  7 1 5  im 
Aasdomsrechte  betont  fanden,  erscheint  weiter  auch  hier  zu  FoncjuevIUers 
südwestlich  von  Arras,  Bouthors  2,  278,  die  Bcfugniss  zur  Wecbselauflas- 
sung  dadurch  bedingt:  y«i/{  soient  en  santd  et prosperitd  et  quil^ puissent 
aler  avant  le  rue. 

Der  AusdruckRavestissement  ist  dann  sicher  erst  nachträglich 
auf  die  Blutsauflassung,  auf  das  Ravestissement  de  sang  ausgedehnt,  ob- 
wohl da  eine  Auflassung  gar  nicht  eingreift;  den  Anlass  wird  nur  gegeben 
haben,  dass  die  Geburt  eines  Kindes  entsprechende  Wirkungen  hatte ,  wie 
jene  Wechselauflassung.  In  manchen  Coutumes,  so  auch  in  denen  von  Lille 
und  Tournai ,  ist  dem  entsprechend  denn  auch  von  verschiedenen  Arten 
des  Ravestissement  überhaupt  nicht  die  Rede  und  beschränkt  sich  der  Aus- 
druck auf  die  Wechselauflassung,  während  dann  nur  etwa  gesagt  ist,  dass 
die  Geburt  eines  Kindes  dieselben  Wirkungen  habe ;  oder  es  werden  auch 
die  Ausdrücke  Ravestissement  und  Don  mutuel  als  gleichbedeutende  ge- 
braucht. Sprach  man  da  aber  später  sehr  allgemein  auch  von  einem  Rave- 
stissement de  sang,  und  wurde  es  nöthig,  jenes  bestimmter  zu  kennzeichnen, 
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so  hielt  man  sich  aa  die  Lettres,  durch  welche  das  Gericht  die  geschehene 
Wechselauflassung  bekundete. 

746«  Die  Wirkungen  der  Wechselauflassung  sind  nun  in 
den  wajschflandrischen  Stadtrechten  sehr  weitgehende,  aber  nicht  ganz  über- 
einstimmende. ZumTheil  bewirkt  sie  nur  Eigen  anderFahrnissund 
Zucht  an  den  Liegenschaften.  Zu  Tournai  15  S  9  erhält  in  Folge 
derselben  der  Ueberlebende :  tous  leurs  meubles  pour  luy  et  ses  hoirs  et  la 
possession  de  leurs  heritages  nonfeodaux  situe^  en  leur  eschevinage  sa  vie 
duranty  wogegen  er  die  Schulden  zu  zahlen  hat;  nach  seinem  Tode  kom- 
men dann  die  Heritages  dahin :  oü  ils  doivent  aller  par  loy,  ä  sfoooir  la 
moitW  aux  hoirs  du  premier  decedä  et  Vautre  moitU  atix  hoirs  du  dernier 
trespassif.  Wahrend  er  ohne  Auflassung  sogleich  die  Hälfte  der  Fahrniss 
und  der  Liegenschaften  an  die  Erben  des  Verstorbenen  abzugeben  haben 
würde,  verbleibt  ihm  jene  ganz  zu  frei  vererblichem  Eigen,  während  er 
diese  zu  lebenslänglicher  Zucht  erhält  Nach  seinem  Tode  kommen  dann 
diese  entsprechend  der  vollen  Gütergemeinschaft  nicht  nach  der  Herkunft, 
sondern  nach  Hälften  an  die  Seiten.  Dem  entsprechend  wird  auch  zu 
Tournai  in  dem  erwähnten  Schöffenbriefe  Eigen  an  der  Fahrniss  und  Zucht 
an  den  Heritages  bestimmt.  Ist  da  bei  Beendigung  der  Zucht  nicht  auf 
Hälftung  hingewiesen,  sondern  auf  Rückfall  der  Hentage  dahin :  oii  il  de- 
Vera  retourner  par  loy  et  usage  du  Heu,  so  wird  beachtet  sein,  dass  die  Ehe- 
leute nicht  blos  städtische,  in  die  Gemeinschaft  fallende  Liegenschaften 
hatten. 

Nach  den  Rechten  der  andern  Städte  aber  konnten  weitergehend  in 
Folge  der  Auflassung  dem  Ueberlebenden  auch  die  gesammten  Liegen- 
schaften zu  Eigen  verbleiben,  so  dass  sich  für  ihn  Eigen  am  ganzen 
Nachlasse  ergab,  so  weit  dieser  nach  dem  Stadtrecht  zu  behandeln  war. 
Schon  in  Roisin  Franchises  de  Lille  88,  Rav.  S  1 1,  heisst  es  in  Gleichstel- 
lung der  Wirkungen  des  Ravestissement  und  der  Geburt  eines  Kindes:  Et 
se  li  hom  ei  lifemme  raviesiissent  li  uns  Vautre,  ou  Hont  hoirs  un  ou  plui- 
seurs  ensanle  de  leur  car,  vivans  ou  vivant,  ou  se  li  hoir  ou  li  hoirs  estoienf 
mort  ou  morSj  pruec  qu  il  aii  li  hoirs  eut  vie  et  baptesme ,  tout  li  yretage 
qn  il  aroient  ensanle  dedens  le  loy  deceste  ville,  ausibien  chil  qui  verroient 
de  par  le  cost/  del  komme ,  que  chil  qu  il  aquerroieni  ensanle,  et  tout  li 
meuble  catel  quUl  aroient  ensanle  li  homme  et  lifemme,  demeurentdou  tout 
Sans  nul  parchonnier  au  darrain  vivant,  sauf  chou  qui  li  raviestissement 
soit  aprouv^s  ei  connus  devant  eschevtns,  ou  qu  il  aient  eut  hoir  ensanle  de 
leur  car,  qui  vie  aii  eut  et  baptesme,  si  que  dit  est.  Allerdings  ist  da  aus- 
drücklich nur  gesagt,  dass  das  gesammte  Gut  ohne  alle  Theilung  dem  lieber-: 
lebenden  verbleibt,  nicht  gerade,  dass  es  ihm  als  frei  vererbliches  Eigen  ver- 
bleibt. Nach  der  spätem  Coutume  von  Lille  5  S  14  können  sich  die  Ehe-, 
leute  ihr  gesammtes  Gut  mit  Einschluss  der  heritages  repute^  pour  meubles, 
vgl.  S  740,  wechsekeitig  auf  lassen :  en  yapposant  telles  divises  ctconditions 
que  bon  leur  semble.  Danach  hatten  sie  jedenfalls  die  Beftigniss,  Verbleiben 
auch  der  Liegenschaften  zu  vollem  Eigen  zu  bestimmen. 
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746]  Bestimmter  ist  das  volle  Erbrecht  in  der  Couturoe  von  Douai  i  S  3-  4 
betont  Die  Etidtutt  peuvenf  par  teures  entraoestir  Vun  fautre  für  ihr  ge- 
sammtes  Gut  pour  en  jouyr  et  estre  possede^  par  le  survivant  desdits  con- 
joincts  et  y  succeder  tant  en  usufruict  que  propriete;  und  weiter  wird  als 
Wirkung  beider  Arten  des  Ravestissement  schlechtweg  bestimmt,  dass  dem 
Ueberlebenden  das  ganze  Gut  verbleibt /^^Mr^wy^w^r,  user  et  posseder  heri- 
tablement  comtne  de  sa  chose  propre ^  ohne  dass  beim  Fehlen  von  Kindern, 
also  bei  der  Wechselauflassung:  les parens  du pr emier  mourant y puissent 
avoir  aucun  drotct,  Ist  das  in  der  Coutume  von  Orchies  i  S  2  ganz  ebenso 
als  Recht  jedes  Ueberlebenden  ohne  Erwähnung  des  Ravestissement  ausge- 
sprochen, würde  damit  jenes  volle  Erbrecht  schon  Wirkung  der  Ehe  selbst 
sein,  so  greift  da  zweifellos  ein  Missgrifif  bei  der  Redaction  oder  beim  Ab- 
drucke ein ;  denn  3  S  4.  5  ergibt  sich  aufs  bestimmteste,  dass  das  auch  hier 
eine  Wechselgabe  voraussetzt.  Aufifallenderweise  werden  da  aber,  wie  das 
ebenso  zu  Douai  zutrifft,  zwei  Arten  derselben  auseinandergehalten.  Nach 
S  4,  und  wördich  übereinstimmend  zu  Douai  3  S  13,  können  mary  etfemme 
während  der  Ehe  avancer  par  testament  ou  autrement  Vun  V  autre  en  rous 
leurs  biens,  meubles^  maisons  et  heritages,  en  tout  ou  en  partie,et  y  apposer 
telles  chargeSy  conditions  et  modifications ,  que  bon  leur  semble.  Dann  heisst 
es  S  5  in  engerm  Anschluss  an  Douai  i  S  3,  dass  Eheleute  sich  auch  mit 
ihrem  ganzen  Gut  entravestiren  können  pour  en  jouir  et  posseder  par  le 
survivant  heritablement  et  ä  toujours  et  y  apposer  telles  autres  charges  et 
conditions  que  bon  leur  semble ,  dass  das  aber  d  peine  de  nullit^  unter  Zu- 
ziehung von  mindestens  zwei  Schöffen  geschehen  müsse.  Das  stimmt  nicht 
wohl  dazu,  dass  anscheinend  auch  durch  gemeinsames  Testament  dasselbe 
zu  erreichen  war.  Ohne  weiter  darauf  einzugehen  möchte  ich  annehmen^ 
dass  ursprünglich  nur  die  Wechselauflassuog  vor  Schöffen  zulässig  war^ 
erst  nachträglich  dann  im  Anschluss  an  römisches  Recht,  wie  wir  das  $7 17 
auch  sonst  fanden,  die  zweite  Bestimmung  aufgenommen  wurde. 

Dass  sich  diese  weitgehenden  Wirkungen  der  Wechselauflassung  vor 
Schöffen  nicht  auf  die  Städte  beschränkten,  ergeben  die  Angaben  über  die 
Abweichungen  einzelner  Ortsrechte,  vgl.  Com.  g^n.  2,  916  ff.,  von  der 
allgemeinen  Coutume  der  Kastellanie  Lille,  in  welcher  1 2  S  6  das  Verbot 
aller  Schenkungen  unter  Eheleuten  schlechtweg  ausgesprochen  ist.  Wo  die 
Wechselauflassung  überhaupt  erwähnt  ist,  bezieht  sie  sich  auf  das  ganze 
Gut  mit  Einschluss  der  He'ritages.  Zu  Pont  ä  Vendin  S  7  erhält  der  Ueber- 
lebende,  wie  zu  Tournai,  nur  Zucht,  während  nach  seinem  Tode  das  Erb- 
gut an  die  Seiten  zurUckfMIt,  so  dass  hier  keine  volle  Gütergemeinschaft 
bestand.  Zu  Armentieres  $  5  sind  die  Bedingungen  dem  Ermessen  der  Ehe- 
leute anheimgestellt.  Aber  zu  Sedin  S  3,  La  Bassde  S  1 3  und  Comines  S  20 
bewirkt  die  Auflassung  volles  Erbrecht  des  Ueberlebenden,  wenn  nicht  aus- 
drücklich Anderes  bestimmt  war;  er  erhält  das  gesammte  Gmx:  pour  en 
jouyr,  user  et  possesser  par  le  survivant  ä  son  plaisir  et  volonte ,  fCest  que 
par  ledit  raoestissement  soit  autrement  devisi  et  conditionn/,  oder :  s'  il  ny 
a  devise  et  condition  expresse  aucontraire.  Umgekehrt  hat  nach  denUsages 
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des  östlich  unweit  Douai  gelegenen  Pecquencourt  von  1522,  Com.  deHai- 
naut  3,  »v,  dasRavestissement  in  der  Regel  nur  Zucht  zur  Folge,  während, 
wie  entsprechend  zu  Carvin  S  24,  Bouthors  2 ,  402,  volles  Erbrecht  erst 
mit  der  Gebun  eines  Kindes  eintrat;  war  es  aber  ausdrücklich  gemacht  ä 
hoirs  et  sans  hoirs,  so  erbt  der  Letzdebende  zu  vollem  Eigen  für  sich  und 
seine  Erben.  Freilich  wird  dann  zugefügt:  Semble  ä  ceul^  de  la  ville  que 
apres  le  trepas  des  detix  conjoings  ainsy  ravestus  les  hiriiaiges  pairimoniaulx 
debuerant parüe  par  moittyd.  Daraus  wird  zu  schliessen  sein,  dass  entweder 
das  Recht  nicht  sicher  feststand,  oder  dass  man  wenigstens  jetzt  den  Aus- 
schluss der  Erben  des  Verstorbenen  auch  nach  dem  Tode  des  Ueberleben- 
den  als  unbillig  erklärte. 

Nun  ist  einerseits  nach  einzelnen  der  angefühnen  Belege  jener  Aus- 
schluss allerdings  ebenso  bestimmt  ausgesprochen,  wie  wir  das  bei  der 
Blutsauflassung  finden  werden.  Andererseits  mag  aber  doch  darauf  hinge- 
wiesen sein,  dass  solche  Angaben,  in  welchen  zunächst  nur  betont  ist,  dass 
der  Ueberlebende  das  Gut  ganz  nach  seinem  Belieben,  also  doch  unver- 
fangen,  nutzen  und  besitzen  soll,  sich  auch  erklären  würden,  wenn  man 
nur  das  im  Auge  hatte,  was  ich  S  597  als  unvererbliches  Eigen  bezeichnete, 
so  dass  nur  für  das,  was  nach  dem  Tode  des  Ueberlebenden  noch  erübrigte, 
sich  wieder  das  Recht  beider  Seiten  durch  Hälftung  oder  Fallrecht  geltend 
machte.  Unsere  Untersuchung  wird  uns  auf  den  Umstand  zurückführen. 

747.  Bezüglich  des  Verhältnisses  zu  andern  Rechten  wird  nun  zu 
beachten  sein,  dass  die  Wechselauf  lassung  sich  auch  hier,  wie  wir  das  S  7 1 2 
ebenso  für  das  Aasdomsrecht  betonten,  als  Ausnahme  vom  Verbot 
der  Schenkungen  unter  Ehegatten  darstellt  und  zwar  als  die  einzig 
zulässige.  Wie  das  Verbot  in  der  Coumme  von  Lille  5  S  4  allgemein  aus- 
gesprochen ist,  so  heisst  es  zuTournai  1 5  S  8 :  Que  deux  conjoints  parma- 
riage  ne  peuvent  par  dort  d*  entre  vifs,  testameni  ou  autrement  aucunement 
advanfer  r  un  V  autre  de  leurs  biens  commnnSj  nestoit  par  donation  mu- 
iuelle,  apelUe  ravestissementj  laquelle  a  seulement  Heu  entre  conjoincts  non 
ayans  enffant.  Werden  zu  Douai  und  Orchies  ausser  dem  Ravestissement 
auch  andere  Schenkungen  unter  Ehegatten  als  zulässig  bezeichnet,  so  dürfte 
da,  wie  vorhin  bemerkt,  an  Einfluss  des  römischen  Rechts  zu  denken  sein. 
Andernfalls  würde  anzunehmen  sein,  dass  das  Recht  der  Baillage  von  Douai 
und  Orchies,  vgL  Cout.  ge'n.  2, 977,  auf  das  der  beiden  Städte  Einfiuss  ge- 
nommen hätte,  da  es  da  schlechtweg  heisst :  Vhomme  peut  avancher  safem- 
me  de  ses  biens y  heritagesy  moeubles  ou  immoeubles,  et  lafemme  son  mary. 

Konnten  sich  nach  den  meisten  Rechten  die  Eheleute  in  dem  durch- 
weg unter  Zuziehung  undBilligung  der  nächsten  beiderseitigen  Verwandten 
eingegangenen  Heirathsvertrage  jeden  Vortheil  zuwenden ,  so  finden  wir 
das  Verbot  von  Schenkungen  unter  Eheleuten  nach  der  Ehe- 
scbliessung,  durch  welche  die  Erben  des  Schenkers  benachtheiligt  wurden, 
auch  in  den  hier  zu  beachtenden  Nachbarrechten  allgemein  ausgesprochen. 
Zum  Theil  gilt  es  ausnahmslos ,  so  dass  auch  irgendwelche  Wechselgabe 
nicht  zugelassen  ist.  So  durchweg  in  Flandern.  So  heisst  es,  was  hier  ins- 
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747]  besondere  zu  beachten,  in  den  allgemeinen  Coutumes  der  Grafschaft 
Artois  von  1509  S  57  und  1540  S  89:  L komme  nepeut  avancher  safem- 
mey  ne  la  femme  son  mary^  par  disposition  iesiamcniairey  ne  autrement  ; 
irgendwelche  Ausnahme  wird  nicht  erwähnt.  So  etwa  in  der  Coutume  der 
Baillage  Laon  S  6:  Don  mutuel  na  Heu  et  ne  peuoent  deux  canjoincti^  par 
mariage  donner  Vun  a  l'autre  aucune  chose. 

Im  allgemeinen  erscheint  in  den  benachbanen  westfränkischen  und 
lothringischen  Rechten  das  Verbot  als  Regel,  aber  so,  dass  Ausnahmen 
zulässig  sind.  Diese  sind  verschieden  gestaltet.  Sie  treffen  auch  wohl  ein- 
seitige Schenkung  oder  letztwilliges  Vermächtniss  und  mögen  dann  wieder 
durch  römischrechtliche  Bestimmungen  beeinflusst  sein,  denen  sich  die  An- 
gaben in  der  Somme  rurale  i  t.  45.  74  anschliessen.  So  darf  nach  Beau- 
manoir  12  S  3.4,  vgl.  S  10,  jeder  der  Ehegatten  das,  worüber  ihm  freie  Ver- 
fügung zusteht,  Fahrniss,  Gewinngut  und  ein  Fünftel  des  Erbguts ,  zwar 
nicht  einem  seiner  Kinder  als  Voraus,  wohl  aber  dem  andern  Ehegatten 
vermachen.  Nach  einzelnen  Coutumes,  vgl.  Viollet  Etabl.  i,  149,  sind  zwar 
Schenkungen  der  Frau  an  den  Mann,  nicht  aber  des  Mannes  an  die  Frau 
verboten. 

Als  allgemeiner  anerkannte  Ausnahme  aber  findet  sich  nur  die  Wech- 
selgabe, das  Don  mutuel.  In  der  Lex  Ribuaria  c.  49  wird  der  Adfatimus 
unter  kinderlosen  Eheleuten  so  erwähnt,  dass  nach  dem  Tode  des  Ueber- 
lebenden  das  Gut  an  die  beiderseitigen  Erben  zurückfWt.  Ebenso  handelt 
es  sich  in  den  bezüglichen  Formeln  für  Wechselgabe,  vgl.  Roziere  Nr.  245  ff., 
durchweg  nur  um  Zucht  an  den  gesammten  Liegenschaften  des  Verstor- 
benen oder  einem  Theile  derselben;  vgl.  Sandhaas  Gütern  99.  Deuten  die 
Ausdrücke  vereinzelt  auch  wohl  auf  Uebergang  an  den  Ueberlebenden  zu 
frei  vererblichem  Eigen ,  so  mag  es  doch  sehr  fraglich  sein,  ob  wir  das  als 
Zeugniss  für  germanisches  Recht  verwenden  dürfen.  Denn  die  Bestimmung 
des  spätem  römischen  Rechts,  wonach  alle  Schenkungen  unter  Ehegatten 
rechtskraftig  werden,  wenn  sie  bis  zum  Tode  nicht  wiederrufen  sind,  war 
in  die  Lex  Romana,  Pauli  Sent.  2,  24  S  6,  übergegangen ,  und  wird  in  be- 
züglichen Formeln  wohl  ausdrücklich  angeführt. 

Ergibt  sich  schon  in  der  Lex  Ribuaria  eine  Gränze,  über  welche  die 
Wechselgabe  nicht  hinausgehen  soll,  indem  sie  nur  Zucht  gestattet,  so  finden 
sich  ganz  überwiegend  auch  in  den  spätem  Rechten  die  mannigfachsten 
Beschränkungen.  In  den  französischen  ist  die  Gränze  durchweg  viel 
enger  gezogen,  als  jene  altern  Zeugnisse  ergeben  würden ;  vgl.  Wamkönig 
Fr.  R.  G.  2,  561,  Viollet  Bist,  810.  Abgesehen  davon,  dass  überwiegend 
Kinderlosigkeit  gefordert  wird,  soll  es  sich  um  eine  Wechselgabe 
gleichen  Betrages  handeln,  wie  das  etwa  wiederholt  im  Grand  Cou- 
tumier  2  eh.  9.  32  betont  ist.  Aber  auch  dann  sollen  die  Verhältnisse  so 
liegen,  dass  nicht  schon  vorauszusehen  ist,  dass  aller  Wahrscheinlichkeit 
nach  nur  dieser  oder  jener  der  Ehegatten  Vortheil  davon  haben  wird.  Es 
soll  nämlich  keine  grössere  Altersverschiedenheit  eingreifen;  nach 
der  Coumme  desNivernais  23  S  27  soll  derselbe  höchstens  zehn,  nach  der 
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von  Qermont  en  Argonne  5  S  24  höchstens  fünfzehn  Jahre  betragen.  Ist 
es  weiter  vereinzelt  auch  sp&ter  noch  gestattet,  sich  Erbgut  zu  Zucht  zu  ver- 
machen, so  ist  überwiegend  die  Wechselgabe  auf  die  jedem  Ehegatten  zu- 
stehende Hülfte  des  ehelichen  Gemeingutes,  der  Fahrniss  und  des  Ge- 
wionguts,  beschränkt;  und  auch  diese  erhält  der  lieber  lebende  überwie- 
gend nur  zu  Zucht.  Es  ist  irrig,  wenn  es  in  einem  Zusätze  zur  Somme 
rurale  t.  qg,  ed.  Charondas  566,  heisst,  dass  zu  Chartres  kinderlose  Ehe- 
leute sich  2McYipropria  heriiagia  und  zvfsr per proprietatem  vergaben  dürfen; 
beruft  sich  die  Angabe  dafür  auf  die  Coutume  von  Chartres  S  87,  so  err 
scheint  das  da  aufs  bestimmteste  auf  Fahrniss  und  Gewinnland  beschränkt. 

Machen  sich  solche  Beschränkungen  im  ältesten  Recht  nicht  kenntlich, 
so  läge  die  Annahme  nahe,  dass  sie  sich  erst  später  im  westfränkischen 
Recht  entwickelt  und  in  Folge  des  französischen  Reichsverbandes  verall- 
gemeinert haben  dürften.  Aber  ich  möchte  annehmen ,  dass  da  schon  das 
älteste  Recht  sehr  verschieden  gestaltet  war  und  dass  auch  jene  engen 
Gränzen  schon  auf  dasselbe  zurückgehen.  Denn  wir  finden  sie  später  auf- 
fallend übereinstimmend  wie  in  westfränkischen,  auch  wohl  in  lothringi- 
schen Rechten,  trotz  der  sonstigen  Verschiedenheit  der  Gestaltung  der  ehe* 
liehen  Vermögensverhältnisse,  welche  sich  für  beide  Gruppen  ergeben  wird. 
Während  es  sich  dann  überdies  wohl  um  Rechte  handelt,  bei  welchen  nach- 
trägliche Beeinflussung  in  Folge  von  Nachbaxscfaaft  oder  Staatsverband  nicht 
wohl  in  Frage  kommen  kann.  So  etwa  in  der  Grafschaft  Looz.  Nach  den 
CoQsuetudines  Lossenses  10  S  4,  Cout.  de  Looz  i,  loi :  Duo  coniuges  eius-* 
dem  sanitatis  et  propemodum  aetaiis,  nbi  non  est  disparitas  bonorum^  pos-* 
Stint  ultimo  super stitem  instituere  kaeredem ;  und  auch  dann  ist  alles  Erb- 
gut ausgeschlossen.  Der  Gesichtspunkt  gleicher  Sachlage  auf  beiden  Seiten 
kommt  hier  noch  schärfer  dadurch  zum  Ausdruck,  dass  nicht  gerade  Ge- 
sundheit beider  verlangt  wird,  sondern  gleicher  Gesundheitszustand  auf 
beiden  Seiten :  tsy  byde  gesont  oft  tsy  byde  kranck^  wie  es  in  einem  bezüg^ 
liehen  Schöffenspruche,  Cout.  de  Looz  i ,  216,  heisst. 

748.  Das  Ravestissement  bildet  also  jedenfalls  insofern  keine  Eigene 
thümlichkeit  der  wälschflandrischen  Rechte,  als  insbesondere  in  den  frän- 
kischen und  lothringischen  Rechten  sehr  allgemein  ein  Don  mutuel  zuge^ 
lassen  war.  Aber  es  ergeben  sich  dochmancheUnterschiede  zwischen 
der  Wechselauflassung  und  der  Wechselgabe.  Dahin  möchte 
ich  zunächst  die  Forderung  der  Gerichtlichkeit  für  das  Ravestis^ 
sement  rechnen.  Allerdings  wird  schon  in  den  altern  Formeln,  vgl.  Roziefe 
Nr.  252.253,  wohl  erwähnt,  dass  die  Wechselgabe  im  Grafending  oder 
durch jdie  Hand  des  Königs  erfolgt,  und  es  liesse  sich  daran  denken,  dass 
jene  wenigstens  überall  nöthig  war,  wo  es  sich  um  die  Zucht  von  Liegen- 
schaften handelte.  Aber  in  den  französischen  und  lothringischen  Rechten 
wird  später  im  allgemeinen  Gerichtlichkeit  nicht  gefordert;  das  Don' mutuel 
kann,  wenn  nicht  schon  im  Heirathsvertrage ,  durch  Notariatsurkunde 
oder  Testament  erfolgen,  vgl.  Warnkönig  Fr.  R.  G.  2,  561 ;  und  auch  da, 
wo  die  Hdritages  zu  Zucht  gegeben  werden  können,  wie  etwa  zu  Clermont 
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748]  en  Argonne  5  S  24  oder  in  Nivernais  23  S  27,  ist  von  gerichtlichem 
Ravestissement  nicht  die  Rede. 

Dagegen  wird  nun,  so  weit  ich  sehe,  überall,  wo  das  Don  mutuel  be- 
stimmter als  Ravestissement  oder  Entravestissement  bezeichnet  wird ,  Ein- 
gehung von  Schöffen  gefordert.  Und  zwar  ausdrucklich  auch  dann,  wenn 
sich  die  Gabe  auf  die  beiderseitige  Fahmiss  beschränkt ;  so  zu  Cambrai  9 
S  I,  Mons  35  S  I,  Binche  S90.  So  aber  auch  vereinzelt  in Deutschflandem 
zu  Ypern  7  S  4,  wo  auch  das  Don  mutuel  im  allgemeinen  ausdrücklich  ver- 
boten ist,  die  Eheleute  sich  lediglich  die  Zucht  an  einem  ihnen  gehörenden 
Hause  zuwenden  dürfen,  was  dann  aber  nur  durch  Ravestissement  judiciaire 
vor  den  Schöffen  geschehen  darf;  ahnlich  zu  Rousselaer  8  S  4-  Nur  ganz 
vereinzelt  wird  der  Ausdruck  in  benachbarten  Gebieten  auch  wohl  für  ein- 
fache Wechselgabe  gebraucht;  so  wenn  zu  Hondschoote  14  S  i  Ravestissc" 
ment  ^gal  ou  don  mutuel  lediglich  dann  zugelassen  ist,  wenn  bei  einem  ge- 
meinsamen Erwerbe  von  den  Eheleuten  sofort  im  Erwerbungsvertrage  er- 
klärt wird,  dass  dem  Ueberlebenden  die  Zucht  zustehen  soU.  Aehnlich  soll 
es  nach  der  allgemeinen  Coutume  von  Artois  $  1 20  keine  Verletzung  des 
hier  allgemeinen  Verbots  der  Schenkung  unter  Eheleuten  sein,  wenn  der 
Mann  beim  Erwerbe  eines  Guts  erklärt,  dass  das  für  ihn  und  seine  Frau 
sein  und  dieser  beim  Ueberleben  bleiben  solle. 

Als  das  Ravestissement  vom  sonstigen  Don  mutuel  unterscheidend 
darf  weiter  betrachtet  werden,  dass  bei  jenem  keinerlei  weitere  Forderungen 
bezüglich  der  Gleichheit  der  Verhältnisse  beider  Eheleute  gestellt  werden, 
dass  die  Befugniss  zur  Wechselauflassung  als  Wirkung  der 
Ehe  erscheint,  allen  Eheleuten  als  solchen  zusteht  ohne  alle  Rücksicht  da- 
rauf, ob  Vermögen,  Alter,  Gesundheitszustand  gleich  sind  oder  nicht.  W'ie 
sich  in  der  Heirathsberedung  die  künftigen  Ehegatten  ihr  Vermögen  ohne 
alle  Rücksicht  auf  solche  Unterschiede  zuwenden  können,  so  auch  noch 
während  der  Ehe.  Nur  Wechselseitigkeit  wird  verlangt.  Dagegen  keines- 
wegs, wie  das  beim  Don  mutuel  so  oft  betont  ist,  dass  beide  sich  einen 
gleichen  Betrag  zuwenden.  Nach  der  Fassung  bezieht  sich  das  Ravestisse- 
ment auf  das  gesammte  Gut  beider  Eheleute  oder  doch  auf  ihre  gesammte 
Fahmiss,  also  auf  einen  ursprünglich  durchweg  verschiedenen  Betrag.  Aus- 
dehnung auf  das  gesammte  beiderseitige  Vermögen  wird  wohl  ausdrück- 
lich verlangt,  so  zu  Arras  %  3.  Und  wo  Wechselauflassung  auch  der  Lie- 
genschaften überhaupt  zugelassen ,  da  finde  ich  nur  zu  Cambrai  9  S  3  die 
einschränkende  Bestimmung,  dass,  wenn  eines  der  Eheleute  überhaupt  keine 
Liegenschaften  besitzt,  das  Ravestissement  nur  für  die  Fahmiss  gelten  soll. 
Dabei  ist  freilich  zu  berücksichtigen,  dass  in  einem  grossen  Theile  des  Ge- 
biets der  Wechselauflassung,  insbesondere  auch  in  Wälschflandem,  schon 
mit  der  Ehe  selbst  durch  die  volle  Gemeinschaft  das  Vermögen  beider  Ehe- 
leute gleich  geworden  war. 

749.  Aber  auch  wenn  wir  die  betonten  Unterschiede  von  der  ein- 
fachen Wechselgabe  beachten ,  handelt  es  sich  nicht  um  eine  Eigenthüm* 
lichkeit  nur  Wälschflandems.   Wir  finden  vielmehr  auch  dann  A  u  s  d  e  h- 
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nung  auf  Nachbargebiete  Wälschflanderns.  Das  trifft  zunächst 
den  anstossenden  Theil  von  Hennegau.  Hier  wird  das  Ravestissement 
in  der  allgemeinen  Karte  von  161 9  erwähnt;  dann  in  den  Einzelrechten 
von  Valenciennes,  Mons,  Binche  und  Enghien.  Aber  im  Norden  ist  zu  Les- 
sines 7  S  3  jede  Schenkung  unter  Eheganen  schlechtweg  verboten;  und 
dem  entspricht  es,  w^enn  in  dem  unweit  gelegenen  Wodecq  7  S  2,  Cout. 
de  Hainaut  3,  714,  das  Ravestissement  zwar  erwähnt  wird,  aber  nur  vor 
der  Eheschliessung  zulässig  sein  soll.  Dagegen  scheint  noch  nördlich  von 
Lessines  in  dem  bereits  zur  Grafschaft  Alost  gehörenden  Grammont  auch 
die  Wechselauflassung  zulässig  gewesen  zu  sein;  wir  kommen  bei  Bespre- 
chung der  Blutsauflassung  darauf  zurück.  Im  Osten  von  Hennegau  aber 
war  für  das  Ravestissement  in  so  weit  kein  Raum ,  als  da  nach  Massgabe 
der  Coutumes  von  Roeulx  S  4,  Gosselies  S  9,  Chimay  2  S  i  und  Landrecies 
§  34  im  Anschlüsse  an  viele  der  niederlothringischen  Verfangenschaftsrechte 
der  Ueberlebende  beim  Fehlen  von  Kindern  ohnehin  schon  in  Folge  der 
Ehe  selbst  den  Verstorbenen  beerbte.  Wie  im  grössern  Theile  von  Henne- 
gau war  das  Ravestissement  südlich  von  Wälschflandern  noch  zu  Cam- 
brai  und  in  Cambresis  üblich.  Dann  insbesondere  in  dem  an  Wälschflan- 
dern anstossenden  östlichen  Theile  vonArtois,  der  im  allgemeinen  durch 
die  Städte  Bapaume,  Arras,  Lens  und  Bethune  bezeichnet  wird ;  auch  die 
zahlreichen  kleineren  Orte,  in  deren  Sonderrechten  abweichend  vom  ge- 
meinen Recht  der  Grafschaft  die  Wechselauflassung  zugelassen  ist,  vgl. 
Cout.  g^n.  I,  390  if.,  Bouthors  2,  276  ff.,  gehören  so  weit,  als  ich  ihre 
Lage  genauer  zu  bestimmen  wusste ,  ausnahmslos  jenem  östlichen  Theile 
der  Grafschaft  an.  Entspricht  das  gemeine  Recht  dieser,  wie  auch  das 
mancher  Einzelone,  wie  Therouanne  und  St.  Pol,  im  allgemeinen  dem  fran- 
zösischen, so  fehlt  das  Ravestissement  auch  in  den  Städten  des  Westens, 
welche,  wie  St.  Omer  und  Fernes,  in  diesen  Dingen  sich  eng  den  deutsch- 
flandrischen Rechten  anschliessen;  nur  zu  Aire  wird  ein  sehr  beschränktes 
Ravestissement  erwähnt.  Wir  flnden  also  ein  ähnliches  Uebergreifen  über 
die  Gränzen  von  Wälschflandern  hinaus,  wie  wir  das  $  740  bezüglich  des 
vollen  Vorfahrenrechts  bemerkten;  nur  dass  hier  das  Uebergreifen  wesent- 
lich weiter  reicht. 

760*  Allerdings  sinddieWirkungen  in  den  Nachbargebieten 
nicht  überall  dieselben.  Doch  haben  wir  auch  jene  weitgehendste  Wirkung 
der  Wechselauflassung,  das  volle  Erbrecht  des  überlebenden  Ehegatten,  nicht 
gerade  als  Eigenthümlichkeit  des  wälschflandrischen  Rechts  zu  betrachten. 
Denn  einerseits  hat  sie  dort  nicht  überall  diese  volle  Wirkung,  da  Tournai 
an  den  Liegenschaften  nur  Zucht  gewährt,  und  auch  sonst  mehrfach  er- 
wähnt wird,  dass  die  Wechselauflassung  auch  unter  andern  Bedingungen 
zulässig  ist.  Andererseits  aber  ist  jene  weitgehendste  Wirkung  auch  den 
Nachbarrechten  nicht  fremd,  wenn  dieselben  auch  vielfach  engere  Gränzen 
ziehen. 

Im  Hennegau  ist  in  der  allgemeinen  Karte  von  i6iq  eh.  29  S  5.  S. 
26  nur  von  einer  Wechselauflassung  der  Fahrniss  die  Rede;  ebenso  in 
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750]  der  Coutume  von  Binche  S  90.  Auch  nach  der  von  Mons  eh.  35  er* 
scheint  der  Ausdruck  Ravestissement  zunächst  auf  die  Fahmiss  beschränkt. 
Dann  aber  heisst  es :  Quand  aucuns  ordonneroni  par  oeuvre  de  loy  leurs 
heritages  de  patrimoine  ou  d'acquest  sur  teile  forme ,  que  le  dernier  viüant 
de  luy  et  de  sa  femmc  en  jouyssey  tels  heritages  qui  ne  sercnt  autrement 
condi1ionne:{^y  que  par  ielles  et  semblahles  paroles,  et  dont  le  demier  vivant 
n'auroit  rien  ordontid  au  contraire^  doivent  retourner  au  le:{  et  costi^  dont 
ils  seront  venus  ;  nflmlich  das  Erbland  nach  Fallrecht,  das  Gewinnland  nach 
Hälften  an  beide  Seiten. 

Danach  ist  also  auch  eine  Wechselauilassung  bezüglich  aller  Liegen- 
schaften zulassig.  Dieselben  verbleiben  dann  allerdings  dem  Ueberl eben- 
den  nicht  zu  vollem  Eigenthüm ,  so  dass  sie  auch  nach  seinem  Tode  nur 
an  seine  Seite  vererben,  wie  das  doch  nach  manchen  der  aus  Wölschfian- 
dem  angeführten  Belege  nicht  zu  bezweifeln  ist.  Aber  auch  nicht  zu  blosser 
Zucht  unter  Verfangenschaft  für  die  Nacherben.  Es  ergibt  sich  die  schon 
S  597  besprochene  und  alsunvererblichesEigen  bezeichnete  vennii- 
telnde  Gestaltung,  wonach  der  Ueberlebende  bei  Lebzeiten  das  Gut  nicht 
blos  nutzen,  sondern  ganz  nach  Gefallen  über  dasselbe  verfügen,  es  ver- 
aussern,  insbesondere  auch  letztwillig  vermachen  darf;  nur  wenn  er  nicht 
anderweitig  verfügt  hat,  fallt  dasselbe  nach  seinem  Tode  an  die  Erben  bei- 
der Seiten. 

Dass  da  aber  nicht  etwa  eine  ungenaue  Fassung  eingreift,  ergeben  die 
entsprechenden  Bestimmungen  der  Costumen  von  Edinghe  oder  Enghien 
17  S  3  ff.,  Cout.  de  Hainaut  3,  826.  Bei  Ravestissement  verbael Kinderloser 
vor  den  Schöffen  verbleibt  Alles,  insbesondere  auch  die  gesammte  Liegen- 
schaft, dem  Ueberlebenden :  mede  te  doene  ende  disponeren  naer  hunnc  li- 
beren  ende  vrijen  wille ;  ebenso  bei  Ravestiissement  van  bloede,  wenn  Kin- 
der gewesen  waren,  welche  wahrend  der  Ehe  starben ;  während  in  beiden 
Fallen,  wenn  der  Langstiebende  nicht. anders  disponirt  hatte,  das  Gut  ent- 
sprechend der  hier  geltenden  volkn  Gemeinschaft  nach  Hälften  an  beide 
Seiten  fällt. 

Diese  eigenthümlichen  Bestimmungen  dürften  nun,  da  es  sich  bei  der 
Wechselaufiassung  um  eine  beiderseitige  Schenkung  handelt,  eng  zusam- 
menhängen mit  einer  sich  auch  sonst  wohl  kenntlich  machenden  Behand- 
lung des  Schenkgutes,  vgl,  $  607,  wonach .  dasselbe  zwar  dem 
Schenker  und  seinen  Erben  nicht  verfangen  ist,  der  Beschenkte  selbst  dar- 
über ganz  nach  Belieben .  verfugen  darf,  dasselbe  dann  aber,  so  weit  er 
nicht  verfügt  hat ,  nach  seinem  Tode  an  jenen  zurückfUlt.  Denn  gerade 
hier  finden  wir  das  auffallend  spät  noch  ausdrücklich  wesentlich  gleichlau- 
tend in  den  Coutumes  von  Valenciennes  von  1 534  S  78,  1 540  S  1 1 1  und 
16  i  9  S  108  bestimmt,  wie  schon  Brunner  Forsch.  7  betont  hat  Werden 
Jemandem  Liegenschaften  oder  Grundrenten  geschenkt :  simplement  pour 
par  luy  faire  sa  volunt^,  sans  d/clarer  pour  par  luy  et  ses  koirs,  und  stirbt 
dann  der  Beschenkte :  sans  en  avoir  dispose^  so  fällt  das  Gut  an  die  nächsten 
Erben  des  Schenkers  nach  Fallrecht  zurück.  Auch  wenn  das  Gut  geschenkt 


Digitized  by 


Google 


Wechselauflassung.  Wirkungen.  Hehnegau.  109 

war:  pour  en  joyr par  le  donnataire  et  ses  hoirs ,  vererbt  es  nur  auf  Erbea 
in  gerader  Linie ;  und  auch  dann ,  wenn  es  bereits  auf  einen  solchen  ver- 
erbt ist,  derselbe  aber  stirbt:  sans  disposer  dudit  här itaig e,  soll  es  wenig- 
stens nach  der  ursprünglichsten  Fassung  von  1534  an  die  Erben  des  Schen- 
kers zurückfallen.  Die  freie  Verfügung  aber  steht  dem  Beschenkten  auch 
ohne  ausdrückliche  Erwähnung  zu:  et peult  le  donnataire  disposer  du  don 
ä  luyfaict  ä  son  plaisir^  combien  que  le  donnateur  nen  auroitfaict  mention^ 

Dem  entsprechend  ist  es  denn  zweifellos  auch  zu  Valenciennes  aufzu- 
fassen, wenn  es  1534  S  78,  Com.  de  Hainaut  3,  440,  heisst,  dass  kinder- 
lose Eheleute  sich  vor  den  Schöffen  ravestiren  können :  pour^par  le  survi-- 
vantjoyr  et  possesser  de  tout  ce,  dont  tel^  conjoincti  seront  hdritiers  joys- 
Sans  et  possessans  au  jour  du  trespas  du  Premier  tnouranty  et  par  icelluy 
snrvtvant  en  faire  sa  voluntS.  Das  ist  auch  in  die  spätem  Coutumes  über- 
gegangen, aber  mit  einer  zweifellos  beabsichtigten  Aenderung.  In  der  von 
1 540  S  77  ist  am  Schlüsse  zugefügt : /a/W  sa  volonte  de  l'usufruit,  wonach 
doch  das  Recht  völlig  freier  Verfügung  auf  blossen  Nutzgenuss  unter  Ver- 
fangenschaft eingeschränkt  sein  soll.  Man  wird  dann  aber  bemerkt  haben,, 
dass  diese  einfache  Beschränkung  auf  Nutzgenuss  zu  weit  ging,  insofern  sie 
nach  jener  Fassung  das  gesammte  Vermögen  traf,  während  nach  allen  be- 
züglichen Rechten  des  Hennegau  auf  Grund  des  Ravestissement  wenig- 
stens die  Fahmiss  zu  Eigen  verbleiben  sollte.  Dem  entsprechend  findet  sich 
1619  $  22  die  weitere  Zufügung:/tfir^  sa  volonte  de  l'usufrtiit  des  immeu- 
bies  y  während  dann  bezüglich  der  Meubles  auf  die  vorhergehenden  Be- 
stimmungen über  das  Ravestissement  de  sang  verwiesen  ist,  wonach  die- 
selben dem  Ueberlebenden  gegen  Uebernahme  der  Schulden  zu  Eigen  ver- 
bleiben. Danach  ist  doch  nicht  zu  bezweifeln,  dass  ursprünglich  auch  za 
Valenciennes,  wie  zu  Mons  und  Enghien,  das  Gut  des  Verstorbenen  dem 
Ueberlebenden  unverfangen  zu  ganz  freier  Verfügung  verblieb,  aber  frei- 
lich dann,  wenn  er  nicht  über  dasselbe  verfügt  hatte,  in  sichtlichem  An- 
schlüsse an  die  sonstige  Behandlung  des  Schenkguts,  nicht  an  seine  Erben, 
sondern  an  die  des  Schenkers  fiel  Der  Ausdruck,  dass  das  Gut  Propriete' 
des  Ueberlebenden  werde,  wie  wir  ihn  zuweilen  in  Wälschflandern  fanden^ 
ist  denn  auch  hier  vermieden. 

Nun  wird  das  wenigstens  nicht  nothwendig  auf  einen  schon  ursprüng- 
lichen scharfem  Unterschied  von  der  wälschfiandrischen  Ge.staltung  schliessen 
lassen.  Einmal  fanden  wir  auch  hier  wohl  nur  blosse  Zucht  ausgesprochen^ 
also  weniger  weitgehende  Wirkung,  als  im  Hennegau.  Andere  Belege  können 
es  wenigstens  zweifelhaft  lassen,  ob  das  Gut  nicht  blos  dem  Ueberlebenden 
zu  freier  Verfügung  verblieb,  sondern  auch  nach  geseulicher  Folge  an  seine 
Erben  kommen  sollte;  vgl.  S  746.  Und  scheint  das  allerdings  überwiegend 
der  Fall  gewesen  zu  sein,  so  ist  doch  zu  beachten ,  wie  leicht  da  die  eine 
Gestaltung  in  die  andere  übergehen  konnte.  Stand  dem  Ueberlebenden  die 
Befugniss  zu,  zu  Gunsten  seiner  eigenen  Erben  über  das  Gut  zu  verfügen,, 
so  wird  er  davon  so  regelmässig  Gebrauch  gemacht  haben,  dass  sich  da 
mehr  und  mehr  die  Auffassung  feststellen  konnte,  dass  das  Gut  auch  ohne 
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750]  besondere  Verfügung  seinen  Erben  zukomme.  Umgekehn,  fiel  das 
Gut,  wenn  nicht  verfügt  war ,  wieder  an  die  Erben  des  Verstorbenen  und 
mochte  an  diesem  oder  jenem  Orte  die  Sitte  es  missbilligen,  wenn  der 
Ueberlebende  von  seinem  VerfUgungsrecht  ausschliesslich  zu  Gunsten  seiner 
Sippe  Gebrauch  machte,  so  konnte  sich  daraufhin  die  Auffassung  fest- 
stellen ,  dass  dem  Ueberlebenden  das  Gut  nur  zu  Zucht  unter  Verfangen- 
schaft verbleiben  solle.  Entsprechen  zu  Cambrai  9  S  i  ff.  die  Wirkungen 
des  gerichtlichen  Ravestissement  dem  spätem  Rechte  von  Valenciennes^ 
Eigen  an  der  Fahrniss  und  Zucht  an  den  Liegenschaften,  so  ist  es  sehr 
möglich,  dass  auch  da  die  ursprünglichen  Befugnisse  entsprechend  weiter- 
gehende waren. 

Diese  sich  insbesondere  im  Hennegau  geltend  machende  Mittelgestal- 
tung zwischen  blosser  Zucht  mit  Verfangenschaft  und  vererblichem  Eigen 
mag  dann  auch  Nachbarrechte  beeinflusst  haben.  So  heisst  es  in  der  altem 
Coutume  des  unweit  der  Gränze  von  Hennegau  belegenen  Nivelle  von 
1531  S  27,  Cout.  de  Brabant,  Q.  de  Bmxelles  2,  365,  ohne  Erwähnung 
einer  Wechselauflassung  zwar  nicht  für  alle  dem  Ueberlebenden  zu  Zucht 
verbleibenden  Liegenschaften ,  wohl  aber  für  die  wahrend  der  Ehe  errun- 
genen :  le  dernier  vivant  desdits  conjoints  en peut faire  sa  volonU,  s'il na-- 
vait  enfant  vivant^  ou  qtie  Ustament  en  serait  fait  paravant ;  et  si  rien  nesi 
fait  du  demier  vivanty  iceux  hiens  retoumeroni  la  moiiiä  du  coU  du  mari 
et  Vauire  moitiS  aux  proches  du  cotä  de  safemme.  Das  erscheint  aber  auch 
hier  in  der  neuem  Coutume  von  161 1  S  55  beseitigt,  wo  es  einfach  heisst, 
dass  das  ganze  Gewinnland  dem  Ueberlebenden  zwar  zu  Zucht  verbleibt, 
an  der  Hälfte  desselben  aber  den  Erben  des  Verstorbenen  das  Eigenthum 
zusteht. 

751.  Dagegen  finden  wir  nun  in  dem  an  Wälschfiandem  gränzenden 
Theile  von  Artois,  vgl.  Cout.  gen.  i,  277  ff.,  Bouthors  2,  276  ff.,  viel- 
fach volles  und  vererbliches  Eigenthum  des  Ueberlebenden.  Zu 
Arras  S  21,  Bapaume  S  15  und  mehreren  der  kleineren  Ortschaften  ergibt 
sich  das  daraus,  dass  das  Gut  dem  Ueberlebenden  verbleiben  soll  ohne  ir- 
gend eine  auf  blosse  Zucht  lautende  Beschränkung.  Vielfach  aber  ist  die 
danach  voraussetzende  Vererbung  nur  auf  seine  Erben  aufs  bestimmteste 
ausgesprochen.  So  verbleiben  zu  Bethune  S  4.  5  sowohl  beim  Ravestisse- 
ment par  lettres,  wie  bei  dem  de  sang,  alle  Fahrniss  und  Liegenschaften 
dem  Ueberlebenden:  pour  en  jouyr par  luy  et  ses  hoirs  ienant  sa  cotte  et 
ligne^  comme  sa  propre  chose,  de  quelque  costi  que  lesdits  heritages  soieni 
venus  audit  Premier  mouranty  aux  heritiers  duquel  premier  mourant  il  nen 
retourne  aucune  chose ;  oder  zu  Wancourt  südöstlich  bei  Arras  S  10:  le 
survivant  joyra  sa  viedurante  et  en  pourra  faire  du  tout  ä  son  plaisir  et  vo- 
lonte; et  aprisson  trespas  appartiendront  aux  plus  prochains  heritiers  dudit 
survivant,  sans  que  les  heritiers  du  premier  mourant  y  puissent  avoir  ou 
demander  autre  droict  So  heisst  es  insbesondere  von  der  Wechselauflas- 
sung zu  Houdain  sUdwesdich  von  Bethune  $  45  und  zu  Neuville  -  Vitace 
südlich  von  Arras  %  6,  Bouthors  2,  324.  372,  dass  beim  Fehlen  von  Kin- 
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dem  auch  alle  Liegenschaften  dem  Ueberlebenden  verbleiben:  sans  ja- 
mais  iceulx  hMiages  reiaumer  la  coste  et  ligne ,  dont  il^  sont  venus  ei 
descendus, und:  sans  ce  que  les  hSritiers du premier  mourant y  aient aulcun 
ne  quelque  droit,  pari  ne  porcion.  Auch  zu  Lens  S  8,  zu  Mazingarbe  sud- 
östlich bei  Bethune,  zu  Peule,  zu  Demicourt  westlich  von  Cambrai  ist  der 
Uebergang  auf  die  Erben  des  Ueberlebenden  ausdrücklich  ausgesprochen. 

So  bestimmt  nun  auch  in  dem  betreffenden  Theile  von  Artois  vielfach 
das  volle  Recht  des  Ueberlebenden  und  seiner  Erben  betont  wird ,  so  ist 
dasselbe  doch  hier  keineswegs  überall  Wirkung  der  Wechselauflassung.  In 
der  grossen  Mehrzahl  der  kleineren  Orte  der  Gegend  von  Arras  geht  die- 
selbe nicht  über  Zucht  an  den  Liegenschaften  hinaus.  Zum  Theü 
trifft  das  Orte,  an  welchen  auch  das  Ravestissement  de  sang  keine  weiter- 
gehende Wirkung  hat  So  zu  Beauquesne  S  1 2,  Bouthors  2,  208,  oder  zu 
Haisnes  östlich  von  Bethune  S  3,  Cout.  gen.  1, 403 ;  sowohl  bei  der  Wech- 
selauflassung, wie  bei  der  Blutsauflassung,  erhalt  der  Ueberlebende  zwar  die 
Fahrniss  zu  Eigen,  aber  die  Liegenschaften  nur  zu  Zucht 

Häufiger  aber  findet  sich  ausdrücklich  bestimmt,  dass  zwar  die  Bluts- 
auflassung volles  Eigen,  die  Wechselauflassung  aber  nur  Zucht  begründet 
So  etwa  in  dem  St.  Vaast  zu  Arras  gehörenden  Hathies  S  3. 4.  War  die  Ehe 
fruchtbar  und  sind  die  Kinder  vor  dem  Ueberlebenden  gestorben ,  so  ge- 
hören auch  die  Heritages :  audit  dernier  vivant  et  ä  ses  hoirs  heritablement 
et  ä  toujours,  so  dass  die  Erben  des  Erstverstorbenen  auch  auf  das  von  ihrer 
Seite  gekommene  Gut  keinerlei  Anspruch  haben.  War  aber  bei  unfrucht- 
bar gebliebener  Ehe  Wechselauflassung  erfolgt,  so  erhalt  der  Ueberlebende 
zwar  die  Fahrniss  heritablement y  aber  die  Liegenschaften  nur  sa  vie  durant, 
so  dass  nach  seinem  Tode  das  Erbland  zu  Fallrecht,  das  Gewinnland  nach 
Hälften  an  die  Erben  beider  Seiten  kommt  Das  ist  mit  derselben  Bestimmt- 
heit in  vielen  andern  Sonderrechten  ausgesprochen.  Vereinzelt,  so  zu  Fresne 
östlich  von  Arras  S  4,  sind  die  Wirkungen  des  Ravestissement  par  lettres, 
wie  wir  das  auch  wohl  in  Wfllschflandern  ausgesprochen  finden,  dem  Gut- 
dünken der  Eheleute  überlassen :  ils  penvent  apposer  tels  conditions  que  bon 
leur  semble. 

Endlich  aber  finden  sich  Rechte,  in  welchen  zwar  die  Blutsauflassung 
Zucht,  wie  zu  Hamblain  und  Bouvain,  oder  auch  vererbliches  Eigenthum, 
wie  zu  Hervain,  Vigne  lez  Arras  und  Ficheux  bewirkt,  dagegen  sichdich 
das  nicht  erwähnte  Ravestissement  par  lettres  überhaupt  nicht  zulassig  ist, 
weil  ausdrücklich  betont  ist,  dass,  wenn  die  Ehe  kinderlos  geblieben  war : 
incontinent  apres  le  trespas  du  premier  mourant  das  Erbland  seiner  Seite 
und  die  Hälfte  von  Gewinnland  und  Fahrniss  an  seine  Erben  kommen  soll. 

Weichen  so  die  Rechte  des  östlichen  Artois  bezüglich  der  Wirkungen 
der  Wechselaufiassung  auch  mannichfach  von  einander  ab ,  so  ergibt  sich 
dennoch  ein  engerer  Zusammenhang  unter  ihnen  selbst  und  mit  den  walsch 
flandrischen  Rechten,  welcher  nicht  bezweifeln  lasst,  dass  es  sich  da  überall 
um  dieselbe  Grundlage  handelt.  Die  Wechselauflassung  umfasst  das  ganze 
Gut  und  steht  allen  Eheleuten  als  solchen  zu  ohne  alle  Rücksicht  darauf, 
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751]  ob  der  eine  mehr  VonheQ  davon  zu  erwarten  hat,  als  der  andere.  Wird 
bezüglich  der  Wirkungen  zwischen  den  Bestandtheilen  des  Nachlasses  unter- 
schieden, so  hält  man  Fahmiss  und  Liegenschaften,  nicht  aber  Gevrinnland 
und  Erbland  auseinander.  Insbesondere  aber  stehen  da  Ravestissement 
de  sang  und  Ravestissement  par  lettres  insofern  in  näherem  Zusammen- 
hange, als  zwar  das  letztere  zuweilen  nicht  zulässig  ist,  wo  das  erstere  an- 
erkannt  ist,  auch  vielfach  weniger  weitgehende  Wirkungen  hat,  aber  von 
Wechselauflassung  lediglich  da  die  Rede  ist,  wo  sich  auch  die  Blutsaufias- 
sung  findet 

752,  Alle  besprochenen  Rechte  von  Artois  stimmen  jedenfalls  darin 
tiberein,  dass  dem  Ueberlebenden  auf  Grund  der  Ehe  selbst  keinerlei  An- 
sprüche am  Gute  des  Verstorbenen  zustehen,  dass  es  dazu  der  Wechselauf- 
lassung oder  Blutsauflassung  bedarf.  Ist  das  der  einzige  wesentliche  Um- 
stand durch  den  sich  jene  Rechte  von  den  Verfangenschaftsrechten  unter- 
scheiden, so  scheint  es  mir  um  so  beachtenswenher ,  dass  sich  doch  auch 
in  Artois  einzelne  Rechte  finden,  in  welchen  Rechte  des  Ueberleben- 
den als  Wirkung  der  Ehe  anerkannt  werden,  so  dass  derselbe  Zucht 
beziehungsweise  Eigenthum  am  Gute  des  Verstorbenen  erhalt,  ohne  dass 
es  dazu  der  Wechselauflassung  oder  Blutsauflassung  bedarf. 

Ist  der  enge  Zusammenhang  vieler  Rechte  des  nach  Westen  so  weit 
vorgeschobenen  Artois  mit  der  Hauptmasse  der  Verfangenschaftsrechte 
an  und  für  sich  ein  sehr  auffallender,  so  scheint  sich  nun  gerade  Im  west- 
lichsten Theile  der  Grafschaft  für  das  von  der  bisher  besprochenen  zusam- 
menhängenden Gruppe  des  Ostens  durch  auf  anderer  Grundlage  beruhende 
Rechte  getrennte  Hesdin  ein  Beleg  für  volles  vererbliches  Eigen  des  Ueber- 
lebenden auf  Grund  der  Ehe  selbst  zu  ergeben.  Nach  Urkunde  von  1 243^ 
vgl.  Warnkönig  FI.  R.  G.  3,  99,  bestand  dort  bis  dahin  ein  Brauch :  qui 
accordait  au  snrvivant  du  mari  ou  de  lafemme  sans  enfans  et  ä  ses  here- 
Hers  de  tous  les  biens  du  premier  d^cedd,  ce  quifrustrait  les  hereiiers  legi^ 
times  de  la  succession.  Das  wurde  nun  mit  Genehmigung  des  Grafen  von 
Artois  dahin  geändert,  dass  das  Erbgut  des  Verstorbenen  sogleich  an  seine 
Erben  fällt,  und  dem  Ueberlebenden  nur  das  nach  seinem  Tode  zu  hälf- 
tende  Gewinngut  zu  Zucht  verbleibt.  Dem  entsprechen  denn  auch  durch- 
aus die  spätem  Coutumes  der  Stadt  von  1507  S  5,  Bouthors  2,  622,  und 
von  1627  S  ff.,  Cout.  g^n.  i,  345;  in  letzterer  ist  überdies  ausdrücklich 
bemerkt,  dass  Eheleute  sich  nichts  schenken  dürfen. 

Dieses  volle  Erbrecht  des  Ueberlebenden  auf  Grund  der  Ehe  selbst 
steht  nun  hier  so  durchaus  vereinzelt  und  weicht  so  :.  '  >.mt  von  den  bis- 
her besprochenen  artesischen  Rechten  ab,  dass  idiW.knge'Zeit  glaubte,  es 
sei  doch  auch  hier  eine  Wechselauflassung  nöthig  gewesen,  und  dass  das 
nur  nicht  ausdrücklich  betont  sei.  Es  könnte  ja  der  Auszug  der  mir  nicht  im 
vollen  Wortlaute  vorliegenden  Urkunde  ungenau  sein.  Aber  auch  davon 
abgesehen  liesse  sich  daran  denken ,  dass  die  Wechselauflassung,  wo  sie 
überhaupt  gestattet  war,  auch  so  regelmässig  erfolgte,  dass  man  es  nicht 
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für  nöthig  hielt,  zu  betonen ,  dass  jene  Rechte  durch  Ravestissement  be- 
dingt seien. 

Aber  es  kommen  eine  Anzahl  Ortsrechte  hinzu,  welche  dem  Ueber- 
lebenden  zwar  nicht  Eigenthum,  aber  doch ,  wie  das  in  den  niederlothrin- 
gischen Verfangenschaftsrechten  auch  Überwiegend  der  Fall  war,  Zucht  am 
ganzen  Eheguie  zusprechen ,  und  zwar  so,  dass  sichtlich  auch  bei  unfrucht- 
barer Ehe  eine  Wechselauflassung  dazu  nicht  erforderlich  war,  das  Recht 
auf  Zucht  an  den  Liegenschaften  schon  durch  die  Ehe  selbst  begründet  war. 
In  der  Coutume  von  Aubigny  westlich  von  Arras,  Bouthors  2,  296,  heisst 
es  S  I  schlechtweg,  dass  der  Ueberlebende  Leibzucht  an  allen  Liegenschaften 
behalt;  dann  ausdrücklich  %  ^\  Le  pr emier  tnorant  desdits  deux  coniointi 
ravestit  le  seurvioant  par  ce  que  dit  est  que  le  derrain  vivant  doitjoir  de 
tout,  tont  es  h/ritages,  comme  en  ious  les  moeubles ;  ei  nest  besoing  riens 
meitre  par  escript  en  enssieuvani  ladite  caus turne,  Dass  ein  Ravestissement 
par  lettres  nicht  erforderlich  sei,  ist  da  ausdrücklich  gesagt.  Nicht  minder 
bestimmt  zu  Feuchy  östlich  von  Arras,  Cout  gdn.  i,  445.  Es  wird  da  S  3 
ausdrücklich  betont :  que  l'on  y  use  d'entravestissement  de  sang  seulement, 
in  Folge  dessen  Alles  dem  Ueberlebenden  zu  vollem  Eigen  verbleibt.  Heisst 
es  dann  S  4,  dass  wenn  kein  Entravestissement  de  sang  stattgefunden  hat, 
dem  Ueberlebenden  nur  die  Fahmiss  zu  Eigen,  die  Liegenschaften  zu  Leib- 
zucht verbleiben,  so  kann  das  nur  Wirkung  der  Ehe  sein,  da  ausser  der 
Blutsauflassung  hier  kein  Ravestissement  üblich  war.  Beachtenswenh  sind 
auch  die  Angaben  in  der  Coutume  des  Amts  Bapaume  $  14  ff*,  Cout.  gen. 
I,  331,  und  zu  Neuville  Vitace  südlich  von  Arras,  Bouthors  2,  373.  Bei 
Entravestissement  de  sang  und  par  lettres  verbleibt  dem  Ueberlebenden  das 
Ganze  zu  Eigen ;  ohne  Entravestissement  erhält  er  das  halbe  Gut  des  Ver- 
storbenen zu  Zucht.  Steht  die  Bestimmung  auf  die  Hälfte  hier  sehr  verein- 
zelt, so  lasse  ich  es  dahingestellt,  ob  da  Zusammenhang  mit  den  Verfangen- 
schaftsrechten mit  halber  Zucht,  vgl.  S  629,  besteht.  Damit  wird  denn  auch 
die  Erklärung  für  die  Angaben  des  Rechts  von  Berneville,  Cout.  ge'n.  1,413, 
gewonnen  sein.  Heisst  es  S  i  schlechtweg,  dass  jeder  Ueberlebende  Zucht 
an  allen  Liegenschaften  behält,  so  scheint  damit  in  Widerspruch  zu  stehen, 
dass  nach  S  4  das  entravestissement  tantpar  sang  que  par  lettres  üblich  stij 
ohne  dass  die  Wirkungen  bestimmter  betont  würden.  Es  ist  anzunehmen, 
dass  durch  die  Ehe  blosse  Zucht,  durch  beide  Arten  das  Ravestissement 
aber  Eigen  bewirkt  wurde.  Bestimmt  ist  das  ausgesprochen  zu  Foncque- 
villers  S  3,  Bouthors  2,  278,  wonach  das  Entravestissement  Eägen  bewirkt, 
dem  kinderlos  Ueberlebenden  aber,  wenn  der  eine  starb,  sans  faire  ledit 
eniraoestissement,  lebenslängliche  Zucht  an  Allem  verbleibt.  Es  ist  daher 
kein  Grund,  eine  ungenaue  Fassung  anzunehmen,  wenn  zu  He'nin  Lietard 
S  12,  Bouthors  2,  360,  dann  südlich  von  Arras  zu  Moyenneville  S4,  Cout. 
gen.  I,  447,  zu  Hdbuteme  $  21 ,  und  im  Westen  zu  Coullemont  S  3  und 
anscheinend  auch  zu  Avcsnes  Sil,  Bouthors  2, 284.  288.  293,  einfach  je- 
dem Ueberlebenden  Zucht  an  den  Liegenschaften  zugesprochen  wird;  wird 
zu  Avesnes  auch  das  Entravestissement  erwähnt,  so  scheint  dasselbe  nicht 
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752]  fUr  die  blosse  Zucht  nöthig  zu  sein,  sondern  zu  bewirken,  dass  der 
kinderlos  Ueberlebende  das  Gut  auf  seine  Seite  vererbt. 

Nach  den  angeführten  Belegen  ist  nicht  zu  bezweifeln,  dass  es  zur  Zeit 
der  Aufzeichnung  der  bezüglichen  Ortsrechte  an  manchen  Onen  von  Ar- 
tois  fUr  die  Zucht  des  Ueberlebenden  einer  Wechselauflassung  nicht  be- 
durfte, dieselbe  als  Wirkung  der  Ehe  an  und  fUr  sich  betrachtet  wurde. 
Dass  es  sich  da  bei  allen  Verfangenschaftsrechten  in  Artois  bei  deren  son- 
stiger Uebereinstimmung  um  dieselbe  Grundlage  handelt,  ist  gewiss  nicht 
zu  bezweifeln.  Dann  könnte  jener  Unterschied  in  verschiedener  Weise  er- 
klart werden. 

Nehmen  wir  an,  die  Wechselauflassung  bilde  den  gemeinsamen  Aus- 
gangspunkt, so  könnte  diese  an  einzelnen  Orten  allmählig  so  regelmässig 
bei  jeder  Ehe  üblich  geworden  sein,  dass  man  schliesslich  von  der  gericht- 
lichen Handlung  ganz  absah  und  die  Zucht,  wie  sie  ursprünglich  nur  durch 
Vornahme  jener  begründet  wurde,  jedem  überlebenden  Ehegatten  als 
solchem  zusprach.  Das  würde  ja  zur  Erklärung  da  immerhin  ausreichen, 
wo  ein  Entravestissement  überhaupt  nicht  gefordert  oder  erwähnt  wird. 
Aber  doch  nicht  da,  wo  ausdrücklich  gesagt  ist,  dass  dieses  Eigen,  die  Ehe 
selbst  aber  nur  Zucht  bewirkt  Kommt  nun  der  Umstand  hinzu ,  dass  die 
Forderung  der  Wechselauflassung  das  einzige  ist,  was  in  diesen  Verhält- 
nissen die  Mehrzahl  der  Rechte  vonArtois  von  der  Masse  derVerfangenschafts- 
rechte  unterscheidet,  dass  dann  aber  eben  dieser  Unterschied  in  den  letzt- 
besprochenen Rechten  entßdlt,  so  sehen  wir  uns  doch  wohl  zweifellos  auf 
eine  andere  Erklärung  hingewiesen^  Die  nämlich ,  dass  ursprünglich  über- 
haupt in  dem  betreffenden  Theile  von  Artois  das  Verfangenschaftsrecht  in 
der  Gestaltung  galt,  die  wir  als  die  regelmässige  zu  betrachten  haben,  wie 
wir  sie  insbesondere  auch  in  Brabant  und  im  östlichen  Hennegau  finden 
werden,  wonach  Zucht  oder  auch  Eigen  des  Ueberlebenden  Wirkung  der 
Ehe  selbst  war.  Zu  Hesdin  und  an  manchen  der  kleineren  Orte  würde  sich 
das  dann  einfach  erhalten  haben.  Dagegen  mUsste  sich  dann  in  der  Mehr- 
zahl der  Orte  des  östlichen  Artois  nachträglich  ein  Einfluss  geltend  gemacht 
haben,  welcher  bewirkte,  dass  die  bezüglichen  Rechte  des  Ueberlebenden 
überhaupt  oder  doch  das  Verbleiben  zu  Eigen  nicht  schon  durch  die  Ehe 
selbst,  sondern  erst  durch  das  Hinzukommen  des  Ravestissement  begründet 
waren.  Wir  werden  auf  den  für  den  Zusammenhang  der  Rechte  sehr  be- 
achtenswerthen  Umstand  zurückkommen. 

Diese  Atmahme  dürfte  nun  aber  dadurch  unterstützt  werden,  dass  sich 
vereinzelt  auch  in  Wälschflandern  Begründung  von  Rechten  des 
Ueberlebenden  durch  die  Ehe  selbst  findet,  ohne  dass  es  dazu  der  Wechsel- 
auflassung oder  Blutsauflassung  bedarf.  Das  trifit  zunächst  das  der  Abtei 
St  Vaast  gehörige,  westlich  von  Orchies  in  der  Kastellanie  Lille  gelegene 
Mons  en  Pdvele,  Com.  gen.  i,  430,  wo  wir  einfach  Verfangenschaftsrecht 
finden,  da  nach  S  3  beim  Fehlen  von  Kindern  jedem  Ueberlebenden  die 
Fahrnisse  zu  Eigen,  die  gesammten  Liegenschaften  zu  Zucht  zustehen,  wäh- 
rend diese  nach  S  4 ,  wenn  Kinder  der  Ehe  vorhanden,  diesen  verfangen 
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sind.  In  dem  benachbarten  Neuville ,  Cout.  ge'a.  2,  920,  hat  der  Ueber- 
lebende  entsprechend  andern  wälschflandrischen  Rechten  bei  Wiederver- 
heirathung  mit  den  Kindern  oder  sonstigen  Erben  zu  theilen ;  bleibt  er  aber 
unverheirathet,  so  scheint  ihm  auch  bei  unfruchtbarer  Ehe  Zucht  zuzu- 
stehen. Ebenso  nach  den  schon  S  739  besprochenen  Angaben  des  Rechts 
von  La  Bassee.  Ohne  ausdrückliche  Erwähnung  der  Verfangenschaft  für 
die  Kinder  der  Ehe  heisst  es  zu  Corbehem  südwestlich  von  Douai  S  7,  Bou- 
ihors  2,  526,  dass  dem  kinderlos  Ueberlebenden  Alles  auf  Lebenszeit  ver- 
bleibt, während  nach  seinem  Tode  die  Liegenschaften  an  die  Seite  zurück- 
kommen. Zu  Anhiers  nordöstlich  von  Douai  S  5,  Bouthors  2,  524,  ergibt 
sich,  da  von  einem  Entravestissement  nicht  die  Rede  ist,  sogar  Eigen  des 
Ueberlebenden;  wir  kommen  darauf  zurück.  Und  in  derSomme  rurale  i,t. 
98,  wird  als  Brauch  der  Terre  von  St.  Amand  en  Pe'vele  nordwestlich  von 
Valenciennes  angegeben:  que  le  mariage doue la  femme,  et pource  eile  iicnt 
tous  les  heritages  iant  quelle  vif,  während  sie  bei  Blutsauflassung  Alles  zu 
Eigen  erhält.  Auch  zu  Mortagne  scheint  nach  1 1. 78  jedem  kinderlos  Ueber- 
lebenden ein  Viertel  zu  Zucht  zuzustehen. 

Handelt  es  sich  da  um  Einzelrechte,  welche  entweder  überhaupt  vom 
wälschflandrischen  Recht  abweichen  oder  deren  sonstige  Gestaltung  uns 
nicht  näher  bekannt  ist,  so  ist  es  beachtenswerther,  dass  sich  die  Begrün- 
dung von  Rechten  des  Ueberlebenden  schon  durch  die  Ehe  selbst  vereinzelt 
auch  in  einem  Rechte  ergibt,  welches  übrigens,  insbesondere  durch  die  Be- 
erbung jedes  Elterntheils  durch  seine  Kinder  und  die  damit  zusammen- 
hängende, später  genauer  zu  besprechende  Forderung  der  Hälftung  bei  der 
Wiederverheirathung  sich  dem,  wodurch  sich  das  wälschflandrische  Recht 
von  den  Nachbarrechten  vorzugsweise  unterscheidet,  aufs  engste  anschliesst. 
Die  bezüglichen  Bestimmungen  des  Rechts  von  La  Bassee  wurden  schon 
S  739  erwähnt.  Dem  überlebenden  Ehegatten  verbleibt  als  solchem,  ohne 
dass  von  Wechselauflassung  die  Rede  wäre,  das  ganze  Gut,  ob  nun  Kinder 
da  sind  oder  nicht;  aber  die  durch  die  Ehe  begründete  Zucht  ist  nicht,  wie 
in  den  Verfangenschaftsrechten,  auch  eine  lebenslängliche;  sein  Recht  er- 
lischt mit  der  Wiederverheirathung,  da  er  dann  mit  den  Kindern  oder  son- 
stigen Erben  des  Verstorbenen  zu  hälften  hat.  Aehnlich  zu  Willerval  süd- 
östlich von  Lens,  Bouthors,  2,  410.  Der  überlebende  Ehegatte  hat  sichtlich 
als  solcher  Zucht  am  Ganzen;  sind  Kinder,  so  hat  er  mit  diesen  bei  Wieder- 
verheirathung zu  hälften ;  sterben  diese  vor  ihm,  so  hat  er  wieder  Zucht  am 
Ganzen,  während  nach  seinem  Tode  Fallrecht  eintritt.  Wird  dann  ausser  • 
dem  das  Entravestissement  erwähnt,  so  kann  dieses  nur  die  Wirkung  ge- 
habt haben,  dass  ihm  Alles  zu  vererblichem  Eigen  verbleibt. 

Jene  die  sonstigen  Verfangenschaftsrechte  kennzeichnende  Begründung 
von  Rechten  des  Ueberlebenden  am  Gute  des  Verstorbenen  durch  die  Ehe 
selbst  findet  sich  hier  also  vereinzelt  in  dem  ganzen  Gebiete,  in  welchem 
abweichend  davon  die  Ehe  allein  in  der  Regel  keine  Zucht  des  Ueberleben- 
den begründet,  sowohl  bei  Verfangenschaftsrechten  von  Artois,  wie  bei 
Rechten  von  Wälschflandern ;  imd  zwar  hier  der  ganz  abweichenden  son- 
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752]  stigen  Gestaltung  angepasst.  Um  so  naher  muss  aber  die  Annahme 
liegen,  dass  es  sich  da  nicht  um  vereinzelte  örtliche  Sonderentwicklung  han- 
delt, bei  der  man  erst  nachträglich  von  der  Forderung  des  Ravestissement 
absah.  Ungleich  einfacher  würde  sich  doch  das  Verhaltniss  durch  die  An- 
nahme erklären  lassen ,  es  habe  einst  in  dem  ganzen  Gebiete  ein  den  son- 
stigen Verfangenschaftsrechten  entsprechendes,  an  die  Ehe  selbst  anknü- 
pfendes Recht  geherrscht,  von  dem  sich  dann,  als  nachträglich  die  Forde- 
rung des  Ravestissement  Eingang  fand,  im  einen,  wie  im  andern  Gebiete 
Reste  erhalten  hatten.  Auf  die  Frage,  in  wie  weit  diese  Annahme  durch 
weitere  Umstände  unterstützt  wird,  werden  wir  zurückkommen. 

753.  Schliesst  sich  die  Mehrzahl  der  Ortsrechte  des  östlichen  Artois 
nicht  blos  bezüglich  des  Ausdruckes  Ravestissement,  sondern  auch  sachlich 
aufs  engste  dem  wälschflandrischen  Rechte  an,  so  fehlt  da  nach  der  Seite 
von  Deutsch fl andern  jeder  nähere  Zusammenhang.  Allerdings  wird 
auch  zu  Aire  im  nördlichen  Anois,  dann  in  einigen  Städten  Deutschflan- 
derns eine  als  Ravestissement  bezeichnete  Wechselgabe  erwähnt.  Aber  ein- 
mal fehlt  da  die  Blutsauflassung,  auf  deren  engern  Zusammenhang  mit  der 
Wechselauflassung  wir  insbesondere  S751  auch  für  das  östliche  Artois  hin- 
wiesen. Dann  aber  folgen  auch  davon  abgesehen  die  Einzelbestimmungen 
ganz  abweichenden  Gesichtspunkten.  Zu  Aire  S  1 1  bezieht  sich  das  Entra- 
vestir  ausser  auf  Fahrniss  nur  auf  Gewinnland.  Zu  Bailleul  5  S  4  ff.  bewirkt 
es  Zucht  an  allen  Liegenschaften,  nicht  an  Fahrniss;  aber  es  ist  nur  giltig, 
wenn  beide  gesund  waren  und  es  wenigstens  dreissig  Tage  vor  dem  Tode 
des  einen  gerichtlich  bestätigt  war;  wenn  weiter  keine  Disproportion  des 
Gutes  über  ein  Drittel  eingreift,  so  dass  andernfalls  der  Nutzgen uss  ent- 
sprechend beschränkt  wird.  Dass  es  sich  zu  Ypern  und  Rousselaer,  dann 
zu  Hondschoote  nur  um  sehr  beschränkte  Zuwendungen  handelte,  wurde 
bereits  S  748  erwähnt.  Beschränkt  sich  in  den  beiden  ersten  Städten  die 
Zulässigkeit  der  Wechselauflassung  auf  ein  Haus,  und  hat  sie  in  dieser  Be- 
schränkung zu  Ypern  nur  bis  zur  Wiederverheirathung  Geltung,  vgl.  Les 
Olim  ed.  Beugnot  2,  787,  so  ist  wohl  der  Gesichtspunkt  der,  dass  dem  Ueber- 
lebenden  der  Besitz  des  bisher  gemeinsam  bewohnten  Hauses  gesichert  wer- 
den soll;  auch  bei  der  vorhin  erwähnten  Neuregelung  der  Vernältnisse 
1243  zu  Hesdin  wurde  als  Ausnahme  bestimmt,  dass  die  Kinder  den  Ueber- 
lebenden  auch  dann  nicht  zum  Verlassen  des  Hauses  verhalten  dürfen,  wenn 
dasselbe  von  der  Seite  des  Verstorbenen  herrührt.  Dass  die  Wechselgabe 
gerade  nur  eines  Hauses  flandrischer  Brauch  war,  scheint  sich  auch  zu  er^ 
geben,  wenn  es  in  den  Coustumes  de  Vermendois  ed.  Beautemps  S  305 
heisst,  dass  in  Flandern  die  überlebende  Frau  nur  dann  Anspruch  auf  ein 
Wohnhaus  hat :  pourveu  que  la  mary  en  ait  une  aussy  bonne  ou  milleure  ä 
tenconire. 

Kommt  nun  hinzu,  dass  das  Recht  dieser  Städte  sich  auch  in  andern 
Beziehungen  von  den  bisher  besprochenen  durchaus  unterscheidet  und  dem 
deutschflandrischen  anschliesst,  so  mag  für  die  Bezeichnung  als  Ravestisse« 
ment  und  die  auch  da  wohl  geforderte  gerichtliche  Eingehung  der  Brauch 
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der  Nachbargebiete  von  Einfiuss  gewesen  sein.  Aber  in  der  Sache  wird 
kaum  ein  n&herer  Zusammenhang  anzunehmen  sein ;  es  handelt  sich  um 
eine  ausnahmsweise  Gestattung  von  Wechselgaben,  welche  sich  unabhängig 
von  einander  in  den  einzelnen  Städten  entwickelt  haben  wird ;  für  die  Ge- 
staltung des  Instituts  im  allgemeinen  werden  wir  von  Deutschflandern  ganz 
absehen  dürfen. 

Dasselbe  dürfte  dann  auch  gelten,  wenn  sich  zu  Reims  eine  Ausdeh- 
nung der  Wechselgabe  findet,  die  von  den  benachbarten  französischen 
Rechten  wesentlich  abweicht,  während  sich  doch  auch  keine  grössere  An- 
näherung an  die  wälschflandrische  Gestaltung  zeigt;  wie  schon  S  652  vor- 
läufig bemerkt,  wird  sich  ergeben,  dass  das  Recht  von  Reims  aufs  engste 
mit  den  deutschflandrischen  zusammenhängt. 

Nach  der  Coutume  von  1481  S  87,  Varin  Archives  legislatives  de 
Reims  1,  677,  dürfen  Eheleute  sich  nichts  schenken,  ausser  wechselseitig, 
wenn  beide  bei  guter  Gesundheit,  die  gesammte  Fahrniss,  das  gesammte 
Gewinngut  und  die  Hälfte  des  Naissant,  wie  hier  das  Erbgut  bezeichnet 
wird,  oder  auch  nur  einen  Theil  davon.  Die  Vergabung  kann  geschehen  ä 
toujours  ou  ä  la  vie,  muss  sich  also  auch  bei  Erbland  nicht ,  wie  bei  den 
weitgehendsten  französischen  Rechten,  auf  blosse  Zucht  beschränken.  Scheint 
die  Forderung  beiderseitiger  Gesundheit  eine  Annäherung  an  französisches 
Recht  zu  ergeben,  so  fanden  wir  doch  gerade  auch  diese  in  Flandern  zu 
Bailleul,  und  ebenso  S  7 1 5  im  Aasdomsrechte ;  es  schliesst  sich  das  sicht- 
lich nur  gemeingermanischen  Bestimmungen  über  die  Giltigkeit  jeder  Schen- 
kung an.  Dagegen  sagt  die  Glosse,  sichtlich  in  Berücksichtigung  der  weiter- 
gehenden Forderungen  des  französischen  Rechts,  ausdrücklich,  es  sei  irrig, 
wenn  manche  auch  Gleichheit  des  Vermögens  und  des  Alters  verlangten. 

Fahrniss,  Gewinngut  und  das  halbe  Erbgut  bilden  den  als  solchen  in 
allen  Coutumes  von  Reims  festgehaltenen  Freitheil,  über  welchen  der  Kin- 
derlose nach  Belieben  verfügen  darf,  wobei  die  Bestimmung  auf  die  Hälfte 
des  Erbgutes,  auf  deren  Anschluss  an  deutschflandrische  Rechte  wir  zurück- 
kommen, von  der  der  französischen  Nachbarrechte  abweicht,  welche  nur 
ein  Fünftel  gestatten.  Als  das,  was  der  Mann  seiner  Frau  hinterlassen  darf, 
werden  jene  Vermögensbestandtheile  schon  im  vierzehnten  Jahrhunderte, 
Varin  i,  606,  erwähnt,  und  dazu  bemerkt,  dass  die  Coutume  von  Reims 
desshalb  Coutume  des  femmes  genannt  werde,  weil  weit  und  breit  keine 
den  Frauen  so  günstig  sei.  Danach  läge  die  Annahme  nahe ,  dass  es  sich 
hier  einfach  um  den  Freitheil  handle,  welcher,  wie  nach  der  %  747  er- 
wähnten Angabe  bei  Beaumanoir  12  S  3,  ausnahmsweise,  wie  jedem  An- 
dern, auch  dem  andern  Ehegatten  vermacht  werden  konnte. 

Aber  zweifellos  wird  das  zu  Reims  nur  bei  Wechselgabe  zulässig  ge- 
wesen und  jene  Erwähnung  einer  Gabe  nur  des  Mannes  daraus  zu  erklären 
sein,  dass  thatsächlich  in  der  grossen  Mehrzahl  der  Fälle  die  Wechselgabe 
zunächst  der  Frau  zu  Gute  kam.  Denn  in  allen  späteren  Coutumes  wird 
ausdrücklich  bestimmt,  dass  die  Ausnahme  nur  bei  Convenances  mutuelles 
zulässig  sei*  So  in  der  glossirten  Coutume  des  fünfzehnten  J9hrhundert$ 
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753]  S  22,  Varin  i,  617.  Und  ebenda  wird  S  54  betont,  dass  jene  ausge- 
dehnte Wechselgabe  nur  zulässig  sei,  soweit  die  Geltung  der  Coutume  von 
Reims  reiche,  nicht  aber  bei  Gütern  gelegen  an  Orten :  qui  se  gouvernent  ä 
la  cousiume  de  France  ou  de  Champaigne,  weil  da  keine  Vergabungen  unter 
Eheleuten  gestattet  seien.  Der  starken  Abweichungen  von  den  französischen 
Nachbarrechten  war  man  sich  also  durchaus  bewusst.  Erst  in  der  letzten 
Coutume  S  234,  Com.  gen.  2,  505,  erscheinen  dann,  wie  sonst,  auch  hier 
die  Eigenthümlichkeiten  des  Rechtes  von  Reims  abgeschwächt  und  den  fran- 
zösischen angenähert;  bei  der  Donation  mutuelle  darf  nur  noch  die  Fahr- 
niss  ä  totijour,  Gewinnland  nur  r«  nsufruict  gegeben  werden,  während  das 
Erbland  überhaupt  ausgeschlossen  erscheint.  Dagegen  weicht  die  ältere  Ge- 
staltung aufs  bestimmteste  vom  französischen  Rechte  ab. 

Macht  sich  gerade  hier  die  sonstige  auffallende  Uebereinstimmung  mit 
deutschflandrischem  Recht  nicht  geltend,  so  werden  wir  auf  die  Frage  zu- 
rückkommen, in  wie  weit  dennoch  auch  hier  für  die  Grundlage  Ausgehen 
von  demselben  anzunehmen  sein  und  es  sich  um  eine  selbstständtge  Ent- 
wicklung einer  dem  Ravestissemeni  sich  annähernden  Gestaltung  handeln 
dürfte,  wie  wir  sie  auch  für  einzelne  deutschflandrische  Städte  glaubten  an- 
nehmen zu  sollen.  Jedenfalls  ergibt  sich  auch  hier  kein  näherer  Anschluss 
an  die  bezüglichen  Rechte  von  Artois,  Wälschflandern  und  Hennegau. 

754.  Beschränken  wir  uns  auf  diese  Gruppe,  so  ergibt  sich  bezüglich 
der  Wechselauflassung  kein  entsprechender  Unterschied  des  wälschflandri- 
schen  Rechts  von  dem  des  östlichen  Artois  und  westlichen  Hennegau,  wie 
wir  ihn  bei  sonstigen  Bestimmungen  gefunden  haben  und  insbesondere 
auch  beim  Ravestissement  de  sang  finden  werden;  höchstens,  dass  in 
Wälschflandern  die  Wirkungen  allgemeiner  die  weitgehendsten  zu  sein 
scheinen,  wie  sie  aber  doch  auch  den  Nachbarrechten  nicht  fremd  sind.  Er- 
gibt sich  damit  die  Frage  nach  dem  Ausgangspunkte  der  Wech- 
selauflassung, so  liegt,  da  es  sich  um  ein  zusammenhängendes  Gebiet 
handelt,  dessen  Recht  aber  übrigens  kein  einheitliches,  gewiss  die  Annahme 
am  nächsten,  dass  das  Institut  in  seiner  im  Wesentlichen  übereinstimmenden 
Gestaltung  zunächst  einem  der  in  Frage  kommenden  Rechte  angehörte  und 
sich  dann  in  Folge  der  Nachbarschaft  auf  das  andere  ausgedehnt  hat. 

Den  Ausgang  könnte  da  das  Recht  von  Artois  und  Hennegau 
gebildet  haben.  Fasse  ich  beide  in  dieser  Richtung  zusammen ,  so  ist  das 
dadurch  gerechtfertigt,  weil  diese  beiden  angränzenden  Rechte  wenigstens 
im  Wesentlichen  durchweg  in  Solchem  übereinstimmen,  durch  welches  sie 
sich  von  dem  zwischenliegenden  wälschflandrischen  Recht  unterscheiden. 
Nehmen  wir  an,  es  habe  in  dieses  die  Wechselauflassung  aus  den  beiden 
Nachbarrechten  Eingang  gefunden,  so  würde  sich  dann  wieder  die  weitere 
Frage  ergeben,  auf  welcher  Grundlage  sie  sich  in  diesen  entwickelt  haben 
dürfte.  Denn  nach  S753  gestattet  das  Recht  von  Deutschflandern  überhaupt 
keine  Schenkung  unter  Eheleuten,  während  das  Don  mutuel  der  westfrän- 
kischen und  lothringischen  Rechte  sich  doch  wesentlich  von  dem  Ravestis- 
sement unterscheidet. 
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Sehen  wir  nun  von  der  Einzelfrage  ab,  so  wird  sich  ergeben,  dass  die 
Rechte  des  v^restlichen  Hennegau  und  des  östlichen  Anois  da,  wo  sie  vom 
wälschflandrischen,  aber  auch  vom  deutschflandrischen  und  westfrankischen 
Recht  abweichen,  sichtlich  in  engerm  Zusammenhange  mit  den  lothringisch- 
ostfränkischen  Verfangenschaftsrechten  stehen,  wie  sie  schon  im  östlichen 
Hennegau,  dann  weiter  in  ganz  Niederlothringen  geltend  waren,  so  dass 
sich  da  wenigstens  fUr  das  westliche  Hennegau  auch  örtlicher  Zusammen- 
hang ergibt.  Auf  die  in  dieser  Richtung  besonders  kennzeichnende  Beer- 
bung jeder  Ehe  durch  die  Kinder  derselben  wurde  schon  S  739  hingewiesen. 
Nun  würde  sich  allerdings  auch  für  die  Wechselauflassung  eine  gewisse 
Anknüpfung  in  den  Verfangenschaftsrechten  insofern  ergeben  können,  als 
nach  diesen  auch  bei  unfruchtbar  gebliebener  Ehe  dem  Ueberlebenden  nicht 
blos  die  Fahrniss,  sondern  auch  die  gesammten  Liegenschaften  des  Ver- 
storbenen entweder  zu  Eigen,  oder  doch  zu  Zucht  verbleiben.  Das  aber  ist 
da  Wirkung  der  Ehe  selbst,  während  diese  im  westlichen  Hennegau  und 
östlichen  Anois  im  allgemeinen  keinerlei  Recht  des  Ueberlebenden  auf  das 
Gut  des  Verstorbenen  begründet.  Bedurfte  es  dazu  einer  besondern  Rechts- 
handlung, so  ist  nicht  wohl  abzusehen,  wie  sich  solche  Gestaltung  auf  Grund 
der  lothringischen  Verfangenschaftsrechte  hätte  ergeben  sollen. 

Schon  die  Schwierigkeit,  die  Gestaltung  in  Artois  und  Hennegau  mit 
irgend  einem  der  sonstigen  Nachbarrechte  in  Verbindung  zu  bringen,  legt 
die  umgekehrte  Annahme  nahe,  dass  hier  der  Ausgangspunkt  für  die  Wech- 
selauflassung zunächst  im  wälsch flandrischen  Recht  zu  suchen  sei 
und  dieselbe  von  da  aus  für  die  unmittelbar  anstossenden  Rechte  massge- 
bend geworden  sei.  Dafür  Hesse  sich  weiter  von  vornherein  geltend  machen, 
dass  dieses  önlich  die  Mitte  zwischen  den  beiden  andern  Rechten  einnimmt, 
dass  im  allgemeinen  die  Wirkungen  sich  von  der  Mitte  aus  sowohl  nach 
Osten,  wie  nach  Westen  abschwächen,  dass  weiter  nach  dem  $  740  Be- 
merkten auch  das  volle  Vorfahrenrecht  nach  beiden  Seiten ,  nur  nicht  so 
weit  übergreift,  und  dass  bei  diesem,  falls  da  überhaupt,  wie  doch  wahr- 
scheinlich, Zusammenhang  bestehr,  wohl  nur  Wälschflandern  den  Ausgang 
gebildet  haben  kann,  da  es  allen  sonstigen  Nachbarrechten  durchaus  fremd 
ist.  Für  Aufnahme  aus  dem  wälschflandrischen  Recht  würde  es  aber  ins- 
besondere ins  Gewicht  fallen,  wenn  unsere  S  752  begründete  Annahme 
richtig  sein  sollte,  dass  es  ursprünglich,  wie  in  andern  Verfangenschafts- 
rechten, auch  in  Artois  keiner  Wechselauflassung  zur  Begründung  des  Rechts 
des  Ueberlebenden  bedurfte  und  dieses  Wirkung  der  Ehe  selbst  war.  Er- 
gibt sich  überhaupt  erst  nachträgliche  Aufnahme,  so  sind  wir  damit  doch 
sehr  bestimmt  auf  Wälschflandern  hingewiesen. 

Massgebend  für  die  Entscheidung  der  Frage  wird  aber  meines  Erach- 
tensdieUebereinstimmungmitdemAasdomsrechte  sein  müssen, 
wie  wir  sie  im  wälschflandrischen  Recht  bei  allen  früher  besprochenen  Ver- 
hältnissen fanden,  wie  sie  sich  aber  nach  dem  S  7 1 2  ff.  über  die  Wechsel- 
auflassung im  Aasdomsrechte  Bemerkten  auch  hier  für  alle  wesentlichen 
Punkte  ergibt.  Hier,  wie  da,  begründet  die  Ehe  selbst  keinerlei  Ansprüche 
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754]  des  Ueberlebenden  auf  das  Gut  des  Vex^orbenen  oder  wenigstens  der 
überlebenden  Frau  auf  das  des  Mannes,  wie  das  in  den  lothringischen  und 
westfränkischen  Rechten  der  Fall  ist.  Und  trifft  das  in  manchen  deutschflandri- 
schen Rechten  ebenso  zu,  so  unterscheiden  sich  von  diesen  jene  beiden 
Rechte  wieder  dadurch ,  dass  sie  als  Ausnahme  vom  Verbote  der  Schen- 
kung unter  Eheleuten  die  in  beiden  vor  Gericht  vorzunehmende  Wechsel- 
auflassung gestatten.  Kennen  da  aber  auch  französische  und  lothringische 
Rechte  eine  Ausnahme  in  dem  Don  mutuel,  so  ist  die  Zulässigkeit  dieses 
an  eine  Reihe  beschrankender  Voraussetzungen  gebunden,  welche  in  jenen 
beiden  Rechten  entfallen.  Es  genügt,  dass  beide  Eheleute  sind.  Es  ergibt 
sich  insbesondere  keine  Beschränkung  auf  gewisse  Vermögensbestandtheile. 
Es  handelt  sich  sichtlich  durchweg  um  Auflassung  des  gesammten  beider- 
seitigen Vermögen,  ohne  alle  Rücksicht  auf  die  ursprüngliche  Verschieden- 
heit des  von  beiden  Seiten  Zugebrachten,  wobei  freilich  zu  beachten,  dass 
sowohl  nach  Aasdomsrecht,  wie  nach  dem  der  wälschflandrischen  Städte 
eine  Ausgleichung  der  Vermögen  schon  durch  die  mit  der  Ehe  selbst  ein- 
tretende volle  Gemeinschaft  eingetreten  war.  Beschränken  sich  im  Aasdoms- 
rechte die  Wirkungen  überwiegend  auf  Zucht,  so  ist  das  vielfach  auch  im 
südlichen  Gebiete  der  Fall.  Allerdings  scheint  gerade  in  Wälschflandern 
die  Wechselauflassung  häufiger  volles  Eigen  des  Ueberlebenden  zu  be- 
wirken. Aber  nach  S  7 1 7  war  auch  dem  Aasdomsrechte  Vergabung  zu  ver- 
erblichem Eigen  nicht  fremd.  Besonders  beachtenswerrh  für  den  Zusam- 
menhang dürfte  aber  sein,  dass  für  jene  eigenthümliche  Gestaltung  des  Ver- 
bleibens zu  unvererblicheifi  Eigen,  wie  sich  dasselbe  im  westlichen  Henne- 
gau S  750  so  bestimmt  ergab,  sich  S  718  auch  im  Aasdomsrechte  Anhalts- 
punkte fanden. 

Ist  damit  die  Annahme  nahe  gelegt,  dass  die  Wechselauflassung  zu- 
nächst auf  eine  dem  Aasdomsrechte  und  dem  Rechte  der  wälschflandrischen 
Städte  gemeinsame  Grundlage  zurückgeht  und  dann  von  Wälschflandern 
aus  auf  die  Nachbarrechte  übergriff,  so  scheint  derselben  nicht  im  Wege  zu 
stehen,  dass  sich  im  Süden  auch  Abweichungen  vom  Aasdoms- 
rechte finden.  Denn  einmal  ergibt  sich,  dass  diese  Abweichungen  sich  in 
den  Nachbarrechten  stärker  geltend  machen,  als  im  wälschflandrischen 
Rechte  selbst.  Weiter  aber,  dass  sie  da,  wo  sie  Wälschflandern  selbst  treffen, 
sich  auf  den  Einfluss  der  lothringischen  Verfangenschaftsrechte  zurück- 
führen lassen.  Dass  sich  diesen  in  andern  Beziehungen  das  Recht  in  den 
angränzenden  Theilen  von  Artois  und  Hennegau  aufs  engste  anschliesst, 
wurd^  schon  bemerkt,  und  wir  werden  noch  weiter  auf  die  bestimmtesten 
Belege  stossen.  Nehmen  wir  daher  an,  dass  das  wälschflandrische  Recht 
auf  die  Nachbargebiete  Einfluss  genommen  hat,  so  ist  ja  von  vornherein 
wahrscheinlich,  dass  es  umgekehrt  selbst  durch  das  der  Nachbargebiete  be- 
einflusst  wurde.  Dem  aber  würde  es  danach  durchaus  entsprechen,  wenn 
die  Abweichungen  vom  Aasdomsrechte  sich  auf  die  lothringischen  Verfan- 
genschaftsrechte zurückführen  lassen.  Und  das  ist  um  so  beachtenswerther 
für  später^  Erörterungen,  als  das  Recht  des  flacheo  Landes  in  Wälschflan- 
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dem,  aa  dessen  Einfluss  bei  Abweichungen  der  Stadtrechte  vom  Aasdocns- 
rechte  zunächst  zu  denken  wäre,  sich  nicht  den  lothringischen,  sondern  den 
westfränkischen  näher  anschliesst 

Und  bei  der  Wechselauflassung  sind  die  Abweichungen  vom  Aasdoms- 
rechte nur  geringfügige.  Gestattet  dieses  dieselbe  ohne  Rücksicht  darauf, 
ob  gemeinsame  Kinder  vorhanden  sind  oder  nicht,  während  im  Süden 
durchweg  Kinderlosigkeit  vorausgesetzt  wird ,  so  erklärt  sich  das  daraus, 
dass  hier,  wenn  Kinder  da  waren,  durch  die  dem  Aasdomsrechte  allerdings 
fremde  Blutsauflassung  die  Wirkungen  der  Wechselauflassung  ohnehin  ein- 
treten, und  damit  für  dieselbe  keine  Veranlassung  mehr  geboten  war.  Er- 
gab sich  weiter,  dass  im  Aasdomsrechte  nach  Beendigung  der  Zucht  das 
Vermögen  unter  den  Freunden  beider  Verstorbenen  entsprechend  der  vollen 
Gemeinschaft  zu  hälften  war,  so  fanden  wir  das  vielfach  ebenso  im  Süden«. 
Tritt  da  dann  aber  oft  nicht  Hälftung,  sondern  Fallrecht  ein,  so  ist  eben  zu 
beachten,  dass  die  volle  Gemeinschaft  hier  nicht  so  weit  reicht,  als  die  Wech- 
selauflassung. Trifi't  das  vorzugsweise  die  Nachbarrechte,  so  flndet  sich  ja 
das  Fallrecht  auch  in  den  Verfangenschaftsrechten,  vgl.  S  628.  640;  aber 
freilich  ebenso  in  den  westfränkischen. 

Beachtenswerth  ist  daher  insbesondere  nur  ein  anderer  Unterschied. 
Im  Aasdomsrechte  hat  die  Wechselauflassung  im  allgemeinen  ganz  dieselben 
Wirkungen  für  Fahrniss  und  Liegenschaften,  so  dass  insbesondere  nach 
S  716  der  Ueberlebende  auch  an  der  Fahrniss  nur  Zucht  erhält.  Dagegen 
finden  wir  nun  im  Süden  wenigstens  da,  wo  nicht  das  ganze  Vermögen 
überhaupt  zu  Eigen  verbleibt ,  zwischen  Fahrniss  und  Liegenschaften  be- 
stimmt unterschieden,  indem  die  Zucht  sich  auf  diese  beschränkt,  dagegen 
ausnahmslos,  so  weit  ich  sehe,  die  Fahrniss  dem  Ueberlebenden  zu  Eigen 
zukommt  Dieses  Auseinanderhalten  von  Liegenschaften  und 
Fahrniss  und  das  Verbleiben  der  letztern  zu  vollem  Eigen  entspricht  aber 
so  durchaus  den  Verfangenschaftsrechten,  vgl.  S  625,  dass  nichts  näher 
liegt,  als  die  Abweichung  vom  Aasdomsrechte  auf  den  Einfluss  dieser  zu- 
rückzuführen. Dagegen  würde  sich  das  aus  dem  Einfluss  der  westfränki- 
schen Rechte  nicht  erklären  können.  In  diesen  Mt  bei  solchen  Verhält- 
nissen das  ganze  Gewicht  auf  den  Unterschied  zwischen  Erbland  und  Ge- 
winnland,  während  die  Fahrniss  einfach  mit  dem  letztern  gleichbehandelt 
wird.  Dagegen  macht  sich  hier,  wie  in  den  Verfangenschaftsrechten,  ledig- 
lich der  Unterschied  von  Meubles  und  Hdritages  geltend,  indem  der  letztere 
Ausdruck  alle  Liegenschaften,  ererbte  und  errungene,  zusammenfasst. 

Nach  allem  Gesagten  glaube  ich  annehmen  zu  dürfen,  dass  die  Wech- 
selauflassung auf  das  Recht  zurückgeht ,  welches  auch  nach  den  sonstigen 
besprochenen  Haltpunkten  die  gemeinsame  Grundlage  für  das  Aasdoms- 
recht und  das  wälschflandrische  gewesen  sein  muss;  dass  sie  dann  von 
Wälschflandem  aus  auf  die  angränzenden  Rechte,  einerseits  von  Artois, 
andererseits  von  Hennegau,  übergriff,  während ,  wie  in  diesen ,  sich  auch 
in  Wälschflandem  selbst  einiger  Einfluss  der  Verfangenschaftsrechte  auf  die 
Gestaltung  des  Instituts  geltend  machte. 
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765.  Stimmen  bezüglich  des  Fehlens  von  Ansprüchen  des  überleben- 
den Ehegatten  an  dem  Gut  des  Verstorbenen  auf  Grund  nur  der  Ehe  selbst, 
dann  bezüglich  der  Möglichkeit,  solche  durch  Wechselauflassung  zu  be^ 
gründen,  das  Aasdomsrecht  und  das  wSlschflandrische  wesentlich  überein, 
so  scheint  sich  nun  auf  den  ersten  Blick  ein  sehr  beachtenswerther  Unter- 
schied dadurch  zu  ergeben ,  dass  nur  in  dem  letztern,  nicht  aber  im  Aas- 
domsrechte, solche  Ansprüche  auch  durch  Blutsauflassung,  Ravestis- 
sement  de  sang,  begründet  werden  können. 

Ueber  den  Ausdruck  habe  ich  schon  S745  gesprochen.  Handelt  es 
sich  zunächst  nur  um  die  Geburt  eines  gemeinsamen  Kindes,  welche  ahn- 
liche Wirkungen  hat,  wie  die  Wechselauflassung,  so  bezeichnet  der  Aus- 
druck Ravestissement  zweifellos  ursprünglich  nur  diese  und  ist  dann  auf 
das  verwandte  Institut  übertragen,  ohne  dass  beachtet  wurde,  dass  bei  diesem 
eine  besondere  Auflassungshandlung  überhaupt  nicht  eingriff!  Da  es  sich 
fast  ausschliesslich  um  romanisches  Sprachgebiet  handelt,  so  scheint  sich 
eine  deutsche  Bezeichnung  überhaupt  nicht  festgestellt  zu  haben ;  auch  in 
den  deutschen  Costumen  von  Enghien,  Cout.  de  Hainaut  3,  826,  heisst  es 
Ravestissement  van  bloede.  Würde  der  wälsche  Ausdruck  mit  Wechsel- 
auflassüng  durch  Blut  oder  Blutswechselauflassung  wiederzugeben  sein,  so 
werde  ich  mich  kürzend  im  Anschlüsse  daran  des  Ausdrucks  Blutsauflas- 
sung für  das  bedienen,  was  die  Quellen  zusammenfassend  als  Ravestisse- 
ment de  sang  bezeichnen.  Es  wird  sich  allerdings  ergeben,  dass  es  sich  da- 
bei um  zwei  sachlich  wesendich  verschiedene  Gestaltungen  handelt.  Aber 
der  zusammenfassende  Ausdruck  rechtfertigt  sich  wenigstens  dadurch,  dass 
bei  beiden  jedenfalls  die  Geburt  eines  gemeinsamen  Kindes  nothwendige, 
wenn  auch  nicht  bei  beiden  einzige  Voraussetzung  für  Ansprüche  des  einen 
Ehegatten  auf  das  Gut  des  andern  ist. 

Suchen  wir  nun  die  Ausdehnung  des  Gebiets  der  Blutsauf- 
lassung zunächst  nach  Massgabe  des  anscheinend  nur  in  Wälschflandern 
und  dessen  Nachbarschaft  vorkommenden  Ausdrucks  oder  doch  der  dem- 
selben entsprechenden  sachlichen  Bestimmungen  festzustellen,  so  fkllt  dieses 
Gebiet  im  wesentlichen  mit  dem  zusammen,  in  welchem  wir  S  749  die 
Wechselauflassung  nachwiesen.  Beides  steht,  wie  schon $751  betont,  in  so 
weit  in  einem  gewissen  Zusammenhange ,  als  wir  die  Wechselauflassung 
im  allgemeinen  nur  da  finden,  wo  auch  die  Blutsauflassung  vorkommt, 
wenn  wir  von  den  S  753  bezeichneten  deutschflandrischen  Onen  absehen, 
in  welchen  aber  auch  das  allein  vorkommende  Ravestissement  vor  den 
Schöffen  so  abweichende  und  beschränkte  Wirkungen  hat,  dass  da  abge- 
sehen vom  Ausdrucke  kaum  ein  Zusammenhang  bestehen  dürfte.  Während 
allerdings  nicht  überall,  wo  Blutsauflassung  anerkannt,  auch  Wechselauf- 
lassung zulässig  erscheint;  insbesondere  aber  diese  nicht  überall  so  weit- 
gehende Wirkungen  hat,  wie  jene. 

Es  handelt  sich  dann  ausserWälschfl andern  um  das  östliche  Ar- 
tois,  Cambre'sis  und  das  westliche  Hennegau  in  der  §  749  angege- 
benen Ausdehnung.   Fanden  wir  da  im  Hennegau  Enghien  als  den  nörd- 


Digitized  by 


Google 


Blutsauflassung.  Ausdruck.  Ausdehnung.  123 

liebsten  Punkt,  an  dem  beide  Anen  des  Ravestissement  ausdrücklich  aus- 
gesprochen sind,  so  wird  dem  noch  das  nordwestlich  davon,  bereits  in  der 
Grafschaft  Alost  liegende  Grammont  oder  Geertsbergen  anzuschliesscn 
sein.  Denn  in  der  angeblich  auf  1068  zurückgehenden,  um  i  igo  bestätigten 
Keure,  Wamkönig  Fl.  R.  G.  2%  163,  heisst  es  S  6  ausdrücklich:  l^aio 
pnero  ex  conjunctis  legitime,  si  infra  luminaria  domus  ianlum  audittts  sta- 
unt ohierit^  moriente  patre  vcl  matte ,  viventi  hereditas  et  pecunia  judicatnr. 
Die  hier  aufs  bestimmteste  ausgesprochene  ßlutsauflassung  wurde  in  der 
Coutume  des  Landes  Alost  von  16 18  eh.  20  S  2,  Cout.  gen.  i ,  1 124,  ab- 
geschafft ;  es  solle  dors-en-avant  das  gesammte,  dans  V eschevinagc  de  Grand- 
mont  belegene  Vermögen  der  Eheleute  von  dem  Ueberlebenden  sofort  mit 
den  Erben  des  Verstorbenen  gehalftet  werden:  sans  faire  distinction  s*il y 
a  eu  des  enfaiis  ou  cnfant  procrdc:^  dudit  mariage;  quoiqnc  dans  le  temps 
passd  Von  en  ait  usd  autrcment,  Ist  dann  die  Wechselauflassung  nicht  aus- 
drücklich erwähnt,  so  dürfte  doch  20  S  6  darauf  hinweisen,  dass  auch  diese 
bisher  üblich  und  nun  abgeschafft  wurde.  Alle  in  den  Stadtgebieten  bele- 
genen Liegenschaften  sollen  gehälftet  werden  als  Fahrniss,  vgl.  %  740,  ins- 
besondere auch :  cenx  situc^  dans  P  eschevinage  de  Grandmoni ,  guoyquil 
en  soitfait  des  saisines  et  ddsaisines  formelles.  Das  kann  sich  doch  nur  auf 
die  Wechselauflassung  der  Eheleute  beziehen.  Diese  Erwähnungen  sind 
auch  insofern  beachtenswerth,  als  sie  den  Schluss  rechtfenigen,  dass  übri- 
gens in  der  ganzen  Grafschaft  Alost  auch  früher  Blutsauflassung  und  Wech- 
selauflassung nicht  üblich  waren,  so  dass  uns  die  weiteste  Ausdehnung 
nach  dieser  Richtung  das  im  äussersten  Süden  der  Grafschaft  belegene 
Grammont  sehr  bestimmt  bezeichnet.  Man  wird  daher  jenen  Satz  der  Keure 
von  Grammont  nicht,  wie  wohl  geschehen,  vgl.  Schröder  Güterr.  2^,  75. 
2^^,303,  als  massgebend  für  flandrisches  Recht  im  allgemeinen  fassen  dürfen; 
den  deutschflandrischen  Rechten  ist  die  Blutsauflassung  ganz  fremd. 

Ganz  isolirt  werden  wir  dann  in  einem  Gebiete  durchweg  westfrän- 
kischen Rechts  die  Blutsauflassung,  und  zwar  in  engem  Anschluss  an  die 
wälscbflandrische  Gestaltung  derselben,  noch  zu  Vervins  in  der  Land- 
schaft Thierache  nordöstlich  von  Laon  finden.  Dagegen  dürfte  irgend- 
welcher Missgriff  vorliegen,  wenn  nach  der  Somme  rurale  i  t.  98  in  Ver- 
mandois  die  Blutsauflassung  für  das  Recht  der  Wittwe  an  städtischen 
Liegenschaften  des  Mannes,  an  der  ierre  tenu  par  eschevinage.  insofern 
massgebend  sein  soll,  als  sie  auf* Grund  derselben  die  Hälfte  zu  Eigen  be- 
kommt, während  ihr  andernfalls  nur  Zucht  daran  zustehen  würde.  Aber 
weder  in  den  ausführlichen  Angaben  über  die  Rechte  der  überlebenden 
Frau  in  den  Coustumes  de  Vermendois  von  1448  S  129  ff.,  ed  Beautemps 
76  ff.,  noch  in  den  spätem  Coutumes  von  St.  Quentin  und  Ribemont,  Cout. 
gen.  2,  523  ff.,  findet  sich  irgendwelche  Andeutung  von  Wirkungen  der 
Blutsauflassung;  das  Douaire  der  Wittwe  erscheint  da  durchaus  dem  west- 
fränkischen Rechte  entsprechend  geordnet.  Ist  die  Ortsangabe  nicht  mit 
dem  Texte  fest  verbunden,  heisst  es  nur  als  Ueberschrift :  Coustnme  de  Ver- 
mandoisy  so  möchte  ich,  ohne  das  genauer  zu  verfolgen ,  annehmen ,  dass 
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755]  bei  dieser  irgendwelcher  Missgriff  vorliegt,  und  sich  die  Angabe 
ebenso,  wie  die  folgende,  auf  irgend  ein  wälschiiandrisches  Sonderrecht 
bezieht. 

756.  Haben  wir  uns  bisher  an  den  an  den  verschiedenen  Orten  jenes 
Gebietes  üblichen  Ausdruck  Ravestissement  de  sang  gehalten,  so  ergibt  sich 
bei  Verfolgung  der  sachlichen  Bestimmungen,  dass  diese  da,  wo  der  Aus- 
druck gebraucht  wird,  keineswegs  überall  dieselben  sind.  Wir  werden  ias- 
besondere  nach  der  Verschiedenheit  der  Wirkungen  zwei  Arten  der 
Blutsauflassung  zu  unterscheiden  haben,  deren  Auseinanderhalten  ins- 
besondere für  unsern  nächsten  Zweck,  die  Verwandtschaftsverhältnisse  des 
wälschflandrischen  Rechts  festzustellen,  von  grosser  Bedeutung  sein  dürfte. 

Am  häufigsten  ist  von  Blutsauflassung  allerdings  da  die  Rede .  wo  es 
sich  darum  handelt,  dass  durch  die  blosse  Geburt  eines  lebenden 
Kindes  gewisse  Aenderungen  in  dem  ehelichen  Vermögensrechte  ein- 
treten, insbesondere  auch  Ansprüche  des  überlebenden  Ehegatten  an  das 
Gut  des  Verstorbenen  begründet  werden;  und  zwar  ohne  Rücksicht  darauf, 
ob  die  Ehe  von  während  derselben  geborenen  Kindern  überlebt  wird  oder 
nicht.  Es  greift  da  also ,  wie  Brunner  in  seiner  Abhandlung :  Die  Geburt 
eines  lebenden  Kindes  und  das  eheliche  Vermögensrecht,  Zeitschr.  f.  Rechts- 
gesch.  29,  63,  das  zutreffend  ausgedrückt  hat,  lediglich  der  Unterschied 
zwischen  unfruchtbarer  und  fruchtbarer  Ehe  ein.  Die  bis  dahin 
unfruchtbare  Ehe  wird  zur  fruchtbaren,  sobald  ein  lebensfkhiges,  wenn 
auch  alsbald  verstorbenes  Kind  geboren  ist,  sobald  also  eine  Bekindung 
der  Ehe  stattgefunden  hat,  wie  ich  das  kürzend  im  Anschlüsse  an  die  Aus- 
drucksweise  einzelner  deutscher  Quellen,  vgl.  Schröder  Güierr.  2%  212  fiF., 
um  so  eher  werde  bezeichnen  dürfen,  als  der  Ausdruck  nicht  wohl  zu  Miss- 
verständnissen Anlass  geben  kann. 

Das  ist  allerdings  nicht  in  gleicher  Weise  der  Fall ,  wenn  ich  im  An- 
schlüsse an  eine  frühere  Aeusserung  von  Brunner,  Sitzungsber.  der  Berliner 
Akad.  1894  S*  5749  iQ  demselben  Sinne  den  Ausdruck  Vererbung  der 
E  h  e  zu  verwenden  gedachte  und  denselben  bereits  zuweilen ,  vgl.  etwa 
S  625,  so  verwandt  habe.  Denn  die  Ausdrücke  vererbte  und  beerbte  Ehe 
werden  in  den  Quellen  keineswegs  in  der  Weise  bestimmter  auseinander- 
gehalten, dass  es  sich  bei  jenem  nur  um  die  fruchtbare  Ehe  überhaupt,  bei 
diesem  um  die  auch  bei  ihrer  Lösung  von  Kindern  überlebte  Ehe  gehan- 
delt hätte;  beide  Ausdrücke  finden  sich  ohne  schärfere  Scheidung  für  den 
einen,  wie  für  den  andern  Fall  verwandt ;  vgl.  etwa  Zeitschr.  f.  Rechtsg. 
29,  74.  91.  Und  selbst  davon  abgesehen,  stehen  sich  an  und  für  sich  die 
Ausdrücke  Vererbung  und  Beerbung  der  Ehe  zu  nahe ,  als  dass  es  ange- 
messen sein  könnte,  jenen  im  Gegensatze  zu  diesem  für  das  zu  verwenden, 
was  ich  als  Bekindung  der  Ehe  bezeichnete. 

Wie  sich  in  den  verschiedensten  germanischen  Rechten  an  die  blosse 
Fruchtbarkeit  der  Ehe  weitgreifende  Aenderungen  in  den  ehelichen 
Vermögensverhältnissen  anknüpfen,  welche  dann  auch  das  Vorversterben 
der  Kinder  überdauern,  hat  erst  kürzlich  Brunner  in  der  bereits  angeführten 
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Abhandlung  in  umfassender  Weise  dargelegt.  Für  unsere  nächsten  Zwecke 
auf  die  allgemeinere  Gestaltung  nochmals  einzugehen^  wird  um  so  weniger 
QOthwendig  sein,  als  sSmmtlichen  Nachbarrechten  des  Gebiets,  in  welchen 
wir  das  Ravestissement  de  sang  finden,  solche  Wirkungen  der  fruchtbaren 
Ehe  unbekannt  sind.  Wenigstens  dann,  wenn  wir  von  der  von  Brunne'r  96 
besprochenen,  zunächst  in  England  und  der  Normandie,  dann  allerdings 
auch  in  einigen  andern  französischen  Gebieten  vorkommenden ,  durch  Be- 
kindung  begründeten  Zucht  des  Mannes  am  Gute  der  Frau  vorläufig  ab- 
seben; w^ir  werden  in  anderm  Zusammenhange  darauf  zurückzukommen 
haben.  Sehen  wir  davon  ab,  so  sind  sowohl  den  westfränkischen,  wie  den 
lothringischen  und  deutschflandrischen  Rechten  besondere  Wirkungen  der 
Fruchtbarkeit  durchaus  fremd ;  insbesondere  sind  die  Rechte,  welche  jeder 
überlebende  Ehegatte  am  Gute  des  verstorbenen  oder  doch  die  überlebende 
Frau  an  dem  des  verstorbenen  Mannes  hat,  bei  fruchtbarer  und  unfruchtbarer 
Ehe  ganz  dieselben;  sie  werden  schon  durch  die  Ehe  selbst,  nicht  erst  durch 
die  Bekindung  derselben  begründet.  Das  Gebiet,  in  welchem  die  Blutsauf- 
lassung  erwähnt  wird,  ist  den  Nachbarrechten  gegenüber  eingeschlossenes; 
besteht  da  überhaupt  Zusammenhang  mit  andern  Rechten,  was  wir  vor- 
läufig unberücksichtigt  lassen,  so  könnten  nur  örtlich  getrennte  in  Frage 
kommen. 

757.  Beschränken  wir  uns  nun  auf  das  engere,  Wälschflandern  und 
unmittelbar  anstossende  Theile  der  Nachbarländer  umfassende  Gebiet,  so 
wird  da  allerdings  von  einer  Blutsaufiassung  am  häufigsten  in  Fällen  ge- 
sprochen, wo  die  Fruchtbarkeit  der  Ehe  an  und  für  sich  bestimmte  dauernde 
Wirkungen  hat.  Aber  vom  Ravestissement  de  sang  ist  doch  auch  in  Fällen 
die  Rede,  wo  für  solche  Wirkungen  die  blosse  Geburt  eines  Kindes  nicht 
ausreicht,  sondern  das  Vorhandensein  eines  lebenden  Kindes 
verlangt  wird.  So  in  dem  im  nordöstlichsten  Artois  auf  der  rechten  Seite 
der  Lys  bei  La  Gorgue  belegenen  Lande  Lalloeu;  vgl.  Cout.  ge'n.  i,  372, 
Bouthors  2, 497.  Nur  das  Ravestissement  par  lettres  gibt  dem  Ueberleben- 
den  an  den  Liegenschaften  Zucht:  sa  vie  durant;  dagegen  begründet  das 
Ravestissement  par  sang  an  demselben  nur  Zucht :  iant  et  si  longuement, 
que  y  a  enfans  ou  enfani  vivant  issu  dudit  mar  tage;  et  s'il  advenoit  que  les 
enfans  allassent  de  vie  ä  trespas  paraoant  le  dernier  mourant  ou  apriSy  les^ 
dits  h/rttages  sortissent  cotte  et  ligne,  comme  sHl  tCy  avoit  eu  entravestis- 
sement  par  sang.  Entsprechend  in  der  Coutume  von  Cambrai  10  S  3,  nach 
welcher  die  Blutsauflassung  sich  auf  das  halbe  Gut  des  Verstorbenen  und 
die  erste  Ehe  beschränkt :  Et  dure  ledit  ravestissement  de  sang  tant  et  si 
longtumenty  qu*il y  a  enfant  ou  enfans  vivans  dudit  Premier  et  noble  ma-- 
riage,  et  non  plus  avant.  Und  denselben  sachlichen  Bestimmungen  werden 
wir  auch  sonst  begegnen ,  ohne  dass  gerade  der,  ja  an  und  für  sich,  vgL 
S  745,  weniger  allgemein  übliche  Ausdruck  Ravestissement  de  sang  ge- 
braucht wäre. 

Bezeichnete  man  auch  das  als  Ravestissement  de  sang,  so  kann  das 
insofern  nicht  auffallen,  als  auch  hier  die  Rechte  des  überlebenden  Ehe- 
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767]  gatten  am  Gute  des  Verstorbenen  die  Fruchtbarkeit  der  Ehe  zur  nothr- 
wendigen  Voraussetzung  haben.  Aber  sie  sind  nicht  Wirkung  derselben. 
Sterben  bei  fruchtbarer  Ehe  die  Kinder  wieder,  so  liegen  die  Verhältnisse 
ganz  so,  als  ob  die  Ehe  Überhaupt  eine  unfruchtbare  geblieben  wäre.  Mass- 
gebend für  die  bezüglichen  ehelichen  Vermögensverhältnisse  ist  nicht  die 
Fruchtbarkeit,  sondern  dieBeerbih  ei  t  der  Ehe.  Ich  nenne  im  Anschlüsse 
an  Brunner  63  die  Ehe  beerbt,  so  lange  Kinder  derselben  leben;  unbeerbt, 
wenn  Kinder  derselben  fehlen,  gleichviel,  ob  solche  früher  vorhanden  waren 
oder  nicht.  Hat  man  bei  Verwendung  der  Ausdrücke  in  der  Regel  den  Zeit- 
punkt der  Auflösung  der  Ehe  im  Auge,  da  dann  der  Unterschied  vorzugs- 
weise zur  Geltung  gelangt,  so  ist  doch  kein  Grund ,  dieselben  auf  diesen 
Zeitpunkt  zu  beschränken.  Auch  so  lange  beide  Ehegatten  leben,  kann,  w^ie 
sich  ergeben  wird,  das  Recht  derselben  verschieden  gestaltet  sein,  je  nach- 
dem Kinder  leben  oder  nicht,  die  Ehe  also  eine  beerbte  oder  unbeerbte  ist. 
Und  umgekehrt  werden  wir  Fälle  finden,  dass  auch  dann,  wenn  die  Ehe 
bei  ihrer  Auflösung  eine  beerbte  war,  nachträglich  aber  die  Kinder  vor  dem 
Ueberlebenden  sterben,  die  Stellung  des  letztem  wieder  dieselbe  wird ,  wie 
sie  gewesen  sein  würde,  wenn  sie  schon  zur  Zeit  der  Lösung  eine  unbe- 
erbte gewesen  wäre;  vgl.  auch  Schröder  Gütern  2^,  73. 

Sprechen  wir  demnach  im  Anschlüsse  an  den  Sprachgebrauch  der 
Quellen  überall  von  Blutsauflassung,  wo  die  Fruchtbarkeit  der  Ehe  Aen- 
derungen  in  den  ehelichen  Vermögensverhältnissen  herbeiführt,  gleichviel, 
ob  diese  das  spätere  Vorhandensein  von  Kindern  zur  Voraussetzung  haben 
oder  nicht,  so  werden  wir,  um  uns  die  Wirkungen  der  ßlutsauflassung  be- 
stimmter zu  vergegenwärtigen,  vor  allem  die  Fälle  unbeerbter  und  be- 
erbter Ehe  bestimmt  auseinanderzuhalten  haben.  Nur  dann,  wenn  die 
Ehe  fruchtbar,  aber  unbeerbt  war,  kann  sich  ergeben,  ob  durch  die  Bekin- 
dung  an  und  für  sich  das  Recht  des  überlebenden  Ehegatten  ein  anderes 
geworden  war,  als  es  bei  unfruchtbarer  Ehe  gewesen  sein  würde.  Es  wird 
sich  zeigen,  dass  das  im  östlichen  Artois  und  dem  grössern  Theile  von 
Wälschflandern  allerdings  zutraf,  dagegen  zu  Tournai  und  vielfach  im  Hen- 
negau so  wenig,  als  im  Aasdomsrechte.  Dagegen  führt  der  Fall  beerbter  Ehe 
auf  ein  wesentlich  anderes  Verhältniss.  In  Artois  und  Hennegau  entspricht 
dann  die  Stellung  des  Ueberlebenden  durchaus  der  der  lothringischen  Ver- 
fangenschaftsrechte.  Dagegen  erscheint  sie  in  diesem  Falle  in  ganz  Wälsch- 
flandern anders  und  zwar  durchaus  entsprechend  dem  Aasdomsrechte  ge- 
ordnet. 

758.  Bei  unbeerbter  Ehe  ergibt  sich  als  hauptsächlichste  Wir- 
kung der  Fruchtbarkeit  in  manchen  Rechten  Eigenthum  oder 
Zucht  des  überlebenden  Ehegatten  am  gesammten  Ehegute. 
In  dem  ganzen  Gebiete,  das  wir  für  die  Blutsauflassung  zu  beachten  haben, 
begründet  die  Ehe  selbst  keinerlei  Ansprüche  des  Ueberlebenden  am  Gute 
des  Verstorbenen ;  vgl.  S  744.  Bleibt  die  Ehe  unfruchtbar,  so  ist  dasselbe 
nach  Hälftungsrecht  oder  Fallrecht  nach  Bruch  der  Ehe  an  die  Erben  des- 
selben herauszugeben. 
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Dagegen  ist  es  nun  die  Fruchtbarkeit  der  Ehe,  welche  zunächst  in  A  r- 
tois  Verbleiben  des  ganzen  Guts  im  Besitze  des  kinderlos  Ueberlebenden 
bewirkt.  Und  zwar  überwiegend  zu  frei  vererblichem  Eigen.  Soheisst 
es  im  Recht  von  Arras  S  13,  Cout.  gen.  1,  277,  vgl.  auch  Bouthors  2,  267 : 
Le  survivant  de  äeux  conjoincts^  si  les  enfans  yssu!{  de  leur  mariage  sont 
iermine^  de  vie  par  mortj  peut  et  luy  lotst  de  disposer  de  tous  les  heritages 
siiue:^  audit  eschevinage  dont  ils  oni  possed^  durant  leur  mariage  ^  et  les 
vendre,  charger  ou  aliener  en  tout  ou  en  partie,  soit  que  lesdiis  heritages 
procedent  du  premier  mourant  ou  dudit  survivant  ou  quils  les  ayent  ac- 
questei.  Ist  die  Weitervererbung  nur  auf  die  Erben  des  Ueberlebenden  da 
nicht  ausdrücklich  betont,  so  fanden  wir  sie  S  751  zu  Beihune  und  in  an- 
dern anesischen  Hechten  wie  für  die  Wechselauflassung,  so  auch  für  die 
Blutsauflassung  aufs  bestimmteste  ausgesprochen.  Sichtlich  bt  es  für  das 
volle  Recht  des  Ueberlebenden  im  allgemeinen  ohne  Bedeutung,  ob  die 
Kinder  erst  nach  dem  Bruch  der  Ehe  oder  schon  vor  demselben  verstorben 
waren,  da  dasselbe  durchweg  lediglich  als  Wirkung  des  Entravestissement 
de  sang  hingestellt  wird. 

Unmittelbar  ist  das  ausgesprochen  im  Recht  von  Bethune,  wo  beide 
Fälle  auseinandergehalten  werden.  Nach  S  3  gehören  alle  Liegenschaften 
der  Ehe  vom  Augenblicke  des  Bruches  der  Ehe  ab  den  dann  lebenden  Kin- 
dern en  iresfons  et propriet^  ä  la  charge  du  viage ;  der  Ueberlebende  hat 
nur  Zucht,  wie  das  döm  hier,  vgl.  S  739,  massgebenden  Gesichtspunkte  der 
Vererbung  des  liegenden  Eheguts  nur  auf  die  Kinder  der  Ehe  entspricht. 
Sterben  dann  die  Kinder:  iceluy  survivant,  soit  per e  du  mere  ^  est  en  ce  cas 
heritier  desdits  enfans  esdits  maisons  et  heritages,  über  welche  er  dann  frei 
verfügen  kann  und  die  nur  auf  seine  Seite  vererben.  Das  liess  sich  aller- 
dings als  Beerbung  der  Kinder  fassen ,  da  diesen  mit  Bruch  der  Ehe  das 
nackte  Eigenihum  am  liegenden  Ehegute  zustand,  durch  dessen  Vererbung 
auf  den  Ueberlebenden  dessen  Zucht  in  volles  Eigenthum  überging.  Dann 
aber  sollte  man  erwarten,  dass  dieser  kein  volles  Eigenthum  erhielt,  wenn 
die  Kinder  vor  dem  Bruche  der  Ehe  starben,  da  ihnen  dann,  vgl.  %  626  ff., 
auch  noch  kein  nacktes  Eigenthum  zustand,  ihnen  das  Gut  noch  nicht  verg- 
angen war.  Dennoch  heisst  es  S  4  für  den  Fall :  si  au  jour  du  trespas  du 
Premier  mourant  desdicts  conjoints  il  rCy  a  nuls  enfans  vivans  et  qtC  aupa- 
ravant  ils  fussent  alle^  de  vie  ä  trespas,  dass  auch  dann  das  Gut  ganz  eben- 
so dem  Ueberlebenden  zu  vollem  und  vererblichen  Eigenthum  zustehen 
soll.  Es  fehlte  daher  an  und  für  sich  jeder  Anlass,  beide  Fälle  auseinander- 
zuhalten; das  volle  Recht  war  schon  Wirkung  der  Fruchtbarkeit  an  und 
für  sich  5  konnte  der  Ueberlebende  überdies  als  Erbe  der  Kinder  gefasst 
werden,  so  brachte  das  keine  Mehrung  seines  Rechts. 

Diese  vollsten  Wirkungen  der  Blutsauflassung  finden  sich  in  allen 
Städten,  aber  auch  in  sehr  vielen  der  kleinern  Orte  von  Artois,  in  welchen 
sich  an  dieselbe  überhaupt  Rechtswirkungen  knüpfen.  Vielfach  so,  vgl. 
S  751,  dass  auch  die  Wechselauflassung  dieselben  vollen  Wirkungen  hat. 
Aber  nicht  selten  doch  auch  in  der  Weise,  dass  nur  die  Blutsauflassung 
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7&8]  volles  Eigeathum  bewirkte,  während  die  Wechselauflassuag  aur  Zucht 
begründete  oder  auch  tlberhaupt  nicht  zulässig  gewesen  zu  sein  scheint.  So 
heisst  es  etwa  bei  Bethune  zu  Chocques  S  i  und  zu  St.  Pry  S  1 1,  Bouthors 
2,  364.  369,  ausdrücklich,  dass  wenn  die  Ehe  unfruchtbar  blieb,  sogleich 
die  Liegenschaften  des  Verstorbenen  und  die  Hälfte  der  Fahrniss  seinen 
Erben  herauszugeben  sind;  dass  dagegen  bei  bekindet  gewesener  Ehe  alles 
dem  Ueberlebenden  verbleibt : /ö«r  de  tout  joir  par  ledii  sourvivant  h^ita- 
blemeni  sievani  sa  cosie,  et  en  riens  du  cosU  du  Premier  morant 

Aber  nicht  in  allen  bezüglichen  Rechten  der  kl'^ineren  Orte  ist  das  der 
Fall.  Vielfach  bleibt  auch  bei  fruchtbarer  Ehe  dem  Ueberlebenden  das  Gut 
nur  zulebenslänglicherZucht.  So  beispielsweise  zu  Hamblain  öst- 
lich von  Arras  S  2.  Wenn  zwei  Eheleute  aus  ihrer  Ehe :  ont  eu  ou  ont  des 
enffans,  so  verbleibt  dem  Ueberlebenden  die  Fahrniss  als  Eigen :  etjouit  sa 
vie  durani  de  tous  les  heritageSy  dont  ils  ont  possess^s  durant  leur  conjonc- 
tion;  et  apres  son  trespas  retoument  cotte  et  ligne ;  et  s^il  tCy  a  nuls  en- 
fanSy  les  heriiages  acquest^s  se  partagent  par  moitU  entre  les  heritiers  des 
Premier  et  second  mouranSj  während  nach  S  3  solche  Theilung  nach  Fall- 
recht und  Hälftung  des  Gewinnlandes  sofort  nach  Bruch  der  Ehe  eintreten 
soll,  wenn  in  dieser  kein  Kind  geboren  war.  Und  ebenso  in  einer  Reihe 
anderer  Rechte ,  so  dass  bei  unbeerbter  Ehe  die  Wirkung  der  Blutsauflas- 
sung lediglich  darin  bestand,  dass  der  Ueberlebende  den  Antheil  des  Ver- 
storbenen nicht  sofort  dessen  Erben  herauszugeben  hatte ,  sondern  Zucht 
an  demselben  behielt. 

Ergibt  sich  nun  in  Artois  in  andern  Beziehungen  naher  Anschluss 
an  die  lothringischen  Verfangenschaftsrechte,  vgl.  S  627  ff., 
so  wird  ein  solcher  wohl  auch  hier  angenommen  werden  dürfen.  Auch  in 
den  Verfangenschaftsrechten  verbleibt  bei  unbeerbter  Ehe  das  gesammte 
Ehegut  dem  Ueberlebenden  theils  zu  Eigen,  theils  zur  Zucht.  Der  einzige 
Unterschied  liegt  darin,  dass  das,  was  in  Artois  erst  Wirkung  der  Frucht- 
barkeit der  Ehe,  in  den  Verfangenschaftsrechten  bereits  Wirkung  der  Ehe 
selbst,  auch  der  unfruchtbar  bleibenden  ist.  Dass  trotz  dieses  Unterschiedes 
die  Gestaltung  auf  gemeinsame  Grundlage  zurückgeht,  ist  gewiss  nicht  zu 
bezweifeln.  Dafür  wird  uns  doch  vor  allem  massgebend  sein  müssen,  dass 
auch  in  Artois,  und  zwar  im  bestimmtesten  Gegensatze  zu  Wälschflandem, 
alle  bezüglichen  Verhältnisse  entsprechend  den  Verfangenschaftsrechten  auf 
Grundlage  der  Ehefamilie  geordnet  erscheinen,  wie  sich  das  insbesondere 
in  der  Beerbung  der  Ehe,  nicht  des  einzelnen  Elterntheils,  durch  die  Kin- 
der zeigt;  vgl.  S739.  Wir  führten  in  den  Verfangenschaftsrechten  das  Recht 
des  Ueberlebenden  darauf  zurück,  dass  das  Gut  der  Ehefamilie  dem  letzt- 
lebenden Gliede  derselben  verbleiben  soll,  wie  das  ebenso  in  Artois  zutreffen 
würde.  Eine  Verschiedenheit  der  Auffassung  ergibt  sich  also  lediglich  darin, 
dass  das  von  beiden  Eheleuten  zusammengebrachte  und  weiter  erworbene 
Gut  in  den  Verfangenschaftsrechten  schon  seit  der  Eingehung  der  Ehe  als 
Gut  det  zunächst  nur  aus  den  beiden  Eheleuten  bestehenden  Ehe£amilie  zu 
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betrachten  sei ,  während  sich  in  Artois  erst  durch  die  Bekindung  der  Ehe 
eine  Ehefiamiüe  und  ein  Gut  derselben  gestalten  wUrde. 

Dabei  wird  nun  zu  beachten  sein,  dass  nach  S  752  in  einigen  Rechten 
von  Anois  auch  dieser  Unterschied  von  den  übrigen  Verfangenschaftsrechten 
emMt,  da  es  für  das  Recht  des  Ueberlebenden  weder  der  Wechselauflas- 
sung, noch  der  Blutsauflassung  bedarf.  Glaubten  wir  darauf  und  auf  an- 
dere Gründe  gestützt  S  754  annehmen  zu  sollen,  dass  die  Forderung  der 
Wechselauflassung  erst  nachträglich  und  zwar  aus  dem  wälschflandrischen 
Recht  Eingang  in  Artois  fand ,  so  sollte  von  vornherein  anzunehmen  sein, 
dass  derselbe  Einfluss,  der  sich  da  geltend  gemacht  hat,  in  Artois  auch  zur 
Aufnahme  der  den  Verfangenschaftsrechten  im  allgemeinen  fremden  Bluts- 
auflassung geführt  haben  dürfte.  Dem  scheint  allerdings  im  Wege  zu  stehen, 
dass  die  Uebereinstimmung  mit  dem  Aasdomsrechte,  auf  welche  wir  für 
die  Wechselauflassung  besonderes  Gewicht  legten,  hier  nicht  in  gleicher 
Weise  zutrifft. 

759»  Passt  sich  in  Artois  das  Recht  des  Ueberlebenden  auf  das  ge- 
sammte  Ehegut  bei  fruchtbarer,  aber  unbeerbter  Ehe  der  Gestaltung,  wie 
Avir  sie  in  den  Verfangenschaftsrechten  bei  jeder  Ehe  finden,  näher  an,  so 
ist  es  auffallend,  wenn  wir  dasselbe  nun  auch  im  grössten  Theile  von 
Wfilschfl andern  wiederfinden,  obwohl  da  nach  S  739  wenigstens  die 
vermögensrechtliche  Stellung  der  Kinder  nicht  nach  dem  Gesichtspunkte 
der  Ehefamilie,  sondern  dem  der  beiden  Elternfamilien  geordnet  erscheint. 
Und  zwar  hat  da  überwiegend  die  Blutsauflassung  die  weitgehendste  Wir- 
kung, dass  das  ganze  Ehegut  dem  Ueberlebenden  zu  vererblichem 
Eigen  verbleibt 

Zu  Lille  ergibt  das  schon  die  S  746  mitgetheilte  Angabe,  wonach  in 
dieser  Richtung  die  Wirkungen  der  Wechselauflassung  und  Blutsauflassung 
ganz  gleichgesteUt  werden.  Roisin  Rav.  $  i  sagt  überdies  ausdrücklich,  dass, 
wenn  Kinder  da  waren,  das  Ravestissement  vor  den  Schöffen  nicht  nöthig 
sei :  car  s^  il  ont  eut  enfant  ensanle  au  mariage,  li  raoiestissemens  est  boins 
Sans  aler  devant  eschevins,  soii  li  cnfes  mori  ou  en  vie.  Und  nach  der  Cou- 
tume  von  1533  eh.  3  $  17  verbleibt  dem  Ueberlebenden  das  gesammteGut 
zu  Eigen :  si  dettx  conjoincts  par  mariage  avoicnt  eu  enfant  durant  ledit 
mariage.  Ebenso  nach  Ortsrechten  der  Kastellanie  Lille,  Nach  dem  von 
Comincs  S  1 8  tritt  das  volle  Recht  des  Ueberlebenden  ein,  wenn  Eheleute : 
ont  en  enfans  ou  enfant  et  quiceux  terminent  vie  par  mort  avant  pere  ou 
mere.  Ebenso  zu  Camphin  S  3  bei  Eheleuten:  ayans  eu  enfans  constant  leur 
mariage,  qui  soient  terminei  aujour  du  dece:{dudit  pr emier  mourant.  Auch 
zu  Pont  bi  Vendin  $  4  wird  es  lediglich  von  der  Geburt  eines  Kindes  ab- 
hängig gemacht,  dass  das  ganze  Gut  dem  Ueberlebenden  gehört :  et  en  päd 
iiser  et  disposer  d  son  plaisir  et  volonte.  Ebenso  zu  Carvin  S  24,  Bouthors 
2,  402 :  pour  en  j'oir  par  lui  et  ses  hoirs  hdriiablement. 

Dasselbe  ergibt  sich  für  Douai  und  Orchies  aus  dem  S  746  Angefühnen, 
da  dieBlutsaufiassung  da  bezüglich  dieser  Wirkung  der  Wechselauf  lassung 
ganz  gleichgestellt  wird.  Weiter  indenUsages  von  Pecquencourt  bei  Douai, 

Fi  c k  e r,  Untersuchungen.  III.  9 
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759]  Cout.  de  Hainaut  3,  xiv :  et  s^ils  ont  hoirs  vivans  ou  ayeni  euli  Vung 
de  T  autre,  le  demier  vivant  joy  de  tout  ä  luy  et  ä  ses  hoirs.  Nach  einer 
schon  S  752  erwähnten  Angabe  der  Somme  rurale  i  c.  98  über  das  Recht 
von  St.  Amand  erhalt  die  Frau  auf  Grund  der  Ehe  selbst  nur  Zucht:  etsi 
en/ans  a  eus  qui  ayent  eu  vie ,  iagoit  que  morts  soient  avani  le  pere,  eile  a 
toui  ä  tousiours.  Nur  vereinzelt,  worauf  wir  zurückkommen,  bewirkt  die 
Blutsauflassung  blosse  Zucht. 

760.  Entsprechende  Wirkungen  der  Blutsauflassung  finden  wir  dann 
weiter,  aber  nur  vereinzelt,  noch  im  Hennegau.  So  nach  der  ältesten  Cou- 
turne  von  Valenciennes  eh.  10,  Cout  de  Hainaut  3,  355:  Ung  homme  est 
mariäs  et  a  en/ans  de  safemme;  cil:^  homs  a  hdriiaige  de  son  patrimosne 
ei  d^acquest,  et  puis  moert  et  ses  enfans  aussy,  sa  femme  tieni  tous  ses  JiM^ 
iaiges  sa  vie  ä  cause  des  enfans.  Bestimmter  noch  in  derCoutume  von  1 540 
S  87.  Der  Ueberlebende  von  Eheleuten,  welche  gemeinsame  Kinder  hatten: 
soit  que  lesdits  enfans  soient  vivans  ou  non ^  erhält  die  Fahrniss  zu  Eigen: 
aura  aussi  la  jouissance  et  possession  des  heritages  de  mainfermc  et  renies 
heritieres,  pour  cnjouir  sa  vie  durant.  Scheint  das  bei  den  Liegenschaften 
nicht  über  Zucht  mit  Verfangenschaft  hinauszugehen,  so  würde  sich  hier 
ein  Zurückbleiben  der  Wirkung  hinter  der  Wechselauflassung  ergeben,  bei 
welcher  wir  S  750  glaubten  Verbleiben  zu  un verfangenem,  wenn  auch  un- 
vererblichem Eigen  annehmen  zu  müssen,  was  sich  dann  daraus  erklären 
könnte,  dass  bei  der  Blutsauflassung  eine  Schenkung  nicht  eingreift.  Wahr- 
scheinlicher ist  es  wohl,  dass  hier  ursprünglich  auch  bei  der  Blutsauflassung 
das  Gut  zu  unvererblichem  Eigen  verblieb.  Wie  denn  auch  bei  einzelnen 
der  aus  Wälschflandern  mitgetheilten  Belege,  bei  welchen  der  Uebergang 
auch  auf  die  Erben  des  Ueberlebenden  nicht  ausdrücklich  betont  ist,  es  sich 
möglicherweise  nur  um  unvererbliches  Eigen  handelte. 

Ungleich  auffallender,  als  zu  Valenciennes,  ist  die  Uebereinstimmung 
mit  den  angegebenen  wälschflandrischen  Rechten  bei  dem  örtlich  ganz  ge- 
trennten Enghien.  Während  zu  Valenciennes  wenigstens  das  halbe  Ehegut, 
vgl.  S  629,  den  Kindern  der  Ehe  verfangen  ist,  schliesst  sich  Enghien  auch 
dadurch  den  Wälschflandrischen  Rechten  näher  an,  dass  danach  S  739  nur 
jeder  Elterntheil  von  seinen  Kindern  beerbt  wird.  Es  heisst  dann  aber 
weiter,  vgl.  S  750,  dass  ebenso,  wie  bei  der  Wechselauflassung,  auch  bei 
Blutsauflassung,  wenn  die  Kinder  vor  Lösung  der  Ehe  gestorben  sind,  das 
ganze  Gut  dem  Ueberlebenden  zu  völlig  freier  Verfügung  verbleibt,  nur  so, 
dass  das,  was  er  davon  unverfügt  hinterlässt,  nicht,  wie  das  da  ausdrücklich 
gesagt  ist,  ausschliesslich  auf  seine  Erben  vererbt,  sondern  von  diesen  mit 
den  Erben  des  Verstorbenen  zu  hälften  ist.  Die  Angaben  über  das  benach- 
barte Grammont,  vgl.  S  755,  sind  zu  wenig  genau,  als  dass  sich  der  Um- 
fang des  Rechts  des  Ueberlebenden  sicher  beurtheilenlässt;  aber  mindestens 
ergeben  sie,  dass  ihm  das  Gut,  und  zwar  in  Folge  der  Bekindung,  auf 
Lebenszeit  verbleibt. 

761.  Es  ist  nun  überaus  auffallend,  dass  sich  in  diesen  Verhältnissen 
auch  noch  ein  räumlich  ungleich  entlegeneres  Recht  jenen  wälschflandrischen 
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aufs  engste  anschliesst,  nämlich  das  Recht  von  Vervin  s,  in  der  Landschaft 
Thierache  nordöstlich  von  Laon  gelegen.  In  einem  Gebiete  belegen,  in 
welchem  im  allgemeinen  in  allen  hier  in  Betracht  kommenden  Verhältnissen 
das  Recht  sich  durchaus  dem  westfränkischen  Droit  coutumier  anschliesst, 
bildet  es  eine  Rechtsinsel  ähnlich,  wie  das  noch  weiter  vorgeschobene 
Reims,  aber  ohne  Zusammenhang  mit  diesem,  da  sich  zu  Reims  ebenso  be- 
stimmt Anschluss  an  die  deutschflandrischen,  wie  hier  an  die  wälschflan- 
drischen  Rechte  ergibt.  Das  Sonderrecht  von  Vervins  ist  mir  allerdings  nur 
aus  dem  bekannt,  was  in  der  altern  Coutume  der  PrevötdLaon,  Cout.  gen. 
2,  435  ff.,  als  abweichend  von  dieser  angegeben  ist;  dann  aus  damit  über- 
einstimmenden Angaben  im  Proces  verbal  zu  den  Coutumes  von  Verman- 
dois  von  1556,  Cout.  ge'n.  2,  555  ff.,  in  welchem  jene  Bestimmungen  des 
Ortsrechts  ausdrücklich  ausser  Kraft  gesetzt  und  statt  deren  die  der  allge- 
meinen Coutume  des  Landes  eingefuhn  werden.  Die  Geltung  scheint  kaum 
weit  über  die  Stadt  selbst  hinausgereicht  zu  haben ;  doch  beriefen  sich  nach 
dem  Proces  verbal  zu  S  94  auch  die  Bewohner  der  Village  d^  Escordal,  deren 
genauere  Lage  mir  nicht  bekannt  ist,  darauf,  dass  für  sie  die  Coutume  von 
Vervins  Geltung  habe.  Auffallenderweise  wird  dann  im  Cout.  ge'n.  2,  9 1 9 
nach  der  Histoire  de  Coucy  von  Lalouette  bemerkt,  dass  in  dem  weit  ent- 
fernt an  der  Gränze  von  Wälschflandern  und  Artois  belegenen  La  Basse'e 
früher  die  Loy  de  Vervin  gegolten  habe;  ich  weiss  das  nicht  weiter  zu  ver- 
folgen. Handelt  es  sich  zu  Vervins  lediglich  um  familienrechtliche  Bestim- 
mungen, scheint  in  andern  Beziehungen  das  Recht  sich  durchaus  mit  dem 
der  Umgebung  ausgeglichen  zu  haben,  so  ergibt  sich  damit  ein  auffallender 
Beleg  dafür,  wie  gerade  an  jenen  auch  in  kleineren  Orten  mit  Zähigkeit 
festgehalten  werden  konnte,  wo  dieselben  von  denen  der  Umgebung  durch- 
aus abweichen. 

Nach  der  Coutume  von  Laon  4  S  1 1  haben  zu  Vervins  die  Frauen 
kein  Douaire  am  Gute  des  Mannes ,  sondern  nur  einen  Voraus  bei  Thei- 
lung  der  Möbeln,  wie  das  dem  wälschflandrischen  und  dem  Aasdomsrechte, 
aber  auch  andern  Rechten  entspricht,  welche  dem  Ueberlebenden  auf 
Grundlage  der  Ehe  selbst  keine  Zucht  am  Gute  des  Verstorbenen  gewähren. 
Für  den  Anschluss  an  Wälschflandern  sind  insbesondere  die  Bestimmungen 
2  S  23  massgebend.  Nachdem  vorher  für  die  Prdvot^  im  allgemeinen  die 
dem  westfränkischen  Rechte  entsprechende  verschiedene  Vererbung  von 
Erbland  und  Gewinnland  angegeben  ist,  heisst  es :  Mais  ä  la  ville  de  Vre-- 
nyn,  si  deux  conjoinct^  par  mar  tage  ont  enfans  ou  cnfant  proerde  de  leur 
mar  tage  ^  incontinent  ious  les  heritages,  soient  acquest^  ou  naissans^  de 
quelque  costd  qtiil^  soient  venus  ausdit^  conjoinct^  ou  rtifj  d^eulxj  sont  re- 
puie^  communs  enire  lesdits  conjoinct^;  et  posd  que  Tun  en  ayt  plusieurs 
et  Tautre  nu/;^^  neantmoins  toutest  commwi  etreputä  appartenir  ä  eulx  chas-^ 
cun  par  moiiU  (et)  ä  leurs  hoirs^  so  dass  Niemand ,  auch  der  Mann  nichts 
ohne  Zustimmung  des  andern  über  mehr  als  die  Hälfte  verfügen  darf.  Dann 
aber  heisst  es  weiter :  Et  apris  Pun  desdits  conjoincti  decede^y  les  enfans 
emporteront  pour  eulx  et  leurs  hoirs  la  moitU  de  tous  lesdit{  heritages  ä 
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761]  cause  de  leur  pere  et  mere  trespasse:^^ ;  et  si  lesditj(  enfans  sont  dece- 
de^,  le  survivant  empörte  ladicie  moitic  comme  ä  Iny  apparienani  p<mr  luy 
et  ses  hoirs;  mais  si  lesdii:^  conjoinct^  navoient  enfans  constant  leur  fna- 
riage,  Pheriiage  de  chacun  demoura  sans  avoir  advantage  Pun  sur  Pauire, 
Sachlich  liegt  da  das  Ravestissement  de  sang,  und  zwar  mit  der  weitge- 
hendsten Wirkung  vererblichen  Eigenthums  des  Ueberlebenden ,  aufs  be- 
stimmteste vor.  Damit  beseitigt  sich  aber  auch  die  Annahme,  es  könne  sich 
hier  um  ein  Weitergreifen  der  räumlich  nUchstgelegenen  Rechte  von  Hen- 
negau und  Cambrai  handeln,  da  diesen,  wie  sich  ergeben  wird,  jene  weit- 
gehendste Wirkung  fehlt.  Diese  findet  sich  allerdings  auch  in  Artois.  Aber 
auch  da  wird  nach  Ehen  getheilt.  Die  Vererbung  der  Hälfte  des  vorver- 
storbenen Eltemtheils  auf  dessen  Kinder  entspricht  in  Verbindung  mit  jener 
Wirkung  der  Blutsauflassung  lediglich  dem  wälschflandrischen  Rechte. 

762.  Jene  Angabe  über  das  Recht  von  Vervins  ist  nun  auch  insofern 
beachtenswenh ,  als  sie  aufs  bestimmteste  volle  Gemeinschaft  als 
Wirkung  der  Fruchtbarkeit  der  Ehe  ergibt.  Das  weicht  nun  aller- 
dings von  dem  Rechte  von  Wälschflandern  und  Artois  insofern  ab,  als  da 
im  allgemeinen  die  volle  Gemeinschaft  schon  mit  der  Ehe  selbst  eintritt; 
vgl.  S  743.  Um  so  beachtenswerther  wird  es  für  den  Zusammenhang  des 
Rechts  von  Vervins  mit  Wälschflandern,  wenn  sich  doch  auch  hier  in  ein- 
zelnen Orten  jener,  allen  Nachbarrechten  durchaus  fremde  Eintritt  der  Ge- 
meinschaft erst  mit  der  Bekindung  der  Ehe  findet. 

Wesentlich  übereinstimmende  Angaben  haben  da  die  Sonderrechte  von 
Pont  k  Vendin  S  2  ff.  und  Camphin  S  3  ff.,  von  welchen  jenes  im  südlich- 
sten Theile  der  Kastellanie  Lille  nordöstlich  von  Lens,  dieses  weit  ent- 
fernt im  Ostlichsten  Theile  liegt.  Stirbt  eines  von  zwei  Eheleuten :  non  ay^ 
ans  eil  dtidit  mariage  enfant  on  enfans,  so  fallen  die  von  ihm  zugebrachten 
Liegenschaften  und  die  Hälfte  des  Gewinnlandes  an  seine  Erben ;  die  Ehe 
selbst  bewirkt  also  nur  Errungenschaftsgemeinschaft.  Erfolgt  aber  der  Tod: 
ayans  eu  enfans  constant  leur  mariage,  qui  soient  termine^  aujour  du  de- 
cei  dudit  Premier  mourant,  so  verbleibt  dem  Ueberlebenden  das  gesammte 
Gut  zu  vererblichem  Eigen.  Dass  aber  mit  der  Bekindung  volle,  nach 
Hälften  bemessene  Gemeinschaft  eintritt ,  ergibt  sich  aus  der  Bestimmung, 
dass  beim  Ueberleben  von  Kindern  der  überlebende  Elterntheil  diesen  bei 
der  Wiederverheirathung  nicht  etwa  das  Sondergut  des  Verstorbenen,  son- 
dern die  Hälfte  des  gesammten  Guts  herauszugeben  hat.  Die  Uebereinstim- 
mung  mit  dem  Recht  von  Vervins  ist  also  eine  vollständige. 

Nicht  so  vollständig  ist  die  Uebereinstimmung  in  dem  Recht  von 
Anapes  südöstlich  unweit  Lille,  Cout,  gen.  2,  917,  insofern  da  die  blosse 
Fruchtbarkeit  kein  Recht  des  Ueberlebenden  auf  das  gesammte  Gut  bewirkt 
Aber  die  Abhängigkeit  der  vollen  Gemeinschaft  von  der  Fruchtbarkeit  er- 
gibt sich  eben  damit  noch  unmittelbarer.  Die  Ehe  selbst  bewirkt  auch  hier 
nur  Errungenschaftsgemeinschaft.  Waren  aber  Kinder  gewesen  und  vor- 
verstorben, so  werden  alle  He'ritages :  duquel  le:^  et  coste  que  lesdits  heri- 
tages  viennent,  vom  Ueberlebenden  mit  den  Erben  der  andern  Seite  ge- 
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hiElftet,  so  dass  die  mit  der  Bekindung  beginneade  volle  Gemeinschaft  auch 
bei  Vorversterben  der  Kinder  das  Recht  der  Seiten  auf  das  von  ihnen  her- 
rührende Gut  nicht  wieder  aufleben  lilsst. 

Nun  findet  sich  allerdings  auch  in  andern  Rechten  mehrfach  die  Güter- 
gemeinschaft in  nähere  Verbindung  mit  der  Bekindung  der  Ehe  gebracht, 
insofern  auch  die  beschrlfnkte  Gemeinschaft  erst  mit  dieser  eintritt  oder 
durch  dieselbe  die  beschränkte  zur  vollen  Gemeinschaft  wird.  Aber  allen 
Nachbarrechten  Wälschflanderns  ist  das  durchaus  fremd.  Ebenso  aber  auch 
nach  dem  S  7 10  Bemerkten  dem  Aasdomsrechte,  wo  überdies  der  Umstand, 
dass  auch  da,  wo  die  Gemeinschaft  nicht  schon  mit  der  Ehe  selbst  beginnt, 
dieselbe  nicht  als  Wirkung  der  fruchtbaren,  sondern  der  überjtthrigen  Ehe 
erscheint,  die  Annahme  ausschliessen  dürfte,  es  habe  da  wenigstens  ur- 
sprünglich die  Bekindung  entsprechende  Bedeutung  gehabt.  So  weit  ich  sehe, 
handelt  es  sich  da  bei  den  von  mir  beachteten  Verhalmissen  um  die  einzige 
Bestimmung  wälschflandrischer  Rechte,  welche  sich  weder  aus  dem  Zurück- 
gehen derselben  auf  das  Aasdomsrecht ,  noch  aus  der  Beeinflussung  durch 
die  spätem  Nachbarrechte  würde  erklären  lassen. 

Liesse  sich  nun  daran  denken,  es  handle  sich  um  vereinzelte  önliche 
Weiterentwicklung,  welche  die  hier  in  einem  weiten  Gebiete  überall  an  die 
Ehe  selbst  angeknüpfte  Gemeinschaft  erst  mit  der  Bekindung  beginnen  liess, 
so  wird  das  bei  näherer  Erwägung  der  Sachlage  höchst  unwahrscheinlich. 
Es  handelt  sich  nicht  um  einen  einzelnen  Ort,  sondern  um  mehrere  und 
zwar  weit  auseinanderliegende  Orte,  welche,  ohne  dass  die  Nachbarrechte 
das  irgend  nahe  legen  konnten,  ihr  übrigens  dem  wälschflandrischen  ent- 
sprechendes Recht  unabhängig  von  einander  gerade  in  diesem  Punkte  in 
derselben  Weise  geänden  haben  müssten.  Unter  solchen  Verhältnissen  wird 
man  doch  zu  erwägen  haben^  ob  sich  nicht  die  Möglichkeit  ergibt,  die  ge- 
meinsame Abweichung  auf  einen  einheidichen  Ausgangspunkt  zurückzu- 
führen und  den  Anschluss,  der  sich  in  der  Nachbarschaft  nicht  bietet,  bei 
einem  entlegenen  Rechte  zu  suchen.  Und  weist  die  sichtliche  nahe  Ver- 
wandtschaft des  wälschflandrischen  Rechts  mit  dem  Aasdomsrechte  auf  den 
Norden  hin,  so  ist  damit  doch  ein  Fingerzeig  geboten ,  wo  wir  zu  suchen 
haben  dürften.  Da  ergibt  sich  für  jene  Abweichung  volle  Uebereinstim- 
mung  mit  dem  Rechte  der  Drenthe,  dem  sich  dann  weiter  nörd- 
lich auch  das  Recht  von  Groningen  und  das  des  unweit  der  Stadt  gelegenen 
Gerichtes  Selwerd  anschliesst;  vgl.  Brunner  a.  a.  O.  70.  Und  zwar  handelt 
es  sich  bei  der  Uebereinstimmung  nicht  blos  darum ,  dass  mit  der  Bekin- 
dung die  blosse  Errungenschaftsgemeinschaft  in  volle  Gemeinschaft  über- 
geht. Es  hat  auch  da  die  Fruchtbarkeit  die  weitere  Folge ,  dass  bei  unbe- 
erbter Ehe  die  Hälfte  des  Verstorbenen  dem  Ueberlebenden  zu  Eigen  ver- 
bleibt, wie  wir  das  ebenso,  von  Anapes  abgesehen,  in  den  genannten  Orten, 
aber  freilich  auch  sonst  in  Wälschflandern  fanden. 

Dass  diese  Uebereinstimmung  aber  eine  verwandtschaftliche  ist,  wird 
wenigstens  dann  kaum  zu  bezweifeln  sein,  wenn  man  meiner  später  zu  be- 
gründenden Annahme  beipflichtet,  dass  die  Uebereinstimmung  zwischen 
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762]  dem  Aasdomsrechte  und  dem  wälschflaadrischen  dadurch  zu  erkläreu 
sei,  dass  zu  einer  Zeit,  wo  das  Aasdomsrecht  bereits  sein  späteres  Gebiet 
einnahm,  von  don  aus  eine  Wanderung  zum  Süden  erfolgt  sei.  Solche 
Wanderungen  müssen  sich  nicht  gerade  streng  auf  Rechtsgenossen  be- 
schränken. StOsst  die  Drenthe  unmittelbar  an  das  Gebiet  des  Aasdomsrecht 
an,  so  ist  es  ja  sehr  möglich,  dass  einzelne  Bestandtheile  der  sich  schliess- 
lich in  Wälschflandem  niederlassenden  Bevölkerung  von  dorther  stammten 
und  deren  von  dem  der  Masse  abweichendes  Recht  sich  dann  an  einzelnen 
Orten  wenigstens  in  Einzelnheiten  erhielt.  Denn  auch  wenn  meine  Erklä- 
rung richtig  sein  sollte,  würden  wir  den  Einfluss  des  Rechts  der  Drenthe 
auf  das  wälschflandrische  doch  nur  sehr  gering  anzuschlagen  haben.  Denn 
einmal  handelt  es  sich  nur  um  einzelne  kleinere  Orte.  Weiter  aber  auch  an 
diesen  anscheinend  nur  um  jene  Einzelbestimmung.  So  weit  die  dürftigen 
Angaben  über  die  Rechte  derselben  das  erkennen  lassen ,  scheinen  diese 
sich  übrigens  mit  dem  sonstigen  wälschflandrischen  Recht  ausgeglichen  zu 
haben.  Insbesondere  auch  in  Bestimmungen,  welche  dieses  mit  dem  Aas- 
domsrechte iheilt,  nicht  aber  mit  dem  der  Drenthe.  So  ist,  vgl.  §  740,  ge- 
rade auch  für  Anapes  und  Pont  a  Vendin  das  volle  Vorfahrenrecht  bezeugt, 
wahrend  in  der  Drenthe ,  vgl.  Gratama  Rechtsbr.  83.  115,  schon  Eltern 
durch  Vollgeschwister  ausgeschlossen  sind. 

768^  Von  dem  besprochenen  vereinzelten  Einflüsse  auf  das  Entstehen 
voller  Gütergemeinschaft  abgesehen ,  ergeben  sich  in  dem  ganzen  Gebiete, 
in  welchem  von  Blutsauflassung  die  Rede  ist ,  keinerlei  Wirkungen  der 
Fruchtbarkeit  der  Ehe  an  und  für  sich,  als  die  besprochene ,  wonach  auch 
bei  Vorversterben  der  Kinder  das  Ehegut  dem  Ueberlebenden  zu  Eigen 
oder  zu  Zucht  verbleibt.  Aber  auch  diese  findet  sich  nicht  im  ganzen  Ge- 
biete, Es  ergibt  sich  vielmehr  mehrfach  aufs  bestimmteste  Fehlen  jedes 
Rechts  des  Ueberlebenden  am  Gute  des  Verstorbenen  bei 
fruchtbarer,  aber  unbeerbter  Ehe.  Das  macht  sich  am  bestimm- 
testen geltend  in  Rechten,  in  welchen  nichts  wie  in  Wälschflandem,  Kinder 
vom  überlebenden  Elterntheil  beerbt  werden,  so  dass  derUeberlebendc  die 
durch  die  Beerbtheit  der  Ehe  bedingte  Zucht  wieder  verliert,  wenn  die  Kin- 
der vor  ihm  sterben  und  damit  die  Ehe  nachträglich  wieder  zu  einer  un- 
beerbten wird. 

Das  ergibt  sich  aufs  bestimmteste  im  Hennegau,  wo  wir  §  760  nur 
vereinzelt  Wirkungen  der  blossen  Fruchtbarkeit  fanden.  Werden  nach  den 
allgemeinen  Coutumes  von  1534  eh.  81  und  16 19  eh.  105  die  Lehen  aller- 
dings nach  andern  Gesichtspunkten  behandelt,  so  heisst  es  bezüglich  des 
für  uns  zunächst  zu  beachtenden  Allod,  dass  der  Ueberlebende :  demcurera 
joutssani  et  possedani  dudit  allen  sa  vie  durant  encas,  s'il  y  ait  gencraiion 
vivante;  mais  prestement  la  generation  defaillie ,  r  allen  devra  retourner  au 
plus  prochain  du  le^  et  cost^,  dont  ledit  allen  sera  venu.  Das  wird  einzelnen 
Ortsrechten,  so  wohl  dem  von  Mons  entsprochen  haben,  in  dem,  wie  auch 
in  dem  von  Binche,  das  Ravestissement  de  sang  überhaupt  nicht  erwähnt 
wird,  sondern  lediglich  die  Wechselauflassung,   vergl.  S  750,  und  zwar 
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ohne  Beschränkung  auf  Kinderlose,  so  dass  anzunehmen  ist,  dass  dem  kin- 
los  Ueberlebenden  überhaupt  nur  durch  Wechselauflassung  Rechte  am 
Gute  des  Verstorbenen  zukommen  konnten. 

Jedenfalls  ist  jene  Bestimmung  im  gemeinen  Rechte  von  Hennegau 
nicht  erst  Ergebniss  späteren  gesetzgeberischen  Ermessens.  Denn  dieselbe 
Gestaltung  findet  sich  wohl  auch  ausser  der  Grafschaft.  Nach  S  6.  7,  Cout. 
de  Brabant,  Q.  de  Brux.  2,  448 ,  der  Coutume  des  in  Brabant,  aber  unweit 
der  Gränze  bei  Braine  le  Comte  gelegenen  Virginal  behält  bei  beerbter  Ehe 
der  Ueberlebende  die  Fahrniss  zu  Eigen,  die  Liegenschaften  zu  Zucht :  et 
au  cas  que  ledict  enfant  ddc^deroit  dtirant  la  vie  dudii  usufrnctuairey  apres 
sa  mort  les  biens  venant  du  cosU paternel  et  maternel  succedent  tousjours 
aux  parens  plus  prochcs  dudict  enfant  ddc^di  du  costd  quils  sont  venus  et 
succedds.  Wir  wiesen  weiter  bereits  S  757,  darauf  hin,  wie  zu  Cambrai  das 
Ravestissement  de  sang  Rechte  des  Lebenden  nur  auf  so  lange  begründet, 
als  Kinder  der  ersten  Ehe  leben.  Bestimmter  noch  fanden  wir  ebenda  in 
dem  durch  Wälschflandern  von  Hennegau  getrennten  Lande  Lalloeu  aus- 
gesprochen, dass,  während  die  Wechselauflassung  lebenslängliche  Zucht 
bewirkt,  die  durch  Blutsauflassung  begründete  Zucht  des  Ueberlebenden 
aufhön,  sobald  die  Kinder  sterben;  dass  in  diesem  Falle  das  Gut  sofort  nach 
den  Seiten  ebenso  auseinanderfällt,  als  wenn  eine  Blutsauflassung  über- 
haupt nicht  stattgefunden  hätte.  Ebenso  hat  nach  dem  Recht  von  Bruay 
südwestlich  beiBethune  §  3,  Bouthors  2,370,  der  Ueberlebende,  wenn  beim 
Bruche  der  Ehe  Kinder  vorhanden  sind,  Zucht  am  Erbgute  des  Verstor- 
benen nur,  so  lange  die  Kinder  leben ;  während  sich  da  §  i  die  auffallende 
Bestimmung  findet,  dass,  wenn  die  Kinder  vorverstorben  waren ,  der  un- 
verheirathet  Ueberlebende  in  Folge  der  Blutsauflassung  lebenslängliche 
Zucht  hat. 

764.  Besonders  beachtenswerth  ist  es  dann,  dass  wir  entsprechende 
Gestaltung  auch  in  Wälschflandern  selbst,  in  der  Hennegau  nächstge? 
legenen  Stadt  Tournai  finden.  Durch  die  hier  schlechtweg  als  Ravestis- 
sement bezeichnete  Wechselauflassung  konnte  der  Ueberlebende  allerdings 
Zucht  an  der  Hälfte  des  Verstorbenen  gewinnen;  vgl.  S  746.  Davon  abge- 
sehen aber  steht  ihm  solche  nach  der  Coutume  15  S  14  nur  dann  zu,  wenn 
einer  der  Eheleute  stirbt:  delaissani  un  ou  plusieurs  enfans  dudit  mar  tage. 
Sind  Kinder  vorhanden  gewesen,  aber  vorverstorben,  so  hat  er  sichtlich, 
falls  nicht  Wechselauflassung  eingriff,  so  weqig  irgendwelche  Rechte  am 
Gute  des  Verstorbenen,  als  wenn  die  Ehe  überhaupt  unfruchtbar  geblieben 
wäre.  Dem  entsprechend  wird  denn  auch  hier,  wie  wir  das  ebenso  für 
Rechte  des  Hennegau  betonten,  die  Wechselauflassung  nicht  auf  den  Fall 
der  Kinderlosigkeit  beschränkt.  Ein  Unterschied  gegenüber  den  früheren 
Belegen  ergibt  sich  lediglich  darin ,  dass  hier  sichtlich  das  Gut  auch  dann 
dem  Ueberlebenden  verbleibt,  wenn  die  Kinder  nach  Lösung  der  Ehe  vor 
ihm  starben.  Das  aber  ist  dann  nicht  Wirkung  der  Blutsauflassung,  son- 
dern des  Eingreifens  vollen  Vorfahrenrechts;  es  ergibt  sich  ein- 
fach daraus,  dass  hier  abweichend  von  den  Rechten  des  Hennegau  volles 
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764]  Vorfahrenrecht  galt,  vgl.  S  740,  und  die  Kinder  danach  vom  Ueber- 
lebenden  beerbt  wurden. 

Diese  Gestaltung  beschränkt  sich  aber  auch  in  Wälscbflandem  nicht 
auf  Tournai.  Sie  ist  auch  zu  Anapes  östlich  unweit  Lille  aufs  bestimmteste 
ausgesprochen;  vgl.  Cout.  g^n.  2,  917.  Die  Beerbtheit  der  Ehe  bringt  auch 
hier,  wenn  die  Kinder  vor  dem  Ueberlebenden  starben,  das  ganze  Ehegut 
nur  dadurch  an  den  Ueberlebenden,  dass  dieser  dann  Erbe  seiner  Kinder 
ist.  Die  blosse  Fruchtbarkeit  dagegen  hat  nur,  wie  S  762  bemerkt,  die  Wir- 
kung, dass  mit  der  Bekindung  das  Gut  halb  und  halb  wird.  Aber  es  heisst 
S  3  ausdrücklich,  dass,  wenn  einer:  de  detix  conjoincts  par  mar  tage,  ayans 
d'icehiy  eu  un  oti  plnsieurs  enfans,  qui  finent  leurs  jours  paraoant  le  tres- 
pas  de  lenr pere  ou  mere ,  stirbt,  dem  Ueberlebenden  nur  seine  Hälfte  des 
Guts  verbleibt,  während  er  die  andere  an  die  Erben  des  Verstorbenen  her- 
auszugeben hat. 

Und  für  die  Auffassung,  dass  Rechte  des  Ueberlebenden  nicht  durch 
die  Fruchtbarkeit,  sondern  nur  durch  die  Beerbtheit  der  Ehe  bedingt  waren, 
werden  uns  die  wälschflandrischen  Landschaftsrechte  noch  einen  sehr  be- 
stimmten Beleg  bieten.  Nach  dem  Recht  der  Aemter  Lille  und  Tournai 
hat  die  Wittwe  Zucht  am  halben  Erbgute  des  Mannes  nur,  wenn  Kinder 
die  Ehe  überleben,  und  nur  so  lange  diese  leben.  Da  nach  den  Landschafts- 
rechten das  Erbgut  nicht  steigt,  die  Mutter  also  ihre  Kinder  nicht  beerbt, 
ergibt  sich  damit  genau  dieselbe  Gestaltung ,  wie  im  Hennegau,  in  einem 
grossen  Theile  von  Wälschflandern  unter  der  dem  westfränkischen  Recht 
entsprechenden  Beschränkung  auf  die  Wittwe. 

In  dieser  Richtung  werden  dann  weiter  noch  einige  vermittelnde  Orts- 
rechte zu  beachten  sein,  in  welchen  sich  Zucht  bei  nur  fruchtbarer 
Ehe  undEigen  nach  demTode  überlebenderKinderergibt. Ab- 
weichend von  den  zuletzt  besprochenen  Rechten  hat  allerdings  schon  die 
blosse  Fruchtbarkeit  Wirkung,  aber  nur  Zucht,  während,  wenn  Kinder  nicht 
blos  geboren  waren,  sondern  beim  Bruche  der  Ehe  lebten,  nach  ihrem  Tode 
das  Gut  dem  Ueberlebenden  zu  vererblichem  Eigen  verblieb.  Wird  dann 
auch  das  wohl  als  Wirkung  des  Entravestissement  de  sang  hingestellt,  so 
ist  doch  nicht  zu  verkennen,  dass  dieses  lediglich  die  lebenslängliche  Zucht 
bewirkte,  nicht  aber  das  Verbleiben  zu  Eigen,  welches  sich  bei  beerbter  Ehe 
zweifellos  nur  daraus  ergab,  dass  dann  das  nackte  Eigenthum  der  Kinder 
auf  den  Ueberlebenden  vererbte. 

Nach  dem  Recht  von  Sainghin  en  Weppes  S  18  ff.,  Bouthors  2,  351, 
ist,  wenn  kein  Entravestissement  stattgefunden,  nach  dem  Bruch  der  Ehe 
das  Gut  sogleich  mit  den  Erben  des  Verstorbenen  zu  theilen.  Aber  bei  En- 
travestissement de  sang :  aiant  enffant  soit  vivant  ou  notiy  verbleibt  unter 
Verfangenschaft  der  Liegenschaften  Alles  dem  Ueberlebenden :  ^öwr  enjoyr 
sa  vie  duranty  en  tant  quil  demeure  en  viduitey  und  kommt  dann  nach  seinem 
Tode  an  die  Kinder,  wenn  ihn  solche  überleben.  Der  Unterschied  nur 
fruchtbarer  und  beerbter  Ehe  macht  sich  dann  geltend ,  wenn  die  Kinder 
vorher  gestorben :  et  sc  lesdits  cnffans  estoient  fermine^  avant  ledit  sourvi- 
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vanfy  depuis  le  Premier  mourant^  le  Unit  seroit  et  escher roit  aux  prochaifis 
h/ritiers  dudit  sourvivant;  mais  se  durant  la  conjoncHon  desdiis  marians 
et  auparavani  que  lun  dicetilx  fust  iermini^  leurs  enffans  quil^  auroient  eu 
audit  mariageyfussent  aussi  alld  de  vie  ä  irepas^  en  cc  cas  le  sourvivant 
joyra  sa  vie  durant  iant  seulement  des  hdritages  estans  en  eschevinage ,  et 
apre:^^  son  trespas  retoumeront  aux  h^ritiers  tant  d'un  costi  que  de  Vautre, 
Dass  sich  dieser  Unterschied  unter  dem  Einflüsse  wfilschflandrischen  Rechts 
ergeben  hat,  bestätigt  sich  dadurch,  dass  sich  hier  auch  die  diesem  eigen- 
thümliche,  später  zu  besprechende  Forderung  der  Hälftung  mit  den  Vor- 
kindem  bei  der  Wiederverheirathung  ergibt. 

Weicht  dann  das  Recht  von  Mons  en  Pavele,  Cout.  gen.  i,  430^  von 
andern  Ortsrechten  der  Kastellanie  Lille  in  der  Richtung  der  Verfangen- 
schaftsrechte  dadurch  ab,  dass  schon  die  Ehe  selbst  lebenslängliche  Zucht 
begründet  und  das  Ehegut  den  Kindern  der  Ehe  verfangen  ist,  so  ist  es 
zweifellos  auf  das  wälschflandrische  volle  Vorfahrenrecht  zurückzuführen, 
wenn  auch  hier  die  Zucht  nicht  durch  die  blosse  Fruchtbarkeit  zu  Eigen 
wird,  sondern  nur  im  Falle  der  Beerbtheit,  wenn  Kinder  aujour  du  trespas 
du  Premier  inourant  vorhanden  waren,  indem  dann  beim  Vorversterben 
dieser :  iceluy  snrvivant  peut  faire  et  disposer  de  tous  et  quelcanque^  herita- 
ges  du  tout  ä  son  plaisir  et  volonte y  comme  ä  luy  appartiennent  heritablement. 

Fassen  wir  das  Gesagte  zusammen,  so  zerfällt  das  gesammte  Gebiet,  in 
dem  von  Blutsauflassung  die  Rede  ist,  danach  in  zwei,  nicht  gerade  scharf- 
geschiedene  Theilc.  Im  westlichen,  Artois  und  den  grössten  Theil  von 
Wälschflandem  umfassend ,  denen  sich  dann  noch  einzelne  Orte  im  Hen- 
negau, weiter  Vervins  anschliessen,  bewirkt  die  Blutsauflassung  auch  bei 
Unbeerbtheit  der  Ehe  Eigen  oder  Zucht  des  Ueberlebenden  am  Gute  des 
Verstorbenen.  Dagegen  ergibt  sich  im  östlichen  Wälschflandem  und  im 
Henaegau  keine  solche  Wirkung;  auch  bei  fruchtbarer,  aber  unbeerbter  Ehe 
hat  der  Üeberlebende  so  wenig  Ansprüche  auf  das  Gut  des  Verstorbenen, 
als  wenn  die  Ehe  überhaupt  eine  unfruchtbare  geblieben  wäre.  Vereinzelt 
treten  dann  beide  Gestaltungen  in  den  letztbesprochenen  Rechten  in  Ver- 
bindung. Auf  einen  nicht  minder  scharfen  Gegensatz  führt  uns  das  Ver- 
folgen der  sich  bei  beerbter  Ehe  ergebenden  Verhältnisse.  Aber  die  örtliche 
Scheidung  ist  da  eine  durchaus  andere.  Es  handelt  sich  nicht,  wie  dort,  um 
einen  Gegensatz  zwischen  dem  Westen  und  dem  Osten  des  Gesammtge- 
bietes,  sondern  Wälschflandem  nimmt  da  eine  Sonderstellung  gegenüber 
den  wesdich  und  östlich  angränzenden  Rechten  von  Artois  und  Henne- 
gau ein. 

765.  Bei  beerbterEhe  ergibt  sich  in  Artois  undHennegau  die- 
selbe Gestaltung,  wie  wir  sie  in  den  Verfangenschaftsrechten  überhaupt 
fanden,  vgl.  S  627  fi^.,  nämlich  lebenslängliche  Zucht  des  Ueber- 
lebenden am  liegenden  Ehegute  mit  Verfangenschaft  für 
die  Kinder  der  Ehe.  So  etwazu  Arras  S  12:  Par  le  trespas  du premicr 
mourant  de  dcux  conjoincts  par  mariagc,  s'il  y  a  enfant  vivant  yssu  de  lenr 
mariage.  iant  et  si  longnementqnicehiyvivra,  le  snrvivant  est  tellemcntlic  et 
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765]  coarcte'y  quil  ne  peni  vendre,  charger ^  ne  aliener  les  heritages  siiue:^ 
attdii  eschevinage ;  mais  trop  bien  peut  iceluy  survivant  disposer  des  meu- 
hles  et  en  faire  ä  son  plaisir  et  volonte.  Der  Fall  der  Wiederverheirathuog 
des  lieber  lebenden  konnte  dabei,  >vie  wir  schon  S  726  betonten,  ganz  un- 
berücksichtigt bleiben.  Da  nicht  jeder  Eltemtheil  von  seinen  sammtlichen 
Kindern,  sondern  die  Ehe  von  den  Kindern  derselben  beerbt  werden  sollte, 
und  diesen  das  liegende  Gut  derselben  verfangen  war,  so  war  den  Kindern 
früherer  Ehen  das  Gut  derselben  durchaus  gesichert,  auch  wenn  der  Ueber- 
lebende  weitere  Ehen  einging  und  ihm  auch  wahrend  dieser  die  Zucht  am 
Gute  seiner  frühern  Ehen  verblieb.  Dem  entsprechend  heisst  es  im  Rechte 
von  Arras  §  25  denn  auch  ausdrücklich,  dass  kein  Kind  Recht  auf  Heraus- 
gabe von  Liegenschaften  hat:  tant  et  jnsques  d  ce,  que  le  demier  vivant  de 
ses  pere  et  mere  soit  termin^  vie  par  mort.  Die  Fahrniss  aber  verblieb  dem 
Ueberlebenden,  wie  in  sonstigen  Verfangenschaftsrechten,  vgl.  $  625,  zu 
unverfangenem  Eigen,  gehört  nicht  zu  dem  Gute,  auf  welches  den  Kindern 
der  Ehe  Warterecht  zusteht 

Statt  dessen  finden  wir  nun  in  Wälschfl andern  ganz  abweichend 
Zucht  des  Ueberlebenden  am  ganzen  Ehegute  ohne  Verfan> 
genschaft  bis  zur  Wiederverheirathung.  Und  zwar  auch  in  dem 
Theile  Walschflanderns,  dessen  Recht  sich  bei  unbeerbter  Ehe  dem  Recht 
von  Artois  aufs  engste  dadurch  anschliesst,  dass  auch  beim  Vorversterben 
der  Kinder  in  Folge  der  blossen  Blutsauflassung  dem  Ueberlebenden  das 
ganze  Ehegut  verbleibt.  Ist  es  wahrscheinlich,  dass  da  das  eine  Recht  das 
Nachbarrecht  beeinflusst  hat,  so  wird  die  Grundlage  in  Artois  zu  suchen 
sein,  da  jenes  Recht  des  Ueberlebenden  sich,  wie  S  758  betont,  dem  in  Ar- 
tois geltenden  Verfangenschaftsrechte  näher  anschliesst,  während  es  dem 
Aasdomsrechte  und  dem  diesem  am  genauesten  entsprechenden  wälsch- 
fiandrischen  Rechte,  dem  von  Tournai,  fremd  ist.  Es  ist  nach  dem  S  762 
Bemerkten  möglich,  dass  da  auch  das  Recht  der  Drenthe,  welches  gleich- 
falls bei  fruchtbarer  Ehe  dem  Ueberlebenden  das  ganze  Gut  zu  Eigen  be- 
lässt,  einigen  Einfluss  geübt  hat.  Dieser  scheint  aber  doch  im  allgemeinen 
viel  zu  gering  zu  sein ,  als  dass  darauf  allein  eine  im  grössten  Theile  von 
Wölchflandem  vorkommende  Bestimmung  zurückgehen  dürfte;  es  wird  da- 
durch nur  etwa  die  Aufnahme  der  entsprechenden  Bestimmung  des  Rechts 
von  Anois  gefördert  sein,  mag  diese  nun,  worauf  wir  zurückkommen ,  in 
Folge  der  blossen  Nachbarschaft  oder,  wie  wahrscheinlicher,  durch  Mischung 
erfolgt  sein. 

Hat  sich  aber  in  dieser  Richtung  wirklich  Einfluss  des  artesischen 
Rechts  geltend  gemacht,  so  konnte  das  bei  beerbter  Ehe  nicht  entsprechend 
der  Fall  sein.  Denn  die  Grundlage,  an  welche  da  anzuknüpfen  war,  war  in 
beiden  Gebieten  eine  durchaus  andere.  Eben  so  bestimmt,  wie  in  Artois 
nach  dem  Gesichtspunkte  der  Ehefamilie  unter  die  Kinder  nach  Ehen  ge- 
theilt  wurde,  wurde  in  ganz  Wälschflandem,  vgl.  $739,  jeder  Elterntheil 
von  seinen  sammtlichen  Kindern  ohne  Rücksicht  auf  die  Ehen  beerbt. 

Daraufhin  gehöne  nun  in  andern  Rechten  mit  voller  Gemeinschaft 
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die  Hälfte  des  beim  Bruche  der  Ehe  vorhaadenen  Gesammtguts  den  Erben 
des  Verstorbenen,  und  war  an  diese,  seien  es  Kinder  oder  andere  Erben, 
sofon  oder  später  in  unvermindertem  Betrage  herauszugeben.  Bei  unbe- 
erbter Ehe  fanden  wir  das  S  763  in  solchen  Rechten,  in  welchen  bei  Vor- 
versterben der  Kinder  die  Blutsauflassung  keine  Wirkung  hane,  wirklich 
so  bestimmt  Kam  aber  zur  Bekindung  der  Ehe  auch  die  Beerbtheit  hinzu, 
so  hane  das  die  Wirkung,  dass  dem  Üeberlebenden  bestimmte  Rechte  am 
gesammten  Gute  zustanden  und  zwar^  was  für  die  Verwandtschaftsverhält- 
nisse besonders  ins  Gewicht  fallen  muss,  ganz  dieselben,  welche  sich  §  720  ff. 
als  EigenthUmlichkeiten  des  Aasdomsrechts  ergaben.  Es  liegt  allerdings  die 
Auffassung  zu  Grunde,  dass  das  Recht  des  Verstorbenen  auf  das  halbe  Gut 
auf  die  Kinder  vererbt  sei.  Aber  der  Ueberlebende  hat,  so  lange  er  nicht 
wiederheirathet,  einen  Anspruch  auf  fongesetzte,  Liegenschaften  wie  Fahr- 
niss,  umfassende  Gemeinschaft.  Gegen  die  Verpflichtung  zum  Unterhalte 
der  Kinder  hat  er  nicht  blos  denGenuss  des  Gutes,  sondern  kann  über  das- 
selbe ganz  nach  Belieben  verfügen.  Ausser  im  Falle  der  Wieder verheira- 
thung  haben  die  Kinder  keinerlei  Recht,  Abtheilung  oder  auch  nur  Aus- 
weisung des  Gutes  zu  verlangen.  Und  bei  der  Wiederverheirathung  erfolgt 
die  Auseinandersetzung  auch  hier  auf  Grundlage  einer  Hälfmng  nicht  des 
beim  Bruche  der  Ehe  vorhanden  gewesenen,  sondern  des  jetzt  vorhandenen 
Gutes. 

766.  Glaubten  wir  zunächst  S  721  für  das  Aasdomsrecht  wenigstens 
als  ursprüngliche  Gestaltung  die  $  596  im  allgemeinen  besprocheneZucht 
ohne  Verfangenschaft  annehmen  zu  müssen,  so  findet  dieselbe  sich 
hier  wohl  aufs  bestimmteste  ausgesprochen.  Mehrfach,  so  zu  Lille  i  S  22, 
ist  auf  dieselbe  nur  daraus  zu  schliessen,  dass  einfach  Verbleiben  des  ge- 
sammten Guts  beim  Üeberlebenden  bestimmt  wird  ohne  Erwähnung  irgend- 
welcher Verpflichtung  desselben  ausser  der  Abtheilung  bei  Wiederverhei- 
rathung. Aber  in  Ortschaften  der  Kastellanie,  vgl.  Cout.  gen.  2,  919.  920. 
928,  ist  das  unbeschränkte  VerfUgungsrecht  und  zwar  auch  bezüglich  der 
den  Schöffen  unterstehenden  Liegenschaften  ausdrücklich  ausgesprochen. 
So  zu  Neufville  südlich  von  Lille  $6:  Au  survivant  de  detix  conjoincis par 
mariage,  ayant  enfans  d'iceluyy  competeni  et  appariiennent  ious  les  biens 
meubles  et  herüages  tenus  diidii  eschevinage ,  desquels  il  peut  user  et  dis- 
poscr  ä  son  plaisir  et  volonte,  et  nesi  stibmis  ä  faire  partage  jtisques  ä  ce 
quil  se  remarie,  ä  condition  de  nourrir  et  entretenir  les  enfans.  In  ähn- 
lichen Ausdrücken  wird  zu  La  Bassee  %  7  und  zu  Pont  ^  Vendin  S  4  clie 
ganz  freie  Verfügung  für  Fahrniss  und  Liegenschaften  betont. 

Am  schärfsten  aber  ist  das  Fehlen  jeder  Verfangenschaft  auch  beim 
Vorhandensein  von  Kindern  in  den  Coutumes  von  Douai  1  S  4  und  Or- 
chies  I  S  2  ausgesprochen.  Sowohl  im  Falle  der  Wechselauflassung,  wie 
der  Blutsauflassung  verbleiben  aUe  Fahrniss  und  städtischen  Liegenschaften 
dem  Üeberlebenden :  pour  en  jouyr,  user  et  posseder  heritablement  (et  ä 
tousjottrs)  cotntne  de  sa  chose  propre  y  sans  que  les  enfans  procedans  dudit 
mariage,  on  en  faule  d' enfans y  les  parens  du  Premier  mourant  y  puissent 
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766]  avoir  auctm  droit  (en  sorte  ei  maniere  que  ce  soit).  Es  schliesst  sich 
dann  in  beiden  Rechten  eine  Bestimmung  über  den  Fall  der  Wiederver- 
heirathung  an ,  auf  welche  wir  zurückkommen.  Jedenfalls  aber  ergibt  sich 
aufs  bestimmteste,  dass  der  unverheirathet  Ueberlebende  auch  durch  das 
Vorhandensein  von  Kindern  an  der  ganz  freien  Verfügung  über  das  ge- 
sammte  Gut  in  keiner  Weise  gehinden  war,  sodass  es  nicht  auffallen  kann, 
wenn  man  die  Angabe  wohl  dahin  wiedergegeben  findet,  dass  zu  Douai 
der  Ueberlebende  den  Verstorbenen  zu  vollem  Eigen  selbst  unter  Ausschluss 
der  Kinder  beerbte;  vgl.  Viollet  Hist.  807,  Beaune  Dr.  cout.  3,  542.  Mit 
grösster  Bestimmtheit  findet  sich  dann  das  Fehlen  jeder  Verfangenschaft 
auch  beim  Vorhandensein  von  Kindern  zu  Anhiers  nordöstlich  von  Douai 
S  5,  Bouthors  2,  524,  ausgesprochen,  wo  überdies,  v^.  S  752,  das  Recht 
des  Ueberlebenden  nicht  einmal  ein  Ravestissement  zu  erfordern  scheint; 
es  kommt  an  denselben  alles  Gut  des  Verstorbenen :  en  teile  maniire  quil 
est  en  la  facultS  du  sourvivant  vendre,  dissiper  et  alUtur,  se  bon  luy  sem- 
bh,  totis  lesdits  hMtaiges  ainsy  ddaissds par  icelluy  Premier  irespass^y  sott 
quill  aieni  ou  non  enffans  vivans  de  letirs  chars. 

Allerdings  findet  sich  vereinzelt  auch  Eingreifen  vonVerfan- 
genschaft  erwähnt.  So  insbesondere  in  den  genauen  Angaben  der  Cou- 
tume  von  Toumai  15  $  14  ff.  Sind  beim  Bruche  der  Ehe  Kinder  vorhan- 
den :  Ic  suroivant  demeurera  seigneur  et  proprietaire  de  tons  les  meubles  de 
la  maison  mortuaire.  et  en  ponrra  disposer  ä  son  plaisir,  ensemble  de  la 
moitid par  indivis  de  tous  les  immeubles  etheritages  non  feodaux;  etTautre 
moiti^  anssi  par  indivis  se  devolvera  en  proprietd  sur  lesdits  enfans;  retc- 
nant  ncantmoins  par  le  survivant  fustifruict  en  icelle  moitie  desdits  enfans, 
tnoyennant  lesquels  meubles  et  usufruict  il  sera  tenu  payer  toutesles  debtes, 
de  nourir  ^  eslevcr  et  entretenir  lesdits  enfans  sehn  leur  estat  et  vocatioti 
Sans  diminution  de  leur  partage;  de  laquelle  samoitic  des  immeubles  et  he- 
ritages  susdits  par  indivis,  ledit  survivant  ponrra  disposer  ä  sa  volonte'  et 
aussi  charger  de  rentes,  sans  toutesfois  pouvoir  charger  ou  diminuer  la 
moiti^  desdits  enfans  en  quelque  maniere  que  ce  soit  Es  haben  aber  weiter, 
so  lange  der  Ueberlebende  unverheirathet  bleibt,  bei  dessen  Lebzeiten  die 
Kinder  keinerlei  Recht,  thatsächliche  Hälftung  zu  verlangen:  Ei  ne  sera 
tenu  ledit  survivant,  s'il  ne  veut,  faire  autre  partage  ä  sesdits  enfans  si  Ion- 
guemcnty  quil  ne  se  remarie ;  nur  wenn  der  Ueberlebende  von  dem  ge- 
meinsamen Gute,  wie  ihm  das  für  seine  Hälfte  zusteht,  etwas  verkaufen 
will,  wird  vom  Gericht  zur  grösseren  Sicherung  der  Kinder  diesen,  wie  dem 
Ueberlebenden  je  eine  Hälfte  der  Liegenschaften  zugewiesen,  so  dass  der 
Ueberlebende,  ohne  dass  desshalb  seine  Zucht  an  der  Hälfte  der  Kinder 
aufhörte,  doch  nur  von  seinen  eigenen  veräussem  darf.  Dass  die  Zucht  des 
unverheirathet  Ueberlebenden  eine  lebenslängliche  ist  und  die  Kinder  kein 
Recht  haben,  von  ihm  Theilung  zu  verlangen ,  ist  auch  da  aufs  bestimm- 
teste gesagt.  Aber  nur  bezüglich  der  Fahrniss  hat  er  freie  Verfügung,  wäh- 
rend die  auf  den  Verstorbenen  entfallende  Hälfte  der  Liegenschaften  den 
Kindern  verfangen  ist. 
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Dem  eatsprechen  die  Bestimmungen  im  Recht  des  sich  trotz  räum- 
licher Trennung  den  wälschflandrischen  Rechten  in  diesen  Verhältnissen 
eng  anschliessenden  Enghien  1 7  S  6  ff.  Der  Ueberlebende  bleibt  im  Besitze 
des  ganzen  Vermögen  gegen  die  Verpflichtung,  die  Kinder  zu  unterhalten ; 
aber  er  darf:  de  helft  foe  camende  de  voorseyde  hinderen  in  keiner  Weise 
mindern  oder  beschweren;  nur  wenn  in  dieser  Richtung  Klage  erhoben 
wird,  erfolgt  eine  Abtheilung  beider  Hälften  durch  die  Schöffen,  doch  so, 
das8  auch  dann  dem  Ueberlebenden  gegen  BUrgschaftsstellung  die  Nutzung 
der  Hälfte  der  Kinder  verbleibt,  bis  diese  grossjährig  werden  oder  sich  ver- 
heirathen. 

Greift  in  diesen  Fällen  Verfangenschaft  ein ,  so  ist  dieselbe  doch  der 
verschiedenen  Grundlage  angepasst.  Es  ist  nicht ,  wie  in  Anois  und  sonst 
in  den  Verfangenschaftsrechten,  das  ganze  liegende  Ehegut  den  Kindern  der 
Ehe  ab  Gesammtgut  der  Ehefamilie  verfangen,  sondern  nur  die  auf  den 
Verstorbenen  entfallende  Hälfte  desselben,  die  als  auf  die  Kinder  vererbt 
betrachtet  wurde.  Seine  eigene  Hälfte  hatte  der  Ueberlebende  nicht  gleich- 
falls, wie  in  den  Verfangenschaftsrechten,  nur  zur  Zucht;  sie  blieb  unver- 
fangenes  Eigenthum  desselben.  Heisst  es  zu  Pecquencoun  östlich  von 
Douai,  Cout.  deHainaut  3,ziv,  dass  der  Ueberlebende  Liegenschaften  über- 
haupt nicht  mehr  verkaufen  darf,  weil  die  Hälfte  den  Kindern  gehöre,  so 
wird  auch  das  dahin  zu  verstehen  sein,  dass  er  durch  Abtheilung  seine 
Hälfte  frei  machen  konnte,  wie  wir  das  S  720  so  zu  Utrecht  ausgesprochen 
fanden.  Zu  Carvin  $23,  Bouthors  2,  402,  heisst  es  dann  auch,  dass  der 
Ueberlebende  estant  eu  vidniU  ou  avant  partaige  fait  ä  ses  enffans  ohne 
Zustimmung  dieser  keine  Liegenschaften  verkaufen  oder  belasten  darf;  doch 
ist  auch  das  nicht  unbedingt  ausgeschlossen,  insofern  er,  wenn  die  Kinder 
ihre  Zustimmung  verweigern,  dennoch  zum  Verkaufe  befugt  ist,  wenn  er 
vor  sechs  glaubwürdigen  Personen  beschwön,  dass  der  Verkauf  des  Vor- 
theils  wegen  geschehe  und  nicht,  um  seine  Erben  zu  beeinträchtigen. 

Ich  möchte  nun  aber  weiter  annehmen,  dass  es  sich  in  solchen  Fällen 
nur  um  nachträgliche  Abschwächung  der  Befugniss  des 
Ueberlebenden  handelt,  wie  wir  das  S  721  ff.  für  entsprechende  Be- 
stimmungen des  Aasdomsrechts  nachzuweisen  suchten.  Die  Zucht  ohne 
Verfangenschaft  konnte  wenigstens  in  EinzelfUlen  zu  so  grosser  Benach- 
theiligung der  Kinder  fuhren,  dass  es  nicht  auffallen  kann,  wenn  die  spätere 
Rechtsentwicklung  darauf  bedacht  war,  den  Kindern  jedenfalls  das  zu 
sichern,  was  ihnen  zugekommen  sein  würde,  wenn  sogleich  nach  dem 
Bruche  der  Ehe  gehälftet  worden  wäre.  In  dieser  Richtung  legten  wir  bei 
Besprechum;  des  Aasdomsrechts  besonderes  Gewicht  darauf,  dass  manche 
der  bezüglichen  Bestimmungen  erweislich  erst  nachträglich  eingeführt  sind. 

Dasselbe  dürfte  sich  aber  auch  hier  wenigstens  für  das  besonders  wich- 
tige Recht  von  Tournai  begründen  lassen.  Die  Coutume,  der  wir  jene 
Angaben  entnehmen,  ist  erst  1552  bestätigt.  Aber  anderthalb  Jahrhunderte 
früher  zur  Zeit  des  Boutellier  scheint  der  unverheirathet  Ueberlebende  noch 
durch  keinerlei  Verfangenschaft  beschränkt  gewesen  zu  sein.     Nach  der 
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760]  Somme  rurale  i  t.  76  bestimmte  der  Brauch  der  Stadt  Touraai  für 
den  Fall,  dass  den  Vater  die  Mutter  und  gemeinsame  Kinder  überlebten: 
la  mere  ionira  de  foiis  les  meubles  et  heritages  iant  quelle  se  iiendra  de  se 
remaricr.  Dass  da  von  irgendwelcher  Verfangenschaft  nicht  die  Rede  ist, 
wurde  allerdings  an  und  für  sich  nicht  ausschlaggebend  sein.  Aber  es  ge- 
winnt Bedeutung  durch  die  sich  anschliessenden  Bestimmungen  bezüglich 
der  Wiederverheirathung.  Bei  dieser  können  die  Kinder  Abtheilung  fordern. 
Verzichten  sie  aber  darauf:  la  mere  demeure  ds  hiens  meiibles  et  heritages 
tant  quelle  vivra;  mais  des  heritages  ne  peut  iamais  vendre  n  aliener  com- 
ment  que  ce  soit.  Ist  nur  für  diesen  Fall  Verfaügenschaft  der  Liegenschaften 
ausdrücklich  bestimmt,  so  ist  auch  der  Schluss  nicht  abzuweisen,  dass  zu 
dieser  Zeit  die  unverheirathet  bleibende  Mutter  auch  über  die  Liegenschaften 
noch  ganz  nach  Belieben  verfügen  konnte. 

767.  Volle  Uebereinstimmung  mit  dem  Aasdomsrechte,  und  zwar  in 
Abweichung  von  den  benachbarten  Verfiangenschaftsrechten,  ergibt  sich  dann 
insbesondere  auch  bezüglich  der  Verpflichtung  zur  Auseinander- 
setzung mit  den  Kindern  bei  Wiederverheirathung.  Wir 
wiesen  S  763  darauf  hin,  wie  in  Artois  und  Hennegau  für  das  Recht  der 
Vorkinder  auch  die  Wiederverheirathung  ohne  alle  Bedeutung  war,  da  den- 
selben das  liegende  Gut  der  bezüglichen  Ehe  durch  Verfangenschaft  ge- 
sichert war,  dieFahrniss  aber  von  vornherein  dem  Ueberlebenden  als Eigen- 
thum  verblieb.  Wurde  dagegen  in  Wälschflandern  nicht  die  Ehe,  sondern 
jeder  Eltern theil  nur  von  seinen  Kindern  beerbt,  so  ermöglichte  die  fonge- 
setzte  volle  Gemeinschaft  auf  Gewinn  und  Verlust  es  allerdings ,  dem  un- 
verheirathet Ueberlebenden  das  ganze  Ehegut  ohne  irgendwelche  Ausein- 
andersetzung zu  belassen,  da  dann  einfach  von  dem  zu  einer  späteren  Zeit 
Vorhandenen  die  Hälfte  dem  Ueberlebenden,  die  Hälfte  den  Kindern  zu- 
steht. Dagegen  haben  wir  schon  bei  Besprechung  der  bezüglichen  Bestim- 
mungen des  Aasdomsrechts,  vgl.  S  727  fiF.,  genauer  ausgeführt,  wie  in  Rechten 
mit  voller  Gemeinschaft  im  Falle  der  Wiederverheirathung  unbedingt  eine 
Auseinandersetzung  verlangt  werden  musste,  wenn  den  Vorkindem  genau 
das  zukommen  sollte,  was  sie  auf  Grund  der  Beerbung  des  vorverstorbenen 
Eltemtheils  beanspruchen  konnten. 

Fanden  wir  schon  mehrfach  ausdrücklich  ausgesprochen,  dass  ledig- 
lich im  FaUe  der  Wiederverheirathung  die  Kinder  ein  Recht  auf  Theilung 
haben,  so  ergeben  die  genaueren  Angaben  durchweg,  dass  die  Auseinan- 
dersetzung dann  durchaus  nach  denselben  Gesichtspunkten  erfolgte,  wie 
im  Aasdomsrechte.  Insbesondere  bestätigt  sich  auch  hier,  dass  es  sich  bei 
dem  Recht  des  Ueberlebenden,  obwohl  dasselbe  durchweg  als  Usufruit  be- 
zeichnet wird,  nicht,  wie  in  den  Verfangenschaftsrechten  um  belastete  Zucht 
im  engern  Sinne  des  Wones  handelt ,  bei  welcher  die  Ueberschüsse  dem 
Vermögen  des  Züchters  zuwachsen  und  den  Anwärtern  nur  der  ursprüng- 
liche Bestand  herauszugeben  ist  Die  Art  der  Theilung  deutet  durchaus 
daraufhin,  dass  sie  auf  Grundlage  fortgesetzter  voller  Gemein- 
schaft erfolgt,  Weicheinsbesondere  nicht  blos  die  Liegenschaften,  sondern 
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auch  die  Fahrniss  umfasst  und  bei  welcher  üewinn  und  Verlust,  wie  sie 
inzwischen  erwachsen,  beide  Theile  gleichtnOssig  trifift. 

Ueber  das  Recht  von  T  o  u  r  n  a  i  heisst  es  in  der  Sorame  rurale  1 1. 76, 
dass,  wenn  Kinder  bei  Wiederverheirathung  der  Mutter  Parchon  verlangen: 
avoir  la  doioent  de  la  moitiä  des  heriiages  ei  des  meubles,  während  die 
Mutter  tlber  die  andere  frei  verfügen  kann.  Genauere  Angaben  enthält  die 
spätere  Coutume  1 5  S  1 7 :  Mais  en  cas  de  second  ou  ulierieur  mariage  du- 
dii  suroivant  ayant  enfans,  il  sera  tenu  faire  partage  par  la  loy  ä  iceux  ses 
enfans,  iant  de  meubles  et  biens  pour  tels  repute^,  que  immeubles  et  heri- 
tages  dessusdits,  leur  assignant  la  vrayc  moitid  d*  iceux  immeubles  et  heri-- 
tages  par  bonne  specification^  et  V  estimation  de  la  moitiS  des  meubles  ou 
pour  tels  repute^y  les  debtes  prealablement  deduites  /  laquelle  moiiid  toutes 
fois  ledit  suroivant  pourra  reienir  vers  luy,  eii  baillant  caution  süffisante  de 
la  rendre,  quand  il  plaira  ä  la  loy,  ienant  aussi  son  usufruicten  laditemoi" 
tie  desdits  immeubles  et  heritages  desdits  enfans  /  le  tout  ä  la  charge  de 
nourrir,  eslever  et  entretenir  sesdits  enfans  selon  leur  estaty  sans  diminu- 
tion  dudit  partage  comme  dessus. 

Wie  im  Aasdomsrechte,  vgl.  S  724,  ist  auch  hier  nicht  gerade  Heraus- 
gabe der  Hälfte  verlangt ;  es  genügt  Ausweisung  derselben,  so  dass  die  Ge- 
meinschaft in  bisheriger  Weise  fongesetzt  werden  kann.  Kommen  dann 
die  UeberschUsse  der  zweiten  Ehe  zu  Gute,  so  war  diese  dafür  auch  mit 
der  Verpflichtung  zum  Unterhalte  der  Vorkinder  belastet.  Diesen  aber  war 
nun  die  Hälfte  des  gesammten  Guts  der  ersten  Ehe  verfangen,  während  das 
bis  dahin  auch  nach  der  früher  besprochenen ,  anscheinend  erst  nachträg- 
lichen und  hier  nicht  berücksichtigten  Bestimmung  jedenfalls  nur  die  Hälfte 
der  Liegenschaften  traf.  Und  die  Fortdauer  der  Zucht  auch  an  der  Fahrniss 
wird  hier  ebenso,  wie  wir  das  S  7i6  im  Aasdomsrechte  fanden,  durch 
Schätzung  derselben  ermöglicht.  Stirbt  dann  der  Ueberlebende,  so  nehmen 
nach  S  18  seine  Kinder  erster  Ehe  als  Erben  nach  ihrem  vorverstorbenen 
Eltemtheil  jene  ihnen  ausgewiesene  Htilfte  der  Liegenschaften  und  den 
Werth  der  Hälfte  der  Fahrniss  voraus,  während  der  Nachlass  des  Ueber- 
lebenden  unter  seine  Kinder  erster  und  zweiter  Ehe  kopfgleich  getheilt  wird 
und  der  überlebende  zweite  Ehegatte  dann  nur  Zucht  an  den  auf  seine 
Kinder  entfallenden Kopftheilen  behält;  also  ganz  entsprechend  dem  S  731 
aus  dem  Recht  von  ZwoUe  angeführten  Fall.  Gegen  eine  in  der  zweiten 
Ehe  eintretende  Ueberschuldung  aber  waren  die  Vorkinder  nach  1 5  S  20 
dadurch  geschützt,  dass  sie  für  die  Schulden  des  Ueberlebenden  nicht  haf- 
teten, wenn  sie  auf  die  Erbschaft  nach  diesem  verzichteten  und  sich  mit  der 
Herausgabe  des  ihnen  als  Erben  des  Verstorbenen  verfangenen  Guts  be- 
gnügten. Ausgenommen  von  der  Hälftung  sind  nach  1 5  S  2 1  lediglich  die 
vom  Ueberlebenden  erst  während  der  Wittwenschaft  ererbten  oder  sonst 
erworbenen  Liegenschaften,  welche  ungetheilt  zu  Gewinngut  der  zweiten  Ehe 
werden.  Fanden  wir  entsprechende  Bestimmung  wohl  auch  im  Aasdoms- 
rechte, vgl.  S  722,  so  möchte  ich,  wie  dort,  auch  hier  annehmen,  dass  das 
erst  eine  nachträgliche,  wahrscheinlich  mit  der  Einführung  der  Verfangen- 
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767]  Schaft  der  halben  Liegenschaften  auch  während  der  Wittwenschaft  zu- 
sammenhängende Neuerung  war;  weder  Boutellier,  noch  eines  der  andern 
wälschäandrischen  Rechte  erwähnt  eine  solche  Ausnahme. 

Genauere  Angaben  finden  sich  auch  in  denCostumen  vonEnghien 
17  S  6  £F^  Cout.  de  Hainaut  3,  828  ff.  Verbleibt  das  gesammte  Gut  dem 
Ueberlebenden,  so  hat  derselbe  acht  Tage  vor  seiner  Wiederverheirathung 
mit  seinen  Vorkindem  zu  hälften,  während  er  dann  auch  hier  gegen  Bürg- 
Schaftsstellung  die  Hälfte  der  Kinder  gegen  die  Verpflichtung  zum  Unter- 
halt in  seiner  Hand  behalten  kann.  Wird  betont,  dass  die  Kinder  jedes 
Bettes  solche  Hälftung  nur  einmal  verlangen  konnten ,  so  ist  das  insofern 
selbstverständlich,  als  die  Hälfte  ihnen  lediglich  als  Erben  des  vorverstor- 
benen Elterntheils  zukommt.  Ging  eine  Wittwe,  welche  Vorkinder  aus  zwei 
Ehen  hatte,  eine  dritte  Ehe  ein,  so  waren  die  Kinder  erster  Ehe  wegen 
dessen,  was  sie  wegen  ihres  Vaters  verlangen  konnten,  schon  bei  der  zweiten 
Verheirathung  abgefunden ,  so  dass  bei  der  dritten  nur  mit  den  Kindern 
zweiter  Ehe  zu  hälften  war. 

Sind  andere  Angaben  weniger  genau,  so  stimmen  sie  'doch  überwie- 
gend mit  den  besprochenen  überein.  In  den  Usages  von  Pecquencourt  bei 
Douai,  Cout.  de  Hainaut  3,  xiv,  ist  insbesondere  gleichfalls  betont,  dass  vom 
Bruch  der  Ehe  ab  das  halbe  Gut  den  Kindern  verfangen  ist;  aber  abwei- 
chend von  den  andern ,  beide  Eltern  durchweg  gleichstellenden  Rechten, 
hat  nur  dieMuner  bei  der  Wiederverheirathung  mit  den  Kindern  zu  theilen, 
während  dem  Vater  lebenslänglicher  Nutzgenuss  am  ganzen  Gute  verbleibt. 

Als  Recht  der  Stadt  Lille  wird  schon  von  Roisin  Rav.  S  6  betont, 
dass  Eheleute  kein  Ravestissement  eingehen  dürfen,  wenn  eines  von  ihnen 
Vorkinder  hat:  sc  pariit  na  ä  ses  enfans  fourmoriure  de  pire  et  de  mere. 
Sollten  nach  der  spätem  Coutume  5  S  1 5  beim  Vorhandensein  von  Vorkin- 
dem beide  Arten  des  Ravestissement  ausgeschlossen  sein,  so  ist  zweifellos 
vorausgesetzt,  dass  jene  nicht  abgetheilt  sind.  Insbesondere  ergibt  dann  i 
§22  ausdrücklich  die  für  uns  wichtigste  Bestimmung,  dass  diePartage  sich 
auf  den  Bestand  des  Gutes  zur  Zeit  der  Wiederverheirathung  bezieht.  Dem 
Ueberlebenden  verbleiben  alle  Meubles,  also  auch  die  nach  S  740  diesen 
hier  zugezählten  städtischen  Liegenschaften:  ä  la  charge  de  faire  pattt^e 
ä  sesdits  enfans  lorsquil  se  reniarie,  de  la  moitie  des  biens  meubles  et  repu- 
te:{pour  meubles ,  quil  auroit  aujonr  dudit  partagc.  In  dieser  Beziehung 
heisst  es  ebenso  bestimmt  im  Recht  der  schon  in  Artois  unweit  der  Gränze 
belegenen  Herrschaft  Cuinchy  §  1 2  und  ähnlich  zu  Sainghin  $  1 9  und  Gar- 
vin  S  24,  Bouthors  2,  239.  352.  402,  dass  die  Kinder  vom  Ueberlebenden 
bei  der  Wiederverheirathung  fordern  können :  la  juste  moitie  de  tout  son 
vaillant  en  tel  estat  quil  est  lors  tronve',  en  paiant  par  lesdits  enffans  la 
moictie  de  toutes  les  debtes.  Nicht  anders  wird  es  dann  zu  verstehen  sein, 
wenn  in  andern  Ortschaften,  so  zuCominesS  17,  Pont  a  Vendin  S  4,  Enne- 
tieres  en  Weppes  $  4  und  Camphin  S  4,  Cout.  gen.  2,  922  fiF.,  einfach  Par- 
tage  bei  der  Wiederverheirathung  verlangt  wird,  während  im  letztern  Falle 
noch  zugefügt  ist,  dass  vom  Ueberlebenden ,  ausser  im  Falle  der  Wieder- 
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verheirathung,  Theiluag  nicht  verlangt  werden  kann.  Zu  Lille  3  S  i  v^ird 
weiter  betont,  dass,  wenn  die  Kinder  minderjährig ,  die  Theilung  mit  Zu- 
stimmung der  Freunde  und  Schöffen  geschehen  soll,  wie  wir  das  S  724 
ebenso  im  Aasdomsrechte  bestimpnt  fanden. 

768.  Stimmen  alle  sonstigen  wälschflandrischen  Rechte,  so  weit  das 
Verhältniss  in  ihnen  überhaupt  berUhn  ist,  in  der  Forderung  Uberein,  dass 
entsprechend  der  fortgesetzten  vollen  Gemeinschaft  bei  der  Wiederverhei- 
rathung das  gesamrate  vorhandene  Gut,  Liegenschaften  und  Fahmiss,  ohne 
Rücksicht  auf  die  Herkunft  und  den  ursprünglichen  Bestand  zu  httlften  sind, 
so  ist  es  um  so  auffallender,  dass  sich  da  wesentlich  ab  weichende  Bestim- 
mungen der  Rechte  vonDouai  undOrchies  zu  ergeben  scheinen. 

Nachdem  in  der  1627  bestätigten  Coutume  von  Douai  übereinstim- 
mend mit  der  von  Orchies  in  der  S  766  mitgetheilten  Stelle  gesagt  ist,  dass 
dem  Ueberlebenden  das  gesammte Vermögen,  Liegenschaften  und  Fahrniss, 
zu  völlig  freier  Verfügung  verbleibt,  heisst  es  in  unmittelbarem  Anschlüsse  : 
Bien  entendu  que,  si  ledii  survivant  ayant  enfant  ou  enfans  vint  a  se  tema- 
rier,  en  iel  cas  et  non  autrement  les  terres,  heritageSy  cathettx ,  maisons  et 
rcntes  iant  viager  es,  que  her  Hier  es ,  porte:^  en  mariage  par  le  pr emier  de- 
cede  et  qui  luy  seront  succede:{  ou  donnei,  demeurerani  affecte^  ausdits  en- 
fans pour  enjouyr  apris  le  trespas  dudit  survivant.  Da  handelt  es  sich  also 
um  keine  Hälftung  bei  der  Wiederverheirathung,  wie  sie  sich  doch  aus  der 
auch  zu  Douai,  vgl.  $  743,  aufs  bestimmteste  ausgesprochenen  vollen  Ge- 
meinschaft hätte  ergeben  müssen.  Nicht  die  Hälfte  des  gesammten  Ehe- 
guts, sondern  das  vom  Vorverstorbenen  herrührende  Gut  sollte  den  Vor- 
kindern verfangen  sein.  Das  kann  sich  nicht  füglich  auf  Grundlage  eines 
Rechts  so  gestaltet  haben,  in  welchem  es  nach  dem  für  die  volle  Gemein- 
schaft massgebenden  Gesichtspunkte  überhaupt  nach  Eingehung  der  Ehe 
ein  Sondergut  der  einzelnen  Ehegatten  nicht  mehr  geben  sollte. 

Woher  die  Bestimmung  rührt,  ergibt  sicher  der  Vergleich  mit  der  viel- 
fach wörtlich  übereinstimmend  gefassten,  schon  16 17  bestätigten  Coutume 
von  Orchies.  Hier  heisst  es  nämlich  an  der  entsprechenden  Stelle :  Bien 
entendu  que  si  ledit  survivaut  ayant  enfant  ou  enfants  se  remarie,  fon  sui- 
vra  en  tel  cas  le  vingt-huitiesme  article  de  nostre  edit  perpetnel  de  Van  mil 
six  cens  on^e.  Da  nun  das  ewige  Edict  von  161 1  S  28,  Christyn  1213,  be- 
stimmt, dass  an  allen  Orten,  wo  Eheleute  sich  Gut  schenken  oder  vermachen 
dürfen,  das  vom  Verstorbenen  an  den  Ueberlebenden  gekommene  Gut  den 
gemeinsamen  Kindern  verfangen  sein  soll,  so  ist  sichtlich  zu  Douai  der 
blosse  Hinweis  auf  die  Stelle  des  Edict  durch  eine  derselben  angepasste  Be- 
stimmung ersetzt.  Dass  die  des  ewigen  Edict  zweifellos  zunächst  solche 
Rechte  im  Auge  hatte,  in  welchen  keine  volle  Gemeinschaft  eintrat,  son- 
dern auch  während  der  Ehe  das  Gut  nach  der  Herkunft  auseinandergehalten 
wurde,  wurde  dabei  nicht  weiter  beachtet. 

Damit  ergibt  sich  nun  die  Frage  nach  der  Gestaltung  in  den  früheren 
Rechten  vonDouai  undOrchies.  Dass  für  diese  schon  ältere,  nicht  bestätigte 
Au£seichnungen,  wie  sie  in  Folge  der  Edicte  von  1531  und  1540  entstan-^ 
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768]  dea  sein  mochten,  erfolgt  waren,  ist  wohl  kaum  zu  bezweifeln  >  ol>- 
wohl  sich  meines  Wissens  solche  nicht  erhalten  haben.  Insbesondere  dürfte 
die  S  766  mitgetheilte  Angabe  über  das  unbeschrankte  Recht  des  Ueber- 
lebenden  kaum  so  gefasst  sein,  wenn  sie  erst  mit  den  auf  dem  ewigem  Edia 
beruhenden  Angaben  zuerst  niedergeschrieben  wurde. 

Diese  Angabe,  wonach  auch  beim  Vorhandensein  von  gemeinsamen 
Kindern  dem  Ueberlebenden  das  gesammte  Gut  des  Verstorbenen  hSrita- 
hlement  und,  wie  es  wenigstens  zu  Orchies  heisst,  ä  tousjours  verbleiben  soll 
ist  so  unbedingt  gefasst,  dass  der  Gedanke  am  nächsten  liegt,  das  ältere 
Recht  habe  eine  weitere  einschränkende  Bestimmung  überhaupt  nicht  ent- 
halten und  es  sei  erst  in  Folge  des  ewigen  Edict  ein  Vorbehalt  bezüglich 
der  Wiederverheirathung  zuerst  zugefügt  Und  diese  Annahme  gewinnt 
doch  eine  sehr  wesentliche  Unterstützung  durch  entsprechende  Angaben 
des  schon  1 507  aufgezeichneten  Rechts  des  zwischen  beiden  Städten  gele- 
genen und  der  Kirche  Sl  Ame  zu  Douai  gehörigen  Anhiers,  Bouthors  2, 
524.  Wir  fühnen  schon  S  766  die  Stelle  an,  wonach  auch  beim  Vorhan- 
densein von  Kindern  das  Erbgut  des  Verstorbenen  dem  Ueberlebenden  zu 
durchaus  freier  Verfügung  bleibt.  Ebenso  heisst  es  $  6  vom  Gewinngute  der 
Ehe  einfach :  lesdits  h^ritaiges  apparUtiroient  au  dernier  vivant  et  ä  ses 
plus prochains  h^ttiers.  In  beiden  Fällen  fehlt  jede  Andeutung,  dass  sich 
da  im  Falle  der  Wiederverheirathung  etwas  ändere. 

Damit  würde  sich  also,  wie  darauf  wohl  schon  anderweitig  hinge- 
wiesen, vgl.  Viollet  Hist.  807,  Beaune  Dr.  cout.  3,  542,  hier  volles  Erb- 
recht d  es  überleb  enden  Ehegatten,  wie  es  auch  in  Verfangenschafts- 
rechten  doch  nur  bei  Kinderlosigkeit  eintritt,  auch  neben  Kindern  ergeben : 
diese  würden  auch  im  Falle  einer  beerbten  zweiten  Ehe  keinerlei  Sonder- 
anspruch wegen  des  Guts  ihres  erstverstorbenen  Eltemtheils  gehabt  haben, 
sondern  einfach  den  Ueberlebenden  mit  den  Kindern  zweiter  Ehe  beerbt 
haben.  Das  liesse  sich  immerhin  erklären,  wenn  wir  annähmen,  dass  auch 
hier  dieHälftung  bei  der  Wiederverheirathung  ursprünglich  gefordert,  aber 
allgemein  ausser  Uebung  gekommen  wäre,  ohne  dass  sich  ein  anderer  Er- 
satz für  die  Vorkinder  festgestellt  hätte;  auch  im  Aasdomsrechte  fanden  wir 
$730  wohl  ausgesprochen,  dass  nichtabgetheilte  Vorkinder  unter  gewissen 
Voraussetzungen  einfach  mit  den  Nachkindem  nach  dem  Ueberlebenden 
theilen  soUten.  Hier  aber  würden  sich  noch  weitere  Schwierigkeiten  er- 
geben. Das  volle  Erbrecht  des  Ueberlebenden  ist  unbedingt,  ohne  Be- 
schränkung auf  die  erste  Ehe  ausgesprochen.  Der  Ueberlebende  würde 
demnach,  wenn  ein  zweiter  Ehegatte  überlebte,  von  diesem  beerbt  sein, 
während  die  Kinder  erster  Ehe  nach  diesem  überhaupt  kein  Erbrecht  ge- 
habt haben  würden,  faUs  nicht  etwa,  woraufwir  zurückkommen,  ursprüng- 
lich Einkindschaft  hinzukam. 

Ein  solches  Erbrecht  des  überlebenden  Ehegatten  vor  Kindern  und 
aUen  sonstigen  Freunden  findet  sich  aUerdings  im  Rechte  des  Königreichs 
Jerusalem  und  wohl  danadi  in  dem  des  Füistentfaums  Morea;  vgL  Ass.  de 
Jerusalem  ed.  Beugnot  2,  125.  Im  Abendlande  wtlrde  es,  soweit  idi  sehe. 
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so  durchaus  vereinzelt  stehen,  dass  das  die  Annahme  nahe  legen  könnte,  es 
hatten  ursprtlnglich  auch  die  Coutumes  von  Douai  und  Orchies  eine  Half- 
tung  bei  der  Wiederverheirathung  fordernde  Bestimmung  enthalten,  welche 
dann  spater,  um  der  Forderung  des  ewigen  Edicts  zu  genügen,  durch  Ver- 
fangenschaft des  vom  Verstorbenen  herrührenden  Guts  ersetzt  wurde,  ob- 
wohl dieselbe  der  sonstigen  Gestaltung  des  Rechts  in  keiner  Weise  ent- 
sprach. Aber  diese  Annahme  scheint  doch  kaum  zulässig,  weil  sich  in  der 
altem  Aufzeichnung  des  Rechts  von  Anhiers  ebenfaUs  keine  Bestimmung 
bezüglich  der  Wiederverheirathung  findet.  Dass  es  sich  da  aber  um  keine 
andere  Grundlage  handelt,  als  im  übrigen  Walschflandem,  dass  jenes  volle 
Erbrecht  nur  Ergebniss  nachtraglicher  Weiterentwicklung  war,  ist  gewiss 
nicht  zu  bezweifeln.  Den  Ausgang  bildete  dann  die  im  walschflandrischen 
Recht  ausgesprochene,  den  Verfangenschaftsrechten  fremde  freie  Verfügung 
des  unverheirathet  Ueberlebenden  über  das  ganze  Gut.  Griff  keine  zweite 
Ehe  ein,  so  unterschied  sich  das  Recht  von  Douai  und  Orchies  in  keiner 
Weise  von  den  andern  walschflandrischen  Rechten.  Die  Weiterentwicklung 
hätte  sich  dann  dadurch  ergeben,  dass  man  auch  im  Falle  der  Wiederver- 
heirathung dem  Ueberlebenden  das  Gut  zu  freier  Verfügung  überliess,  ohne 
das  Recht  der  Vorkinder  durch  Halftung  zu  sichern.  Es  wäre  denkbar,  dass 
solche  Entwicklung  durch  den  Einfluss  der  benachbarten  Verfangenschafts- 
rechte  geförden  wurde,  in  welchen  ja  auch  das  Recht  des  Ueberlebenden 
trotz  der  Wiederverheirathung  dasselbe  blieb;  vgl.  S  765.  Aber  freilich  war 
da  das  Recht  der  Vorkinder  durch  Verfangenschaft  und  Theilung  nach 
Ehen  gesichert,  wahrend  wir  S  739  gerade  auch  zu  Douai  und  Orchies 
Kopftheilung  unter  alle  Kinder  ohne  Berücksichtigung  der  verschiedenen 
Ehen  ausgesprochen  fanden.  Jedenfalls  kann  es  sich  da  wohl  nur  um  eine 
spatere  Weiterentwicklung  handeln,  und  werden  wir  annehmen  dürfen,  dass 
dieselbe  sich  auch  hier  von  derselben  Grundlage  aus  ergeben  hat,  wie  wir 
sie  in  den  andern  walschflandrischen  Rechten  in  Uebereinstimmung  mit 
dem  Aasdomsrechte  fanden. 

769.  Die  Verpflichtung  des  Ueberlebenden  bei  Wiederverheirathung 
zu  theilen  erscheint  durchweg  auf  den  Fall  des  Vorhandenseins  von  Kin- 
dern beschrankt.  Fehlten  solche,  so  hatte  der  Ueberlebende  nach  den  regel- 
massigen Gestaltungen  entweder  überhaupt  kein  Recht  auf  das  Gut  des  Vor- 
verstorbenen, oder  aber  dasselbe  kam  ihm  in  Folge  von  Wechselauflassung 
oder  Blutsauflassung,  oder  auch  als  Erben  der  vorverstorbenen  Kinder  zu 
vollem  Eigen  zu.  Das  wird  zuweilen  ausdrücklich  betont.  So  heisst  es  zu 
Sainghin  enWeppes  S  ig^Bouthors  2, 352,vgl.S  767,  dass  der  Ueberlebende 
mit  den  Kindern  der  ersten  Ehe  bei  der  Wiederverheirathung  zu  halften 
hat;  sind  dieselben  aber  vor  ihm  gestorben:  en  ce  cas  ledit  survivant  en 
Jaisant  ei  procedant  ä  second  mar  tage  ne  pert  quelque  chose  et  luy  demeure 
le  taut. 

Finden  sich  aber  in  einzelnen  Onen  vielfach  Abweichungen  von  der 
regelmassigen  Gestaltung,  insbesondere  in  der  Richtung,  dass  dem  Ueber- 
lebenden auch  beim  Nichtvorhandensein  von  Kindern  zwar  nicht  Eigen, 
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769]  aber  Zucht  verblieb,  so  mag  es  für  spätere  Erwäguagen  zu  beachten 
sein,  dass  dann  wohl  Verpflichtung  zur  Abtheilung  mit  son- 
stigen Erben  des  Verstorbenen  bei  Wiederverheirathung 
ausgesprochen  wird.  Das  wUrde  dann  wieder  insofern  Anschluss  an  das 
Aasdomsrecht  ergeben ,  als  wir  §  724  bemerkten,  wie  dieselben  Gründe, 
welche  Auseinandersetzung  mit  Kindern  bei  der  Wiederverheirathung  nöthig 
machten,  dann  überhaupt  auch  auf  Auseinandersetzung  mit  sonstigen  EIrben 
des  Verstorbenen  hinwiesen,  welchen  nach  Beendigung  der  Zucht  des 
Ueberlebenden  das  Gut  jenes  zukommen  sollte;  sie  war  denn  auch  >vohl 
für  den  Fall  der  Wiederverheirathung  jedes  Züchters  ausdrücklich  verlangt. 
So  verbleibt  nach  dem  Recht  von  La  Bassee  S  7,  Cout.  ge'n.  2,  9x9,  und 
zwar,  vgl  S  7  5  2,  schon  inFolge  der  Ehe  selbst,  Alles  dem  unverheirathetUeber- 
lebenden  zu  Zucht,  so  dass  erst  nach  seinem  Tode  unter  die  Kinder  oder 
sonstigen  Erben  beider  Seiten  gehälftet  wird :  mais  s'il  se  remarie,  liest  tenu 
faire  pariage  aux  enfans  ou  heritiers  dudit  Premier  mouranU  Ebenso  zu 
Neuville;  vgl.  §  752.  Aehnlich  zuOstricourt  nördlich  von  Douai,  Cout.  ge'n. 
2^  920,  wo  das  ausdrücklich  nur  von  der  Wittwe  gesagt  ist;  dieser  verbleibt 
Alles  gegen  die  Verpflichtung  zum  Unterhalte  der  Kinder.  Heirathet  sie 
aber:  eile  est  submise  et  teftue  faire  pariage  ä  ses  enfans,  s'aucuns  en  a  vi- 
Dans  de  sondit  mariage,  ou  aux  prockains  heritiers  de  sondit  feu  mary  des 
biens  meubles,  quelle  a  lors.  während  zugleich  ihre  Zucht  am  Erblande  des 
Mannes  und  an  seiner  Hälfte  des  Gewinnlandes  erlischt. 

Auffallender  ist  es,  dass  dieselbe  Bestimmung  wohl  auch  nach  A  r  t  o  i  s 
übergreift,  wo  doch,  wie  S  765  betont,  wegen  der  Verfangenschaft  des  Guts 
für  die  Kinder  jeder  Ehe  der  Fall  der  Wiederverheirathung  im  allgemeinen 
ganz  unberücksichtigt  bleiben  konnte.   So  zu  Vis  en  Artois  südöstlich  von 
Arras,  Cout.  gen.  i,  418.  Die  Zucht  an  den  gesammten  Liegenschaften  der 
Ehe  ist  zunächst  auf  Grundlage  beider  Arten  des  Ravestissement  als  lebens- 
längliche vorgesehen ,  sowohl  neben  Kindern  der  Ehe,  welchen  dieselben 
entsprechend  dem  Recht  von  Artois  verfangen  sind,  als  neben  sonstigen 
Erben  des  Verstorbenen,  welche  nach  dem  Tode  des  Züchters  die  von  ihrer 
Seite  herrührenden  und  die  Hälfte  der  errungenen  Liegenschaften  zu  bean- 
spruchen hätten.  Aber :  si  le  dernier  vivant  se  remariäi,  les  heritages  pa- 
irimoniaux  retoument  la  cotte  et  ligne  dont  ils  procedent  ei  nen  jouit  plus 
ledit  survivant  Entsprechende  Bestimmungen  ergeben  sich  in  der  Gegend 
von  Bethune  zu  Bruay  §  1   und  zu  Allouagne  §  8,  Bouthors  2,  370.  390; 
auch  zu  Servin  westlich  von  Lens  S  4,  Cout.  gen.  i,  417,  verliest  wenig- 
stens die  Frau  ihre  Zucht  bei  Wiederverheirathung.    Es  läge  nahe,  das  in 
Artois  auf  Einfluss  des  wälschflandrischen  Rechts  zurückzuführen,  da  nur 
hier  für  die  Forderung  der  Auseinandersetzung  bei  Wiederverheirathung 
eine  bestimmtere  Grundlage  geboten  war.  Waren  aber  in  Artois  die  Rechte 
der  Kinder  oder  der  sonstigen  Erben  des  Vorverstorbenen  rechtlich  durch 
Vertangenschaft  gesichert,  so  konnte  doch  auch  in  Verfangenschaftsrechten 
das  Bedenken,  dass  gerade  nach  einer  Wiederverheirathung  thatsächliche 
Nichteinhaltung  der  Verfängenschaft  eher  zu  befürchten  war,  in  Ejnzel- 
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rechten  leicht  ganz  selbststfindig  zur  Forderung  des  Aufhörens  der  Zucht 
bei  Wiederverheirathung  fuhren.  Es  finden  sich  denn  auch  entsprechende 
Bestimmungen  wohl  in  weit  endegenen  Verfangenschaftsrechten ,  so  dass 
für  unsere  Zwecke  kaum  grösseres  Gewicht  darauf  zu  legen  sein  wird. 

770.  Bestand  jedenfalls  Kindern  gegenüber  eine  Verpflichtung  des 
Ueberlebenden  zur  Halfcung  bei  Wiederverheirathung,  so  ergibt  sich  damit 
auch  hier  die  Frage  nach  der  Behandlung  der  Ansprüche  nicht 
abgetheilterVorkinder.  War  die  Abtheilung  bei  Wiederverheira- 
tliung  überwiegend  geforden,  so  konnte  dieserForderung  nicht  genügt  sein. 
Auch  war  sie,  wie  wir  das  ebenso  S  724  im  Aasdomsrechte  fanden,  nicht 
überall  bestimmt  vorgeschrieben.  Der  Ueberlebendc  war  allerdings  zu  ihr 
verpflichtet,  sobald  sie  von  den  Kindern  oder  deren  Freunden  verlangt 
Avurde.  Aber  diese  können  auch  auf  dieselbe  verzichten.  So  ist  in  derSomme 
rurale  i  t.  76  für  das  Recht  von  Tournai  zunächst  angegeben,  was  Rech- 
tens ist,  wenn  die  Kinder  Abtheilung  verlangen ;  dann  aber  für  den  Fall : 
5/  les  enfants  au  dici  remariage  ne  demandent  parchon^  la  quelle  chose  est 
en  etix  de  faire  ou  de  laisser.  Es  waren  also  Bestimmungen  nöthig,  wie 
die  besondem  Ansprüche  der  Vorkinder  zu  befriedigen  waren,  wenn  sie 
spater  vom  Ueberlebenden  Theilung  verlangten  oder  wenn  dieser  starb. 
Sind  solche  Bestimmungen  nur  vereinzelt  angegeben,  so  ergeben  sie  doch, 
wie  wir  das  $  728  fil  ebenso  im  Aasdomsrechte  fanden,  dass  sich  da  eine 
einheitliche  Behandlung  für  das  Gesammtgebiet  nicht  festgestellt  hat,  dass 
die  verschiedenen  Rechte  da  von  verschiedenen  Gesichtspunkten  ausgehen. 

Zum  Theil  gehen  sie  aus  von  der  Auffassung  einer  Verschmelzung 
des  Gesammtgutes  der  verschiedenen  Ehen,  da,  wie  wir  aus- 
fühnen,  bei  voller  Gütergemeinschaft  sich  spater  nicht  mehr  bestimmen 
liess,  was  von  dem  vorhandenen  Gesammtgute  auf  die  eine,  was  auf  die 
andere  entfiel.  Dem  entspricht  zunächst  die  im  Stadtrecht  von  Lille  3  S  3 
vorgeschriebene  Drittelung  des  Gesammtgutes.  Hat  der  Ueber- 
lebende  bei  seiner  Wiederverheirathung  keine  Abtheilung  vorgenommen 
und  wird  eine  solche  dann  spater  verlangt,  so  werden  alle  biens  meubles 
et  repuiei  pour  meubles y  also  nach  S  740  auch  die  stadtischen  Liegenschaften, 
des  quels  seroient  jouissans  les  marie^y  getheilt  en  trois  monts,  in  drei 
Haufen*),  wovon  einer  den  Vorkindem,  die  zwei  andern  den  Eheleuten  zu- 


•)  Ist  dem  Französischen  die  Verwendung  des  Ausdruckes  Mont  in 
entsprechender  Bedeutung  fremd,  so  findet  sie  sich  vielfach  im  flandrischen 
Sprachgebrauche  zur  Bezeichnung  der  ungetheilten  Vermögensmasse,  insbe- 
sondere aber  der  gleichen  Theile  derselben.  Nach  LUle-ville  i  §  18  mttssen 
ausgesteuerte  Kinder  das  Erhaltene  bei  Theilung  nach  den  Eltern:  tnettre  en 
tnont  commun.  Nach  Douai-Baiilage  Succ.  §  12  darf  Jemand  des  choses  mises 
en  tnont  Angegebenes  gegen  Ersatz  vorwegnehmen.  Zu  Richebourg  St.  Vaast 
§  25,  Couü  gin.  I,  45t,  soll  etwas  so  behandelt  werden,  als  ob  die  Güter 
noch  wttren  en  un  mont.  Nach  Recht  von  L^AUoeu  §  11,  Cout.  g^n.  1,  372, 
worauf  wir  zurückkommen,  wird  die  Fahmiss  in  nums  d'dgale  valeur  getheilt« 
Nach  dem  Testament  des  Bouteillier,  vgl.  Somme  rurale  S.  876,  sind  von 
einer  Masse  trois  mens  zu  machen,  wovon  zwei  den  Kindern,  einer  der  Mutter 
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77<^  kommen,  vrie  auch  die  Schulden  in  demselben  Verhältnisse  zu  dritteln 
sind.  Auch  Bouteillier  i  t.  76  forden  solche  Drittelung  unter  Berufung  auf 
Urtheile  des  Gerichtshofs  von  Lille.  Es  ist  zAveifellos  von  Gewicht,  dass 
wir  gerade  auch  diese  Bestimmung  trotz  der  Unbilligkeiten,  zu  denen  sie 
fuhren  konnte,  wenigstens  vereinzelt  auch  spater  im  Gebiete  des  Aasdoms- 
rechts noch  fanden;  vgL  $  728.  Wir  glaubten  dort  annehmen  zu  dürfen, 
dass  sie  wohl  einst  weiter  verbreitet  und  Rest  aus  einer  Zeit  war,  in  welcher 
die  volle,  auch  das  Erbland  umfassende  Gemeinschaft  noch  nicht  Eingang 
gefunden  hatte  und  sich  jene  Drittelung,  wie  noch  später  im  westfrfinki- 
sehen  Recht,  auf  Gewinngut  und  Fahmiss  beschränkte. 

Es  ist  mir  nun  nicht  unwahrscheinlich,  dass  es  auf  jene  Drittelung  zu- 
rückgeht, wenn  man  vereinzelt  in  Wälschflandern  zur  Gestalmng  der  Ein- 
kindschaft, des  Affrerissement,  gelangte,  bei  welcher  der  Anspruch  der 
Vorkinder,  die  volle  Hälfte  des  Gutes  der  Ehe  ihrer  Eltern  zu  erhalten,  noch 
stärker  gefkhrdet  sein  konnte,  als  bei  jener.  Sie  wird,  und  zwar  als  alther- 
gebrachter Brauch  erwähnt  in  der  Coutume  des  früher  zum  Tournesis  ge- 
hörenden St.  Amand,  die  leider,  wie  die  des  benachbarten  Mortagne,  unge- 


zukommt  Dass  sich  dieser  Sprachgebrauch  hier  aus  Uebersetzung  von  Haufen 
ergeben  hat,  ist  nicht  zweifelhaft.  So  ist  im  Recht  von  Audenarde,  vgl.  Stal- 
laert  zu  Hoop,  bei  Hälftung  des  Nachlasses  von  huee  hocpen  die  Rede.  Ganz 
ebenso  werden,  wie  schon  §495  erwähnt,  in  friesischen  Rechtsquellen  die 
Theile  der  Erbschaft  wohl  als  Haufen  bezeichnet.  Würde  die  Bezeichnung 
etwa  da  näher  liegen,  wo  es  sich  nur  um  Theilung  einer  Masse  von  Geld- 
stücken oder  Getreide  handelt,  so  ist  sie  doch  da,  wo  die  Theile  einer  aus 
Liegenschaften,  Fahrnissen,  Forderungen  und  Schulden  bestehenden  Masse  in 
Frage  kommen,  gewiss  nicht  so  naheliegend,  dass  die  Uebereinstimmung  in 
der  Bezeichnung  sich  zufällig  sollte  ergeben  haben.  Sie  würde  sich  damit  den 
sonstigen  Belegen  fUr  den  nahen  Zusammenhang  aUer  flandrischen  Rechte  mit 
den  friesischen  anreihen.  Findet  sie  sich,  wie  schon  §  513  bemerkt,  weiter  im 
siebenbürgischen  Recht,  so  wUrde  sie  auch  da  die  Annahme  flandrisch- 
friesischen  Ursprungs  desselben  unterstützen;  vgl.  auch  Mitth.  des  6sterr.  Inst. 
14,  481  fi.  Hatte  ich  dann  schon  mehrfach,  vgl.  §  496,  darauf  hingewiesen, 
dass  der  auffaUenden  sachlichen  Uebereinsdnunung  zwischen  friesischem  und 
rhätischem  Recht  wohl  auch  Uebereinstinunung  in  der  Rechtsspreche  ent- 
spricht, so  war  mir  nicht  unwahrscheinlich,  dass  das  auch  hier  zutreffen  kCnne, 
obwohl  mir  in  den  Quellen  der  Ausdruck  nicht  aufgefallen  war.  Durch  g'ütige 
Vermittlung  von  L.  v.  Hörmann  erhielt  ich  von  zwei  Seiten  die  übereinstim- 
mende Auskunft,  dass  zwar  im  allgemeinen  in  Vorariberg,  insbesondere  auch 
im  Bregenzer  Wald,  in  der  Volkssprache  nur  von  Theilen  der  Erbschaft  die 
Rede  sei,  dass  man  aber  im  obern  Vorarlberg,  insbesondere  im  innem  WaU- 
gau,  die  ganze  Erbschaft,  Liegenschaften  und  Fahmiss,  in  gleiche  Hufa  oder 
Hüfele  zerlege,  die  dann  unter  die  Erbberechtigten  verloost  werden.  Und  da- 
mit mag  irgendwie  zusammenhängen,  wenn  in  Graubünden  Munt,  auch  Man- 
tun  oder  Montun,  nicht  blos  den  Berg,  sondern  auch  den  Haufen  bezeichnet, 
vgl.  Carisch  Wörterb.  und  Anhang  zu  Munt.  Ist  auch  die  Wiedergabe  des 
Ausdruckes  Haufen  durch  Mons  nicht  so  naheliegend,  dass  es  nicht  aufiallen 
müsste,  sie  übereinstimmend  in  Flandern  und  GraubUnden  zu  finden,  so  Hesse 
das  daran  denken,  dass  der  Ausdruck  Mons  schon  im  VulgUrlatein  eine  ent- 
sprechende Bedeutung  gewonnen  hatte. 
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druckt  ist;  vgl.  Defacz  Dr.  Belg.  i,  149.  Das  Raffrdrissement  erfolgt  nach 
einer  kurzem  und  einer  etwas  erweiterten  Fassung  der  Bestimmung,  vgl. 
Defacz  1,  429,  vor  den  Schöffen  in  der  Weise:  quon  faii  les  enfants  de 
Premixes  noces  semhlables  au»  enfants  qui  procSdeni  dudit  secand  mar  tage  y 
pour  Sgalement  partir  aux  biens  de  leur  pire  et  m^e,(patrimoniaux  ou  ac- 
quests),  de  quel  cot^  quHls  soietit procddds  (durant  le  Premier  ou  second  ma- 
nage), wobei  die  nächsten  Freunde  von  Seite  des  verstorbenen  Elterntheils 
zu  erklaren  haben,  dass  solches  Raffrdrissement  dem  Interesse  der  Kinder 
entpreche. 

Hat  sich  die  Einkindschafc  zweifellos  in  verschiedenen  Rechten  unab- 
hängig von  einander  entwickelt,  so  mag  zu  beachten  sein,  dass  sie  sich  we- 
nigstens hier  recht  wohl  als  Weiterentwicklung  jener  Drittelung  fassen  lassen 
durfte.  Ob  bei  dieser  die  Vorkinder  günstiger  oder  ungünstiger  gestellt 
waren,  als  bei  der  Halftung  zur  Zeit  der  Wiederverheirathung,  hing  vor 
allem  von  der  Grösse  des  vom  zweiten  Gatten  zugebrachten  Vermögens  ab. 
Je  nach  der  Sachlage  konnte  daher  die  Halftung  bei  der  Wiederverheira- 
thung im  Interesse  des  zweiten  Gatten,  beziehungsweise  der  zu  erwarten- 
den Nachkinder,  oder  aber  der  Vorkinder  liegen.  Dabei  ist  nun  zu  beachten,, 
dass  wenigstens  dann,  wenn  wir  den  Wechsel  von  Gewinn  und  Verlust 
unbeachtet  lassen ,  das  Ergebniss  vorheriger  Halftung  und  nachträglicher 
Drittelung  sich  ganz  gleichstellte,  wenn  das  vom  zweiten  Ehegatten  C  ein- 
A  B  C  gcl^i'achte  Gut  der  Hälfte  des  Eheguts  AB  entsprach.  Hatte  B  bei 
Yy"  der  Wiederverheirathung  getheilt,  so  hatten  D  als  Erben  nach  A 
^  ^  ein  V«  -AB  erhalten.  Eben  so  viel  erhielten  sie  aber  bei  nachträg- 
licher Drittelung,  dajB,  wie  C  in  die  Ehe  BC  je  Va  AB  eingebracht  hatten, 
das  zu  drittelnde  Gesammtvermögen  beider  Ehen  also  %  -^  betrug.  Eben 
so  viel  kam  dann  aber  schliesslich  auf  die  Kinder  E  als  einzige  Erben  von 
C,  während  sich  in  das  Drittel  von  B  als  Erben  D  und  E  nach  Köpfen  zu 
theilen  hatten.  Wurde  ohne  Rücksicht  auf  die  Grösse  des  später  nicht  mehr 
in  seinem  ursprünglichen  Bestände  festzustellenden  Vermögens  von  C  ge- 
drittelt, so  war  die  einzige  willkürliche  Voraussetzung  die,  dass  es  dem  von 
B  zugebrachten  V«  AB  gleich  gewesen  sein  dürfte. 

Das  nähert  sich  der  Einkindschaft,  insofern  auch  bei  dieser  nur  unter 
derselben  Voraussetzung  das  Ergebniss  der  Abtheiluug  der  Vorkinder  vor 
der  Wiederverheirathung  und  das  der  nachträglichen  Beerbung  beider 
zweiter  Ehegatf^n  durch  Vorkinder  und  Nachkinder  zu  gleichem  Recht  zu 
demselben  Ergebnisse  führen  konnte;  es  liegt  auf  der  Hand,  dass,  wenn 
das  Vermögen  von  C  kleiner  oder  grösser  war,  wie  Vg  AB^  sich  daraus 
eine  Benachtheiligung  der  Vorkinder  oder  aber  der  Nachkinder  ergeben 
musste.  Aber  es  musste  hier  noch  eine  zweite  Voraussetzung  hinzukommen, 
Über  deren  Zutreffen  sich  bei  der  Wiederverheirathung  überhaupt  noch 
nicht  urtheilen  liess,  nämlich  Gleichheit  der  Zahl  der  Kinder  beider  Ehen» 
War  das  Vermögen  von  C  gleich  Va  AB  und  waren  aus  jeder  Ehe  nur  ein 
Kind,  oder  doch  Kinder  in  gleicher  Zahl  vorhanden,  so  war  das  schliess- 
liche  Ergebniss  ganz  dasselbe,  ob  D  schon  vor  der  Wiederverheirathung 
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770]  Va  AB  erhalten  hatte,  oder  ob  es  später  mit  E  gleichgestellt  B  uad  C 
beerbte.  Auch  in  jenem  Falle  beerbte  es  B  zu  gleichem  Rechte  mit  E,  hatte 
also  schliesslich  %  ^B>  ^ic  diese  ebenso  an  E  kamen,  V«  als  Erben  von 
B,  V2  bIs  ausschliesslichen  Erben  von  C.  Dasselbe  traf  natürlich  zu,  v^enn 
D  und  E  sowohl  B,  als  C,  als  Gleichgestellte  beerbten.  Anders,  wenn  die 
Kinder  beider  Ehen  in  ungleicher  Zahl  waren,  etwaD  einziges  Kind,  "wäh- 
rend  drei  E  vorhanden  waren.  Bei  der  Drittelung,  bei  welcher  die  Ehen 
auseinandergehalten  wurden,  erhielt  auch  dann  D  das  volle  Drittel  Vi  AB 
nach  seinem  Vater,  während  die  drei  E  sich  in  das  auf  C  entfallende  Drittel 
zu  theilen  hatten,  also  nach  ihrem  Vater  nur  je  Ve  ^^  erhielten.  Bei  der 
Einkindschaft  aber  erhielt  dann  D  statt  jener  %  AB  nur  Vg  ^^^  wie  jedes 
der  drei  E.  Waren  aber  weniger  Nachkinder,  als  Vorkinder,  so  musste  sich 
umgekehrt  das  Verhältniss  zu  Ungunsten  der  Nachkinder  verschieben. 

Die  Einkindschaft  lag  also  nur  dann  gegenüber  der  regelmäsigen  Ab- 
theilung bei  der  Wiederverheirathung  im  Interesse  der  Vorkinder,  wenn 
zu  grösserm  oder  doch  mindestens  gleichem  Vermögen  des  zweiten  Ehe- 
gatten noch  hinzukam,  dass  etwa  wegen  der  Altersverhältnisse  der  Eheleute 
vorauszusehen  war,  dass  die  Zahl  der  Nachkinder  die  der  Vorkinder  nicht 
übersteigen  werde.  Waren  diese  noch  unmündig,  so  erklärt  es  sich,  wenn, 
wie  in  der  angeführten  Bestimmung,  durchweg  die  Zustimmung  der  näch- 
sten Freunde  der  todten  Hand  gefordert  wurde.  Hatte  man  aber  einmal  bei 
der  doch  vielfach  auch  gesetzlich  vorgeschriebenen  Drinelung  von  der  Vor- 
aussetzung der  Gleichheit  des  Gutes  beider  Ehen  abgesehen,  so  war  es  doch 
nur  ein  Schritt  weiter,  wenn  man  voraussetzte,  dass  die  Zahl  der  Kinder 
beider  Ehen  durchschnittlich  dieselbe  sein  werde.  Waren  aber  daraufhin 
an  einem  One  die  manche  Bequemlichkeit  bietenden  Einkindschaftsverträge 
einmal  üblich  geworden,  so  werden  die  Freunde  der  todten  Hand  ihre  Zu- 
stimmung nicht  leicht  verweigert  haben,  wenn  nicht  auffallende  Benach- 
theiligung  der  Vorkinder  vorauszusehen  war.  Wurde  dann  in  andern 
Rechten  wohl  ein  Voraus  für  die  Vorkinder  bestimmt,  so  musste  das  ins- 
besondere in  den  Verfangenschaftsrechten  wegen  der  sich  da  durchweg  er- 
gebenden günstigem  Stellung  der  Kinder  erster  Ehe  nahe  liegen.  So  wird 
etwa  in  der  Instructio  über  das  Recht  von  Diest,  Cout.  de  Brabant,  Q.  de 
Louvain  469,  den  Eheleuten  gestattet,  für  alles  in  zweiter  Ehe  unverfangen 
in  ihrer  Hand  befindliche  Gut  een  en  egaele  hinderen  zu  machen ;  aber  das 
Recht  der  Vorkinder  auf  die  ihnen  verfangenen  Liegenschaften  der  ersten 
Ehe  wird  dadurch  nicht  beeinträchtigt.  Hier  ist  irgendwelche  Ungleichheit 
nicht  angedeutet. 

In  einzelnen  sonstigen  Rechten,  vgl.  Stobbe  Privatr.  4,  248,  hat  die 
Einkindschaft  so  durchgegriffen,  dass  sie  gesetzlich  eintrat,  wenn  die  Ab- 
theilung bei  der  Wiederverheirathung  unterblieben  war.  Die  gesetzlichen 
Bestimmungen  scheinen  hier  allerdings  nirgends  über  Drinelung  hinausge- 
gangen zu  sein,  da  auch  zu  St.  Amand  eiü  Veitrag  verlangt  wird,  der  nur 
allgemein  üblich  gewesen  zu  sein  scheint.  Liegt  aber  St.  Amand  unwek 
von  Orchies  und  Douai,  so  wäre  immerhin  zu  erwägen,  ob  die  S  768  be- 
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sprochenea  Angaben  des  Rechts  dieser  Stfidte,  wonach  das  ganze  Gut  dem 
Ueberlebenden  auch  beim  Vorhandensein  von  Kindern  erblich  und  für  im- 
mer gehören  sollte,  daraus  zu  erklären  seien,  dass  auch  dort  die  Einkindschaft 
üblich  geworden  und  schliesslich  gesetzlich  vorgeschrieben  sei,  womit  sich 
dann  das  erwähnte  gewichtige  Bedenken  beseitigen  würde,  dass  andernfalls 
nach  jener  Bestimmung  das  ganze  Gut  einer  ersten  Ehe  unter  Ausschluss 
der  Kinder  derselben  nur  an  die  Kinder  zweiter  Ehe  kommen  konnte. 

Dem  Aasdomsrechte  scheint  die  Einkindschaft,  welche  wohl  überall 
letzten  Entwicklungsstufen  angehört,  fremd  gewesen  zu  sein.  Es  finden  sich 
da  nur  sehr  vereinzelte  und  spate  Belege;  vergl.  Fockema  Andreae  Bijdr. 

2,  170. 

771.  War  bei  den  besprochenen  Arten  nachtraglicher  Auseinander- 
setzung überhaupt  darauf  verzichtet,  den  Bestand  des  Guts  der  einzelnen 
Ehen  noch  au:«einanderzuhalten,  so  finden  sich  auch  walschflandrische  Be- 
stimmungen, welche  andern  Gesichtspunkten  folgen.  Die  Unterscheidung 
des  Aasdomsrechts,  wonach  bei  noch  nicht  Uberjahriger  zweiter  Ehe  die 
Auseinandersetzung  überhaupt  noch  auf  Grundlage  des  Guts  der  ersten  Ehe 
erfolgen  soll,  vgl.  $  728,  finde  ich  hier  nicht  erwähnt.  Ging  man  im  Aas- 
domsrechte davon  aus,  dass  sich  binnen  Jahresfrist  für  das  ganze  Vermögen, 
auch  die  Fahmiss,  die  Herkunft  noch  bestimmen  lasse ,  so  ist  man  hier  in 
einzelnen  Rechten  sichtlich  davon  ausgegangen,  dass  sich  nur  für  Liegen- 
schaften zu  jederzeit  noch  nachweisen  lasst,  aus  welcher  Ehe  sie  herrühren. 
Denn  die  nachtragliche  Auseinandersetzung  erfolgt  wohl  auf  Grundlage  des 
Auseinanderhaltens  der  Liegenschaften  und  Zusammen- 
werfens der  Fahrniss  verschiedener  Ehen.  Knüpfen  sich  dann 
die  Bestimmungen  an  die  dem  Aasdomsrechte  in  dieser  Beziehung  fremde 
Scheidung  von  Liegenschaften  und  Fahmiss,  so  wurde  diese  ja  überhaupt, 
vgL  S  734,  in  diesen  Verhaltnissen  in  Walschflandern  unter  Einfluss  der 
benachbanen  Verfangenschaftsrechte,  wie  ich  denke,  mehr  berücksichtigt; 
wie  denn  nach  S  766  auch  da,  wo  schon  dem  unverheirathet  Ueberlebenden 
gegenüber  das  Recht  der  Kinder  durch  Verfangenschaft  geschützt  werden 
sollte,  diese  sich  auf  Liegenschaften  beschrankte. 

Diese  Grundlage  ergibt  sich  insbesondere  zu  Tournai.  In  der  Cou- 
tume  von  15539  vgL  $  767,  ist  die  Partage,  wenn  auch  nur  Ausweisung, 
bei  der  Wiederverheirathung  vorgeschrieben.  Nach  den  S  777  erwähnten 
altem  Bestimmungen  der  Somme  mrale  i  t.  76  steht  es  im  Ermessen  der 
Kinder,  ob  sie  Auseinandersetzung  verlangen  oder  nicht.  Verlangen  sie  die- 
selbe nicht,  so  bleibt  die  Mutter,  wie  das  nach  dem  Zusammenhange  ebenso 
den  Vater  treffen  würde,  auf  Lebenszeit  in  Besitz  aller  Meubles  und  He'ri- 
tages  und  zwar,  wie  die  weitern  Bestimmung^  ergeben,  ohne  dass  bezüg- 
lich der  Fahrniss  auch  nur,  wie  nach  der  spatem  Coutume,  eine  Auswei- 
sung und  Schätzung  erfolgt.  Wahrend  aber  die  Mutter  bei  geschehener  Aus- 
einandersetzung auch  über  ihre  Hälfte  der  Liegenschaften  hatte  frei  ver- 
fügen können,  hat  sie  dieselben  nun  nur  zur  Zucht  unter  Verfangenschaft. 
Stirbt  sie  dann  ohne  Kinder  zweiter  Ehe,  so  fallen  die  gesammten  Liegen - 
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771]  Schäften  der  ersten  Ehe,  als  zur  einen  Hälfte  vom  verstorbenen  Vater, 
zur  andern  von  der  jetzt  verstorbenen  Mutter  vererbt,  an  die  Kinder  erster 
Ehe,  welche,  ohne  dass  das  ausdrücklich  bemerkt  wäre,  zweifellos  auch  als 
Erben  der  Mutter  die  Hälfte  des  Gewinnlandes  der  zweiten  Ehe  erhalten. 
Aber  für  die  Fahrniss  wird  vom  Unterschiede  der  Ehen  ganz  abgesehen; 
was  von  ihr  vorhanden,  wird  einfach  zwischen  den  Kindern  und  dem  über- 
lebenden zweiten  Ehegatten  gehälftet,  während  jene  bei  Ausweisung,  wie  sie 
die  Coutume  vorschreibt,  den  Werth  der  halben  Fahrniss  der  fortgesetzten 
Gemeinschaft  der  ersten  Ehe  als  Voraus  und  dann  die  Hälfte  des  Erübri- 
genden erhalten  hätten. 

Sind  aber  auch  Kinder  zweiter  Ehe  da,  so  ist  in  folgender  Weise  zu 
theilen:  les  Premiers  enfans  auront  la  tnoiii^defheritagevenudeleurpere, 
pour  la  fourmoriure  venant  de  leurdict  pere,  et  Vauire  partie  ou  moitie  se- 
roit  Partie  fratemellement  autant  ä  Vun  comme  ä  fautre.  Die  Hälfte  der  bis 
dahin  verfangenen  He'ritages  der  ersten  Ehe,  welche  ab  vom  Vater  auf  die 
Vorkinder  vererbt  galt,  erhalten  diese  ab  Voraus ;  in  die  andere,  der  Mutter 
zukommende  Hälfte,  haben  sich  alle  Kinder  der  Mutter  zu  theilen.  Ent- 
sprechend sollen  dann  die  heritages  venans  du  second  mary  apres  la  mort 
getheilt  werden.  Von  den  Liegenschaften  der  zweiten  Ehe,  welche,  wenn 
keine  Abtheilung  erfolgt  war.  nur  Gewinnland  oder  Eingebrachtes  des 
zweiten  Mannes  sein  konnten,  erhielten  die  zweiten  Kinder  die  auf  ihren 
Vater  entfallende  Hälfte  voraus,  während  die  Hälfte ,  welche  der  vorver- 
storbenen Mutter  zugekommen  sein  würde,  unter  ihre  Kinder  beider  Ehen 
zu  theilen  ist.  Heisst  es  dann  nur:  et  de  metibles  a  moitie ,  so  ergibt  sich 
wieder  jedenfalls  bezüglich  der  Fahrniss  Absehen  von  dem  auf  die  eine  oder 
andere  Ehe  entfaUenden  Betrage ;  es  wird  das  dahin  zu  verstehen  sein,  dass 
alle  beim  Tode  des  Letztlebenden  der  zweiten  Ehe  vorhandene  Fahrniss 
nach  Hälften  an  die  Kinder  beider  Ehen  kommt. 

Für  diese  Nichtbeachtung  der  auf  die  einzelnen  Ehen  entfallenden  Be- 
träge bezüglich  der  Fahrniss  gibt  auch  einen  Beleg  das  sich  in  diesen  Ver- 
hältnissen vielfach  dem  wälschflandrischen  näher  anschliessende  Recht  der 
Landschaft  Lalloeu,  vgl.  S  739.  Da  hier  keine  volle  Gütergemeinschaft 
anerkannt  ist,  so  werden  auch  die  Liegenschaften  ohne  Rücksicht  auf  die 
Ehen  auf  sämmdiche  Kinder  jedes  Elterntheib  vererbt.  Hatte  der  Ueber- 
lebende  lebende  Kinder  aus  zwei  Ehen,  so  konnnten  die  ersten  Kinder  von 
ihm  keinen  Antheil  an  der  Fahrniss  der  ersten  Ehe  verlangen,  da  diese  in 
Folge  des  Ravestissement  de  sang  Eigen  des  Ueberlebenden  geworden  war. 
War  aber  beim  Leben  von  unabgetheilten  Vorkindern  für  die  zweite  Ehe 
jedes  Ravestissement  ausgeschlossen,  so  hätten  die  zweiten  Kinder  wegen 
des  Antheils  ihres  verstorbenen  Elterntheils  an  der  Gemeinschaft  Anspruch 
auf  die  halbe  Fahrniss  dieser  gehabt.  Verlangen  nun  diese:  leur  partage 
des  metibles  et  catheux  pour  la  formoture  de  Uur  pere  ou  mere  Premier  ter-- 
mine,  so  wird  nach  S  1 1,  Cout.  gen.  1,  372,  die  gesammte  im  Besitze  des 
Ueberlebenden  befindliche  Fahrniss  als  einheitliche  Masse  behandelt :  en  ce 
cas  pour  faire  ledit  partage  Von  doit  faire  desdits  metibles  et  cathetix  hrs 
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iroHV€!{  autant  de  mons  etparfons  cCdgale  valeur,  quily  a  d'enfani  de  di^ 
vers  licts;  pour  chacun  lief  un  mont;  et  aussi  un  pareil  mont  paur  ledit 
survivant  Lebte  aber  der  Ueberlebeade  in  dritter  Ehe,  ohne  dass  bei  der 
WiederverheirathuDg  die  Vorkinder  abgefunden  waren,  so  erstreckte  sich 
entsprechende  Theilung  auf  die  gesammte  in  dritter  Ehe  vorhandene  Fahr- 
niss:  es  wurde  dann  nur  ein  weiterer  Mont  für  den  dritten  Ehegatten  und 
ebenso  ein  solcher  für  etwaige  Vorkinder  desselben  gemacht;  das  führt  wie- 
der auf  die  S  770  besprochene  Drittelung,  die  sich  dann  hier  freilich  auf  die 
Fahmiss  beschränkt 

Sind  die  Belege  nur  vereinzelte,  so  ergeben  sie  wohl  genügend,  dass 
ebenso,  wie  im  Aasdomsrechte,  auch  im  wälschflandrischen  sich  später  kein 
einheitlicher  Brauch  bezüglich  der  Behandlung  der  Ansprüche  der  Vorkin- 
der festgestellt  hat,  wenn  diese  bei  der  Wiederverheirathung  unterblieben 
war.  Lässt  sich  das  nicht  erweisen,  so  dürfte  wenigstens  nichts  der  S  728 
erörterten  Annahme  im  Wege  stehen,  dass  den  Ausgang  auch  hier  die  Drit- 
telung bildete,  wie  sie  jß  bei  fongesetzter  beschränkter  Gemeinschaft  auch 
in  andern  Rechten  üblich  war;  dass  die  Nichtauseinanderhaltung  des  Gutes 
der  verschiedenen  Ehen  bei  derselben  dann  da  um  so  mehr  als  unbillig  em- 
pfunden wurde,  wo  die  Gemeinschaft  sich  auch  auf  die  ererbten  Liegen- 
schaften ausdehnte ;  was  dann  in  einzelnen  Rechten  dazu  geführt  haben 
wird,  die  Abhilfe  in  dem  Auseinanderhalten  von  Fahmiss  und  Liegenschaft 
zu  suchen,  welches  dem  Aasdomsrechte  fremd  war,  hier  aber  durch  die 
scharfe  Scheidung  beider  in  den  benachbanen  Verfangenschaftsrechten  näher 
gelegt  war. 

778.  Fassen  wir  nun  das  Ergebniss  bezüglich  der  Behand- 
lung des  überlebenden  Ehegatten  zusammen,  so  wird  es  sowohl 
in  Wälschflandern,  als  in  den  bezüglichen  Theilen  von  Artois  und  Henne- 
gau mit  dem  Ravestissement  de  sang  in  Verbindung  gebracht ,  dass  auch 
beim  Ueberleben  von  Kindern  das  ganze  Gut  zunächst  im  Besiue  des  Ueber- 
lebenden  verbleibt.  Damit  aber  hön  auch  die  Uebereinstimmung  auf.  In 
den  Nachbargebieten  hat  der  Ueberlebende  zwar  im  Anschluss  an  die 
Verfangenschafbrechte  die  Fahmiss  zu  Eigen,  aber  das  gesammte  liegende 
Ehegut  nur  zu  blosser  Zucht  unter  Verfangenschaft  für  die  Kinder  der  Ehe; 
womit  dann  die  volle  Zucht  eine  lebenslängliche,  auch  in  folgenden  Ehen 
ohne  weitere  Auseinandersetzung  fondauemde  sein  konnte.  Durchaus  an- 
ders erscheinen  diese  Verhältnisse  in  Wälschflandern  geordnet.  Sie 
mussten  hier  anders  geordnet  sein,  weil  in  der  Beerbung  nicht  der  Ehe, 
sondern  jedes  Elterntheils  durch  seine  Kinder  in  Verbindung  mit  der  Lie- 
genschaften und  Fahrniss  umfassenden  vollen  Gemeinschaft  eine  durchaus 
andere  Grundlage  geboten  war.  Sehen  wir  uns  in  andem  Verhälmissen 
wohl  auf  ein  Uebergreifen  des  Rechts  der  Nachbargebiete  auf  das  wälsch- 
flandrische  und  umgekehn  hingewiesen,  so  war  das  hier  durch  die  gänzlich 
verschiedene Gmndlage  ausgeschlossen;  Wälschflandern  bildet  hier  im  all- 
gemeinen ein  geschlossenes,  sich  nach  Artois,  wie  nach  Hennegau  hin  be- 
stimmt abgränzendes  Rechtsgebiet 
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772]  Es  bedarf  nun  nach  den  frUhern  Hinweisen  keiner  weitem  Bemerkung, 
wie  sich  gerade  hier  in  Wälschflandern  die  vollste U ehe reinstim mang 
mitdemAasdomsrecht  ergibt.  Manches,  was  wir  im  Aasdomsrechte 
nur  durch  minelbare  Beweisführung  festzusteUen  suchten,  wie  etwa  das 
Fehlen  jedes  Anspruchs  der  Kinder  auf  Auseinandersetzung  ausser  im  Falle 
der  Wiederverheirathung,  vgl.  $724,  findet  sich  hier  aufs  ausdrücklichste 
ausgesprochen.  Sind  in  beiden  Gebieten  die  Einzelrechte  wohl  in  verschie- 
dener Richtung  weiterentwickelt,  so  ergibt  das  doch  keinerlei  Gegensatz 
der  Gruppen  selbst ;  nirgends  stossen  wir  auf  Schwierigkeiten,  darin  nach- 
trägliche, in  den  Einzelrechten  aus  Gesichtspunkten  der  Billigkeit  erfolgte 
Aenderungen  der  gemeinsamen  Grundlage  zu  sehen. 

Lege  ich  auf  die  sich  hier  ergebende  Uebereinstimmung  besonderes 
Gewicht,  so  lässt  sich  gegen  die  Annahme,  dass  dieselbe  eine  verwandt- 
schaftliche sei,  in  keiner  Weise  geltend  machen,  dass  solche  Uebereinstim- 
mung, sobald  in  zwei  Rechten  einmal  Beerbung  jedes  Elterntheils  und  volle 
Gemeinschaft  feststanden,  sich  noihwendig  so  ergeben  muss.  Denn  von  der- 
selben Grundlage  aus  hat  sich  das  Verhältniss  in  andern  Rechten  wesent- 
lich anders  geordnet  Was  auf  die  gemeinsamen  Kinder  vom  Verstorbenen 
vererbt  war,  war  die  Hälfte  des  beim  Bruche  der  Ehe  vorhandenen  Guts, 
deren  ungeschmälerte  Herausgabe  sie  sofort  oder,  wenn  das  Gut  etwa  in 
vormundschaftlicher  Verwaltung  des  Ueberlebenden  blieb,  doch  später  jeder- 
zeit verlangen  konnten.  Legten  wir  dann  besonderes  Gewicht  auf  die  fon- 
gesetzte  Gemeinschaft,  so  wird  auch  diese  in  anderen  entsprechenden 
Rechten  zweifellos  zulässig  gewesen  sein ;  aber  doch  nur  so,  dass  die  Kin- 
der, wenn  sie  später  die  Gemeinschaft  aufgeben  wollten,  jederzeit  Abthei- 
lung verlangen  konnten. 

Die  überaus  auffallende ,  dem  wälschfiandrischen  und  dem  Aasdoms- 
rechte gemeinsame  Eigenthümlichkeit  lag  dann  aber  darin ,  dass  sich  hier 
ein  Rechtsanspruch  des  unverheirathet  bleibenden  Ueberlebenden  auf  solche 
fortgesetzte  Gemeinschaft  festgestellt  hat,  so  dass  die  Kinder,  selbst  wenn 
sie  grossjährig  geworden  waren  oder  sich  verheiratheten,  vonihmnieThei- 
lung  verlangen  konnten ;  und  zwar  so,  dass  ihre  Interessen  durch  irgend- 
welche Verfangenschaft  in  keiner  Weise  geschützt  waren,  derUeberlebende 
ganz  nach  Belieben  mit  dem  Gute  schalten  konnte.  Hat  sich  das ,  wie  ich 
S  725  vermuthete,  daraus  entwickelt,  dass  zunächst  die  Sitte  es  missbilligte, 
wenn  Kinder  von  den  Eltern  Theilung  verlangten,  so  müsste  sich  daraus 
schon  vor  der  Verzweigung  beider  Rechte  ein  bestimmter  Rechtsanspruch 
des  Ueberlebenden  entwickelt  haben.  Erscheint  dieser  dann  in  Rechten 
beider  Gruppen  mehrfach  abgeschwächt,  so  ist  wohl  nicht  zu  bezweifeln, 
dass  es  sich  dabei  um  nachträgliche  Aenderungen  aus  Billigkeitsrücksichten 
handelte,  da  dieselben  sich  in  verschiedenster  Richtung  bewegen,  während 
lediglich  die  überall  anerkannte  Verpflichtung  des  Ueberlebenden  zur  Aus- 
einandersetzung bei  Wiederverheirathung  auf  die  gemeinsame  Grundlage 
zurückgehen  muss. 
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Werden  nun  in  Wälschflandern  auch  diese  Rechte  des  Ueberlebcnden 
beibeerbterEheals  Wirkungen  des  Ravestissement  de  sang  geüasst,  so 
ist  das  ja  insofern  richtig,  als  die  Ehe  überhaupt  eine  fruchtbare  sein  musste, 
wenn  sie  beim  Bruche  eine  beerbte  sein  sollte.  Aber  es  ergibt  sich  leicht 
Fehlen  jedes  Zusammenhanges  mit  der  blossen  Fruchtbar- 
keitderEhe.  Sind  besondere  Wirkungen  dieser  dem  Aasdomsrechte  ganz 
fremd,  so  sind  wir  auf  solche  auch  hier  in  keiner  Weise  hingewiesen.  Hier, 
wie  don,  handelt  es  sich  um  fongesetzte  Gemeinschaft,  welche  natürlich 
das  Vorhandensein  von  Kindern  voraussetzt,  für  die  es  nicht  genügt,  wenn 
Kinder  geboren,  aber  vor  dem  Bruch  der  Ehe  wieder  verstorben  waren. 

Dagegen  könnte  es  nun  nahe  liegen,  es  als  Wirkung  der  blossen 
Fruchtbarkeit  zu  fassen ,  wenn  sich  in  Wälschflandern  bei  beerbter  Ehe 
Eigenthum  des  Ueberlebenden  am  ganzen  Gute  nach  dem 
Tode  überlebenderKinder  ergibt.  Denn  einerseits  fanden  wir  S758fL 
in  Artois  und  dem  grössten  Theile  von  Wälschflandern  dieses  Recht  des 
Ueberlebenden  auch  bei  unbeerbter,  aber  fruchtbarer  Ehe,  wo  es  also  nur 
Wirkung  der  Fruchtbarkeit  sein  kann.  Und  andererseits  fanden  wir  S  763, 
dass  im  Hennegau  die  blosse  ßeerbtheit  der  Ehe  solche  Wirkung  nicht  hat, 
der  Ueberlebende  alles  Recht  am  Gute  verlien,  wenn  die  Kinder  vor  ihm 
sterben.  Demnach  liegt  keinerlei  Nöthigung  vor,  das  in  Wälschflandern  ge- 
rade mit  der  Fruchtbarkeit  in  Verbindung  zu  bringen.  Es  erklärt  sich  auch 
davon  abgesehen  daraus,  dass  nach  §  740  in  Wälschflandern  entsprechend 
dem  Aasdomsrechte  Vorfahrenrecht  gilt,  die  vor  dem  Ueberlebenden  ster- 
benden Kinder  also  von  diesem  beerbt  werden.  Und  dass  die  Erklärung 
darin,  und  nicht  in  der  Fruchtbarkeit  an  und  für  sich  zu  suchen  ist,  ergibt 
insbesondere  bestimmt  das  Recht  von  Tournai,  nach  welchem  bei  nur 
fruchtbarer,  aber  unbeerbter  Ehe  alle  Ansprüche  des  Ueberlebenden  fehlen, 
und  ebenso  die  übrigen,  S  764  besprochenen  Rechte,  in  welchen  die  blosse 
Fruchtbarkeit  nur  Zucht  begründet,  wo  es  also  nur  auf  sein  Erbrecht  zurück- 
gehen kann,  wenn  ihm  abweichend  vom  Rechte  des  Hennegau  bei  beerbter 
Ehe  nach  dem  Tode  der  Kinder  das  Gut  als  Eigenthum  verbleibt. 

773.  In  allen  besprochenen  Verhältnissen  ergibt  sich  demnach  als 
einzige  beachtenswerthe  Abweichung  vom  Aasdomsrechte,  dass 
in  einem  grossen  Theile  von  Wälschflandern  auch  bei  unbeerbter,  aber  be- 
kindet  gewesener  Ehe  das  ganze  Gut  dem  Ueberlebenden  zu  Eigen,  zu- 
weilen nur  zu  Zucht  verbleibt,  dass  sich  also  Begründung  derRechte 
des  Ueberlebenden  durch  die  blosse  Fruchtbarkeit  der  Ehe 
ergibt.  Wir  glaubten  das  §  758  auf  das  Recht  von  Artois  zurückführen  zu 
sollen,  wo  es  der  sonstigen  Gestaltung  des  Rechts  sich  näher  anschliesst. 
Bei  andern  Verhältnissen  war  da  eine  Ausgleichung  ausgeschlossen,  so  lange 
an  der  Beerbung  der  Ehe  don,  an  der  Beerbung  jedes  Elterntbeils  hier  fest- 
gehalten wurde.  Konnte  man  in  Anois  ohne  Benachtheiligung  der  Vorkin- 
der das  ganze  Gut  dem  Ueberlebenden  zu  lebenslänglicher  Zucht  belassen, 
so  war  in  Wälschflandern  eine  Verpflichtung  des  Ueberlebenden  zur  Aus- 
einandersetzung bei  der  Wiederverheirathung  unerlässlich.  Beliess  man  aber, 
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778]  wie  in  Artois,  auch  in  Wälschflandern  bei  fruchtbarer,  aber  unbeerbter 
einziger  Ehe  das  Gut  der  Ehe  dem  Ueberlebenden,  so  wurde  das  Recht  von 
Kindern  dadurch  in  keiner  Weise  beeinträchtigt. 

Nun  iiesse  sich  immerhin  gehend  machen ,  dass  solche  Wirkung  der 
nur  fruchtbaren  Ehe  eine  so  starke  Abweichung  vom  Aasdomsrechte  be- 
gründe, dass  sie  trotz  aller  sonstigen  Uebereinstimmung  den  ja  an  und  für 
sich  so  wenig  wahrscheinlichen  Zusammenhang  des  wälschflandrischen 
Rechts  mit  dem  Aasdomsrechte  in  Frage  stellen  müsse.  Dann  aber  wftre 
doch  zu  beachten,  dass  jene  Wirkung  sich  nicht  in  ganz  Wälschflandern 
zeigt,  dass  das  Recht  von  Toumai,  aber  auch  wohl  das  anderer  Orte,  vgl. 
$  764,  auch  in  dieser  Richtung  durchaus  mit  dem  Aasdomsrechte  überein- 
stimmt. Ist  dieser  Zusammenhang  in  manchen  Beziehungen  ein  überaus 
auffallender,  so  ist  die  Aufgabe,  ihn  zu  erklären,  keine  leichtere,  ob  es  sich 
nun  um  ganz  Wälschflandern,  oder  nur  um  Toumai  handelt.  Ist  hier  in 
diesen  Verhälmissen  die  Uebereinstimmung  eine  vollständige,  in  andern 
wälschflandrischen  Rechten  nur  eine  überwiegende,  so  ist  doch  gewiss  an- 
zunehmen, dass  auch  für  diese  engster  ursprünglicher  Zusammenhang 
mit  dem  Aasdomsrechte  und  für  das  Abweichende  nachträgliche  Beeinflus- 
sung durch  Nachbarrechte  anzunehmen  sein  wird. 

In  dieser  Richtung  wird  aber  noch  ein  Anderes  zu  erwägen  sein,  was 
mir  die  Annahme  gegenseitiger  Beeinflussung  der  Rechte  von 
Artoisund  Wälschflandern  bezüglich  der  Blutsauflassung 
durchaus  nahe  zu  legen  scheint,  so  dass  zwar  die  dem  Aasdomsrechte  frem- 
den Wirkungen  derselben  auf  das  Recht  von  Artois  und  damit  auf  dieVer- 
fangenschaftsrechte  zurückreichen  würden,  während  es  auf  das  wälschflan- 
drische und  damit  mittelbar  auf  das  Aasdomsrecht  zurückzuführen  wäre, 
dass  überhaupt  solche  Wirkungen  in  Artois  erst  an  die  Fruchtbarkeit  der 
Ehe  angeknüpft  wurden. 

Das  Recht  von  Artois  unterscheidet  sich  überwiegend  von  der  Masse 
der  Verfangenschaftsrechte  wesendich  nur  dadurch,  dass  Eigen  oder  Zucht 
des  Ueberlebenden  nicht  schon  durch  die  Ehe  selbst ,  sondern  erst  durch 
Wechselauflassung  oder  Blutsauflassung  begründet  wurden.  Ich  wies  aber, 
insbesondere  auf  das  Vorkommen  der  Begründung  durch  Ehe  in  manchen 
Einzelrechten  gestützt,  S  752  auf  die  Wahrscheinlichkeit  hin,  dass  jene  Ab- 
weichung hier  erst  nachträglich  eingegriffen  habe.  Begründete  ich  nun  be- 
reits §  754  die  Annahme,  dass  die  Wechselauflassung  von  Wälschflandern 
her  Eingang  gefunden  habe,  so  ist  es  doch  gewiss  von  vornherein  wahr- 
scheinlich, dass  die  nachträgliche  Aufnahme  der  beiden  in  so  engem  Zu- 
sammenhange stehenden  Instimte  gemeinsam  erfolgt  sein  dürfte. 

Nun  haben  beide  den  von  den  Verfangenschaftsrechten  abweichenden 
Satz  zur  Grundlage,  dass  durch  die  Ehe  selbst  noch  keinerlei  Rechte  des 
Ueberlebenden  am  Gute  des  Verstorbenen  begründet  werden.  Findet  sich 
das  ebenso  in  manchen  deutschflandrischen  Rechten,  so  ist  zweifellos  nicht 
an  Aufnahme  aus  diesen  zu  denken.  Denn  einmal  zeigt  sich  da  darüber 
hinaus  nicht  die  geringste  Uebereinstimmung.  Insbesondere  aber  wird  zu 
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beachten  sein,  dass  gerade  den  nflchstgelegenen  deutschflandrischen  Rechten 
und  im  Zusammenhange  mit  ihnen  manchen  Rechten  im  westlichen  Anois 
jener  Satz  fremd  ist,  indem  da  zwar  nur  Rechte  am  halben  Gute  des  Ver- 
storbenen, diese  aber  durch  die  Ehe  selbst  begründet  sind.  Hat  jener  Satz 
aus  einem  Nachbarrechte  Eingang  gewonnen,  so  kann  das  nur  das  wfllsch- 
flandrische,  mit  dem  Aasdomsrechte  übereinstimmende  sein.  Beseitigte  sich 
aber  diesem  entsprechend  die  Begründung  von  Rechten  des  Ueberlebenden 
schon  durch  die  Ehe  selbst,  so  war  wieder  von  allen  Nachbarrechten  das 
wtflschflandrische  das  einzige,  auf  das  die  Bestimmung  zurückgehen  konnte, 
dass  bei  Kinderlosen  entsprechende  Rechte  durch  Wechselauflassung  be- 
gründet werden  konnten,  wie  das  ebenso  im  Aasdomsrechte  der  Fall  war. 

Es  liegt  also  doch  die  Frage  nahe,  ob  nicht  ebenso  Zurückgehen 
der  Blutsauflassung  auf  das  Aasdomsrecht  anzunehmen  sei,  ob 
es  nicht  gleichfalls  auf  dieses  zurückgehen  kann,  wenn  auch  die  Gebun 
eines  Kindes  dieselben  Wirkungen  haben  sollte.  Und  das  scheint  mir  nicht 
wohl  in  Abrede  gestellt  werden  zu  können,  wenn  auch  im  Aasdomsrechte 
die  Gebun  eines  Kindes  in  dieser  Richtung  nie  ausdrücklich  betont  wird. 
Auch  ohne  Wechselauflassung  eröffnete  im  Aasdomsrechte  die  Gebun  eines 
Kindes  jedem  der  Eheganen  die  Aussicht,  dass  er  als  Ueberlebender  im  Be- 
sitze des  Gutes  des  Verstorbenen  bleiben  werde,  weil  er,  wenn  das  Kind 
den  Bruch  der  Ehe  überlebte,  auch  ohne  Wechselauflassung  ein  Recht  auf 
fortgesetzte  Gemeinschaft  ohne  Verfangenschaft  hatte  und  damit  freie  Ver- 
fügung über  das  gesammte  Ehegut  behielt.  Dass  zunächst  nur  diese  Gestal- 
tung in  Walschflandern  Eingang  fand,  ergibt  das  Recht  von  Tournai ,  in 
dem  sie  sich  ungeändert  erhalten.  Im  grössten  Theile  von  Wälschflandem 
hätte  sie  sich  dann  nur  dahin  weiter  entwickelt,  dass  dieselben  Rechte  dem 
Ueberlebenden  auch  dann  verblieben ,  wenn  die  Kinder  vor  dem  Bruche 
der  Ehe  wieder  verstorben  waren.  Nur  das  würde  dann  auf  den  Einfluss 
des  Verfangenschaftsrechts  zurückzuführen  sein,  wie  es  in  Artois  und  ur- 
sprünglich wolil  auch  in  Wfllschflandern  selbst  üblich  war,  in  welchem  die 
durch  die  Ehe  begründeten  Rechte  des  Ueberlebenden  lebenslängliche,  nicht 
durch  das  Vorhandensein  von  Kindern  begründete  waren. 

Gerade  aber  in  dieser  Beziehung  lag  eine  Ausgleichung  zwischen  Aas- 
domsrecht und  Verfangenschaftsrecht  überaus  nahe.  Ganz  dieselbe  Stellung 
des  Ueberlebenden  ergab  sich  auch  im  Aasdomsrechte,  wenn  zwar  die  Kin- 
der beim  Bruche  der  Ehe  wieder  verstorben  waren,  aber  Rechte  des  Ueber- 
lebenden unabhängig  davon  durch  Wechselauflassung  begründet  waren. 
War  die  Wechselauflassung,  wie  das  zweifellos  überaus  häufig  der  Fall  war, 
ergänzend  hinzugekommen,  so  ergab  sich  nach  dem  S  725  Ausgefühnen, 
wenigstens  thatsächlich  ganz  derselbe  Zustand,  wie  im  Süden.  Auf  den  Ein- 
fluss der  Verfangenschafrsrechte  würde  dann  lediglich  die  Auffassung  zu- 
rückgehen, dass,  wenn  überhaupt  ein  Kind  geboren  war,  es  auch  beim  Vor- 
versterben desselben  keiner  Wechselauflassung  zur  Begründung  der  An- 
sprüche des  Ueberlebenden  bedürfe.  Und  wenn  man  sich  dieser  Auffassung 
anschloss,  so  mag,  ohne  dass  ich  grösseres  Gewicht  darauflegen  möchte, 
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778]  auch  das  darauf  eingewirkt  haben,  dass  es  nach  dem  S  762  Bemerkten 
nicht  unwahrscheinlich  ist,  dass  ein  kleinerer  Theil  der  Bevölkerung  Wslsch- 
flandems  aus  derDrenthe  stammte,  in  deren  Recht  jene  Wirkung  der  Bluts- 
auflassung ohnehin  anerkannt  war. 

Wir  wiesen  §7^5  beim  Beginne  unserer  Erörterungen  über  die  Bluts- 
auflassung darauf  hin,  wie  der  Umstand,  dass  diese  im  engern  Sinne  dem 
Aasdomsrechte  fremd  ist,  einen  sehr  wesentlichen  Unterschied  desselben 
vom  wälschflandrischen  Recht  zu  ergeben  scheine.  Nach  genauerer  Erwä- 
gung aber  dürfte  sich  herausgestellt  haben,  dass  es  gerade  auch  auf  den 
Einfluss  eines  dem  Aasdomsrechte  entsprechenden  Rechts  zurückzuführen 
ist,  wenn  sich  die  meisten  Rechte  des  östlichen  Artois  von  andern  Verfan- 
genschaftsrechten  dadurch  unterscheiden,  dass  sie  Rechte  des  Ueberleben- 
den  nicht  schon  auf  Grundlage  der  Ehe,  sondern  erst  der  Wechselauflas- 
sung oder  Blutsauflassung  anerkennen;  und  in  so  weit  lässt  sich  sagen,  dass 
hier  auch  die  Forderung  der  Blutsauflassung  sich  ungezwungen  auf  das 
Aasdomsrecht  zurückfuhren  Idsst.  Umgekehn  würde  auf  den  Einflnss  der 
Verfangenschaftsrechte  zurückgehen ,  wenn  sich  die  Auflassung  feststeUte, 
dass  schon  bei  fruchtbarer,  aber  unbeerbter  Ehe  das  Gut  dem  Ueberleben- 
den  zu  Zucht  oder  Eigen  verblieb  auch  ohne  Hinzukommen  einer  Wechsel- 
auflassung, wie  eine  solche  dann  im  Aasdomsrechte  erforderlich  war. 

Unterscheidet  sich  hier  ein  umfassenderes  Gebiet,  dessen  Mitte  Wälsch- 
flandern  bildet,  von  allen  Nachbarrechten  durch  die  beiden  Arten  des  Ra- 
vestissement,  so  weiss  ich  das  nur  darauf  zurückzuführen,  dass  ein  dem 
Aasdomsrechte  entsprechendes  Recht  in  Wälschflandern  geltend  wurde, 
von  hier  aus  Einfluss  auf  die  benachbarten  Verfangenschaftsrechte  gewann, 
umgekehn  aber  auch  von  ihnen  beeinflusst  wurde.  Für  den  Fall  der  frucht- 
baren, aber  unbeerbten  Ehe,  bei  welchem  Rechte  der  Kinder  nicht  in  Frage 
kamen,  konnte  sich  damit  für  die  Rechte  von  Artois  und  Wälschflandern 
im  weiten  Umfange  vollständige  Ausgleichung  ergeben.  Nicht  aber  auch 
für  den  Fall  der  beerbten  Ehe,  weil  da  die  Rechte  der  Kinder  auf  ganz  ver- 
schiedener Grundlage  beruhten,  ihre  Ansprüche  sich  dort  an  das  Ehegut, 
hier  an  das  Gut  des  vorverstorbenen  Elterntheils  anknüpften. 

774,  Eine  ähnliche  Sonderstellung,  wie  bezüglich  der  Rechte  des  Ueber- 
lebenden,  nimmt  das  Recht  von  Tournai  ein  bezüglich  der  in  den  wälsch- 
flandrischen Rechten  durchweg  ausgesprochenen  unbeschränkten  Ver- 
fügung des  Mannes  über  das  ganze  Ehegut,  insbesondere  auch 
über  das  von  der  Frau  herrührende  oder  ihr  zukommende,  ohne  dass  er 
dabei  irgendwie  an  ihre  Zustimmung  gebunden  ist  oder  sie  auch  nur  darum 
wissen  muss.  Diese  Befugniss  des  Mannes  ist  nach  der  Coutume  von  Tournai 
15  §  5  durch  das  Vorhandensein  von  Kindern  bedingt,  ist  also  Wirkung 
der  Beerbtheit  der  Ehe,  insofern  wir  nach  S  757  die  Ehe  auch  schon 
vor  ihrer  Lösung  als  beerbte  zu  bezeichnen  haben,  so  lange  Kinder  der- 
selben am  Leben  sind.  Es  heisst  zu  Tournai:  Que  l* komme  dnrant  son 
mariage,  ayant  enfaniy  est  et  demeure  seignenr  et  maisire  de  tous  bietts  meu- 
Mes  et  heritages  non  feodaux  situe^  en  ladiie  ville  et  ou  ponvoir  ei  bahlieue 
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d'  icelUy  soieni  pairimoniatix  ou  acquis^  possede^  en  commtin  par  luy  et  sa 
fenime,  et  öf  iccux  sans  le  gre  et  consetitement  d*  icelle  peui  faire,  nser  et 
disposcr  ä  sonplaisir  et  volonte  ;  ausgenommen,  wenn  im  Ehe  vertrage  aus- 
drücklich anders  bestimmt  war. 

Steht  die  Bestimmung,  insofern  sie  an  das  Vorhandensein  von  Kin- 
dern anknüpft,  in  Wälschflandern  vereinzelt,  so  handelt  es  sich  doch  nicht 
um  vereinzelte  örtliche  Entwicklung.  Denn  wie  wir  für  die  Bestimmung 
des  Rechts  von  Tournai,  welches  das  Verbleiben  des  Guts  beim  Ueberle- 
benden  von  der  Beerbtheit  abhängig  macht,  %  764,  Anschluss  im  Henne- 
gau fanden,  so  auch  hier.  Im  allgemeinen  wird  im  Hennegau  so  ausge- 
dehnte Gewalt  des  Mannes  allerdings  nicht  erwähnt;  umgekehrt,  so  in  der 
Coutume  von  Valenciennes  von  1540  S  61,  wohl  bestimmt,  dass  der  Mann 
auch  seine  eigenen  Liegenschaften  nicht  ohne  Zustimmung  der  Frau  ver- 
kaufen soll.  Dagegen  heisst  es  nun  in  der  Coutume  von  Binche  §  83 :  Le 
mary  consiaut  le  mar  tage  pent  vendre ,  desheriter  ou  aliener  le  bien  de  sa 
femme  en  cas  quil  en  ait  enfans,  et  non  autrement;  es  sei  denn,  dass  die 
Frau  ihre  gerichtlich  festzustellende  Zustimmung  gibt.  Das  aber  wird  früher 
im  Hennegau  weiter  verbreitet  gewesen  sein.  Bestimmter  ergibt  es  die  Cou- 
tume von  Lessines  von  1662  t.  7  S  4,  wonach  der  Mann  rf'ör^^^atJ^?«/  kein 
Gut  der  Frau  ohne  deren  Zustimmung  verkaufen  soll:  non  plus  au  cas 
ifenfani,  que  sans  enfans  de  lenr  conjonction.  Und  Beachtung  der  Bestim- 
mung, die  also  früher  oder  in  der  Nachbarschaft  in  Gebrauch  gewesen  sein 
muss,  ergibt  auch  die  Coutume  von  Cambrai  7  S  23 ,  wonach  weder  der 
Mann,  noch  die  Frau  Vun  sans  Vautre  etwas  von  den  beiderseitigen  Liegen- 
schaften veräussern  dürfen :  soit  quils  aient  enfans  ou  non.  Ist  da  durch- 
weg nur  vom  Haben,  nicht  auch  vom  Gehabthaben  von  Kindern  die  Rede, 
so  ist  nicht  zu  zweifeln,  dass  jene  Gewalt  des  Mannes,  wie  sie  mit  der  Be- 
kindung  der  Ehe  begann  und  insofern  allerdings  an  die  Blutsauflassung 
anknüpft,  mit  dem  Sterben  der  Kinder  vor  Lösung  der  Ehe  auch  wieder 
erlischt,  zumal  wir  das  S  763  wenigstens  in  dem  entsprechenden  Falle  wohl 
ausdrücklich  ausgesprochen  fanden. 

Nun  finden  sich  allerdings  auch  in  andern  Rechtskreisen  wohl  ver- 
einzelte Belege,  dass  die  ausgedehntere  Befugniss  des  Mannes  das  Vorhan- 
densein gemeinsamer  Kinder  voraussetzt;  vgl.  Brunner  in  Zeitschr.  f.  R.G. 
29,  72.  74.  83.  90.  Ohne  aber  genauer  darauf  einzugehen,  ergibt  sich 
durchweg,  dass  es  sich  da  um  Rechte  handelt,  bei  welchen  übrigens  nichts 
auf  nähern  Zusammenhang  mit  dem  wälschflandrischen  hinweist.  Insbe- 
sondere aber  ergibt  sich  in  manchen  der  andern  Rechte  insofern  eine  we- 
sentlich andere  Gestaltung,  als  da  die  ausgedehntere  Befugniss  des  Mannes 
sichtlich  zunächst  Wirkung  der  ehelichen  Gütergemeinschaft  ist,  da  auch 
diese,  wie  jene,  erst  mit  der  Geburt  eines  Kindes  beginnt,  mit  dem  Tode 
der  Kinder  wieder  erlischt.  Das  ist  dem  wälschflandrischen  Rechtskreise 
fremd.  Tritt  nach  S  762  vereinzelt  die  Gemeinschaft  erst  mit  der  Bekindung 
ein,  so  ist  sie  doch  auch  da  weiterhin  nicht  vom  Vorhandensein  von  Kin- 
dern abhängig.  Allgemein  wird  aber  in  Wälschflandern  die  volle  Gemein- 
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774]  Schaft  durch  die  Ehe  selbst  begründet,  ist  von  der  Fruchtbarkeit  oder 
Beerbtheit  derselben  ganz  unabhängig.  Und  gerade  auch  für  Tournai  fan- 
den wir  das  S  743  aufs  bestimmteste  bezeugt. 

Um  so  beachtenswerther  ist  es,  wenn  wir  derselben  Gestaltung,  wie 
zu  Tournai,  S  7 1 1  auch  im  Gebiete  des  Aasdomsrechts  begegneten.  Aller- 
dings nur  vereinzelt.  Aber  sie  wird  don  früher  breiteren  Raum  eingenommen 
haben,  da  es  sich,  wie  wir  dafür  ja  auch  hier  Belege  fanden,  leicht  erklän, 
wenn  die  weitere  Rechtsentwicklung  so  weitgehende  Befugnisse  des  Mannes 
abzuschwächen  suchte.  Ist  nun  die  Bestimmung  eine  an  und  für  sich  selten 
vorkommende,  so  ist  gewiss  an  Zusammenhang  nicht  zu  zweifeln ,  wenn 
es  sich  um  zwei  Rechte  handelt,  bei  denen  wir  uns  auch  sonst  überall  auf 
solche  hingewiesen  sahen.  Und  dafür  spricht  insbesondere  auch  der  Um- 
stand, dass  in  Wälschflandern  gerade  Tournai  die  Stadt  ist,  deren  Recht 
sich,  wie  schon  die  bisherigen  Erörterungen  ergaben,  in  diesen  Verhältnissen 
am  engsten  dem  Aasdomsrechte  anschlies^t,  so  dass  hier  auch  für  jene  Be- 
stimmung der  Zusammenhang  mit  dem  Aasdomsrechte  am  wenigsten  zu 
bezweifeln  sein  wird.  Dann  aber  ist  zweifellos  auch  ein  weiterer  Schluss 
berechtigt.  Finden  wir  dieselbe  Bestimmung  ausserhalb  Wälschflandem 
lediglich  in  dem  Tournai  benachbanen  Hennegau,  obwohl  sich  da  übrigens 
kein  so  enger  Anschluss  an  das  Aasdomsrecht  ergibt,  so  ist  gewiss  wenig- 
stens für  diese  Bestimmung  anzunehmen,  dass  sie  von  Wälschflandem,  zu- 
nächst von  Tournai  her,  Eingang  in  den  Hennegau  fand,  nicht  umgekehn 
das  Recht  von  Tournai  von  hier  aus  beeinflusst  wurde. 

In  den  andern  wälschflandrischen  Städten,  aber  auch  wohl  in  den 
Landschaftsrechten,  finden  wir  nun  allerdings  ebenfalls  jene  unbeschränkte 
Befugniss  des  Mannes  über  das  gesammte  Ehegut,  insbesondere  auch  das 
von  der  Frau  herrührende.  Aber  sie  erscheint  da  als  Wirkung  derEhe 
anundfUrsich,  ohne  irgendwie,  wie  zu  Tournai,  durch  das  Beerbtsein 
derselben  bedingt  zu  sein.  So  heisst  es  wesentlich  übereinstimmend  in  der 
Coutume  der  Baillage  von  Douai  und  Orchies,  Cout.  gen.  2,  977,  dann  in 
denen  der  Städte  Douai  3  $  3  und  Orchies  3  S  3  •  ^^  mary  constant  sott  ma- 
riage  peut  vendre  ei  charger  les  biens  et  heritages  venans  du  lc{  et  costc  de 
sa  femme,  situe{  en  ladite  ville  et  eschcvinage,  et  en  disposer  ainsi  que  bon 
luy  semble  sans  1e  consentement  de  sa  femme  et  saus  quil  soit  besoin  d  ce 
evocquer  et  appeller  saditc  femme  oii  autres  ses  parens  et  amis.  Mit  der- 
selben Bestimmtheit  wird  das  in  der  Stadt  Lille  5  $  5  gesagt;  und  dass  das 
den  Mari  schlechtweg,  auch  schon  bei  unbeerbter  Ehe  trifft,  ergibt  sich  hier 
noch  unmittelbarer  daraus,  dass  §  18  ausdrücklich  betont  wird,  dass  trotz 
Ravestissement  de  sang  oder  par  lettres :  ie  mary  demeure  seigneur  et  mai- 
stre  des  biens  meubles  de  luy  et  de  sa  femme y  et  en  peut  disposer  ä  son 
plaisir  et  volonte  sans gre  d* icelle ,  wobei  zu  beachten,  dass  die  Meubles 
hier  auch  alle  städtischen  Liegenschaften  umfassten;  vgl.  %  740. 

Besonders  bestimmt  heisst  es  dann  zu  Henin-Lietan  $  10,  Bouthors2, 
359,  dass:  ledit  mariage  parfait  et  consomm^,  der  Ehemann:  les  her  itaiges 
apporte^  audit  mariage  par  sa  femme  nach  seinem  Belieben :  sans  ad  ce  ap- 
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pelUr  HC  evocqtiier  icelle  sadiiefemmey  veräussern  und  belasten  kann,  und 
dass  solche  VerSusserungen :  ont  de  tont  iemps  passe  sortis  leurs  effedi 
cotnme  choses  bien  et  deuemeut  faittes ;  ausser  wenn  das  im  Ehevertrage 
ausdrücklich  ausgeschlossen  sei,  wie  das  allerdings  oft  geschehe :  pour  ladite 
coustume  corrompre.  Dasselbe  findet  sich  ebenso  ausdrücklich  ausgesprochen 
zu  NeufviUe  südlich  von  Seclin  S  2,  Cout.  gen.  2,  2qi,  zu  Anhiers  S?  und 
Brebieresbei  Douai  S  2,  Bouthors  2,  345.  324.  Ebenso  in  der  gemeinen 
G)utume  der  Kastellanie  Lille  12  $  2.  3,  aber  in  Beschränkung  auf  die 
biens  meubles  et  repute:{  pour  meubleSy  also  die  städtischen  Liegenschaften, 
dann  das  Gewinnland,  während  dem  Manne  die  Veräusserung  der  von  ihm 
verwalteten yi<^5  et  hcritages  de  safemme  ausdrücklich  verboten  ist. 

775,  Macht  sich  die  unbeschränkte  Gewalt  des  Mannes  in  Wälsch- 
fiandern  mit  besonderer  Schärfe  geltend,  so  kann  es  auffallen,  dass  dieselbe 
von  unmittelbar  an  der  Gränze  gelegenen  Onen,  wie  Henin  und  Brebieres, 
abgesehen  in  Artois,  so  weit  ich  sehe,  nirgends  vorkommt,  auch  nicht  im 
östlichen  Theile  der  Grafschaft,  der  sich,  während  das  gemeine  Recht  der 
Grafschaft  nur  Errungenschaftsgemeinschaft  kennt,  in  der  vollen  Güterge- 
meinschaft und  den  sonstigen  weitgehenden  Wirkungen  des  Ravestissement 
dem  wälschflandrischen  Rechte  näher  anschliesst.  Bei  der  überaus  grossen 
Zahl  von  Ortsrechten,  welche  uns  gerade  aus  dieser  Gegend  bekannt  ist, 
würde  die  Bestimmung  sicher  zuweilen  erwähnt  sein,  wenn  sie  auch  da  in 
Geltung  war. 

Vielfach  soll  über  das  gemeinsame  Gut  überhaupt  nur  gemeinsam  ver» 
fügt  werden.  So  zu  Lens  S  1 1  bezüglich  des  gesammten  Guts,  von  welcher 
Seite  es  auch  gekommen  sei:  lesdits  maris  oufemmes  ne peuvent faire  au- 
cune  allienation  sans  le  grS  et  cbnsentement  les  uns  des  auires,  Aehnlich 
überall  in  den  Sonderrechten  aus  der  Gegend  von  Arras,  so  weit  das  Ver- 
hältniss  überhaupt  erwähnt  wird.  Zu  Vis  en  Anois  südöstlich  von  Arras 
wird  S  10,  wenn  der  Verkäufer  verheirathet  ist,  bezüglich  der  Auflassung 
verlangt:  que  lafemme  met  la  main  au  baston;  zu  Oignies  S  8,  Bouthors  2, 
412,  sollen  sie  die  Dessaisine  gemeinsam  vornehmen:  mettant  la  main  au 
baston.  Wird  zu  Hathies  bei  Arras  %  2  betont,  dass  Eheleute  ihr  Gut  ohne 
Zustimmung  der  Kinder  und  ihrer  sonstigen  Erben  verkaufen  können ,  so 
soll  das  doch  nur  ensemble  geschehen. 

Allerdings  finden  sich  Fälle,  wonach  das  trotz  der  unmittelbar  mit  der 
Ehe  eintretenden  vollen  Gemeinschaft  nicht  schon  Wirkung  der  Ehe  selbst 
ist.  Die  Bestimmungen  des  Rechts  von  Arras  S  8  ff.,  Cout.  gen.  i,  277, 
zeigen  besonders  deutlich,  wie  das  Gemeingut  schon  während  der  Ehe  selbst, 
nicht  erst  für  den  Todesfall,  als  jedem  der  Eheleute  zur  Hälfte  zustehend 
betrachtet  wird,  wie  sich  S  7 1 1  dieselbe  Auffassung  aufs  bestimmteste  für 
das  Aasdomsrecht  ergab.  Beide  zusammen  können  jederzeit  über  ihr  Gut 
nach  Belieben  verfügen.  Aber  der  Mann  allein  nur  über  die  Hälfte :  S'il  ny 
a  entravestissemeiit,  il  loist  au  mary  de  luy  seul  disposer  desdits  heritages 
pour  la  moiticy  soit  quils  procedcnt  de  son  coste  ou  de  safemme y  ou  qtCils 
ayent  esie  acquis  durant  leur  conionction  /  während  der  Frau  allein  ohne 
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776]  Genehmigung  des  Mannes  keinerlei  VerfUgungsrecht  zusteht.  Ist  aber 
Entravestissement  eingetreten,  so  darf  auch  der  Mann  keinerlei  Verfügung 
ohne  Zustimmung  der  Frau  mehr  treffen. 

Letztere  Bestimmung  findet  sich  ebenso  zu  Bapaume  $  ig.  Fanden 
wir  zu  Tournai  und  im  Hennegau  dieBefugniss  des  Mannes,  auch  über  das 
Gut  der  Frau  zu  verfügen,  durch  Beerbtheit  der  Ehe  und  damit  mittelbar 
durch  Blutsauflassung  bedingt,  so  beseitigt  diese  hier  umgekehrt  die  Be- 
fugniss  des  Mannes,  wenigstens  über  sein  eigenes  Gut  allein  zu  verfügen. 
Vereinzelt  findet  sich  auch  in  Wälschflandem  das  Recht  des  Mannes,  ohne 
Zustimmung  der  Frau  zu  verfügen,  auf  sein  eigenes  Gut  beschränkt;  so  zu 
Ostricourt  nördlich  vonDouai  S  »o,  Gout.ge'n.  2,  920,  auf  sein  eigenes  Erb- 
gut und  die  ihm  zustehende  Hälfte  des  Gewinnlandes. 

Ist  jene  unbeschrankte  Gewalt  des  Mannes  über  das  Vermögen  der 
Frau,  wie  wir  sie  überwiegend  in  wälschflandrischen  Rechten  fanden,  den 
westfränkischen  und  deutschflandrischen  Rechten  durchaus  fremd,  so  scheint 
das  nach  dem  Gesagten  ebenso  für  die  Rechte  des  östlichen  Artois  zuzu- 
treffen, welche  doch  in  andern  Beziehungen  sich  vielfach  den  wälschflan- 
drischen nähern.  Jene  unbeschränkte  Gewalt,  aber  freilich  nicht  als  Wirkung 
der  Ehe  an  und  für  sich,  sondern  nur  des  Beerbtseins  der  Ehe,  fanden  wir 
dann  allerdings  auch  zu  Tournai  und  im  Hennegau  und  zwar  in  Ueberein- 
stimmung  mit  dem  Aasdomsrechte.  Es  liesse  sich  demnach  daran  denken, 
es  handle  sich  im  übrigen  Wälschflandem  um  selbstständige  Weiterent- 
wicklung von  dieser  Grundlage  aus,  indem  man  die  Forderung  des  Beerbt- 
seins fallen  liess  und  jedem  Ehemann  als  solchem  die  Befugniss  zusprach. 
Handelt  es  sich  aber  jedenfalls  um  eine  bestimmte  Abweichung  vom  Aas- 
domsrechte und  lassen  sich  die  sonstigen  Abweichungen  von  diesem  durch- 
weg ungezwungen  auf  Beeinflussung  durch  Nachbarrechte  zurückführen, 
so  erscheint  das  doch  auch  hier  zulässig. 

Es  wird  sich  bei  Besprechung  der  Rechte,  welche  ich  als  lothrin- 
gischeGruppe,  vgl.  Anm.  zu  §  569,  zusammenfassen  werde,  als  eine 
Eigenthümlichkeit  sehr  vieler  dieser  Rechte  ergeben,  dass  sie  in  Abweichung 
von  den  Nachbarrechten,  insbesondere  auch  den  ostfränkischen ,  für  das 
liegende  Ehegut  nicht  nach  dem  Gesichtspunkte  der  gesammten  Hand  ge- 
meinsames Handeln  beider  Eheleute  fordern.  Zum  Theil  gewähren  sie 
allerdings  dem  Manne  nur  die  Befugniss,  sein  eigenes  Gut  ohne  Willen 
und  Wissen  der  Frau  zu  veräussern.  Aber  in  einer  sehr  grossen  Zahl  dieser 
Rechte,  die  im  Norden  bis  an  die  untere  Maas  reichen,  im  Süden  noch  das 
Herzogthum  Burgund  umfassen,  werden  wir  aufs  allerbestimmteste  ausge- 
sprochen finden,  dass  der  Mann  bei  ungebrochener  Ehe  ganz  nach  Belieben 
über  das  Gut  der  Frau  ohne  ihr  Wissen  und  selbst  gegen  ihren  Willen  in 
rechtsgiltiger  Weise  verfügen  kann. 

Damit  wird  doch  kaum  zu  bezweifeln  sein,  dass  jene  Verstärkung  der 
Befugnisse  des  Ehemannes  auf  Beeinflussung  des  wälschflandri- 
schen durch  lothringisches  Recht  zurückgeht,  mag  sich  diese 
nun,  worauf  wir  zurückkommen,  durch  blosse  Nachbarschaft  oder  durch 
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Mischung  geltend  gemacht  haben.  Und  das  würde  auch  in  anderer  Rich- 
tung beachtenswerth  sein.  Schon  $754  deuteten  wir  auf  die  Wahrschein- 
lichkeit des  Einflusses  lothringischer  Rechte  hin,  der  aber  da  ein  durch  die 
sich  denselben  eng  anschliessenden  Rechte  von  Anois  und  Hennegau  ver- 
mittelter sein  konnte.  Nicht  so  hier,  da  beiden  Nachbargebieten  jene  volle 
Befugniss  des  Ehemannes  als  solchen  fremd  geblieben  zu  sein  scheint.  Es 
ist  damit  also  die  Folgerung  nahegelegt ,  dass  das  wälschflandrische  Recht 
auch  in  solchen  Bestimmungen  vom  lothringischen  Recht  beeinflusst  war, 
welche  aus  diesem  nicht  in  das  Recht  von  Artois  und  Hennegau  Überge- 
gangen waren.  Und  das  kann  insofern  nicht  befremden,  als  sich  ergeben 
wird,  wie  auch  in  Deutschflandern  sich  das  Recht  vielfach  aufs  bestimmteste 
durch  lothringisches  Recht  beeinflusst  zeigt. 

770.  Fassen  wir  das  Ergebniss  bezüglich  der  Blutsauflas- 
sung zusammen,  so  kann  allerdings  der  Umstand,  dass  das  Ravestissqment 
de  sang  ebenso  in  Wälschflandern,  wie  in  den  Nachbargebieten  betont  wird, 
ohne  dass  sich  Entsprechendes  iiti  Aasdomsrecht  zu  ergeben  scheint,  auf 
den  ersten  Blick  gegen  den  von  uns  angenommenen  engen  Zusammenhang 
des  wslschflandrischen  Rechts  mit  diesem  sprechen.  Gehen  wir  aber  dem, 
was  als  Wirkung  der  Blutsauflassung  angegeben  wird,  näher  nach,  so 
durften  sich  gerade  auch  hier  die  bestimmtesten  Belege  fUr  jene  Annahme 
ergeben. 

Wo  es  sich  um  Wirkungen  der  nicht  blos  fruchtbaren,  sondern  auch 
beerbten  Ehe  handelt,  da  ergibt  sich  für  ganz  Wälschflandern  nach  Lösung 
der  Ehe  auffallendste  Uebereinstimmung  mit  dem  Aasdomsrechte  und  zwar 
in  bestimmtester  Abweichung  von  den  Nachbarrechten,  wie  sich  solche  noth- 
wendig  schon  daraus  ergeben  musste ,  dass  in  diesen  die  Ehe,  dort  aber 
jeder  Eltemtheil  beerbt  wurde.  Dem  entsprechend  fanden  wir  dort  Zucht 
des  Ueberlebenden  nur  bis  zur  Wiederverheirathung,  aber  ohne  Verfangen- 
schaft, hier  lebenslängliche  Zucht,  aber  mit  Verfangenschaft  für  die  Kinder 
der  Ehe.  Zu  Tournai  aber  ist  die  Uebereinstimmung  eine  noch  weiterge- 
hende, indem  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Aasdomsrechte  einmal  schon 
während  der  Ehe  die  unbeschränkte  Verfügung  des  Mannes  durch  die  Be- 
erbtheit  der  Ehe  bedingt  ist,  indem  weiter  bei  unbeerbter,  wenn  auch  frucht- 
barer Ehe  dem  Ueberlebenden  keinerlei  Recht  am  Gute  des  Verstorbenen 
zusteht. 

In  beiden  Richtungen  weichen  dann  allerdings  die  übrigen  wälsch- 
flaadrischen  Rechte  vom  Aasdomsrechte  ab.  Die  unbeschränkte  Verfügung 
des  Mannes  flndet  sich  auch  da,  aber  nicht  als  Wirkung  der  Beerbtheit  der 
Ehe,  sondern  der  Ehe  an  und  für  sich,  wie  das  ebenso  in  sehr  vielen  lo- 
thringischen Rechten  der  Fall  ist.  Es  verbleibt  weiter  auch  bei  unbeerbter, 
aber  fruchtbarer  Ehe  das  ganze  Gut  dem  Ueberlebenden ,  wie  das  ebenso 
in  dem  anstossenden  Artois  zutrifft. 

Ist  damit  die  Uebereinstimmung  zu  Tournai  eine  voUständige,  schliessen 
sich  aber  die  Abweichungen  im  übrigen  Wälschflandern  den  Nachbarrechten 
an,  so  deutet  dieses  Verhältniss  doch  darauf  hin,  dass  in  Allem,  was  mit 
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776]  der  BlutsauflassuQg  in  Verbindung  gebracht  wird,  das  wälschflan- 
drische  Recht  Überhaupt  ursprünglich  auf  derselben  Grundlage  beruhte, 
wie  das  Aasdomsrecht;  dass  aber  das,  was  abweicht,  auf  Einfluss  der  Nach- 
barrechte zurückzufuhren  ist.  Wahrend  dann  umgekehrt  Solches,  was  sich 
nur  im  Recht  von  Tournai  übereinstimmend  mit  dem  Aasdomsrechte  er- 
halten, von  da  aus  auf  das  Recht  des  westlichen  Hennegau,  welches  sich 
übrigens  zunächst  der  lothringischen  Gruppe  anschliesst,  eingewirkt  haben 
dürfte. 

777.  Fragen  wir  nun,  zu  welchen  Folgerungen  aus  der  bisher 
dargelegten  Gestaltung  des  walschflandrischen  Rechts  wir 
uns  etwa  berechtigt  halten  dürfen,  so  möchte  ich  vorläufig  davon  absehen, 
dass  wir  bisher  nur  das  Recht  der  Städte  und  One  ins  Auge  gefasst  haben. 
Denn  die  spätere  Besprechung  der  Abweichungen  der  Landschaftsrechie 
dürfte,  wie  ich  denke,  aufs  bestimmteste  ergeben,  dass  dieselben  erst  nach- 
träglich von  Westfranken  her  hier  Eingang  gefunden  haben  können,  dass 
eine  Periode  vorausgegangen  sein  wird,  in  welcher  das  Recht,  welches  später 
zunächst  in  den  Städten  und  Orten  galt,  einst  in  ganz  Wälschflandern  auch 
auf  dem  flachen  Lande  geltendes  Recht  gewesen  sein  muss.  Wird  das  erst 
zu  erweisen  sein,  so  scheint  es  mir  doch  zweckmässig,  schon  hier  dieses 
spätere  Ergebniss  in  Rechnung  zu  bringen ,  die  sichtlich  erst  nachträglich 
eingedrungenen  Abweichungen  der  Landschaftsrechte  unberücksichtigt  zu 
lassen  und  anzunehmen,  dass  das  zunächst  im  Anschlüsse  an  die  Stadtrechte 
dargelegte  Recht  in  vorfränkischer  Zeit  im  ganzen  Lande  herrschend  ge- 
wesen sei. 

Dieses  wälschflandrische  Recht  zeigt  nun  die  auffallendste  U  e  b  e  r- 
einstimmung  mit  dem  Aasdomsrechte,  und  zwar  nicht  blos  in 
Einzelnheiten,  sondern  bezüglich  fast  aller  die  Erbenfolge  und  das  eheliche 
Güterrecht  treffenden  Bestimmungen,  wie  ich  das  bereits  genügend  nach- 
gewiesen habe.  Und  zwar  überwiegend  so,  dass  sich  dabei  beide  Rechte 
durchweg  von  ihren  Nachbarrechten  und  vielfach  auch  von  allen  andern 
germanischen  Rechten  unterscheiden.  Die  Folgerung  des  Zurückgehen 
beiderRechteaufein  nurihnengemeinsamesUrrechi  scheint 
mir  da  unabweisbar  zu  sein.  Auf  Einwendungen,  welche  sich  gegen  diese 
Folgerung  von  allgemeineren  Gesichtspunkten  aus  noch  etwa  geltend  machen 
lassen  würden,  werde  ich  bei  dem  sich  anschliessenden  Rückblick  auf  die 
Methode  überhaupt  zurückkommen. 

Wo  zwei  in  geschichtlicher  Zeit  örtlich  getrennte  Rechte  auf  ein  und 
dasselbe  Urrecht  zurückgehen  müssen,  da  kann  behufs  der  Erklärung  in 
Einzelfällen  die  Möglichkeit  einstigen  Zusammenhanges  der 
Rechtsgebiete  zu  erwägen  sein.  Man  könnte  annehmen,  dass  beide 
Stämme  auch  später  noch  die  früheren  Sitze  einnahmen,  dass  diese  einst 
Theile  eines  grössern ,  einheitlichen  Rechtsgebietes  bildeten  und  sich  die 
örtliche  Scheidung  nur  daraus  ergab,  dass  in  den  Gebieten,  durch  welche 
sie  später  auseinandergehalten  wurden,  sich  das  Recht  änderte,  sei  es  in 
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Folge  selbststtfndigsr  Weiterentwicklung,  sei  es  in  Folge  von  Besitznahme 
durch  rechtsfremde  Stämme. 

Sind  nun  im  Osten  beide  Rechte  auseinandergehalten  durch  die  Ver- 
fangenschaftsrechte  von  Hennegau  und  Brabant,  so  sind  diese  so 
durchaus  anders  gestaltet,  dass  da  von  selbststSndiger  Weiterentwicklung 
auf  ursprunglich  gleicher  Grundlage  von  vornherein  nicht  wohl  die  Rede 
sein  kann.  Es  Hesse  sich  da  wegen  der  ndhern  Verwandtschaft  der  ostfrän- 
kischen mit  den  niederlothringischen  Rechten  nur  etwa  daran  denken,  dass 
nachtraglich  von  Osten  her  rechtsfremde  Stämme  das  weite  Gebiet  zwischen 
Maas  und  Scheide  in  Besitz  genommen  und  hier  das  Aasdomsrecht  ver- 
drängt hatten.  Dann  sollte  dieses  aber  wenigstens  Spuren  hinterlassen 
haben.  Die  niederlothringischen  Rechte,  wenn  auch  eine  näherverwandte 
Gruppe  bildend,  zeigen  doch  in  Einzelnheiten  sehr  viele  Verschiedenheilen. 
Sehen  wir  aber  von  wenigen  Onen  im  nördlichsten  Brabant,  vgl.  S  6q8, 
dann  vom  westlichen  Hennegau  ab,  wo  einzelne  Uebereinstimmungen  mit 
dem  Aasdomsrechte  oder  dem  wälschfiandrischen  schon  in  der  spätem 
Nachbarschaft  ihre  Erklärung  finden,  so  wird  sich  ergeben,  dass  insbeson- 
dere auch  in  Brabant  die  EigenthUmlichkeiten  der  Einzelrechte  nirgends 
irgendwelche  Annäherung  an  das  Aasdomsrecht  zeigen,  w  ie  das  doch  sicher 
zu  erwarten  wäre,  wenn  dieses  hier  einst  in  Geltung  war. 

Sind  dann  im  Westen  beide  Rechtsgebiete  durch  die  Rechte  von  S  e  e- 
land  und  Deutsch fl andern  auseinandergehalten,  so  ist  da  allerdings 
das  Verhältniss  in  so  weit  ein  anderes,  als  sich  zwar  nicht  in  allen,  aber 
doch  in  vielen  Rechten  des  verbindenden  Gebiets  wenigstens  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  Uebereinstimmung  mit  unsern  Rechten  zeigt.  In  Verbin- 
dung mit  Beerbung  jedes  Elterniheils  durch  seine  Kinder  finden  wir  auch 
da  vielfach  die  zur  Hälftung  führende  volle  Gemeinschaft  und  Fehlen  ge- 
setzlicher Zucht  des  Ueberlebenden  als  Wirkung  der  Ehe.  Es  wäre  denk- 
bar, dass  einst  vom  Sudersee  bis  zur  obern  Scheide  ein  und  dasselbe,  we- 
sentlich dem  Aasdomsrechte  entsprechende  Recht  geherrscht  hätte,  von 
dem  sich  dann  im  Mittelgebiete  nur  gewisse  Grundlagen  erhielten,  während 
im  allgemeinen  die  stärksten  Aenderungen  Platz  griffen.  Habe  ich  aber 
diese  MögUchkeit  eingehend  erwogen,  so  wird  es  nicht  nöthig  sein ,  hier 
die  Gründe  darzulegen,  welche  mir  das  Zutreffen  dieser  Möglichkeit  unbe- 
dingt auszuschliessen  scheinen;  sie  werden  sich  bei  näherer  Besprechung 
jener  Rechte  ohnehin  genügend  ergeben. 

Dann  wäre  auch  hier  nur  an  nachträgliche  Einwanderung  von  Stäm- 
men anderen  Rechts  von  der  Seeseite  her  zu  denken.  An  und  für  sich  ist 
mir  eine  solche  allerdings  keineswegs  unwahrscheinlich.  Auch  ergeben  sich 
insbesondere  in  Flandern  die  bestimmtesten  Haltpunkte,  welche  darauf 
deuten,  dass,  wenn  das  wesentlich  auf  friesischer  Grundlage  beruhende 
Recht  hier  erst  nachträglich  Eingang  fand,  ein  äkeres  Recht  dadurch  ver- 
drängt wurde,  da  sich  Nachwirkungen  desselben  in  flandrischen  Einzel- 
rechten vielfach  geltend  machen.  Das  war  dann  aber  nicht  Aasdomsrecht, 
sondern  ein  zur  lothringischen  Gruppe,  vgl.  Anm.  zu  S  569.  gehörendes 
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777]  Recht,  wie  sich  das  bei  Besprechung  dieser  Gruppe  aufe  bestimmteste 
ergeben  wird.  Nirgends  zeigen  sich  in  dem  Zwischengebiete  Abweichungeo, 
welche  sich  als  Nachwirkungen  des  Aasdomsrechts  fassen  Hessen.  Nicht 
einmal  in  den  Gränzgebieten.  Wir  sahen  S  6q7,  wie  scharf  sich  Aasdoms- 
recht und  Schependomsrecht  abgränzten.  Und  wenn  sich  von  Wälschflan- 
dern  nach  Ärtois  und  Hennegau  hin  vielfach  Uebergänge  ergaben,  welche 
auf  gegenseitige  Beeinflussung  deuten,  so  wiesen  wir  wiederholt  darauf  hin, 
wie  solche  Deutschflandern  gegenüber  ganz  fehlen,  die  Gränze  auch  da  als 
eine  scharfgezogene  erscheint. 

778.  Ist  die  Uebereinstimmung  zweifellos  nicht  daraus  zu  erklären, 
dass  es  sich  hier  und  dort  um  Reste  eines  früher  viel  ausgedehnteren,  auch 
die  zwischenliegenden  Länder  umfassenden  Rechtsgebiets  handelt ,  so  er- 
übrigt nur  die  Er  klär  ung  durch  Theilung  und  Wanderung.  Beide 
Bevölkerungen  müssen  einst  einen  einheitlichen  Stamm  gebildet  haben,  der 
sich  dann  theilte.  Es  ist  in  solchen  Fällen  möglich,  dass  keine  von  beiden 
in  den  früheren  Sitzen  verblieb,  beide  Theile  von  einer  früheren  gemein- 
samen Heimath  aus  in  verschiedener  Richtung  weiterwanderten.  Wird  es 
aber  in  solchen  Fällen  immer  wahrscheinlicher  sein,  dass  der  eine  Theil  in 
der  bisherigen  Heimath  verblieb,  so  wird  diese  Annahme  hier  besonders 
nahe  liegen.  Denn  manche  Umstände  scheinen  bestimmter  darauf  hinzu- 
weisen, dass  wir  das  Gebiet  des  Aasdomsrechts  alsAusgangs- 
punktderWanderungzu  betrachten  haben,  dass  schon  der  noch  ein- 
heitliche Stamm  seine  Sitze  an  derSüdersee  hatte;  und  zwar  wohl  durch  so 
lange  Zeit,  dass  sich  hier  die  Eigenthümlichkeiten,  welche  das  anzuneh- 
mende Urrecht  andern  germanischen  Rechten  gegenüber  zeigt,  hatten  ent- 
wickeln können. 

Wird  zugegeben,  dass  beide  Rechte  auf  ein  nur  sie  verbindendes  Ur- 
recht zurückgehen,  so  können  wir  aus  dem,  was  in  beiden  später  überein- 
stimmt oder  doch  sichtlich  in  ihnen  früher  übereingestimmt  haben  muss, 
uns  auch  den  Bestand  dieses  Urrechts  zur  Zeit  der  Trennung  vergegen- 
wärtigen. Dann  aber  ergibt  sich ,  dass  das  Aasdomsrecht  auch  später  noch 
im  wesentlichen  diesem  Urrechte  entsprochen  hat. 

Weiterentwicklung  hat  zweifellos  auch  da  vielfach  stattgefunden.  Ob 
wir  aus  dem  Umstände,  dass  der  nachS  703  wenigstens  als  Ausnahme  viel- 
fach vorkommende  Ausschluss  der  Grosseltern  durch  Geschwister  in  Wälsch- 
flandern  nicht  bestimmter  nachweisbar  ist,  schliessen  dürfen,  dass  derselbe 
sich  im  Norden  erst  nach  der  Trennung  entwickelt  hat,  lasse  ich  dahinge- 
stellt; finden  wir  ganz  überwiegend  doch  auch  im  Norden  volles  Vorfahren- 
recht, so  mochte  die  Ausnahme,  die  jedenfalls  weit  zurückzureichen  scheint, 
immerhin  auch  schon  zur  Zeit  der  Trennung  bestehen,  ohne  dass  sie  ge- 
rade auch  im  Rechte  des  sich  abzweigenden  Theils  vertreten  sein  musste. 
Anderes  ist  zweifellos  erst  auf  nachträgliche  Weiterentwicklung  zurückzu- 
führen. So  erscheint  etwa  die  für  beide  Rechte  so  kennzeichnende  unbe- 
schränkte Gewalt  des  unverheirathet  Ueberlebenden  in  der  Richtung 
grösserer  Sicherung  der  dadurch  bedrohten  Interessen  der  Kinder  auch  im 
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Aasdorasrechte  vielfach  abgeschwächt,  vgl.  S  72i,  wie  das  zweifellos  unab- 
hängig davon  auch  wohl  in  Wälschflandern  der  Fall  gewesen  ist ;  vgl.  §766. 

Sehen  wir  aber  von  Solchem  ab,  was  sichtlich  erst  auf  nachträglicher 
Weiterentwicklung  beruht  und  sich  dann  für  beide  Rechtsgebiete,  aber 
ebenso  auch  innerhalb  jedes  derselben  verschieden  gestalten  mochte,  so 
haben  sich  im  Aasdomsrechte  alle  EigenthUmlichkeiten  erhalten,  durch 
welche  sich  die  wälschflandrischen  Rechte  oder  doch  einzelne  derselben, 
wie  insbesondere  das  von  Tournai ,  von  ihren  Nachbarrechten  unterschei- 
den. Und  zwar  so,  dass  das  Aasdomsrecht  da  bezüglich  der  besprochenen 
Verhältnisse  einen  durchaus  einheitlichen  Character  zeigt,  dasselbe  sich  ins- 
besondere seinen  Nachbarrechten  gegenüber  scharf  abgränzt ,  durch  diese 
nicht  beeinflusst  erscheint  und  umgekehrt  diese  nicht  beeinflusst  hat.  Die 
für  beide  Rechte  auf  dem  Gebiete  der  Erbenfolge  massgebenden  und  sie 
von  andern  unterscheidenden  Hauptgesichtspunkte  erscheinen  da  ohne 
merkliche  Einflussnahme  benachbarter  Rechte  durchaus  folgerichtig  durch- 
gefühn. 

Allerdings  ergibt  sich  auch  für  das  Aasdomsrecht  wohl  eine  Ueber- 
einstimmung  mit  Nachbarrechten,  welche  kaum  eine  zufällige  sein  dürfte. 
So  wiesen  wir  S  736  auf  den  auflallenden  Umstand  hin,  dass  die  volle 
Gütergemeinschaft  sich,  wie  im  Aasdomsrechte,  In  unmittelbarem  An- 
schlüsse auch  einerseits  im  Schependomsrechte,  andererseits  im  westfälischen 
Rechte  findet,  während  doch  die  Erbenfolge  der  drei  Rechte  eine  durchaus 
verschiedene,  aber  so  gestaltete  ist,  dass  sie  sich  vollkommen  durch  die  An- 
nahme erklän,  es  sei  eine  eigenthümliche  ursprünglichere  Folge  in  jedem 
der  drei  Rechte  durch  die  erst  nachträglich  in  dieselben  eingreifende  volle 
Gemeinschaft  so  umgestaltet  worden,  wie  das  der  Verschiedenheit  der 
Grundlage  entsprach.  Wie  immer  man  dieses  gleichmässige  Eindringen  der 
vollen  Gemeinschaft  in  drei  sonst  verschiedene  Rechte  auch  erklären  will, 
sei  es  aus  Nachwirkung  des  älteren  Rechts  einer  Urbevölkerung  dieser  Ge- 
gend, sei  es  durch  Entwicklung  in  einem  der  Rechte  und  Ausdehnung  auf 
die  Nachbarrechte,  sei  es  in  irgendwelcher  andern  Weise ,  so  wird  jeden- 
falls, wenn  man  da  nicht  blossen  Zufall  annehmen  will,  die  Folgerung  nicht 
abzuweisen  sein,  dass  die  nach  dem  Gesagten  anzunehmende  Anpassung 
der  verschiedenen  Erbenfolgen  an  die  volle  Gemeinschaft  erst  erfolgen 
konnte,  als  die  drei  sonst  wesentlich  verschiedenen  Rechte  bereits  Nachbar- 
rechte waren,  also  insbesondere  auch  das  Aasdomsrecht  bereits  sein  späteres 
Gehungsgebiet  einnahm.  Finden  wir  dann  aber  nicht  blos  die  volle  Ge- 
roeinschaft selbst,  sondern  auch  die  ihr  angepasste  Erbenfolge  ebenso  in 
Wälschflandern  wieder,  so  ergibt  sich  leicht,  dass  die  da  anzunehmende 
Entwicklung  nicht  hier  im  Süden  erfolgte  und  dann  etwa  durch  Wande- 
rung nach  dem  Norden  übenragen  wurde.  Sie  musste  schon  erfolgt  sein, 
als  wälsch flandrisches  und  Aasdomsrecht  noch  ein  einheitliches  Recht  bil- 
deten, dessen  nächste  Heimath  dann  aber  nur  das  spätere  Gebiet  des  letztern 
gewesen  sein  kann. 
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778]  Auf  dasselbe  aber  sehen  wir  uas  hingewiesen ,  falls  unsere  S  762 
geäusserte  Annahme  richtig  sein  sollte,  dass  gewisse  EigenthUmlichkeiten 
einzelner  wälschflandrischer  Onsrechte  auf  das  Recht  der  Drenthe  zurück- 
gehen dürften.  Es  wird  nicht  nöthig  sein,  genauer  darauf  einzugehen,  wie 
sich  das  leicht  erklärt,  wenn  wir  Wanderung  vom  Norden  her  in  einer  Zeit 
annehmen,  in  der  die  Stämme  dort  bereits  ihre  späteren  Sitze  einnahmen, 
wie  aber  die  Annahme  einer  Wanderung  vom  Süden  zum  Norden  jenes 
Verhältniss  als  ein  unerklärliches  erscheinen  lassen  mUsste. 

Der  Stamm,  der  Träger  des  Aasdomsrechts  war,  mag  ja  auch  in  irgend- 
welcher Vorzeit  erst  in  seine  spätem  Sitze  eingewandert  sein.  Aber  nach 
allem  Gesagten  gewinnt  man  durchaus  den  Eindruck ,  dass  es  sich  da  um 
ein  Recht  handelt,  wie  es  sich  bei  einem  seit  langer  Zeit  in  seinen  Sitzen 
verharrenden  und  von  fremden  Beimischungen  unberührten  Stamme  all- 
mählig  entwickelt  und  festgestellt  haben  wird. 

779,  Wesentlich  anders  stellen  sich  alle  diese  Verhältnisse  im  wälsch- 
fland  Tischen  Recht,  welches  sich  durchaus  als  ein  Mischrecht  dar- 
stellt. Und  zwar  auch  dann,  wenn  wir  vorläufig  von  dem  Gegensatze  der 
Stadtrechie  und  der  Landschafisrechte  und  der  später  nachzuweisenden 
starken  Beeinflussung  der  letztern  durch  westfränkisches  Recht  absehen. 
Beruht  das  wälschflandrische  Recht,  wenn  wir  für  dasselbe  zunächst  nur 
die  Stadtrechte  als  massgebend  betrachten,  zweifellos  aut  einem  im  wesent- 
lichen dem  Aasdomsrechie  entsprechenden  Rechte,  so  sahen  wir  uns  doch 
wieder  und  wieder  auf  die  Annahme  der  Beeinflussung  durch  Nach- 
barrechte hingewiesen,  insofern  sich  in  diesen  das  findet,  wodurch  es 
sich  vom  Aasdomsrechte  unterscheidet.  Ist  etwa  einer  der  gewichtigsten 
Unterschiede  der,  dass  die  blosse  Fruchtbarkeit  der  Ehe,  welche  im  Aas- 
domsrechte keinerlei  Wirkungen  hat,  im  grössten  Theile  von  Wälschflan- 
dern  dem  kinderlos  überlebenden  Ehegatten  Ansprüche  auf  das  ganze  Gut 
sichert,  so  steht  das  wohl  zweifellos  im  Zusammenhang  mit  dem  Rechte 
von  Artois,  dessen  übriger  Gestaltung  die  Bestimmung  sich  näher  an- 
schliesst;  vgl.  §758.  Schliesst  sich  das  Recht  vonTournai  dem  Aasdoms- 
rechte am  engsten  an ,  so  macht  sich  doch  auch  da  Einfluss  der  Nachbar- 
rechte  geltend.  So  bei  der  verschiedenen  Behandlung  von  Liegenschaften 
und  Fahrniss,  vgl.  §  754  u.  766,  welche  dem  Aasdomsrechte  fremd,  aber 
den  lothringischen  Nachbarrechten  durchaus  geläufig  ist. 

Solche  Einflüsse  konnten  sich  natürlich  nur  geltend  machen  zu  einer 
Zeit,  als  das  wälschflandrische  Recht  im  wesentlichen  bereits  in  dem  Ge- 
biete herrschte,  in  dem  wir  es  später  finden,  und  dort  dieselben  Nachbar- 
rechte halte,  wie  in  späterer  geschichtlicher  Zeit.  Damit  aber  ist  dann  wie- 
der aufs  bestimmteste  die  Annahme  ausgeschlossen ,  dass  die  frühere  Hei- 
math des  gemeinsamen  Urrechts  in  Wälschflandern  gewesen,  dann  das 
wälschflandrische  Recht  durch  Wanderung  nach  Norden  in  die  Länder 
am  Sudersee  übertragen  sei.  Denn  in  diesem  Falle  wäre  es  unerklärlich, 
dass  nicht  auch  solche  Bestandtheile  desselben  den  Weg  zum  Norden  ge- 
funden haben  sollten,  bezüglich  deren  es  nur  Zusammenhang  mit  seinen 
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Nachbarrechten  zeigt,  welche  sich  durchweg  der  gaozen  Gestakung  dieser 
näher  anschliessen ;  es  würde  das  Aasdomsrecht  dann  nicht  eine  so  ein- 
heitliche, von  bestimmten  einfachen  Gesichtspunkten  aus  sich  folgerichtig 
ergebende  und  von  der  fast  aller  andern  Rechte  abweichende  Gestaltung 
zeigen  können. 

Sind  wir  damit  auf  eine  Richtung  der  Wanderung  vom  Nor- 
den zum  Süden  hingewiesen,  so  stimmt  dazu  durchaus  ein  anderer  Um- 
stand. Es  ergibt  sich  nämlich  eine  Unterbrechung  des  Zusammen- 
hangs der  Verfangenschaftsrechte  durch  das  wölschflan- 
drische  Recht.  Geht  dieses  von  den  beiden  Elternfamilien  aus,  so 
schliessen  sich  auf  der  einen  Seite  die  Rechte  von  Hennegau ,  auf  der  an- 
dern die  des  östlichen  Anois  durch  die  vorzugsweise  kennzeichnende 
Beerbung  jeder  Ehe  durch  die  Kinder  derselben  aufs  engste  den  sonstigen 
niederlothringischen  Verfangenschaftsrechten  an;  vgl.  $739.  Stehen  die 
Rechte  des  Hennegau  mit  der  Masse  der  Verfangenschaftsrechte  in  unmit- 
telbarem Zusammenhang,  so  fehlt  dieser  bei  den  bezüglichen  Rechten  von 
Anois;  sie  sind  von  den  auf  durchaus  anderen  Gesichtspunkten  beruhen- 
den westfränkischen,  deutschflandrischen  und  wälschflandrischen  Rechten 
umgeben,  und  durch  die  letztern  von  den  übrigen  Verfangenschaftsrechten, 
getrennt. 

Zeigen  weiter  die  Rechte  von  Hennegau  und  Artois  manche  Verschie- 
denheiten, so  ist  beachtenswerth,  dass  EigenthUmlichkeiten  des  einen  Rechts 
sich  vereinzelt  auch  wohl  noch  in  nächstliegenden  Theilen  des  Gebietes  des 
andern  zeigen,  ohne  dass  sich  das  etwa  auf  Einfluss  des  zwischenliegenden 
wälschflandrischen  Rechts  zurückführen  Hesse.  So  besonders  auflfallend, 
wenn  auf  der  Seite  von  Anois  im  Pays  de  Lalloeu  in  voller  Uebereinstim- 
mung  mit  dem  Rechte  von  Hennegau  bei  beerber  Ehe  mit  dem  Tode  der 
Kinder  der  Ueberlebende  alles  Recht  am  Gute  des  Verstorbenen  verliert, 
vgl.  S  763,  während  ihm  dasselbe  auch  dann  in  Artois  und  Wälschflandern 
wegen  Fruchtbarkeit  der  Ehe  oder  wegen  des  Vorfahrenrechtes  verbleibt. 
So  doch  auch  wohl,  wenn  auf  der  Seite  von  Hennegau  zu  Valenciennes, 
vgl.  S  760,  die  Blutsauflassung  abweichend  vom  sonstigen  Recht  des  Lan- 
des lebenslängliche  Zucht  des  Ueberlebenden  bewirken  soll. 

Die  betonten  Umstände  scheinen  doch  bestimmter  auf  einen  Sachver- 
halt hinzuweisen,  wonach  hier  einst  die  Verfangenschaftsrechte  in  ununter- 
brochenem Zusammenhange  standen,  welcher  dann  nachträglich  durch  das 
Eindringen  eines  dem  Aasdomsrechte  entprechenden  Rechts  von  Norden 
her  unterbrochen  wurde;  sie  scheinnen  umgekehrt  bestimmt  die  Annahme 
auszuschliessen,  dass  das  wälschflandrische  Recht  bereits  sein  späteres  Ge- 
biet einnahm,  als  die  Verfangenschaftsrechte  sich  in  diesen  Gegenden  fest- 
setzten, da  dann  die  Unterbrechung  und  die  sich  damit  ergebende  isolirre 
Stellung  des  Rechts  von  Anois  nicht  leicht  eine  Erklärung  finden  würden. 

Es  dürften  dann  weiter  sich  vielleicht  einige  Haltpunkte  geltend  machen 
lassen,  welche  auf  Ein  Wanderung  durchBrabantzu  deuten  scheinen. 
Schob  sich,  wie  wir  glaubten  annehmen  zu  sollen,  das  wälschflandrische 
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779]  Recht  nachträglich  zwischen  Artois  und  Hennegau  ein,  so  sollte  das 
zunächst  an  Einwanderung  vom  westlichen  Deutschflandern  her  denken 
lassen.  Dagegen  aber  scheint  doch  bestimmt  zu  sprechen,  dass  sich  gerade 
nach  dieser  Seite  hin  keinerlei  Zusammenhang  der  Rechte  ergibt.  Wir  wiesen 
oft  darauf  hin,  wie  scharf  sich  deutschflandrisches  und  wälschflandrisches 
Recht  von  einander  sondern.  Auch  im  Gränzgebiete  ergeben  sich  nirgends 
vermittelnde  Rechte.  Nichts  von  dem,  wodurch  sich  das  waischflandrische 
Recht  vom  Aasdomsrechte  unterscheidet,  ergibt  Annäherung  an  das  deutsch- 
flandrische Recht.  Alles  deutet  da  vielmehr  auf  Beeinflussung  durch  die 
Verfangenschaftsrechte  hin.  Hat  Überhaupt  schon  das  Recht  der  Stämme, 
mit  welchen  die  Wälschflanderer  während  der  Wanderung  in  Berührung 
kamen,  Einfluss  auf  ihr  Recht  geübt,  so  kann  die  Wanderung  wohl  nur 
durch  das  Gebiet  der  Verfangenschaftsrechte  erfolgt  sein,  also,  wenn  wir  die 
kürzeste  Strecke  ins  Auge  fassen,  von  der  untern  Maas  her  durch  Brabant 
und  das  westliche  Hennegau. 

Nun  erklän  sich  allerdings  die  Uebereinstimmung  mit  Verfangenschafts- 
rechten  durchweg  genügend  aus  der  spätem  Nachbarschaft  der  dahin  ge- 
hörenden Rechte  von  Artois  und  Hennegau,  aus  denen  das  Meiste  entnom- 
men sein  konnte.  Manches  entnommen  sein  muss,  da  es,  wie  insbesondere 
die  Blutsauflassung,  andern  Verfangenschaftsrechten  fremd  ist.  Aber  wir 
stiessen  doch  auch  wohl  auf  Uebereinstimmung  mit  diesen,  wo  dieselbe 
nicht  auch  die  Rechte  von  Artois  und  Hennegau  trifft.  So  S  773  bezUglicIi 
der  durch  die  Ehe  selbst  begründeten  unbeschränkten  Verfügung  des  Mannes 
über  das  Frauengut.  So  findet  sich  nach  S  752  wenigstens  an  einzelnen 
Orten  die  nicht  blos  dem  Aasdomsrechte ,  sondern  auch  den  Rechten  des 
westlichen  Hennegau  und  dann  des  östlichsten  Artois  fremde,  aber  in  an- 
dern Verfangenschaftsrechten  regelmässig  vorkommende  Bestimmung,  wo- 
nach schon  durch  die  Ehe  selbst  Zucht  des  Ueberlebenden  begründet  wurde. 
Das  würde  sich  allerdings  erklären  durch  die  Annahme,  es  sei  das  waisch- 
flandrische Recht  schon  auf  der  Wanderung,  also  etwa  in  Brabant,  mit  Ver- 
fangenschaftsrechten bei  längerem  zeitweiligen  Aufenthalt  in  nähere  Berüh- 
rung gekommen  und  von  diesen  beeinflusst  worden. 

Und  für  solche  Richtung  der  Wanderung  würden  sich  noch  andere 
Umstände  geltend  machen  lassen.  Wir  wiesen  wiederholt,  vgl.  etwa  S759, 
darauf  hin,  wie  die  Rechte  von  Enghien  und  Grammont  trotz  des  Fehlens 
unmittelbaren  örtlichen  Zusammenhangs  vielfach  mit  wälschflandrischem 
Rechte  in  auffallender  Weise  übereinstimmen.  Da  aber  handelt  es  sich  um 
ein  Gebiet,  welches  durchaus  in  der  Richtung  einer  von  Südbrabant  nach 
Wälschflandern  erfolgenden  Wanderung  liegen  würde.  Wir  fanden  dann 
weiter,  dass  überhaupt  im  westlichen  Hennegau,  welches  zunächst  von  sol- 
cher Wanderung  berührt  sein  müsste,  zwar  das  Recht  im  allgemeinen  auf 
anderer  Grundlage  beruht,  sich  aber  mehrfach  Einzelbestimmungen  finden, 
welche  wir  auf  das  Aasdomsrecht  glaubten  zurückführen  zu  müssen,  so 
insbesondere  S  763  und  774  die  Abhängigkeit  der  Zucht  des  Ueberleben- 
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den  uad  der  unbeschrunkten  Verfügungsgewalt  des  Mannes  von  der  Be- 
erbtheit. 

780.  Fuhrt  uns  das  auf  die  Annahme  einer  Beeinflussung  von 
Nachbarrechten  durch  wälschflandrisches  Recht,  so  ergibt 
sich  diese  allerdings  nicht  blos  im  Hennegau ,  sondern  ebenso  in  Artois. 
Denn  in  beiden  Nachbargebieten  findet  sich  mehrfach  Uebereinstinimung 
mit  wMlschfiandrischem  Recht  in  solchen  Bestimmungen,  welche  sich  eben- 
so im  Aasdomsrechte  finden,  während  sie  den  Verfangenschaftsrechten  im 
allgemeinen  fremd  sind  und  ebenso  den  deutsch  flandrischen  Rechten.  So 
greift  nach  S  740  das  volle  Vorfahrenrecht  auf  beide  Nachbarrechte  über. 
So  glaubten  wir  $754  die  im  ganzen  Gebiete  übliche  Wechselauflassung 
auf  das  wülschflandrische  Recht  und  mittelbar  auf  das  Aasdomsrecht  zurück- 
führen zu  müssen.  Auch  Abweichungen  einzelner  Ortsrechte  finden  darin 
wohl  die  nächstliegende  Erklärung. 

Für  die  Erklärung  der  gegenseitigen  Beeinflussung  der 
Rechte  möchte  ich  nun,  wie  schon  S  124  betont,  nicht  gerade  zu  viel  Ge- 
wicht auf  das  Verhälmiss  der  Nachbarschaft  an  und  für  sich  legen 
Wurde  eine  hergebrachte  Bestimmung  des  Rechts  als  unbillig  empfunden, 
so  konnte  es  allerdings  am  nächsten  liegen,  sich  dem  anzuschliessen,  wo- 
durch Nachbarrechte  der  Unbilligkeit  zu  begegnen  suchten.  Glaubte  ich 
S  766  annehmen  zu  müssen,  dass  auch  zu  Toumai  die  Zucht  des  Ueber- 
lebenden  ursprünglich  eine  solche  ohne  Verfangenschaft  und  damit  für  das 
Interesse  der  Kinder  sehr  bedenkliche  war,  so  lag  es  allerdings  nahe,  sich 
für  die  Abhilfe  durch  die  Gestaltung  der  benachbarten  Verfangenschafts- 
rechte  leiten  zu  lassen  und  dem  entsprechend  Verfangenschaft  für  die  Lie- 
genschaften eintreten  zu  lassen.  Das  mag  auch  einzelne  andere  Ausgleichunge 
erklären  können.  Wo  aber  ein  Bedürfniss  nach  Aenderung  nicht  vorlag, 
da  wird  man  im  allgemeinen  nicht  leicht  dazu  gelangt  sein,  das  eigene  Recht 
bezüglich  einzelner  Bestimmungen  nur  desshalb  zu  ändern,  weil  da  in  der 
Nachbarschaft  etwas  Anderes  bestimmt  war,  zumal  sich  dieses  dann  doch 
oft  der  Gesammtgestaltung  des  eigenen  Rechts  nur  schwer  fügte. 

Wo  es  sich  um  Verhältnisse  handelt,  wie  die  besprochenen ,  wo  sich 
für  benachbarte  Rechte  zwar  ein  genügend  scharfer  Gegensatz  der  Haupt- 
grundlagen, aber  ein  vielfaches  Ineinandergreifen  der  Nebenbestimmungen 
ergibt,  da  dürfte  das  Hauptgewicht  auf  Mischung  zu  legen  sein.  Als  die 
Wälschflanderer  in  ihre  spätem  Sitze  einrückten,  werden  sie  dort  nach  un' 
sem  frühern  Ausführungen  eine  Bevölkerung  vorgefunden  haben,  welche 
nach  einem  den  Rechten  von  Artois  und  Hennegau  sich  anschliessenden 
Verfangenschaftsrechte  lebie.  Ergibt  sich  nun  später  vielfaches  Ineinander- 
greifen der  Rechte,  so  erklärt  sich  das  am  leichtesten,  wenn  wir  annehmen, 
dass  hier  nicht  in  einem  mittleren  Theile  des  Gesammtgebietes  die  frühere 
Bevölkerung  ganz  verdrängt  wurde,  die  andern  von  der  Einwanderung  ganz 
unberührt  blieben;  dass  es  vielmehr  zu  vielfacher  Mischung  kam  und  zwar 
so,  dass  in  Wälchflandern  der  den  Einwanderern,  in  den  Nachbargebieten 
der  der  frühern  Bevölkerung  angehörende Bestandtheil  der  überwiegende  war. 
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780]  Beruhten  beide  Rechte  bezüglich  der  uns  beschäftigenden  Verhält- 
nisse auf  ganz  verschiedener  Grundlage,  hier  auf  der  Elternfamilie,  donauf 
der  Ehefamilie,  so  konnte  allerdings  in  dem,  was  dadurch  unmittelbar  be- 
dingt ist,  eine  Ausgleichung  der  Rechte  nicht  fUglich  stattfinden.  Die  quan- 
titativen Mischungsverhältnisse  werden  da  den  Ausschlag  gegeben  haben; 
bildet  in  dieser  Beziehung  Wälschfiandern  im  wesentlichen  ein  scharf  ab- 
geschlossenes Rechtsgebiet,  so  lässt  das  darauf  schliessen,  dass  hier  die  Ein- 
wanderer in  der  Ueberzahl  waren,  und  damit  jene  verschiedene  Hauptgrund- 
lage des  F'amilienrechts  im  ganzen  Gebiete  zur  herrschenden  wurde. 

Das  aber  schliesst  nicht  aus ,  dass  auch  das  Recht  der  von  früher  her 
sitzen  gebliebenen  Bevölkerung  in  solchen  Dingen  Einfluss  gewann,  welche 
mit  jener  Verschiedenheit  der  Hauptgrundlagen,  für  welche  insbesondere 
die  gegenseitigen  Rechte  des  Eltern  und  Kinder  ins  Gewicht  fielen,  nicht  in 
so  unmittelbarem  Zusammenhange  standen.  War  es  etwa,  wie  in  Anois, 
auch  bei  der  in  Wälschfiandern  verbliebenen  älteren  Bezölkerung  Rechtens, 
dass  auch  bei  unbeerbter  Ehe  das  ganze  Gut  dem  Ueberlebenden  zu  Eigen 
oder  Zucht  verblieb,  so  konnte  das  im  grösseren  Theile  von  Wälschfiandern 
allgemeine  Geltung  erlangen,  da  das  Recht  der  Kinder  auf  das  Gut  jedes 
ihrer  Eltern  nicht  dadurch  berührt  wurde.  Fand  das  und  Anderes  den 
Nachbarrechten  Entsprechendes  zu  Tournai  keinen  Eingang,  so  würde  zu 
schliessen  sein,  dass  da  die  Einwanderung  eine  besonders  zahlreiche  war. 
beachtenswenhe  Reste  der  altern  Bevölkerung  da  kaum  zurückgeblieben 
sein  dürften. 

Umgekehn  konnten  dann  in  den  Nachbargebieten  unter  derselben  Vor- 
aussetzung die  da  weniger  zahlreichen  Einwanderer  Einfluss  auf  das  Recht 
gewinnen.  Ist  unsere  §  754  begründete  Annahme  richtig,  dass  die  Wechsel- 
auflassung, dann  nach  $  773  auch  die  Blutsaufiassung  insofern,  als  sie  Fehlen 
gesetzlicher  Zucht  auf  Grund  der  Ehe  selbst  zur  Voraussetzung  hat,  auf  das 
wälsch flandrische  und  durch  dieses  auf  das  Aasdomsrecht  zurückgehen,  so 
konnten  sie  anstandslos  auch  in  Rechten  aufgenommen  werden,  welche  an 
der  Beerbung  jeder  Ehe  durch  die  Kinder  derselben  festhielten,  da  sie  ledig- 
lich beim  Fehlen  von  Kindern  Bedeutung  hatten. 

Die  Verschiedenheit  der  Mischungsverhältnisse  würde  es  dann  auch 
am  leichtesten  erklären,  wenn  das  Recht  einzelner  Orte  von  dem  der  nächsten 
Umgebung  abweicht  und  grössere  Annäherung  an  dieses  oder  jenes  der 
Rechte  zeigt.  Nach  S  752  entspricht  mitten  im  wälschflandrischen  Gebiete 
das  Recht  von  Mons  en  Pe'vele  fast  ganz  den  Verfaugenschaftsrechten, 
während  auch  andere  Rechte  sich  diesen  in  auffallender  Weise  dadurch  an- 
schliessen,  dass  die  Rechte  des  Ueberlebenden  sich  schon  an  die  Ehe  selbst 
anknüpfen.  Wir  wiesen  weiter  mehrfach,  so  S  764  und  769,  auf  zwischen 
den   Eigenthümlichkeiten  beider  Rechtsgruppen  vermittelnde  Rechte  hin. 

Fanden  wir  dann  S  761  in  Vervins  eine  weit  vorgeschobene  wälsch- 
flandrische  Rechtsinsel,  so  würde  das  auf  erst  nachträgliche  Weiterwan- 
derung eines  Theiles  des  Stammes  schliessen  lassen ;  denn  auch  da  handelt 
es  sich  um  Bestimmungen,  welche  wir  zunächst  auf  das  Recht  der  frühem 
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Bevölkerung  Wälschflanderns  glaubten  zurückführen  zu  müssen,  welche 
sich  demnach  im  walsch flandrischen  Recht  erst  festgesetzt  haben  können, 
als  sich  dasselbe  im  spätem  Gebiete  im  Anschlüsse  an  das  dort  früher  gel- 
tende Recht  bereits  weiter  entwickelt  hatte.  Wobei  ich  freilich  nicht  uner- 
wähnt lassen  will,  dass  dasselbe  für  das  Recht  von  Enghien  und  Grammont 
zutreffen  würde  und  damit  den  Haltpunkt,  der  sich  da  für  Einwanderung 
von  Brabant  her  zu  bieten  scheint,  abschwächt  und  eher  auf  irgendwelche 
Rückwanderung  schliessen  lassen  würde.  Doch  verliert  dieser  Umstand  da- 
durch sein  Gewicht,  dass  es  sich  dabei  insbesondere  um  das  durch  blosse 
Fruchtbarkeit  bedingte  volle  Recht  des  kinderlos  Ueberlebenden  handelt 
und  dieses,  wie  S  762  betont,  auch  auf  das  Recht  der  Drenthe  zurückgehen 
könnte. 

781.  Auf  Grundlage  blosser  Vergleichung  der  Rechte  ohne  Eingreifen 
geschichtlicher  Nachrichten  oder  sonstiger  Haltpunkte  würden  wir  demnach 
zu  dem  Ergebnisse  gelangen,  dass  der  Stamm,  der  für  das  wälschflan- 
drische  Recht  zunächst  massgebend  war,  seine  frühere  Heimath  an  derSü- 
dersee  im  Gebiete  des  Aasdomsrechts  hatte,  dass  er  von  da  durch  Brabant 
zum  Süden  zog,  hier  eine  nach  Verfangenschaftsrecht  lebende  Bevölkerung 
bereits  vorfand,  sich  zwischen  diese  einschob  und  mit  ihr  so  mischte,  dass 
er  in  einem  Mittelgebiete  der  vorherrschende  war,  eine  weniger  zahlreiche 
Einwanderung  aber  auch  in  den  Nachbargebieten  erfolgte. 

Auf  die  Stichhaltigkeit  dieses  Ergebnisses  im  Einzelfalle  lege  ich  ge- 
rade keinen  grössern  Wenh.  Die  Hakpunnte  sind  ja  zum  Theil  recht  dürf- 
tige. Und  auch  auf  das  hin,  was  ich  da  geltend  zu  machen  wusste,  werden 
Andere  vielleicht  zu  wesentlich  verschiedenen  Ergebnissen  gelangen.  Wenn 
ich  trotzdem  diese  Verhältnisse  eingehender  erörterte,  so  lag  mir  daran,  an 
einem  Einzelfalle  zu  zeigen,  wie  sich  gerade  bei  Mischrechten  Aufschlüsse 
Ober  die  Völkerbewegungen  vorgeschichtlicher  Zeit  aus 
blosser  Rechtsvergleichung  gewinnen  lassen.  Sollten  sich  die  Er- 
gebnisse im  Einzelfalle  nicht  als  genügend  sichere  erweisen,  so  dürften  die 
zu  ihnen  führenden  Erörterungen  doch  ausreichend  gezeigt  haben ,  wie 
wenigstens  in  günstig  liegenden  Fällen  da  durchaus  gesicherte  Ergebnisse 
zu  gewinnen  sind. 

Setze  ich  aber  die  bezüglichlichen  Thatsachen  in  vorgeschichtliche  Zeit, 
so  ist  der  Grund  nicht  blos  der,  dass  meines  Wissens  aus  geschichtlicher 
Zeit  nicht  die  geringste  Kunde  über  eine  Wanderung,  wir  wir  sie  voraus- 
setzten, vorliegt.  Das  bisherige  Ergebniss  wird  in  dieser  Richtung  ergänzt, 
wenn  die  nun  folgenden,  an  die  Landrechte  anknüpfenden  Untersuchungen 
mit,  wie  ich  denke,  grösserer  Sicherheit  ergeben  dürften,  dass  das  Recht, 
welches  wir  bisher  zunächst  als  wälschflandrisches  bezeichneten,  bereits 
vollständig  entwickelt  und  im  ganzen  Gebiete  herrschend  war,  als  in  ge- 
schichtlicher Zeit  auch  das  westfränkische  Recht  hier  breiten  Raum  gewann 
und  sich  damit  eine  noch  stärkere  Mischung  der  Rechte  ergab. 
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782«  Wir  haben  uns  bisher  auf  das  städtische  Recht  beschränkt ,  wie 
es  sich  für  die  grossem  Städte  des  Landes,  aber  wesendich  Ubereiastimoiend 
doch  auch  in  der  Mehrzahl  der  kleineren  Städte  und  Orte  ergibt,  welche 
eigene  Comunalverfassung  hatten ;  wir  fanden  überaus  häufig  betont,  dass 
die  besprochenen  Bestimmungen  sich  nur  auf  das  in  der  £chevinage  be- 
legene Gut  beziehen.  Dagegen  zeigt  nun  das  Recht  der  Landschaften, 
wie  es  sich  in  den  Coutumes  der  Amtsbezirke  von  Lille,  von  Douai  und 
Orchies,  von  Tournai  findet  eine  wesendich  andere  Gestaltung.  Der  Ein- 
fluss  desselben  Rechts,  welches  für  die  Städte  massgebend  war,  ist  allerdings 
auch  da  nicht  zu  verkennen.  Für  den  abweichenden  Hauptbestand  dieser 
Rechte  aber  sehen  wir  uns  durchaus  auf  den  Anschluss  an  westfränkisches 
Recht  hingewiesen.  In  den  Städten  macht  sich  dieser  nirgends  bemerklich. 
Wo  sich  da  Abweichungen  vom  Aasdomsrechte  ergaben,  hanen  wir  das 
nirgends  gerade  auf  westfränkisches  Recht  zurückzuführen.  Ebenso  bei  noch 
nicht  näher  besprochenen  Verhälmissen,  so  weit  ich  sie  überhaupt  beachtete. 
Waren  etwa  Unechte  nach  Aasdomsrechte,  vgl.  S  699.  gleichberechtigte 
Erben  nach  der  Muner,  während  sie  nach  den  wälschflandrischen  Stadt- 
rechten auch  die  Mutter  nicht  beerben,  so  entspricht  das  allerdings  west- 
fränkischem  Recht.  Aber  es  ergibt  sich  keine  Noih wendigkeil,  das  gerade 
auf  dieses  zurückzuführen.  Denn  auch  abgesehen  von  dem  kirchlichen  Ein- 
flüsse, der  sich  in  dieser  Richtung  geltend  madien  konnte,  ist  auch  den  lo- 
thringischen Rechten  jedes  Erbrecht  der  Unechten  fremd. 

Dieser  Anschluss  von  Landschaftsrechten  an  das  west- 
fränkische Recht  unter  Abweichung  der  Stadtrechte  ist  aber 
keine  auf  Wälschflandem  beschränkte  Erscheinung.  Sie  findet  sich  vielfach 
ebenso  in  Nachbargebieten.  Die  gemeine  Coutume  der  Grafschaft  Ar- 
tois  zeigt  durchaus  westfränkisches  Recht  Aber  von  den  mir  bekannten 
Sonderrechten  der  Städte  und  Orte  würden  nur  die  von  Therouanne,  St  Pol 
und  weniger  anderer  demselben  entsprechen.  Auf  die  ganz  abweichende 
Gestaltung  der  Städte  des  ösdichen  Artois  haben  wir  genugsam  hingewiesen ; 
findet  sie  sich  aber  etwa  zu  Lens ,  Houdain,  Avesnes,  Hesdin,  so  unter- 
scheidet sich  das  Recht  der  bezüglichen  Landbezirke  nicht  wesentlich  vom 
gemeinen  Recht  der  Grafschaft.  Das  Recht  der  Städte  St.  Omer  und  Aire, 
dann  der  Ortschaft  Pemes  südwesdich  von  ßethune  entspricht  aufs  be- 
stimmteste dem  deutschflandrischer  Städte.  Dagegen  ebenso  bestimmt  das 
der  ßaillage  St  Omer  und  der  Chiltellenie  Pemes  dem  westfrönkischen.  Auch 
in  der  Picardie  macht  sich  wohl  ein  entsprechender  Gegensatz  geltend.  Das 
Recht  der  Städte  Abbeville  und  Amiens  zeigt  EigenthUmlichkeiten,  welche 
auf  friesisches  Recht  hindeuten.  Aber  das  Recht  der  I^ndschaften  Ponihieu 
und  Amienois  entspricht  durchaus  dem  westfränkischen.  Auch  darauf  liesse 
sich  hinweisen,  dass  das  Recht  von  Vervins,  vgl.  S  761,  dem  wälschflan- 
drischen, das  von  Reims,  vgL  S  753,  dem   deutschflandrischen  entspricht. 
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wflhread  sie  doch  voq  Gebieten  eingeschlossen  sind,  in  welchen  übrigens, 
und  zwar  auch  in  den  Städten,  das  Recht  westfränkisch  ist.  Wobei  ich  frei- 
lich nur  die  von  mir  beachteten  Verhaltnisse  im  Auge  habe,  die  Erbenfolge 
und  was  mit  dieser,  wie  das  eheliche  Güterrecht,  näher  zusammenhängt. 

Es  handelt  sich  also  in  einem  ausgedehnteren  Gebiete  um  die  Erschei- 
nung, dass  das  Recht  der  Landschaften  von  dem  der  meisten  in  ihr  bele- 
genen Städte  abweicht,  und  zwar  überall  so,  dass  trotz  der  Verschiedenheit 
des  Rechtes  der  Städte  es  immer  gerade  das  westfränkische  Recht  ist,  dem 
sich  dann  die  Landschaftsrechte  anschliessen.  Versuchen  wir  es  daher,  zu- 
nächst nur  für  Wälschilandem  das  Verhältniss  bestimmter  festzustellen  und 
zu  erklären,  so  hat  das  nicht  blos  für  den  engern  Rechtskreis  Bedeutung, 
den  wir  zunächst  im  Auge  haben ;  wir  dürfen  dann  erwarten ,  damit  zu- 
gleich die  Erklärung  für  die  Gesammterscheinung  gegeben  zu  haben. 

783.  Liegen  mir  für  Wälschfl andern  nur  dieCoutumes  derBail- 
liage  von  Douai  und  Orchies,  dann  die  der  ausgedehnten  Chdtellenie  oder 
Bailliage  von  Lille  in  vollem  Wortlaute  vor,  vgl  Cout.  gdn.  2, 89 1  ff.,  97 1  ff., 
vor,  während  es  mir  trotz  vielfacher  Bemühungen  nicht  gelang,  den  über- 
aus seltenen  einzigen  Druck  der  nie  bestätigten  Coutume  der  Bailliage 
Tournai,  vgl.  Defacqz  2,  151,  benutzen  zu  können,  so  glaube  ich  nach 
manchen  EinzelanfUhrungen  aus  derselben  annehmen  zu  dürfen,  dass  die- 
selbe im  wesentlichen  mit  dem  übereinstimmt,  was  in  jenen  dem  west- 
fränkischen  Rechte  entsprechend  geordnet  erscheint. 

Was  nun  zunächst  Bestimmungen  betrifft,  die  sich  nur  auf  dasLehn- 
gut  beziehen,  wie  etwa  Erstgeburtsrecht,  Recht  der  Nachgebornen  auf  ein 
Fünftel,  Ausschluss  des  Weibes  durch  den  Mann  gleichen  Grades,  so  er- 
gibt sich  da  überall  der  engste  Anschluss  an  das  französischeRecht, 
ohne  dass  es  nOthig  sein  dürfte,  dem  weiter  nachzugehen.  Das  ist  ebenso 
im  Stadtrecht  von  Tournai  der  Fall,  dem  einzigen,  welches  auch  Lehen  er- 
wähnt; vgl.  S  741.  Aber  jener  Anschluss  ergibt  sich  ebenso  für  das  Zins- 
gut, das  bäuerliche  Gut,  die  Biens  cottieres  oder  Biens  de  mainferme,  wie 
hier  die  übliche  Bezeichnung  für  alle  Liegenschaften  ist,  die  nicht  als  Fief, 
oder  doch  als  Noble  tenement  besessen  werden. 

Für  aUe  Liegenschaften  macht  sich  die  Scheidung  von  Erbland 
und  Gewinnland  geltend,  welche  in  den  Städten  schon  wegen  der 
vollen  ehelichen  Gemeinschaft  keine  Bedeumng  haben  konnte.  Nicht  allein, 
dass  während  der  Ehe  das  Erbland  Sondergut  der  Ehegatten  blieb.  Auch 
nach  der  Vererbung  soll  das  Gut  nach  der  Herkunft  auseinandergehalten 
werden;  wie  im  westfränkischen  Recht  sind  für  seine  Weitervererbung 
Rückfall  undNichtsteigen  desErblandes  massgebend.  Sind  diese 
Gesichtspunkte  den  Stadtrechten  durchaus  fremd,  so  musste  sich  damit  eine 
vollständig  abweichende  Erbenfolge  wenigstens  für  das  Erbgut  er- 
geben. Statt  des  vollen  Vorfahrenrechtes  ergibt  sich  Ausschluss  schon  des 
überlebenden  Elterntheils  durch  Geschwister  und  sonstige  Freunde  der  an- 
dern Seite ;  statt  der  vollen  Gleichstellung  von  Vollgebun  und  Halbgeburt 
Ausschluss  der  Halbgeschwister  vom  Erbgut  der  andern  Seite;  überhaupt 

F  i  c  k  e  r ,  Untersuchungen.  III.  1 2 


Digitized  by 


Google 


178  ^'V  2.  WUlschflandrische  Landrechte. 

783]  überall  Nichtbeachtung  der  Folge  nach  Linie  und  Grad,  wo  Erbgut 
in  Frage  kommt.  Tritt  diese  dann  ein  bei  Gewinngut  und  Fahrniss,  steigen 
diese  auf  Vorfahren ,  wird  bei  ihnen  auch  in  den  Landschaftsrechten  die 
Gleichstellung  von  Halbgeburt  und  VoUgebun  ausdrücklich  betont,  so  ent- 
spricht auch  das  durchaus  dem  westfränkischen  Recht,  für  das  sich  ergeben 
wird,  dass  es  bezüglich  dieser  Bestandtheile  genau  mit  der  Folge  überein- 
stimmt, nach  welcher  im  Aasdomsrechte  und  im  wälschflandrischen  der  ge- 
•sammte  Nachlass  vererbt. 

Entsprechender  Anschluss  ergibt  sich  denn  auch  sonst,  wo  das  Recht 
der  Seiten  auf  das  von  ihr  herrührende  Gut  in  Frage  kommt.  So  insbeson- 
dere bei  dem  ganz  entsprechend  dem  westfränkischen  Recht  geordneten, 
nur  den  Freunden  der  bezüglichen  Seite  zustehenden  Näherrechte, 
welches  nach  S741  den  Stadtrechten  überhaupt  fehlte  oder  aber  dem  Grad- 
nächsten  ohne  alle  Rücksicht  auf  die  Seite  zustand. 

Für  die  von  uns  ins  Auge  gefassten  Verhältnisse  ist  dann  weiter  von 
Bedeutung  die  einseitigeZucht  der  überlebendenFrauamGute 
des  Mannes,  welche  besonders  kennzeichnend  sein  dürfte  für  das  Zurück- 
gehen auf  westfränkische  Grundlage.  Denn  sie  ist  nicht  blos  den  wälsch- 
flandrischen Stadtrechten ,  sondern  auch  allen  Nachbarrechten  derselben, 
den  deutschflandrischen,  wie  den  niederlothringischen  Rechten  durchaus 
fremd,  so  weit  nicht  insbesondere  beim  Lehen  gleichfalls  westfränkischer 
Einfluss  anzunehmen  ist.  So  verschieden  diese  Verhältnisse  da  auch  gestaltet 
sein  mögen,  indem  sie  dem  überlebenden  Gatten  auf  Grund  der  Ehe  selbst 
bald  volle,  bald  halbe,  bald,  wie  die  besprochenen  Stadtrechte,  keine  Zucht 
am  Gute  des  verstorbenen  zugestehen,  so  stimmen  doch  alle  darin  überein, 
dass  Mann  und  Frau  ganz  gleich  behandelt  erscheinen,  dem  Mann  dieselbe 
Zucht  zukommt,  wie  der  Frau,  oder  da,  wo  der  Mann  keine  Zucht  hat,  die- 
selbe auch  der  Frau  nicht  zukommt.  Dagegen  handelt  es  sich  beim  west- 
fränkischen Douaire  um  Zucht  nur  der  Frau  an  bestimmten  Theilbcträgen 
der  Liegenschaften  des  Mannes. 

Dem  entsprechend  findet  sich  in  ganz  Wälschflandem  Zucht  der  Frau 
an  der  Hälfte  der  Lehngüter  des  Mannes.  Und  zwar  so,  dass  im  Amt 
Douai  Succ.  S  49,  dann  im  Amte  Lille  5  S  2  in  genauestem  Anschluss  an 
die  westfränkischen  Bestimmungen  von  mehreren  berechtigten  Wittwen  der 
ersten  die  Hälfte,  der  zweiten  ein  Viertel,  der  driuen  ein  Achtel  zukommt, 
während  beim  Tode  der  einen  die  nachfolgende  in  den  Theil  derselben 
einrückt.  Ist  in  der  Somme  rurale  1  t.  97  für  Lille  und  Toumesis  von  einem 
auf  ein  Drittel  bemessenen  Douaire  an  Lehen  die  Rede,  so  handelt  es  sich 
wohl  nur  um  die  schon  in  den  Coustumes  de  Vermendois  S  300 ,  dann  in 
der  Coutume  von  Lille  5  $  i  als  Brauch  der  Kastellanie  betonte  Bestim- 
mung, dass,  wenn  die  Wittwe  auf  Fahrniss  und  Schulden  verzichtet,  ihr 
stau  der  Hälfte  nur  ein  Drittel  als  Douaire  zukommt.  Und  die  Bemessung 
auf  ein  Drittel  wäre  ja  auch  bei  Lehen  dem  westfränkischen  Rechte  nicht 
fremd. 

Ausser  an  der  Hälfte  der  Lehen  hat  dann  die  Wittwe  wenigstens  in 
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derßailliage  Douai  und  Orchies,  Succ.  S  47,  Zucht  an  einem  Drittel  der 
ZinsgUter,  der  He'ritages  cottiers.  Auch  diese  Scheidung  der  Bestand- 
theile  und  die  geringere  Bemessung  auf  ein  Drittel  beim  Zinsgut  ist  dem 
westfrHnkischen  Rechte  nicht  unbekannt  und  entspricht  insbesondere  den 
Rechten  in  der  Picardie  und  in  Artois;  vgL  Warnkönig  Fr.  R.  G.  2,  258. 
Damit  musste  natürlich  die  ganze  vermögensrechtliche  Stellung  des  lieber- 
lebenden  eine  andere  werden.  Wurden  in  den  Städten  Rechte  des  Ueber- 
lebenden  am  Gute  des  Verstorbenen  nur  durch  Wechselauflassung  und 
Blutsauflassung  begründet,  so  ist  hier  von  beiden  nicht  die  Rede;  die  ge- 
setzliche Zucht  nur  der  Frau  ist  von  beiden  unabhängig,  schon  Wirkung 
der  Ehe  selbst. 

Die  besprochenen  Umstände  sind  so  massgebend  für  die  gesammte 
v^eitere  Gestaltung  der  Erbenfolge  und  des  ehelichen  Güterrechts,  dass  sie 
durchaus  die  Behauptung  rechtfertigen,  dass  diese  in  den  Landschaftsrechten 
zunächst  auf  westfränkischer  Grundlage  beruhen. 

784.  Andererseits  finden  sich  allerdings  auch  manche  Abweichun- 
gen vom  westfränkischen  Recht.  Sind  dieselben  im  Bezirke  von 
Douai  und  Orchies  durchweg  geringer,  als  in  dem  von  Lille^  so  ergibt  sich 
doch  auch  wohl  das  Verhältniss,  dass  sich  hier  westfränkische  Bestimmun- 
gen finden,  wo  in  jenem  die  entsprechenden  abweichen,  so  dass  da  die 
grössere  oder  geringere  Annäherung  an  das  geschlossene  westfränkische 
Rechtsgebiet  nicht  ausschliesslich  massgebend  gewesen  sein  kann. 

Dann  ergibt  sich  überwiegend  Anschluss  des  Abweichenden 
an  die  städtischenRechte,  oder  es  erscheint  doch  das  westfränkische 
Recht  in  der  Richtung  der  bezüglichen  Bestimmungen  dieser  abgeändert. 
Es  handelt  sich  da  sowohl  um  Bestimmungen,  welche  wir  glaubten,  auf  das 
Aasdomsrecht  zurückführen  zu  sollen,  als  um  solche,  welche  auf  den  Ein- 
fluss  der  lothringischen  Nachbarrechte  hinwiesen.  Andere  Bestimmungen, 
welche  von  den  westfränkischen  abweichen,  lassen  sich  auch  an  das  städ- 
tische Recht  nicht  bestimmter  anknüpfen,  sichtlich  zunächst  desshalb,  weil 
da  das  bezügliche  Verhälmiss  überhaupt  abweichend  gestaltet  ist.  Wird  dann 
zunächst  auch  hier  an  Zusammenhang  mit  den  Nachbarrechten 
zu  denken  sein,  so  gelangen  wir  da  wieder  zu  entsprechendem  Ergebnisse, 
wie  bei  den  Stadtrechten.  Während  sich  keinerlei  Annäherung  an  deutsch- 
flandrisches Recht  zeigt,  die  nicht  auch  aus  einem  andern  Nachbarrechte 
entnommen  sein  könnte,  stossen  wir  da  mehrfach  auf  Bestimmungen,  welche 
nicht  blos  den  später  genauer  zu  behandelnden  lothringischen  Rechten  ent- 
sprechen, sondern  auch  wohl  als  Eigenthümlichkeiten  derselben  zu  be- 
trachten sind,  durch  welche  sie  sich  von  allen  Nachbarrechten  unterschei- 
den. Es  ergibt  sich  dann^  dass,  wie  das  ja  von  vornherein  zu  erwarten,  die 
Abweichungen  der  Landschaftsrechte  vom  fränkischen  auf  dieselben  Grund- 
lagen zurückgehen,  auf  welchen  die  städtischen  überhaupt  beruhen. 

Es  wird  zum  Belege  genügen,  wenn  ich  nicht  auf  alle  bezüglichen 
Hanzelnheiten  eingehe,  mich  mit  Besprechung  einiger  der  auffallendem  und 
besonders  bestimmte  Haltpunkte  bietenden  begnüge.  In  der  Coutume  von 
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784]  Douai  handelt  es  sich  da  in  erster  Reihe  umdieZucht  derWittwe, 
um  das  Douaire.  Dieses  bezieht  sich  im  westfränkischea  Rechte  auf  das 
liegende  Gut,  welches  der  Mann  in  die  Ehe  einbrachte  oder  während  der- 
selben nach  Vorfahren  ererbte.  Ebenso  trifft  es  nach  Recht  der  Kastellanie 
Lille  5  S  I  alle  Lehen  und  Herrschaften :  dont  son  mary  a  esU  heriüer  con- 
stant  son  mariage;  dem  entsprechend  steht  nach  S  4  der  Frau  sofort  nach 
derEhevoUziehung  bevorzugtes  Pfandrecht  an  allen  Lehen  des  Mannes  zu.  Da- 
gegen zu  Douai  Succ.  S47  alle  Liegenschaften :  dont  son  ditmary  seroit  termine 
heritier  ;  und  entsprechend  nach  Recht  der  Stadt  Tournai  1 6  S  6,  alle  Lehen : 
soient  pairimoniaux  ou  par  luy  acquis,  desquels  ledit  mary  seroit  mort  he- 
ritier. Auch  im  Recht  der  Kastellanie  Oisy  S  13,  Bouthors  2,  420,  trifitdas 
das  Gut,  welches  der  Mann  hatte:  anjour  de  son  trespas.  Nun  wird  sich 
bei  Besprechung  der  lothringischen  Rechte  ergeben,  dasssich  in  allen,  auch 
in  denen,  welche  wie  die  Oberlothringens,  der  Bourgogne ,  des  Bourbon- 
nais,  in  der  Einseitigkeit  der  Zucht  der  Frau  mit  den  westfränkischen  über- 
einstimmen, diesen  gegenüber  alle  Zucht  auf  das  beim  Bruch  der  Ehe,  nicht 
schon  auf  das  während  der  Ehe  vorhandene  Gut  bezieht.  Und  wir  werden 
auszuführen  haben,  wie  dieser,  anscheinend  wenig  wesentliche  Unterschied 
dadurch  weitreichende  Bedeutung  gewinnt,  dass  die  westfränkische  An- 
knüpfung an  den  Beginn  der  Ehe  zu  Verfangenschaft  des  Erbgutes  des 
Mannes  überhaupt  oder  doch  bis  zum  Betrage  des  Douaire  führen  musste, 
während  die  lothringische  dem  Manne  während  der  Ehe  völlig  freie  Ver- 
fügung über  sein  Gut  beliess,  alles  Recht  der  Frau  sich  lediglich  auf  das 
bezog,  was  er  hinterliess,  ohne  dass  ihr  irgendwelcher  Betrag  gesichert  war. 

Und  damit  hängt  ein  Anderes  eng  zusammen.  Im  westfränkischen 
Recht  ist  jede  eigenmächtige  Veräusserung  von  Frauengut  durch 
den  Mann  untersagt.  Aber  wir  bemerkten  schon  S  774,  wie  in  wälsch- 
flandrischen  Rechten  und  zwar  zweifellos  unter  Einwirkung  der  entspre- 
chenden lothringischen  Gestaltung  der  Mann  während  der  Ehe  auch  über 
das  Gut  der  Frau  ganz  nach  Willkür  verfügen  kann.  Und  auch  das  fanden 
wir  nicht  blos  in  den  Rechten  der  Städte,  sondern  ebenso  in  dem  derBail- 
liage  von  Douai  und  Orchies,  während  das  des  Amtes  Lille  sich  auch  da 
dem  westfränkischen  anschliesst. 

Auch  bei  andern  Abweichungen  vom  westfränkischen  Recht  ergibt 
sich  wohl  näherer  Zusammenhang  mit  den  Nachbarrechten.  Besteht  nach 
französischem  Recht  der  Freit  heil  vom  Erblande,  über  den  letztwillig 
verfügt  werden  darf,  in  einem  Bruchtheile  desselben,  einem  Drittel  oder 
Fünftel,  so  bestimmt  das  Recht  desAmtsLille9S4nach  ganz  abweichendem 
Gesichtspunkte  denselben  bei  Lehen  und  sonstigen  Liegenschaften  auf  die 
Einkünfte  des  gesammten  Guts  durch  drei  Jahre.  Dieselbe  Bestimmung 
findet  sich  in  derCoutume  von  Cambrai  i  S  22.  In  Artois  darf  nach  den 
Coustumes  de  Vermendois  S  181  ausser  über  ein  Fünftel  der  Lehen  über 
die  Einkünfte  dreier  Jahre  verfügt  werden;  vgl.  auchSomme  rurale  1 1 25. 
Aehnliche  Bestimmungen,  aber  auf  ein  Jahr  beschränkt ,  finden  sich  auch 
in  der  Coutume  von  Hennegau  von  16 19  ch.  34  $  8,  97  S  i ;  vgl.  Coust. 
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de  Vennendois  S  312.  Würden  sich  wohl  noch  andere  ähnliche  Abweich- 
ungen nachweisen  lassen,  so  sind  sie  fUr  unsere  Zwecke  von  geringerer  Be- 
deutung, da  sie  sich  immerhin  erst  in  späterer  Zeit  entwickelt  haben  könnten 
und  nicht  in  näherer  Beziehung  zu  der  sonstigen  Gruppirung  der  Rechte 
stehen,  wie  das  bei  den  besprochenen  Abweichungen  bezüglich  des  Douaire 
zweifellos  der  Fall  war. 

In  dieser  Richtung  erscheint  eine  andere  Abweichung  beachtenswenher, 
nämlich  die  Zulässigkeit  des  sogenannten  Gutachten  der  Eltern,  des 
Avis  de  pere  et  mere,  vgl.  Britz  Dr.  Belg.  764,  wonach  die  Eltern  die  Be- 
fugniss  haben ,  bei  Lebzeiten  ihre  Liegenschaften  so  unter  die  Kinder  zu 
theilen,  dass  diese  nach  ihrem  Tode  daran  gebunden  sind,  und  dabei  nach 
ihrem  Ermessen  ein  Kind  vor  dem  andern  zu  bevorzugen.  Das  ist  ausdrück- 
lich so  ausgesprochen  in  den  Landschaftsrechten  von  Douai  und  Orchies 
Succ.  S  39  und  dem  von  Lille  2  S  38;  ebenso  aber  auch  im  Stadtrecht  von 
Toumai  15  S  23,  während  die  andern  Stadtrechte  darüber  schweigen.  Dem 
gegenüber  gestattete  das  westfränkische  Recht  keine  Bevorzugung  einzelner 
Kinder.  Werden  auch  aus  dem  französischen  Recht  Belege  für  den  Avis 
angefühn,  vgLLoysel  S  307,  so  trifft  das  Coutumes,  welche  auch  sonsuge 
Abweichungen,  insbesondere  nähern  Anschluss  an  die  lothringische  Gruppe 
eilgeben.  Fanden  wir  S  699  eine  solche  Befugniss  der  Eltern  auch  wohl  im 
Aasdomsrechte,  so  könnte  es  nahe  liegen,  dieselbe  damit  in  Verbindung  zu 
bringen,  zumal  sie  insbesondere  auch  in  dem  dem  Aasdomsrechte  am  auf- 
fallendsten entsprechenden  Stadtrechte  von  Toumai  ausgesprochen  ist.  Aber 
der  Avis  ist  auch  in  den  lothringischen  Rechten,  worauf  wir  zurückkommen, 
weit  verbreitet,  insbesondere  im  anstossenden  Hennegau  allgemein  aner- 
kannt, so  dass  es  sich  kaum  rechtfertigen  würde,  das  durch  Vermittelung  der 
Stadtrechte  gerade  auf  das  Aasdomsrecht  zurückzuführen. 

Bestimmter  noch  dürfte  es  auf  den  Einfluss  der  lothringischen  Rechte 
zurückzuführen  sein,  wenn  das  Recht  des  Amts  Lille  nur  die  Scheidung 
zwischen  Liegenschaften  und  Fahrniss  beachtet,  insbesondere  2 
S  2.  54  schlechtweg  alle  Fiefs  und  He'ritages  cottiers,  also  auch  die  gewon- 
nenen nicht  steigen  lässt,  so  dass  der  Vater,  gleich  andern  Vorfahren,  ledig- 
lich Hoir  mobilier  seines  Kindes  ist.  Das  entspricht  weder  dem  westfrän- 
kischen Recht,  welches  das  Gewinnland  steigen  lässt,  wie  4as  auch  hier 
nach  Recht  von  Douai  und  dem  des  AmtsTournai,  vgl.  Britz  679,  der  Fall 
ist ;  noch  aber  auch  dem  Aasdomsrechte  und  den  ihm  entsprechenden  Stadt- 
rechten,  welche  den  gesammten  Nachlass  einheitlich  vererben  und  insbe- 
sondere auf  Vorfahren  steigen  lassen.  Wo  sich  in  den  letztern  in  andrer 
Richtung  wohl  nur  die  Scheidung  zwischen  Liegenschaft  und  Fahrniss  be- 
achtet zeigt,  vgl.  etwa  S  754,  da  glaubten  wir  das  auch  da  auf  den  Einfluss 
der  lothringischen  Verfangenschaftsrechte  zurückführen  zu  müssen. 

785.  Dagegen  scheinen  mir  die  eigenthümlichen  Bestimmungen  über 
dasRecht  überlebenderEltern  nebenKindern,  wie  sie  sich  In  den 
Rechten  der  Aemter  Lille  und  Tournai  finden,  einen  bestimmten  Beleg  da- 
für zu  bieten,  wie  Abweichungen  vom  westfränkischen  Recht  auch  wohl 
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785]  durch  Eingreifen  von  Auffassungen  herbeigeführt  sind ,  welche  den 
sonstigen  Nachbarrechten  fremd  sind ,  und  sich  nur  im  wälschflandrischen 
Stadterecht  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Aasdomsrechte  finden. 

Nach  den  genauen  Angaben  der  Coutume  der  Kastellanie  Lille  ist  aller- 
dings das  Recht  des  überlebenden  Vaters  neben  Kindern  ganz  ent- 
sprechend dem  westfränkischen  Recht  gestaltet.  Der  Vater  hat  keinerlei 
Recht  auf  das  Gut  der  vorverstorbenen  Mutter ;  das  Erbland  derselben  und 
die  Hälfte  des  Gewinnlandes  gehören  den  Kindern.  Aber  ebenso  die  Hälfte 
der  Fahmiss.  Der  Vater  hat  kein  Recht,  dieselbe  im  Besitz  zu  halten;  er  ist 
nach  2  S  41  zurPartage  derselben  jederzeit  verpflichtet,  sobald  dieselbe  ver- 
langt wird,  während  er  bis  dahin  nach  Belieben  über  die  ganze  Fahrniss 
verfügt.  Wird  sie  nicht  verlangt,  so  tritt,  ganz  so,  wie  im  westfränkischen 
Recht,  fongesetzte  Gütergemeinschaft  ein,  welche  auch  trotz  der  Wieder- 
verheirathung  fortdauern  kann,  so  dass  dann  Vorkinder  einer  Seite  mit  einem 
Drittel,  beider  Seiten  mit  einem  Viertel  an  der  Gemeinschaft  betheiligt  sind. 
Eigenthümlich  ist  nur  etwa  die  Bestimmung  S  44,  wonach,  wenn  die  Par- 
tage  auch  beim  Tode  des  Ueberlebenden  noch  nicht  verlangt  war,  dieselbe 
überhaupt  nicht  mehr  verlangt  werden  kann;  was  dahin  zu  verstehen  sein 
wird,  dass  die  Vorkinder  dann  einfach  ohne  Voraus  mit  den  Nachkindem 
zu  theilen  haben.  Da  es  sich  nur  um  die  Fahmiss  handelt,  entspricht  das 
Bestimmungen,  wie  wir  sie  S  77 1  ebenso  im  städtischen  Rechte  fenden. 

Ist  das  Recht  der  überlebenden  Mutter  insofern  ein  anderes, 
als  dieselbe  auch  Ansprüche  bezüglich  des  Vaterguts  hat,  so  entspricht  das 
freilich  im  allgemeinen  dem  westfränkischen  Recht  insofern ,  als  dieses  in 
Abweichung  vom  Stadtrechte  und  den  Nachbarrechten  die  überlebende  Frau 
anders  behandelt,  als  den  Mann.  Darüber  hinaus  aber  entspricht  das  Recht 
von  LiUe  und  Tournesis  dem  westfränkischen  lediglich  bezüglich  der 
Lehen,  an  deren  Hälfte  die  Frau  lebenslängliches  Douaire  hat.  Dagegen 
sind  bezüglich  der  Fahrniss  und  bezüglich  der  Zinsgüter  die  Ansprüche  der 
Frau  durchaus  anders  geordnet ;  und  zwar  bei  jener  genau  entsprechend  den^, 
was  das  Stadtrecht  im  engsten  Anschlüsse  an  das  Aasdomsrecht  für  jeden 
überlebenden  Ehegatten  bezüglich  des  gesammten  Gutes  bestimmt,  während 
beim  Zinsgut  sich  wenigstens  auffallende  Annäherung  ergibt. 

Von  der  Fahrniss  kommt  nach  westfränkischem  Recht,  wie  ebenso 
nach  dem  Landschaftsrechte  von  Douai  und  Orchies  3ucc.  S  47 ,  auch  der 
überlebenden  Frau  nur  die  Hälfte  zu,  mögen  nun  Kinder  vorhanden  sein, 
oder  nicht.  Das  ist  nach  dem  Recht  von  Lille  2  S  45  auch  hier  der  Fall, 
wenn  keine  Kinder  überleben ;  sie  hat,  sobald  es  verlangt  wird ,  mit  den 
Erben  des  Verstorbenen  zu  hälften.  Nur  hat  sie  dabei,  vgl.  2  S  51,  ein  dem 
französischen  Rechte  fremdes  Droit  de  veuve,  einen  Voraus  bezüglich 
ihrer  Kleider  und  eines  Stückes  von  allem  Hausrath,  wie  das  ebenso  das 
Stadtrecht  von  Lille  1 7  S  3  bestimmt,  während  wir  einen  entsprechenden, 
aber  auch  dem  überlebenden  Mann  zukommenden  Voraus  $  709  auch  im 
Aasdomsrechte  fanden. 


Digitized  by 


Google 


Recht  überlebender  Eltern  neben  Kindern.  igo 

Ganz  anders,  wenn  Kinder  leben.  Nach  2  S  39  verbleiben  derWittwe: 
ayant  enfani  vioant  d^iceluy ,  nach  dem  Tode  des  Mannes:  tous  les  biens 
meubles,  cateuxet  repuU^pour  meubles,  unter  der  Verpflichtung,  die  Schul- 
den zu  zahlen :  desqtiek  biens  eile  peut  user  et  disposer  ä  son  plaisir  et  vo- 
lontSy  Sans  estre  tenue  faire  pariage  ä  ses  enfans,  n'est  quelle  se  remarie. 
Im  Falle  der  Wiederverheirathung  aber  hat  sie,  wenn  es  verlangt  wird,  die 
Kinder  auf  die  Hälfte  der  Fahrnisse :  en  tel  estat  quils  soni  lors  trouoei, 
abzutheilen,  wogegen  die  Kinder  dann  auch  die  Hälfte  der  Schulden  zu 
Übernehmen  haben:  esquelles  ladite  vefve  est  tenue  aujour  dudit partage. 
Hinterlässt  der  Mann  auch  Vorkinder,  so  hat  sie  allerdings  auf  Verlangen 
sofort  zu  hälften;  aber  die  Winwe  hat  auch  dann  das  Recht,  den  auf  ihre 
eigenen  Kinder  entfallenden  Antheil  an  der  Kinderhalfte  zu  völlig  freier 
Verfügung  zu  behalten,  so  lange  sie  nicht  wiederheirathet,  und  bei  späterer 
Abtheilung  mit  denselben  ihnen  den  den  Vorkindern  herausgegebenen  Theil- 
betrag  in  Abrechnung  zu  bringen,  wie  wir  Entsprechendes  im  Gebiet  des 
Aasdomsrechtes  zu  ZUtphen  S  724  und  zu  ZwoUe  S  731,  dann  aber  S  767 
auch  im  Stadtrecht  von  Tournai  bestimmt  fanden.  Starben  aber  die  Kinder 
vor  der  Mutter,  so  verblieb  dieser  als  Erbin  derselben  die  ganze  Fahmiss 
als  Eigen,  da  diese  auch  nach  den  Landschaftsrechten  auf  Vorfahren  steigt. 
Auch  das  mir  unzugäni^liche  Recht  der  Bailliage  Tournai,  vgl.  Britz  854, 
scheint  wesendich  übereinstimmend  zu  sein. 

Das  Alles  entspricht  nun  aufs  genaueste  den  eigenthUmlichen  Bestim- 
mungen über  fortgesetzte  Gemeinschaft,  wie  wir  sie  S  721  £f.  für  das  Aas- 
domsrecht  und  S  765  ff.  für  das  wälschflandrische  Stadtrecht  nachwiesen. 
Insbesondere  finden  wir  die  zunächst  kennzeichnenden  Bestimmungen,  wo- 
nach die  Kinder  kein  Recht  haben,  vom  unverheirathet  Ueberlebenden  Thei- 
lang  zu  verlangen,  und  dieser  das  Gut  ohne  jede  Verfangenschaft  behält, 
auch  hier  aufs  bestimmteste  ausgesprochen.  Ein  Unterschied  ergibt  sich 
lediglich  einmal  darin,  dass  hier  nur  Recht  der  Mutter  ist,  was  dort  jedem 
Elterntheil  zusteht.  Weiter  aber  darin,  dass  das^  was  don  das  ganze  Ver- 
mögen trifft,  hier  auf  die  Fahmiss  beschränkt  erscheint.  In  letzterer  Rich- 
tung aber  gewinnt  der  enge  Anschluss  dadurch  erhöhte  Bedeutung,  dass 
nicht  blos  die  Meubles  im  eigentlichen  Sinne,  sondern  auch  die  Biens  re- 
putez  pour  meubles  in  angegebener  Weise  behandelt  werden,  und  dass  zu 
den  letztern  nach  der  Coutume  des  Amts  Lille  7  S  1 1  auch  das  Allod,  die 
freieigene  Liegenschaft,  gerechnet  wird.  Wir  werden  auf  diesen  besonders 
wichtigen  Umstand  später  zurückkommen. 

Etwas  stärker  abweichend,  aber  doch  sichüich  mit  jenen  Besdmmungen 
im  engsten  Zusammenhange  stehend,  sind  die  Rechte  der  mit  Kindern  über- 
lebenden Wittwe  am  bäueriichen  Zinsgut,  am  Bien  cottier,  roturier  oder 
de  mainferme.  Im  l^ndschaftsrechte  von  Douai  und  Orchies  erstreckt  sich 
das  dem  westfränkischen  Rechte  entsprechende  Douaire  auch  auf  das  Zins- 
gut. Dagegen  findet  sich  in  den  Aemtern  Lille  und  Tournai  eine  eigen- 
thümliche  Gestaltung,  welche  als  Vivenotte  oder  Vivelotte  bezeichnet 
wird«  Der  Ausdruck  kommt  auch  wohl  in  Nachbargebieten  vor  und  wird 
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785]  dann  verwandt,  um  verschiedene  Rechte  des  Ueberlebenden  za  be- 
zeichnen. Als  Droit  de  linotte  ou  vivenotte  wird  zu  St  Venant  S  22  die 
Zucht  jedes  Ueberlebenden,  zu  Harn  S  8  die  Zucht  des  überlebenden  Mannes 
bezeichnet;  vgl.  Bouthors  2,  386.  393.  Zu  Richebourg  St  Vaast  S  28  und 
Richebourg  T  Avoue'  S439  Cout  ge'n.  i,  394.  451,  bezeichnet  Vi venone  das 
Recht,  des  Ueberlebenden,  bei  der  Halftung  mit  Rückenerben  ein  Viertel 
der  Hälfte  des  Verstorbenen  zu  Zucht  zu  behandeln.  InWälschfiandern  be- 
zeichnet der  Ausdruck  nur  ein  Recht  der  Wittwe,  welches  dem  Winwer 
nicht  zusteht  Bringt  Bouteiller  i  1 98  den  Ausdruck  mit  Vivre  zusammen, 
da  der  Wittwe  der  Lebensunterhalt  gesichert  sein  soll,  geben  die  spätem 
französischen  Juristen  ihn  mit  Vitalitium  oder  Douaire  roturier  wieder,  so 
ist  das  sachlich  nicht  zutreffeAd ;  denn  es  handelt  sich  nicht  um  eine  lebens- 
längliche Zucht  der  Wittwe  als  solcher,  sondern  um  ein  Recht  nur  der 
neben  Kindern  überlebenden  Muuer.  Mit  den  Angaben,  welche  Bouteiller 
in  der  Somme  rurale  i  t.  76  und  nochmals  i  t  98  über  den  besondem 
Brauch  von  Lille  und  Toumesis  gibt,  stimmen  die  der  Coutume  von  Lille 
eh.  6  im  wesentlichen  überein.  Ist  das  bei  dem,  was  Britz  854,  vgL  auch 
DefacqZ2,i07,  nach  der  Coutume  der  Bailliage  Tournai  anfühn,  wonach  es 
sich  auch  bei  der  Vivenotte  um  ein  Douaire  handeln  würde,  nicht  in  der 
selben  Weise  der  Fall,  so  glaube  ich  davon  absehen  zu  dürfen,  da  mir  der 
Wortlaut  der  Angaben  nicht  bekannt  ist 

Leben  keine  Kinder  beim  Bruch  der  Ehe,  so  hat  die  Wittwe  zwar 
Douaire  an  den  Lehen,  aber  keinerlei  Recht  an  den  Hdritages  cottiers  pa- 
trimoniaux  des  Mannes,  sondern  hat  dieselben  sofon  den  Erben  desselben 
herauszugeben,  entsprechend  dem  Aasdomsrechte  und  den  Stadtrechten, 
welchen  gleichfalls  jede  gesetzliche  Zucht  als  Wirkung  der  Ehe  selbst  fremd 
ist  Aber  ayant  enfans  ou  enfant  vioant  behält  die  Mutter,  so  lange  sie  nicht 
wiederheirathet,  das  gesammte  väterliche  Zinsgut  zu  Zucht ;  selbst  wenn  die 
Kinder  heirathen,  hat  sie,  wie  Bouteiller  betont,  nichts  an  dieselben  heraus- 
zugeben.  Heirathetsie  wieder,  so  hat  sie  auch  dann  nicht  einfach  das  Ganze 
als  Vatergut  an  die  Kinder  herauszugeben,  sondern  zu  hälften,  so  dass  sie 
nur  die  Hälfte  zu  Zucht  behält.  Mag  dabei  die  Au£fassung  des  französischen 
Douaire  eingegrififen  haben,  wonach  der  Wittwe  Zucht  am  halben  Erbgut 
des  Mannes  zusteht,  so  ergibt  sich  wieder  die  entschiedenste  Abweichung 
darin,  dass  weder  die  volle  Zucht,  noch  die  halbe  Zucht  bei  Wiederverhei- 
rathung  eine  lebenslängliche  ist,  sondern  erlischt,  sobald  alle  Kinder,  be- 
ziehungsweise Kindskinder  vor  der  Mutter  sterben,  in  welchem  Falle  diese 
das  Gut  sofort  an  die  sonstigen  Erben  des  Vaters  herauszugeben  hat 

Das  führt  also  auf  denselben  Gesichtspunkt,  den  wir  S  763  insbeson- 
dere im  Hennegau,  aber  auch  in  wälschilandrischen  Stadtrechten  für  beide 
Elterntfaeile  eingehalten  fanden.  Es  handelt  sich  sichtlich  nicht  um  fortge- 
setzte Gemeinschaft,  da  das  väterliche  Erbgut  nach  den  Landschaftsrechten 
auch  in  der  Ehe  nicht  Gemeingut  war.  Es  kann  nur  als  auf  die  Erben  des 
Vaters  vererbt  gefasst  werden.  Waren  diese  dann  aber  gemeinsame  Kinder, 
so  scheint  die  Auffassung  einer  besonders  engen  Verbindung  zwischen 
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Mutter  uod  Kindern  dahin  eingegriffen  zu  haben,  dass  die  Mutter  ihren  Kin- 
dern gegenüber  Nutzung  des  denselben  gehörenden  Guts  verlangen  kann. 
Denn  es  wird  auch  nicht  etwa  als  Gesammtgut  der  Mutter  und  der  Kinder 
aufgefasst  werden  können,  da  der  Mutter  nach  dem  Tode  der  Kinder  kei- 
nerlei Recht  am  Gute  verbleibt,  zumal  dieselbe,  da  nach  den  Landschafts- 
rechten das  Erbgut  nicht  steigt,  das  Gut  auch  nicht  als  Erbin  ihrer  Kinder 
erhalten  kann.  Es  handelt  sich  um  kein  Recht  der  Wittwe  gegenüber  jedem 
Erben  des  Mannes,  sondern  um  ein  Recht  der  Muuer  nur  gegenüber  ihren 
eigenen  Kindern,  dessen  Gestaltung  gerade  in  dieser  Richtung  doch  sicht- 
lich durch  die  an  die  fortgesetzte  Gemeinschaft  anknüpfende  Zucht  ohne 
Verfangenschaft,  wie  wir  sie  im  Aasdomsrechte  und  den  Stadtrechten,  aber 
auch  hier  bei  der  Fahrniss  fanden,  aufs  wesentlichste  beeinflusst  sein  muss, 
ohne  dass  es  nöthig  sein  dürfte,  das  im  einzelnen  näher  zu  verfolgen.  Wäh- 
rend überall  der  Umstand ,  dass  die  Rechte  nur  der  überlebenden  Mutter, 
nicht  ebenso  dem  Vater  zustehen,  doch  auch  wieder  bestimmter  dem  west- 
fränkischen Rechte  entspricht. 

Das  ergibt  sich  ebenso  wohl  für  Einzelrechte,  wie  für  Ostricourt,  vgl. 
S  769,  zu  Herlies,  Houplain,  Faches  undHamel,  Bouthors  2,  527.  528,  wo 
nur  die  Wittwe  Zucht  hat,  sich  dann  aber  Annäherung  an  das  sonstige 
wälschfiandrische  Recht  darin  zeigt,  dass  ihr  einerseits  das  ganze  Gut  des 
Verstorbenen  verbleibt,  sie  dasselbe  andererseits  bei  Wiederverheirathung 
herauszugeben  hat  Zu  Harnes  S  1 2,  Bouthors  2,  5 1 6,  ergibt  sich  dann  wie- 
der grössere  Annäherung  an  das  westfränkische  Recht  darin,  dass  sie  auch 
bei  Wiederverheirathung  nur  die  Hälfte  herauszugeben  hat^  die  andere 
Hälfte  zu  Zucht  behält.  Die  Rechtsmischung  kommt  da  in  der  verschie- 
densten Weise  zur  Geltung. 

786.  Die  erönenen  Umstände  dürften  genügen ,  um  die  Behauptung 
zu  rechtfertigen,  dass  einerseits  die  wälchilandrischen  Landschaftsrechte  sich 
wenigstens  bezüglich  der  uns  zunächst  beschäftigenden  Verhältnisse  der 
Erbenfolge  und  des  ehelichen  Güterrechts  in  den  Hauptgrundlagen  dem 
westft'änkischen  Recht  aufs  engste  anschliessen.  Dass  aber  andererseits,  wenn 
sich  doch  auch  manche  Abweichungen  zeigen,  diese  sich  ergeben  haben 
müssen  unter  dem  Einflüsse  desselben  Rechts,  welches  ftir  die  Stadtrechte 
überhaupt  massgebend  war,  also  eines  Rechtes,  welches  nach  den  frühern 
Ergebnissen  in  seiner  Grundlage  durchaus  dem  räumlich  ganz  getrennten 
Aasdomsrechte  entspricht,  während  sich  dann  seit  seiner  Verpflanzung  in 
diese  Gegend  in  der  Weiterentwicklung  mehrfach  eine  Uebereinstimmutig 
mit  den  hier  angränzenden  Rechten  ergeben  haben  muss,  welche  aus  Nach- 
barschaft, aber  auch  aus  Mischung  und  Rückwirkung  der  hier  früher  gel- 
tenden Rechte  zu  erklären  sein  wird. 

Versuchen  wir  es  nun,  im  Anschlüsse  an  das  Gesagte  zu  einer  Er- 
klärung des  Gegensatzes  zw  ischenLandschaftsrechten  und 
Stadtrechten  zu  gelangen,  so  bemerkten  wirS  782,  dass  es  sich  da  nicht 
blos  um  Wälschflandern  handelt,  dass  der  entsprechende  Gegensatz  sich 
ebenso  in  manchen  Nachbargebieten  geltend  macht.  Wir  haben  dann  zwei- 
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786]  fellos  auszugehen  von  dem  Umstände,  dass  es  da  immer  gerade  das 
westfränkische  Recht  ist,  welchem  sich  die  Landschaftsrechte  anschliessend 
so  verschieden  auch  das  Recht  der  bezüglichen  Sttfdte  gestaltet  sein  mag. 

Die  Erklärung  wird  vielleicht  nicht  in  allen  Fällen  dieselbe  sein  müssen. 
Das  Verhältniss  könnte  sich  ergeben  haben  durch  nachträgliche  Ein- 
wanderung in  ein  Land  fränkischen  Rechts.  Wurde  ich  auf  das 
Verhältniss  zunächst  aufmerksam  zu  Amiens,  und  entsprechen  da  die  Ab- 
weichungen zunächst  dem,  was  ich  S  383  als  französisch  -  normannisches 
Recht  bezeichnete,  so  lässt  sich  da  ja  daran  denken,  dass  erst  in  geschicht- 
licher Zeit  Normannen  die  Somme  aufwärts  bis  Amiens  fuhren  und  sich  da 
in  so  grosser  Zahl  niederliessen,  dass  das  fränkische  Recht  in  der  Stadt  ver- 
drängt oder  doch  wesentlich  abgeändert  wurde. 

Aber  in  andern  Fällen  würde  entsprechende  Erklärung  doch  auf  die 
grössten  Schwierigkeiten  stossen.  Die  Städte  Vervins  und  Reims,  vgl.  S  78s, 
liegen  ganz  vereinzelt  in  einem  Gebiete  durchaus  westfränkischen  Rechts; 
es  würde  da  entsprechend  eine  nachträgliche  Einwanderung  von  Flandern 
her  anzunehmen  sein,  welche  das  fränkische  Recht  vollständig  verdrängte. 
Ist  es  nun  denkbar,  dass  eine  solche  erst  in  der  Zeit,  wo  diese  Gebiete  schon 
fränkisch  waren,  insbesondere  zu  Reims  erfolgen  konnte ,  ohne  dass  wir 
irgend  davon  wüssten?  Das  muss  doch  hier,  wie  in  andern  FäUen,  darauf 
hinweisen,  dass  es  sich  da  um  Reste  von  Rechten  handelt,  die  dort  schon 
vor  dem  Vordringen  der  Franken  festen  Fuss  gefasst  hatten. 

Die  Erklärung  könnte  dann  etwa  in  einem  Zurückziehen  vor- 
fränkischer Bevölkerung  in  die  Städte  zu  finden  sein,  darin,  dass 
eine  ältere  nichtfränkische  Bevölkerung  sich  in  den  Städten,  die  grössern 
Schutz  boten,  zusammenzog,  den  Franken  das  flache  Land  überliess,  oder 
auch  diese  es  vorzogen,  sich  auf  dem  Lande  und  nicht  in  den  Städten  sess- 
haft  zu  machen.  Es  ist  möglich ,  dass  darin  vereinzelt  die  Erklärung  zu 
suchen,  zumal  in  Fällen ,  wo  es  sich ,  wie  in  dem  zuletzt  erwähnten,  um 
ganz  vereinzelt  liegende  Städte  handelt,  zwischen  deren  Recht  und  dem 
fränkischen  der  Umgegend  sich  überhaupt  keine  weitem  Wechselwirkungen 
ergeben.  Aber  sie  würde  doch  kaum  ausreichen  zur  Erklärung  eines  Ver- 
hältnisses, wie  wir  es  zunächst  in  Wäkchflandem  genauer  nachwiesen, 
welches  sich  nicht  ein£Gich  als  ein  Land  fränkischen  Rechts  darstellt,  so  dass 
nur  die  grössern  Städte  ein  abweichendes  Recht  zeigen.  Auch  das  Recht 
der  kleinem  Orte  scheint  da  vielfach  dem  der  Städte  im  wesentlichen  zu 
entsprechen,  während  dann  auch  das  fränkische  Recht  des  flachen  Landes 
sich  mehr  oder  weniger  als  durch  dasselbe  beeinflusst  und  abgeändert  ergibt. 

787,  Eine  zutreffendere  Erklärang  scheint  sich  denn  auch  zu  ergeben, 
wenn  wir  von  den  Bestimmungen  über  das  Franc-alleu,  insbesondere  über 
dieBehandlung  desFreieigen  alsFahrniss  ausgehen,  welchesich 
in  der  1565  von  König  Philipp  bestätigten  Coutume  des  Amts  Lille  finden. 
Die  Bestimmungen  derselben  haben  durchweg  nur  Lehngut  und  Zinsgut 
im  Auge.  Aber  bei  der  Au&ählung  dessen,  was  als  Meuble,  was  als  Im- 
meuble  zu  behandeln  sei,  heisst  es  7  S  1 1  schliesslich :  Heriiages  terms  en 
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frans  alloeux  dependans  de  ladite  salle  de  Lille ^  sant  repute^  pour  meubles. 
Das  ist  nochmals,  nur  in  anderer  Fassung,  vgl.  Cout.  gen.  2, 9 1 8,  bei  Auf- 
zählung der  örtlichen  Abweichungen  von  der  Coutume  gesagt  für :  toua 
heritages  tenus  de  nous  enfrancs  alleuds  ä  cause  de  notre  sah  de  Lille. 

Derselben  Fiaion  begegneten  wir  S  740  in  Ausdehnung  auf  das  ge- 
sammte  im  Stadtbezirke  belegene  Gut  schon  zu  Lille  und  in  andern  Städten. 
Sie  findet  sich  vereinzelt  im  Gebiete  auch  wohl  für  von  einer  Herrschaft 
abhangige  Liegenschaften.  So  im  Sonderrechte  der  westlich  von  Lille  bei 
La  Bassee  belegenen  Grafschaft  Herlies  S  1,  Coutg^n.  2,  918:  tous  les  heri" 
fages  tenus  ^f  icelle  comU  soriissent  naiure  et  sont  repuie^  pour  meubles. 
So  bezüglich  der  der  Probstei  zu  Seclin  gehörenden  Guter,  Cout.  g^n.  2, 925 : 
iotis  heritages  tenus  de  reschevinage  de  V  eglise  dudit  sainct  Piat  sont  re^ 
puie^  mobiliaires.  Eine  ähnliche  Fiction  in  anderer  Richtung  ergibt  sich  in 
der  Coutume  der  Herrschaft  Haubourdin  westlich  unweit  Lille,  Cout.  gen. 
2,  93 1,  welche  selbst  als  Freieigen,  als  terre  tenue  de  dieu  et  de  fesp/e^  be- 
zeichnet wird.  Nach  S  3 :  tous  heritages  y  seans  et  qui  en  sont  tenus,  soit 
acquesi  ou  auirementy  ressortissent  et  sont  repute^  comme  patrimoniaux. 
Diese  Behandlung  auch  des  Gewinngutes  als  Erbgut  musste  unter  anderm 
zur  Folge  haben,  dass  Weiber  gleichen  Grades  durch  Männer  ausgeschlossen 
waren  und  dass  auch  das  Gewinngut  dem  Näherrechte  unterlag,  wie  das 
S  5.  7  ausdrücklich  gesagt  ist. 

Die  Wirkungen  jener  Gleichstellung  ergeben  sich  nun  leicht  daraus, 
dass,  wenn  gewisse  Liegenschaften  für  Fahmiss  erklärt  werden,  auf  sie  auch 
alle  Bestimmungen  Anwendung  finden  müssen,  welche  in  der  allgemeinen 
Coutume  des  Amts  Lille  nur  für  Fahmiss  ausgesprochen  sind.  So  darf 
nach  12  S  2.  3  derselben  der  Mann  keine  Fiefs  undHdritages  der  Frau  ver- 
äussem,  wohl  aber  alle  von  ihrer  Seite  gekommenen  biens  meubles  et  re~ 
pute^  pour  meubles.  Also  auch  diesen  gleichgestellte  Liegenschaften.  Und 
in  der  Coutume  der  Grafschaft  Herlies  ist  als  Wirkung  dieser  Gleichstel- 
lung denn  auch  ausdrücklich  angegeben,  dass  der  Mann  alle  Heritages  der 
Frau  veräussem  kann :  sans  le  grä  et  consentement  de  sadiie  femme. 

Damit  musste  sich  nun  insbesondere  die  gesammte  Erben  folge  in, 
solche  Liegenschaften  umgestalten,  imd  zwar,  was  vor  allem  zu  beachten, 
genau  so  stellen,  wie  im  städtischen  Recht  die  Erbenfolge  überhaupt,  so 
dass,  wenn  ein  Nadilass  lediglich  solche  Liegenschaften  umfosste,  sich  auch 
auf  dem  Lande  ganz  dieselbe  Folge  ergab.  Denn  auch  nach  der  Coutume 
des  Landes  vererbt,  entgegen  den  abweichenden  Bestimmungen  über  Lie- 
genschaften, die  Fahmiss  nach  2  S  53  zu  gleichen  Theilen  auf  Töchter  und 
Söhne,  wie  das  denn  auch  am  Seclin  im  Anschluss  an  die  Bestimmung  über 
die  Behandlung  der  Hmtages  ab  Fahmiss  ausdrücklich  betont  wird;  es 
steigt  die  Fahmiss  nach  S  54  auf  die  Eltern  und  weitem  Vorfahren;  es 
bleibt  bei  deiseiben  nach  S  55  der  Unterschied  von  Vollgeburt  und  Halb- 
gebun  ganz  unbeachtet  und  gilt  fiür  dieselbe  nach  S  6  kein  Fallrecht  and 
nadi  1 1  S  I  kein  NähcrrediL  Damit  ergäben  sich  also  in  solchem  Falle  ge- 
rade auch  dieEigenth&mlidikeiten,  ditfch  welche  sich  die  Folge  des  wälsch- 
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787]  flandrischen  Stadtrechts,  aber  ebenso  die  des  Aasdomsrechtes,  von 
allen  Nachbarrechten  uriterscheidet:  Vererbung  des  gesammten  Nachlasses 
nach  vollem  Vorfahrenrecht,  unter  völliger  Gleichstellung  von  VoUgeschwi- 
stern  und  Halbgeschwistern,  und  weiter  lediglich  nach  der  Nähe  des  Grades 
ohne  irgendwelche  Rücksichtnahme  auf  die  Seiten. 

Ganz  Aehnliches  aber  ergibt  sich  auch  für  die  Stellung  des  flb er- 
lebendenEhegatten.  Das  einseitige  westfränkische  Douaire  der  Frau 
bezieht  sich  nur  auf  Liegenschaften,  kann  also  überhaupt  nicht  Platz  greifen, 
wenn  Liegenschaften  als  Fahmiss  behandelt  werden.  Insbesondere  aber 
ist  die  Fahrniss  nicht  Sondergut,  sondern  Gemeingut  der  Ehegatten.  Be- 
sitzen sie  lediglich  Liegenschaften,  welche  als  Fahrniss  zu  behandeln  sind, 
so  stellt  sich  damit  die  volle  Gemeinschaft  des  Stadtrechts  und  des  Aasdoms- 
rechtes her.  Sind  keine  Kinder  da,  so  hat  der  Ueberlebende  mir  den  son- 
stigen Erben  des  Verstorbenen  zu  hälften.  Sind  Kinder  da,  so  bleibt  dem 
Vater  bis  zur  Partage,  der  Mutter  bis  zur  Wiederverheirathung  auf  Grund 
der  fortgesetzten  Gemeinschaft  die  Zucht  an  der  ganzen  Fahmiss,  also  in 
diesem  Falle  am  ganzen  Nachlasse,  während  dann  auch  bei  der  Hälftung 
die  Herkunft  solcher  Liegenschaften  ganz  unberücksichtigt  bleibt  Erstreckt 
sich  diese  Hälftung  nach  der  Coutume  des  Amtes  2  S  39,  vgl.  S  785,  nicht 
blos  auf  die  Biens  meubles,  sondern  auch  auf  die  Biens  reputez  pour  meu- 
bles,  so  scheint  damit  bestimmter  auf  das  Verhälmiss  hingedeutet  zu  sein. 

Nun  bedarf  es  doch  kaum  eines  bestimmten  Hinweises ,  von  welcher 
Bedeutung  der  Umstand  ist,  dass  danach  gerade  die  AllodialgUter,  wo  sie 
auch  belegen  sein  mochten,  bezüglich  der  von  uns  ins  Auge  gefassten  Ver- 
hältnisse durchaus  denselben  Bestimmungen  unterliegen,  welche  in  den 
Stadtrechten  für  das  gesammte  Gut  ausgesprochen  sind.  Denn  die  Folge- 
rung ursprünglicher  Uebereinstimmung  der  wälchflandri- 
sehen  Landschaftsrechte  mit  den  Stadtrechten  dürfte  sich  da- 
nach doch  als  eine  unabweisbare  darstellen. 

In  allen  Rechtsgebieten,  welche  für  die  uns  beschäftigende  Frage  in 
Betracht  kommen,  begegnen  wir  in  den  Quellen  sehr  häufig  einer  Dreithei- 
lung  aller  Liegenschaften  in  Freieigengut,  Lehngut  und  Zinsgut,  Alleu,  Fief 
und  Censive,  wobei  dann  freilich  das  erstere  vielfach  sehr  zurücktritt  oder 
auch  wohl  überhaupt  nicht  erwähnt  wird.  Erscheint  aber  das  Allod  später 
mehr  als  die  Ausnahme,  so  wird  es  doch  kaum  einem  Widerspruch  be- 
gegnen, wenn  wir  davon  ausgehen,  dass  es  ursprünglich  die  Regel  gebildet 
hat,  dass  die  beiden  Arten  des  Leihguts,  Lehen  und  Zinsgut,  erst  einer  spä- 
tem Entwicklungsstufe  angehören.  Dann  aber  ist  auch  die  Folgerung  nicht 
abzuweisen,  dass  dieselbe  Erbenfolge,  welche  in  einem  Lande  noch  später 
für  das  Allod  galt,  in  demselben  ursprünglich  für  das  gesammte  liegende 
Gut  massgebend  war.  Es  würde  demnach  auch  in  Wälschflandem  in  dieser 
Richtung  das  Recht  ursprünglich  ein  einheitliches  und  zwar  dem  noch 
später  in  den  Städten  geltenden  entsprechendes  gewesen  sein. 

Wesentlich  dieselben  Verhältnisse  lagen  ja  auch  im  Aasdomsrechte  vor. 
Nur  mit  dem  Unterschiede,  dass  da  das  Allod,  die  frei  theiibaren  Liegen- 


Digitized  by 


Google 


Entwicklung  des  Unterschiedes  von  den  Stadtrechten.  igg 

schatten,  vgl  S  705,  noch  als  die  Regel  erscheint;  es  wird  einfach  nach 
Landrecht  behandelt,  während  dann  die  abweichende  Folge  im  Lehngut  und 
vielfach  auch  im  Zinsgut  als  Ausnahme  erwähnt  wird.  Hier  haben  die  Land- 
schaftsrechte als  Regel  sichtlich  durchaus  das  Leihgut  im  Auge,  wahrend 
das  AUod  als  Ausnahme  erscheint 

788*  Von  dieser  Grundlage  aus  wird  sich  dann  aber  auch  die  spätere 
Entwicklung  eines  Unterschiedes  zwischen  Stadtrechten 
und  Landrechten,  und  zwar  so,  dass  dannletztere  engen  An  seh  luss 
an  das  westfränkische  Recht  ergeben,  unschwer  erklären  lassen.  Wie 
im  Aasdomsrechte,  vgL  S  735,  unterschied  sich  auch  in  Wälschflandern  die 
Folge  in  die  Fahrniss  überhaupt  nicht  von  der  fränkischen.  Wurde  hier 
aber  in  den  Landschaften  auch  später  das  Allod  als  Fahrniss  behandelt,  so 
kann  sich  da  das  Eindringen  westfränkischen  Rechts  nur  im  Anschlüsse  an 
das  Lehngut  und  Zinsgut  ergeben  haben. 

Fassen  wir  zunächst  das  Lehngut  ins  Auge,  so  ist  es  mir  schon 
früher  bei  bezUglichf'n  Untersuchungen,  vgl  Heerschild  214,  wieder  und 
wieder  aufgefallen,  dass  das  Lehnrecht  in  den  lothringischen  Reichslanden 
deutscher  und  französischer  Sprache  sich  nicht  dem  deutschen ,  sondern 
dem  französischen  Lehnrecht  aufs  engste  anschliesst.  Zweifellos  ist  da  der 
Ausgangspunkt  nicht  in  Lothringen,  sondern  in  Westfranken  zu  suchen. 
Wir  können  dabei  von  allen  geschichtlichen  Haltpunkten  absehen.  Die 
Vergleichung  der  lehnrechtlichen  Bestimmungen  mit  den  bezüglichen  land- 
rechtlichen ergibt  das  unmittelbar. 

Werden  am  Lehen  des  Mannes  mit  der  Zeit  Rechte  der  Kinder  und 
der  Wittwe  anerkannt,  so  können  sich  da  Bestimmungen  ergeben,  welche 
von  denen  des  Landrechts  durchaus  abweichen,  weil  der  besondere  Zweck 
des  Lehen  solche  Abweichungen  erfordert;  so  etwa  das  Erstgeburtsrecht. 
Wo  das  aber  nicht  eingreift,  da  wird  sich  auch  zunächst  Anschlussder 
lehnrechtlichen  Folge  an  die  landrechtliche  ergeben.  Es  wird 
sich  zeigen,  wie  genau  die  Folge  des  longobardischen  Lehnrechts  der  land- 
rechtlichen Folge  des  longobardischen  Rechts  entspricht,  und  wie  dann  Be- 
stimmungen, welche  nur  auf  diese  zurückgehen,  wie  etwa  die  Gleichstellung 
gleichvatriger  Halbbrüder  mit  den  Vollbrüdern,  mit  den  Libri  feudorum  in 
Rechtsgebiete  Eingang  fanden,  wo  in  den  bezüglichen  landrechtlichen  Be- 
stimmungen jede  Anknüpfung  dafür  fehlt  Aehnliches  konnte  zutreffen, 
wenn  das  Lehnwesen  aus  einem  Lande,  wo  es  sich  bereits  fester  gestaltet 
hatte,  in  ein  anderes  Eingang  fand. 

Dass  da  in  unserm  Falle  für  die  lehnrechtliche  Folge  Ausgang  von 
West  franken  anzunehmen  ist,  ergibt  sich  daraus,  dass  eine  Reihe  von 
Bestimmungen,  welche  in  Lothringen  ausschliesslich  das  Lehen  treffen,  in 
Westfranken  auch  dem  Landrecht  entsprechen.  Das  einseitige  Douaire  der 
Frau  an  der  Hälfte  der  Liegenschaften  des  Mannes  findet  sich  auch  in  Nie- 
derlothringen, dessen  Rechten  die  einseitige  Zucht  der  Frau  sonst  fremd  ist, 
sehr  häufig  in  der  Beschränkung  auf  Lehen,  während  es  in  Frankreich  auch 
die  nicht  lehnbaren  Liegenschaften  trifft.  Begegnen  wir  auch  in  Lothringen 
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788]  häufig  der,  einer  einseitigen  Beachtung  des  Zweckes  xles  Lehens  kaum 
angemessenen  Bestimmung,  dass  das  Weib  von  der  Folge  in  Lehen  nicht 
schlechtweg,  sondern  nur  durch  den  Mann  gleichen  Grades  ausgeschlossen 
ist,  so  entspricht  das  zweifellos  schon  einer  über  die  bestimmtere  Gestaltung 
der  Folge  in  Lehen  zurückreichenden  fränkischen  Auffassung,  da  ganz  ent- 
sprechend im  Edicte  Chilperichs  S  3  die  Tochter  wohl  durch  den  Sohn, 
nicht  aber  durch  den  Bruder  ausgeschlossen  ist,  und  beim  Fehlen  eines 
Bruders  auch  noch  das  Recht  der  Schwester  den  Viani  gegenüber  aner- 
kannt wird.  Wir  wiesen  schon  S  706  darauf  hin,  wie  wohl  in  solchen 
Rechten,  welchen,  wie  dem  Aasdomsrechte,  das  für  das  westfränkische 
Recht  so  massgebende  Fallrecht  übrigens  ganz  fremd  war,  dasselbe  doch 
als  Ausnahme  für  Lehen  anerkannt  war. 

Das  schliesst  allerdings  nicht  aus,  dass  bei  der  Uebertragung  des  Lehn- 
rechts dessen  ursprünglichste  Gestaltung  nicht  vollständig  beibehalten,  das- 
selbe sofort  oder  nachträglich  der  landrechtlichen  Folge  angepasst  wurde. 
So  findet  sich  mehrfach  in  flandrischen  Rechten,  welche  jedem  Ueberle- 
benden  Zucht  am  halben  Gut  des  Verstorbenen  zusprechen,  das  einseitige 
Douaire  der  Frau  an  dem  halben  Lehen  dadurch  ergänzt,  dass  auch  dem 
Manne  entsprechendes  Douaire  am  Lehen  der  Frau  zugestanden  wurde: 
und  zwar  so,  dass  sich  wenigstens  in  manchen  Fällen  die  Nachträglichkeit 
der  Aenderung  nicht  bezweifeln  lässt.  In  lothringischen  Verfangenschafts- 
rechten  werden  wir  wohl  auch  die  Folge  in  Lehen  der  Theilung  nach  Betten 
möglichst  angepasst  finden.  Wir  wiesen  S  702  fif.  daraufhin,  in  wie  auf- 
fallender Weise  das  Lehnrecht  der  Grafschaft  Zütphen  der  landrechtlichen 
Folge  des  Aasdomsrechts  angepasst  war,  so  dass  das  Lehen  sogar  auf  Vor- 
fahren stieg.  Auch  nach  der  Instructio  über  das  Recht  von  Diest  eh.  18, 
Cout  de  Brabant,  Q.  de  Louvain  618,  vererbten  dort  Lehen  ebenso,  wie 
die  allodialen  Güter.  Wo  aber  solche,  doch  als  Ausnahme  zu  betrachtende 
örtliche  Abweichungen  nicht  eingreifen,  da  entspricht  in  den  Niederlanden 
das  Lehnrecht  durchaus  dem  westfiränkischen,  während  das  nach  dem  Ge- 
sagten zweifellos  darauf  zurückzuführen  ist,  dass  das  Lehnwesen  in  seiner 
bestimmteren  Gestaltung  hier  überhaupt  von  Westfranken  her  Eingang  ge- 
funden haue. 

789.  Es  handelt  sich  nun  aber  in  Wälschflandem  und  manchen  an- 
stossenden  Gebieten  nicht  blos  um  das  Lehngut,  sondern  auch  um  das 
Zinsgut^  welches  ebenfalls  abweichend  von  den  Stadtrechten  dem  west- 
fränkischen Rechte  entsprechend  vererbt. 

Wir  werden  in  anderm  Zusammenhange  die  Annahme  zu  begründen 
suchen,  dass  die  Sonderrechte  an  Grund  und  Boden  ursprünglich  blosse 
Nutzungsrechte  waren,  dass  demjenigen,  der  Land  in  Besitz  genommen  und 
darch  seine  Arbeit  ertragsfähig  gemacht  hatte,  das  Recht  zugestanden  wurde, 
dasselbe  auch  weiter  unter  Ausschluss  Anderer  zu  nutzen;  dass  aber  dieses 
Recht  nicht  mehr  anerkannt  wurde,  wenn  er  durch  bestimmte  Zeit  das 
Land  unbebaut  gelassen  hatte,  weil  er  nicht  über  ausreichende  Arbeitskräfte 
verfügte;  während,  wo  diese  vorhanden,  es  in  ältester  Zeit  aach  nicht  an 


Digitized  by 


Google 


Massgeben  westfränkischen  Rechts  für  Lehngut  und  Zinsgut.         igi 

unbebautem  Lande  gefehlt  haben  wird,  an  dem  sich  dieselben  verwerthen 
liessen,  so  dass  für  den  Freien  die  Veranlassung  fehlte,  von  einem  andern 
Freien  Land  gegen  Zins  zu  übernehmen. 

Die  Anfänge  des  Zinsgutes  mussten  sich  dann  ergeben,  sobald  mit  der 
Zeit  das  Sondereigenthum  an  Grund  und  Boden  so  feste  Gestaltung  ge- 
wonnen hatte,  dass  der  eine  grossem  Besitz  hatte,  als  er  mit  Kindern  und 
Unfreien  bewinhschaften  konnte,  wahrend  andere  Freie  keinen  oder  un- 
genügenden Besitz  hatten«  Es  musste  das  unmittelbar  den  EigenthUmer 
dazu  führen,  das  überschiessende  Gut  dadurch  zu  nutzen,  dass  er  es  einem 
Andern  gegen  Zahlung  eines  Zinses  überliess.  Mit  der  Zeit  nahmen  dann 
auch  solche  Lethen  festere  Gestalt  an;  zunächst  auf  Widerruf,  dann  auf 
Lebenszeit  gegeben,  musste  vielfach  schon  das  Interesse  der  Herren  selbst 
auf  Vererblichkeit  führen,  wenn  es  auch  nahe  lag,  dann  beim  Uebergang 
an  den  Erben,  wie  bei  der  späterhin  gleichfalls  gestatteten  Veräusserung  an 
Fremde  eine  weitere  Abgabe  zu  verlangen. 

Nun  hing  allerdings  auch. hier,  wie  beim  Lehen,  die  Regelung  der 
Erben  folge  vom  Belieben  des  Herrn  ab.  Es  konnten  auch  da  seine  In- 
teressen auf  Abweichungen  von  der  landrechtlichen  Folge  hinweisen,  etwa 
die  Töchter  auch  da  auszuschliessen,  wo  diesen  beim  Allod  gleiches  Recht 
mit  den  Söhnen  zustand,  oder  auch  das  Zinsgut  nur  auf  den  Erstgebornen 
oder  Letztgebomen  vererben  zu  lassen.  Aber  es  war  das  doch  nicht  in  glei- 
chem Maasse  der  Fall.  Im  allgemeinen  finden  wir  für  die  Folge  in  Zinsgut 
doch  Anschlussan  die  landrechtliche  Folge  in  das  Allod, 
insbesondere  auch  in  Westfranken.  Wie  wir  schon  $  383  andeuteten 
und  später  genauer  belegen  werden,  sehen  wir  uns  durchweg  darauf  hin- 
gewiesen, dass  das  Recht  der  Roturiers  sich  enger  dem  altfränkischen  an- 
schliesst,  als  das  des  Lehnadels.  Es  hat  sich  sichtlich  durchweg  die  Auf- 
fassung festgestellt,  dass  sich  das  Zinsgut  vom  Freieigen  wesentlich  nur 
durch  die  Leistungen  an  den  Herrn  unterscheide,  davon  abgesehen  aber 
einfach  zu  behandeln  sei,  wie  dieses. 

So  vererbt  das  Zinsgut  ebenso  nach  FallrechL  Es  wird  ebenso  vom 
Douaire  getroffen,  welches  sich,  worauf  wir  zurückkommen,  gerade  wohl 
bei  bäuerlichen  Gütern  in  seiner  ursprünglichsten,  auch  für  das  Erbrecht 
der  Kinder  nach  dem  Vater  massgebenden  Bedeutung  erhalten,  wo  sich  die- 
selbe beim  Lehngut  verloren  hat.  Der  enge  Anschluss  an  die  landrechtliche 
Folge  macht  sich  dann  insbesondere  da  kenntlich,  wo  wirthschafdiche  Ge- 
sichtspunkte zweifellos  Abweichungen  nahe  gelegt  hänen.  Diese  würden 
doch  sicher  darauf  hingewiesen  haben,  das  Gut  nicht  auf  eine  ältere  Hand 
vererben  zu  lassen;  vgl.  S  423.  602.  Das  aber  hat  nicht  gehindert,  dass  auch 
das  ererbte  Zinsgut  auf  den  Oiieim  mit  dem  Neffen  und  vor  dem  Vener 
vererbte,  und  dass  es,  wenn  es  Acquet  war,  auf  den  Vater  oder  Gross- 
vater stieg. 

Erklärt  sich  aber  die  Gleichbehandlung  von  Zinsgut  und  Freieigen  im 
französischen  Recht. leicht  daraus,  dass  die  für  dieses  geltende  Folge  auf 
jenes  Übertragen  wurde,  so  ist  damit  da  keine  Erklärung  gewonnen,  wo, 
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789]  wi«  tnW&lschfl  andern,  die  Folge  in  das  Freieigen  von  der  in  das 
Zin^ut  durchaus  abweicht  und  nur  die  letztere  sich  dann  gerade  dem  west- 
fränkischen Recht  anschliesst.  Wir  werden  daraus  schliessen  dürfen,  dass 
in  Wfilschflandern  die  ursprünglich  auch  hier  zweifellos  zahlreich  auf  Frei- 
eigen  sitzende  Bauerabevölkerung  nicht  nach  westfirttnkischem  Rechte  lebte, 
da  sonst  nicht  wohl  abzusehen  ist,  wie  sich  spater  die  Folge  in  das  Allod 
ganz  abweichend  von  diesem  gestalten  konnte. 

Schloss  sich  dann  aber  die  Folge  in  das  Zinsgut  nicht  auch  hierspflter 
an  die  landesübliche  in  das  Allod,  sondern  an  die  westfrtfnkische  an,  so  wird 
meines  Erachtens  die  Erklärung  darin  zu  suchen  sein,  dass  die  grossen 
Grundherrschaften,  welche  zu  Zinsleihen  veranlassten,  und  die  Aemter,  mit 
welchen  durchweg  grösserer  Grundbesitz  verbunden  war,  vorzugsweise  in 
den  Händen  von  Franken  waren,  wie  sich  das  leicht  erklärt,  sobald  die  frän- 
kische Herrschaft  einmal  festen  Fuss  gefasst  hane;  dass  die  Bedingungen, 
unter  welchen  Zinsleihen  erfolgten,  sich  bereits  auf  fränkischer  Grundlage 
fest  gestaltet  hatten,  und  nun  durch  die  fränkischen  Herren  bieher  über- 
tragen wurden,  wenn  auch  vielfach  in  grösserer  oder  geringerer  Anpassung 
an  das  Landesrecht;  wozu  dann  noch  kommen  konnte,  dass  sieZinsbauem 
fränkischen  Rechts  in  das  Land  bringen  mochten.  Und  das  dürfte  dann  ins- 
besondere vielfach  auch  für  die  au^edehnten  Besitzungen  der  Kirchen  ge- 
golten haben,  sei  es,  dass  die  Kirchenvorsteher  selbst  vorzugsweise  Franken 
waren,  sei  es,  dass  der  engere  kirchliche  Verband  mit  Westfranken  da  wirk- 
sam war.  Solches  Verhälmiss  macht  sich  wohl  auch  in  entlegeneren  Ge- 
bieten geltend.  Scheint  im  Gebiete  des  Aasdomsrechts  im  allgemeinen  nur 
das  Lehngut  von  Abweichungen  vom  Landrecht  in  der  Richtung  des  frän- 
kischen getroffen  zu  werden,  so  fanden  wir  das  S  706  doch  auch  wohl  für 
kirchliches  Zinsgut  betont. 

Nun  ist  freilich  in  Wälschflandem  beim  Zinsgut  der  Anschluss  an  das 
fränkische  Recht  nicht  so  allgemein,  wie  beim  Lehen.  Die  Belege  S  787, 
wonach  die  Liegenschaften  als  Fahmiss  behandelt  wurden,  also  wie  Allod 
vererbten,  trafen  auch  weltliche  und  geistliche  Herrschaften;  und  von  den 
Ortschaften  des  Amtes  Lille,  bei  welchen  die  Einzelbestimmungen  auf  An- 
schluss an  die  städtische  Erbenfolge  deuten,  gehören  manche  einer  Kirche. 
Werden  in  andern  herrschaftlichen  Orten  wohl  sonsdge  Abweichungen, 
aber  keine  Erbenfoige  und  Zucht  betreffende  erwähnt,  so  müssen  wir  auch 
schliessen,  dass  bezüglich  dieser  die  gemeine  Coutume  des  Amtes  massge- 
bend war,  welche,  wie  wir  sahen,  auf  fränkischer  Grundlage  beruhte,  wenn 
auch  in  mehrfacher  Anpassung  an  die  hier  von  der  fränkischen  durchaus 
abweichenden  Folge  in  Allod. 

Das  bestätigt  die  selbstständige  Coutume  der  Herrschaft  Hauboardin 
bei  LiUe,  Cout.  g6n.  2,  931.  Sind  da  nicht  blos  die  Abweichungen  ange- 
geben, so  schliessen  sich  die  Einzelbestimmungen  durchweg  dem  fränkischen 
Recht  an,  während  sich  dann  auch  hier  Abweichungen  von  demselben  im 
nähern  Anschlüsse  an  das  Landesrecht  ergeben.  So,  wenn  auch  hier,  vgl. 
S  787,  das  Acqu€t  dem  Erblande  gleichgestellt  erscheint,  wenn  der  Wittwe 
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S  i6  wohlDouaire  an  dem  Gute  des  Mannes,  aber  kein  Pfandrecht  an  dem- 
selben zugesprochen  wird,  wonach  entsprechend  dem  S  784  Bemerkten  auch 
keine  Verfangenschaft  des  Gutes  des  Mannes  anzunehmen  sein  wird. 

Es  wurde  sich  danach  für  das  Amt  Lille  ergeben ,  dass  die  landrecht- 
liche Folge  in  das  Freieigen  vielfach  auch  für  die  ZinsgUter  massgebend 
blieb;  dass  dieselben  aber  doch  so  überwiegend  nach  zunächst  fränkischem, 
wenn  auch  roannichfach  dem  Landrechte  angepassten  Recht  beurtheilt  wur- 
den, dass  das  fUr  das  gemeine  Recht  des  Amts  zunächst  massgebend  wurde, 
welches  Überall  in  Geltung  trat,  wo  nicht  nachweisbar  war,  dass  der  Orts- 
gebrauch abwich. 

790.  Auch  in  den  Nachbargebieten  scheint  die  Sachlage  mehr- 
fach eine  ähnliche  gewesen  zu  sein.  In  den  allgemeinen  Karten  des  Hen- 
negau ist  von  der  Folge  in  die  Zinsgüter,  Mainfermes,  nicht  die  Rede; 
wohl  auch  desshalb,  weil  dieselbe  so  verschieden  gestaltet  war,  dass  sie  sich 
allgemeingiltiger  Regelung  entzog.  Wohl  aber  findet  sich  die  in  Lehen  und 
in  Allod  allgemeingiltig  bestimmt;  und  während  jene  auch  hier  sich  eng 
dem  westfränkischen  Lehnrecht  anschliesst,  zeigt  diese  keinerlei  Annähe- 
rung an  fränkisches  Recht,  entspricht  durchaus  dem ,  was  wir  beim  Ver- 
gleiche mit  entsprechenden  wälschflandrischen  Bestimmungen  als  Sonder- 
recht des  Hennegau  nachwiesen. 

Fanden  wir  dann  in  den  Städten  und  Orten  des  östlichen  Artois  ein 
Recht,  welches  von  dem  fränkischen  gemeinen  Rechte  der  Grafschaft  durch- 
aus abweicht,  so  lässt  sich  hier  allerdings  nicht  unmittelbar  nachweisen, 
dass  nach  demselben  gerade  das  Allod  beurtheilt  wurde ;  denn  in  Artois  ist 
in  den  uns  vorliegenden  Quellen  von  Allod  kaum  die  Rede.  Doch  scheint 
das  kleine,  im  nordöstlichen  Theile  von  Artois  an  der  Gränze  von  Deutsch- 
flandern und  Wälschflandern  belegene,  nur  die  Dörfer  Laventie,  Sailly, 
Fleurbaix  und  einen  Theil  von  La  Gorgue  umfassende  Pays  de  Lalloeu 
nach  seiner  AUodialität  benannt  zu  sein,  vgl.  Defacqz  Dr.  Belg.  2, 77)  Glasson 
Hist.  du  dr.  Fr.  4,  472;  freilich  haben^  wenn  es  der  Hoheit  der  Grafschaft 
Artois  nicht  unterworfen  war,  don  später  Hoheitsrechte  der  Abtei  St.  Vaast 
bestanden.  Dann  würde  es  unserer  Annahme  durchaus  entsprechen,  dass 
das  schon  mehrfach  erwähnte  Recht  des  Landchens,  vgl.  Cout.  g^n.  1,371, 
Bouthors  2,  496,  wenil  es  sich  hie  und  da  dem  Recht  von  Wälschflandern 
und  selbst  von  Hennegau,  vgl.  $  779,  näher  anschliesst,  jedenfalls  vom  west- 
fränkischen Recht  ganz  unbeeinflusst  ist.  Nur  die  dort  belegenen  Lehen  der 
Abtei  sind  nach  der  dem  fränkischen  Recht  entsprechenden  allgemeinen 
Coutume  der  Güter  der  Abtei  zu  behandeln. 

Im  Recht  von  Arras  werden  nur  Liegenschaften  schlechtweg  erwähnt, 
aber  für  alle  im  Stadtgebiete  belegenen  betont,  dass  sie :  sortissent  natiire 
de  meuble.  Damit  ergibt  sich  dann  hier  ähnlich,  wie  wir  das  §  787  aus  der 
entsprechenden  Bestimmung  für  die  im  Amt  Lille  belegenen  Allode  fol- 
genen,  eine  von  der  westfränkischen  und  der  gemeinen  der  Grafschaft 
durchaus  abweichende  Erbenfolge.  Das  legt  wenigstens  die  Annahme  nahe, 
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790]  dass  auch  hier,  wie  in  Wälschflandern,  die  Folge  in  städtische  Liegen- 
schaften der  ursprunglich  alles  AUod  treffenden  entsprochen  haben  dürfte. 

Durchweg  macht  sich  in  Artois  nur  der  Unterschied  zwischen  Lehen 
einerseits  und  bäuerlichen  ZinsgUtern  andererseits  kenntlich,  während, 
worauf  wir  zurückkommen,  Allod  sich  überhaupt  wenig  erhalten  zu  haben 
scheint.  Dann  aber  ergibt  sich  im  östlichen  Artois  nicht  selten,  dass  die  Be- 
handlung des  Zinsguts  sich  keineswegs  dem  fränkischen  Rechte  anschltesst, 
dass  es  durchaus  dem  Rechte  entspricht,  wie  wir  es  bei  Vergleichung  mit 
dem  westflandrischen  zunächst  für  die  Städte  nachwiesen.  So  etwa  in  der 
BailliageBapaume,  vgl.  Cout.  gen.  i,  328,  wo  das  besonders  auffällt,  da  es 
sich  um  den  südlichsten,  dem  zusammenhängenden  westfränkischen  Rechts- 
gebiet nächstgelegenen  Theil  des  Landes  handelt.  Nur  für  die  Fiefe  ist 
Fallrecht,  Näherrecht,  Nichtsteigen  auf  Vorfahren  ausdrücklich  erwähnt, 
während  auch  sonst,  da  keinerlei  Abweichung  angegeben  wird,  sichtlich  für 
sie  das  gemeine,  dem  fränkischen  entsprechende  Recht  der  Grafschaft  gilt. 
Dagegen  findet  sich  nur  für  die  Heriiages  cottieres  et  de  mainferme  alles 
dus  bestimmt,  was  wir  im  Gegensatze  zum  westfränkischen  Recht  als  Eigen- 
thümlichkeiten  insbesondere  auch  des  Rechts  der  Städte  im  östlichen  Anois 
nachwiesen ;  so  der  ausdrückliche  Ausschluss  von  Fallrecht  und  Näher 
recht,  das  Steigen  auf  Vorfahren,  die  volle  Gütergemeinschaft,  die  Verfan- 
genschaft für  die  Kinder  jeder  Ehe,  die  Zulässigkeit  von  Wechselauflassung 
und  Blutsauflassung. 

Aehnliches  ergeben  auch  wohl  die  Angaben  über  die  Sonderrechte 
kirchlicher  Herrschaften,  so  auch  solcher,  welche  der  Abtei  St.  Vaast  ge- 
hören. Dabei  wird  zu  Hamblain  S  4,  Cout.  ge'n.  i,  412,  ausdrücklich  ge- 
sagt, dass  die  Bestimmungen,  so  das  volle  Vorfahrenrecht,  vgl.  $  740,  die 
heriiages  tenus  en  alletix  ou  en  cotterie  treffen.  Vererbt  demnach  hier  das 
Allod  jedenfalls  nach  städtischem  Recht,  so  ist  allerdings  die  Beweiskraft 
dadurch  geschwächt,  dass  das  hier  ebenso  das  Zinsgut  traf.  Eher  könnte 
Gewicht  darauf  gelegt  werden,  dass  zu  Vis  en  Artois  §  8,  Cout.  ge'n,  1,418, 
die  Rede  ist  wovi:  francq  alletix  qut  sont partables par  succession  entre  co- 
heritiers;  es  Hesse  sich  daraus  etwa  schliessen,  dass  das  übrigens  ausge- 
sprochene Fallrecht  für  Allod  keine  Geltung  hatte. 

Dagegen  schliesst  sich  die  Coutume  ge'nerale  der  Abtei  St.  Vaast,  Cout. 
ge'n.  1,  409,  welche  sowohl  Lehen,  als  Zinsgut  im  Auge  hat,  mit  unbedeu- 
tenden Abweichungen  dem  westfränkischen  Rechte  an,  nach  dem  also  im 
allgemeinen  die  Zinsgüter  der  Abtei  zu  behandeln  waren,  wo  nicht  ein 
Sonderrecht  für  einzelne  Besitzungen  anerkannt  war.  Und  ähnlich  ergibt 
sich  der  enge  Anschluss  an  westfränkisches  Recht  in  andern  kirchlichen  und 
weltlichen  Herrschaften,  sei  es,  dass  die  genaueren  Angaben  ausdrücklich 
darauf  hinweisen,  sei  es,  dass  für  die  Erbenfolge  keine  Abweichungen  an- 
gegeben sind,  dieselbe  sich  also  dem  gemeinen  Recht  der  Grafschaft  an- 
schliesst. 

Damit  musste  sich  dann  auch  hier  vielfach  derselbe  Gegensatz  des 
Rechts  der  Stadt  und  der  umliegenden  Landschaft  ergeben.  Während  etwa 
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das  Recht  der  Stadt  Leos  durchaus  dem  in  Arras  und  andern  Städten  des 
Ostens  gehenden  entspricht,  wird  als  einzige  Abweichung  des  Rechts  der 
Bailliage,  vgl.  Cout.  g6n.  1,323,  vom  gemeinen  Recht  der  Grafschaft  die 
angegeben,  dass  die  erste  Wittwe  zwar  Douaire  an  den  Heritages  feodaux, 
nicht  aber  an  den  Heritages  cottiers  des  Mannes  hat.  Und  wie  sich  diese 
einzige  Abweichung  dem  städtischen  Recht  anschliesst,  so  wUrde  sich  hier 
auch  sonst  ebenso,  wie  in  Wälschflandern,  nachweisen  lassen,  wie  auch  da, 
wo  die  Folge  in  das  Zinsgut  im  allgemeinen  dem  fränkischen  entspricht, 
doch  einzelne  Abweichungen  sichtlich  auf  den  Einfluss  des  insbesondere  in 
den  Städten  geltenden  Rechts  zurückzuführen  sind. 

Es  ergibt  sich  also  hier  für  die  ZinsgUter  ganz  dasselbe  Verhältniss, 
wie  wir  es  im  Amte  Lille  fanden;  überwiegend  Anschluss  an  das  westfrän- 
kische Recht;  daneben  aber  zahlreiche  Fälle,  in  denen  auch  die  ZinsgUter 
ebenso  behandelt  erscheinen,  wie  die  städtischen  Liegenschaften.  Im  Amt 
Lille  aber  fand  sich  die  bestimmte  Erklärung  dafür  darin,  dass  in  letzterm 
Falle  die  Behandlung  der  ZinsgUter  dem  entsprach,  was  für  das  AUod  im 
ganzen  Amte  Rechtens  war,  der  Unterschied  bei  jener  sich  also  daraus  er- 
geben haben  muss,  dass  fUr  die  Zinsgüter  nicht  überall,  wie  ftlr  die  Lehn- 
gUter,  das  fränkische  Recht  massgebend  wurde,  dass  für  ihre  Vererbung 
vielfach  ein  älteres  Landrecht  geltend  blieb,  welches  wir  zweifellos  zunächst 
nach  der  Folge  in  Freieigen  zu  beunheilen  haben. 

791.  Glaube  ich  da  grosses  Gewicht  auf  den  Umstand  legen  zu  müssen, 
dass  gerade  das  Allod^  wo  es  überhaupt  erwähnt  wird,  nicht  nach  westfrän- 
kischem Recht  beurtheilt  wird,  sondern  nach  dem,  was  wir  als  vorfränki- 
sches  Landesrecht  zu  betrachten  haben  werden,  so  wird  das  durch  die 
Nichterwähnung  des  Freieigen  in  einigen  Landschafts- 
rechten nicht  beinträchtigt.  Während  sich  im  Hennegau  und  in  den  Land- 
schaftsrechten von  Tournai  und  Lille  Bestimmungen  über  dasAllod  finden, 
ist,  wie  durchweg  in  Artois,  auch  im  Rechte  des  Amtes  von  Douai  und 
Orchies  von  demselben  nicht  die  Rede.  Das  aber  schliesst  nicht  aus, 
dass  auch  hier  noch  in  früherer  fränkischer  Zeit  ein  grosser  Theil  des 
Grundbesitzes  AUod  war,  dass  dasselbe  damals  nach  demselben  Rechte,  wie 
im  Amte  LiUe  vererbte,  und  dass  es  darauf  zurückzuführen  ist,  wenn  sich 
in  dem  im  aUgemeinen  dem  westfränkischen  entsprechenden  Landschafts- 
rechte doch  auch  hier  Annäherungen  an  das  städtische  Recht  ergeben;  vgl 
S  784  ß. 

Es  wird  nicht  nöthig  sein,  den  Gründen  weiter  nachzugehen,  welche 
insbesondere  in  den  nordfranzösischen  Rechten  das  spätere  Zurück- 
treten des  Freieigen  veranlassten;  vgl.  Loysel  §  227.  228;  Warn- 
könig  Fr.  R.  G.  2,  344  flF.;  VioUetHist.  696  ff.;  Beaunc Dr. cout.  3, 162 ff.; 
Glasson  H.  du  dr.  Fr.  4,  466  ff.  Das  adlige  Freieigen,  das  Allen  noble, 
für  das  ursprünglich  wohl  weniger  massgebend  war,  dass  gewisse  herr- 
schaftliche Rechte  mit  demselben  verbunden  waren,  als  dass  seine  Besitzer 
dem  ritterUchen  Lehnsadel  angehörten,  wurde  gewiss  überwiegend  im 
Laufe  der  Zeit  zu  Lehen  aufgetragen.  Allerdings  war  das  nicht  überaU  der 

«3- 


Digitized  by 


Google 


]g5  XIV  2.  Wälschflandrische  Landrechte. 

791]  Fall.  Dafür,  dass  ganze  Herrschaften  noch  später  als  allodial  betrachtet 
wurden,  vgl.  Glasson4,47i,  gibt  uns  in  dem  unszuntfchst  beschäftigenden 
Gebiete  die  Herrschaft  Haubourdin,  vgl.  S  787,  einen  Beleg.  Zweifellos 
waren  auch  viele  adlige  Güter  später  noch  Freieigen,  so  dass  sie  von  Lehns- 
lasten nicht  getroffen  wurden.  Aber  auch  dann  hat  sich  eine  besondere,  von 
der  Lehnsfolge  abweichende  Erbenfolge  für  sie  durchweg  nicht  erhalten. 
Wo  das  liegende  Gut  der  adligen  Familien  überwiegend  aus  Lehen  be- 
stand, da  konnte  sich  an  und  für  sich  leicht  die  Auffassung  festsetzen,  dass 
für  die  Art  der  Vererbung  des  Guts  weniger  dessen  rechtliche  Natur,  als 
der  Stand  des  Besitzers  massgebend  sei.  Es  kam  hinzu,  dass  die  Lehnsfolge 
das  Zusammenhalten  des  Familienguts  begünstigte,  dass  das  Interesse  des 
Erstgebornen ,  dann  der  Männer  überhaupt,  bei  der  Behandlung  des  Allod 
als  Lehen  seine  Rechnung  fand. 

Einen  Beleg  für  bezügliche  Bestrebungen  bietet  Hennegau.  War  in 
der  Charte  feodale  von  x  200  der  Ausschluss  der  Töchter  von  Lehen  aus- 
gesprochen, so  heisst  es  in  der  Charte  von  1483,  Com.  de  Hainaut  1,215, 
ausdrücklich,  dass  man  daraufhin  vielfach  die  Töchter  gegen  Recht  und 
alten  Brauch  auch  von  den  Franz  alloes  habe  ausschliessen  wollen:  die 
jetzt  bestimmt  ausgesprochene  Gleichstellung  der  Töchter  beim  Allod  ist 
denn  auch  in  den  allgemeinen  Karten  von  1534  und  16 19  festgehalten. 
Nach  den  Coustumes  de  Vermendois  von  1448  §  130.  143.  148  werden 
Allod  und  Lehen  noch  durchaus  verschieden  behandelt,  nur  S  177  wird 
bemerkt,  dass  es  in  Flandern  streitig  sei,  ob  Allod  gleich  Lehen  vererbe 
oder  nicht. 

Aber  wie  im  westfränkischen  Recht  durchweg  der  Grundsatz  durch- 
drang, dass  das  Allen  noble :  se  partit  cotnme  fief  noble,  dass  dagegen  andres 
Allod:  se  partit  roturiimenty  so  findet  sich  das  ebenso  in  Gebieten,  in  wel- 
chen das  Landrecht  durchaus  vom  westfränkischen  abwich,  sich  diesem  nur 
das  Lehnrecht  anschloss.  So  heisst  es  etwa  in  der  Coutume  von  Luxem- 
burg 3  §  1 ,  dass  Francs  alleux,  mit  welchen  herrschaftliche  Rechte  verbun- 
den: se  rcgleni  commeßeß  et  biens  nobles,  andere  aber:  se  reglent  comme 
biens  bourgeois  et  roiuriers.  Dasselbe  ist  deim  auch  für  das  Landschaftsrecht 
von  Douai  und  Orchies  anzunehmen,  wenn  2  $9  dasErstgebunsrecht  und 
der  Ausschluss  der  Weiber  nicht  Mos  für  das  Fief ,  sondern  auch  für  das 
Noble  tenement  ausgesprochen  wird. 

Das  bäuerliche  Freieigen,  das  Allen  roturier,  wurde  im  Laufe 
der  Zeit,  um  den  Schutz  eines  Herren  zu  gewinnen  und  sich  den  öffentlichen 
Lasten  zu  entziehen,  so  allgemein  in  Zinsgut  umgewandelt,  dass  sich  all- 
mählig  im  französischen  Recht  vielfach  der  Grundsatz  feststellte :  Nulle  terre 
Sans  seigneur.  Schon  nach  Beaumanoir  24  §  5  kann  der  Graf  sich  jedes  Guts 
bemächtigen,  von  dem  kein  Zins  gezahlt  wird,  ohne  dass  der  Besitzer  sich 
auf  sein  hergebrachtes  Recht  stützen  könne :  car  nus  selonc  nostre  coustume 
ne  pot  pas  tenir  d' alues ;  man  könne  sich  dagegen  nur  schützen,  indem 
man  das  Gut  vom  Grafen  zu  Lehen  nehme  oder  sich  ihm  zu  Zins  verpflichte. 
In  ähnlicher  Weise  findet  sich  wohl  bestimmt,  dass  kein  Freier  ohne  Herrn 
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sein  soll,  widrigenfalls  ihn  der  Graf  nach  seinem  Belieben  der  Herrschaft 
eines  Miles  unterwirft;  vgl.  etwa  Coutumes  de  Bigorre  S  37 ,  Giraud  Essai 
1,  24.  Es  kann  daher  nicht  auffallen,  wenn  sich  in  manchen  Gebieten  das 
bäuerliche  Allod  ganz  verlor.  Dass  dann  aber  auch  da,  wo  sich  bäuerliches 
Freieigen  überhaupt  erhielt,  dieses  nicht  anders  vererbte,  wie  Zinsgut,  kann 
im  westfränkischen  Rechte  nicht  auffällen,  insofern  wir  nach  S  789  anzu- 
nehmen  haben,  dass  da  von  vornherein  die  Folge  in  das  Zinsgut  im  allge- 
meinen keine  andere  war,  als  die  landrechtliche  in  das  Freieigen,  diese  sich 
demnach  für  allen  bäuerlichen  Grundbesitz  einfach  erhielt,  während  nur 
Air  Lehen  und  das  demselben  in  dieser  Richtung  gleichgestellte  adlige  Allod 
eine  abweichende  Folge  eintrat. 

Damit  würde  es  sich  aber  auch  erklären  können,  dass  in  Gebieten,  wo 
die  Quellen  das  Allod  überhaupt  nicht  erwähnen,  sich  dennoch  solches  er- 
halten haben  konnte.  Dasselbe  unterschied  sich  dann  vom  Lehngut  und 
Zinsgut  nur  dadurch,  dass  es  von  bestimmten  Lasten  frei  war,  denen  diese 
unterlagen.  Es  war  aber  nicht  nötbig,  das  ausdrücklich  zu  betonen;  wo 
Niemand  da  war,  der  solche  Leistungen  zu  beanspruchen  hatte,  da  konnte 
von  ihnen  von  vornherein  nicht  die  Rede  sein.  Eben  so  wenig  waren  aber 
sonstige  Bestimmungen  über  das  Allod  nöthig,  wo  feststand,  dass  dasselbe 
je  nach  dem  Stande  des  Besitzers  ebenso  zu  behandeln  war,  wie  dessen 
übriger  Grundbesitz.  So  soll  es  insbesondere  in  Artois ,  vgl.  Defacqz  Dr. 
Belg.  2,  79,  wo  in  den  Quellen  durchweg  nur  von  Lehngut  und  Zinsgut 
die  Rede  ist,  auch  später  noch  Allode  gegeben  haben;  aber  man  behandelte 
dann  die  adligen  entsprechend  dem  Lehngut,  die  bäuerlichen  entsprechend 
dem  Zinsgut.  Ein  Grund,  das  Allod  vom  Zinsgut  zu  unterscheiden,  lag  ins- 
besondere nur  noch  da  vor,  wo  das  Allod  sich  zwar  nicht  von  allen  Lei- 
stungen an  einen  Herrn  frei  gehalten  hatte,  diese  aber  beim  Allod  geringer 
waren.  So  wird  mehrfach,  so  zu  Vis  en  Artois  §  8,  dann  auch  im  Amte 
Lens  S  15,  in  der  Grafschaft  Guines  S  15,  Bouthors  2,  332.  662,^  betont, 
dass  bei  Verkauf  von  Zinsgut  im  allgemeinen  der  zehnte  Theil  des  Preises 
oder  ein  sonstiger  höherer  Betrag,  bei  dem  von  Freieigen  aber  nur  ein  ge- 
ringer, vom  Preise  unabhängiger  Betrag  zu  zahlen  ist. 

Anders,  als  im  westfränkischen  Rechtsgebiete  selbst,  konnte  sich  dieses 
Verhältniss  stellen,  wenn  in  eine  Landschaft  nach  unserer  Annahme  durch 
fränkische  Grundherren  und  Zinsbauern  die  westfränkische  Folge  in  das 
Zinsgut  Eingang  fand,  während  für  das  bäuerliche  Freieigen  ein  abweichen- 
des Landesrecht  galt  Nun  konnte  auch  da  im  Laufe  der  Zeit  das  letztere 
ganz  verschwinden,  wie  das  im  Amte  Douai  und  Orchies  der  Fall  gewesen 
sein  würde,  wenn  wir  aus  dem  Umstände ,  dass  die  Coutume  Allod  über- 
haupt nicht  erwähnt,  auf  späteres  Nichtvorkommen  desselben  schliessen 
dürfen.  Dann  konnte  sich  hier  eine  einheitliche  Folge  in  alles  nicht  lehn- 
bare Gut  ergeben,  welche,  wesentlich  der  in  das  westfränkische  Zinsgut 
entsprechend,  nur  in  Einzelnheiten,  vgl  S  784,  sich  dem  Landrecht  an- 
schloss. 

Vielfach  aber  haben  wir  auch  Erhaltung  bäuerlichen  Frei- 
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791]  eigens  in  rechtlicher  Sonderstellung  anzunehmen.  So  ins- 
besondere auch  im  grossem  nördlichen  Theile  Wälschflanderns ,  in  den 
Aemtern  Lille  und  Tournai ;  dann  aber  auch  in  den  weiter  anstosseaden 
deutsch  flandrischen  und  lothringischen  Rechtsgebieten.  Das  Allod  wird  da 
auch  in  den  spätem  Rechtsquellen  häufig  erwähnt.  Insbesondere  hatte  da 
der  Satz:  Nulle  terre  sans  seigneur,  keinen  Eingang  gefunden,  der  auch  da, 
wo  er  in  Nordfrankreich  nicht  gerade  völlig  durchgedrungen  war ,  wenig- 
stens vielfach  dazu  geführt  hatte,  dass  die  Zinsbarkeit  des  Guts  vermuthet 
wurde,  die  Allodialität  zu  erweisen  war.  Das  findet  sich  so  auch  im  Hen- 
negau  in  der  Charte  von  1619  eh.  102  S  2:  Tous  biens  immeubles  seront 
repute:{fiefSy  si par  fait  especial  tCappert  au  contraire^  was  dann  zweifellos 
auch  die  bäuerlichen  Güter  trifft,  da  die  Mainfermes  als  Zubehör  der  be- 
züglichen Lehen  behandelt  erscheinen.  Davon  abgesehen  galt  in  jenen  Ge- 
bieten durchweg  der  Satz:  Nul  seigneur  sans  titre;  vgl.  Britz  Dr.  Belg.  593, 
Defacqz  Dr.  Belg.  2, 77 ;  es  wurde  für  AUodialität  vermuthet,  so  lange  nicht 
ein  Herr  das  Gut  als  Lehen  oder  Zinsgut  erweisen  konnte. 

Dann  konnte  wieder,  wenn  in  solchen  Gebieten  die  Verhältnisse  des 
Zinsgutes  sich  unabhängig  vom  fränkischen  Recht  entwickelt  hatten,  die 
Folge  in  dasselbe  sich  wesentlich  ebenso  gestalten,  wie  die  in  das  Allod. 
So  weit  aber  nach  unserer  Annahme  insbesondere  in  den  an  Westfranken 
zunächst  anstossenden  Gebieten  die  Verhältnisse  des  Ztnsgutes  sich  unter 
fränkischem  Einflüsse  entwickelten,  konnte  sich  daraus,  wie  das  insbeson- 
dere im  Amte  Lille  und  wohl  auch  im  Tournesis  zutraf,  eine  verschie- 
dene Folge  für  Allod  und  Zinsgut  ergeben.  Schloss  die  letztere 
sich  dem  fränkischen  Recht  an,  wenn  auch  mit  Aendemngen  in  der  Rich- 
tung des  Landrechts,  so  fehlte  für  das  Allod  jede  Veranlassung,  von  diesem 
abzugehen,  wie  das  allerdings  der  Fall  gewesen  sein  dürfte,  wenn  hier  auch 
das  Allod  in  die  Hände  einer  nach  westfränkischem  Recht  lebenden  Bauern- 
bevölkerung  gekommen  wäre.  Eben  die  Bestimmungen  über  das  Allod 
zeigen,  dass  die  altansässige  Bauernbevölkemng  hier  nach  anderm  Rechte 
lebte;  dass  der  fränkischen  Herrschaft  ein  Zustand  vorausgegangen  sein 
muss,  bei  dem  auf  dem  Lande  dasselbe  Recht  herrschte ,  wie  noch  sptfter 
in  den  Städten. 

79S.  Dürfte  es  sich  nun  aus  dem  Gesagten  erklären,  wie  auch  in  einem 
Gebiete,  in  welchem  das  Landesrecht  ursprünglich  ein  wesentlich  abwei- 
*  chendes  war,  auf  dem  flachen  Lande  westfränkisches  Recht  in  weitem  Um- 
fange Platz  greifen  konnte,  so  würde  freilich  noch  die  Erklärung  des 
Fehlens  eines  Einflusses  westfränkischen  Rechts  in  den 
Städten  erübrigen,  wodurch  sich  dann  der  Gegensatz  zwischen  dem 
Rechte  der  Städte  und  des  Landes  ergab. 

Wo  sich  sonst  ein  solcher  Gegensatz  zeigt,  da  ist  es  ja  erklärlich,  wenn 
man  denselben  darauf  zurückzuführen  sucht,  dass  das  Landschaftsrecht  das 
ursprüngliche  Landesrecht  war,  dass  der  Gegensatz  sich  dann  daraus  er- 
gab, dass  die  besondern  Verhältnisse  des  städtischen  Lebens, 
die  Bedürfnisse   des   städtischen  Verkehrs    mehr  und  mehr  auf  Abwei- 
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chungen  von  jeaem  hinwiesen.  So  könnte  auch  hier  die  Annahme  nahe 
liegen,  das  westfr^nkische  sei  das  ursprüngliche  Landesrecht,  das  abwei- 
chende  der  Städte  habe  sich  erst  nachträglich  entwickelt.  Würde  das  unsern 
bisherigen  Ausführungen  durchaus  widersprechen ,  so  ergibt  auch,  wie  ich 
denke,  schon  eine  oberflächliche  Erwägung  der  Sachlage,  dass  davon  nicht 
wohl  die  Rede  sein  kann. 

Für  Einzelnes ,  wodurch  sich  das  wälschflandrische  Städterecht  vom 
westfränkischen  Recht  unterscheidet,  wie  etwa  die  volle  Gütergemeinschaft, 
das  Fehlen  von  Fallrecht  und  Näherrecht,  würde  sich  ja  immerhin  in  den 
besonderen  städtischen  Bedürfnissen  eine  Erklärung  finden  lassen.  Bei  An- 
derm,  wie  etwa  dem  vollen  Vorfahrenrecht  oder  der  vollen  Gleichstellung 
von  Vollgeburt  und  Halbgeburt  wäre  eine  solche  doch  nicht  wohl  abzu- 
sehen. Vor  allem  aber,  wenn  da  die  besondere  städtische  Entwicklung  mass- 
gebend war,  wie  würde  es  dann  zu  erklären  sein,  dass  diese  etwa  zu  Arras 
oder  in  andern  Städten  der  Nachbargebiete,  wo  sich  doch  vielfach  ein  ent- 
sprechender Gegensatz  gegen  das  Landschaftsrecht  geltend  macht,  zu  einer 
durchaus  abweichenden  Gestaltung  des  Rechts  geführt  hätte?  wie  würde 
es  sich  insbesondere  erklären,  dass  dasselbe  Recht,  wie  in  den  Städten,  doch 
vielfach  auch  auf  dem  Lande  in  Geltung  war  und  zwar  vor  allem  für  das 
Allod,  also  gerade  für  solche  Güter,  bei  welchen  wir  von  vornherein  die 
Erhaltung  der  ältesten  landrechtlichen  Folge  annehmen  dürfen? 

Knüpfen  wir  auch  hier  an  das  in  dieser  Beziehung  früher  Bemerkte 
an,  so  würden  wir  uns  zweifellos  zur  Erklärung  des  Gegensatzes  auf  die 
Annahme  der  Allodialität  der  städtischen  Liegenschaften 
hingewiesen  sehen  und  anzunehmen  haben,  dass  in  den  Städten  das  Grund- 
eigenthum  immer  Freieigen  blieb  oder,  wo  das  nicht  zutraf,  wenigstens  be- 
züglich der  uns  beschäftigenden  Verhälmisse  entsprechend  dem  Freieigen 
behandelt  wurde.  Von  einer  Prüfung,  in  wie  weit  das  auch  nach  sonstigen 
Haltpunkten  zutraf,  muss  ich  absehen,  da  es  zu  einem  meinem  Gegenstande 
im  allgemeinen  ganz  fernliegenden  Eingehen  nicht  blos  auf  die  städtische 
Entwicklung  in  diesen  Gegenden  im  allgemeinen,  sondern  selbst  der  ein- 
zelnen Städte  nöthigen  würde,  da  diese  Verhältnisse  doch  etwa  in  einer 
alten  Bischofsstadt,  wie  Tournai,  oder  in  einem  erst  verhältnissmässig  spät 
zu  städtischer  Bedeutung  gelangten  Ort,  wie  LiUe,  sehr  verschieden  ge- 
staltet sein  konnten.  Es  genügt  mir,  auf  denSchluss  hingewiesen  zu  haben, 
auf  den  wenigstens  hier  die  Vergleichung  des  Rechtes  der  Städte  mit  denen 
der  Landschaft  bestimmt  hinzuführen  scheint,  und  der  dann  doch  auch  für 
das  städtische  Recht  anderer  Gebiete,  in  welchen  sich  eine  ähnliche  Sach- 
lage ergibt,  zu  beachten  sein  dürfte.  Ich  beschränke  mich  auf  einige  bezüg- 
liche Erwägungen,  wie  sie  sich,  auch  ohne  alles  weitere  Eingehen,  bei  der 
Beschäftigung  mit  den  bezüglichen  Rechten  darboten. 

793«  DasLehengut  bietet  da  gerade  keine  grossem  Schwierigkeiten. 
In  Wälschflandern  ist  es  von  den  Stadtrechten  lediglich  das  von 
Tournai,  welches  innerhalb  der  Banlieue  oder  Eschevinage,  innerhalb  des 
der  Gerichtsbarkeit  der  städtischen  Schöffen  unterstehenden  Stadtgebietes, 
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793]  Lehen  kennt,  welche  dann  allerdings  nach  dem  sonstigen,  auf  frän- 
kischer Grundlage  beruhenden  Lehnrecht  behandelt  werden.  Massgebend 
war  da  zweifellos,  dass  Tournai  Bischofsstadt  war. 

Aehnliches  findet  sich  auch  sonst  in  den  Nachbargebieten.  Wie 
etwa  das  Recht  von  Valenciennes,  so  kennt  auch  das  vonArras  kein  Lehen 
im  Stadtgebiete.  Die  Coutume  von  Cambrai ,  die  sich  viel  mit  Lehen  be- 
schäftigt, galt  allerdings  nicht  blosfUr  die  Stadt,  sondern  für  das  ganze  Cam- 
bre'sis;  aber  ein  Privileg  von  1 184,  ßöhmer  Acta  140,  ergibt,  dass  es  auch 
in  der  Stadt  LehngUter  gab,  deren  Freiheit  von  städtischen  Lasten  Anlass 
zu  Streitigkeiten  bot.  Bezeichneten  wir  schon  S  782  Therouanne  als  eine 
Stadt,  in  welcher  abweichend  von  den  meisten  andern  Städten  in  Artois 
nicht  blos  das  Lehnrecht,  sondern  das  Recht  überhaupt  wesentlich  west- 
fränkisch ist,  so  wird  auch  da  der  Bischofssitz  die  nächstliegende  Erklärung 
bieten  in  Bestätigung  dessen,  was  wir§  789  bezüglich  des  Einflusses  kirch- 
lichen Besitzes  auf  die  Weiterausdehnung  westfränkischen  Rechts  bemerkten. 
Im  allgemeinen  aber  ergibt  sich  da,  wo  besondere  Coutumes  für  die  Land- 
schaft und  den  Stadtbezirk  vorliegen,  dass  im  letztern  Lehen  fehlten.  Ver- 
einzelt, so  zu  St.  Omer,  lässt  dann  die  Beziehung  des  städtischen  Rechts 
auf  die  Heritages  non  feodeaux  wohl  darauf  schliessen ,  dass  es  auch  ein- 
zelnes Lehngut  im  Stadtbezirke  gab.  Nach  der  Coutume  von  Aubigny  S  6, 
Bouthors  2,297,  sollen  Lehen  der  Gerichtsbarkeit  der  Schöffen  nicht  unter- 
stehen: stippos^  que  aulcuns  fiefs  soient  enclavds  dedens  ladite  loyet  esche- 
vinage,  Ueberwiegend  ist  aber  einfach  von  allen  im  Stadtbezirke  belegenen 
He'ritages  die  Rede. 

Mag  es  in  einzelnen  Fällen  der  Stadt  gelungen  sein,  nachträglich  die 
lästige  Lehnbarkeit  einzelner  städtischer  Güter  zu  beseitigen,  so  ist  da,  wo 
es  sich  um  alte  Städte  handelte,  wohl  überwiegend  anzunehmen ,  dass  der 
Lehnsverband  von  vornherein  nicht  festen  Fuss  fasste  und  damit  ein  Ver- 
hältniss  fernblieb,  welches  vorzugsweise  zur  weitern  Verbreimng  fränkischer 
Rechtsbestimmungen  hätte  führen  können.  Wo  aber  ausnahmsweise  Lehen 
vorkamen,  da  nahmen  diese  auch  immer  eine  Sonderstellung  ein;  der  An- 
schluss  an  den  umfassendem  Verband  hinderte  dann  eine  Einbeziehung 
in  das  Recht  der  Stadt,  konnte  aber  eben  wegen  dieser  Sonderstellung  auch 
nicht  leicht  Einfluss  auf  dasselbe  gewinnen. 

794.  Dagegen  wird  es  in  den  meisten  Stadtbezirken  auch  Ziasgut 
gegeben  haben.  In  manchen  erst  später  auf  einer  herrschaftlichen  Villa  ent- 
standenen Städten  wird  der  gesammte  Grundbesitz  von  vornherein  zinsbar 
gewesen  sein.  Und  auch  wenn  wir  annehmen,  dass  in  einer  Stadt  alle  Lie- 
genschaften ursprünglich  Allod  waren,  mussten  schon  die  Schenkungen  an 
Kirchen  vielfach  zur  Zinsbarkeit  führen.  Dem  gegenüber  hauen  wir  also 
anzunehmen,  dass  das  in  den  Städten  belegene  Zinsgut,  welches  zweifellos 
unter  den  He'ritages  mitbegriffen  ist,  entsprechend  dem  Allod  vererbte,  was 
ja  mit  der  Zinsbarkeit  durchaus  vereinbar  war. 

Einen  auffallenden  Beleg  für  dieses  Massgeben  der  allodialen 
Folge  für  städtische  Zinsgüter   gibt  das  Recht  des  Landes  LUt- 
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tich.  Die  Dreitheilung  in  Biens  allodiaux,  feodaux  und  censaux  hat  sich 
hier  immer  erhalten  und  noch  1748,  Cout.  de  Liege  3,407,  entschieden  die 
Schöffen :  que  tous  biens  sont  prdsumds  libres  et  point  feodaux.  Bezüglich 
der  Folge  ergibt  nun  die  spätere  Coutume  des  Landes  1 1  S  23  ff.  in  genauer 
Uebereinstimmung  mit  vielen  SchöffensprUchen ,  vgl.  Cout.  de  L.  3,  11. 
14  ff.,  dass  in  das  AUod,  wo  es  auch  belegen  sein  mag:  tant  dedans^  que 
dehors  la  ciU^  villes,  clawires  oufranchises  d^ icelies ,  die  Töchter  mit  den 
Söhnen  folgen ;  dass  dagegen  von  ZinsgUtern  die  Töchter  durch  Söhne  aus- 
geschlossen sind.  Aber  nur  dann,  wenn  dieselben  ausserhalb  der  Franchise 
der  Hauptstadt  und  der  sonstigen  gefreiten  Orte  liegen,  während  sie  inner- 
halb derselben  auch  das  Zinsgut  mit  den  Söhnen  theilen.  Derselben  Unter- 
scheidung begegnen  wir,  wenn  nach  der  Coutume  1 1  $  26.27  das  AUod  zu 
Zinsgut  wird,  sobald  es  vor  der  Cour  censalle  aufgelassen  oder  mit  irgend- 
welchem Zins  oder  einer  erblichen  Rente  belastet  wird ,  was  dann  insbe- 
sondere die  Folge  hat,  dass  fortan  die  Töchter  ausgeschlossen  sind.  Auch 
das  ist  ausdrücklich  auf  die  ausserhalb  der  Franchises  belegenen  Güter  be- 
schrankt. Ganz  dieselbe  Unterscheidung  findet  sich  in  den  Coutumes  von 
Gosselies  im  östlichen  Hennegau  S  3.  4,  Cout.  de  Hainaut  3,  876.  Ausser- 
halb der  Franchise  erben  nur  Söhne;  innerhalb  derselben  aber  und  ebenso 
bei  allem  AUod  sind  Töchter  und  Söhne  gleichgesteUt. 

Diese  Gleichstellung  der  Söhne  und  Töchter  in  den  Städten  ist  also 
hier  jedenfaUs  nicht,  wie  oft  angenommen  wird,  als  nachträgUches  Ergeb- 
niss  städtischer  Entwicklung  zu  betrachten.  Sie  schliesst  sich  sichtlich  an 
eine  zweifeUos  weit  zurückreichende  verschiedene  Folge  im  AUod  und  Zins- 
gut an.  Auf  die  besondere  städtische  Entwicklung  kann  da  lediglich  zurück- 
geführt werden,  dass  die  aUodiale  Folge,  welche  danach  in  den  Städten  die 
ursprünglich  zunächst  massgebende  gewesen  sein  muss,  sich  auch  auf  das 
im  Stadtbezirke  belegene  Zinsgut  ausdehnte. 

Auch  inWälschflandern  findet  sich  wohl,  dass  in  einer  Stadt  belegenes 
Zinsgut  entsprechend  den  sonstigen  städtischen  Liegenschaften  vererbte. 
So  sagt  König  PhiUpp  in  der  1565  bestätigten  Coutume  des  Amtes  LiUe, 
Cout.  gen.  2,  918:  Maisons  et  heritages  tenus  de  la  parte  d'  Esreux,  änous 
appartenans,  gisans  en  notre  ville  de  Lille ^  que  hors  icelle,  sont  repute^ 
pour  meubles;  womit  sich,  vgl.  $  740,  die  Gleichbehandlung  mit  den  städ- 
tischen Liegenschaften  ergibt.  Doch  würde  das  insofern  noch  nicht,  wie  im 
Lande  Lüttich ,  den  Schluss  rechtfertigen,  dass  aUes  in  Städten  belegene 
Zinsgut  so  behandelt  wurde,  da  wir  ja  im  Amte  Lille,  vgL  $  789,  Belege 
fanden,  dass  auch  ausser  den  Städten  manches  Zinsgut  entsprechend  dem 
AUod  vererbte.  Minelbar  lässt  sich  der  Schluss  aUerdings  auch  hier  dadurch 
rechtfertigen,  dass  in  den  Stadtrechten  für  alle  im  Stadtbezirke  belegenen 
Liegenschaften,  oder  doch  zu  Tournai  für  aUe  nichtlehnbaren  dieselbe,  der 
aUodialen  entsprechende  P  olge  bestimmt  wird,  die  sich  also  auch  auf  die 
Zinsgüter,  falls  solche  in  der  Stadt  vorhanden  waren,  erstrecken  musste. 

795.  Ohne  es  nun  zu  versuchen,  dem  näher  nachzugehen ,  scheinen 
mir  schon  allgemeinere  Erwägungen  zu  ergeben,  dass  diese  Verhältnisse 
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795]  sich  wirklich  so  gestalteten ,  wie  unsere  bisherigen  Erörterungen  das 
nahe  legten,  dass  wir  von  ursprünglicher  Allodialittft  der  städ- 
tischen Liegenschaften  auszugehen  haben  und  dass  die  spätere  ein- 
heitliche Folge  in  dieselben  sich  daraus  ergab,  dass  die  allodiale  Folge  dann 
auch  für  die  in  den  Stadtbezirken  entstehenden  ZinsgUter  massgebend  wurde 
oder  massgebend  blieb. 

Nach  der  Coutume  von  Toumai  1 8  S  i  wird  für  alle  nichdehnbaren 
städtischen  Liegenschaften  Allodialität  vermuthet:  Tous  heritages  nonfeo- 
daux  es f ans  en  ladite  ville  et  ou  pouvoir  et  banlieue  d^  icelle  sant  de  leur 
nature  libres  etfrancs  de  toutes  servitudes^  rentes  et  autrescharges,  et  pour 
tels  sont  reputei{^  jusques  ä  ce  qu'il  appere  du  contraire.  Darauf  ist  freilich 
wenig  zu  geben,  da  es  ja  sehr  wohl  erst  Ergebniss  der  spätem  politischen 
Sonderstellung  sein  könnte. 

Wir  können  aber  von  jeder  politischen  Sonderstellung  absehen,  davon 
ausgehen,  dass  es  sich  bei  der  Stadt  lediglich  um  eine  Oerdichkeit  handelte, 
die  sich  durch  eine  gedrängt  sitzende  Bevölkerung  vom  Lande  unterschied. 
Diese  lebte  dann  nach  dem  Landesrechte ,  wie  es  nach  unserer  Annahme 
auch  in  der  Landschaft  geltend  war,  ehe  da  wenigstens  für  das  Zinsgut 
westfränkisches  Recht  Einfluss  gewann.  Die  in  und  bei  der  Stadt  belegenen 
Liegenschaften  waren  dann  ursprünglich  wohl  durchweg  Freieigen.  Nicht 
als  ob  ich  behaupten  möchte,  die  Zinsleihe  habe  hier  überhaupt  erst  unter 
fränkischer  Herrschaft  Eingang  gefunden.  Es  liesse  sich  vielleicht  sogar  da- 
gegen geltend  machen,  dass,  vgl.  $  78g,  doch  auch  auf  dem  Lande  das 
Zinsgut  vielfach  entsprechend  dem  Allod  vererbte,  was  nicht  unwahrschein- 
lich macht,  dass  die  Verhältnisse  desselben  sich  vielfach  schon  vor  der  frän- 
kischen Herrschaft  bestimmter  gestaltet  haben  dürften. 

Es  wird  da  aber  ein  Anderes  zu  beachten  sein.  Die  Zinsleihe  setzt  in 
ihren  Anfängen  doch  immer  einen  grössern  Grundbesitz  voraus,  den  der 
Eigner  mit  seiner  freien  und  unfreien  Familie  nicht  selbst  bebauen  und  un- 
minelbar  nutzen  kann.  Wo  aber  von  altersher  die  Bevölkerung  eng  zusam- 
mengedrängt in  der  Stadt  wohnte,  da  wird  auch  in  dieser  und  ihrer  nächsten 
Umgebung  Grossgrundbesitz  nicht  leicht  vorgekommen  sein,  wenn  das  auch 
nicht  ausschliesst ,  dass  Bewohner  der  Stadt  solchen  in  der  Landschaft  be- 
sassen ;  wir  glaubten  ja  dadurch,  vgl.  S  743,  wohl  Schwierigkeiten  erklären 
zu  dürfen,  die  sich  daraus  ergaben,  dass  der  Nachlass  von  Bürgern  an  Lie- 
genschaften nicht  schlechtweg  nach  den  für  städtische  Liegenschaften  gü- 
tigen Bestimmungen  beurtheilt  erscheint  War  dann  Schutzbedtlrftigkeit 
vielfach  der  Anlass ,  dass  Freieigen  einem  Herrn  zinsbar  gemacht  wurde, 
so  entfielen  auch  da  in  der  Stadt  durchweg  die  besondem  Gründe,  welche 
auf  dem  Lande  dazu  veranlassten. 

Wenigstens  bei  den  alten  Städten,  wie  sie  in  den  fraglichen  Ge- 
bieten doch  zahlreich  vorhanden  waren,  scheint  kaum  etvras  der  Annahme 
im  Wege  zu  stehen,  dass  da  der  Grundbesitz  ursprünglich  allodial  war,  also 
auch  nach  demselben  Rechte  behandelt  wurde ,  nach  dem  die  Bewohner 
der  Stadt,  mochten  sie  nun  Grundbesitz  haben  oder  nicht,  zu  leben  ge- 


Digitized  by 


Google 


Allodialitat  der  städtischen  Liegenschaften.  203 

wohnt  waren.  Das  konnte  dann  wenigstens  da,  wo  diesem  Rechte  eine  ver- 
schiedene Vererbung  von  Liegenschaft  und  Fahrniss  unbekannt  war,  im 
Gegensatze  zu  dem  abweichenden  Rechte  der  Landschaft  zu  der  A^uffassung 
führen,  vgl.  S  740,  dass  in  der  Stadt  auch  die  Liegenschaften  ak  Fahrniss 
zu  behandeln  seien. 

Insbesondere  durch  die  Schenkungen  an  Kirchen  wird  dann  auch  in 
den  Städten  das  Grundeigenthum  vielfach  an  Eigner  gekommen  sein ,  die 
es  nur  durch  Zins  nutzen  konnten.  Ein  solcher  konnte  ja  aber  gezahlt  wer- 
den, ohne  dass  sich  die  sonstige  rechtliche  Behandlung  des  Gutes  ändern 
musste.  Ergab  sich  $  789,  dass  in  der  Landschaft  beim  Zinsgute  wohl 
das  fränkische  Recht  überwog,  vielfach  aber  doch  auch  da  an  der  nach  dem 
AUod  zu  bemessenden  altern  landrechtlichen  Folge  festgehalten  wurde,  so 
musste  das  um  so  mehr  bei  städtischem  Zinsgut  der  Fall  sein,  wenn  in  der 
Stadt  im  allgemeinen  die  allodiale  Folge  die  herrschende  geblieben  war. 
Mag  auf  dem  Lande  in  Anschlag  zu  bringen  sein,  dass  das  Gut  vom  frän- 
kischen Herrn  auch  an  fränkische  Zinsbauem  gegeben  werden  mochte,  so 
werden  die  Zinspflichtigen  in  den  Städten  durchweg  der  altansässigen  Be- 
wohnerschaft angehört  haben.  Das  Recht  dieser  zu  ändern,  hatte  die  Herr- 
schaft kein  grösseres  Interesse ;  und  wo  die  Bevölkerung  so  gedrängt  sass, 
die  verschiedenen  Klassen  derselben  in  so  engen  Wechselbeziehungen  stan- 
den, häne  es  zu  den  grössten  Missständen  führen  müssen,  wenn  für  einen 
Theil  derselben  nur  bezüglich  des  Erbrechts  und  des  ehelichen  Güterrechts 
abweichende  Bestimmungen  hänen  massgebend  werden  sollen.  Auch  wo 
eine  Kirche  gewohnt  war,  ihre  Güter  in  der  Landschaft  nach  dem  dort  vor- 
herrschenden, dem  fränkischen  angepassten  Rechte  auszugeben ,  wird  sie 
bei  ihren  städtischen  Besitzungen  davon  abgesehen  haben.  Noch  weniger 
war  dann  natürlich  zu  einer  Aenderung  des  Rechts  der  Anlass  geboten, 
wenn  durch  Vererbung  und  Ankauf  grössere  Massen  städtischer  Liegen- 
schaften an  einzelne  Stadtbewohner  kamen  und  von  diesen  zu  Zins  ausge- 
geben wurden.  War,  wie  ich  denke,  der  städtische  Grundbesitz  ursprüng- 
lich allodial,  so  dürfte  es  sich  doch  unschwer  erklären,  wenn  sich  eine  dem 
entsprechende  Folge  auch  dann  erhielt,  wenn  mit  der  Zeit  manches  Gut 
zinsbar  wurde. 

Allerdings  sind  wir  da  von  der  Annahme  ausgegangen ,  dass  es  sich 
um  alte  Städte  handelte,  welche  bereits  bestanden ,  ehe  in  der  Landschaft 
in  der  angenommenen  Weise  das  hergebrachte  durch  westfränkisches  Recht 
verdrängt  wurde.  Nun  kommen  freilich  auch  neugegründete  Städte 
in  Betracht,  welche  erst  später  auf  herrschaftlichem  Grund  und  Boden  ent- 
standen, wo  die  spätem  städtischen  Liegenschaften  also  bisher  Zinsgut  ge- 
wesen waren,  es  dann  auch  wohl  ferner  blieben  oder  doch  erst  bei  Gewäh- 
rung städtischer  Sonderstellung  von  den  bezüglichen  Leistungen  enthoben 
wurden.  Da  mag  sich  dann  auch  in  den  Einzelfällen  Manches  verschieden 
gestaltet  haben.  Aber  wir  fanden  doch  im  Lande  Lüttich,  dass  in  allen 
Orten  mit  städtischen  Freiheiten  eine  Folge  galt,  die  der  in  das  AUod  ent- 
sprach. Dann  dürfte  die  nächstliegende  Erklärung  etwa  die  sein,  dass  die- 
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796]  selbe  sich  in  der  Landeshauptstadt  oder  sonstigen  alten  Städten  des 
Landes  so  erhalten  hatte,  dass  dann  in  der  Regel  bei  NeugrUndungen  das 
Recht  derselben  den  neuen  Städten  verliehen  wurde,  dass  damit  auch  das 
dort  geltende,  den  Bewohnern  durchweg  günstigere  Familienrecbt  als  für 
alle  Städte  des  Gebiets  massgebend  betrachtet  wurde. 

796.  Vielleicht  dtirfte  noch  das  Verfolgen  eines  andern  Verbälmisses, 
nämlich  des  Fehlens  herrschaftlicher  Uebereignung  in  den 
Städten,  weitere  Haltpunkte  für  die  Annahme  ursprunglicher  Allodialität 
des  in  und  bei  der  Stadt  belegenen  Grundbesitzes  bieten.  In  den  lothringi- 
schen Rechtsgebieten,  wo  sich  vielfach  bäuerliches  Allod  in  rechtlicher  Son- 
derstellung erhalten,  aber  doch  auch  vereinzelt  im  westfränkischen,  wird 
wohl  besonders  betont,  dass  es  bei  Uebereignung  von  .VIlod  keiner  Auflas- 
sung an  einen  Herrn  oder  Richter  und  WiederUbertragung  durch  denselben, 
keiner  Dessaisine  und  Saisine,  Devest  und  Vest,  Enterbniss  und  Erbniss, 
bedarf.  So  heisst  es  etwa  in  der  Coutume  von  Clermont  en  Argonne,  4 
S  15,  dass  dasFrancalleu  roturier,  nämlich  eine  Liegenschaft,  welche  keinen 
Herrn  habe,  ne  doit  aucune  dessaisine  ou  saisine,  devesi  ou  vest,  und  nur 
dem  Ortsrichter  unterstehe,  sich  wie  anderes  bäuerliches  Gut  vererbe.  Nach 
der  Coutume  von  Vitry  le  Fran^ais  S  26  ist  das  Näherrecht  geltend  zu 
machen  Jahr  und  Tag  nach  der  Saisine  bei  Choses  roturiers ,  nach  dem 
Hommage  bei  Lehen:  de  la  possession  de  fait  es  choses  allodiales;  nach 
der  von  Chaumont  en  Bassigny  S  76  ist  fUr  die  Giltigkeit  der  Schenkung 
bei  Lehen  die  Huldigung  nöthig,  hei  ZinsgUtem  die  Saisine  durch  den 
Herrn :  et  des  choses  allodiales,  que  le  donataire  ayt  prins  possession  defaiU 
Auch  zu  Melun  $  105  wird  noch  betont,  dass  das  Franc  allen  als  solches 
zu  erweisen  sei,  dass  es  dann  aber  keiner  Vest  und  Devest  bedürfe. 

Für  die  Uebereignung  war  dann  im  Hennegau  und  im  Amt  Toumai, 
vgl.  Britz  Dr.  Belg.  593,  nur  verlangt,  dass  sie  unter  Zuziehung  von  zwei 
oder  vier  andern  Freigutsbesitzern,  Francs-allo&'tiers,  vorgenommen  wurde, 
welche  im  Amt  Tournai  Schöffen  sein  sollten.  Auch  nach  der  Somme  ru- 
rale  i  t  84  bilden  alle  Freigutsbesitzer  eines  Amts  eine  Genossenschaft ;  sie 
werden  ohne  Eingreifen  des  Herrn  oder  seiner  Beamten  gerichtet :  par  leurs 
pers  ienans  en  allexix,  qui  soni  de  la  chasiellanie,  während  sie  dann  nur  den 
Seigneur  sou verain  ersuchen,  ihre  Unheile  zur  Förderung  des  Rechts  aus- 
führen zu  lassen.  Und  geschieht  dann  auch  bei  Uebereignungen  von  Allod 
wohl  Advest  und  Devest  durch  den  Seigneur,  so  wird  betont,  dass  das  nicht 
überall  üblich,  dass  an  vielen  Orten  eine  Erklärung  vor  dem  Notar  oder  par 
devant  gens  genüge.  Auch  nach  der  Coutume  des  Bourbonnais  S  219  ge- 
nügt Besitzergreifung  vor  Notar  und  Zeugen.  Es  stimmen  dazu  Angaben 
aus  dem  Gebiete  des  Aasdomsrechts,  vgl.  S  715,  wonach  die  Auflassung  mit 
gleicher  Kraft,  wie  vor  dem  Richter,  auch  vor  Geerbten  des  Bezirks  erfolgen 
konnte. 

Dem  entspricht  nun  wenigstens  zu  Douai  3  S  2  das  bezüglich  aller 
städtischen  Liegenschaften  Gesagte:  Toutes  ventes  et  dons  entre  vif  £  her i- 
tages  situej[  eti  ladite  ville  et  eschevinage  passe^  et  recognus  pardevant  esche- 
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vins  de  ladite  ville  en  nombre  de  deux  du  moins  engendrent  des  V instant 
desdites  ventes  ou  dons  aduenus  effecfuellement  saisine  et  droict  reel  et  de 
propriet^  en  pos Session  fonsiere  desdits  heritages  vendus  ou  donnej(  auprofit 
des  acheteurs  ou  donataires,  sans  estre  requis  faire  autres  solemniie^  ou  de- 
voir  de  justice  par  rame  ou  baston  ny  autrement,  sans  aussi  que  les  ven- 
deurs  ou  donateurs  y  puissent  contrevenir.  Auch  zu  Arras  S  9,  Bouthors  2, 
268,  bewirkt  der  vor  den  Schöffen  verlautbarte  Verkauf  Besitz:  sans  en 
faire  aucune  autre  apprehension.  Die  Schöffen  entsprechen  hier  den  Franc- 
allo^'tiers ;  bei  der  Forderung  der  Kenntnissnahme  durch  dieselben  hat  man 
sichtlich  nur  Offenkundigkeit  und  Beweisbarkeit  im  Auge.  Jedenfalls  fehlt 
die  Handlung,  durch  welche  sich  beim  Lehngut  und  Zinsgut  ausspricht, 
dass  das  Gut  nicht  Freieigen  des  Besitzers  ist,  indem  es  durch  Zweig  oder 
Stab  vom  Veräusserer  dem  Herrn  oder  dessen  Vertreter  zurückgegeben, 
dann  von  diesem  dem  Erwerber  übergeben  wird. 

Das  Recht  von  Orchies  4  S  i  zeigt  da  allerdings  eine  Abweichung. 
Nachdem  ganz  dasselbe  für  Donations  d'entre-vifs  bestimmt  ist,  heisst  es: 
mais  en  cos  de  vente  desdits  heritages  il  est  requis  par  dessus  teile  recon- 
noissance  de  payer  les  droits  pour  ces  deuSy  et  que  le  vendeur  se  desherite 
par  rain  et  baston  en  la  maine  du  chastelain  de  ladite  ville  ou  de  son  com- 
mis  et  quiceluy  en  baille  la  saisine  et  possession  aussi  par  rain  et  baston  ä 
r  acheteur.  Da  ist  aber  doch  einmal  zu  beachten,  dass  nicht  jede  Uebereig- 
nung  von  Liegenschaften  als  solchen  durch  die  Hand  des  Kastellan  zu  er« 
folgen  hatte,  sondern  lediglich  beim  Verkaufe,  so  dass  es  sich  da  zweifellos 
nicht  um  Rechte  handelt,  wie  sie  jedem  Grundherrn  zustanden.  Eine  Ab- 
gabe gerade  beim  Verkauf  hat  sich  auch  sonst  wohl  in  Flandern  auf  das 
Allod  ausgedehnt,  vgl  Defacqz  2,  80;  es  handelt  sich  um  eine  Leistung, 
die  dem  Kastellan  nicht  als  Grundherrn ,  sondern  als  Beamten  des  Grafen 
gebührt;  und  um  diese  zu  sichern,  wird  sich  die  sonst  dem  Allod  fremde 
Form  der  Uebereignung  auf  den  Fall  des  Verkaufs  ausgedehnt  haben. 

Zu  LiUe  wird  dann  allerdings  nicht  blos  beim  Kauf,  sondern  auch  bei 
der  Schenkung  von  Liegenschaften,  vgl.  5  S  1 3,  das  Desheriter  und  Adhe'- 
riter  erwähnt.  Aber  bei  dieser,  wie  andern  Erwähnungen,  fehlt  jede  An- 
deutung, dass  das  durch  die  Hand  eines  Dritten  zu  geschehen  hat;  es  han- 
delt sich  zweifellos  um  die  wohl  auch  beim  Allod  übliche  Form,  bei  wel- 
cher der  Veräusserer  unmittelbar  dem  Erwerber  Halm  oder  Stab  überreicht 
und  dabei  selbst  erklärt,  dass  er  sich  enterbe  und  den  Erwerber  erbe.  Auch 
steht  dem  die  Mise  de  fait,  vgl.  1 2  §  i  ff.  gleich,  wonach  das  Gericht  auch 
ohne  Zuziehung  desVeräusserers  auf  Nachweis  des  Titels  hin  den  Erwerber 
in  Besitz  setzt,  was  dann  gleichfalls  nach  dem  Einzelfalle  7  S  2  par  rain  et 
baston  geschieht  Das  Eingreifen  einer  Grundherrschaft  ist  da  zweifellos 
ausgeschlossen. 

Damit  wäre  immerhin  vereinbar,  dass,  wo  sich  noch  später  Zinsgut  in 
den  Städten  erhalten  hatte,  dieses  durch  die  Hand  des  Herrn  aufgelassen 
werden  musste.  So  lag,  vgL  S  794,  in  Lille  zur  Paine  Esreux  gehörendes 
Gut,  das  überhaupt  nicht  unter  städtischer  Gerichtsbarkeit  stand ;  doch  war 
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796]  es  von  allen  Abgaben  beim  Besitzwechsel  befreit,  so  dass  auch  die 
herrschaftliche  Uebereignung  sich  verloren  haben  mag.  Bestimmter  dürfte 
auf  das  Verhtfltniss  hingewiesen  sein  in  einer  Angabe  der  Costumen  von 
Enghien  20  $  4,  Com.  de  Hainaut  3,  846,  wonach  alle  Liegenschaften: 
sijn  ghereputeert  ende  ghedeeligh  als  have,  al  ist  soo  dat  darofformele  on- 
derfenisse  ende  erffenisse  geschieU  Ist  nur  für  bestimmte  Liegenschaften 
formelle  Enterbung  nOthig,  so  wird  wohl  nur  an  herrschaftliche  Uebereig- 
nung gedacht  werden  können,  bei  der  auf  Einhaltung  der  Form  wegen  der 
damit  verbundenen  Abgaben  grösseres  Gewicht  gelegt  wurde.  Dann  aber 
soll  gesagt  sein,  dass  auch  solche  Güter,  wie  alle  städtischen  Liegenschaften, 
als  Habe  oder  Fahrniss,  also,  nach  dem  S  787  Bemerkten,  entsprechend  dem 
Allod  vererben.  Wird  das  besonders  betont,  so  ist  wohl  zu  schliessen,  dass 
das  in  der  Umgebung  der  Stadt  nicht  so  der  Fall  war,  so  dass  wir  damit 
einen  weitern  Beleg  für  die  Ausdehnung  der  allodialen  städtischen  Folge 
auf  das  Zinsgut  in  der  Stadt  erhielten.  Das  Fortbestehen,  wie  des  Zinses,  so 
auch  der  herrschaftlichen  Uebereignung  war  ja  damit  durchaus  vereinbar. 

Allerdings  möchte  ich  auf  diese  Verhältnisse  an  und  für  sich  keinerlei 
Gewicht  legen,  da  sie  einfach  Ergebniss  späterer  städtischer  Entwicklung 
sein  können  und  sich  ganz  ähnlich  in  Städten  finden,  in  welchen  von  ur- 
sprünglicher Allodialität  der  städtischen  Liegenschaften  nicht  wohl  die  Rede 
sein  kann.  Wo  wir  uns  aber  ohnehin  auf  solche  hingewiesen  sahen,  da  dürfte 
wohl  auch  das  zu  beachten  sein. 

797.  Das  Ergebniss  unsererErörterungen  würde  sich  also  zunächst 
dahin  stellen,  dass,  wenn  sich  in  Wälschflandern,  wie  in  manchen  Nachbar* 
gebieten,  auf  dem  Lande  vielfach  enger  Anschluss  an  das  westfränkische 
Recht  ergibt,  das  auf  eine  nachträgliche  Beeinflussung  zurückgeht,  veran- 
lasst dadurch,  dass  das  Lehen  hier  zweifellos  erst  von  Westfranken  her  Ein- 
gang fand ,  während  auch  das  Zinsgut  wohl  erst  unter  fränkischer  Herr- 
schaft grössere  Ausdehnung  gewann  und  sein  überwiegender  Anschluss  an 
das  westfränkische  Recht  daraus  zu  erklären  sein  wird ,  dass  die  Folge  in 
das  Zinsgut,  wie  sie  sich  in  Westfranken  in  engerm  Anschluss  an  die  dor- 
tige gemeine  Folge  festgestellt  hatte,  durch  fränkische  Herren,  vielleicht 
auch  durch  fränkische  Zinsbauern  hieher  übertragen  wurde.  Das  ursprüng- 
liche walschflandrische  Erbrecht  und  eheliche  Güterrecht  ist  auch  in  der 
Landschaft  geltend  geblieben  für  das  Allod,  welches  uns  für  die  Beurthei- 
lung  desselben  zunächst  massgebend  sein  muss.  Es  hat  sich  weiter  wesent- 
lich ungeändert  erhalten  in  den  Städten,  weil  da,  wie  wir  zu  begründen 
suchten,  die  Liegenschaften  entweder  Allod  waren ,  oder  doch  bezüglich 
jeuer  Verhältnisse  als  solches  behandelt  wurden.  Aber  auch  für  die  bäuer- 
lichen Zinsgüter  der  Landschaft  hat  sich  vielfach  die  ursprüngliche  land- 
rechdiche  Folge  erhalten ;  und  auch  da,  wo  diese  sich  im  allgemeinen  der 
westfränkischen  anschliesst,  ergibt  sich  doch  manche,  auf  das  besondere 
Landesrecht  zurückzuführende  Abweichung, 

Ist  das  Gesagte  richtig,  so  ist  damit  auch  die  Voraussetzung  genügend 
erwiesen,  von  welcher  wir  schon  bei  den  zusammenfassenden  Erönerun- 
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gen  S  777  ff.  vorläufig  glaubten  ausgehen  zu  sollen.  Die  nämlich,  dass  in 
einer  frühem  vorfränkischen  Zeit  im  ganzen  Lande  wesentlich  ein  und  das- 
selbe Recht  in  Geltung  war,  und  zwar  das  Recht,  wie  es  sich  noch  später 
zunächst  in  den  Städten  erhalten  hat.  Wir  suchten  dann  aber  nachzuweisen, 
wie  schon  dieses  Recht  ein  Mischrecht  war,  indem  seine  Hauptgrundlage 
allerdings  das  durch  Einwanderung  aus  dem  Norden  hieher  übertragene 
Aasdomsrecht  bildete,  in  welches  dann  aber  theils  unter  Einfluss  der  Nach- 
barschaft, mehr  wohl  in  Folge  der  Mischung  mit  der  nach  Verfangenschafts- 
recht  lebenden  früheren  Bevölkerung  manche  den  benachbarten  Verfangen- 
schaftsrechten  entsprechende  Bestimmungen  Aufnahme  gefunden  hatten. 
Blieb  es  aber  dabei  in  den  Städten,  so  steigerte  sich  die  Mischung  in  den 
Landschaftsrechten,  indem  hier  später  zunächst  im  Anschlüsse  an  die  Ver- 
hältnisse des  Lehnguts  und  Zinsguts  das  westfränkische  Recht  breiten  Raum 
gewann,  sich  aber  dabei  doch  vielfach  dem  frühern  Landesrechte  anpasste. 
Das  wälschflandrische  Recht  in  seiner  spätem  Gesammtheit  zeigt  eine 
so  mannichfaltige  und  auffallende  Gestaltung,  dass  es  durchaus  unerklärlich 
sein  würde,  wie  eine  solche  sich  hier  sollte  ergeben  haben,  wenn  wir  uns 
aufVergleichung  desselben  mit  seinen  spätem  Nachbarrechten  beschränken, 
wenn  wir  da  nicht  ein  Recht  heranziehen ,  bei  dem  allerdings  von  vorn- 
herein irgendwelcher  näherer  Zusammenhang  so  unwahrscheitüich  ist,  wie 
bei  dem  Aasdomsrechte.  Wird  aber  nach  unsern  Ausführungen  anerkannt, 
dass  bei  diesem  der  Ausgangspunkt  für  die  von  allen  Nachbarrechten  ab- 
weichenden Bestimmungen  des  wälschflandrischen  Rechts  zu  suchen  sei, 
so  kann  dann,  wie  ich  denke,  im  Grossen  und  Ganzen  auch  kaum  noch 
zweifelhaft  sein,  wie  sich  hier  schliesslich  eine  so  auffallende  Gesammtge- 
staltung  ergeben  konnte. 


XV.  Rückblick  auf  die  Methode. 

798.  Ich  bin  auf  das  wälschflandrische  Recht  in  unmittelbarem  An- 
schlüsse an  die  Erönerung  über  das  Aasdomsrecht  insbesondere  auch  dess- 
halb  näher  eingegangen,  weil  mir  das  über  beide  Rechte  und  das  über  ihr 
Verhälmiss  zu  den  Nachbarrechten  Bemerkte  in  vieler  Beziehung  besonders 
geeignet  erscheint  zurPrüfung  des  Ausreichens  der  Methode  für 
die  Beurtheilung  eines  ungünstig  liegenden  Einzelfalles. 
Gegen  die  Zulässigkeit  des  von  mir  früher  im  allgemeinen  befürworteten 
Vorgehens  sind  manche  Einwendungen  erhoben.  Und  auch  so  weit  das 
nicht  der  Fall  ist,  bleibt  ja  immer  das  Bedenken,  ob  die  theoretisch  als  richtig 
anerkannte  Beweisführung  nun  auch  in  den  Einzelfällen  thatsächlich  aus- 
reicht, ob  sich  da  die  genügenden  Haltpunkte  finden,  ohne  welche  die  Be- 
weisführung überhaupt  nicht  mit  Sicherheit  durchführbar  sein  würde.  Habe 
ich  früher  vorzugsweise  nur  die  Uebereinstimmung  und  Abweichung  von 
Einzelbestimmungen  betont,  welche  wohl  gewichtige  Fingerzeige  für  die 
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798]  Möglichkeit  oder  auch  Wahrscheinlichkeit  verwandtschaftlichen  Zu- 
sammenhanges geben,  denselben  aber  doch  nicht  endgiltig  erweisen  können, 
so  habe  ich  nun  die  Hauptordnung  der  gesammten  Erbenfolge  und  der  auf 
sie  einwirkenden  Verhältnisse  für  zwei  Rechte ,  deren  nfihere  Verwandt- 
schaft ich  behaupte,  so  weit  verfolgt,  dass  damit  auch  die  Mittel  geboten 
sein  müssen,  um  zu  prüfen,  in  wie  weit  sich  auf  Grundlage  blosser  Rechts- 
vergleichung eine  solche  Behauptung  rechtfertigen  lassen  dürfte. 

Es  wird  aber  auch  besondere  Eignung  des  Einzelfalles  zu- 
zugeben sein,  um  im  Anschluss  an  denselben  einen  Rückblick  auf  die  Me- 
thode zu  werfen  und  Einwendungen,  welche  gegen  dieselbe  erhoben  sind, 
zu  entkräften.  Denn  einmal  werde  ich  kaum  betonen  dürfen,  dass  jene  Be- 
hauptung hier  ausschliessliches  Ergebniss  der  Rechtsverglei- 
chung ist,  da  Alles  fehlt,  was  in  andern  Fallen  von  vornherein  an  nähern 
Zusammenhang  denken  lassen  kann;  es  handelt  sich  um  örtlich  ganz  ge- 
trennte Gebiete,  die  nicht  demselben  staatlichen  Verbände  angehörten ,  in 
denen  verschiedene  Sprachen  gesprochen  werden,  bei  denen  jede  bestimmtere 
geschichtliche  Nachricht  fehlt,  welche  nähern  Zusammenhang  erklären 
könnte.  Es  kommt  aber  weiter  hinzu,  dass  auch  die  Ergebnisse  der  Rechts- 
vergleichung hier  keineswegs  günstig  liegende  sind,  da  sie  uns  nicht  auf 
einfache  Verwandtschaft,  sondern  bei  dem  einen  der  Rechte  auf  das  be- 
sondere Schwierigkeiten  bietende  Verhältniss  mehrfacher  Ver- 
wandtschaft, vgl.  S  ii6,  hinführen.  Dann  aber  bedarf  es  keiner  weitern 
Bemerkung,  dass  der  Einzelfall,  je  weniger  bei  ihm  die  Sachlage  von  vorn- 
herein als  eine  günstige  erscheint,  um  so  geeigneter  ist,  um  einen  Rückblick 
auf  die  Methode  gerade  an  ihn  anzuknüpfen.  Ergibt  sich,  dass  dieselbe  in 
einem  in  mancher  Beziehung  besonders  ungünstig  liegenden  Einzelfalle 
dennoch  zu,  wie  ich  denke,  genügend  sichern  Ergebnissen  führt,  so  werden 
ihrer  Verwendbarkeit  und  Stichhaltigkeit  bei  andern,  durchweg  einfacher 
liegenden  Fällen  um  so  weniger  noch  Bedenken  im  Wege  stehen. 

Dass  es  sich  beim  wälschflandrischen  Recht  um  einen  Fall 
mehrfacher  Ver>^'andtschaft  handelt,  ergibt  die  Vergleichung  aufs  bestimm- 
teste. Für  unsern  nächsten  Zweck  haben  wir  von  den  Ergebnissen  nur  zu 
beachten,  dass  sich  in  dem  Rechte  einmal  ein  Bestand  findet,  bei  dem  sich 
nähereUebereinstimmung  mit  denNachbarrechten  ergibt,  bald 
mit  den  niederlothringischen  Verfangenschaftsrechten,  bald  mit  dem  frän- 
kischen Recht.  Diesen  Bestand  können  wir  weiterhin  im  allgemeinen  un- 
berücksichtigt lassen.  Habe  ich  es  versucht,  zu  erklären,  wie  diese  theil- 
weise  Uebereinstimmung  sich  ergeben  haben  dürfte,  so  liegt  für  die  weitere 
Erörterung  nichts  daran,  ob  ich  da  gerade  überall  das  Richtige  getroffen 
habe.  Wo  die  Uebereinstimmung  Rechte  trifft,  welche  in  geschichtlicher 
Zeit  Nachbarrechte  sind,  da  wird  ja  von  vornherein  nicht  leicht  Jemand  be- 
zweifeln, dass  es  sich  da  nur  um  verwandtschaftliche  Uebereinstimmung 
handelt,  um  irgendwelchen  Zusammenhang,  mag  sich  derselbe  nun  in  dieser 
oder  jener  Weise  ergeben  haben. 
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Soll  sich  die  Methode  bewähren,  so  hat  sich  das  an  dem  Bestände  zu 
erproben,  bei  welchem  die  Vergleichung  Abweichungvonden  Nach- 
bar rechten  ergibt  Würde  sich  für  diesen  Bestand  zugleich  Abweichung 
von  allen  andern  germanischen  Rechten  ergeben ,  so  würde  er  für  die  Be- 
unheilung  der  Verzweigung  der  Rechte  werthlos  sein;  es  mUsste  sich  bei 
ihm  um  selbstständige,  sich  nur  innerhalb  des  Einzelrechts  vollziehende 
Weiterentwicklung  handeln,  oder  auch  etwa,  falls  diese  Annahme  auf 
Schwierigkeiten  führen  würde ,  um  Reste  eines  altern,  möglicherweise  den 
germanischen  überhaupt  nicht  zuzuzählenden  Rechtes.  Ergibt  nun  aber  in 
unserm  Falle  die  Vergleichung  für  den  abweichenden  Bestand  U  eher  ein- 
Stimmung  mit  einem  örtlich  entlegenen  Rechte,  so  wird  es 
sich  nur  um  die  Frage  handeln,  ob  die  von  mir  geltend  gemachten  Halt- 
punkte auch  in  einem  solchen  Falle  ausreichen,  um  mit  genügender  Sicher- 
heit festzustellen,  dass  die  Uebereinstimmung  eine  verwandtschaftliche  sein 
muss,  sich  nicht  auch  in  irgendwelcher  andern  Weise  ergeben  haben  kann. 
799.  Gehen  wir  zu  diesemZwecke  auf  eine  Prüfung  des  in  beiden 
Rechten  Uebereinstimmenden  ein,  so  scheint  auch  da  die  Sachlage 
insofern  gerade  keine  günstige  zu  sein,  als  wir  da  kaum  auf  so  auffallende 
Einzelbestimmungen  stossen,  dass  das  gemeinsame  Vorkommen  in 
beiden  Rechten  an  und  für  sich  die  Annahme  näherer  Verwandtschaft  we- 
nigstens nahe  legen  muss ;  wie  das  etwa  zutreffen  dürfte  bei  der  §  480  ff. 
besprochenen  Gruppentheilung  der  norwegischen  Rechte,  oder  bei  den 
auffallenden  Uebereinstimmungen  im  Recht  Lothringens  und  der  Bour- 
gogne,  aufweiche  ich  S  423. 478  hinwies,  welche  ich  don  nicht  genügend 
zu  erklären  wusste,  während  spätere  Erörterungen  allerdings  hinreichend 
ergeben  dürften^  dass  sie  keine  zufttlige  waren.  Ist  die  auffallendste  Ueber- 
einstimmung zwischen  wälschflandrischem  und  Aasdomsrecht  etwa  die  voll- 
ständige Gleichstellung  der  Halbgeschwister  mit  den  Vollgeschwistern  be- 
züglich des  ganzen  Nachlasses,  so  würde  ja,  wenn  sie  vereinzelt  stände,  im- 
merhin mehrfache  selbstständige  Entstehung  nicht  gerade  zu  unwahrschein- 
lich sein,  zumal  wir  entsprechender  Gleichstellung  im  dänischen  Recht  und 
wenigstens  in  der  Beschränkung  auf  Gewinngut  und  Fahrniss  auch  in  an- 
dern Rechten  begegnen. 

Dagegen  trifft  hier  nun  in  hohem  Grade  das  zu,  wovon  wir  S  37  den 
Erweis  der  nähern  Verwandtschaft  vorzugsweise  glaubten  abhängig  machen 
zu  müssen,  nämlich  die  Uebereinstimmung  in  einer  Reihe  von 
in  engerm  Zusammenhange  stehenden  Fällen.  Auf  die  Ueber- 
einstimmungen haben  wir  bei  Besprechung  der  Einzelverhältnisse  hinge- 
wiesen. Die  für  die  Verwandtschaft  ausschlaggebende  Bedeutung  derselben 
möchte  ich  aber  nach  dem  S  69 1  ff.  ausführlicher  Erörterten  darin  sehen, 
dass  sich  für  beide  Rechte  bezüglich  der  von  uns  beachteten  Verhältnisse 
Uebereinstimmung  in  denselben  Entwicklungsgang  vor- 
aussetzenden Gestaltungen  ergibt.  Verfolgen  wir  nach  den  dort  be- 
tonten Gesichtspunkten  den  Entwicklungsgang,  den  beide  Rechte  durchzu- 
machen hatten,  um  zu  der  späteren  Gestaltung  zu  gelangen,  so  ergibt  sich 
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799]  leicht,  das^  dieser  Entwicklungsgang  ein  zusammenfallender  gewesen 
sein  muss,  dass  beide  Rechte  überall  denselben  Weg  eingeschlagen  haben, 
wo  doch  von  demselben  Ausgangspunkte  aus  mehrere  Wege  offen  gestan- 
den hätten,  wie  sich  das  dadurch  erprobt,  dass  andere  Rechte  da  wirklich 
andere  Wege  eingeschlagen  haben ;  und  trifft  das  Zusammengehen  für  eine 
Strecke  des  Weges  auch  noch  andere  Rechte,  so  gelangen  wird  doch  bald 
auf  einen  Punkt,  wo  nur  beide  Rechte  gemeinsam  einen  von  allen  andern 
abweichenden  Weg  verfolgt  haben  können. 

Suchen  wir  uns  den  hier  anzunehmenden  Gang  dergemeinsamen 
Entwicklung  zu  vergegenwärtigen,  so  sehen  wir  uns  zunächst  auf  die 
zweiseitige  Elternfamilie,  vgl.  S  647,  als  Ausgangspunkt  hingewiesen,  da  im 
Gegensatze  zu  den  meisten  Nachbarrechten  Wälschflanderns  nicht  die  Ehe 
von  den  Kindern  derselben,  sondern  jeder  Elterntheil  von  seinen  s&mmt- 
lichen  Kindern  beerbt  wird.  Das  findet  sich  nun  freilich  ebenso  in  einer 
grossen  Zahl  anderer  Rechte.  Der  Kreis  der  übereinstimmenden  Rechte 
verengert  sich  dann  aber  dadurch,  dass  manche,  so  von  den  hier  zunächst 
zu  beachtenden  das  Schependomsrecht  und  die  deutschflandrischen ,  auch 
bei  der  RUckvererbung  an  der  Zweiseitigkeit  der  Familie  und  Sippe  festge- 
halten haben  und  jeder  Seite  das  zusprachen,  was  ihr  nach  Fallrecht  oder 
Halftung  zukam;  vgl.  S  656  ff. 

Dagegen  hat  in  andern  Rechten  die  Auffassung  Eingang  gefunden,  dass 
in  der  an  die  Person  des  Erblassers  selbst  anknüpfenden  Gesammtsippe  zu 
vererben  sei;  vgl.  S  681.  Nun  theilen  unsere  Rechte  auch  noch  diese  Auf- 
fassung mit  vielen  anderen.  In  der  weitern  Durchführung  aber  gestatteten 
die  meisten  derselben  dem  engem  Familienverbande  ein  Vorfolgerecht,  wo- 
durch sich  insbesondere  das  volle  Vorfahrenrecht  beseitigte ;  S  648.  In  un- 
sem  Rechten  aber  ergibt  sich  keinerlei  Einfluss  des  engem  Familienver- 
bandes ;  es  ist  da  für  die  Gesammtsippe  an  einer,  wie  ich  denke,  auf  älteste 
Zustände  zurückgehenden  Folge  festgehalten,  welche  sich  durch  volles  Vor- 
fahrenrecht und  Gleichstellung  von  Vollgeschwistem  und  Halbgeschwistern 
kennzeichnet;  vgl.  S661.  Auch  diese  Gestaltung  findet  sich  noch  in  andern 
Rechten,  insbesondere  im  französischen  und  spanischen.  Aber  in,  wie  ich 
denke,  vgl.  $662,  ursprünglicherer  Weise  in  der  Beschränkung  auf  Fahrniss 
und  Gewinngut.  Dagegen  gelangten  nun  unsere  beiden  Rechte  allen  an- 
deren gegenüber,  wenn  wir  von  einzelnen  spanischen  absehen,  zu  einer 
Sondergestaltung  dadurch ,  dass  sie  diese  Folge  auch  auf  das  Erbland  aus- 
dehnten und  damit  den  gesammtenNachlass  nach  Linie  und  Grad  vererben 
Hessen.  Das  war  wohl,  vgl.  S  735,  dadurch  veranlasst,  dass  nur  in  beiden 
die  volle  Gütergemeinschaft  zu  jener  Folge  hinzukam.  Und  könnten  sich 
da  auch  Bedenken  dagegen  erheben,  ob  der  Entwicklungsgang  gerade  so 
verlaufen  sein  müsse,  so  fällt  das  für  den  nächsten  Zweck  wenig  ins  Ge- 
wicht; jedenfalls  muss  er  ein  ganz  entsprechender  gewesen  sein,  da  er  in 
beiden  Rechten  zu  demselben  Endergebnisse  führte. 

Auf  ganz  Entsprechendes  sehen  wir  uns  aber  auch  hingewiesen,  wenn 
wir  die  Rechte  des  überlebenden  Ehegatten  am  Gute  des  Ver- 
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storbenen  ins  Auge  fassen.  In  der  zweiseitigen  Familie  handelte  es  sich  ur- 
sprünglich zweifellos  nur  um  nach  der  Herkunft  oder  nach  Hälhungsrecht 
bestimmtes  Sondervermögen  der  Gatten;  dem  Ueberlebenden  stand  da 
keinerlei  Recht  am  Vermögen  des  Verstorbenen  zu.  Das  musste  sich  auch 
durch  das  Hinzukommen  der  vollen  Gemeinschaft  nicht  ändern,  wie  das 
friesische  und  deutschflandrische  Rechte  ergeben,  in  welchen ,  obwohl  da 
durch  Zusammenkommen  der  Beerbung  jedes  Elterntheils  mit  voller  Ge- 
meinschaft dieselbe  Grundlage  geboten  war,  sich  dennoch  irgendwelcher 
Anspruch  des  Ueberlebenden  nicht  entwickelt  hat.  Umgekehrt  begründete 
da  in  andern  Rechten  schon  die  Ehe  selbst  volle  oder  halbe  Zucht  jedes 
überlebenden  Ehegatten  oder  doch  der  Wittwe. 

Zwischen  diesen  abweichendsten  Gestaltungen  nehmen  nun  unsere 
Rechte  insofern  wenigstens  eine  Minelstellung  ein,  indem  sie  zwar  nicht 
von  vornherein  dem  überlebenden  Ehegatten  ein  Recht  zuerkennen,  in  allen 
Fällen  das  Ehegut  bis  zu  seinem  Tode  in  Nutzgenuss  zu  behalten,  das  aber 
sichtlich  als  der  Billigkeit  entsprechend  betrachten  und  daher  Bestimmungen 
treffen,  welche  das  ermöglichen,  welche  das  wenigstens  thatsächlich  in  den 
meisten  Fällen  zur  Folge  haben  sollten.  Für  den  Fall  unbeerbter  Ehe  er- 
möglichen beide  Rechte  die  Zucht  des  Ueberlebenden  am  Erbgute  dadurch, 
dass  sie  abweichend  von  der  Mehrzahl  der  Rechte,  welche  nach  Vollziehung 
der  Ehe  keine  Vergabungen  unter  Eheganen  mehr  gestatten,  die  Wechsel- 
auflassung zulassen.  Für  den  Fall  beerbter  Ehe  aber  durch  den  Anspruch 
des  Ueberlebenden  auf  fortgesetzte  Gemeinschaft  mit  den  Kindern,  und  zwar 
so,  dass  ihm  gegen  Verpflichtung  zum  Unterhalte  der  Kinder  das  gesammte 
Gut  zu  völlig  freier  Verfügung  ohne  Eingreifen  einer  Verfangenschaft  ver- 
bleibt. In  beiden  Rechten  findet  das  dann  aber  seine  Gränze  mit  der  Wie- 
derverheirathung  des  Ueberlebenden,  bei  welcher  in  beiden  nicht  etwa  Her- 
ausgabe der  auf  die  Kinder  vererbten  Hälfte  des  Verstorbenen,  sondern 
Hälftung  des  Gemeinguts  in  seinem  jetzigen  Bestände  verlangt  wurde.  Fin- 
den wir  auch  da  in  beiden  Rechten,  und  nur  in  ihnen,  genau  dieselben  ver- 
mittelnden Wege  eingeschlagen,  so  muss  das  für  den  engen  Zusammen- 
hang selbstverständlich  ungleich  mehr  ins  Gewicht  fallen,  als  wenn  in  bei- 
den schlechtweg  das  volle  Recht  des  Ueberlebenden  oder  umgekehn  das 
Fehlen  jedes  Rechts  desselben  ausgesprochen  wäre. 

Bis  dahin  stimmen  beide  Rechte  durchaus  überein ;  und  es  bedarf 
keiner  weitem  Bemerkung,  dass  es  sich  da  nicht  blos  um  eine  Reihe  zu- 
sammenhangloser Einzelbestimmungen  handelt ,  sondern  um  vollständige 
Uebereinstimmung  der  Gesichtspunkte,  deren  Eingreifen  dazu  geführt  hat, 
dass  sich  von  einer  mit  andern  Rechten  gemeinsamen  Grundlage  aus  die 
Erbenfolge  und  das  Recht  des  Ueberlebenden  gerade  nur  in  diesen  Rechten 
so  gestaltet  hat,  während  schon  der  Vergleich  mit  andern  Rechten  zeigt, 
dass  sie  sich  von  derselben  Grundlage  aus  beim  Eingreifen  anderer  Gesichts- 
punkte auch  ganz  anders  hätte  gestalten  können. 

Weiter  ergeben  sich  dann  allerdings  auch  manche  Abweichungen, 
wie  das  ja  auch  beim  Zurückgehen  auf  ein  gemeinsames  Urrecht  nicht  wohl 
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799]  anders  sein  kann.  In  beiden  Rechten  fand  natürlich  auch  später  noch 
manche  Weiterentwicklung  statt.  Und  handelte  es  sich  dabei  vielfach  darum, 
Unbilligkeiten  des  altern  Rechts  abzuschwächen,  so  mochten  da  beide  Rechte 
auch  wohl  selbstständig  auf  denselben  Weg  kommen,  weil  dieser  der  einzig 
vorhandene  oder  doch  der  nächstliegende  war;  so  konnten  sich  Eintritts- 
recht der  Enkel  und  Sicherung  des  Rechts  der  Kinder  durch  Verfangen- 
schaft in  beiden  Rechten  später  recht  wohl  ganz  selbstständig  entwickeln. 

Scheint  im  Aasdomsrechte  die  Weiterentwicklung  nicht  über  solche 
Dinge  hinauszugehen,  macht  sich  da  ein  Einfluss  der  Nachbarrechte  nicht 
geltend,  so  hat  dieser  sichtlich  im  wälschflandrischen  Recht  zu  manchen 
spätem  Abweichungen  geführt.  Aber  bei  Besprechung  der  Einzelfälle  haben 
wir  wieder  und  wieder  darauf  hingewiesen,  wie  auch  diese  in  ihrer  spätem 
Gestaltung  das  beiden  Rechten  Gemeinsame  als  Grundlage  voraussetzen, 
wie  sie  in  Wälschflandem  dieser  angepasst  wurden  oder  nur  da  Platz  griffen, 
wo  jene  Grundlage  nicht  stärker  dadurch  berührt  wurde. 

Wer  aber  trotz  der  betonten  Umstände  dafür  halten  sollte,  die  Ab- 
weichungen in  der  Richtung  der  Nachbarrechte  seien  zu  bedeutend,  als 
dass  man  für  die  örtlich  so  weit  getrennten  Rechte  eine  ursprünglich  ge- 
meinsame Grundlage  annehmen  dürfe,  der  wäre  auf  das  §  773  über  das 
RechtvonTournai  Bemerkte  zu  verweisen.  Da  fehlen  gerade  die  ge- 
wichtigsten und  am  bestimmtesten  auf  Beeinflussung  durch  die  Nachbar- 
rechte deutenden  Abweichungen.  Es  ergeben  sich  da  nicht  allein  dieselben 
Grundlagen  wie  im  Aasdomsrechte,  sondern  dieselben  erscheinen  auch 
kaum  wesentlich  weiter  entwickeh;  die  Uebereinstimmung  macht  sich  da- 
her hier  auch  viel  unmittelbarer  geltend.  Und  die  Aufgabe,  so  weitgehende 
Uebereinstimmung  zu  erklären,  bleibt  natürlich  ganz  dieselbe,  ob  sie  nun 
für  ganz  Wälschflandem,  oder  nur  für  die  einzige  Stadt  Touraai  zugegeben 
wird. 

800.  Ergibt  sich  somit  aus  der  Vergleichung  der  uns  vorliegenden 
Quellen,  dass  beide  Rechte  abgesehen  von  dem,  was  sich  leicht  durch  spä- 
tere selbstständige  Weiterentwicklung  erklären  lässt,  bezüglich  der  Erben- 
folge und  des  ehelichen  Güterrechts  übereinstimmen,  und  zwar  durchweg 
in  Abweichung  von  andern  Rechten,  so  ist  damit  nun  Gelegenheit  geboten, 
auf  Grundlage  eines  bestimmten  Einzelfalles  die  Beantwortung  der  für  den 
selbstständigen  Werth  der  Rechtsvergleichung  durchaus  massgebenden  Frage 
nach  derMöglichkeit  derEntstehung  so  weitgehenderUeber- 
einstimmung  ohne  verwandtschaftlichen  Zusammenhang 
zu  versuchen,  zu  erwägen,  ob  sich  eine  so  weitgehende  und  so  gestaltete 
Uebereinstimmung  auch  ohne  einen  engern  Zusammenhang  ergeben  konnte, 
als  er  durch  das  Zurückgehen  auf  dasselbe  gesammtgermanische  Urrecht 
oder  doch  dasselbe  Urrecht  einer  umfassenderen  Gruppe  germanischer 
Rechte  geboten  war.  Ich  denke  doch,  dass  man  auf  jedem  andern  Gebiete 
vergleichender  Forschung  bei  entsprechender  Sachlage  jene  Frage  sofort 
verneinen  würde.  Es  handelt  sich  um  eine  Reihe  ineinandergreifender  Be- 
stimmungen, von  denen  jede  sich  aus  einer  andern  Bestimmung  des  Rechts 
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so  ergeben  konnte,  aber  keineswegs  ergeben  musste.  Die  Uebereinstimmung 
könnte  sich  nur  dadurch  auch  ohne  nähere  Verwandtschaft  ergeben  haben, 
dass  bei  der  Weiterentwicklung  von  dem  anzunehmenden  einheitlichen  ger- 
manischen Urrechte  aus  beide  Rechte  immer  gleichmässig,  anfangs  noch  in 
Uebereinstimmung  mit  andern  Rechten,  weiterhin  von  allen  abweichend, 
selbstständig  immer  denselben  Weg  eingeschlagen  hätten. 

Will  man  da  zur  Erklärung  durch  Zufall  greifen,  so  haben  wir 
S  693  ff.  bereitwilligst  zugegeben,  dass  die  blosse  Möglichkeit  solchen  Zu- 
falls auf  keinem  Gebiete  vergleichender  Forschung  ausgeschlossen  ist;  aber 
auch  darauf  hingewiesen,  wie  bei  einer  Sachlage,  wie  sie  hier  vorliegt,  die 
Wahrscheinlichkeit  des  Zutreffens  solcher  Möglichkeit  eine  so  überaus  ge- 
ringe wird,  dass  wir  uns  durchaus  berechtigt  halten  dürfen,  von  ihr  abzu- 
sehen. 

In  solchen  Fällen  wird  denn  auch  von  Solchen,  welche  da  der  aus  der 
Vergleichung  sich  ergebenden  Uebereinstimmung  zwischen  den  Rechten 
örtlich  und  sprachlich  geschiedener  Stämme  kein  grösseres  Gewicht  bei- 
legen möchten,  das  Eingreifen  blossen  Zufalles  durchweg  nicht  behauptet. 
Es  wird  da  insbesondere  wohl  auf  die  Möglichkeit  einer  selbststän- 
digen, aber  aus  Innern  Gründen  gleichmässig  verlaufenden  Parallelent- 
wicklung hingewiesen;  gleiche  Ursachen,  wie  sie  sich  unabhängig  von 
einander  im  Laufe  der  Zeit  bei  den  verschiedensten  Stämmen  geltend  machten, 
konnten  zu  gleichen  Wirkungen  führen. 

Dass  die  Möglichkeit  solcher  Parallelentwicklung  nicht  zu  übersehen 
sei,  habe  ich  S  29  betont.  Ich  wies  dort  darauf  hin,  wie  der  Ausschluss  der 
Enkel  neben  Kindern,  dann  S  553,  wie  der  Ausschluss  der  Geschwister 
durch  Grosseltem  in  Zeiten,  in  welchen  das  Sondereigenthum  nur  erst  ge- 
ringe Bedeutung  hatte,  in  welchen  der  Einzelne  in  erster  Reihe  auf  das  Ge- 
sammtgut  der  Sippe  hingewiesen  war,  den  sonstigen  Verhältnissen  ent- 
sprach und  nicht  als  Unbilligkeit  empfunden  wurde.  Anders,  wenn  dann 
der  engere  Verband  der  Familie  in  den  Vordergrund  trat,  wie  das  früher 
oder  später  bei  den  einzelnen  Stämmen  unabhängig  von  einander  der  Fall 
gewesen  sein  wird.  Machte  sich  dann  die  Unbilligkeit  jener  Verhältnisse 
gleichmässig  geltend,  so  möchte  ich  auch  gar  nicht  bezweifeln,  dass  sich 
Eintrittsrecht  der  Enkel  und  der  für  die  Bildung  des  engem  Erbenkreises 
massgebende  Ausschluss  der  Grosseltern  durch  Geschwister  mehrfach  un- 
abhängig von  einander  ergaben,  dass  es  daher  nicht  statthaft  sei,  aus  der 
Uebereinstimmung  in  solchen  Dingen  auf  nähere  Verwandtschaft  der  Rechte 
zu  schliessen. 

Wird  nun  aber  dadurch,  dass  in  dieser  Richtung  ein  Vorbehalt  zu 
machen  ist,  der  Werth  der  Uebereinsdromungen  für  die  Beurtheilung  der 
Verwandtschaftsverhältnisse  beseitigt  oder  auch  nur  wesentlich  beeinträch- 
tigt? Das  würde  doch  nur  dann  zutreffen,  wenn  wir  nicht  im  Stande  wären, 
bei  der  Beurtheilung  von  EinzelfäUen  zu  entscheiden,  ob  da  die  Annahme 
solcher  Parallelentwicklung  zulässig  sei,  oder  nicht.  Die  beispielsweise  an- 
geftlhrten  Fälle  lagen  so ,  dass ,  wenn  man  die  sich  mit  der  Zeit  fühlbar 
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800]  macheadea  Unbilligkeitea  überhaupt  beseitigen  wollte,  auch  uamittelbar 
der  Weg  gewiesen  war,  wie  das  zu  geschehen  habe.  Dass  etwa,  wenn  man 
das  Recht  elternloser  Enkel  überhaupt  berücksichtigen  wollte,  diesen  nicht 
ein  gleicher  Theil  mit  den  Kindern,  wohl  aber  zusammen  der  volle  Theil, 
der  auf  den  verstorbenen  Parens  entfallen  sein  würde,  gebühre,  schien  dann 
so  selbstverständlich ,  dass  wir  S  443  nur  ganz  vereinzelte  Abweichungen 
anzuführen  wussten. 

Ganz  anders  doch,  wenn  es  sich  um  Dinge  handelt,  bei  welchen  man, 
wie  wir  das  für  den  uns  beschäftigenden  Einzellfall  betonten,  bei  der  Wei- 
terentwicklung ganz  verschiedene  Wege  hätte  einschlagen  können  und  nach 
Massgabe  anderer  Rechte  wirklich  eingeschlagen  hat  Dann  reicht  die  An- 
nahme einer  durch  innere  Gründe  herbeigeführten  Parallelentwicklung  zur 
Erklärung  der  Uebereinstimmung  nicht  aus  oder  würde  wenigstens  nicht 
weiter  führen,  als  die  Annahme  blossen  Zufalls,  der  da  immerhin  in  einem 
Einzelfalle  zum  Einschlagen  desselben  Weges  hatte  fuhren  können,  nicht 
aber  in  einer  Reihe  ineinandergreifender  Einzelfalle. 

In  dem  uns  zunächst  beschäftigenden  Einzelfalle  wird  aber  noch  ein 
Anderes  zu  beachten  sein.  Die  Parallelentwicklung  ist  darauf  zurückzu- 
führen, dass  sich  mit  dem  Vorschreiten  der  Zeit  die  Lebensverhältnisse  auch 
unabhängig  von  einander  vielfach  in  derselben  Richtung  ändern  und  damit 
zu  entsprechenden  Neuerungen  im  Recht  führen,  wie  das  ja  der  bestimmt 
zu  übersehende  Gang  der  Rechtsentwicklung  vielfach  unmittelbar  ergibt. 
Wir  sehen  aber  auch,  dass  da  die  Rechte  keineswegs  gleichen  Schritt  halten, 
dass  auch  dann,  wenn  die  Masse  der  Rechte  sich  längst  den  geänderten  Ver- 
hälmissen  angepasst  hat,  andere  noch  an  dem  festhalten,  was  sich  unter 
wesentlich  verschiedenen  Verhältnissen  in  früherer  Zeit  so  festgestellt  hatte, 
weil  es  einmal  das  hergebrachte  Recht  war.  Wollen  wir  nun  Ueberein- 
stimmungen  zweier  Rechte  nicht  aus  verwandtschaftlichem  Zusammenhang, 
sondern  aus  Parallelentwicklung  erklären ,  so  ist  das  doch  nur  für  solche 
Bestimmungen  zulässig,  welche  nach  dem  übersehbaren  Gang  der  Rechts- 
entwicklung im  allgemeinen  erst  einer  spätem  Entwicklungsstufe  ange- 
hören. 

Das  aber  trifft  in  unserm  Falle  in  keiner  Weise  zu.  Es  ergibt  sich  viel- 
mehr, dass  in  den  wichtigsten  Fällen  der  Uebereinstimmung  diese  überwie- 
gend Bestimmungen  trifiFt,  bei  denen  wir  anzunehmen  haben,  dass  sie  trotz 
der  geänderten  Verhältnisse  im  Gegensatze  zu  den  meisten  andern  Rechten 
von  einer  altern  Entwicklungsstufe  her  beibehalten  sind.  Halten  wir  uns 
an  die  angeführten  Beispiele,  so  fehlt  das  Eintrittsrecht  noch  im  spätem 
Mittelalter  beiden  Rechten,  hat  erst  dann  vielfach  Eingang  in  dieselben  ge- 
funden. Finden  wir  in  beiden  das  volle  Vorfahrenrecht,  so  haben  wir  oft 
darauf  hingewiesen,  zu  wie  vielfachen  Unbilligkeiten  dasselbe  im  Laufe  der 
Zeit  führen  konnte,  wie  wir  demnach  davon  ausgehen  dürfen,  dass  es  da, 
wo  wir  es  finden,  zweifellos  nicht  erst  nachträglich  eingeführt  ist,  dass  es 
da  nur  aus  älterer  Zeit  her  beibehalten  sein  kann.  Mag  in  andern  Fällen 
sich  manche  Uebereinstimmung  aus  der  Annahme  von  Parallelentwicklung 
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zwanglos  erklären  lassen ,  so  würde  sie  zweifellos  für  die  Erklärung  der 
Uebereinstimniung  der  beiden  uns  beschäftigenden  Rechte  überhaupt  kaum 
auch  nur  in  Anschlag  zu  bringen  sein. 

801.  Zu  keinem  andern  Ergebnisse  aber  gelangen  wir,  wenn  wir  das, 
was  nicht  wohl  Zufall  sein  kann,  von  einem  andern  Gesichtspunkte  aus  zu 
erklären  versuchen,  wenn  wir  die  Uebereinstimmung  im  Recht  als  Er- 
gebniss  der  Gleichheit  der  sonstigen  Verhältnisse  in  den  be- 
züglichen Rechtsgebicten  fassen  wollen.  Es  ist  noch  kürzlich,  vgl.  Heck 
Altfr.  Gerichtsverfassung  vi.,  gegen  eine  meiner,  dem  uns  zunächst  beschäf- 
tigenden Gegenstande  nicht  fernliegenden  Annahmen  eingewandt  worden, 
dass  derjenige,  der  die  Rechtssätze  weniger  als  Product  des  in  der  Haupt- 
sache nicht  weiter  controlirbaren  Volksgeistes  auffasst,  sondern  das  Schwer- 
gewicht auf  die  Wirkung  socialer  und  wirthschafdicher  Verhältnisse  legt, 
auch  zugeben  müsse,  dass  Gleichheit  der  Verhältnisse  auch  bei  nichtver- 
wandten Völkern  Gleichheit  des  Rechts  erzeugen  kann. 

Das  ist  zweifellos  in  weitem  Umfange  zuzugeben.  Nicht  blos  auf  dem 
Gebiete  des  öffentlichen  Rechts,  sondern  auch  auf  dem  des  Privatrechts  und 
selbst  des  Familienrechtes  kann  die  Gleichheit  der  sonstigen  Verhältnisse 
ganz  unabhängig  von  einander  zu  übereinstimmenden  Rechtssätzen  führen. 
Ich  wies  selbst  $792  darauf  hin,  dass  manche  Uebereinstimmung  in  den 
Rechten  der  wäkchflandrischen  Städte  sich  an  und  für  sich  sehr  wohl  da- 
raus erklären  liesse,  dass  es  sich  um  Ergebniss  besonderer  städtischer  Ent- 
wicklung handeln  könne.  Bestätigte  sich  das  dann  im]  Einzelfalle  nicht,  er- 
gab sich,  dass  dieselben  Bestimmungen  sich  nicht  blos  im  Gebiete  des  Aas- 
domsrechts, sondern  auch  in  Wälschflandern  selbst  keineswegs  nur  auf  die 
Städte  beschränkten,  so  liegt  darin  doch  ein  Fingerzeig,  dass  wir  gerade  auf 
dem  Gebiete  des  Familienrechts  den  Einfluss  der  Gleichheit  oder  der  Ver- 
schiedenheit der  sonstigen  Verhältnisse  nicht  überschätzen  dürfen,  dass  da 
selbst  ein  so  tiefgreifender  Gegensatz,  wie  wir  ihn  ja  im  allgemeinen  zwi- 
schen Stadt  und  Land  anzunehmen  haben,  nicht  zur  Geltung  gelangen 
mochte. 

Wir  können  nun  aber  in  dem  uns  beschäfdgenden  Einzelfalle  ganz  von 
der  weitem  Erörterung  der  Frage  absehen,  in  wie  weiten  oder  engen  Gränzen 
der  gegen  mein  Vorgehen  geltend  gemachte  Satz  im  allgemeinen  zutreffend 
sein  mag.  Auch  wer  sein  Zutreffen  im  weitesten  Umfange  vertreten  wollte, 
wurde  doch  zugeben  müssen,  dass  von  einer  Verwendbarkeit  des  Satzes 
nur  beim  Zutreffen  seiner  Voraussetzung  die  Rede  sein  könne,  nur  da,  wo 
die  zur  Erklärung  der  Rechtsgleichheit  zu  verwerthende  Gleichheit  der  son- 
stigen Verhältnisse  in  einer  Weise  vorhanden  war,  dass  sie  zu  einer  Ueber- 
einstimmung gerade  dieser  Rechte  fuhren  konnte. 

Es  ergibt  sich  damit  im  gegebenen  Falle  die  Frage,  bestand  nur  im 
Gebiete  des  Aasdomsrechts  und  in  Wälschflandern  irgendwelche  Gleichheit 
der  Verhältnisse,  welche  dazu  führen  konnte,  dass  sich  nur  in  diesen  Ge- 
bieten unter  Abweichung  von  den  Nachbargebieten  eine  Uebereinstimmung 
des  Rechts  ergeben  konnte  ?   Das  würde  doch  wied^  zu  den  Fragen  ge- 
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801]  hören,  die  auch  schon  beantwortet  sind,  sobald  sie  nur  gestellt  werden. 
Worin  unterschied  sich  denn  Wälschflandern  abgesehen  vom  Recht  oder 
einem  Theile  des  Rechts  in  socialer  oder  wirthschaftlicher  Beziehung  von 
Dcutschflandern,  von  Artois,  Brabant  und  Hennegau?  Es  wird  doch  keines 
genauem  Nachweises  für  die  durchgängige  Gleichgestaltung  aller  Verhält- 
nisse bedürfen.  Und  haben  da  vielfach  auch  die  politischen  Verbältnisse  ein- 
gegriffen, so  ist  doch  wohl  zu  beachten,  wie  Wälschflandern  gerade  mit 
Deutschflandern  in  engerem,  mit  Artois  in  weiterem  staatlichen  Verbände 
stand.  Ich  wUsste  nicht  ein  einziges  Verhälmiss  zu  bezeichnen,  in  welchen 
sich  eine  grössere  Uebereinstimmung  zwischen  Wälschflandem  und  dem 
Gebiete  des  Aasdomsrechts  ergeben  würde ;  wohl  aber  manches,  in  welchem 
Wälschflandem  sich  ungleich  nflher  seinen  Nachbargebieten  anschliesst.  Es 
mag  ja  genügen,  darauf  hinzuweisen,  wie  es  sich  hier  um  ein  Binnenland, 
dort  um  Küstengebiete  handelt. 

802.  Ich  denke  damit  die  Möglichkeiten  erschöpft  zu  haben,  welche 
geltend  gemacht  zu  werden  pflegen,  um  es  zu  erklären ,  wie  sich  überein- 
stimmende Rechtssätze  ganz  unabhängig  von  einander  in  mehreren  Rechten 
feststellen  konnten.  Kann  in  unserm  Falle,  wie  ich  glaube  gezeigt  zu  haben, 
keine  derselben  auch  nur  annähernd  in  solchem  Umfange  zutreffen ,  dass 
sie  die  weitreichende  Uebereinstimmung  erklären  könnte,  so  sehen  wir  uns 
damit  auch  auf  die  Nothwendigkeit  der  Annahme  irgendwel- 
chen nähern  Zusammenhangs  hingewiesen. 

Nun  ist  allerdings  durchaus  zuzugeben ,  dass  solcher  Zusammenhang 
sich  auch  anders,  als  aufdem  Wege  einfacher  und  ursprünglicher  Verwandt- 
schaft, also  durch  Zurückgehen  auf  ein  gemeinsames  näheres  Urrecht  er- 
geben konnte.  Ich  habe  in  dieser  Richtung  S  1 1 8  ff.  insbesondere  auf  die 
Möglichkeit  der  Entlehnung  hingewiesen;  die  Uebereinstimmung  kann 
sich  auch  ohne  ursprüngliche  Verwandtschaft  daraus  ergeben  haben ,  dass 
die  übereinstimmenden  Sätze  erst  nachträglich  von  dem  einen  Rechte  aus 
dem  andern ,  oder  von  beiden  aus  einem  dritten  aufgenommen  wurden. 
Prüfen  wir  aber  die  einzelnen  Fälle  möglicher  Entlehnung,  so  ergibt  sich 
durchweg,  dass  dieselben  nirgends  dasUebereinstimmende  in  beidenRechten 
erklären  können,  wohl  aber  umgekehrt  durchaus  geeignet  sind,  um  es  zu 
erklären,  wie  sich  auch  bei  der  Annahme  ursprünglicher  Einheit  beider 
Rechte  nachträglich  manche  Abweichungen  unter  ihnen  ergeben  konnten. 

Wird  in  dieser  Richtung  insbesondere  häufig  die  Möglichkeit  der  Ent- 
lehnung ausNachbarrechten  zu  beachten  sein,  so  wird  ihr  Zutreffen 
selbstverständlich  voraussetzen,  dass  die  bezüglichen  Rechte  Nachbarrechte 
oder  wenigstens,  was  dem  in  mancher  Beziehung  gleichzustellen  sein  dürfte, 
durch  den  Seeweg  mit  einander  verbunden  waren.  Für  unsere  Rechte  trifft 
das  wenigstens  in  geschichtlicher  Zeit  nicht  zu. 

Nun  können  sie  aUerdings  in  irgendwelcher  vorgeschichtlichen  Zeit 
Nachbarrechte  gewesen  sein.  Wo  es  sich  um  einzelne  auffallendere  Ueber- 
einstimmungen  in  Rechten  handelt,  welche  im  allgemeinen  nicht  gerade 
näherverwandte  sind ,  wird  solche  Annahme  oft  die  nächstliegende  Erklä- 
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rung  bilden.  So  glaubte  ich  etwa  S  1 5  5  ff.  aus  EinzelUbereinstimmungen 
deslongobardischea  mit  göthischem  und  sächsischem  Recht  darauf  schliessen 
zu  dürfen,  dass  die  Longobarden  in  irgendwelcher  Zeit  Nachbarn  der  Gö- 
then  und  Sachsen  waren.  Auch  in  unserm  Falle  wies  ich  S  779  auf  die 
Möglichkeit  hin,  dass  EinzelUbereinstimmungen  des  wälscbflandrischen  mit 
lothringischen  Rechten,  welche  aus  den  in  geschichtlicher  Zeit  unmittelbar 
angränzenden  Rechten  nicht  entnommen  sein  konnten,  daraus  zu  erklären 
seien,  dass  die  spätere  Bevölkerung  Wälschflanderns  einst  Sitze  einnahm, 
welche  sie,  etwa  in  Brabant ,  mit  bezüglichen  Rechten  in  unmittelbare  Be> 
rUhrung  brachte.  Hier  aber  handelt  es  sich  nicht  um  Einzelbestimmungen. 
Ich  wies  schon  S  132  daraufhin,  wie  die  Uebereinstimmung  in  solchen 
allerdings  auf  Endehnung  aus  Nachbarrechten  zurückgehen  mag,  dagegen 
Uebereinstimmung  in  der  allen  Einzelbestimmungen  zu  Grunde  liegenden 
Gesammtauffassung  bestimmt  auf  Zurückgehen  auf  ein  gemeinsames  Ur- 
recht hindeutet. 

Darum  aber  handelt  es  sich  hier.  Es  ist  an  und  für  sich  ganz  unwahr- 
scheinlich, dass,  wo  nicht  etwa  Zwang  eingreift,  ein  Stamm  sein  Recht  ein- 
fach durch  das  auf  ganz  andern  Grundlagen  beruhende  Recht  eines  Nach* 
barstammes  ersetzt.  Und  auch  derjenige,  der  das  im  allgemeinen  für  zu- 
lässig hält,  wird  wenigstens  zugeben  müssen,  dass  damit  für  die  Erklärung 
des  Einzelfalles  auch  nicht  das  geringste  gewonnen  wäre.  Wir  sähen  uns 
auf  eine  Zeit  zurückgewiesen,  in  welcher  beide  Stämme,  ursprünglich  viel- 
leicht verschiedensten  Rechts ,  in  önlichem  Zusammenhange  standen  und 
in  Folge  dessen  der  eine  das  Recht  des  andern  annahm,  so  dass  dann  beide 
nach  ein  und  demselben  Rechte  lebten.  Damit  sähen  wir  uns  aber  als  Aus- 
gangspunkt für  die  Uebereinstimmung  der  später  ördich  getrennten  Rechte 
doch  wieder  auf  ein  einheitliches  Urrecht  hingewiesen,  von  dem  aus  die 
Verzweigung  zunächst  erfolgt  sein  müsste,  während  unsere  Erwägungen 
sich  lediglich  um  die  Frage  drehen,  ob  die  spätere  Uebereinstimmung  sich 
auch  ohne  Zurückgehen  auf  ein  solches  einheitliches  Urrecht  erklären 
lässt. 

Zur  Ergründung  dessen,  was  über  dieses  zurückliegt,  bietet  die  Rechts- 
vergleichung kein  Mittel,  während  es  andererseits  für  ihre  eigenen  Aufgaben 
gleichgiltig  ist.  Ob  diejenigen,  welche  nach  ihren  Ergebnissen  zu  irgend- 
welcher Zeit  nach  demselben  Rechte  gelebt  haben,  welche  damals,  wenn 
wir  uns  des  Ausdrucks  bedienen  wollen,  einen  einheidichen  Rechtsstamm 
darstellten,  nun  auch  nach  andern  Richtungen  als  einheitlicher  Stamm  *) 


*)  Mit  Recht  hat  Amira,  Gott.  gel.  Anz.  1892  S.  277,  darauf  hingewiesen, 
dass  ich  den  Ausdruck  Stamm  in  sehr  verschiedener  Bedeutung  verwandt  habe. 
Ich  glaube  ihn,  wie  auch  hier,  zur  Vermeidung  weitschweifigerer  Bezeichnungen 
immerhin  überall  verwenden  zu  dürfen,  wo  ich  eine  Bevölkerungsmasse  im 
Auge  habe,  welche  in  irgendwelcher  Richtung  anderen,  und  insbesondere  auch 
den  Nachbarbevölkerungen  gegenüber  sich  als  Einheit  darstellt.  Welches  Eini- 
gungsmoment ich  dabei  im  Auge  habe,  kann  dann  freilich  nur  der  Zusammen- 
hang ergeben.  Bei  rechtsgeschichdichen  Untersuchungen  wird  es  sich  da  aller- 
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802]  zu  betrachten  sind,  ob  sie  auch  der  natürlichen  Abstammung  nach 
enger  verbunden  waren,  ob  sie  in  Folge  gemeinsam  durchgemachter  Ent- 
wicklung auch  auf  wesentlich  gleicher  Culturstufe  standen,  ob  sie  einst 
auch  dieselbe  Sprache  gesprochen  haben  mUssen,  darüber  kann  die  Rechts- 
vergleichung allerdings  keinen  Aufschluss  geben,  vgl.  S  175;  es  wird  das 
nur  Aufgabe  einer  umfassenderen,  die  verschiedensten  Gebiete  des  Wissens 
beachtenden  Erwägung  sein  können. 

Kann  nach  dem  Gesagten  Entlehnung  aus  einem  Nachbarrechte  das 
in  beiden  Rechten  Uebereinstimmende  in  keiner  Weise  erklären,  so  haben 
wir  sie  umgekehrt  vielfach  da  in  Rechnung  gebracht,  wo  es  sich  um  das  in 
beiden  Rechten  Abweichende  handelt,  da  da  die  Annahme  der  Beeinflus- 
sung des  walschflandrischen  Rechts  durch  die  spätem  Nachbarrechte  durch- 
weg die  nächsliegende  Erklärung  bot. 

803.  Nicht  anders,  wenn  wir  die  Möglichkeit  gemeinsamer  Beein- 
flussung durch  ein  drittes  Recht  in  Betracht  ziehen.  Dass etwa  das, 
worin  beide  übereinstimmen^  nicht  aus  dem  römischen  Recht  entnommen 
sein  kann,  bedarf  keiner  Erörterung;  wo  wir  uns  S  703  auf  dasselbe  bezüg- 
lich einzelner  Bestimmungen  im  spätem  Aasdomsrechte  bestimmter  hinge- 
wiesen sahen,  da  traf  das  wieder  nicht  Uebereinstimmendes,  sondern  Ab- 
weichendes. Sollte  canonisches  Recht  überhaupt  auf  irgendeine  der  be- 
rührten Bestimmungen  eingewirkt  haben,  so  würde  das  wieder  lediglich  zu 
der  Abweichung  geführt  haben  können ,  dass  das  Erbrecht  der  Unechten 
nach  der  Mutterseite,  wie  es  sich  im  Aasdomsrechte  findet,  im  walschflan- 
drischen beseitigt  erscheint;  vgl.  S  782. 

Weiter  ist  dann  allerdings  gemeinsame  Beeinflussung  durch  west- 
fränkisches Recht  nicht  allein  möglich,  sondern  für  manche  Rechts- 
gebiete ganz  zweifellos  zuzugeben.  Aber  auf  dem  von  uns  beachteten  Ge- 
biete triflt  das  lediglich  das  Lehngut  und  wohl  auch  das  Zinsgut,  also  Ver- 
hälmisse,  welche  überhaupt  erst  einer  spätem  Entwicklungsstufe  angehören, 
während  bei  ihnen  sich  auch  in  allen  Nachbarrechten  dieselbe  Beeinflus- 
sung ergibt.  Zur  Erklärung  der  Uebereinstimmungen,  welche  sich  zwischen 
wälschflandrischem  und  Aadomsrechte  in  Abweichung  von  den  Nachbar- 
rechten ergeben,  kann  auch  die  Annahme  gemeinsamer  Beeinflussung  durch 
das  westfränkische  Recht  nicht  das  Geringste  beitragen,  da  es  sich  da  durch- 
weg um  Bestimmungen  handelt,  welche  diesem  fremd  sind. 


dings  in  der  Regel  um  das  Recht  handeln.  Aber  das  wird  meines  Erachteos 
nicht  gerade  ausschliessen,  den  Ausdruck  auch  da  zu  gebrauchen,  wo  der  Zu- 
sammenhang ergibt,  dass  eben  ein  anderes  Einigungsmoment  ins  Auge  gefasst 
ist;  etwa  eben  wUlschredenden  Stamm  von  einen  deutschredenden  auch  da 
zu  unterscheiden,  wo  beide  sich  aufs  bestimmteste  als  ein  einheitlicher  Rechts - 
stamm  darstellen  wUrden;  oder  auf  Grund  der  geschichtlichen  Verhältnisse 
von  einem  einzigen  alemannischen  Stamme  zu  reden,  obwohl  ich  nachzuweisen 
versuchen  werde,  dass  derselbe  auf  Grundlage  des  Rechts  in  mehrere  Stämme 
zu  zerlegen  sein  würde. 
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Allerdings  ergeben  sich  Fälle ,  in  welchen  gerade  das  westfränkische 
Recht  unseren  Rechten  bedeutend  näher  tritt,  als  den  lothringischen  und 
deutschflandrischen  Rechten.  So  insbesondere,  wenn  ganz  dieselbe,  zu- 
nächst durch  das  volle  Vorfahrenrecht  gekennzeichnete  Folge,  nach  welcher 
im  Aasdomsrechte  und  im  wälschflandrischen  der  gesammte  Nachlass  ver- 
erbt, im  westfränkischen  wenigstens  für  die  Vererbung  von  Gewinngut  und 
Fahrniss  massgebend  ist.  Das  würde  freilich  beachtenswenh  sein,  wenn 
wir  fQr  unsere  beiden  Rechte  ein  gemeinsames,  dann  im  wesentlichen  dem 
Aasdomsrechte  entsprechendes  näheres  Urrecht  annehmen  und  es  sich 
weiter  um  die  Frage  handeln  würde,  in  welcher  verwandtschafdichen  Stel- 
lung dieses  Urrecht  zu  andern  Rechten  steht;  vgl.  S  735.  Aber  für  die  uns 
zunächst  beschäftigende  Frage  ist  das  wieder  ohne  alle  Bedeutung. 

Auf  den  ersten  Blick  könnte  es  ja  scheinen,  dass  die  Uebereinstim- 
mung  unserer  beiden  Rechte  bezüglich  der  Erbenfolge  sich  am  einfachsten 
durch  die  Annahme  erkläre,  es  seien  beide  gemeinsam  durch  die  beim  Ge- 
winngut genau  entsprechende  Folge  des  westfränkischen  Rechts  beeinflusst 
worden.  Aber  es  bedarf  doch  nur  einer  Erwägung  der  sich  mit  solcher  An- 
nahme ergebenden  Sachlage,  um  uns  von  der  Unzulässigkeit  derselben  zu 
überzeugen.  Wie  liesse  es  sich  dann  erklären,  dass  dieser  westfränkische 
Einfiuss  gerade  nur  in  Wälschflandem  und  dem  räumlich  ganz  getrennten 
Gebiete  des  Aasdomsrechts  zur  Geltung  gelangt  wäre,  nicht  aber  in  den 
zwischenliegenden  Ländern,  in  Deutschflandern  und  Brabant?  dass  er  da- 
mit gerade  nur  die  Gebiete  getroffen  hätte,  welche  ohnehin,  auch  ganz  ab- 
gesehen von  dem,  was  sich  zur  Noth  auf  westfränkischen  Einfluss  zurück- 
führen lassen  würde,  allen  Nachbarrechten  gegenüber  eine  Sonderstellung 
einnahmen?  Wie  wollte  man  es  nun  weiter  erklären,  dass  gerade  wieder 
nur  in  diesen  beiden  Gebieten  gemeinsam  die  in  Westfranken  nur  für  das 
Gewinngut  geltende  Folge  in  einer  der  aUgemeinen,  Abschwächung  des 
Vorfahrenrechtes  erstrebenden  Richtung  der  Entwicklung  entgegenlaufend 
auch  auf  das  Erbgut  ausgedehnt  sein  würde  ? 

Die  sich  da  ergebenden  UnWahrscheinlichkeiten  würden  so  gross  sein, 
dass  sie  aufs  bestimmteste  darauf  hinweisen,  wie  allerdings  ein  näherer  Zu- 
sammenhang zwischen  dem  westfränkischen  und  einem  noch  einheitlichen 
Urrechte  beider  Rechte  bestanden  haben  mag  *),  wie  aber  die  Annahme 


*)  Für  den  nähern  Zusammenhang  des  Aasdomsrechts  mit 
dem  westfränkischen  Recht  habe  ich  §  753  insbesondere  auf  die  Ueber- 
einstimmung  der  Erbenfolge  hingewiesen  und  den  einzigen  wesentlichen  Un- 
terschied darauf  zurückzuführen  gesucht,  dass  eine  Folge,  welche  sich  ur- 
sprünglich nur  auf  die  in  die  eheliche  Gemeinschaft  fallenden  Bestandtheile 
bezog,  sich  auf  das  ganze  Vermögen  übertragen  musste,  sobald  die  volle  ehe- 
liche Gemeinschaft  in  das  bezügliche  Recht  Eingang  fand.  Als  jene  Ausfüh- 
rung bereits  gesetzt  war,  wurde  ich  bei  der  Ueberarbeitung  des  Abschnittes 
über  westfränkisches  Recht  darauf  aufmerksam,  dass  sich  noch  sonst  manche 
Bestimmungen  in  beiden  Rechtsgebieten  finden,  welche  auf  ursprüngliche  Ueber* 
einstimmung  hinweisen,  sobald  wir  annehmen,  dass  die  beschickte  westfrän- 
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803]  durchaus  unzulässig  ist,  das,  was  bis  zu  einem  gewissen  Grade  in  bei- 
den Rechten  mit  dem  westfränkischen  übereinstimmt,  könne  aus  diesem  von 

kische  Gemeinschaft  sich  nachträglich  im  Aasdomsrechte  zu  voller  Gemein- 
schaft erweitert  habe.  —  Knüpft  sich  der  Beginn  derGemeinschaft  über- 
wiegend im  westfränkischen,  wie  im  Aasdomsrechte,  vgl.  §  710,  an  die  Ehe- 
schliessung selbst,  so  ist  das  freilich  keine  ins  Gewicht  fallende  Uebereinstim- 
mung.  Fanden  wir  aber  daneben  im  Aasdomsrechte  auch  Begründung  erst 
durch  überjuhrige  Ehe,  so  war  mir  allerdings  schon  früher  nicht  entgangen, 
dass  sich  das  ebenso  in  manchen  französischen  Coutumes  findet;  vgl.  Wam- 
könig  Fr.  R.  G.  2,  25 1 ;  VioUet  Hist.  780.  Trifft  das  aber  zunächst  die  Bre- 
tagne und  deren  Nachbargebiete,  so  glaubte  ich  es  früher  auf  den  §  383  vor- 
läufig betonten  Einfluss  friesischen  Rechts  zurückführen  zu  sollen.  Aber  ein- 
mal reicht  das  doch  auffallend  weit  über  die  Bretagne  hinaus,  da  sich  die  Be- 
stimmung auch  in  den  Coutumes  von  Anjou,  Maine  und  Loudonois,  von  Char- 
tres,  Chateauneuf  und  Dreux  findet.  Mehr  Gewicht  aber  möchte  ich  darauf 
legen,  dass  sie  sich  eng  an  den  überaus  oft  ausgesprochenen  Satz  des 
westfränkischen  Rechts  anschliesst,  wonach,  wenn  irgendwelche  Personen 
ohne  ausdrücklichen  Ausschluss  der  Gemeinschaft  in  gemeinsamem  Haushalte 
leben,  nach  Ablauf  von  Jahr  und  Tag  Gemeinschaft  für  Fahmiss  und  Errun- 
genschaft eintritt.  Und  wenigstens  im  Grand  Coutumier  i  eh.  40,  ed.  Labou- 
laye  371,  wird  das  ausdrücklich  auch  auf  zwei  Eheleute  bezogen,  so  dass  die 
Gemeinschaft  eintritt,  wenn  sie  Jahr  und  Tag  ohne  Division  oder  Protestation 
zusammengelebt  hatten.  Das  würde  also  im  Aasdomsrechte  auf  die  volle  Ge- 
meinschaft übertragen  sein.  —  Die  Forderung  der  Auseinandersetzung 
bei  Wiederverheirathung  im  Aasdomsrechte  suchten  wir  §  726  als  noth- 
wendiges  Ergebniss  der  vollen  Gemeinschaft  zu  begründen.  Nun  wird  aber 
doch  auch  im  westfränkischen  Recht  in  dieser  Richtung  die  Wiederverheira- 
thung nicht  selten  betont.  Nach  der  Coutume  von  Troyes  §  109  wird  zwar 
die  Auseinandersetzung  bei  derselben  nicht  gefordert;  unterbleibt  sie  aber,  so 
hat  das  die  Wirkung,  dass  dann  sofort  die  nach  Dritteln  bemessene  fortge- 
setzte Gemeinschaft  eintritt.  Aber  wir  finden  die  Auseinandersetzung  auch 
wohl  bestimmter  gefordert.  Im  allgemeinen  hat  allerdings  der  Ueberlebende 
nicht,  wie  im  Aasdomsrechte,  vgl.  §  724,  ein  Recht  auf  fortgesetzte  Gemein- 
schaft; die  Kinder  können  immer  Theilung  verlangen.  Aber  es  ergaben  sich 
da  auch  wohl  Bestimmungen,  welche  sich  bezüglich  bestimmter  Vermögens- 
bestandtheile  denen  des  Aasdomsrechts  sehr  nähern.  Nach  manchen  Rechten 
verbleibt  insbesondere  bei  Nobles  die  Fahmiss  gegen  Uebemahme  der  Schul- 
den überhaupt  dem  Ueberlebenden  oder  nach  der  alten  Coutume  der  Cham- 
pagne §  21  wenigstens  dann,  wenn  nicht  binnen  Jahresfrist  Theilung  ft)r  die 
Kinder  gefordert  wird.  Auch  nach  der  neuem  Coutume  vonMelun  §  218  ver- 
bleibt die  Fahmiss  dem  Ueberlebenden  neben  Kindern,  wenn  er  nicht  wieder 
heirathet :  mais  s'ü  se  remarie,  sera  fait  partage  entre  luy  et  sesdits  enfans  du- 
dit  Premier  lit.  Im  allgemeinen  ist  die  Wechselgabe  der  Fahmiss  und  Ermn- 
genschaft  nur  Kinderlosen  gestattet.  Nach  den  Coutumes  von  Chartres  §  87, 
Chateauneuf  §  108  und  Dreux  §  75 ,  früher  auch  zu  Melun ,  vgl.  Cout.  gen. 
I9  473i  ^^c  s^6  Aucb  beim  Vorhandensein  von  Kindern  gegen  die  Verpflich- 
tung zum  Unterhalte  derselben  zulässig:  et  si  Udit  survivant  se  remarie,  ladicte 
donation  mutuelle  demeure  nulle,  und  es  ist  sofort  den  Vorkindem  ihr  Antheil 
herauszugeben.  Wenigstens  diese  Ausnahmen  schliessen  sich  genau  den  Be- 
stimmungen des  Aasdomsrechts  bezüglich  des  Rechts  des  unveriieirathet  Ueber- 
lebenden auf  fortgesetzte  Gemeinschaft  an ;  nur  dass  diese  hier  nicht  einzelne 
Bestandtheile,  sondern  das  ganze  Gut  traf,  so  dass,  wenn  im  westfränkischen 
Recht  Ansätze  zu  solcher  Gestaltung  gegeben  waren,  diese  im  Aasdomsrechte 
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beiden  gemeiasam  erst  aufgenommen  sein,  als  beide  Rechte  sich  bereits  ört- 
lich getrennt  hatten  und  damit  eine  sie  von  den  spateren  Nachbarrechten 
unterscheidende  gemeinsame  Weiterentwicklung  ausgeschlossen  war.  Und 
selbst  dann,  wenn  man  das  nicht  anerkennen  wollte,  würden  es  ja  nur  Ein- 
zelverhsltnisse  sein,  bezüglich  deren  das  Uebereinstimmende  eine  grössere 
Annäherung  an  das  westfränkische  Recht  zeigt;  es  würde  Alles  zu  erklären 
bleiben,  bei  dem  das  Uebereinstimmende  ebenso  vom  westfränkischen  Rechte 
durchaus  abweicht,  wie  von  andern  Nachbarrechten. 

804.  Ich  glaube  damit  so  ziemlich  alle  von  Andern,  wie  von  mir  selbst 
geltend  gemachten  Möglichkeiten  erwogen  zu  haben,  welche  auch  in  zwei 
ursprünglich  nicht  nflher  verwandten  Rechten  zu  Uebereinstimmung  führen 
können.  Nötkigten  dieselben  auch  mich  zu  manchen  Vorbehalten  bezüg- 
lich der  Behauptung,  dass  aus  dem  Inhalte  der  Rechte  auch  ihre  Verzwei- 
gung erkannt  werden  könne,  ist  die  Betonung  aUer  jener  Möglichkeiten  bis 
zu  einer  von  vornherein  nicht  allgemeingiltig  zu  bestimmenden  Gränze  hin 
zweifellos  eine  berechtigte,  so  liegt  es  allerdings  nahe,  daraufhin  die  Mög- 
lichkeit der  Gewinnnung  gesicherter  Ergebnisse  durch 
blosse  Rechtsvergleichung  zu  bestreiten  und  zu  behaupten,  dass 
der  Rechtsvergleichung  überhaupt  die  Mittel  fehlen,  um  selbstständig,  ohne 
durch  die  Ergebnisse  der  Forschung  auf  andern  Gebieten  der  Wissenschaft 
unterstützt  zu  sein^  die  Verzweigung  der  Rechte  feststellen  zu  können;  vgl. 
die  Bemerkungen  von  Amira  in  den  Gott.  gel.  Anz.  1892  S.  269  ff. 

Nun  sind  es  aber  doch  verschiedene  Fragen,  ob  die  Rechtsvergleichung 
überhaupt  die  Mittel  bietet,  ganz  selbstständig  zu  durchaus  gesicherten  Er- 
gebnissen zu  gelangen;  und  die  andere,  ob  die  zur  Verwendung  dieser 
Mittel  nöthigen  Haltpunkte  überall  in  genügendem  Masse  vorhanden  sind, 
um  erwarten  zu  lassen,  dass  wir  auf  dem  theoretisch  bestimmt  genug  ge- 
wiesenen Wege  nun  auch  thatsächlich  schliesslich  zu  dem  Ziele  gelangen 
werden,  die  gesammte  Verzweigung  der  germanischen  Rechte  von  einem 
einzigen  Urrechte  aus  mit  Sicherheit  feststellen  zu  können.  Dass  die  Erreich« 


auf  Grundlage  voller  Gemeinschaft  ungleich  grössere  Bedeutung  gewinnen 
mussten.  —  Endlich  würde  auch  die  Wechselauflassung  sich  sehr  wohl 
auf  das  Don  mutuel  des  französischen  Rechts,  vgl.  §  747,  zurUck  führen  lassen, 
wenn  wir  annehmen,  dass,  wenn  dieses  sich  nur  auf  die  beschränkte  Gemein- 
schaft an  Fahmiss  und  Errungenschaft  bezog,  sich  das  unter  dem  Einflüsse 
der  vollen  Gemeinschaft  auf  das  ganze  Gut  ausdehnte.  Bei  solchem  Ursprünge 
würde  sich  insbesondere  auch  die  andern  Rechten  gegenüber  auffallende  Aus- 
dehnung der  Zucht  auf  die  Fahrniss  im  Aasdomsrechte,  vgl.  §  716,  leicht  er 
klären.  Im  westfränkischen  Recht  bezog  sich  die  Zucht  des  Ueberlebenden 
auch  auf  Fahmiss.  Es  waren  daher  auch  hier,  wie  dort,  Massregeln  zu  treffen, 
dass  die  Hälfte  des  Werthes  der  Fahrniss  den  Erben  des  Verstorbenen  auch 
bei  Aenderung  des  ursprünglichen  Bestandes  gesichert  blieb.  So  muss  etwa 
nach  der  Coutume  von  Melun  N.  §  226  beim  Don  mutuel  der  Züchter  Sicher- 
heit bestellen,  dass  nach  seinem  Tode  seine  Erben  die  Hälfte  der  Meubles 
zurücksteUen  würden :  s'ils  sant  en  nature,  non  deteriore^ ;  si  nan^  la  somme  ä  la' 
quelle  lesdits  meubles  auront  esU  prise\. 
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804]  ung  dieses  Zieles,  wenn  überhaupt  durchführbar,  nicht  die  Sache  eines 
Einzelnen  sein  könne,  dass  ihr  viele  misslungene  Versuche  würden  voraus- 
zugehen haben,  um  da  schliesslich  zu  einem  genügend  gesicherten  Ergeb- 
nisse zu  gelangen,  ist  ja  zweifellos.  Aber  die  Richtung  des  Weges,  der  allein 
im  günstigen  Falle  zur  Erreichung  des  Endzieles  führen  kann,  scheint  mir 
bestimmt  genug  vorgezeichnet  zu  sein. 

Es  kann  sich  nur  um  ein  Rückwflrtsschreiten  von  den  uns 
unmittelbar  erkennbaren  späteren  Rechten  aus  handeln.  Und 
was  ich  da  behaupte  und  etwa  noch  S  381.  382  betont  habe,  ist  zunächst 
nur  das,  dass  sich  durch  blosse  Rechtsvergleichung  jedenfaUs  ein  gutes 
Stück  dieses  Weges  mit  Sicherheit  zurückverfolgen,  die  Masse  der  Rechte 
sich  in  verwandte  Gruppen  auflösen  und  damit  auf  eine  geringere  Zahl  von 
Urrechten  zurückführen  lässt ;  dass  dann  aber  allerdings  aus  auch  theore- 
tisch sehr  wohl  nachweisbaren  Gründen  sich  die  Schwierigkeiten  steigern, 
je  weiter  wir  rückwärts  vorgeschritten  sind  und  es  dann  gilt,  die  Verzwei- 
gung der  geringeren  Zahl,  aber  sämmtlich  dem  gemeinsamen  Urrechte  näher 
stehenden  Gruppenurrechte  von  jenem  aus  zu  bestimmen.  Diese  Schwie- 
rigkeiten mögen  nur  darin  ihren  Grund  haben,  dass  mit  jedem  Schrine 
rückwärts  die  Haltpunkte  dürftiger  und  unsicherer  werden.  Möglicherweise 
aber  auch  in  dem  schon  $  684  erörtenen  Umstände,  dass  es  thatsächlich 
vielleicht  kein  so  einheitlich  gestaltetes  germanisches  Urrecht  gab,  wie  wir 
dasselbe  doch  bis  zum  Gegenbeweise  zu  vermuthen  haben.  Aber  auch 
dieser  Gegenbeweis  würde  immer  nur  durch  Verfolgen  desselben  Weges 
gewonnen  werden  können;  nur  dadurch,  dass  sich  schliesslich  ergeben 
könnte,  wie  derselbe  allerdings  mit  Sicherheit  auf  eine  geringere  Zahl  ger- 
manischer Urrechte  zurückleitet,  wie  es  aber  trotz  des  Vorhandenseins  ge- 
nügender Haltpunkte  nicht  möglich  ist,  diese  Urrechte  noch  weiter  auf  eine 
allen  gemeinsame  Wurzel  zurückzuführen. 

Aber  auch  wenn  wir  für  immer  auf  die  Aussicht  verzichten  müssten, 
dass  sich  durch  fortgesetzte  Vergleichung  aller  germanischen  Rechte  schliess- 
lich das  letzte  Ziel,  die  Zurückführung  auf  ein,  damit  in  seinem  Bestände 
genauer  erkennbares  germanisches  Urrecht  gewinnen  lasse,  so  würden  ja 
dadurch  die  Ergebnisse ,  die  sich  bis  zu  gewissen  Punkten  hin  mit  Sicher- 
heit gewinnen  lassen,  keineswegs  werthlos  werden.  Lässt  sich  etwa,  wie 
ich  denke,  mit  ausreichender  Sicherheit  durch  blosse  Vergleichung  erweisen, 
dass  longobardisches  und  gothländisches  Recht  mit  dem  Gulathingsrecht 
auf  ein  und  dasselbe  nähere  Urrecht  zurückgehen  müssen,  so  würde  das 
doch  auch  dann  zweifellos  ein  höchst  werthvoUes  Ergebniss  bleiben,  wenn 
es  nicht  möglich  wäre,  den  Zusammenhang  dieses  Urrechts  mit  andern  ger- 
manischen Rechten  mit  Sicherheit  weiter  zurUckzuverfoIgen. 

Wenn  ich  behaupte,  dass  sich  durch  blosse  Rechtsvergleichung  wenig- 
stens bis  zu  einem  bestimmten  mehr  oder  weniger  weit  zurückliegenden 
Punkte  der  rückwärts  führenden  Wege  durchaus  sichere  Ergebnisse  ge- 
winnen lassen,  so  ist  das  bedingt  durch  die  Voraussetzung,  dass  sich  auf 
Grundlage  der  Uebereinstimmung  zweier  Rechte  und  ihrer  gemeinsamen 
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Abweichung  von  allen  andern  Rechten  mit  Sicherheit  schliessen  lässt,  dass 
sie  auf  ein  nur  ihnen  gemeinsames  näheres  Urrecht  zurückgehen  müssen, 
womit  dann  auch  der  Bestand  dieses  Urrechts  durch  das  in  ihnen  Ueber> 
einstimmende  genau  genug  gekennzeichnet  ist,  um  dasselbe  bei  Weiterver- 
folgen des  Weges  als  einheitliche  Grösse  in  Rechnung  bringen  zu  können. 
Dass  sich  da  jedenfalls  in  manchen  Fallen  ein  durchaus  sicheres  Ergebniss 
erreichen  lässt,  glaube  ich  an  dem  besprochenen  Einzelfalle  ausreichend 
nachgewiesen  zu  haben.  Und  zwar  auch  in  solchen  Fällen,  in  welchen,  wie 
in  dem  gegebenen,  die  Sachlage  dadurch  erschwert  wird,  dass  einerseits 
andere  Wissenschaften,  wie  Geschichte,  Sprachkunde  und  was  da  sonst  ein^ 
greifen  kann,  keinerlei  unterstützende  Haltpunkte  für  die  Verwandtschaft 
beider  Rechte  bieten ;  dass  weiter  auch  die  besondern  Schwierigkeiten  ein- 
greifen, welche  sich  gerade  auf  dem  Gebiete  der  Rechtsvergleichung  selbst 
aus  Entlehnung,  Mischung  und  andern  zu  mehrfacher  Verwandtschaft  füh- 
renden Ursachen  ergeben. 

Wird  die  Stichhaltigkeit  des  Ergebnisses  auch  nur  in  einem  FaUe,  zu- 
mal in  einem  so  ungünstig  liegenden  anerkannt,  so  werden  unsere  spätem 
Versuche  entsprechender  Beweisführung,  auch  wenn  sie  nicht  so  weit  durch- 
geführt werden,  von  vornherein  auf  geringeres  Bedenken  stossen.  Nach 
dem  $695  Bemerkten  wird  da  allerdings  von  mathematisch  zwingender  Be- 
weisführung nie  die  Rede  sein  können.  Wohl  aber  können  die  Ergebnisse 
der  Rechtsvergleichung  zu  derselben  Sicherheit  führen,  wie  sie  allein  auch 
auf  andern  Gebieten  vergleichender  Forschung  zu  erreichen  ist,  welche 
doch  schliesslich  nur  auf  der  Erwägung  beruht,  dass  blosser  Zufall  wohl 
in  zusammenhanglosen  Einzelfällen,  nicht  aber  in  ganzen  Reihen  eng  zu- 
sammenhängender Einzelfälle  zu  Uebereinstimmung  führen  kann.  Es  mag 
Zufall  sein,  wenn  in  zwei  Sprachen  eine  einzelne  Zahlenbezeichnung  über- 
einstimmt; wird  aber  in  ihnen  in  denselben  Ausdrücken  von  Eins  bis  Zehn 
gezählt,  so  wird  doch  Niemand  daran  denken,  den  auch  da  noch  möglich 
bleibenden  Zufall  in  Rechnung  bringen  zu  wollen. 

805.  Kann  aber  die  Rechtsvergleichung  selbstständig  zu  durchaus  ge- 
sicherten Ergebnissen  führen,  so  wird  das  allerdings  so  wenig,  wie  auf  je- 
dem andern  Gebiete  vergleichender  Forschung,  in  jedem  Einzelfalle  zu- 
treffen. Insbesondere  kann  da  ja  die  Unzulänglichkeit  des  für  die 
Vergleichung  zu  Gebote  stehendeMaterial  hindernd  eingreifen. 
Ist  da  gerade  auf  germanischem  Rechtsgebiete  wegen  der  grossen  Zahl  mehr 
oder  weniger  unabhängig  von  einander  entwickelter  Sonderrechte  die  Sach- 
lage von  vornherein  eine  günstige,  vgl.  $  3,  so  habe  ich  S  24  ff.  darauf  hin- 
gewiesen, wie  uns  auch  für  die  Erkenntniss  dieser  Sonderrechte  ein  Über- 
aus reichhaltiges  Material  zur  Verfügung  steht,  wenn  wir  uns  nicht  auf  die 
ältesten  Aufzeichnungen  beschränken,  wenn  wir  nicht  davon  ausgehen, 
dass  das  Recht  einer  frühern  Zeit  nur  aus  den  derselben  Zeit  angehörenden 
Quellen  erkannt  werden  könne,  wenn  wir  beachten,  dass  eben  die  Verglei- 
chung auch  die  V  er  wert  hung  derjüngstenQuellenfür  die  Fest- 
stellung ältester  Zustände  ermöglicht. 
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805]  Eben  dafür  aber  gibt  wieder  der  von  uns  ins  Auge  gefasste  Einzel- 
fall einen  auffallenden  Beleg.  Wir  kennen  die  verglichenen  Rechte  nur  aus 
Quellen,  von  welchen  wenige  auch  nur  bis  in  das  dreizehnte  Jahrhundert 
zurückreichen,  die  überwiegend  einer  viel  spätem  Zeit  angehören.  Würden 
wir  uns,  um  auch  nur  das  Erbrecht  des  zwölften  und  dreizehnten  Jahrhun- 
derts festzustellen,  lediglich  an  die  Quellen  dieser  Zeit  halten,  wie  das  etwa 
Warnkünig  Flandr.  R.  G.  3,  96  ff.  versucht  hat,  so  werden  sich  freilich  nur 
wenige  zusammenhanglose  Bruchstücke  bezüglich  der  Erbenfolge  ergeben. 
Das  hat  nicht  blos  darin  seinen  Grund,  dass  sich  aus  früherer  Zeit  über- 
haupt weniger  Rechtsaufzeichnungen  erhalten  haben.  Sondern  insbesondere 
auch  darin,  dass  die  älteren  Aufzeichnungen  vorzugsweise  nur  die  Bezie- 
hungen der  Herrschaft  zu  ihren  Untergebenen  und  was  damit  zusammen- 
hängt, im  Auge  haben,  dass  erst  die  spätem  Quellen  eingehendere  Angaben 
auch  über  die  davon  unabhängigen  familienrechtlichen  Verhältnisse  zu  ent- 
halten pflegen. 

Allerdings  kann  da ,  wo  wir  nur  auf  jüngere  Rechtsaufzeichnungen 
angewiesen  sind ,  sich  im  Laufe  der  Zeit  der  ursprüngliche  Bestand  so  ge- 
ändert und  verwischt  haben,  dass  sie  nicht  mehr  die  genügenden  Haltpunkte 
bieten,  um  die  ursprünglichen  Verwandtschaftsverhälmisse  feststellen  zu 
können.  Das  mag  auf  manchen  Rechtsgebieten,  so  insbesondere  dem  des 
öffentlichen  Rechts,  sogar  als  Regel  anzunehmen  sein.  Bin  ich  dem  nicht 
näher  nachgegangen,  so  möchte  ich  kaum  bezweifeln,  dass  sich  auf  andern 
Rechtsgebieten  zwischen  dem  wälschflandrischen  und  dem  Aasdomsrechte 
nur  wenig  Uebereinstimmungen  finden  dürften,  welche  beim  Vergleiche  mit 
den  Nachbarrechten  mit  derselben  Bestimmtheit  Zurückgehen  auf  ein  ge- 
meinsames näheres  Urrecht  ergeben  würden.  Aber  ich  wies  schon  S  1 56 
darauf  hin,  wie  es  für  die  Beurtheilung  der  einfachen  und  ursprünglichen 
Verwandtschaft  durchaus  genügt,  wenn  sich  auch  nur  auf  einem  Gebiete 
das  Verhältniss  mit  Sicherheit  feststellen  lässt.  Und  dass  wir  da  hoffen 
dürfen,  gerade  auf  dem  Gebiete  des  Familienrechts  und  insbesondere  der 
Erbenfolge  noch  die  nöthigen  Haltpunkte  zu  finden,  suchte  ich  bereits  S  1 1 
zu  begründen. 

Allerdings  können  da,  wo  wir  uns  wesentlich  auf  die  Vergleichung  jün- 
gerer Quellen  hingewiesen  sehen,  sich  auch  auf  diesem  Gebiete  nicht  mehr 
die  ausreichenden  Haltpunkte  finden.  Insbesondere  dann ,  wenn  die  ge- 
naueren Rechtsaufzeichnungen  zum  grossen  Theil  erst  in  eine  Zeit  fallen, 
wo  sich  in  dem  betreffenden  Lande,  wie  das  etwa  für  Deutschland  zutrifft, 
der  ausgleichende  Einfluss  des  römischen  Rechts  schon  stärker  bemerklieb 
machte,  während  da  überdies,  wie  ich  denke,  auch  der  Sachsenspiegel  und 
andere  Rechtsbücher  vielfach  schon  früher  zu  grösserer  Ausgleichung  ge- 
führt haben,  als  sie  sich  in  anderen  Ländern  auf  entsprechender  Grundlage 
ergibt.  Wo  aber  das  nicht  zutrifft,  wie  in  dem  niederlothringischen  Gebiete, 
mit  dessen  Rechten  wir  uns  zunächst  zu  beschäftigen  hatten,  wo  zugleich 
jeder  umfassendere  staatliche  Verband  fehlte,  der  uns  doch  etwa  in  Frank- 
reich nicht  selten  nöthigt,  einen  auf  Grundlage  desselben  erwachsenen  Usus 
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regni  in  Rechnung  zu  bringen,  da  ergibt  sich  auch  unmittelbar,  wie  selbst 
in  sehr  späten  Quellen  durchweg  noch  die  genügenden  Haltpunkte  geboten 
sind,  um  wenigstens  über  die  ursprüngliche  Verzweigung  der  Bestimmungen 
über  die  Erbenfolge  und  damit  doch  der  gesammten  Rechte  mit  genügen* 
der  Sicherheit  unheilen  zu  können. 

Wo  in  nächstbenachbarten  Rechten  nicht  blos  manche  Einzelbestim- 
mung, sondern  die  ganze  der  Erbenfolge  zu  Grunde  liegende  Auffassung 
des  Familienverbandes  eine  abweichende  ist,  wo  umgekehn,  wie  das  nicht 
blos  in  unserm  Falle  zutrifft,  örtlich  ganz  getrennte  Rechte  die  auffallendste 
Uebereinstimmung  zeigen,  da  werden  wir  auch  nicht  bezweifeln  können, 
dass  das  in  diesen  nur  durch  das  Zurückgehen  auf  ein  gemeinsames  Ur- 
recht zu  erklären  ist,  ohne  dass  dafür  irgend  ins  Gewicht  fiele,  dass  wir  die ' 
Rechte  nur  aus  Aufzeichnungen  sehr  später  Zeit  kennen.  So  weit  der  Be- 
stand der  nur  aus  Verwandtschaft  zu  erklärenden  Uebereinstimmung  in 
diesen  reicht,  ist  uns  damit  auch  die  Erbenfolge  des  Urrechts  nicht  minder 
sicher  bekannt,  als  wenn  sie  uns  in  gleichzeitiger  Au6ceichnung  überliefert 
sein  würde. 

Gegen  solches  Vorgehen  aber  kann  doch  nicht  füglich  eingewandt  wer- 
den, vgl.  Amira  a.  a.  O.  270,  dass  ich  Dasselbige  durch  Dasselbige  beweisen 
wolle,  die  Rechte  mittelst  der  Gruppirung  und  die  Gruppirung  mittelst 
der  Rechte.  Es  dürfte  das  doch  genauer  dahin  zu  fassen  sein ,  dass  ich  die 
Gruppirung  mittelst  der  uns  vorliegenden  jüngeren  Rechte  festzustellen 
suche,  dann  mittelst  der  so  gewonnenen  Gruppirung  den  Bestand  der  uns 
nicht  unmittelbar  erkennbaren  altern  Urrechte.  Nicht  um  Dasselbe  handelt 
es  sich  da,  sondern  um  Gleichartiges.  So  lange  aber  Solches  für  die  Ver» 
gleichung  zu  Gebote  steht,  wird  man  sich  doch  nicht  zunächst  an  Ungleich- 
artiges halten  und  etwa  aus  der  sich  aus  der  Vergleichung  der  Sprachen 
ergebenden  Gruppirung  der  Stämme  auf  die  Gruppirung  der  Rechte 
schliessen  dürfen. 

Und  wenn  meinem  Vorgehen  gegenüber  geltend  gemacht  ist,  dass 
sich  allerdings  eher  daran  denken  Hesse,  lediglich  auf  Grund  juristischer 
Erkeantniss  einen  Stammbaum  der  germanischen  Rechte  zu  entwerfen, 
wenn  das  bereits  durch  die  Ergebnisse  der  indogermanischenRechts- 
vergleichung  unterstützt  würde,  so  ist  es  ja  an  und  für  sich  ganz  richtig, 
dass,  wenn  uns  das  indogermanische  Urrecht  bereits  bekannt  wäre ,  auch 
die  Feststellung  der  Verzweigung  der  germanischen  Rechte  von  diesem 
Ausgangspunkte  aus  ohne  Schwierigkeit  möglich  sein  würde.  Sollte  aber 
dieser  Ausgangspunkt  überhaupt  jemals  mit  ausreichender  Sicherheit  fest- 
zustellen sein,  so  wüsste  ich  doch  nicht,  auf  welchem  andern  Wege  das  zu 
erreichen  sein  könnte,  als  auf  dem  von  mir  eingeschlagenen.  Es  würde  aus 
den  späteren,  unmittelbar  erkennbaren  Rechten  der  einzelnen  indogerma- 
nischen Völker  auf  das  Urrecht  jedes  derselben,  von  diesen  Urrechten  aus 
dann  aut  das  eine  indogermanische  Urrecht  zurückzugehen  sein.  Und  ich 
habe  $  3  betont,  wie  da  gerade  auf  germanischem  Rechtsc^ebiete  wegen  der 
grossen  Zahl  mehr  oder  weniger  unabhängig  von  einander  entwickelten 
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805]  Sonderrechte  die  Sachlage  eine  besonders  günstige  ist,  gerade  da  noch 
am  ersten  zu  erwarten  sein  dürfte,  dass  sich  mit  der  Zeit  das  germanische 
Urrecht  mit  so  genügender  Sicherheit  feststellen  lassen  werde,  um  einen 
besonders  gewichtigen  Halt  auch  für  den  wahrscheinlichen  Bestand  des 
indogermanischen  Urrechts  bieten  zu  können. 

Auf  welchem  andern  Wege  aber,  ak  der  fortgesetzten  Vergleichung 
der  noch  unmittelbar  erkennbaren  Rechte,  dieser  zu  erschliessen  sein  sollte, 
weiss  ich  doch  nicht  abzusehen.  Es  wäre  Ja  denkbar,  dass  die  Sprachver- 
gleichung auf  eine  noch  gesprochene  oder  doch  auf  einer  früheren  Stufe 
unmittelbar  erkennbare  Sprache  führen  würde,  welche  der  indogermani- 
schen Ursprache  so  nahe  stehen  würde ,  dass  wir  sie  als  im  wesentlidien 
'  mit  ihr  zusammenfallend  betrachten  dürften.  Das  könnte  ja  immerhin  die 
Vermuthung  nahe  legen,  dass  das  Volk,  welches  sie  spricht,  auch  in  andern 
Richtungen,  zunächst  der  des  Rechts,  auf  einer  besonders  ftllhen  Entwick- 
lungsstufe verharrt  sei.  Hätten  wir  aber  dafür  irgendwelche  Bürgschaft? 
Könnte  nicht  trotzdem  die  Vergleichung  der  Masse  der  andern  indogerma- 
nischen Rechte  ergeben,  dass  gerade  dieses  Volk  sich  in  seinem  Recht  be- 
sonders weit  vom  Urrechte  entfernt  haben  müsse,  dass  sein  Recht  vielleicht 
überhaupt  kein  indogermanisches  sei,  wie  das  ja  auch  bei  Festhalten  an 
der  Sprache  recht  wohl  das  Ergebniss  der  Unterwerfung  durch  einen  rechts- 
fremden Stamm  sein  konnte? 

806.  Denke  ich,  dass  die  Rechtsvergleichung  ganz  selbstständig  zu  ge- 
sicherten Ergebnissen  gelangen  kann,  und  dass  die  rechtsgeschichtliche 
Forschung  demnach  auch  in  erster  Reihe  mit  den  auf  ihrem  eigenen  Ge- 
bieten gebotenen  Mitteln  zu  arbeiten  hat ,  so  soll  damit  natürlich  in  keiner 
Weise  gesagt  sein,  dass  sie  die  auf  andern  Gebieten  gebotene  Un- 
terstützung zu  verschmähen  habe.  Ich  habe  sie  selbst  oft  genug  zu  ver- 
werthen  gesucht,  wenn  auch  zunächst  nur  in  bestätigender  und  ei^nzen- 
der  Weise.  Spricht  immerhin  die  Vermuthung  dafür,  dass  Stämme,  welche 
nach  Massgabe  der  Rechtsvergleichung  ursprünglich  nach  demselben  Rechte 
gelebt  haben  müssen,  einst  sich  auch  derselben  Sprache  bedienten,  so  habe 
ich  ja  mehrfach,  so  zuletzt  S  770,  auf  Fälle  hingewiesen,  wo  wenigstens  die 
Gemeinsamkeit  einzelner  sprachlicher  Wendungen  die  Ergebnisse  der  Rechts- 
vergleichung zu  bestätigen  scheint.  Ergibt  diese  mehrfach  Uebereinstim- 
mung  zwischen  longobardischem  und  sächsischem  Recht,  vgl.  $  162  ß^  so 
ist  es  ja  eine  sehr  erwünschte  Bestätigung  für  die  Annahme,  dass  diese 
Uebereinstimmuhg  keine  zufällige  ist,  wenn  die  Geschichte  uns  lehn,  dass 
die  Longobarden  einst  Sitze  einnahmen,  welche  sie  mit  sächsischen  Stäm- 
men  in  nähere  Berührung  bringen  mussten. 

Es  wird  sogar  nichts  im  Wege  stehen,  in  erster  Reihe  von  den  Ergeb- 
nissen auf  anderen  Gebieten  auszugehen ,  wenn  diese  genügend  gesichert 
und  geeignet  sind,  eine  sich  aufwerfende  Frage  rascher  und  unmittelbarer 
zu  erledigen,  als  das  auf  dem  Wege  der  Rechtsvergleichung  zutreffen  würde. 
Ich  bin  mehrfach,  so  auch  bei  Besprechung  unserer  Rechte,  davon  ausge- 
gangen, dass  auf  Grund  der  geschichtlichen  Zeugnisse  das  Lehnrecht  zumal 
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da,  wo  es  sich  in  einer  bestimmten,  dem  >^esifrankischen  Recht  näher  an- 
gepassten  Gestakung  zeigt,  immer  erst  einer  spätem  Entwicklungsstufe  an- 
gehören kann,  dass  wir  es  für  den  ursprünglichen  Zusammenhang  der  be- 
züglichen Rechte  nicht  zu  beachten  haben.  Würde  es  da  natürlich  unzweck- 
mSssig  und  überflüssig  sein,  den  umständlicheren  Weg  lediglich  rechts- 
vergleichender Beweisführung  einzuschlagen,  so  ist  damit  keineswegs  zu- 
gegeben, dass  diese  nicht  zu  ebenso  sicherm  Ergebnisse  würde  führen 
können.  Sie  würde  darauf  hinweisen,  dass  das  Lehnrecht  überall  die  son- 
stigen, sich  sicher  ergebenden  ursprünglichen  und  einfachen  Verwandt- 
schaftsverhältnisse kreuzt,  zu  ihnen  nicht  stimmt,  dass  es  demnach  erst  nach 
der  ursprünglichen  Verzweigung  der  Rechte  auf  einer  späteren  Entwick- 
lungsstufe in  mehrere  derselben  gleichmässig  Eingang  gefunden  haben  kann. 
Aber  den  geschichtlichen,  weniger  weit  zurückleitenden  und  oft  so  unzu- 
verlässigen Angaben  gegenüber  dürfte  häufiger  der  Fall  eintreten,  dass  die 
Ergebnisse  der  Rechtsvergleichung  ergänzend,  berichtigend  oder  auch  be- 
stätigend füf  die  geschichtliche  Erkenntniss  zu  verwerthen  sind,  ab  um- 
gekehrt. 

Insbesondere  aber  glaube  ich  mich  nur  immer  mehr  überzeugt  halten 
zu  müssen,  dassdieErgebnisse  derSprachvergleichung,  so  sicher 
sie  die  Verzweigung  der  Sprachen  selbst  nachweisen  mag,  nur  geringe  An- 
haltspunkte für  den  Nachweis  der  Verzweigung  der  Rechte  bietet,  ihre  Be- 
achtung durchweg  eher  hindernd,  als  fördernd  eingreifen  wird.    Hat  sich 
da  die  persönliche  Ueberzeugung  mehr  und  mehr  verstärkt,  so  hat  das  nicht 
bloss  darin  seinen  Grund,  dass  ich  erst,  nachdem  ich  früher  diese  Verhält- 
nisse S  171  ff.  besprochen  hatte,  noch  auf  manche  FäUe  aufmerksam  wurde, 
in  welchen  Sprachwechsel  ohne  Rechtswechsel  geschichtlich  nachweisbar 
ist,  oder  in  welchen  sich  für  ein  einheitliches  Sprachgebiet  ergibt,  dass  die 
in  demselben  geltenden  Rechte  auf  ganz  verschiedene  Grundlagen  zurück- 
gehen müssen;  es  mag  da  ein  Hinweis  auf  das  genügen,  was  ich  vorbe- 
haltlich späterer  Begründung  $  384.  386  über  Rechte  des  alemannischen 
Sprachgebietes  vorläufig  bemerkte.  Jene  Ueberzeugung  hat  sich  insbeson- 
dere auch  dadurch  verstärkt,  dass  ich  beim  Weiterarbeiten  mich  allerdings 
mehrfach  von  der  Unhaltbarkeit  früher  ausgesprochener  Annahmen  über- 
zeugen musste,  dass  das  aber  nirgends  Fälle  traf,  in  welchen  ich,  wie  bei  den 
8  1 7 1  ff.  hervorgehobenen,  auf  dem  Wege  der  Rechtsvergleichung  zu  An- 
nahmen gelangte,  welche  mit  dem  sich  aus  der  Sprachvergleichung  ergeben- 
den Zusammenhange  unvereinbar  und  eben  desshalb  von  vornherein  erst 
nach  wiederholter  Prüfung  ausgesprochen  waren ;  auch  die  Weiterführung 
der  Arbeit  hat  mich  da  wohl  auf  Manches  aufmerksam  gemacht,  was  sie  be- 
stätigt ,  dagegen  bis  jetst  auf  Nichts,  das  ihre  Richtigkeit  in  Frage  steUen 
könnte.  Wo  sich  mir  umgekehrt  nachträglich  wenigstens  Zweifel  bezüglich 
einer  bis  dahin  festgehaltenen^  die  Verzweigung  treffenden  Annahme  er- 
gaben, da  trifft  das  gerade  einen  Punkt,  bei  dem  ich  mich  von  vornherein 
wohl  mehr,  als  das  nach  dem  von  mir  selbst  befürworteten  Vorgehen  hätte 
sein  sollen^  durch  Ergebnisse  der  Sprachforschung  bestimmen  liess. 
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807.  Es  handelt  sich  dabei  um  Bedenken  gegen  die  Annahme 
einer  Hauptverzweigung  in  eine  ostgermanische  und  west- 
germanische Gruppe,  welche  ich  wenigstens  nicht  unerwähnt  lassen 
möchte,  wenn  ich  mir  bisher  auch  kein  persönliches  Unheil  zu  bilden 
wusste,  ob  dieselben  sich  schliesslich  als  begründet  erweisen  dürften  oder 
nicht. 

Die  Zweitheilung  der  Germanen,  an  welche  jene  Annahme  anknüpfe, 
hat  sich  zunächst  nur  auf  sprachlichem  Gebiete  ergeben.  Nahm  ich  $4  an, 
dass  dem  auf  dem  Rechtsgebiete  eine  sich  jener  im  allgemeinen  anschliessende 
Zweitheilung  entspreche,  so  liess  ich  mich  da  allerdings  nicht  lediglich 
durch  die  Voraussetzung  bestimmen,  dass  die  Verzweigungen  auf  dem  Ge- 
biete der  Sprache  und  dem  des  Rechts  sich  decken  müssten.  Massgebend 
war  mir  vor  allem,  dass  sich,  so  weit  in  Uebereinstimmung  mit  den  Ergeb- 
nissen der  Sprachforschung,  auch  in  den  Rechten  der  Scandinavier  und 
Gothen  einerseits,  der  Franken  und  der  ihnen  näher  verwandten  deutschen 
Stämme  andererseits  ein  ensprechender  Unterschied  geltend  mache.  Und 
ich  habe  denn  auch  nachträglich  keinen  Grund  gefunden  zu  bezweifeln, 
dass  die  Hauptmasse  der  Unterschiede  in  den  germanischen  Rechten  auf 
eine  Hauptverzweigung  in  ein  ostgermanisches  und  westgermanisches  Ur- 
recht  zurückgehen.  Haben  sich  in  dieser  Richtung  nachträglich  insbeson- 
dere durch  das  nähere  Eingehen  auf  Rechtsgruppen,  welche  ich,  wie  etwa 
die  lothringische,  vgl.  $  569,  früher  nicht  beachtete.  Bedenken  ergeben,  so 
legten  dieselben  nur  die  Erwägung  nahe,  ob  ich  nicht  zu  voreilig  für  alle 
und  jede  Unterschiede  der  germanischen  Rechte  Zurückgehen  auf  jene  Zwei- 
theilung angenommen  haben  dürfte,  wie  das  allerdings  zunächst  die  alle 
uns  bekannten  germanischen  Sprachen  erschöpfende  sprachliche  Zweithei- 
lung nahe  legen  musste,  nachdem  sich  ein  ihr  entsprechender  Unterschied 
der  Rechte  wenigstens  im  allgemeinen  ergeben  hatte. 

Ob  diese  Bedenken  sich  schliesslich  als  begründet  ergeben  werden, 
muss  ich  zunächst  dahingestellt  sein  lassen,  wenn  ich  nicht  abermals  in  den 
Fehler  verfallen  will,  zu  voreilig  über  Verhältnisse  geurtheilt  zu  haben, 
welche  sich  erst,  wenn  überhaupt,  nach  eingehendster  Prüfung  aller  Ein- 
zelrechte werden  feststellen  lassen.  Nur  ein  Eingehen  auf  die  Frage  werde 
ich  nicht  vermeiden  können,  in  wie  weit,  falls  jene  Bedenken  sich  als  zu- 
treffend erweisen  würden,  das  Festhalten  an  der  bisher  als  erschöpfend  an- 
genommenen Zweitheilung  der  Rechte  sich  noch  rechtfertigen  kann. 

Am  wenigsten  würde  mir  das  Zweifel  erwecken  an  der  S  20  aufge- 
stellten Behauptung,  dass  wir,  um  uns  die  Verzweigung  der  Rechte  zu  ver- 
gegenwärtigen, von  der  Zweitheilung  der  Rechte  als  Regel  auszu- 
gehen haben.  Ist  auch  dagegen  eingewandt,  vgl.  Amira  a.  a.  O.  S.  271,  dass 
es  sich  da  um  keine  unanfechtbare  Thatsache,  sondern  um  Wahrscheinlich- 
keit handelt,  so  glaubte  ich  mich  $695  dahin  aussprechen  zu  dürfen,  dass 
bei  allen  Ergebnissen  vergleichender  Forschung  sich  nur  ein  höchster  Grad 
von  Wahrscheinlichkeit  ergeben  kann.  Ich  gebe  weiter  gern  zu,  dass  beim 
Vorliegen  von  drei  nächstverwandten  Rechten  die  Haltpunkte  nicht  aus- 
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reichen  können,  um  zu  bestimmen,  welches  das  zuerst  vom  gemeinsamen 
Urrechte  abgezweigte  sein  muss,  fUr  welche  beiden  noch  ein  näheres  ver- 
bindendes  Urrecht  anzunehmen  ist.  Dann  müssen  wir  uns  eben  mit  dem 
Ergebnisse  begnügen,  dass  die  drei  Rechte  nächstverwandte  waren ,  was 
ja  bei  einem  Vorgehen,  welches  von  den  uns  vorliegenden  Rechten  aus 
rückwänsschreitend  die  bezüglichen  Urrechte  zu  erfassen  sucht,  wenigstens 
nicht  beirrend  eingreifen  kann. 

Dagegen  scheint  mir  die  Möglichkeit,  dass  eine  Bevölkerung,  welche 
bis  dahin  nach  demselben  Rechte  lebte,  sich  nicht  einfach  spaltete  und 
weiter  spaltete,  sondern  unmittelbar  an  ein  und  demselben  Zeitpunkte  in 
drei  oder  mehr  Theile  auseinanderging,  von  welchen  nun  jeder  das  Recht 
selbstständig  weiter  entwickelte,  eine  so  verschwindend  geringe ,  dass  die 
Theorie  zweifellos  von  einer  durchgängigen  Beachtung  dieser  Möglichkeit 
abzusehen  hat ;  dass  sie  sich  begnügen  darf,  auf  dieselbe  hinzuweisen  als 
auf  eine  solche,  welche  etwa  ausnahmsweise  noch  erwogen  werden  kann, 
wenn  besonders  gewichtige  Gründe  die  Annahme  der  gewiss  als  Regel  fest- 
zuhaltenden Zweitheilung  bestimmt  auszuschliessen  scheinen.  An  solchen 
Gründen  würde  es  aber  hier  auch  bei  Beachtung  jener  Bedenken  durchaus 
fehlen. 

Als  einen  Umstand,  der  auch  bei  Festhalten  an  der  Annahme  einer 
einzigen  massgebenden  Zweitheilung  in  Ostgermanen  und  Westgermanen 
insbesondere  solche  Bedenken  erklären  kann,  welche  sich  daraus  ergeben, 
dass  gewisse  Rechtsunterschiede  nicht  beide  Hauptgruppen  auseinander- 
halten, sondern  in  jeder  derselben  sich  gleichmässig  geltend  machen,  habe 
ich  S  21  auf  die  Möglichkeit  der  Nichteinheitlichkeit  desger- 
manischenUrrechts  hingewiesen.  Spätere  Untersuchungen  haben  mich 
wohl  darauf  geführt,  dass  dieselbe  stärker  eingegriffen  haben  könnte,  als  ich 
das  damals  anzunehmen  geneigt  war.  Weist  Amira  a.  a.  O.S.  27 1  darauf  hin, 
dass  auch  die  vergleichende  Sprachgeschichte  die  Annahme  von  Sprach- 
verschiedenheil beim  germanischen  Urvolke  nahe  legen  könne,  worüber 
ich  selbst  kein  Urtheil  habe,  so  würde  das  jene  Annahme  nur  unter- 
stützen. 

Aber  auch  wenn  wir  auf  sprachlichem  Gebiete  von  einer  einheitlichen 
germanischen  Ursprache  auszugehen  hänen ,  würde  das  schon  S  684  be- 
rühne  Verhältniss  sich  sehr  wohl  erklären  lassen.  Das  germanische  Urvolk 
könnte  entstanden  sein  aus  einem  engern  Verbände  von  Bestandtheilen  ver- 
schiedener Sprache  und  verschiedenen  Rechts.  Nehmen  wir  dann  an,  dass 
im  Laufe  der  Zeit  die  Sprache  eines  der  Bestandtheile  für  den  ganzen  Ver- 
band massgebend  blieb,  die  Verschiedenheiten  des  Rechts  sich  aber  ganz 
oder  theilweise  erhielten,  so  würde  das  ja  durchaus  meiner  S  i77  begrün- 
deten Annahme  entsprechen,  wonach  für  das  Recht  grössere  Stötigkeit  zu 
beanspruchen  ist,  die  Ausgleichung  der  Sprache  sich  ungleich  rascher  voll- 
zieht. Dann  würde  die  Zweitheilung  des  Urvolkes,  welche  zunächst  für  das 
Auseinandergehen  der  damals  einheitlichen  Sprache  massgebend  wurde, 
das  allerdings  auch  für  das  Recht  geworden  sein,  insofern  von  da  ab  bei 
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807]  dem  westgermanischen  und  dem  ostgermanischen  Theile  auch  die 
Weiterentwicklung  des  Rechts  eine  selbstständige  sein  musste. 

Aber  es  würden  dann  nicht  alle  und  jede  Abweichungen  germanischer 
Rechte  erst  auf  jene  Zweitheilung  zurückgehen.  Es  würde  bei  ihr  auch  der 
eine,  wie  der  andere  Theil  sich  aus  Bestandtheilen  des  Urvolkes  verschie- 
denen Rechts  zusammen  gesetzt  haben ,  was  dann  in  den  Hauptgruppen 
nachwirkte.  Es  wäre  dann  allerdings  auch  für  das  Recht  die  Zweitheilung 
in  Ostgermanen  und  Westgermanen  sehr  massgebend  geworden.  Aber  nicht 
alle  und  jede  Verschiedenheiten  des  Rechts  würden  erst  auf  diese  Zwei- 
theilung zurückgehen ;  manche  würden  weiter  zurückreichen,  würden  schon 
vor  ihr  vorhanden  gewesen  sein,  so  dass  sich  dadurch  kreuzende  Verwandt- 
schaftsverhältnisse der  spätem  Rechte  auch  dann  ergeben  konnten ,  wenn 
wir  in  der  Scheidung  von  Ostgermanen  und  Westgermanen  nicht  blos  die 
in  dieser  Richtung  beachtenswertheste ,  sondern  auch  die  früheste  Zwei- 
theilung des  germanischen  Urvolks  zu  sehen  haben. 

808.  Bin  ich  aber  von  dieser  Voraussetzung  bisher  insbesondere  auch 
desshalb  ausgegangen ,  weil  die  Ergebnisse  oberflächlicher  Rechtsverglei- 
chung da  denen  der  Sprachwissenschaft  zu  entsprechen  scheinen,  so  würde 
allerdings  die  genauere  Prüfung  auch  zu  Ergebnissen  führen  können,  welche 
mit  ihr  nicht  vereinbar  sein,  welchebestimmterauf  die  Möglichkeit  vor- 
hergehender Abzweigungen  vom  germanischen  Urrechte 
hinweisen  würden.  Haben  sich  die  beiden  Hauptgruppen  unmittelbar  vom 
Urrechte  aus  verzweigt,  so  muss  auch  Alles,  worin  sie  verwandtschaftlich 
übereinstimmen,  Bestand  des  germanischen  Urrechts  gewesen  sein.  Es 
könnten  sich  nun  aber  in  Rechten,  deren  Gesammtgestaltung  Zugehörigkeit 
zur  germanischen  Gruppe  im  allgemeinen  nicht  bezweifeln  lässt,  Bestim- 
mungen finden,  welche  das  Zurückgehen  auf  ein  so  gestaltetes  germanisch ss 
Urrecht  ausschliessen  würden. 

X  Nehmen  wir  etwa  an,  die  Vergleichung  der  der  Sprachthei- 

/\  lung  entsprechenden  Gruppen  O  und  Wy  der  gothisch-scandina- 
'^  y  vischen  Rechte  einerseits,  der  fränkisch-deutschen  Rechte  anderer- 
^  ^seits,  würde  ergeben,  dass  in  ihrem  Urrechte ^  das  Sonderrecht 
an  Grund  und  Boden  bereits  anerkannt  sein  und  bereits  zu  einer 
Reihe  dasselbe  regelnder  Bestimmungen  geführt  haben  musste,  weil  sich 
dieselben  in  sichtlich  nicht  zuftQliger  Uebereinstimmung  sowohl  in  den 
Rechten  Oy  als  in  IV finden.  Nehmen  wir  dann  weiter  an,  es  fänden  sich 
einzelne,  etwa  nach  Massgabe  des  Familienrechts  zweifellos  germanische 
Rechte  Ay  in  welchen  das  gesammte  Liege nschafisrecht  so  durchaus  ab- 
weichend von  O  und  umgestaltet  sein  würde,  dass  die  Annahme  des  Zu- 
rückgehens auf  dieselbe  Wurzel  bestimmt  ausgeschlossen  wäre ,  so  könnte 
nicht  auch  A  aus  y  abgeleitet  sein.  Wir  sähen  uns  dann  zurückgewiesen  auf 
ein  früheres  gemeinsames  Urrecht  Xy  welchem  jedes  Sonderrecht  an  Grund 
und  Boden  noch  fremd  war,  während  dasselbe,  erst  nachträglich  entstehend, 
in  A  einerseits,  in  y  andererseits  ganz  unabhängig  von  einander  geregelt 
sein  würde.   Und  dann  würden  wir  nicht  schon  y,  sondern  erst  *  als  das 
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germanische  Urrecht  zu  betrachten  haben.  Die  Zweitheilung  in  O  und  W 
kann  immerhin  die  für  die  Weiterentwicklung  vorzugsweise  massgebende 
geworden  sein ;  das  aber  schliesst  nicht  aus,  dass  ihr  schon  andere  Zwei- 
theilungen vorausgegangen  sein  mochten,  welche  sich  dann  noch  später 
in  der  Sondergestaltung  einzelner  Rechte  bemerklich  machen  konnten. 

Es  wUrde  dann  nur  noch  die  Frage  nahe  liegen,  wesshalb  dann  Reste 
solcher  früherer  Zweitheilungen  sich  nicht  auch  auf  dem  Gebiete  der  Sprache 
bemerklich  machen,  wobei  ich  voraussetze,  dass  da ,  was  ich  nicht  zu  be- 
urtheilen  weiss,  die  Annahme,  es  sei  der  Gegensatz  der  germanischen  Spra- 
chen lediglich  auf  eine  Haupttheilung  in  Ostgermanen  und  Westgermanen 
zurückzufuhren,  keinem  entsprechenden  Bedenken  begegnet.  Jede  weiter 
zurückliegende  Abzweigung  hütte  natürlich  auch  zu  sprachlichem  Ausein- 
andergehen führen  müssen.  Die  Erklärung  würde  dann  eben  wieder  in  der 
grösseren  Stetigkeit  auf  dem  Rechtsgebiete,  der  schnelleren  Ausgleichung 
auf  sprachlichem  zu  suchen  sein;  einzelne  Stämme  würden  an  ihrem  durch 
frühere  Abzweigung  begründeten,  von  dem  beider  Hauptgruppen  abwei- 
chenden Rechte  festgehalten,  sich  aber  in  ihrer  Sprache  im  Laufe  der  Zeit 
der  der  zahlreicheren,  dieser  oder  jener  der  Hauptgtuppen  angehörenden 
Nachbarstämme  angepasst  haben. 

Ich  habe  damit  auf  eine  bisher  nicht  beachtete  Möglichkeit  hingewiesen, 
welche  die  Annahme  als  zulässig  erscheinen  lässt,  dass  die  Abweichungen 
der  germanischen  Rechte  von  einander  nicht  ausschliesslich  auf  eine  einzige 
früheste  Verzweigung  in  ein  ostgermanisches  und  ein  westgermanisches 
Urrecht  zurückgehen  müssen.  Theoretisch  wird  nichts  dadurch  geändert, 
da  es  sich  wieder  nur  um  ein  entsprechendes  Weiterverfolgen  nach  rück- 
wärts handeln  würde.  Ob  sich  schliesslich  Haltpunkte  finden  werden,  welche 
mit  grösserer  Bestimmtheit  darauf  hinweisen,  dass  das  als  möglich  Be- 
zeichnete thatsächlich  eingegriffen  haben  muss,  lasse  ich  bei  der  ausser- 
ordentlichen Schwierigkeit  eines  Urthcils  über  die  ursprünglichsten  Ver- 
zweigungen dahingestellt.  Ich  beschränke  mich  auf  die  vorläufige  Bemer- 
kung, dass  ich  bisher  wohl  auf  solche  gestossen  bin,  welche  mir  den  Ge- 
danken an  das  Eingreifen  jener  Möglichkeit  allerdings  nahe  legten,  aber 
doch  auch  nicht  von  solchem  Gewichte  sind,  dass  sie  die  Annahme  einer 
frühesten  Hauptscheidung  in  ein  ostgermanisches  und  westgermanisches 
Recht  ausschliessen  würden;  dass  die  sich  ergebenden  Bedenken  sich  nicht 
auch  durch  Annahme  einer  nicht  ganz  einheitlichen  Gestaltung  des  germa- 
nischen Urrechts  beseitigen  liessen. 

Es  wird  sich  nur  fragen,  ob  dadurch,  dass  ich  von  der  Annahme  jener 
Hauptscheidung  als  der  für  dasGesammtgebiet  massgebenden  zunächst  aus- 
ging, wegen  des  Eingreifens  jener  Möglichkeit  irgend  etwas  hinfällig  wer- 
den muss,  was  ich  bisher  bestimmter  behauptete.  Aber  ich  bin  nicht  davon 
ausgegangen,  dass  ich  versucht  hätte,  auf  irgendwelche  Grundlage  hin  zu- 
nächst den  wahrscheinlichen  Bestand  der  beiden  Haupturrechte  festzustellen 
und  dann  danach  die  Weiterverzweigung  zu  beurtheilen ;  schien  es  mir  bei 
der  Darlegung  zweckmässig,  mehrfach  vorgreifend  auf  die  spätem  Ergeb- 
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808]  nisse  hinzuweisen,  so  habe  ich  ja  oft  genug  betont,  wie  diese  Ergeb- 
nisse lediglich  durch  RUckwänsschreiten  gewonnen  wurden.  Das  Zutreffen 
jener  Möglichkeit  wUrde  daher  an  diesen  Ergebnissen  selbst  nichts  ändern, 
schliesslich  nur  darauf  hinweisen  können,  dass  mit  dem,  was  bisher  schon 
als  Endergebniss  behandelt  wurde,  das  Ende  noch  nicht  völlig  erreicht, 
noch  ein  Schritt  weiter  nach  rückwärts  zu  machen  sei. 

In  wie  weit  mir  aber  die  sofortige  Verwendung  der  Ausdrücke 
Ostgermahisch  und  Westgermanisch  auch  auf  dem  Rechtsgebiete 
gerechtfenigt  schien,  obwohl  der  Erweis  entsprechender  Zweitheilung  der 
Rechte  erst  zu  erbringen  sein  wird,  habe  ich  S  182  bemerkt.  Bei  Verwen- 
dung derselben  hane  ich  zunächst  nur  den  Gegensatz  im  Auge,  der  sich 
zwischen  gothisch-scandinavischen  Rechten  einerseits,  fränkisch-deutschen 
andererseits  ergibt.  Danach  ist  denn  auch  zu  bemessen,  was  gesagt  sein 
soll,  wenn  ich  ein  Recht  als  ostgermanisch  bezeichne.  Wenn  ich  etwa  be- 
hauptete, das  longobardische  und  friesische  Recht  seien  ostgermanische 
Rechte,  so  bot  dafür  ja  nicht  ein  unmittelbar  überhaupt  nicht  erfassbares 
ostgermanisches  Urrecht  den  Massstab.  Kann  die  Vergleichung  nur  von 
den  unmittelbar  erkennbaren  Rechten  ausgehen ,  so  war  das  auch  da  der 
Fall;  mit  jener  Behauptung  sollte  nichts  weiter  gesagt  sein,  als  dass  jene 
Rechte  sich  einzelnen  scandinavischen  Rechten  so  eng  anschliessen,  dass, 
wenn  man  diese  als  ostgermanisch  bezeichnet,  die  Bezeichnung  auf  dem 
Rechtsgebiete  auch  auf  jene  Rechte  ausgedehnt  werden  muss. 

Und  daran  würde  nichts  geändert,  wenn  sich  schliesslich  auch  ergeben 
sollte,  dass  wir  mit  der  Annahme  jener  einen  Zweitheilung  als  der  ursprüng- 
lichsten nicht  ausreichen.  Was  mit  der  Behauptung,  ein  Recht  sei  ostger- 
manisch, zunächst  lediglich  gekennzeichnet  sein  sollte,  seine  nähere  Ver- 
wandtschaft mit  einem  der  scandinavischen  Rechte,  bliebe  natürlich  ganz 
unberührt,  wenn  sich  ergeben  sollte,  dass  wir  noch  eine  von  der  ostgerma- 
nischen,  wie  von  der  westgermanischen  zu  unterscheidende  germanische 
Rechtsgruppe  anzunehmen  haben.  Ich  gedenke  daher  auch  weiterhin  an- 
standslos in  der  Verwendung  jener  Ausdrücke  in  der  erwähnten  Bedeu- 
tung festhalten  zu  dürfen,  da  sich  ergeben  wird,  dass  jedenfalls  die  Haupt- 
masse der  germanischen  Rechte  sich  jener  Zweitheilung  fügt  und  zunächst 
nichts  damit  gesagt  sein  soll,  als  dass  irgend  ein  Recht  sich  näher  den  go- 
thisch-scandinavischen, oder  aber  den  fränkisch-deutschen  Rechten  an- 
schliesst. 

809.  Schliesslich  will  ich  nicht  in  Abrede  stellen,  dass  auch  Bedenken 
ge gen  die  Methode  wegen  der  Art  der  Darlegung  derErgeb- 
nisse  nahe  gelegt  sein  konnten.  Die  ausreichend  begründete  Darlegung 
der  Ergebnisse  wird  bei  einer  so  umfassenden  Untersuchung  nicht  Schritt 
hahen  können  mit  der  Gewinnung  derselben.  Desshalb  sah  ich  mich  wie- 
der und  wieder  genöthigt,  bereits  Ergebnisse  in  Rechnung  zu  bringen, 
ohne  doch  gleichzeitig  auch  die  Begründung  vorlegen  zu  können;  und  mag 
die  Stichhaltigkeit  derselben  mir  selbst  auch  zweifellos  sein,  so  verkenne  ich 
natürlich  nicht,  wie  sehr  es  dadurch  Anderen  erschwert  wird ,  sich  schon 
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jetzt  eia  endgiltiges  Unheil  über  manche  meiner  Behauptungen  bilden  zu 
können« 

Es  wfire  aber  weiter  kaum  durchführbar  gewesen,  auch  die  Darlegung 
genauer  dem  Gange  anzupassen,  der  nach  der  von  mir  befürworteten  Me- 
thode für  die  eigenen  Voruntersuchungen  einzuhalten  war.  Für  diese  war 
ich  allerdings  auf  den  theoretisch  einzig  richtigen  Weg  hingewiesen,  die 
Erbenfolgen  der  uns  vorliegenden  Rechte  zu  vergleichen  und  es  zu  ver- 
suchen, von  da  aus  auf  die  Verzweigung  der  näheren  und  entfernteren 
Urrechte  zu  schliessen.  Habe  ich  dem  bezüglich  der  beiden  zuletzt  bespro- 
chenen Rechte  auch  die  Darlegung  angepasst,  so  würden  wir,  wenn  das  für 
die  Gesammtheit  der  Rechte  durchgeführt  wöre,  schliesslich  auf  dem  S  47 
theoretisch  angezeigten  Wege  zu  einer  Fesstellung  der  Verzweigung  ge- 
langen, so  weit  sich  überhaupt  noch  Haltpunkte  fänden,  dieselbe  sicher 
durchzuführen.  Aber  es  schien  mir  aus  den  S  10.  69.  380  angedeuteten 
Gründen  nicht  zweckmässig,  auch  die  Darlegung  streng  diesem  Wege  von 
vornherein  anzupassen  und  es  damit  von  vornherein  ganz  dahingestellt  sein 
zu  lassen,  zu  welchen  Ergebnissen  derselbe  schliesslich  führen  werde.  Es 
schien  mir  vielfach  geeigneter,  von  dem,  was  sich  mir  bereits  ergeben  hatte, 
auszugehen,  und  auf  dem  Wege  hypothetischer  Beweisführung  zu  prüfen, 
in  wie  weit  es  sich  bei  den  zu  besprechenden  Einzel  Verhältnissen  bewähre. 

Das  aber  ist  nicht  blos  da  statthaft,  wo  wenigstens  dem  persönlichen 
Ermessen  nach  das  Ergebniss  durchaus  gesichert  ist,  wie  das,  vgl.  S  3B2, 
zunächst  da  zutreffen  wird,  wo  es  sich  um  die  spätesten  Verzweigungen  der 
Rechte  handelt,  sondern  auch  da,  wo  die  schwerer  zu  beurtheilende  ur- 
sprünglichste Verzweigung,  der  letzte  Zusammenhang  der ,  wie  ich  denke, 
mit  ausreichender  Sicherheit  auseinanderzuhaltenden  verwandten  Gruppen 
in  Frage  kommt.  Die  Vergleichung  mag  auch  da  zu  einem  wenigstens 
wahrscheinlichen  Ergebnisse  gefühn  haben.  Aber  der  Forscher  wird  da 
immer  darauf  gefasst  sein  müssen,  dass  es  ihm  überhaupt  nicht  gelingen 
wird,  das  nur  Wahrscheinliche  schliesslich  als  sicher  zutreffend  zu  erweisen. 
Und  zumal  in  einem  Falle,  wo,  wie  bei  meinen  Versuchen,  die  Darlegung 
bereits  gewonnener  Ergebnisse  Hand  in  Hand  geht  mit  der  Weiterführung 
der  Forschung  selbst,  auch  darauf,  dass  in  Folge  dieser  das,  was  ihm  früher 
wahrscheinlich  war,  es  später  nicht  mehr  sein  wird.  Aber  auch  das  schliesst 
nicht  aus,  das  vorläufig  Wahrscheinliche  vermuthungsweise  in  Rechnung 
zu  bringen.  So  wenn  mir  nicht  bloss  das  Ergebniss  der  Sprachforschung, 
sondern  insbesondere  eine  vorläufige  Vergleichung  der  Masse  der  germa- 
nischen Rechte  auch  auf  dem  Rechtsgebiete  ein  Zurückgehen  auf  eine  ur- 
sprünglichste Zweitheilung  in  Ostgermanen  und  Westgermanen  wahrschein- 
lich machte.  Das  vorläufige  Ausgehen  von  einer  jedenfalls  sehr  massgeben- 
den Scheidung  konnte  die  Darlegung  sehr  erleichtern.  Es  ist  möglich,  dass 
sich  da  das  Wahrscheinliche  nicht  als  das  schliesslich  Zutreffende  erweisen 
wird.  Aber  auch  dann  wird  das,  wie  gesagt,  keinsder  bis  dahin  gewonnenen 
Ergebnisse  in  Frage  stellen  können,  da  diese  durchaus  auf  Grundlage  der 
Vergleichung  unmittelbar  erkennbarer  Rechte  gewonnen  sind. 
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809]  Die  Geeignetheit  der  Methode,  die  Möglichkeit,  auf  dem  Wege  blosser 
Rechtsvergleichung  zu  gesicherten  Ergebnissen  bezüglich  der  Verzweigung 
zu  gelangen,  wird  schliesslich  immer  aut  die  Frage  hinauslaufen,  ob  es  mög- 
lich ist,  aus  gewissen  Uebereinstimmungen  einer  kleinern  Zahl  von  Rechten 
mit  Sicherheit  auf  ein  Zurückgehen  derselben  auf  ein  näheres  Urrecht 
schliessen  zu  können.  Bei  der  bis  dahin  vorwiegend  eingehaltenen  An  der 
Darlegung,  wonach  ich  nur  einzelne  Verhältnisse  durch  die  ganze  Masse 
der  Rechte  zu  verfolgen  suchte,  wird  sich  das  nicht  so  unmittelbar  ergeben. 
Bei  günstiger  Sachlage  wird  allerdings  schon  das  Verfolgen  eines  einzelnen, 
besonders  auffallenden  Verhälmisses ,  wie  etwa  der  §  4S0  ff.  besprochenen 
Gruppentheilung,  meines  Erachtens  kaum  einen  Zweifel  lassen,  dass  die  be- 
züglichen Rechte  auf  ein  gemeinsames  Urrecht  zurückgehen  müssen.  Aber 
der  vollständige  Beweis  wird  doch  auf  diesem  Wege  erst  dann  hergestellt 
sein,  wenn  sich  auch  bei  der  spätem  Besprechung  anderer  Verhältnisse  im- 
mer wieder  herausstellen  wird,  dass  auch  da  gerade  nur  die  bezüglichen 
Rechte  in  näherem  Zusammenhange  stehen. 

Habe  ich  jetzt  zum  erstenmale  fast  die  gesammte  Erbenfolge  und  was 
mit  ihr  näher  zusammenhängt  für  zwei  meiner  Ansicht  nach  nächstverwandle 
Rechte  so  weit  verfolgt,,  dass  das  in  jener  Richtung  unmittelbar  ein  Urtheii 
ermöglicht,  so  musste  es  naheliegen,  daran  zu  prüfen,  in  wie  weit  die  Me- 
thode überhaupt  geeignet  ist,  auch  in  einem  von  vornherein  keineswegs 
günstig  liegenden  Falle  zu  ausreichend  gesicherten  Ergebnissen  zu  führen. 
Ich  darf  kaum  hoffen ,  dass  auch  Solche,  welche  der  Annahme  der  Mög- 
lichkeit gesicherter  Ergebnisse  selbstständiger  Rechtsvergleichung  weniger 
geneigt  sind,  meine  Ansicht  über  die  Beweiskraft  des  Falles  unmittelbar 
theilen  werden.  Es  mag  auch  sein,  dass  ich  da  noch  Möglichkeiten,  welche 
dieselbe  schwächen  könnten,  übersehen  habe.  Dann  aber  bietet  meiae 
genauere  Darlegung  der  sich  hier  ergebenden  Sachlage  wenigstens  eine 
Grundlage,  welche  es  leichter,  als  die  früheren  allgemeinen  Angaben  über 
die  Methode,  ermöglicht,  bestimmter  die  Lücken  oder  Umstände  zu  be- 
zeichnen, welche  sich  gegen  die  Stichhaltigkeit  der  Beweisführung  im  Ein- 
zelfalle noch  geltend  machen  lassen,  und  nachzuweisen,  wie  sich  trotz  der 
von  mir  betonten  Verhältnisse  solche  Uebereinstimmung  zweier  Rechte 
auch  ohne  Annahme  näherer  Verwandtschaft  erklären  lasse. 
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XIIL  Aasdomsrecht  S.  i. 

ögy.  Aasdomsrecht  und  Schependomsrecht.  Bezeichnung.  Verschieden- 
heit der  Erbenfolge.  AbgrUnzung  in  Holland.  6g8.  Vorkommen  ausser  Holland. 
Ausdehnung  des  Gebiets.  Utrecht.  Gelderland.  Overyssel.  ögg,  Folge  nach  Linie 
und  Grad.  Absteigende  Linie.  Kinder.  Unechte.  Theilung  nach  Gutachten 
der  Eltern.  700.  Fehlen  des  Eintrittsrechts.  Rückwirkung  auf  die  lehnrechtliche 
Folge,  yoi.  Beschränkung  der  Vorfolge  auf  den  zweiten  absteigenden  Grad. 
yo2.  Aufsteigende  Linie.  Volles  Vorfahrenrecht  unter  Nichtberücksich- 
tigung der  Seiten.  Fehlen  des  RUckkehrrechtes.  Anpassung  beim  Leihgute. 
70^.  Ausnahmweiser  Ausschluss  der  Grosseltem  durch  Geschwister.  Zusammen- 
erben. Uebergang  zum  engern  Kreise.  704.  Vorfahrenrecht  im  weitern  Kreise, 
Zusammenerben  von  Grosseltern  und  Elterngeschwistern.  70^.  Fehlen  des 
Fallrechts.  Einheitliche  Behandlung  des  ganzen  Guts.  706,  Fallrecht  bei 
Lehen  und  Zinsgut;  zu  Utrecht.  707.  Näherrecht.  708.  Volle  Gleichstellung 
von  Halbgeschwistem  und  Vollgeschwistem.  70Q.  Fehlen  der  Hälftung  nach 
den  Seiten.  Hälftung  des  Elheguts.  Vortheil  des  Ueberlebenden.  Heergewedde 
und  Gerade.  710.  Volle  eheliche  Gemeinschaft.  Begründung  durch 
Ehe,  durch  Uberjährige  Ehe;  nicht  durch  Fruchtbarkeit.  711.  Wirkungen  be- 
erbter Ehe.  Voraus.  Morgengabe.  Miteigenthum  der  Ehegatten ;  VerAlgungsge- 
walt  des  Mannes  über  seine  Hälfte,  über  das  ganze  Gemeingut.  712.  Fehlen 
gesetzlicher  Zucht.  Vertragsweise  Zucht.  Heirathsvertrag.  Wechselauf- 
lassung. Ausnahme  vom  Verbot  der  Schenkung  unter  Eheleuten.  7/^.  Aus- 
dehnung auf  das  ganze  Gut.  Beschränkung  auf  Errungenschaft  in  Veluwe 
und  Zütphen.  714.  Wahrscheinlicher  Gang  der  Entwicklung.  Heirathsbere- 
dungen  als  Ausgang.  7/5.  Wechselseitigkeit.  Gerichdichkeit.  Form.  716.  Be- 
schränkung auf  Leibzucht;  auch  bei  der  Fahrniss.  717.  Auflassung  z\x  Eigen 
beim  Fehlen  von  Kindern;  718.  zu  unvererblichem  Eigen.  71g,  Fehlen  in  den 
Nachbargebieten.  720,  Fortgesetzte  Gemeinschaft;  721.  mit  Kindern. 
Zucht  ohne  Verfangenschaft.  722.  Fortsetzung  der  vollen  ehelichen  Gemein- 
schaft. Erbschaften.  Tod  eines  Kindes.  72^,  Unbeschränkte  Verwaltungsbe- 
fugniss  des  Ueberlebenden.  Verpflichtung  zum  Unterhalt  der  Kinder.  Hälf- 
tung bei  Auflösung  der  Gemeinschaft.  724.  Recht  des  unverheirathet  Ueber- 
lebenden auf  lebenslängliche  Fortdauer.  Verpflichtung  zur  Auseinandersetzung 
bei  Wiederverheirathung.  755.  Wahrscheinlicher  Gang  der  Entwicklung.  726, 
Auseinandersetzung  bei  Wiederverheirathung  nothwendiges  Ergebniss  der  vollen 
Gemeinschaft.    Verfangenschaftsrechte.  Rechte  mit  beschränkter  Gemeinschaft ; 


Digitized  by 


Google 


236  Uebersicht. 

757.  mit  voller  Gemeinschaft.  UndurchfÜhrbarkeit  nachträglicher  Auseinander- 
setzung. 75Ä  Behandlung  nichtabgetheilter  Vorkinder.  Auseinan- 
dersetzung auf  Grund  des  Guts  der  ersten  Ehe  bei  unterj'ähriger  Ehe.  Dritte- 
lung  des  Guts  der  zweiten  Ehe  bei  Uberjahriger  Ehe.  72^,  Späteres  Fehlen 
einer  Regel.  Zurückgehen  auf  das  Gut  der  ersten  Ehe.  y^o.  Auseinander- 
setzung nach  Lage  des  Einzelfalls,  'j^i,  AnnUherung  an  die  vorgeschriebene 
Theilung.  7^5.  Beerbung  nichtabgetheilter  Kinder  durch  den  Ueberlebenden. 
7^.?.  Regelung  nach  dem  Gesichtspunkte  des  Miteigenthums.  Feststehende 
Theilrechte.  7^^.  Gesammtgestaltung  der  Folge.  Abweichung  von 
den  Nachbarrechten.  Folge  der  westfälischen  Rechte.  Ursprünglichere  Ent- 
wicklungsstufe, y^^,  Vergleich  mit  räumlich  getrennten  Rechten.  Wäbchflan- 
dern.  Uebereinstimmung  mit  der  v^stfränkischen  Folge  in  Gewinngut.  Ein- 
fluss  der  vollen  Gemeinschaft  auf  die  Folge.  ^^6,  Uebereinstimmung  mit  dem 
Schependomsrecht  und  westtälischen  Recht  bezüglich  der  vollen  Gemeinschaft 
unter  Abweichung  der  Folge.  Bedenken  gegen  die  angenommene  Entwick- 
lung auf  westfränkischer  Grundlage.  Annäherung  an  gothisch-spanisches  und 
dänisches  Recht. 


XIV.  Wälschflandrisches  Recht.  s.  85. 

737'  Wälschflandem  und  Deutschflandern.  Unterschied  zwischen  Land- 
rechten und  Stadtrechten. 

I.  Wälschflandrische  Stadtrechte.  S.  87. 

7^8.  Folge  nach  Linie  und  Grad.  Kein  Eintrittsrecht.  7^9.  Kopftheilung 
unter  sämmtliche  Kinder  jedes  Elterntheils.  In  Artois  und  Hennegau  Beer- 
bung Jeder  Ehe.  740,  Volles  Vorfahrenrecht.  Behandlung  der  städtischen 
Liegenschaften  als  Fahrniss.  Einheitliche  Vererbung  des  ganzen  Guts.  Vor- 
fahrenrecht in  Nachbargebieten.  7^/.  Fehlen  des  Fallrecht.  Näherrecht. 
J42.  Volle  Gleichstellung  von  Halbgeschwistern  und  VoUgeschwistem.  y4^. 
Eheliche  Vermögensverhältnisse.  Volle  Gemeinschaft  mit  Hälftung. 
Beginn  mit  der  Eheschliessung,  mit  der  Geburt  eines  Kindes.  744.  Fehlen  ge- 
setzlicher  Zucht.  Ausdruck  Douaire  coutumier.  7^5.  Wechselauflassung. 
Form.  Ausdruck  Ravestissement.  ^46,  Wirkungen.  Eigen  an  der  Fahrniss  und 
Zucht  an  Liegenschaften.  Eigen  am  ganzen  Nachlasse.  ^47,  Verbot  der  Schen- 
kung unter  Eheleuten.  Ausnahmen.  Wechselgabe.  Beschränkungen.  ^48,  Wech- 
selgabe und  Wechselauflassung.  Gerichtlichkeit.  Befugniss  als  Wirkung  der 
Ehe.  y4g,  Ausdehnung  auf  Nachbargebiete,  j^o.  Wirkungen.  Hennegau.  Un- 
vererbliches Eigen.  Behandlung  als  Schenkgut.  y^i.  Artois.  Vererbliches 
Eigen.  Zucht  an  Liegenschaften.  755.  Rechte  des  Ueberlebenden  als  Wir- 
kung der  Ehe.  Artois.  Wälschflandem.  y^^.  Fehlen  in  Deutschflandern, 
zu  Reims.  75-^.  Ausgangspunkt  der  Wechselauflassung  in  Wälschflandem. 
Uebereinstimmung  mit  dem  Aasdomsrechte.  Abweichungen.  Auseinander- 
halten von  Liegenschaften  und  Fahrniss.  7^5.  Blutsau flassung.  Ausdruck. 
Ausdehnung  des  Gebiets.  ^^6.  Zwei  Arten.  Geburt  eines  Kindes;  unfrucht- 
bare und  fruchtbare  Ehe.  y^y.  Vorhandensein  eines  Kindes;  unbeerbte  und 
beerbte  Ehe.  y^8.  Unbeerbte  Ehe.  Wirkungen  der  Fruchtbarkeit.  Artois. 
Eigen  oder  Zucht  des  Ueberlebenden.  Anschluss  an  die  lothringischen  Ver- 
fangenschaftsrechte.  75p.  Wälschflandem.  Vererbliches  Eigen.  y6o.  Vereinzelt 
im  Hennegau.  y6i.  Ver\dns.  y62.  Volle  Gemeinschaft  als  Wirkung  der  Frucht- 
barkeit. Uebereinstimmung  mit  dem  Recht  der  Drenthe.  y6^,  Fehlen  jedes 
Rechts  des  Ueberlebenden  bei  fruchtbarer,  aber  unbeerbter  Ehe.  Hennegau. 
y64,  Wälschflandem.    Toumai.    Eingreifen  vollen  Vorfahrenrechts.    Zucht  bei 
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nur  fruchtbarer  Ehe  und  Eigen  nach  dem  Tode  überlebender  Kinder.  76$. 
Beerbte  Ehe.  Artois  und  Hennegau:  Lebenslängliche  Zucht  am  liegenden 
Ehegute  mit  Verfangenschaft  für  die  Kinder  der  Ehe.  Wälschflandem :  Zucht 
am  ganzen  Ehegute  ohne  Verfangenschaft  bis  zur  Wiederverheirathung.  766, 
Zucht  ohne  Verfangenschaft.  Vereinzelt  nachtrUgliche  Abschwächung  durch 
Verfangenschaft.  Tournai.  767.  Verpflichtung  zur  Auseinandersetzung  bei  Wie- 
derverheirathung auf  Grundlage  fortgesetzter  Gemeinschaft.  768.  Bestimmungen 
der  Rechte  von  Douai  und  Orchies.  Erbrecht  des  Ueb erlebenden.  76g.  Ver- 
pflichtung zur  Abtheilung  mit  sonstigen  Erben.  770,  Behandlung  nicht 
abgetheilter  Vorkinder.  Verschmelzung  des  Gesammtgutes  der  Ehen. 
Drittelung.  Einkindschaft.  771.  Auseinanderhalten  der  Liegenschaften  und 
Verschmelzung  der  Fahmiss.  773.  Ergebniss  bezüglich  der  Behand- 
lung des  Ueberlebenden.  Gegensatz  zu  den  Nachbargebieten.  Ueber- 
einstimmung  mit  dem  Aasdomsrechte.  Fehlen  jedes  Zusammenhanges  mit  der 
blossen  Fruchtbarkeit  bei  beerbter  Ehe.  77^,  Abweichung  vom  Aasdoms- 
rechte. Recht  des  Ueberlebenden  als  Wirkung  blosser  Fruchtbarkeit.  Gegen 
seitige  Beeinflussung  von  Artois  und  Wälschflandem.  Zurückgehen  der  Bluts- 
auflassung auf  das  Aasdomsrecht.  774,  Verfügung  des  Mannes  über 
das  ganze  Ehegut.  Wirkung  der  Beerbtheit. Tournai.  Hennegau.  Wirkung 
der  Ehe  selbst.  77^.  Fehlen  in  Artois.  Beeinflussung  des  wUlschflandrischen 
durch  lothringisches  Recht.  776,  Ergebniss  bezüglich  der  Blutsauflassung.  777, 
Folgerungen  aus  der  dargelegten  Gestaltung.  Zurückgehen  auf 
ein  mit  dem  Aasdomsrechte  gemeinsames  Urrecht.  Nicht  zu  erklären  aus  ein- 
stigem Zusammenhang  der  Rechtsgebiete.  778.  Erklärung  durch  Theilung  und 
Wanderung.  Gebiet  des  Aasdomsrecht  als  Ausgangspunkt.  77g,  Das  wälsch- 
flandrische  ein  Mischrecht.  Beeinflussung  durch  Nachbarrechte.  Richtung  der 
Wanderung  von  Norden  nach  Süden;  durch  Brabant.  780,  Erklärung  der  ge- 
genseitigen Beeinflujssung.    Nachbarschaft.    Mischung.    781,  Ergebniss. 

2.  Wälsch flandrische  Landrechte.  S.  176. 

782.  Anschluss  an  das  westfränkische  Recht  in  den  Land- 
schaften unter  Abweichung  der  Stadtrechte.  Nachbargebiete.  78^.  Wälsch- 
flandem. Erbenfolge.  Zucht  der  Wittwe.  784,  Abweichungen  vom 
w  est  fränkischen  .Recht  im  Anschluss  an  die  Stadtrechte.  Zucht  der 
Wittwe.  Veräusserungen  von  Frauengut  durch  den  Mann.  Freitheil.  Gut- 
achten der  Eltem.  Scheidung  zwischen  Liegenschaften  und  Fahmiss.  78^. 
Rechte  überlebender  Ehern  neben  Kindern.  Vater.  Mutter.  Vivenotte.  786,  Er- 
klärung  des  Gegensatzes  zwischen  Landschaftsrechten  und 
Stadtrechten.  Nachträgliche  Einwanderung  in  ein  Land  fränkischen  Rechts. 
Zurückziehen  vorfränkischer  Bevölkerung  in  die  Städte.  787.  Behandlung  des 
Freieigen  als  Fahmiss.  Einfluss  auf  die  Erbenfolge,  auf  die  Stellung  überle- 
bender Ehegatten.  Ursprüngliche  Uebereinstimmung  der  Landschaftsrechie 
und  Stadtrechte.  788.  Entwicklung  des  Unterschiedes.  Lehngut.  Anschluss 
der  lehnrechtlichen  Folge  an  die  landrechtliche  in  Westfranken.  78g.  Zinsgut. 
Anschluss  an  die  landrechtliche  Folge  im  Allod  in  Westfranken.  Wälschflan- 
dem. 7go.  Nachbargebiete.  7p/.  Nichterwähnung  von  Allod  in  Landschafts- 
rechten. Adliges  und  bäuerliches  Freieigen.  Verschiedene  Folge  für  Allod 
und  Zinsgut.  7g2.  Erklärung  des  Fehlens  west fränkischen  Ein- 
flusses in  den  Städten.  Besondere  städtische  Verhältnisse  nicht  aus- 
reichend. Annahme  der  AUodialität  der  städtischen  Liegenschaften.  7p^.  Lehn- 
gut. 7g4.  Zinsgut.  Massgeben  der  allodialen  Folge.  Alte,  neugegründete  Städte. 
7g6.  Fehlen  herrschaftlicher  Uebereignung.    7g7.  Ergebniss. 


Digitized  by 


Google 


238  Uebersicht. 

XV.  Rttckblick  auf  die  Methode.  S.  207. 

7p^.  Besondere  Eignung  des  Einzelfalles.  79p.  Prüfung  des  im  "wälsch- 
flandrischen  und  im  Aasdomsrechte  Uebereinstimmenden.  Uebereinstimmung 
in  einer  Reihe  zusammenhängender  Fülle  und  in  denselben  Entwicklungsgang 
voraussetzenden  Gestaltungen.  Gang  der  gemeinsamen  Entwicklung.  Abwei- 
chungen. 800,  Prüfung  der  Möglichkeit  der  Entstehung  so  weitgehender  Ueber- 
einstimmung ohne  ven^'andtschaftlichen  Zusammenhang.  ZufalL  Parallelent- 
wicklung. 801.  Gleichheit  der  sonstigen  Verh'altnisse.  802.  Entlehnung  aus 
Nachbarrechten.  80^,  Beeinflussung  durch  ein  drittes  Recht.  804.  Möglichkeit 
der  Gewinnung  gesicherter  Ergebnisse  durch  blosse  Rechtsvergleichung.  Rück- 
wärtsschreiten  von  den  unmittelbar  erkennbaren  spUtern  Rechten.  Ä95.  Ver- 
werthbarkeit  der  jüngsten  QueUen  für  die  Feststellung  ältester  Zustände.  Ent- 
sprechender Weg  bei  indogermanischer  Rechtsvergleichung.  806.  Verwerthung 
der  auf  andern  Gebieten  gebotenen  Unterstützung ;  der  Ergebnisse  der  Sprach- 
vergleichung. 8oy.  Bedenken  gegen  die  Annahme  einer  Hauptverzweigung  in 
eine  ostgermanische  und  westgermanische  Gruppe.  Regel  der  Zweirheilung 
der  Rechte.  Möglichkeit  der  Nichteinheitlichkeit  des  germanischen  Urrechts. 
808.  Möglichkeit  vorhergehender  Abzweigungen  vom  Urrechte.  Verwendung 
der  Ausdrücke  Ostgermanisch  und  Westgermanisch.  80g.  Bedenken  gegen 
die  Methode  wegen  der  Art  der  Darlegung, 

Anmerkungen.  Zu  §  yyo.  Der  Ausdruck  Mont,  Haufen.  802.  Ver- 
wendung des  Ausdruckes  Stamm.  80^,  Weitere  Belege  für  Zusammenhang  des 
Aasdomsrecht  mit  dem  westfrUnkischen  Recht. 
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Zur  Karte  des  wälschflandrischen  Rechtsgebiets. 


Während  der  eingehenderen  Beschäftigung  mit  der  lothringischen 
Rechtsgrtippe y  vgl.  Anm,  ;(«  §  ß6p,  in  welcher  manche  auffallende,  ur- 
sprünglichen nähern  Zusammenhang  der  be:i;üglichen  Rechte  kaum  be- 
^eifeln  lassende  Eigenthümlichkeiten  mehr  oder  weniger  vereinzelt  in 
den  verschiedensten  Gegenden  des  weiten  Gebietes  vorkommen,  fühlte  ich 
das  Bedürfnisse  ^ur  Unterstützung  des  Gedächtnisses  und  ^ur  Erleich- 
terung der  Uebersicht  eine  grössere  Karte  ^u  entwerfen,  in  welche  ich 
ZU  den  einzelnen  Orten  und  Gebieten  die  bezügliche  Gestaltung  der  für 
meine  Zwecke  vorzugsweise  ^«  beachtenden  Rechtsverhältnisse  eintrug. 
Ich  machte  dabei  jedes  Rechtsverhältnis s  durch  ein  besonderes  Zeichen^ 
die  Gestaltung  desselben  in  dem  bezüglichen  Einzelrechie  aber  durch 
Verschiedenheit  der  Farbe  kenntlich.  Erst  dadurch  wurde  ich  auf 
Manches  aufmerksam,  was  ich  bis  dahin  nicht  bestimmter  beachtet  hatte- 
So  insbesondere  auch  auf  die  Sonderstellung  der  wälschflandrischen 
Rechte  in  den  verschiedensten  Beziehungen,  da  ich  da  mit  den  doch 
für  alle  Nachbargruppen  genügenden  Zeichen  nicht  ausreichte. 

Dachte  ich  dann  wohl  daran,  seiner  Zeit  eine  entsprechende  Karte 

der  Erörterung  über  die  lothringischen  Rechte  beizugeben,  so  wurde  ich 

freilich  alsbald  auf  die  technischen  Schwierigkeiten  aufmerksam,  welche 

der  Durchführung  und  Drucklegung  eiuer  solchen  Karte  im  Wege  stehen 

würden.     Zum  Theil  rührten  diese  daher,  dass  mir  gerade  die  Angaben 

über  die  Abweichungen   einzelner  Ortsrechte   vom  gemeinen  Rechte  der 

Landschaft  besonders  beachtenswerth  erschienen.  Diese  häuften  sich  aber 

in   einzelnen  Gegenden,  so  z^unächst  im  östlichen  Ariois  und  in  Wälsch- 

flandern,  in  solcher    Weise,    dass    sie   sich    in    ein   und   dieselbe  Karte 

nicht  eintragen  Hessen,  wenn  diese  nicht  in  einem  so  grossen  Massstabe 

angelegt  werden  sollte,  wie  er  im  allgemeinen  durchaus  überflüssig  war. 

Ich  sah     mich  daher  schon  damals  genöthigt,  für  jene  Gegend  eine  Karte 


Digitized  by 


Google 


II  Zur  Karte, 

in  grösserm  Massstabe  anzulegen  y   welche   eventuell  als  Grundlage  für 
eine  Nebenkarte  hätte  dienen  können. 

Seit  ich  mich  dann  entschlossen  hatte y  das  wälschßandrische  Recht 
getrennt  von  der  lothringischen  Gruppe  eingehender  ^«  behandeln,  er- 
wog ich  allerdings  alsbald  die  Mögltchkeit,  eine  Karte,  wie  ich  sie 
früher  beabsichtigte,  beizugeben.  Aber  die  Schwierigkeiten  der  Durch- 
führung schreckten  mich  ab.  Ausser  den  auf  der  beigegebenen  Karte 
verwertheten  Verhältnissen  hatte  ich  früher  noch  eine  Reihe  anderer  be- 
achtet. So  volle  und  beschränkte  eheliche  Gütergemeinschaft ;  Zucht 
oder  aber  Eigen  des  kinderlos  Ueberlebenden^  und  :^ar  auf  Grund  ent- 
weder der  Ehe,  oder  aber  der  Wechselauflassung  oder  der  Blutsauflas- 
sung; Eigen  des  Ueberlebenden  an  der  gesammten  oder  halben  Fahr- 
niss;  die  freie  Verfügung  des  Ehemannes  nur  über  sein  Erbgut,  oder 
auch  über  das  der  Frau;  das  Erbrecht  der  Unechten  nach  der  Mutter 
und  manches  Andere*  Nun  würde  man  allerdings  die  die  Einieher- 
hältnisse  kenm^eichnenden  Zeichen  nach  Gefallen  vermehren  können. 
Wurde  dann  unter  Ver:{icht  auf  die  an  engere  Grannen  gebundene  Ver- 
werthung  der  Farben  die  besondere  Gestaltung  des  Verhältnisses  im 
Ein^elrechte  etwa  nur  durch  Zufügung  einer  Ziffer  ^um  Zeichen  kennt- 
lich gemacht,  so  würde  man  beliebig  weit  reichen.  Aber  abgesehen  von 
der  Schwierigkeit,  für  solche  umständlichere  Be^eichnungsweise  den 
nöthigen  Raum  ^u  gewinnen,  würde  damit  etwas  verloren  gehen,  worauf 
ich  doch  glaubte  ein  Hauptgewicht  legen  ^u  sollen,  das  nur  durch  die 
Verschiedenheit  der  Farben  unmittelbar  :{u  erfassende  Bild  des  Inein- 
andergreifens  und  der  Mischung  der  verschiedenen  Rechte,  Ich  habe 
dann  daran  gedacht,  jeden  Ort  und  jedes  Gebiet  durch  einen  in  etwa 
acht  Felder  getheilten  Kreis,  oder  auch  durch  ein  Viereck  j^u  be:ieichnen, 
so  dass  jedes  Feld  einem  bestimmten  Rechtsverhältnisse  entsprechen  und 
die  Gestaltung  desselben  durch  die  Farbe  gekenn:^eichnet  sein  würde. 
Das  dürfte  etwa  dann  das  Angemessenste  sein,  wenn  auf  die  Raum- 
verhältnisse keinerlei  Rücksicht  :(u  nehmen  oder  die  Namen  der  Oric 
nicht  ^uiufügeti  wären.  War  letzteres  in  einem  Falle  nicht  ^tf  vermei- 
den, wo  es  sich  um  so  viele  unbekannte  Orte  handelte,  bei  denen  Zu- 
fügung etwa  nur  des  Anfangsbuchstaben  nicht  genügen  könnte^  so  würde 
eine  Zufügung  der  Ortsnamen  :(um  farbigen  Kreise  übermässigen  Raum 
beansprucht,  die  Ueberdruckung  desselben  durch  den  Namen  aber  Mies 
undeutlich  gemacht  haben.  Auch  der  Ausweg,  die  Namen  auf  einer  be- 
sondern Karte  ^«  verzeichnen,  die  dann  bei  Bedarf  als  Oleate  auf  die 
andere  aufzulegen  sein  würde,  hätte  doch  auf  ein  für  den  besondern 
Zweck  zu  umständliches    Verfahren  geführt.   Nach  einigen  misslungenen 
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Versucheti  überieugie  ich  mich,  dass  ich  von  der  Herstellung  einer  Karte, 
wie  ich  sie  ursprünglich  beabsichtigte,  absehen  müsse. 

Die  Nothwendigkeii,  im  Texte  eine  Reihe  kleinerer  Orte  nennen  ^u 
musscHy  welche  selbst  auf  Kartett  grösseren  Massstabes  nicht  verzeichnet 
sind,  welche  ich  ^um  grossen  Theil  erst  mit  Hülfe  der  Carte  de  la 
France  dressie  par  ordre  du  Ministre  de  V  Interieur  im  Massstabe  i: 
100,000  aufgefunden,  liess  es  mir  dann  im  Laufe  der  Arbeit  doch  {weck- 
massig  erscheinen,  wenigstens  eine  Karte  bei:{ugeben^  aus  der  sich  die 
Lage  der  genannten  Orte  ersehen  lä'sst.  Und  damit  stellte  sich  dann 
auch  wieder  die  Erwägung  ein,  ob  es  nicht  möglich  sei,  dieselbe  durch 
Zußgung  vofi  Farben  so  ^u  gestalten,  dass  sie  unter  Verzicht  auf  solche 
Genauigkeit,  wie  ich  sie  früher  erstrebt  hatte,  wenigstens  ein  im  allge- 
meinen genügendes  Bild  des  Ineinander greifens  und  der  Mischung  der 
verschiedenen  Rechte  bieten  könne,  wie  sie  sich  gerade  in  dieser  Gegend 
so  auffallend  bemerklich  machen.  Ich  glaubte  mich  j(u  über:^eugen,  dass 
sich  wenigstens  das  erreichen  lasse  durch  Beschränkung  auf  die  Beach- 
iung  nur  einiger  weniger  Verhältnisse^  welche  mir  nach  Massgabe  meiner 
bisherigen  Untersuchungen  das;u  zunächst  geeignet  erschienen,  und  durch 
Verzicht  auf  ein  so  weitgehendes  Auseinanderhalten  der  verschiedenen 
Gestaltungen  derselben,  als  ich  das  früher  beabsichtigt  hatte.  Den  vor- 
{ugsweise  j^u  beachtenden  Haltpunkt  bot  dann  ^eifellos  das  Recht  des 
überlebenden  Ehegatten  am  Gute  des  Verstorbenen,  da  dieses  in  jeder 
der  hier  in  Frage  kommenden  Rechtsgruppen  ein  wesentlich  verschiedenes 
war;  während  ich  glaubte,  für  den  nächsten  Zweck  von  manchen  da 
weiter  eingreifenden  Unterschieden  absehen  ^u  können.  So  etwa  denen, 
ob  als  Gut  des  Verstorbenen  bei  voller  Gemeinschaft  die  Hälfte  des  Ge- 
sammtgutes,  oder  aber  sein  Erbgut  und  die  Hälfle  der  Errungenschaß 
behandelt  wurde;  oder  ob  dem  kinderlos  U eberlebenden  das  Gut  des 
Verstorbenen  lu  blosser  Zucht  oder  ^«  Eigen  verblieb ;  ob  Wechselau/- 
Jassung  und  Blutsauflassung  dieselbe  oder  verschiedene  Wirkung  hatten. 
Daneben  beachtete  ich  dann  noch  die  Gestaltung  des  Erbrechts  der  Kin- 
der, der  Vorfahren,  der  Halbgeschwister,  so  weit  das  fum  bestimmteren 
Auseinanderhalten  der  Rechtsgruppen  nöihig  schien. 

Es  ergab  sich  dann  freilich  noch  eine  andere  Schwierigkeit  Auf 
meinen  frühem  Karten  hatte  ich  jedes  Eingreifen  persönlichen  Ermes- 
sens dadurch  fernzuhalten  gesucht,  dass  ich  mich  einfach  an  das  in  den 
Quellen  Vorliegende  hielt  und  überall,  wo  diese  übereinstimmende  Ge^ 
staltung  des  bezüglichen  Verhältnisses  ergaben,  dasselbe  Zeichen  und 
dieselbe  Farbe  verwandte.  Hälfe  ich  daran  auch  hier  festhalten  wollen, 
so  wäre  allerdings  alles  Eingreifen  der  persönlichen  Ansicht  vermieden  ; 
es  wäre  aber  auch  der  Zweck  nicht  erreicht  worden,  durch  den  Unter-- 

Ficker.  Untersuchungen.  IH.  l6 
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schied  der  Farben  das  Ineinandergreifen  der  verschiedenen  Rechtsgruppen 
in  demselben  Gebiete  und  oft  an  demselben  Orte  unmittelbar  vor  Augen 
\u  führen.  Ein  einzelnes  Verhältniss  kann  in  übrigens  gan:[  wesent- 
lich verschiedenen  Rechtsgruppen  übereinstimmend  gestaltet  sein,  ohne 
dass  dabei  irgend  an  nähern  Zusammenhang  j[u  denken  ist.  So  wird 
etwa  jeder  Elterntheil  durch  seine  sämmtlichen  Kinder  nicht  blos  im 
wälschflandrischen,  sondern  auch  im  friesischen  und  im  spätem  west- 
fränkischen  Recht  beerbt.  Unberücksichtigt  konnte  ich  das  Verhältniss 
nicht  lassen  y  da  der  Unterschied  jener  Gestaltung  desselben  von  der 
Verfangenschafl  des  ganzen  oder  halben  Eheguts  einen  Haupthaltpunkt 
für  unsere  Untersuchungen  bot  Hätte  ich  es  nun  überall  blau  oder 
umgekehrt  überall  roth  be:{eichnet,  so  würde  das  den  Eindruck  hervor- 
gerufen haben  y  als  sei  bei  diesem  Verhältnisse  das  wälschflandrische 
Recht  durch  das  friesische^  oder  umgekehrt  das  deutschflandrische  durch 
das  wälschflandrische  beeinflusst  worden.  Wollte  ich  das  vermeiden,  so 
sah  ich  mich  genöthigt,  in  Einzelfällen  je  nach  der  sonstigen  Gestal- 
tung des  Ortsrechtes  die  eine  oder  andere  Farbe  ^u  wählen,  wobei  sich 
dann  freilich  in  Grän^geg enden,  wie  etwa  bei  Lalloeu  und  Enghien, 
Zweifel  ergeben  können. 

War  andererseits  aus  äussern  Gründen  die  Zahl  der  verwendeten 
Farben  möglichst  ^u  beschränken,  so  mussten  auch  für  verschiedene,  in 
den  Zeichen  auseinandergehaltene  Gestaltungen  dieselben  Farben  ge- 
wählt und  so  vertheilt  werden,  dass  jede  wenigstens  nur  für  eine  Gruppe 
näherverwandter  Rechte  verwandt  wurde.  Dann  konnte  es  freilich  wie- 
der nur  Sache  des  persönlichen  Ermessens  sein,  welche  Rechte  über- 
haupt als  näherverwandte  :{u  betrachten  seien.  Würde  ich  durch  meine 
Untersuchungen  die  Auffassuug  gewonnen  haben,  dass  die  Begründung 
der  Rechte  des  Ueberlebenden  durch  die  Ehe  selbst  für  die  Verwandt- 
schaft stärker  ins  Gewicht  falle,  als  die  Ausdehnung  derselben  auf  das 
gan^e  oder  aber  das  halbe  Ehegut,  so  würde  ich  die  Rechte  mit  Zucht 
oder  Eigen  jedes  Ueberlebenden  am  ganzen  Gute  geeigneter  durch  ^ei- 
maliges  Unterstreichen  mit  Gelb  gekennzeichnet  haben.  Hatte  ich  um- 
gekehrt auf  Gründe-  hin^  welche  ich  bei  Besprechung  der  lothringischen 
Gruppe  angeben  werde,  die  Ueber^eu^ung  gewonnen,  dass  die  Rechte 
mit  halber  Zucht  und  halber  Verfangenschäft  eine  wesentlich  verschie- 
dene Gruppe,  bilden ,  während  es  sich  bei  dem  Unterschiede  fischen 
Begründung  der  Zucht  durch  die  Ehe  selbst  oder  erst  durch  die  Ge- 
burt eines  Kindes  nur  um  theilweise  Weiterentwicklung  von  derselben 
notieren  Grundlage  aus  handeln  wird,  vgl.  §  77}y  so  musste  es  sich 
auch  Empfehlen,  dieselbe  Farbe  für  alle  Rechte  mit  voller  Verfangen- 
schaft des.  liegenden  Ehegnts  ^u  verwenden.  Doch  kann  auch  das  wenig- 
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stehs  dann  nicht  irreleiten,  wenn  beachtet  wird^  dass  lediglich  bei  der 
Wahl  der  Farben  bis  ^u  einem  gewissen  Grade  die  persönliche  Ansicht 
über  den  Zusammenhang  der  Rechtsgruppen  sich  geltend  machen  musste. 
Der  sachliche  Unterschied  der  Bestimmungen  an  und  fiir  sich  ist  ja 
durch  die  sonstige  Verschiedenheit  der  Bezeichnungen  gegeben.  Der 
blaue  Strich  hinter  oder  über  dem  Namen  bezeichnet  zunächst  nichts 
weiter,  als  dass  nur  beide  noch  lebende  Eltern  ihr  Kind  ^M  vollem 
Recht  beerben^  vgl.  §  6 $2,  oder  dass  Halbgeschwister  das  Gut  der  ge- 
meinsamen Eltemfamilie  mit  Vollgeschwistern  nach  Köpfen  theilen,  vgl. 
ß  6ß6.  Das  persönliche  Ermessen  greift  erst  ein,  wenn  ich  Beides 
auch  in  Flandern  als  Kennzeichen  friesischen  Ursprungs  des  Rechts  be- 
trachte, und  daraufhin  -{«r  Unterscheidung  von  andern  Gruppen  die 
blaue  Farbe  wählte,  die  ich  auch  sonst  verwandte,  wo  ich  friesische 
Grundlage  annehme.  Theilt  Jemand  diese  Ansicht  nicht,  so  wird  er 
sich  einfach  an  die  an  und  für  sich  genügend  gekennzeichneten  sach- 
licheji  Unterschiede  {«  halten  haben,  und  nicht  an  die  Beziehung  der- 
selben auf  bestimmte  Rechtsgruppen,  wie  ich  sie  auf  der  Karte  einge- 
klammert dem   Verzeichniss  jener  Z^S^fi^S^  habe. 

Beruhen  Wahl  und  Verbindung  der  Farben  z^*^ächst  auf  der  per- 
sönlichen Ansicht  über  den  Zusammenhang  und  die  gegenseitige  Beein- 
flussung der  Rechte,  so  krnnn  es  freilich  fraglich  sein,  wie  weit  man 
derselben  Ausdruck  geben  soll.  Bedurfte  ich  für  die  eigenthümliche  Ge- 
staltung im  Hennegau,  wonach  die  Zucht  des  Ueberlebenden  zyoar  nicht 
durch  Wiederverheirathung ,  wohl  aber  durch  den  Tod  der  Kinder  er- 
lischt, einer  eigenen  Bezeichnung,  wofür  ich  Punktirung  wählte,  so  kenn- 
zeichnet die  rothe  Farbe,  dass  ich  dabei  Beeinflussung  durch  wälsch- 
flandrisches  Recht  annehme,  vgl.  §  TJ4;  ebenso  die  Zufügung  gerade 
eines  grünen  Striches  unter  dem  rothen,  dass  ich  die  Begründung  von 
Rechten  des  Ueberlebenden  durch  blosse  Blutsauflassung  in  einem  grossen 
Theile  Wälschflanderns  auf  den  Einfbtss  der  Verfangenschaftsrechte  von 
Artois  ;[«r«^*/BÄr^/  vgl.  §  jj).  Entsprechend  hätte  ich  der  ebenda  ver- 
tretenen Annahme,  dass  in  Artois  die  Begründung  der  Rechte  des  Ueber- 
lebenden nicht  schon  durch  die  Ehe,  sondern  erst  durch  Blutsauflassung 
oder  Wechselauflassung,  auf  den  Einfluss  des  wälschflandrischen  Rechts 
zurückzuführen  sei,  in  den  artesischen  Rechten  durch  Zufügung  eines 
rothen  Strichs  unter  den  einfachen  grünen  Ausdruck  geben  können ;  der 
weitreichende  Einfluss,  den  wenigstens  meiner  Ansicht  nach  das  wälsch- 
flandrische  Recht  insbesondere  auch  nach  Artois  hin  geübt  hat,  wäre 
damit  deutlicher  hervorgetreten,  während  sie  sich  nun  nur  aus  dem  Texte 
ergibt  Aber  abgesehen  von  dem  Bedenken,  ob  gerade  in  dieser  Rich- 
tung meine  Annahmen  genügend  begründet  sein  dürften,  hielt  mich  der 
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äussere  Grund,  die  Karte  nicht  {«  sehr  ^u  überladen,  davon  ab.  Das-- 
selbe  war  der  Fall,  wenn  ich  wohl  daran  dachte,  den  weitgreifenden 
Einßuss  des  westfränkischen  Rechts  in  den  Landschaßen  dadurch  kennt- 
licher  j^u  machen^  dass  ich  auch  die  Orte  eintrüge  und  als  solche  west- 
fränkischen  Rechts  bezeichnete,  in  deren  Coutume  eine  bezügliche  Ab- 
weichung vom  westfränkischen,  fiir  die  bezügliche  Landschaft  im  allge- 
meinen massgebende  Recht  nicht  angegeben  ist;  ich  beschränkte  mich 
auf  solche  Orte,  für  welche  ich  wesifränkische  Gestaltung,  insbesondere 
das  einseitige  Douaire  der  Ehefrau,  ausdrücklich  angegeben  fand.  Deut- 
licher, als  durch  blosses  Unterstreichen  der  Namen  der  bezüglichen  Ge- 
biete^ hätte  sich  dann  freilich  die  Ausdehnung  des  westfränkischen  Rechts 
durch  Schraffirung  der  ganzen  Gebiete  kennzeichnen  lassen.  Blieb  das 
nicht  unerwogeti,  so  überzeugte  ich  mich  doch,  dass  das  ohne  willkür- 
liches Hinausgehen  über  die  Angaben  der  Quellen  vielfach  nicht  durch- 
führbar sein  werde. 

Auch  sonst  habe  ich  mich  daran  gehalten,  nur  solche  Zeichen  ;fi/- 
Zufügen,  für  welche  sich  in  den  Quellen  selbst  eine  Angabe  fand,  und 
sie  auch  da  nicht  -^«  ergänzen,  wo  die  Ergänzung  z!^eifellos  ^m  sein 
schien.  So  ist  etwa  für  alle  artesischen  Rechte  mit  beiderseitiger  Zucht 
gewiss  z^g^eich  Verfangenschaft  für  die  Kinder  der  Ehe  anzunehmen, 
auch  wenn  jeder  Hinweis  darauf  fehlt.  Die  Beschränkung  auf  die  aus- 
drücklichen Angaben  der  Quellen  kann  dann  freilich  in  Einzelfällen 
irrige  Annahmen  nahe  legen.  So  erwähnt  etwa  die  Coutume  von  Seclin 
lediglich  das  Recht  des  Ueberlebenden  bei  fruchtbarer,  aber  unbeerbter 
Ehe,  während  ich  doch  kaum  bezweifle,  dass  ihm  auch  bei  beerbter  Ehe 
entsprechend  den  sonstigen  wälschflandrischen  Stadtrechten  Zucht  bis 
zur  Wiederverheirathung  zustehen  sollte,-  beschränkte  ich  mich  darauf, 
jenes  anzugeben,  so  könnte  das  irrig  auf  nähern  Anschluss  an  die  ar- 
tesischen Rechte  deuten,  wie  er  sich  allerdings  für  Mons  en  Pevele  atts 
den  vollständigem  Bestimmungen  der  Coutume  ergibt.  So  ist  es  mir 
zweifelhaft,  ob  ich  das  Recht  von  St,  Amand  im  Anschlüsse  an  die  §  yß2 
erwähnte,  nur  die  Frau  nennende  Angabe  richtig  bezeichnet  habe,-  denn 
sichtlich  wird  mehrfach  in  den  Quellen  nur  die  Frau  genannt^  wo  das 
doch  auch  ebenso  den  Mann  treffen  sollte.  Insbesondere  möchte  ich 
nicht  bezweifeln.^  dass  auch  im  Hennegau  das  westfränkische  Recht  weiten 
Einfluss  gewonnen  hat,  obwohl  derselbe  auf  der  Karte  nicht  ^«»i  Aus- 
druck gelangt  ist.  Denn  die  Verhältnisse  der  Lehen^  bei  welchen  sich 
derselbe  bestimmt  ergibt^  glaubte  ich  überhaupt  für  die  Karte  nicht  be- 
rücksichtigen .[«  sollen.  Zweifle  ich  dann  nicht,  dass  auch  das  Recht 
der  bäuerlichen  Zinsgüier  vielfach  dem  westfränkischen  entsprach,  so 
fehlte   es    doch   für   dieselben    an    bestimmteren   Angaben,   vgl.   §  J90, 
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so  dass  ich  mich  fikr  die  Farbengebung  für  das  gemeine  Recht  der 
Grafschaß  nur  an  die  Angaben  über  das  Allody  vgl.  §  y6j,  halten 
konnte. 

In  andern  Fällen  waren  die  Angaben  der  Quellen  nicht  klar  genug, 
um  ein  Missverständniss  meinerseits  ausj^uschliessen,  oder  ergaben  Ge- 
staltungen, j(u  deren  genauerer  Be:^eichnung  die  in  der  Uebersicht  auf- 
geführten Zeichen  nicht  ausreichen;  ich  habe  das  wohl  durch  Punk- 
tirung  oder  sonst  nicht  vorkommende  Farbenverbindung  angedeutet.  Ins- 
besondere in  solchen  Fällen  wird  der,  dem  daran  liegen  sollte,  die  ein- 
feinen  Coutumes  selbst  anzusehen  haben.  Dieselben  sind  leicht  aufzu- 
finden vermittelst  der  alphabetischen  Verzeichnisse  in  jedem  Bande  des 
Coutumier  gMdral,  dann  bei  Bouthors  2,  801  ff.  Es  wird  nur  etwa  z}i 
beachten  sein,  dass  im  letztem  von  den  auf  der  Karte  angeführten  die 
Einzelbesitzungen  des  Capitels  Saint-Amd  jj«  Douai  nicht  berücksich- 
tigt sind,  nämlich  Anhiers,  Corbehem,  Hamel  und  Herlies ;  sie  finden 
sich  2,  ^24  ff.  Auch  mag  darauf  hingewiesen  werden,  dass  sich  für 
manche  Orte  in  beiden  Sammlungen  Angaben  finden. 

Als  Grundlage  meiner  Karte  diente  die  vom  k.  k,  militärischen 
geographischen  Institute  herausgegebene  Generalkarte  von  Centraleuropa 
I :  joo.ooo ,  deren  betreffendes  Stück  ich  auf  1:400.000  verkleiuerie. 
Dort  nicht  genannte  Orte  sind  durchweg  nach  der  schon  erwähnten 
französischen  Specialkarte  1:100.000  eingetragen,  Einige ^  welche  ich 
andernfalls  berücksichtigt  hätte,  wusste  ich  auch  dort  nicht  aufzufinden, 
während  mir  die  Ortsverzeichnisse  der  einzelnen  französischen  Depar- 
tements, welche  da  vielleicht  noch  Aufschluss  geben  könnten,  nicht  zu- 
gänglich waren.  Nichtberücksichtigi  blieben  auch  einige  Orte,  deren 
Recht  durchaus  dem  der  Nachbarrechte  entsprach,  während  sich  nicht 
genügender  Raum  fand,  sie  einzutragen.  Um  die  Lage  der  Orte  nicht 
besonders  bezeichnen  z^  müssen,  ist  im  allgemeinen  angenommen,  dass 
dieselbe  der  Mitte  des  bezüglichen  Namens  entspricht.  Schien  der  be^ 
sondere  Zweck  grössere  Genauigkeit  bei  Angabe  der  Ortslage  und  der 
Gränzen,  welche  ich  ohnehin  vielfach  nach  ungenauen  altern  Karten 
einzutragen  hatte,  nicht  z^  erfordern,  so  erlaubte  ich  mir  mehrfach 
kleinere   Verschiebungen,  um  mit  dem  Räume  auszureichen. 

Auch  wenn  ich  an  meiner  ursprünglichen  Absicht  hätte  festhalten 
können,  eine  grössere  Zahl  von  Rechtsverhältnissen  z^  beachten  und  bei 
den  beachteten  durch  Vervielfältigung  der  Zeichen  den  Unterschieden 
der  Gestaltung  weiter  nachzugehen ,  würde  eine  Karte  nicht  wohl  die 
Einsichtnahme  der  Quellen  selbst  oder  des  auf  ihnen  beruhenden  Textes 
ersetzen  können.     Aber  sie  ermöglicht  doch  viel  iinmiitelbarer  eine,  wie 
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ich  dinke,  im  Gan:(en  und  Grossen  richtige  Einsicht  in  die  Vertheiiung\ 
und  das   Ineinandergreifen   der  Rechte,      Und  für    den    Versuch    eim 
solchen  Karte   musste   eine  Gegend  gan^  besonders  geeignet  erscheinen^ 
in  welcher  einmal  so  viele  Rechtsgruppen  ^(usammenstossen  und  in  ein-* 
ander  übergreifen;   aus   welcher   uns   aber   weiter   eine  so  grosse  Zahl 
von  Auf:{eichnungen  ein:{elner  Ortsrechte  vorliegt,  wie  das  kaum  in  ir- 
gend einem  andern  Gebiete  zutreffen  dürfte. 
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XVI.  Westfränkisches  Recht. 

810.  Hatte  ich  bei  meinen  Untersuchungen  zunächst  nur  die  von  mir 
als  ostgermanische  bezeichneten  Rechte  im  Auge ,  das  gothische  und  die 
scandinavischen  und  solche,  welche  sich  von  andern  germanischen  Rechten 
jenen  als  näher  verwandt  ergeben  würden,  vgl.  S  808 ,  so  hatte  ich  doch 
von  den  S  66.  96  betonten  Gesichtspunkten  aus  von  vornherein  die  Noth- 
wendigkeit  nicht  verkannt,  die  Untersuchung  auch  auf  das  fränkische 
Recht  auszudehnen,  wenn  ich  eine  Grundlage  gewinnen  wollte,  von  der 
aus  sich  Über  den  Gang  der  Weiterentwicklung  innerhalb  der  von  mir  als 
ostgermanische  zusammengefassten  Hauptgruppe  mit  grösserer  Sicherheit 
urtheilen  lasse.  Aber  ich  glaubte  noch  bei  der  Uebersicht  S  388  von 
weiteren  Scheidungen  innerhalb  des  so  ausgedehnten,  vom  Meere  bis  zum 
obem  Main  reichenden  fränkischen  Rechtsgebietes  absehen  und  annehmen 
zu  dürfen ,  dass  es  sich  da  trotz  aller  Mannichfaltigkeit  im  Einzelnen  um 
eine  Gruppe  von  Rechten  handle ,  welche  andern  gegenüber  als  eine  auf 
gemeinsame  nähere  Grundlage  zurückgehende,  wesentlich  einheitliche 
Gruppe  zu  betrachten  seien.  Ich  glaubte  zugleich,  dass  es  für  meine  Zwecke 
genügen  werde,  nur  das  nordfranzösische  Droit  coutumier  bestimmter  zu 
beachten,  in  welchem  sich  sichtlich  vielfach  Reste  besonders  früher  Ent- 
wicklungsstufen erhalten  haben,  während  es  andererseits  auffallende  Ueber- 
einstimmung  mit  gothisch-spanischem  Rechte  ergibt,  so  dass  ich  glaubte, 
davon  ausgehen  zu  dürfen,  dass  diese  beiden  Rechte  die  den  Urrechten  der 
beiden  Hauptgruppen  nächststehenden  seien. 

An  dieser  Annahme  hat  mich  nun  auch  die  Weiterführung  der  Unter- 
suchungen nicht  irre  gemacht.  Wohl  aber  wies  mich  diese,  wie  schon  An- 
merk.  zu  S  569  bemerkt,  darauf  hin,  innerhalb  des  gesammten  fränkischen 
Rechtsgebiets  bestimmter  zu  scheiden  und  von  den  sich  damit  ergebenden 
dreiHauptgruppen  ausser  jener  westlichen  auch  noch  die  Mittelgruppe, 
welche  ich  als  lothringische  bezeichne,  bestimmter  ins  Auge  zu  fassen. 
Denn  nicht  allein,  dass  sich  bei  dieser  vielfach  ein  so  scharfer  Gegensatz 
gegen  das  westfränkische  Recht  ergab,  dass  derselbe  es  fraglich  machen 
konnte,  ob  wir  berechtigt  seien,  alle  Rechte  jenes  fränkischen  Gesammtge- 
bietes  auf  gemeinsame  nähere  Grundlage  zurückzuführen.   Es  ergab  sich 
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810]  weiter  auch,  dass  die  Rechte  dieser  Gruppe  solchen  Rechten,  welche 
ich  den  ostgermanischen  zuzähle,  insbesondere  auch  dem  gothisch-spani- 
sehen,  vielfach  näher  treten,  als  das  westfränkische  Recht,  dass  sie  also  ge- 
rade für  unsere  Zwecke  besondere  Berücksichtigung  verdienen. 

Damit  aber  sehen  wir  uns  nicht  weniger  darauf  hingewiesen ,  doch 
auch  daswestfränkischeRecht  bezüglich  solcher  Verhältnisse,  welche 
für  unsere  Zwecke  besonders  beachtenswerth  sind,  genauer  zu  verfolgen. 
Glaube  ich  besonderes  Gewicht  auf  den  sich  zwischen  den  westfränkischen 
und  lothringischen  Rechten  ergebenden  Gegensatz  legen  zu  müssen,  so 
wird  sich  über  diesen  nur  urtheilen  lassen,  wenn  wir  bezüglich  der  da 
meines  Erachtens  zunächst  zu  berücksichtigenden  Verhältnisse  auch  auf 
westfränkischem  Gebiete  eine  Grundlage  für  die  Vergleichung  beider  Rechte 
hergestellt  haben,  von  der  aus  sich  beurtheilen  lassen  wird,  wie  weit  der 
Gegensatz  reicht  und  ob  sich,  wie  ich  denke,  trotz  desselben  nicht  anderer- 
seits auch  wieder  Haltpunkte  finden ,  welche  dennoch  für  beide  Rechts- 
gruppen ein  Zurückgehen  auf  ein  gemeinsames  näheres  Urrecht  ergeben 
dürften. 

Aber  auch  davon  abgesehen  wird  keine  Untersuchung  über  germa- 
nische Erbenfolge  von  eingehenderer  Berücksichtigung  des  westfränkischea 
Rechts  absehen  können,  falls  unsere  S  685  ff.  ausgesprochene  und  vor- 
läufig begründete  Behauptung  zutreffend  sein  sollte,  dass,  wenn  es  über- 
haupt für  die  Erbenfolge  der  germanischen  Rechte  trotz  ihrer  spätem  Man- 
nichfaltigkeit  einen  einheitlichen  Ausgangspunkt  gab ,  ein  solcher  nur  in 
ursprünglichem  einseitigen  Erbrecht  der  Mutterseite  gefunden  werden 
könne.  Nun  ist  aber  ein  solches  nicht  allein  in  der  Lex  Salica,  mit  der  das 
spätere  westfränkische  Recht  sichtlich  aufs  engste  zusammenhängt,  aus- 
drücklich ausgesprochen,  sondern  es  finden  sich  auch  noch  im  spätem  Be- 
stände des  Rechts  manche  Reste,  welche  meines  Erachtens  bestimmter  auf 
jenen  Ausgangspunkt  hindeuten,  von  ihm  aus  ihre  leichteste  Erklärung  fin- 
den. Es  wird  damit  unerlässlich  sein,  uns  mit  dem  westfränkischen  Recht 
wenigstens  bezüglich  der  Verhältnisse  genauer  zu  beschäftigen,  welche  in 
jener  Richtung  bestimmtere  Anhaltspunkte  zu  bieten  scheinen. 

811.  Fragen  wir  nun  zunächst  nach  der  Ausdehnung  des  Ge- 
biets, welches  wir  für  diesen  Zweck  ins  Auge  zu  fassen  haben,  so  ergibt 
sich  kein  in  ähnlicher  Weise  nach  aussen  hin  bestimmt  abgeschlossenes  Ge- 
biet, wie  wir  es  insbesondere  beim  Aasdomsrecht  fanden.  Massgebend  wird 
uns  da  zunächst  das  Recht  des  nördlichen  Frankreich,  der  Francia 
im  engern  Sinne,  sein,  soweit  es  bezüglich  der  uns  beschäftigenden  Ver- 
hältnisse einen  wesentlich  einheitlichen  Charakter  zeigt,  und  dann  durch- 
weg mit  dem  Recht  der  Coutume  von  Paris,  vgl.  Glasson  Hist.  du  dr.  Fr.  4, 
152,  welche  da  einen  nächstliegenden  Anhaltspunkt  bietet,  übereinstimmt. 
Schon  im  Mittelalter  wird  häufig  zunächst  auf dasR echt  von  Paris  hin- 
gewiesen, um  den  grossen  Gegensatz  zwischen  dem  Droit  coutumier  des 
Nordens  und  dem  vorwiegend  römischen  Recht  des  Südens  zu  kenn- 
zeichnen ;  es  heisst  dann  in  den  Sprüchen  des  Königsgerichts ,  dass  eine 
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Sache :  non  secundum  ins  scriptum^  sed  ad  usus  et  consueiudines  Francis 
iuxta  Parisius,  oder  secundum  morem  et  usum  Francis  circa  Parisius,  oder 
de  consuetudine  Francie  et  maxime  ville  Parisiensis  zu  entscheiden  sei ;  vgl 
LesOlim  ed. Beugnot  2,  453.  557.  3,  10.  1506.  In  dem  damit  gekennzeich- 
neten Gebiete  erscheint  dann  das  Recht  wohl  als  ein  wesentlich  einheit- 
liches gefasst,  in  dem  einfach  secundum  usum  et  consuetudinem  Francie  tni- 
schieden  wird. 

Dass  da  aber  im  Einzelnen  manche,  dann  auch  für  das  Königsgericht 
massgebende  Abweichungen  bestanden,  ergibt  sich  sehr  häufig  schon 
daraus,  dass  in  den  Unheilen  desselben  so  häufig  betont  ist,  dass  die  Ent- 
scheidung nicht  nach  gemeinem  Recht,  sondern  nach  der  besondern  con- 
suetudo  terra  eiusdem,  nach  dem  in  Ulis  partibus  geltenden  Rechte  erfolge. 
Und  auch  die  spätem  Aufzeichnungen  der  Coutumes  ergeben  noch  zahl- 
reiche Abweichungen,  während  dann  in  ihnen  auch  nicht  selten  bemerkt 
wird ,  dass  das  bis  dahin  abweichende  Recht  erst  jetzt  entsprechend  dem 
allgemeinen  Brauche  des  Königreichs  geänden  sei.  Aber  es  handelt  sich  da 
doch  nur  um  Abweichungen,  welche  die  Hauptgrundlagen  des  Rechts  un- 
berührt lassen,  wie  sie  sich  ähnlich  auch  in  andern  Gebieten  wesentlich 
einheidichen  Rechts  bemerklich  machen.  Insbesondere  aber  ergibt  sich  da 
in  einem  weiten  Gebiete,  dass  die  Abweichungen  keinen  Anschluss  an  £i- 
genthUmlichkeiten  fremder  Rechtsgruppen  zeigen  und.  damit  auf  Rechts- 
mischung deuten ;  oder  dass,  wo  das  an  einzelnen  Orten  zutrifft,  wie  etwa 
schon  für  Vervins,  vgl.  S  761,  und  für  Reims,  vgl.  S  753,  bemerkt  wurde, 
die  Abweichung  dann  auch  eine  so  starke  ist,  dass  wir  da  für  das  Familien- 
recht  überhaupt  nicht  mehr  westfränkische  Grundlage  werden  annehmen 
dürfen,  dass  es  sich  da  um  Rechtsinseln  mit  einer  Bevölkerung  ganz  ab- 
weichenden Rechts  handelt. 

Aber  nicht  im  ganzen  Gebiete  des  Droit  coutumier  ergibt  sich  solche 
Einheitlichkeit  des  Rechts.  Schliesst  sich  das  Recht  einzelner  Landschaften 
einerseits  vielfach  dem  westfränkischen  aufs  engste  an ,  so  ergeben  andere 
Bestimmungen  derselben  Rechte  so  auffallenden  Anschluss  an  das 
Recht  andererGruppen,  dass  wir  uns  da  auf  Rechtsmischung  hin- 
gewiesen sehen.  Zunächst  wies  ich  schon  S  383,  vgl.  auch  S  505  ff.,  auf 
ein  Gebiet  im  Westen  hin,  welches  ich  als  das  französisch-normannischen 
Rechts  bezeichnete,  zunächst  die  Normandie  und  Bretagne,  denen  sich  dann 
aber  vielfach  auch  Anjou  und  Maine  und  weitere,  an  diese  anstossende 
Landschaften  anschliessen.  Für  eine  Begründung  meiner  Behauptung^  dass 
da  das  Recht,  insbesondere  das  der  niederen  Stände ,  eng  mit  den  friesi- 
schen Rechten  zusammenhängt,  wird  allerdings  eine  Grundlage  erst  nach 
der  eingehenderen  Besprechung  der  letztern  geboten  sein.  Ueberall  finden 
wir  in  diesen  Gebieten  aber  auch  westfränkisches  Recht,  welches  insbeson- 
dere 'für  die  Verhältnisse  der  obern  Stände  als  das  vorzugsweise  massge- 
bende erscheint.  Macht  sich  leicht  kenntlich,  wo  das  zutrifft,  so  wird  ge- 
rade nichts  im  Wege  stehen,  in  solchem  Falle  auch  Zeugnisse  dieses  Ge- 
biets in  Rechnung  zu  bringen.   Nur  wird  das  betonte  Verhältniss  es  veJ- 
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811]  bieten,  auch  Solches,  was  von  den  massgebenden  westfränktscheoCou- 
tumes  abweicht,  mit  fränkischem  Rechte  in  Verbindung  zu  bringen. 

Wies  ich  dann  weiter  $  383  auf  ein  Gebiet  französisch -friesischen 
Rechts  im  Norden  hin,  so  ist  das  dort  vorläufig  Bemerkte  schon  bei  spa- 
tem Untersuchungen  mehrfach  richtig  gestellt.  Hatte  ich  zunächst  Deutsch- 
flandem  im  Auge,  so  betonte  ich  schon  Anm.  zu  $  569,  dass  das  dortige, 
zunächst  auf  friesischer  Grundlage  beruheode  Recht  nicht  von  westfräa- 
kischem,  sondern  von  lothringischem  Recht  beeinflusst  ist,  wie  ich  das  bei 
Besprechung  der  lothringischen  Gruppe  näher  begründen  werde.  Ebenso 
suchte  ich  $  777  ff.  nachzuweisen,  dass  das  ursprüngliche  wälschfiandrische 
Landrecht,  wie  es  noch  später  für  die  Städte  und  das  Allod  geltend  war, 
ganz  unabhängig  vom  westfränkischen  Recht  war,  wie  das  ebenso  fUr  Ar- 
tois  and  Hennegau  zutrifft  Macht  sich  dann  allerdings  in  diesen  Gebieten 
und  noch  weiter  nordwärts  vielfach  auch  westfränkisches  Recht  bemerk- 
lich, und  zwar  nicht  blos  auf  dem  Gebiete  des  Lehnrechts,  so  habe  ich  das 
bei  Besprechung  des  wälschfiandrischen  Rechts  darauf  zurückzuführen  ge- 
sucht, dass  erst  nachträglich  auch  die  Verhälmisse  des  Zinsguts  vielfach 
nach  westfränkischem  Recht  beurtheilt  wurden. 

Scheint  im  Norden  gegen  Niederlothringen  zu  wenigstens  ursprüng- 
lich die  Gränze  des  westfränkischen  Rechts  eine  scharf  gezogene  gewesen 
zu  sein,  so  möchte  ich  das  auch  im  Osten  nicht  bezweifeln,  wo  ausser 
Oberlothringen  auch  noch  Bassigny,  das  Herzogthum  und  die  Freigrafschaft 
Burgund,  dann  aber  auch  Nivernais  und  Bourbonnais  zum  Gebiete  der  lo- 
thringischen Rechte  gehören,  falls  wir  diesen  alle  zuzählen,  in  welchen  sich 
wenigstens  einige  der  EigenthUmlichkeiten  erhalten  haben,  durch  welche 
sich  die  gesammte  lothringische  Gruppe  vom  westfränkischen,  wie  von  an- 
dern Nachbarrechten  unterscheidet.  Denn  wenn  da  die  spätem  Quellen 
wohl  überwiegend  mit  dem  westfränkischen  Recht  übereinstimmen,  so  ist 
es,  worauf  wir  bei  Besprechung  dieser  Rechtsgruppe  zurückkommen  wer- 
den, durchaus  unwahrscheinlich ,  dass  auch  nur  einzelne  EigenthUmlich- 
keiten der  lothringischen  Rechte  im  Gebiete  ursprünglich  westfränkischen 
Rechts  erst  nachträglich  Eingang  gefunden  haben  sollten. 

Wohl  aber  erklärt  es  sich  leicht ,  wenn  das  westfränkische  Recht  hier 
mit  der  Zeit  mehr  und  mehr  festen  Fuss  fasste.  Es  war  das  von  vornherein 
wohl  dadurch  erleichtert ,  dass  sich  sichtlich  hier  im  Süden  das  lothrin- 
gische Recht  schon  ursprünglich  in  wichtigen  Beziehungen  dem  westfrfin- 
kischen  Rechte  näher  anschloss,  als  das  in  Niederlothringen  der  Fall  war, 
da  auch  solche  Bestimmungen,  welche  zweifellos  nicht  erst  von  West- 
franken her  Eingang  gefunden  haben  können,  vielfach  eine  Mittelsteilung 
zwischen  den  bezüglichen  westfränkischen  und  niederlothringischen  ein- 
nahmen. Fand  dann,  wie  im  Westen  und  Norden,  so  auch  hier  das  Lebn- 
recht  in  seiner  durchaus  auf  westfränkischer  Grundlage  beruhenden  Ge- 
staltung Eingang,  so  wurde  das  für  die  Rechtsverhälmisse  der  ritterlichen 
Stände  überhaupt  massgebend,  machen  sich  die  Nachwirkungen  lothringi- 
schen, aber  auch  burgundischen  Rechts  wohl  nur  noch  im  Recht  der  Bürger 
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und  Bauern  geltend.  Dann  aber  wird  für  diejenigen  dieser  Gebiete,  die  nicht 
erst  spater  unter  französische  Herrschaft  kamen,  der  ausgleichende  Einfiuss 
des  französischen  Reichsverbandes  in  Anschlag  zu  bringen  sein.  Es  macht 
sich  doch  mehr  und  mehr  das  Streben  geltend,  das  Recht  im  ganzen  Reiche 
möglichst  dem  westfränkischen  Droit  coutumier  anzupassen.  Wo  uns  Auf- 
zeichnungen des  Rechts  aus  verschiedener  Zeit  vorliegen,  da  werden  sich 
eine  Reihe  von  Fällen  ergeben,  wo  die  altern  Bestimmungen  noch  durch- 
aus den  EigenthUmlichkeiten  der  lothringischen  Rechte  entsprechen,  die 
spätere  Coutume  sich  aber  kaum  noch  wesentlich  von  den  sonstigen  west- 
fränkischen unterscheidet 

Endlich  finden  sich  im  Süden  in  einzelnen  Landschaften,  wie  etwa 
in  der  nur  zum  Theil  dem  Gebiete  des  Droit  coutumier  angehörenden  Au- 
vergne,  wohl  so  starke  Abweichungen,  dass  es  bedenklich  erscheinen  muss, 
auch  diese  aus  Weiterentwicklung  auf  westfränkischer  Grundlage,  wie  sie 
sich  da  für  andere  Verhältnisse  au&  bestimmteste  ergibt,  erklären  zu  wollen, 
während  sich  andererseits  dafür  doch  auch  kein  bestimmterer  Anschluss  an 
eine  der  erwähnten  Rechtsgruppen  oder  an  das  Droit  dcrit  ergibt.  Es  wird 
da,  wie  mir  das  auch  für  das  lothringische  Rechtsgebiet  durchaus  wahr- 
scheinlich ist,  an  Nachwirkung  von  Rechten  aus  einer  Zeit  zu  denken  sein, 
in  welcher  da  das  westfränkische  Recht  überhaupt  noch  nicht  zur  Geltung 
gelangt  war. 

Nun  wird  es  im  allgemeinen  bei  einiger  Vorsicht  keinem  Bedenken 
unterliegen,  auch  Zeugnisse  aus  solchen  Gebieten,  in  welchen  nach  unseren 
Annahmen  das  westfränkische  Recht  erst  nachträglich  oder  nicht  vollständig 
Eingang  fand,  für  die  Feststellung  dieses  heranzuziehen.  Es  ergibt  sich  nicht 
selten,  dass  wir  aus  nächstliegenden  Gründen  die  sichtlich  westfränkische 
Bestimmung  gerade  da ,  wo  eine  abweichende  des  früheren  Rechts  durch 
sie  ersetzt  wurde  und  diese  abweichende  dann  überdies  in  Nachbargebieten 
wohl  noch  in  Geltung  war,  schärfer  und  ausführlicher  gefasst  finden,  als 
das  da  nöthig  schien,  wo  der  bestimmtere  Gegensatz  fehlte.  Wo  sich  aber 
in  solchen  Gebieten  irgendwelche  Abweichungen  zeigen,  da  wird  nicht  zu 
verge5isen  sein,  dass  dieselben  da  auf  ein  anderes  Recht  zurückgehen  können. 

Behufs  der  spätem  Vergleichung  mit  andern  Rechten  werden  nun  vom 
westfränkischen  Recht  insbesondere  zu  beachten  sein  vor  allem  die  eigen- 
thümliche,  mit  dem  ehelichen  Güterrecht  eng  zusammenhängende  Nach- 
kommenfolge ;  die  ganz  verschiedene  Folge  der  Rückenerben,  je  nach  dem 
es  sich  um  Fahrniss  und  Gewinnland,  oder  aber  um  Erbland  handelt;  das 
scharfe  Auseinanderhalten  der  beiden  Elternseiten  bei  der  Folge  in  das 
letztere ;  endlich  das  damit  noch  nicht  erkläne  Nichtsteigen  des  Erblandes 
auf  Vorfehren.  Wir  werden  dabei  durchweg  den  Gang  einhalten,  zunächst 
die  sicher  erkennbare  spätere  Gestaltung  festzusteUen ,  und  dann  erst  die 
älteren,  dürftigem  und  unsicherem  Zeugnisse  von  der  damit  gewonnenen 
Grundlage  aus  zu  prüfen. 
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I.  Beerbung  des  Vaters. 

812.  Nach  den  spätem  westfränkischen  Coutumes  unter- 
scheidet sich  die  regelmassige  Folge  der  Kinder  in  das  Gut  ihrer  Eltern 
nicht  von  der  der  grössern  Zahl  der  germanischen  Rechte,  in  welchen  im 
Anschlüsse  an  die  zweiseitige  Elternfamilie  Beerbung  jedesEltern- 
theils  durch  seine  sämmtlichen  Kinder  nach  Kopftheilen 
bestimmt  wird.  Das  erscheint  durchaus  als  die  Rege  1.  In  den  Coutumes 
finden  wir  an  der  Spitze  der  gesammten  Erbfolgeordnung  durchweg  den 
Satz,  dass  alle  Kinder  den  verstorbenen  Parens  zu  gleichen  Theilen  beerben. 
So  etwa  in  der  Coutume  von  Paris  von  1510  S  122;  Les  enfans  et  heri- 
ti^s  (f  aucun  defunct  vienneni  igalement  ä  la  succession  d'  iceluy  defunct; 
und  S  124  wird  überdies  betont,  dass  Vater  und  Mutter  keins  ihrer  Kinder, 
venans  ä  la  succession,  vor  dem  andern  durch  irgendwelche  Verfugungen 
bevorzugen  dürfen.  Die  Folge  ist  eine  rein  elternrechtliche;  das  Gut  jedes 
der  beiden  Eltern,  sein  Sondergut,  wie  sein  Antheil  aus  ehelichem  Gemein- 
gute, wird  unter  alle  seine  Kinder  ohne  alle  Rücksicht  auf  die  Ehen  nach 
Köpfen  getheilt. 

Aber  in  vielen  Coutumes  erscheint  das  doch  nur  als  die  Regel,  neben 
der  eine  andere  Art  der  Folge  als  Ausnahme  erwähnt  wird,  welche,  so- 
bald eine  Mehrzahl  von  Ehen  eingreift,  auf  ungleiche  Theilung  des 
Vaterguts  nach  Ehen  führt.  Das  Gut  der  Mutter  wird  auch  dann  unter 
ihre  sämmtlichen  Kinder  gleich  getheilt.  Wenn  aber  die  Kinder  nach  dem 
Tode  des  Vaters  auf  ihr  Erbrecht  nach  demselben  verzichten,  so  erhalten 
dieselben  bei  Vorversterben  ihrer  Mutter  aus  dem  Gute  des  Vaters  dennoch 
den  Betrag,  welcher  bei  Ueberleben  der  Mutter  zunächst  dieser  zu  Nutzge- 
nuss  verblieben  sein  würde,  den  Widum,  das  Douaire,  derselben.  Und  da 
beim  Vorhandensein  von  Kindern  mehrerer  Ehen  des  Vaters  der  Betrag 
desselben  sich  für  jede  Ehe  verschieden  steUte,  so  ergab  sich  daraus  eine 
ungleiche  Theilung  unter  die  Kinder  verschiedener  Ehen ,  welche  wir  als 
Theilung  nach  Widumsrecht  bezeichnen  können. 

Es  wird  sich  nun  aber  ergeben,  dass  das,  was  nach  den  spätem  Cou- 
tumes als  Ausnahme  erscheint,  wenigstens  im  dreizehnten  Jahrhundene  für 
die  landrechtliche  Folge  noch  die  Regel  war.  Die  Theilung  nach  Widums- 
recht erscheint  nicht  auf  den  Fall  beschränkt,  dass  die  Kinder  auf  die  Erb- 
schaft nach  dem  Vater  verzichten.  Der  Nachlass  des  Vaters  wird  regel- 
mässig so  getheilt,  dass  die  Kinder  jeder  Ehe  das  auf  dieselbe  entfallende 
Douaire  vorwegnehmen,  nichtsdestoweniger  aber  He'ritiers  nach  dem  Vater 
bleiben,  da  der  erübrigende  Rest  des  Vaterguts  unter  die  Kinder  aller  seiner 
Ehen  nach  Köpfen  getheilt  wird.  Dabei  aber  handelt  es  sich  zweifellos  nicht 
um  Bestimmungen,  welche  sich  erst  in  einer  spätem  Zeit  so  entwickelt 
haben.  Vergleichen  wir  sie  mit  den  Angaben  der  ältesten  Quellen ,  so  ist 
wohl  nicht  zu  bezweifeln,  dass  sie  bis  auf  die  Anfänge  der  fränkischen  Ehe 
zurückreichen,  dass  wenigstens ,  seit  ein  Erbrecht  der  Kinder  nach  dem 
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Vater  überhaupt  anerkannt  war,  das  Gut  desselben  auch  nicht  wohl  in  an- 
drer Weise  unter  sie  getheih  sein  kann.  Dürfte  kaum  eine  andere  Bestim- 
mung des  spätem  Rechts  gleich  geeignet  sein ,  um  von  ihr  aus  auf  älteste 
Zustande  zurückzuschliessen,  so  werden  wir  versuchen,  zunächst  die  Verhält- 
nisse des  westfränkischen  Douaire  in  seiner  Bedeutung  für  die  vermögens- 
rechtliche Stellung  von  Frau  und  Kindern  für  die  spätere  Zeit  festzustellen, 
um  dann  zu  prüfen,  in  wie  weit  da  Zusammenhang  mit  dem  besteht ,  was 
sich  aus  den  ältesten  Zeugnissen  für  die  bezüglichen  Verhältnisse  ergibt. 

818.  Haben  wir  vom  Widum  der  Ehe  fr  au  auszugehen,  so  ken- 
nen manche  spätere  Coutumes  das  Douaire  überhaupt  nur  noch  als  ein  per- 
sönliches Recht  dieser,  welches  ohne  alle  Bedeutung  für  das  Erbrecht  ihrer 
Kinder  ist.  Dann  konnte ,  worauf  wir  zurückkommen,  das  Douaire  jeder 
spätem  ebenso  bemessen  sein,  wie  das  der  ersten  Frau.  Anders ,  wenn 
nicht  blos  die  Frau  selbst ,  sondern  auch  ihre  Kinder  Ansprüche  auf  das 
Douaire  hatten,  welche  bei  Bemessung  des  Douaire  folgender  Frauen  zu 
beachten  waren.  Wir  sehen  von  diesen  Verhältnissen  vorläufig  ab  und 
fassen  zunächst  den  vollenWidum  ins  Auge,  wie  er  jedenfalls  der  ersten 
Ehefrau  zukam. 

Nach  späterem  Recht  handelt  es  sich  beim  Douaire  nach  der  regel- 
mässigen Gestaltung  um  ein  Recht  der  überlebenden  Frau  auf  Zucht  an 
einem  Theile  des  liegenden  Gutes  des  Mannes.  Wird  auch  später  wohl 
noch,  worauf  wir  zurückkommen ,  ein  Douaire  an  Fahrniss  erwähnt,  so 
können  wir  das  als  Ausnahme  behandeln  und  vorläufig  davon  absehen.  Das 
Recht  der  Frau  auf  den  Genuas  des  Widum  wird  durch  die  Ehe  selbst  be- 
gründet ohne  alle  Rücksicht  darauf,  ob  aus  der  Ehe  später  Kinder  geboren 
wurden  oder  nicht.  Ursprünglich ,  wie  auch  noch  später  nach  manchen 
Coutumes,  knüpfte  sich  der  Beginn  des  Rechts  genauer  an  die  Vollziehung 
der  Ehe  durch  Beischlaf,  während  man  da  später  überwiegend  die  kirch- 
liche Einsegnung  für  genügend  hielt.  Während  der  Ehe  begründet  das 
Douaire  nur  eine  Verpflichtung  des  Mannes,  den  Bestand  der  Liegen- 
schaften, welche  vom  Douaire  getroffen  werden,  ungemindert  zu  erhalten; 
hat  die  Frau  bei  Lebzeiten  des  Mannes  kein  Klagrecht  gegen  denselben,  so 
kann  sie  nach  seinem  Tode  ihr  Recht  gegen  den  jetzigen  Besitzer  zur  Gel- 
tung bringen.  Auch  die  Einkünfte  aus  dem  Widumsgut  werden  während 
der  Ehe  nicht  Sondergut  der  Frau,  sondern  fallen  in  das  eheliche  Gemein- 
gut Stirbt  die  Frau  kinderlos  vor  dem  Mann,  so  ist  das  Douaire  erloschen. 
Das  durch  den  ersten  Beischlaf  gewonnene  Douaire  kann  die  Frau  wieder 
verwirken,  wenn  sie  nicht  bis  zum  Tode  des  Mannes  ihren  ehelichen  Ver- 
pflichtungen gegen  denselben  nachkommt,  ihn  verlässt  oder  sich  Ehebmch 
zu  Schulden  kommen  lässt  Andernfalls  erhält  die  Frau  nach  dem  Tode 
des  Mannes  lebenslängliche  Zucht.  In  einigen  Coutumes  ist  wohl  noch  aus- 
gesprochen, dass  die  Frau  auch  dann  noch  durch  leichtfenigen,  das  An- 
denken des  Verstorbenen  entehrenden  Lebenswandel  ihr  Recht  verwirken 
konnte;  aber  Wiederverheirathung,  von  einzelnen  AusnahmsfUlen  abge- 
sehen, minderte  ihr  Recht  auf  das  Douaire  vom  Gute  des  frühern  Mannes 
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818]  nicht.  Konnte  das  der  Fall  sein,  wenn  sie  ihr  Zuchtrecht  überschritt, 
so  traf  das  Jeden  andern  Züchter  ebenso.  Insbesondere  hatte  die  Witrwrc 
auch  dann  Anspruch  auf  das  Douaire,  wenn  sie  wegen  übermässiger  Ver- 
schuldung auf  ihren  Antheil  am  ehelichen  Gemeingute  verzichtete,  oder 
wenn  der  Mann  sein  Vermögen  durch  Missethaten  verwirkte. 

814.  Der  Betrag  des  Wi  dum  konnte  ein  vereinbarter,  Vertrags- 
massig  für  den  Einzelfall  bestimmter  sein ,  Douaire  conventionnel,  conve- 
nancd  oder  prdfix.  Aber  es  war  nicht  nöthig ,  darüber  im  Heirathsvertrage 
etwas  zu  bedingen.  Wenigstens  in  allen  den  Coutumes,  welche  uns  für  das 
westfränkische  Recht  zunächst  massgebend  sein  müssen,  findet  sich  ein 
gesetzlicher  Betrag,  Douaire  l^gal  oder  coutumier,  welcher  jeder  Ehe- 
frau als  solcher  zukommt,  wenn  ihr  auch  kein  bestimmter  Betrag  zugesagt 
ist.  Beide  Betröge  können  auch  nebeneinander  von  Bedeutung  sein.  Viel- 
fach entfMlt  freilich  das  gesetzliche  Douaire,  wenn  ein  solches  vertrags- 
mässig  bestimmt  ist  Häufig  aber  ist  der  Frau  die  Wahl  zwischen  beiden 
freigestellt,  wonach  dann  das  Douaire  coutumier  einen  Mindestbetrag  dar- 
stellt, der  der  Frau  jedenfalls  gesichert  sein  soll.  Das  konnte  auch  von  Be- 
deutung werden ,  wenn  das  vertragsmösige  Douaire  bestritten  wurde.  In 
einem  Falle  von  13 17,  Olim  3,  1193,  werden  für  die  Wittwe  in  erster 
Reihe  jährliche  Einkünfte  in  bestimmtem  Betrage  verlangt,  wie  sie  ihr  in 
fractatu  mairimonii  ratiane  dotalicii  zugesichert  seien ;  ftlr  den  FaU  aber, 
dass  das  nicht  anerkannt  werde,  wird  geltend  gemacht:  quod  de  consueiu- 
dine  notoria  in  regno  Francie  dicta  P.  fuit  ei  est  dotata  contractu  matri- 
monio  inter  cam  et  dictum  G.  de  medietate  omnium  bonorum  dicti  defuncti. 
Umgekehrt  stellt  das  Douaire  coutumier  wohl  einen  Meistbetrag  dar,  wenn 
sich  bestimmt  findet ,  dass  der  vereinbarte  Widum  den  gesetzlichen  Betrag 
nicht  überschreiten  soll. 

Der  Betrag  des  gesetzlichen  Widum  findet  sich  später  überwie- 
gend, wie  schon  die  erwähnte  Angabe  ergibt,  auf  die  Hälfte,  vielfach  aber 
auch  auf  ein  Driuel  des  Gutes  des  Mannes  bestimmt;  vgl.  Wamkönig  Fr. 
R.  G.  2,  258,  Giraud  Dr.  cout.  70,  ViolletHist.778,  Beaune  Dr.  cout.  528. 
Unabhängig  davon  wird  als  Bestandtheil  des  Douaire  in  manchen  Gebieten 
wohl  noch  eine  Behausung  aufgeführt,  ohne  dass  das  allgemein  Rechtens 
gewesen  zu  sein  scheint.  Spricht  Beaumanoir  13  S  12,  vgl.  auch  De  Fon- 
taines  21  $45,  von  einer  Einführung  des  auf  die  Hälfte  bestimmten  Douaire 
durch  König  Philipp  August ,  während  bis  dahin  ein  gesetzliches  Douaire 
nicht  bestanden  habe,  so  kann  das  nur  Missverständniss  irgendwelcher  das 
Douaire  betreffenden  Verordnung  sein. 

Für  die  Frage,  ob  da  die  Hälfte  oder  das  in  altem  Zeugnissen  häu- 
figer erwähnte  Drittel  das  Ursprünglichere  sei,  geben  die  spätem  Bestim- 
mungen kaum  einen  Halt.  Der  Umstand,  dass  bei  den  in  Italien  nach  frän- 
kischem Recht  Lebenden  der  Frau  regelmässig  die  Tertia  am  Gute  des 
Mannes  verschrieben  wird,  dass  im  Norden  in  der  Picardie  und  Artois,  auch 
in  Wälschflandern,  vgl.  %  783,  gerade  das  Douaire  an  den  Biens  roturiers 
sich  auf  ein  Drittel  beschränkte,  während  es  bei  Lehen  auf  die  Htdfte  be- 
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messen  war,  liesse  allerdings  daran  denken,  dass  nur  das  Drittel  auf  älteres 
fränkisches  Recht  zurückgehe  und  die  Hälfte  erst  im  Anschluss  an  lehn- 
rechtliche Folge  zur  herrschenden  geworden  sei. 

Aber  umgekehn  findet  sich  in  einem  weiten  zusammenhangenden,  an 
die  Länder  französisch-normannischen  Rechts  anschliessenden  Gebiete,  in 
der  Normandie  und  Bretagne,  in  Maine,  Anjou,  Poitou  und  Touraine,  ge- 
rade beim  Lehngut  das  Drittel,  während  daneben  vielfach  der  Veuve  rom- 
riere  ausdrücklich  die  Hälfte  zugesprochen  wird.  Hat  sich  weiter  sichtlich 
schon  mit  dem  Lehnwesen  selbst  das  auf  die  Hälfte  bemessene  Douaire  auf 
weitere  Gebiete  ausgedehnt,  findet  es  sich  insbesondere  auch  in  Flandern 
und  in  niederlothringischen  Rechten,  denen  übrigens  jede  einseitige  Zucht 
der  Frau  fremd  war,  nur  für  das  Lehngut,  reicht  es  demnach  bis  auf  die 
Anfilnge  des  Lehnwesens  zurück,  so  hat  dieses  nach  dem  S  788  Bemerkten 
in  Westfranken  zweifellos  schon  eine  landrechtliche  Grundlage  vorgefun- 
den, an  die  es  sich  anschloss,  da  ja  gerade  der  Zweck  des  Lehen  grössere 
Begünstigung  der  Wittwe  in  keiner  Weise  nahe  legen  konnte.  Und  auch 
das  dürfte  doch  zu  brachten  sein,  dass  in  den  Verfangenschaftsrechten, 
welche  dem  überlebenden  Ehegatten  nur  Zucht  an  einem  Theile  des  Gutes 
des  verstorbenen  zusprechen,  vgl.  S  629,  dieser  Theil  nie  ein  Drittel,  son- 
dern immer  die  Hälfte  beträgt.  Wenigstens  dann,  wenn,  wie  wir  $  689  vor- 
läufig annahmen,  da  ein  Zusammenhang  mit  der  westfränkischen  Gestaltung 
besteht,  würde  darin  doch  ein  gewichtiger  Beleg  zu  sehen  sein,  dass  die 
Auffassung,  der  Frau  gebühre  die  Hälfte ,  nicht  erst  nachträglich  Eingang 
gefunden  hat.  Auch  in  Formeln,  vgl.  Roziere  Nr.  231,  wird  wohl  schon 
die  Medietas  erwähnt. 

Der  Brauch  wird  da ,  wie  das  ebenso  für  die  Theilung  der  ehelichen 
Errungenschaft  anzunehmen  ist,  schon  ursprünglich  kein  einheidicher  ge- 
wesen sein.  Für  unsere  Zwecke  ist  die  Frage  ohne  grössere  Bedeutung,  da 
das  Drittel  durchweg  der  Hälfte  entsprechend  behandelt  erscheint.  Handelt 
es  sich  in  den  für  uns  zunächst  massgebenden  Coutumes  später  durchweg 
nur  um  die  Hälftung,  so  können  wir  uns  bei  den  folgenden  Bemerkungen 
auf  die  Beachtung  dieser  als  der  Regel  beschränken, 

815.  Der  Bestand  der  der  Hälftung  unterliegenden  Lie- 
genschaften des  Mannes,  wie  er  in  späteren  Coutumes  als  Regel  er- 
scheint, findet  sich  schon  ebenso  bei  Beaumanoir  angegeben.  Nach  1 3  S  2 
bat  die  Frau  als  Douaire  zunächst :  le  moitid  de  tout  V  erHage  que  ses  ba- 
rans  avoit  de  son  droit  auj'or  qu  il  P  espousa,  wenn  nicht,  wovon  wir  vor- 
läufig absehen,  Kinder  aus  früherer  Ehe  da  waren ;  also  von  allen  Liegen- 
schaften, welche  er  bis  dahin  erworben  oder  ererbt  hatte  oder  welche  ihm 
die  Eltern  in  üblicher  Weise  in  Veranlassung  der  Heirath  auf  sein  Erbtheil 
vorherausgegeben  hanen.  Ebenso  hat  aber  die  Frau  nach  S  14:  s'aucune 
descendue  rf*  er  Hage  vient  ä  r  omme  el  ians  qu  il  a  ferne ^  comme  de  son  per  e 
au  de  se  mere  ou  de  son  aiol  ou  de  s'  aiole,  ou  de  plus  loin  en  descendant, 
an  der  Hälfte  davon  Douaire.  Dagegen  erstreckte  sich  das  Douaire  nicht 
auf  Gut  von  Vorfahren ,  welche  erst  nach  dem  Tode  des  Mannes  starben 


Digitized  by 


Google 


248  XVI.  Westfr.  R.  1.  Beerbung  des  Vater. 

816]  und  von  denen  der  Mann,  wenn  er  sie  überlebt  hätte,  geerbt  haben 
würde;  car  li  barons  n  enfui  oncques  tenans.  Weiter  aber  nach  S  13  auch 
nicht  auf  das  Gut,  welches  er  erst  während  der  Ehe  nicht  von  Vorfahren, 
sondern  von  Seitenverwandten  ererbte :  Se  terre  esquiei  de  cosU  a  cell  qui 
estmarUSy  comme  d*  oncle  ou  d'anHfiy  de  fr  er  e  ou  de  sereur^  ou  de  plus 
lointaing  degrd  de  lignage,  ei  li  kons  meurty  safemme  ni  a  nul  doaire  en 
tele  maniere  d*  esqu^ance. 

Damit  stimmt  genau  überein  eine  in  die  Olim  i,  730  zu  1268  einge- 
schobene Bemerkung:  Nota,  quod  in  omnibtis  hiis  de  quibus  aliquis,  cum 
ducit  uxoremy  est  saisitus,  vel  que  durante  matrimonio  inter  eos  ipsi  tnariio 
ex  successione  proveniunt  ^  uxor  post  mortem  mariti  habet  dotalicium  suum 
ad  usus  et  consuetudines  Francie,  quantumcunque  maritus  de  eis  alienaoiiy 
nisi  ipsa  expresse  consenserit  alienacioni  hujus  et  renunciaverit  dotalicio 
stio;  non  tarnen  ita  haberet  dotalicium  in  hiis,  que  ex  eschaeta  provenirent 
marito.  Entsprechend  heisst  es  weiter  im  Grand  coutumier  2  eh.  32,  dass 
die  Dotirung  vor  der  Eheschliessung  erfolgen  solle :  tamen  per  consuetudi- 
nem  generalem  mulier  diciiur  esse  dotata  tacite  in  dimidia  parte  omnium 
bonorum  immobilium^  que  maritus  habebat  tempore  contracti  matrimonii, 
et  in  medietate  eorum  que  sibi  obveniunt  postea  etc.  successione  directa; 
secus  ex  transversali.  Dann  Desmares  Dec.  2 1 5,  Brodeau  Coustume  de 
Paris,  ed»  II,  2,  586:  Famme  ne  puet  demander  äs  chouses  qui  viegneni  de 
ligne  collateral  depuis  les  noces  ä  cause  de  doaire. 

Ganz  ebenso  bezieht  sich  nach  den  spatern  Coutumes  die  Hälftuog 
auf  alle  Liegenschaften,  welche  der  Mann  am  Hochzeitstage  hatte,  und  auf 
diejenigen,  welche  ihm  dann  während  der  Ehe :  eschäent  et  adviennent  en 
ligne  directe,  also  was  er  von  Vorfahren  ererbte  oder  von  ihnen  geschenkt 
erhielt  Ist  das  zu  Reims  nach  der  Coutume  von  1481  S  1 14,  Varin  1,687, 
ausdrücklich  ausgeschlossen,  so  dass  das  Douaire  sich  nur  auf  das  bezieht, 
was  der  Mann  am  Hochzeitstage  hatte,  so  wird  das  nur  andern  Belegen  an- 
zureihen sein,  vgl.  §  753,  welche  ergeben,  dass  das  Recht  von  Reims  nicht 
auf  westfränkischer  Grundlage  beruht. 

Der  sich  aus  der  Betonung  der  geraden  Linie  ohnehin  ergebende  Aus- 
schluss des  von  der  Seite  Gekommenen  ist  in  manchen  Coutumes  überdies 
ausdrücklich  ausgesprochen;  vgl.  etwa  Peronne  S  141,  Clermont  en  Beau- 
voisis  S  159.  Nur  ausnahmsweise  unterliegt  auch  das  Seitenerbe  dem 
Douaire.  Das  ergibt  sich  insbesondere  für  Artois  nach  der  ältesten  Cou- 
tume um  1300,  ed.  Tardif  82,  wenn  es  32  S  i  heisst,  dass  das  Douaire  sich 
auf  Alles  erstreckt,  was  der  Mann  am  Todestage  in  Besitz  hatte,  und  nach 
S  3  auf  alles  Lehen,  welches  der  Mann  verkauft  hatte:  le  mariage  durant 
d'  aus  deuSy  conment  qu  il  li  soit  venuSy  soit  d'eschoitey  ou  de  coste,  ou  d'a- 
queste;  dem  entsprechen  die  Coutumes  von  1509  S  1 18  und  1544  $  172- 
Und  das  erstreckte  sich  auf  einige  Nachbargebiete.  Nachdem  in  den  Cou- 
stumes  de  Vermendois  von  1448,  ed.  Beautemps  115,  als  Regel  ausge- 
sprochen ist,  dass  das  Douaire  das  Seitenerbe  nicht  trifft,  wird  $  220  als 
Ausnahme  erwähnt:  En  ArtoySy  Boulenoysy  Flandres  et  chastellerie de Lisle 
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la  vesve  prend  doaire  de  ei  sur  tous  les  häritaiges  dont  son  mary  joyssoii 
aujour  de  son  irespaSy  sott  que  lesdicts  hdriiaiges  luy  soient  escheulx  de 
ligne  directeou  collaieralle  constant  sondict  mar  tage.  Die  ganz  entsprechende 
Bestimmung  findet  sich  dann  auch  in  den  Coutumes  von  Anjou  und  Maine 
von  141 1  S  209,  ed.  Beautemps  i,  517,  und  ist  in  den  spätem  Coutumes 
beibehalten.  Davon  abgesehen  scheint  das  westfrankische  Recht  in  dieser 
Richtung  ganz  einheitlich  gestaltet  gewesen  zu  sein.  VieUeicht  ist  da  auch 
für  Melun  eine  Ausnahme  anzunehmen,  wo  nach  der  altern  Coutume  S8i 
das  Douaire  Alles  traf,  was  der  Mann  bei  der  Hochzeit  besass  und: 
ioutes  les  eschouetieSy  qui  lui  peuveni  advenir  par  succession  durant  ledit 
mariagey  während  das  in  der  neueren  Coutume  S  235,  vgl.  Cout.  gen.  3, 
474,  ausdrücklich  auf  das  aus  der  geraden  Linie  Ererbte  beschränkt  wurde. 
Doch  mag  bei  der  ersten  Angabe  nur  ungenaue  Fassung  eingreifen. 

Jene  Bestimmungen  sind  nun  einmal  beachtenswerth,  weil  sie  uns, 
um  uns  der  in  den  niederländischen  Quellen  üblichen  Ausdrücke  zu  be- 
dienen, auch  auf  westfränkischem  Gebiete  auf  die  Unterscheidung 
zwischen  Stockgut  und  Seitengut  führen,  zwischen  dem,  was  Je- 
mandem aus  der  geraden  aufsteigenden  Linie,  und  dem,  was  ihm  aus  der 
Seitenlinie  zugekommen  ist.  In  den  Ausdrücken  wird  beides  wohl  ausein- 
ander gehalten.  So  heisst  es  in  dem  Livre  de  Jostice  12,  25  S  i  •'  Achaete 
est  dite  de  chaer  et  vient  de  costiy  während  das  von  Vorfahren  Ererbte  als 
Avenue  bezeichnet  wird.  Doch  bezeichnet  Echeute  auch  wohl  jeden  An- 
fall. So  werden  im  Livre  des  droiz  S  423  von  den  Eschoetes  im  allgemeinen 
die  Stockgüter  als  Eschoetes  droites  avenues  unterschieden. 

Aber  ausser  dem  Douaire  macht  sich  dieser  Unterschied  landrechtlich 
nirgends  geltend.  Beaumanoir  14.  S  i  ff.  beschäftigt  sich  allerdings  einge- 
hend mit  dem  entsprechenden  Unterschiede  zwischen  De'scendement  und 
Echeance.  Er  macht  sich  aber  nur  bei  der  lehnrechtlichen  Erbenfolge  gel- 
tend, indem  da  bei  De'scendement  auch  die  Töchter  ihren  Theil  neben  nach- 
gebornen  Söhnen  nehmen  und  beim  Fehlen  von  Söhnen  die  älteste  Tochter 
Erstgeburtsrecht  hat,  während  bei  der  Echeance,  dem  Seitenanfall ,  alle 
Weiber  durch  Männer  gleichen  Grades  ausgeschlossen  sind  und  ohne  Rück- 
sicht auf  Erstgeburt  nach  Köpfen  getheilt  wird.  Aber  er  betont  S  6.  1 1  aus- 
drücklich, dass  bei  Villenages,  beim  Zinsgut,  der  Unterschied  keinerlei  Be- 
deutung habe,  dieselben,  woher  sie  auch  kommen,  ohne  Erstgeburtsrecht 
und  unter  GleichsteUung  von  Männern  und  Weibern  vererbt  werden. 

Dem  entspricht  aber  die  gesammte  spätere  gemeine  Folge  in  Liegen- 
schaften, welche  lediglich  den  Unterschied  zwischen  Propre  und  Acquet 
berücksichtigt.  Nun  ist  aber  Erbland,  Propre  oder  Heritage,  nicht  allein  das 
von  Vorfahren,  sondern  ebenso  das  von  Geschwistern  und  andern  Seiten- 
verwandten Ererbte,  vgl.  zu  Loysel  S  224.  656.  So  heisst  es  im  Livre  de 
Jostice  12,  24  S  14*  Escheete  et  avenue  est  contde,  tantost  com  ele  vient^  par 
heritage;  conquej^  non.  Wenn  einige  Coutumes  bestimmen,  dass  nur  das 
von  Vorfahren  Geschenkte  Propre,  das  von  Seitenverwandien  Geschenkte 
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815]  aber  AcquSt  sei,  so  stimmen  doch  alle  darin  Ubereia,  dass  auch  das 
aus  der  Seite  Ererbte  Propre  sei. 

Bei  dieser  Bedeutungslosigkeit  für  die  landrechtliche  Folge,  so  weit 
dieselbe  sich  nicht  an  das  Douaire  anknüpft,  liesse  sich  nun  daran  denken, 
dass  die  ganze  Unterscheidung  sich  überhaupt  erst  mit  dem  Lehnwesen 
festgestellt  habe.  Dagegen  aber  scheint  mir  durchaus  zu  sprechen,  dass  wir 
in  den  lothringischen  Verfangenschaftsrechten  dieselbe  Scheidung  als  mass- 
gebend für  die  landrechtliche  Folge  in  der  Familie  finden  werden.  Und 
möchte  ich  auf  diese  Scheidung  besonderes  Gewicht  legen  für  das  S  689 
vorläufig  angenommene  Zurückgehen  der  Verfangenschaftsrechte  auf  die 
westfrtfnkische  Gestaltung,  so  ist  bei  dieser  auch  gewiss  nicht  anzunehmen, 
dass  die  Unterscheidung  beim  Douaire  sich  erst  im  Zusammenhange  mit 
dem  Lehnwesen  entwickelt  hat. 

Der  für  die  Scheidung  massgebende  Gesichtspunkt  ist  nun  ein  nahe- 
liegender. Das  Douaire  sollte  vom  Nachlasse  des  Mannes  das  Gut  treffen, 
welches  er  bei  Eingehung  der  Ehe  bereits  hatte  oder  dessen  einstige  Erer- 
bung ihm  doch  schon  damals  in  sicherer  Aussicht  stand.  Das  traf  nur  beim 
Stockgut  zu.  Dass  Seitenverwandte  kinderlos  sterben  würden ,  war  nicht 
mit  Sicherheit  vorauszusehen;  das  Seitengut  war  von  jenem  Gesichtspunkte 
aus  nicht  anders  zu  behandeln,  als  das,  was  anderweitig  wahrend  der  Ehe 
erworben  wurde. 

Es  wäre  nun  aber  beim  regelmassigen  Verlaufe  der  Dinge,  vgl.  S  592, 
bei  Eingehung  der  Ehe  auch  vorauszusetzen  gewesen,  dass  der  Mann  seine 
Eltern  überlebte,  dass  also  bei  seinem  Tode  sein  gesammtes  elterliches  Erb- 
gut in  seinen  Händen  und  für  den  Betrag  des  Douaire  massgebend  sein 
würde.  Im  Rechte  der  Normandie,  in  dem  von  Anjou,  Maine,  Poitou  und 
Touraine  ist  diesem  Gesichtspunkte  denn  auch  Rechnung  getragen;  vgl. 
Loysel  S  138,  VioUet  Etabl.  3,  276,  Hist.  778.  Hatten  Eltern  oder  Gross- 
eltern der  Vermahlung  zugestimmt,  so  erstreckte  sich  das  Douaire,  wenn 
der  Mann  vor  jenen  starb,  auch  auf  den  Theil  des  Gutes  jener,  den  er  er- 
erbt haben  würde,  wenn  der  Tod  der  Vorfahren  bei  seinen  Lebzeiten  er- 
folgt wäre. 

Das  aber  ist  Sonderbestimmung  jener  raumlich  zusammenhangenden 
Gruppe  von  Rechten,  in  denen  sich  dieselbe  auf  Grund  nächstliegender 
Billigkeitsrücksichten  nachtraglich  entwickelt  haben  mag.  Nach  den  für 
das  we&tfränkische  Recht  zunächst  zu  beachtenden  Coutumes  ergibt  sich 
Beschrankung  aufdas  vom  Manne  bereits  ererbte  Stockgut; 
es  ist  lediglich  massgebend ,  was  derselbe  zur  Zeit  seines  Todes  bereits  er- 
erbt hatte,  nicht  auch,  was  er  bei  längerem  Leben  ererbt  haben  würde. 
Starb  der  Mann  auch  nur  kurze  Zeit  vor  seinen  Eltern,  so  konnte  die  ver- 
mögensrechtliche Stellung  der  Wittvve  eine  sehr  ungünstige  sein,  wahrend 
sie  andernfalls  eine  sehr  günstige  gewesen  sein  würde. 

Es  lag  da  eine  ahnliche  Unbilligkeit  vor,  wie  die  war,  die  in  den 
meisten  Rechten  nachtraglich  durch  das  Eintrittsrecht  der  Enkel  behoben 
wurde.  Um  so  beachtenswenher  ist  es,  wenn  wir  trotz  dieser  Unbilligkeit 
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in  den  Ver&ngeaschaftsrechten  denselben  Gesichtspunkt  eingehalten 
finden  werden.  Die  in  diesen  jedem  überlebenden  Ehegatten  am  Gute  des 
verstorbenen  zustehende  Zucht  bezieht  sich  nur  auf  das  Gut,  welches  der- 
selbe zur  Zeit  seines  Todes  zu  vollem  Rechte  besass,  nicht  auch  auf  das, 
was  ihm  beim  Ueberleben  eines  Elterntheils  vom  Gute  der  Ehe  verfangen 
war,  an  dem  er  nur  nacktes  Eigenthum  hatte;  vgL  $627.  Wurde  der  Mann 
von  dem  Elterntheil,  der  das  ganze  Ehegut  in  Zucht  hatte,  auch  nur  um 
einen  Tag  überlebt,  so  konnte  auch  hier  die  Stellung  der  Wittwe  trotz  alles 
Reichthums  der  Eltern  ihres  Mannes  eine  überaus  ungünstige  sein. 

Im  westfrflnkischen  Rechte  aber  traf  das  dann  nach  dem  weiterhin  zu 
Bemerkenden  nicht  blos  die  Wittwe,  sondern  auch  die  Kinder  der  Ehe,  in- 
sofern für  den  Betrag  dessen,  was  sie  aus  dem  Nachlasse  des  Vaters  jeden- 
faUs  zu  beanspruchen  hatten,  lediglich  das  Douaire ,  welches  ihrer  vorver- 
storbenen Mutter  zugekommen  sein  würde,  massgebend  war;  beerbte  der 
Vater  seine  Eltern  erst  während  einer  zweiten  Ehe ,  so  konnte  damit  die 
Stellung  der  Kinder  aus  dieser  günstiger  sein,  als  die  der  Kinder  erster  Ehe. 
Dem  war,  wie  wir  sehen  werden,  in  den  lothringischen  Verfangenschafts- 
rechten  durch  die  Bestimmung  vorgebeugt,  dass  alles  Stockgut,  welches  ein 
EUtemtheil  bei  Eingehung  seiner  ersten  Ehe  zu  erwarten  hatte,  den  Kindern 
dieser  Ehe  auch  dann  verblieb,  wenn  der  Erbfall  erst  in  einer  spatern  Ehe 
erfolgte,  nicht  aber  das  in  einer  spätem  Ehe  anfallende  Seitenerbe.  Wir  wer- 
den auf  die  Bedeutung  dieser  Unterscheidung  später  zurückkommen. 

816.  Ich  wies  nun  weiter  schon  S629  darauf  hin,  wie  beachtenswerth 
der  Unterschied  ist,  dass  wir  in  den  westfränkischen  Rechten  Bemessung 
des  Widum  nach  dem  Bestände  beiEingehung  derEhe  finden, 
während  für  die  Zucht  in  den  lothringischen  Rechten  selbst  da,  wo  sich, 
wie  in  Westfranken,  nur  einseitige  Zucht  der  Witwe  findet,  lediglich  der 
Bestand  zur  Zeit  des  Bruches  der  Ehe  massgebend  ist.  Kam  nun,  wie  schon 
S  775  vorläufig  bemerkt,  in  den  lothringischen  Rechten  hinzu,  dass  die  Ver- 
fügungsbefugniss  des  Mannes  während  derEhe  auch  bezüglich  der  Liegen- 
schaften eine  fast  unbeschränkte  war,  derselbe  durchweg  seine  eigenen, 
vielfach  auch  die  der  Frau  nach  Belieben  veräussern  durfte ,  so  fehlte  für 
die  Wittwe,  auch  wenn  ihr  Zucht  an  dem  halben  oder  ganzen  beim  Tode 
des  Mannes  vorhandenen  Ehegute  zustand  und  das  Gut  des  Mannes  bei 
Eingehung  der  Ehe  sehr  bedeutend  gewesen  war,  jede  Bürgschaft,  dass  bei 
seinem  Tode  Gut,  welches  für  ihre  Bedürfnisse  genügend  wäre,  vorhanden 
sein  würde. 

Diese  Unbilligkeit  wird  wohl  ausdrücklich  betont.  Zu  Chaumont  en 
Bassigny,  wo  wir  auch  sonst  lothringische  Grundlage  anzunehmen  haben, 
war  noch  1494,  vgl.  Com.  g^n.  3,  377,  das  Douaire  bestimmtauf  die  Hälfte 
der  Güter  des  Mannes :  desquels  il  mourra  saisi  ei  vesiu.  Dagegen  wurde 
in  der  Coutume  von  1 509  S  7  dasselbe  genau  entsprechend  dem  westfrän- 
kischen Recht  geordnet;  und  zwar  aus  dem  im  Proces  verbal,  Cout.  gdn. 
3,  3679  angegebenen  Grunde,  dass  die  ältere  Bestimmung  ungenügend  für 
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816]  die  Frau  sei ,  weil ,  wenn  der  Mann  schlecht  winhschaftete  und  sein 
Gut  verÄusserte:  lafemme  demeuroit  sans  douaire. 

War  nun  auch  in  W^estfranken  wenigstens  dann,  wenn  der  Mann  bei 
Eingehung  der  Ehe  seine  Eltern  noch  nicht  beerbt  hatte,  der  schliessliche 
Betrag  des  Douaire  ein  ungewisser,  so  war  der  Frau  doch  Bürgschaft  ge- 
boten, dass  ihr  wenigstens  die  Hälfte  dessen,  was  der  Mann  bei  der  Ehe- 
schliessung besass,  zur  Zucht  verbleiben  wUrde ;  und  das  war  doch  auch 
dann,  wenn  die  Eltern  des  Mannes  noch  lebten,  von  Bedeutung,  weil  es  üb- 
lich war,  vgl.  S  576,  dass  die  Eltern  bei  der  Verheirathung  ihrem  Kinde 
einen  Theil  seines  künftigen  Erbtheils  herausgaben. 

Die  Bürgschaft  für  die  Frau  lag  in  der  Verfangenschaft  des  Wi- 
dum.  Der  Mann  durfte  während  der  Ehe,  vereinzelt,  so  nach  der  Cou- 
tume  von  Sedan  S  1 20,  schon  nach  der  Verlobung  von  seinem  Gute  nichts 
veraussem,  wodurch  ihr  Recht  beeinträchtigt  wurde ;  that  er  es  dennoch, 
so  hatte  sie  zwar  kein  Recht,  bei  Lebzeiten  gegen  ihn  zu  klagen,  konnte 
aber  nach  seinem  Tode  das  Gut  von  jedem  andern  Besitzer  zurückfordern. 
Wegen  Schulden  des  Mannes  konnte  die  Wittwe  an  ihrer  Zucht  nicht  ver- 
kürzt, nach  derCoutume  von  Anjou  von  1463  S  256  nur  das  nackte  Eigen- 
thum  der  Güter  verkauft  werden.  Nach  alterm  Recht  war  eine  Veräusserung 
vom  Douaire  nicht  einmal  mit  Zustimmung  der  Frau  giltig  oder  doch  nur 
dann,  wenn  das  Veräusserte  genügend  ersetzt  wurde;  vgl.  Loysel  S  151, 
Beaune  Dr.  cout.  3,  530.  Das  kann  sich  daraus  erklären,  dass  die  Zustim- 
mung der  Frau  während  der  Ehe  als  eine  nicht  genügend  freie  betrachtet 
wurde.  Nach  der  Somme  rurale  i  t.  98  hat,  ausser  im  Falle  der  Entschä- 
digung, der  weltliche  Richter  auch  einen  in  feierlichster  Weise  ausgespro- 
ebenen  Verzicht  nicht  anzuerkennen,  sobald  die  Frau  behauptet ,  dass  sie 
nur  aus  Furcht  vor  ihrem  Manne  verzichtet  habe.  Es  erklärt  sich  aber  weiter 
auch  genügend  daraus,  dass  durch  das  Douaire  nach  dem  weiter  zu  Bemer- 
kenden auch  die  Kinder  gesichert  sein  und  auch  durch  gemeinsame  Ver- 
fügungen der  Eltern  nicht  beeinträchtigt  werden  sollten;  waren  solche  nicht 
vorhanden,  so  konnten  sie  noch  geboren  werden. 

Legte  ich  schon  S  784  Gewicht  auf  den  Unterschied  zwischen  der 
westfränkischen  Bemessung  nach  dem  Hochzeitstage,  der  lothringischen 
nach  dem  Todestage ,  so  mag  nicht  unerwähnt  bleiben,  dass  da  auch  in 
westfränkischen  Coutumes  zuweilen  der  Todestag  betont  wird.  Aber  es  ist 
zu  beachten,  dass  dieser  doch  auch  im  westfränkischen  Rechte  für  das  Dou- 
aire von  Bedeutung  war ,  insofern  dasselbe  sich  nur  auf  das  bis  dahin  er- 
erbte Stockgut  bezog,  was  dann  leicht  zu  einer  Betonung  des  Todes- 
tages Anlass  geben  konnte.  So  bezieht  sich  etwa  in  derCoutume  von 
Laon4S  i  in  voller  Uebereinstimmung  mit  den  sonstigen  westfränkischen 
Bestimmungen  das  Douaire  auf  die  Hälfte  dessen,  was  er  aujour  de  leurs 
nopces  besass  und  was  er  weiter  aus  der  geraden  Linie  ererbte.  Es  ist  daher 
zweifellos  nur  eine  Ungenauigkeit  der  Fassung,  wenn  i  S  8  gesagt  ist,  dass 
die  wegen  der  Schulden  auf  die  Fahrniss  verzichtende  Frau  ihr  Douaire 


Digitized  by 


Google 


Widum.  Verfangenschaft.  25 j 

an  allen  Hdritages  des  Mannes  behält  :y«'/7  avoit  aujour  de  son  trespas  et 
qui  luy  soni  ventis  de  ligne  directe. 

Ebenso  findet  es  leicht  seine  Erklärung,  wenn  nach  den  Coustumes  de 
Vermendois  von  1448,  ed.  Beautemps  S  220.  294,  in  der  Grafschaft  Ar- 
tois,  wo  das  gemeine  Recht  wesentlich  westfränkisch  war,  die  Hälfte  sich 
auf  die  He'ritages  bezog:  dont  son  mary  joissoit  aujour  de  son  trespas.  Nun 
ist  allerdings  auch  im  ältesten  Coutumier  von  Artois  ed.  Tardif  32  S  i  zu- 
nächst die  Rede  vom  Douaire  an  allen  Lehen ,  welche  der  Mann  zur  Zeit 
des  Todes  hatte;  aber  $  3  ist  ausdrücklich  zugeftlgt,  dass  das  Douaire  sich 
auch  aut  alle  Lehen  erstreckt,  welche  der  Mann  le  mariage  durant  verkauft 
hatte,  so  dass  die  Wittwe  es  ohne  alle  Rücksicht  auf  Verjährung  gegen  je- 
den Besitzer  geltend  machen  kann ,  womit  sich  also  auch  hier  Verfangen- 
schaft während  der  Ehe  ergibt.  Und  damit  stimmt  durchaus  die  Coutume 
von  1544  $172.  Stellt  sich  damit  die  Uebereinstimmung  mit  dem  west- 
fränkischen Rechte  wieder  her,  so  ist  jene  Betonung  des  Todestages  sicht- 
lich nur  dadurch  veranlasst,  dass  in  Artois  die  Frau  nicht,  wie  nach  sonstigem 
westfi'änkischem  Recht,  die  Hälfte  errungener  Lehen  zu  Eigen,  sondern 
nur  zur  Zucht  erhält,  und  das  Douaire  damit  nicht  blos  die  ererbten,  und 
zwar  nach  S  81 5  auch  die  aus  der  Seite  ererbten,  sondern  alle  beim  Tode 
des  Mannes  vorhandenen  Lehen  trifft. 

Wesendich  anders  stellt  sich  dieses  Verhältniss  erst  dann ,  wenn  sich 
Bemessung  nach  demTodes  tage  ohne  Verfange  n  seh  aft  findet 
Das  trifft,  so  weit  ich  sehe ,  von  solchen  Gebieten,  deren  Recht  sich  tibri- 
gens  dem  westfränkischen  eng  anschliesst,  nur  Berry.  Ist  in  der  ältesten 
Aufzeichnung  des  Rechts  von  Bourges  und  Berry  S  2,  Cout.  ge'n.  3,  875, 
nur  Rede  vom  Douaire  an  der  Hälfte :  de  ses  heritageSy  quelque  part  quils 
soient,  so  heisst  es  genauer  in  der  spätem  Aufeeichnung  8  S  4  und  entspre- 
chend in  der  Coutume  von  Berry  von  1 539  t.  8  $  11,  dass  die  Frau  dotin 
ist :  de  la  moytiS  de  V  usufruit  des  heritages  et  hiens  immeubles  appartenans 
au  mary  au  temps  de  son  dece:^  et  trespas.  Aber  es  kam  hier  nicht,  wie  in 
Artois,  Verfangenschaft  des  halben  Gutes  des  Mannes  hinzu.  Diese  hatte 
insbesondere  die  Folge,  dass  der  Frau,  auch  wenn  sie  wegen  Ueberschul- 
dung  auf  ihren  Antheil  am  ehelichen  Gewinngute  verzichtete ,  dennoch 
ausser  ihrem  Eingebrachten  auch  ihr  Douaire  ungemindert  verblieb.  Wie 
das  oft  in  den  Coutumes  ausgesprochen  ist,  so  wird  auch  1284  in  den 
Olim  2,  240  anerkannt,  dass  nach  der  Consuetudo  Franciae  auch  die  ver- 
zichtende Wittwe  ausser  auf  ihr  Hereditagium  auch  auf  ihr  Dotalicium  An- 
spruch hat,  ohne  für  die  Schulden  zu  haften.  Hier  aber  erhält  nach  der  äl- 
testen Aufzeichnung  die  verzichtende  Frau  lediglich:  son  heritaige  de par 
son  chiej  mouvant.  In  der  Coutume  von  1539  t.  8  S  9  erscheint  das  in  auf- 
fallender Uebereinstimmung  mit  dem  S  783  erwähnten  Recht  der  Castellanie 
Lille,  vgl  tübrigens  auch  Livre  des  droiz  $  548,  dahin  abgeschwächt,  dass 
die  Frau  Schuldnern  gegenüber  ausser  ihrem  Eingebrachten  auch  ein  Dou- 
aire beanspruchen  konnte,  welches  in  diesem  Falle  aber  nicht  die  Hälfte^ 
sondern  nur  ein  Drittel  des  Gutes  des  Mannes  trifft.  Dass  die  Abweichung 
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816]  hier  auf  Einfluss  lothringischen  Rechts  zurtückzuführen  ist,  ist  um  so 
wahrscheinlicher,  als  auch  in  dem  anstossenden  Bourbonnais ,  wo  dieser 
Einfluss  sich  bestimmter  kenndich  macht,  dasDouaire  nach  dem  Todestage 
bestimmt  wird. 

Das  mag  auch  nach  Poitou  übergegriffen  haben  nach  der  Angabe 
desLivre  des  droiz  $  127,  ed.Beautemps  i,  371*  Als  Droit  ist  hier  zunMchst 
ausgesprochen,  dass  die  Frau  auch  an  dem  vom  Manne  verkauften  Gut  Dou- 
aire  behtflt:  mais  de  la  cousiume  gentilfemme  ne  prent  douaire  ^  nuds  des 
choses  dont  son  seigneur  a  la  possesston  au  temps  de  la  mort  Aber  wenig- 
stens schon  in  der  Coutume  von  1514  S  303  wird  das  Douaire  durchaus 
in  westfränkischer  Weise  bestimmt. 

Der  hier  massgebende  Unterschied  dürfte  auch  sonst  zu  beachten  sein. 
Wird  etwa  auch  in  den  Assisen  von  Jerusalem,  ed.  Beugnot  i ,  279. 467, 
betont,  dass  das  Douaire  sich  auf  das  Gut  des  Mannes  bezieht,  welches  er 
hatte:  ä  f  höre  que  il  vait  de  vie  ä  mort,  so  wird  das  andern  Belegen  anzu- 
reihen sein,  welche  darauf  deuten,  dass  das  Recht  der  Assisen  starker  von 
lothringischem,  als  von  westfränkischem  Rechte  beeinflusst  war. 

817.  Der  Widum  hat  nun  aber  im  westfränkischen  Recht  nicht  blos 
die  Bedeutung  einer  Wittwenversorgung.  Er  gewinnt  besondere  Bedeu- 
tung durch  das  Recht  der  Kinder  jeder  Ehe  auf  den  Widum  der 
Mutter,  als  sogenanntes  Douaire  propre  aux  enfans,  wie  das  schon  im 
Grand  Coutumier  2  eh.  32  und  entsprechend  Coutumes  not.  N.  82  und  Des- 
mares  Dec.  217.  283,  dahin  ausgedrückt  ist:  que  le  douaire  de  la  mere  est 
propre  hSritage  aux  enfans;  den  Theil  des  Vaterguts,  an  welchem  die  Mutter 
Leibzucht  hatte,  konnten  die  Kinder  der  Ehe  als  Eigenthum  beanspruchen, 
qui  naissent  d*  iceluy  mariage.  Wird  in  manchen  Coutumes  das  Douaire 
propre  aux  enfants  nicht  mehr  anerkannt,  so  hat  es  doch  überwiegend  auch 
später  seine  Bedeutung  behalten.  Und  zwar  nicht  blos  in  der  Richtung, 
dass,  wenn  bei  Vorversterben  des  Vaters  zunächst  die  Zucht  der  Mutter  am 
Douaire  eintrat,  nach  dem  Tode  derselben  das  Douaire  nur  an  ihre  Kinder 
aus  der  bezüglichen  Ehe  kam.  Auch  wenn  wegen  Vorversterbens  der 
Mutter  das  Douaire  für  diese  überhaupt  nicht  wirksam  geworden  war  und 
zunächst  im  Besitze  des  Vaters  verblieb ,  konnten  nach  dem  Tode  desselben 
die  Kinder  das  Douaire  der  Mutter  aus  dessen  Nachlasse  beanspruchen. 

Allerdings  soll  das  nach  der  später  im  Droit  coutumier  allgemein  an- 
erkannten Regel:  On  ne peut  etre  h^ritier  et  douairier,  nur  bei  Verzicht 
auf  das  Erbe  nach  dem  Vater  gestattet  sein.  So  nach  der  Coutume 
von  Paris  von  1 5 10  S  1 38 :  &'  7^5  enfans  venans  dudit  mariage  ne  se por- 
tent  heritiers  de  leur  pere  et  s'  abstiennent  de  prendre  sa  succession ,  en  ce 
cas  ledit  douaire  appartient  aus  dits  enfans  purement  et  simplement ,  sans 
payer  aucunes  dettes  procedantes  dufait  de  leur  pere.  In  der  Coutume  von 
1 380  S  250  ist  das  wiederholt  mit  der  Abschwächung,  dass  die  Kinder  nur 
für  die  nach  Bruch  der  Ehe  gemachten  Schulden  des  Vaters  nicht  haften. 
Oder  in  der  Coutume  von  Melun  von  1 506  S  82 :  Et  se  les  enfans  des  deux 
parties  renoncent  ä  P  heritage  du  pere  apris  son  decds  et  veullent  avoir  seu-^ 
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lement  le  douaire  de  leur  mere,  sans  se  porter  heritiers,  faire  le  pourront, 
et  leur  sera  reputS propre.  Dem  entspricht  es,  wenn  in  der  S  812  erwähnten 
Angabe  die  gleiche  Theilung  unter  alle  Kinder  des  Verstorbenen  für  solche 
Kinder  ausgesprochen  ist,  die  H^ritiers  waren. 

Als  H^ritiers  würden  die  Kinder  nun  auch  unbeschränkt  für  die  Schul- 
den gehaftet  haben.  Denn  bezüglich  der  Streitfrage,  in  wie  weit  der  Erbe 
für  die  Schulden  haftet,  habe  ich  auf  Grund  der  Vergleichung  der  verschie- 
densten germanischen  Rechte  die  Ueberzeugung  gewonnen,  dass  der  Erbe, 
der  gleichsam  die  Person  des  Verstorbenen  fortsetzt,  nach  ursprünglicher 
Auffassung  unbedingt  für  alle  Verpflichtungen  desselben  haftet.  Das  aber 
ist  zu  ergänzen  durch  den  zweifellos  ursprünglich  allgemein  anerkannten 
Satz :  //  w'  est  hiriiier  qui  ne  veut.  Niemand,  und  zwar,  von  ganz  verein- 
zelten Rechten  abgesehen ,  auch  das  Kind  nicht,  ist  verpflichtet,  Erbe  zu 
sein;  er  kann  so  lange,  als  er  jedeUebung  der  Befugnisse  des  Erben  unter- 
lassen bat,  auf  die  Erbschaft  verzichten.  Es  ist  sichtlich  nur  naheliegende 
Weiterentwicklung  von  jenen  beiden  Sätzen  aus,  wenn  sich  später  in  man- 
chen Rechten  von  vornherein  bestimmt  findet,  dass  der  Erbe  für  Schulden 
nur  bis  zum  Betrage  des  Nachlasses  haftet.  Im  Falle  eines  Verzichtes  auf 
die  väterliche  Erbschaft  sind  also  nach  westfränkischem  Recht  die  Kinder 
besonders  günstig  gestellt.  Erhalten  sie  dann  nach  andern  Rechten  über- 
haupt nichts  aus  dem  Gute  des  Vaters,  so  verbleibt  ihnen  hier,  ebenso  wie 
derWittwe,  die  auf  das  eheliche  Gemeingut  verzichtet,  doch  aus  dem  Nach- 
lasse des  Vaters  das  Douaire  der  Mutter,  welches  sie  sofort,  oder  nach  dem 
Tode  der  Mutter,  welche  Zucht  an  demselben  hat,  beanspruchen  können. 

Hielten  Kinder  sich  aber  an  das  Douaire,  so  sollte  ihnen  aus  dem  Gute 
des  Vaters  auch  nichts  Weiteres  zukommen,  so  dass  sie  dann  auch  das  zu- 
rückstellen mussten,  was  ihnen  vom  Vater  durch  Schenkung  zugekommen 
war.  Im  allgemeinen  verbot  das  westfränkische  Recht  Bevorzugung  einzelner 
Kinder,  so  dass  bei  der  Erbtheilung  das  solchen  Geschenkte  wieder  einzu- 
werfen war.  Doch  war  es  auch  dann  vielfach  gestattet,  sich  mit  dem  Ge- 
schenkten zu  begnügen  und  dafür  auf  weiteres  Erbtheil  zu  verzichten,  so 
dass  Niemand  gleichzeitig  He'ritier  und  Donataire  sein  konnte.  In  dieser 
Richtung  erscheint  aber  der  Douairier  dem  He'ritier  ganz  gleichgestellt;  er 
hatte,  wie  dieser,  alles  früher  vom  Vater  Erhaltene  wieder  einzuwerfen.  So 
nach  der  neuen  Coutume  von  Paris  S  252  :  Ce/uy  gut  veut  avoir  le  douaire y 
doit  rendre  et  restituer  ce  qu  il  a  eu  et  receu  en  mar  tage  et  autres  advan- 
tages  de  san  pere,  ou  moins  prendre  sur  le  douaire. 

Aus  dieser  Bedeutung  des  Douaire  für  die  Kinder  erklärt  es  sich  denn 
auch,  wenn  wir  vereinzelt  wohl  AusdehnungdesWidumaufMut- 
tergut  erwähnt  finden.  In  den  alten Usages  vonAmiens,  ed.  Marnier  154. 
157,  heisst  es:  Li  hont peut  douer  sefemme  de  sen  consentement  del  hyre-- 
tage  se  femme  aussi  bien  cotnme  du  sien;  während  es  dann  weiter  heisst, 
dass  solches  Douaire  nach  dem  Tode  der  Frau  an- die  Kinder  Mit,  aber 
beim  Fehlen  solcher  nicht  an  den  Mann,  der  kein  Recht  auf  Douaire  hat, 
sondern  an  die  sonstigen  Erben  der  Frau.  Auch  in  der  Coutume  von  1507 
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817]  S  15,  ed.  Bouthors  i,  87,  wird  erwähnt,  dass  der  Maan  mit  Zustim* 
muag  der  Frau  dieselbe  aus  ihrem  Gut  dotiren  kann.  Das  war  natürlich 
ohne  alle  Bedeutung  fUr  das  Recht  der  Frau ,  welcher  ohnehin  nach  dem 
Tode  des  Mannes  das  Eigenthum  und  der  Genuss  an  ihrem  Erbgute  zu- 
stand. Aber  es  hatte  Bedeutung  fUr  die  Kinder  der  Ehe,  denen  nun  dasselbe 
Recht,  wie  auf  einen  Theil  des  Vaterguts,  auch  aufdas  Muttergut  oder  einen 
Theil  desselben  zustand,  ohne  dass  dasselbe  durch  eine  spätere  Ehe  der 
Mutter  beeinträchtigt  werden  konnte. 

818.  Hatten  aber  die  Kinder  das  Recht,  auch  bei  Vorversterben  der 
Mutter  den  Betrag  des  Douaire  ungemindert  und  unbelastet  aus  dem  Nach- 
lasse des  Vaters  zu  erhalten,  wenn  sieauf  die  Erbschaft  nach  demselben  ver- 
zichteten, so  liess  sich  dieses  Recht  nur  sichern  durch  Verfangenschaft 
für  die  Kinder  seit  Beginn  der  Ehe,  da  auch  der  Betrag  des  Dou- 
aire sich  nach  dem  Beginne  der  Ehe  regelte.  Auch  mit  Zustimmung  der 
Frau  durfte  der  Mann  nichts  veräussern,  da  nicht  blos  das  Recht  der  Frau, 
sondern  ebenso  das  der  Kinder  gesichert  sein  sollte.  So  nach  dem  Grand 
Coutumier  2  eh.  32:  Noia  que  le  douaire  de  la  mire  est  propre  h^itage 
aux  enfans  qui  naissent  d*  icelluy  mariage^  en  teile  maniire  que  enleurpre'- 
judice  le  pire  ou  la  mere  ne  les  pevent  vendre^  ali^ner,  ne  estranger  sahs 
le  consentement  desdicts  enfans,  eulx  estans  en  aage ,  si  ce  tC  est  pas  par 
auctoritd  de  justice  et  par  povreti  jurie.  Entsprechend  Coutumes  not.  N.  82, 
DesmaresDec.  217.  283.  Aehnlich  auch  später.  So  etwa  nach  derCoutume 
von  Paris  S  249,  wo  insbesondere  auch  betont  wird,  dass  die  Gebunden- 
heit der  Eltern  nicht  etwa  erst  nach  der  Geburt  von  Kindern,  sondern :  des 
V instant  de  leur  mariage  eintritt;  denn  es  handelte  sich  ja  nicht  blos  um 
schon  vorhandene,  sondern  auch  um  etwa  noch  zu  erwartende  Kinder. 
Nur  vereinzelt  wird  da,  wo  das  Recht  der  Kinder  auf  das  Douaire  über- 
haupt anerkannt  war,  bestimmt,  dass  zwar  nicht  der  Vater,  wohl  aber  beide 
Eltern  gemeinsam  trotzdem  Widumsgut  veräussern  dürfen;  so  nach  der 
altern  Coutume  von  Melun  85.  Aber  man  sieht  aus  der  Verhandlung,  Cout. 
gen.  3,  431,  dass  das  schon  damals  streitig  war;  und  in  der  neuem  Cou- 
tume S  241  wird  das  Veräusserungsverbot  denn  auch  unbedingt  ausge- 
sprochen. 

Den  lothringischen  Verfangenschaftsrechten  ist  irgendwelche  Verfan- 
genschaft des  Eheguts  oder  eines  Theiles  desselben  schon  während  der  Ehe 
durchaus  fremd.  Wie  sich  die  volle  oder  halbe  Zucht  des  überlebencfen 
Ehegatten  einfach  nach  dem  regelt,  was  am  Tage  des  Bruches  der  Ehe  vor- 
handen ist,  so  wird  oft  betont,  dass  beide  noch  lebende  Eltern  durch  das 
Vorhandensein  von  Kindern  in  der  freien  Verfügung  über  ihr  Gut  in  keiner 
Weise  behindert  sind.  Dagegen  haben  nach  westfränkischem  Recht  die  El- 
tern schon  während  der  Ehe  am  Douaire  nur  Zucht.  Der  Unterschied 
macht  sich  besonders  deutlich  darin  kenntlich,  dass  Kinder,  welche  das 
Douaire  nehmen,  auch  für  die  während  der  Ehe  gemachten  Schulden  nicht 
aufzukommen  haben,  während  nach  den  lothringischen  Rechten  die  Kinder 
nur  für  die  seit  dem  Bruch  der  Ehe  vom  Ueberlebenden  gemachten  Schul- 
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den  nicht  haften.  Tritt  in  den  Verfangenschaftsrechten  die  Verfangenschaft 
erst  mit  dem  Bruche  der  Ehe  ein,  so  gestaltet  sich  dann  von  da  ab  das  Ver- 
hflltniss  ganz  entsprechend ;  Zucht  des  Ueberlebenden ,  sei  es  Vater  oder 
Muner,  unter  Verfangenschaft  für  die  Kinder  der  Ehe,  welche  auch  nach 
Vorversterben  der  Mutter  deren  Douaire  noch  nicht  beanspruchen  können, 
sondern  erst  nach  dem  Tode  des  überlebenden  Vaters. 

Es  findet  sich  hier  denn  auch  wohl  dieselbe,  S627  vorläufig  erwähnte 
Ausdrucksweise,  wonach  am  Douaire  nur  Zucht  des  Überlebenden 
Vaters  und  Eigenthum  der  Kinder  angenommen  wird.  So  in  der 
Coutume  von  Senlis  S  1 77  und  entsprechend  in  der  von  Gerberoy  S  66, 
Com.  g^n.  2, 722.  I,  229 :  Le  douaire  est  repuU propre  heritage  aux enfans 
issans  du  mar  tage,  en  iel  mattiere  que  le  pere,  s*  il  a  dudit  mariage  aucuns 
enfans y  apres  le  irespas  de  sadite  femme  jouira  desdits  heritages  sujets  ä 
douaire,  quant  ä  P  usufruit  seulement^  et  lesdits  enfans  en  serontvrais  seig^ 
neurs  et  proprietaires.  Aehnlich  heisst  es  in  der  Coutume  von  Melun  von 
1 506  S  82  :  lepere  en  jouira  tant  qu  il  vivra  et  en  sera  usufructuair.  Auch 
nach  der  Coutume  der  Normandie  von  1583  S  399  ist  la  proprietd  am 
Douaire  acquis  aux  enfans  dujour  des  espousailles ,  so  dass  dem  Vater  nur 
la  jouissance  auf  Lebenszeit  verbleibt 

Entsprechende  Uebereinstimmung  zeigt  sich  denn  auch  in  Allem,  was 
damit  zusammenhangt.  Die  Zucht  des  Vaters  entsprach  allerdings  auch  hier 
insofern  der  Erbzucht,  vgl.  $  628,  als,  wenn  alle  Kinder  der  Ehe  vor  ihm 
starben,  das  Douaire  wieder  sein  freies  Eigenthum  wurde.  Stirbt  aber  ein 
einzelnes  Kind  vor  dem  Vater,  so  wird  das  auch  hier,  vgl  S  632,  so  be- 
handelt, als  wenn  dasselbe  nie  geboren  wäre;  sein  Antheil  wird  nicht  dem 
Vater  frei,  sondern  wächst  den  Vollgeschwistern  zu;  vgl.  Loysel  S  159. 
Doch  findet  sich  da  in  den  alten  Usages  von  Amiens,  vgl.  Marnier  Cout. 
de  Picardie  132,  eine  beachtenswerthe  Ausnahme  erwähnt:  Et  se  li pires 
par  se  volonte  metoit  ses  enffans  en  possession  du  douaire  et  en  tenanche  ä 
sen  vivanty  et  aucuns  des  enfans  moroit  ou  pluseur,  P  esquäanche  de  chiaus 
qui  morroient  venroient  au  pire;  ne  li  enfant  qui  demoureroient  en  vien*  a" 
roient  mie  t  esquJance  par  le  raison  de  le  possession  qui  bailliS  leur  aroit 
est/.  Das  entspricht  also  genau  der  schon  S  632  erwähnten  Bestimmung 
lothringischer  Rechte,  wonach  der  überlebende  Elterntheil  das  Kind  bezüg- 
lich des  Gutes  beerbt,  welches  er  demselben  unter  Verzicht  auf  seine  Zucht 
zu  vollem  Recht  übergeben  hat.  Sollte  das,  wie  kaum  wahrscheinlich,  im 
westfränkischen  Recht  allgemeiner  anerkannt  gewesen  sein,  so  möchte  da 
an  die  Bestimmung  desselben  anzuknüpfen  sein,  wonach  von  Vorfahren 
geschenktes  Gut  wieder  auf  dieselben  steigt;  vgl.  S  607. 

819.  Es  ergibt  sich  nun  aber  weiter  als  Eigenthümlichkeit  des  Douaire, 
dass  dasselbe  nicht  allein  der  Gesammtheit  der  Kinder  der  Ehe  verfangen, 
sondern  auch  ein  Recht  jedes  Kindes  auf  vollen  Kopftheil  am 
Widum  anerkannt  war,  so  dass,  wenn  sie  das  Douaire  nahmen.  Alles  ent- 
fiel, was  sonst  ungleiche  Theilung  veranlassen  konnte.    So  nach  der  Cou- 
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819]  tume  von  Paris  §  250:  Et  se partit  le  douaire,  söii prefix  ou'coushi" 
nUer,  enire  eux  sans  droict  d'  aisfiesse  ou  prSrogaiive. 

Die  sich  damit  ergebende  Nichtberücksichtigung  der  Erst- 
geburt unddesGeschlechts  entspricht  allerdings  lediglich  der  son- 
stigen -landrechtlichen  Folge.  Aber  in  keiner  Weise  der  lehnrecbtlichen, 
wahrend  das  Douaire  sich  doch  auch  auf  die  Lehen  erstreckte;  wir  kommen 
darauf  zurück.  Und  auch  landrechtlich  konnte  sich  jenes  Recht  wohl  gel- 
tend machen.  Im  allgemeinen  gestattete  das  westfrSnkische  Recht  allerdings 
keine  Bevorzugung  einzelner  Kinder  durch  die  Eltern.  Wo  dieselbe 
aber  vereinzelt  auch  im  Gebiete  des  westfränkischen  Douaire  im  Anschlüsse 
an  Nachbarrechte  zulässig  erscheint,  da  findet  sie  sich  dem  Recht  auf  das 
Douaire  dadurch  angepasst,  dass  das  gleiche  Recht  der  Kinder  auf  dieses 
nicht  dadurch  beinträchtigt  werden  darf.  So  war  die  schon  S  784  erwähnte, 
jede  Bevorzugung  einzelner  Kinder  gestattende  Theilung  nach  Gutdünken 
der  Eltern  auch  nach  den  Usages  von  Amiens,  ed.  Marnier  159,  zulfissig: 
mais  r  iretage  de  quoy  douaire:^  seroitfaiSy  ne  poet  estre  donnds  que  autant 
ff  en  ait  li  uns  commc  li  auires  de  ious  les  enfans. 

Hatte  jedes  Kind  beim  Tode  des  Vaters  Anspruch  auf  seinen  Kopf- 
theil  am  Douaire,  so  war  damit  auch  eine  Beanspruchung  des  Wi dum 
nur  durch  einzelne  Kinder  der  Ehe  ermöglicht,  so  dass  von  Kin- 
dern ein  und  derselben  Ehe  die  einen  sich  an  das  Douaire  halten,  andere 
aber  sich  dafür  entscheiden  konnten,  Heritiers  nach  dem  Vater  zu  sein. 
War  ein  Kind,  vor  dem  Vater  gestorben,  so  wuchs  sein  Antheil  am  Douaire 
allerdings  den  Geschwistern  zu ;  vgl.  S  8 1 8.  Nicht  so,  wenn  einzelne  Kin- 
der sich  dafür  entschieden,  He'ritiers  nach  dem  Vater  zu  sein  und  damit 
ihren  Theil  am  Douaire  nicht  beanspruchen  konnten.  Ihr  Antheil  am  Dou- 
aire wurde  dann  nicht  als  erloschen,  sondern  als  durch  ihren  Theil  an  der 
He'ritage  befriedigt  gefasst.  So  ausdrücklich  nach  der  Coutume  von  Senlis 
S  186:  St  le  pere  va  de  vie  ä  irespas^  delaisse^  plusieurs  enfans,  run  des- 
quels  renonce  ä  sa  succession  et  accepie  le  douaire ,  et  les  autres  se  portent 
heritiers y  celuy  qui  aura  renoncd  ä  ladite  succession  n  aura  audit  douaire 
que  teile  part  et  portion ,  que  si  les  autres  se  fussent  decJare:^  douairiers  et 
non  heritiers, 

820«  Wir  haben  nun  weiter  wenigstens  als  Regel  Beschränkung 
des  Widumsrechts  auf  die  Kinder  der  Ehe  bei  Beerbung  des 
Vaters  anzunehmen,  so  dass  sich  keine  weitergehende  Rückwirkung  der 
Verhältnisse  des  Douaire  ergibt.  Sind  beim  Tode  des  Vaters  keine  Kinder 
der  bezüglichen  Ehe,  sondern  etwa  nur  Enkel  vorhanden,  oder  stirbt  eines 
der  Kinder,  welches  seinen  Antheil  am  Douaire  erhalten  hat,  ohne  Nach- 
kommen, so  tritt  keine  Sondervererbung  des  Widumsgutes  mehr  ein;  das- 
selbe wird  dann  einfach  wie  das  sonstige  Vatergut  vererbt 

'  In  dieser  Richtung  wird  zunächst  zu  beachten  sein,  dass,  wenn  die 
spätem  Erörterungen  uns  darauf  führen  werden,  dass  ursprünglich  der 
Widum  einfach  als  Muttergut  betrachtet  wurde ,  sich  nach  den  spätem 
Quellen  aufs  bestimmteste  Behandlung  als  väterliches  Erbgut  er- 
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gibt  So  heisst  es  in  der  Coutume  von  Senlis  S  177  ausdrücklich:  £i  sera 
censä proceder  ledit  douaire  du  cosU paiemeL  Das  hatte  insbesondere  die 
Folge,  dass,  sobald  Fallrecht  eingriff,  das  aus  dem  Douaire  Herrührende 
ebenso,  wie  anderes  vaterliches  Erbgut,  nur  auf  die  Vaterseite  vererbte.  So 
nach  der  Coutume  von  Melun  A.  S  84:  Et  sc  les  enfans  qui  se  sont  Unus 
au  douaire  de  leur  tnere  meurent  sans  hoir  de  leur  corps,  iceluy  douaire  re- 
tournera  aux  parens  de  par  le  pere,  et  non  aux  parens^  de  par  la  mere;  car 
originellemeni  en  est  yssu;  wie  es  auch  S  1 1 1  heisst,  dass,  wenn  ein  solches 
Kind  unter  Hinterlassung  von  Oheimen  beider  Seiten  stirbt :  les  oncles  de 
par  leditpere  seulement  succederont  audit  douaire ,  pource  que  ab  origine 
r  heriiage  est  venu  de  leur  costd.  So  föUt  nach  der  Coutume  des  Nivemais 
24  S  8  das  Douaire :  aux  plus  prochains  hdritiers  du  pere,  doni  il  est  venu. 

Die  Beschränkung  des  Widumsrechts  auf  den  Fall  der  Beerbung 
des  Vaters  durch  die  Kinder  der  Ehe,  während  andernfalls  auch  der  Widom 
einfach  als  ^terliches  Erbgut  behandelt  erscheint,  zeigt  sich  nun  einmal 
im  Fehlen  eines  Anspruchs  der  Kindeskinder  auf  den  Wi- 
dum der  Grossmutter.  Sterben  Mutter  und  Kinder  vor  dem  Vater,  so 
ist  damit  das  Douaire  erloschen,  auch  wenn  aus  der  Ehe  entsprossene  Kinir 
deskinder  überleben ;  das  Widumsgut  wird  wieder  freies  Eigenthüm  des 
Vaters  und  vererbt  als  solches  auf  dessen  Kinder  anderer  Ehen  als  nächste 
Erben  unter  Ausschluss  der  Kindeskinder.  Das  erweisen  Padamentssprüche, 
aus  denen  sich  ergibt,  dass  es  zwar  wohl  versucht  wurde,  einen  Eintritt  d^s 
Kindeskindes  in  das  Widumsrecht  des  vorverstorbenen  Kindes  geltend' zu 
machen,  dass  derselbe  aber  gegenüber  Kindern  des  Vaters  aus  anderen 
Ehen  nicht  anerkannt  wurde.  So  wird  1264,  Olim  1,  584,  die  Tochter 
einer  vorverstorbenen  Tochter  erster  Ehe  bezüglich  ihrer  Ansprüche  iiuf 
die  Dos  ihrer  Muttermutter  abgewiesen  und  dieselbe  dem  Sohne  zweiter 
Ehe  des  Vaters  zugesprochen,  da  dieser:  heres proximior ^  et  dos^  racione 
cuius  petebat  ipsa  neptis,  defecerit  mortua  ipsa  avia  sua  ante  mortem  ma- 
riii  suu  Ganz  entsprechend  wird  1284,  Boutaric  Actes  i,  390,. für  eine 
filiafilie  de  pritno  matrimonio  geltend  gemacht,  dass^  cum  consuetudo  patrie 
ialis  sit,  quod  heredes  primi  matrimonii  habere  debent  jure  hereditario  do- 
tem  matris  sue,  dieselbe  der  Tochtertochter  zukommen  müsse,  weil  es  beim 
Ueberleben  der  Tochter  an  diese  gekommen  sein  würde;  aber  es  wurde 
für  eine  Tochter  zweiter  Ehe  entschieden,  weil  der  Vater,  da  er  die  erste 
Frau  und  deren  Tochter  überlebte,  saisitus  et  vestitus  de  tota  her  editäte 
sua  gestorben  war  und  daher  nur  von  der  Tochter  zweiter  Ehe  zu  beerben 
sei :  cum  inveniatur  heres  propinquior  patri  suo  et  de  suo  sanguine  pr(h 
creata. 

Das  Douaire  hat  demnach  nur  Bedeutung  für  die  bezügliche  Ehefa- 
milie selbst,  der  Kindeskinder  nicht  mehr  angehören,  zu  der  diese  in  keiner 
engem  Verbindung  stehen,  als  Kinder  eines  der  Eltern  aus  andern  Ehen; 
vgl.  S  61 1.  Das  Douaire  soll  nur  dazu  dienen,  die  Zukunft  der  Kinder  der 
Ehe  selbst  zu  sichern.  War  die  Tochter  gestorben ,  so  bedurfte  es  für  sie 
selbst  einer  solchen  Sicherung  nicht  mehr,  während  ihr  Kind  entsprechend 
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durch  das  von  ihrem  Maaae  bestellte  Douaire  gesichert  war.  Sterben 
Mutter  und  Sohn  vor  dem  Vater,  so  war  das  Sohneskind  auf  das  Douaire 
seiner  eigenen  Mutter  angewiesen;  hatte  diese  aber  nur  Anspruch  auf  das, 
was  der  Sohn  bei  Eingehung  der  Ehe  hatte,  oder  wahrend  derselben  von 
seinen  Eltern  ererbte,  so  traf  das  das  Douaire  der  Sohnesmutter  nicht,  wenn 
diese  und  der  Sohn  selbst  vor  dem  Vater  starben.  Werden  wir  in  den  lo- 
thringischen Verfangenschaftsrechten,  wenn  wir  da  das  verfangene  gesammte 
Ehegut  dem  verfangenen  Douaire  gleichstellen,  diese  Verhältnisse  im  all- 
gemeinen anders  geordnet  finden,  so  begegnen  wir  auch  da  wohl  derselben 
Auffassung,  welche,  da  es  sich  um  Lehen  handelt,  auf  westfränkische 
Grundlage  zurückgehen  mag.  So  wenn  nach  der  S  638  angeführten  Cou- 
tume  des  Hennegau  Kindeskinder  erster  Ehe  durch  Kinder  einer  folgenden 
Ehe  des  Vaters  oder  der  Mutter  von  den  Lehen  derselben  ausgeschlossen 
sind. 

Das  führt  also  auf  dieselbe  Unbilligkeit,  wie  die  war,  welche  schliess- 
lich fast  überall  zum  Eintrittsrecht  der  Enkel  führte ;  ob  das  Douaire  der 
Grossmutter  Enkeln  zu  Gute  kam,  konnte  davon  abhängen,  ob  ihr  bezüg- 
licher Elterntheil  einen  Tag  vor  oder  nach  seinem  Vater  starb.  Sind  mir 
aus  spaterer  Zeit  Angaben  ül?er  den  Eintritt  von  Enkelu  in  das  Douaire 
nicht  aufgefallen,  so  ist  wohl  anzunehmen,  dass  das  mehr  und  mehr  zur 
Anerkennung  gelangende  Eintrittsrecht  dann  auch  für  das  Douaire  als  mass- 
gebend betrachtet  wurde.  Fanden  wir  aber  bei  den  erwähnten  Unheilen 
des  dreizehnten  Jahrhunderts  die  Auffassung  eines  Eintritt  vonKindes- 
kindern  in  das  Widumsgut  wenigstens  geltend  gemacht,  wenn  auch 
nicht  anerkannt,  so  erscheint  auffallenderweise  schon  kurz  nach  1300  zu 
Amiens  ein  Eintrittsrecht  gerade  für  das  Douaire  anerkannt,  obwohl  das- 
selbe im  allgemeinen  noch  in  der  Coutume  von  Amiens  von  1507  S37  aus- 
drücklich ausgeschlossen  bt  Dagegen  heisst  es  nun  in  den  alten  Usages, 
Mamier  Cout.  de  Picardie  153,  bezüglich  des  Douaire,  nachdem  früher  ge- 
sagt ist,  dass  beim  Tode  eines  Kindes  sein  Antheil  den  Geschwistern  zu- 
wachst :  Et  se  aucuns  des  enfans  est  mariäs  ei  a  enfanSy  si  enfani  aroni 
V  esquSanche  dont  leur  mere  est  douie  tani  comme  ä  se  partie  appartenra, 
ne  n*  escarra  mie  d  ses  fr  er  es y  ne  ä  ses  sereurs.  Das  ist  doch  zweifellos  da- 
hin zu  verstehen,  dass  der  Theil  eines  vor  dem  Tode  des  Züchters  ver- 
storbenen Kindes  nicht  den  andern  Kindern  zuwachst,  sondern  nach  dem 
Tode  des  Züchters  an  die  betreffenden  Enkel  fallt.  Und  dafür,  dass  das 
Douaire  auch  entfernteren  Nachkommen  der  Ehe  verfangen  bleibt,  spricht 
doch  auch,  wenn  es  weiter  heisst,  dass  Missethaten  des  Vaters  oder  auch 
der  Mutter  nicht  hindern  können,  dass  das  Douaire  kommt :  as  hoirs  qui 
soni  issu  du  mariage,  aussi  bien  de  fun  comme  de  pluseur,  ou  as  hoirs  qui 
de  chiaus  seront  issu.  Weiter  ergibt  sich  in  der  Coutume  von  Nivernais 
24  S  8  Verfangenschaft  für  alle  Nachkommen  der  Ehe.  Das  Douaire:  est 
h/ritage  des  descendans  dudit  mariagey  so  dass  die  Eltern  nicht  veraussern 
dürfen :  sans  consentement  desdits  descendans,  und  dasselbe  dem  Vater  erst 
frei  wird :  si  lesiits  descendans  dMdent  sans  descendms  df  kurs  corps. 
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Doch  schliesst  das  Recht  des  Nivernais  sich  vielfach  enger  an  die  lothrin- 
gischen Rechte  an. 

821.  Haben  nur  die  Kinder,  nicht  auch  die  Kindskinder  Ansprüche 
auf  den  Widum,  so  ergibt  sich  nun  weiter  auch  für  Kinder  BeschrMn- 
kung  des  Widu  ms  rechts  auf  den  Fall  der  Beerbung  des  Va- 
ters; ist  bei  dieser  das  Widumsgut  einmal  unter  die  Kinder  des  Vaters  ge- 
theilt,  so  verlien  es  seine  Sonderstellung,  wird  einfach  nach  erblosem  Tode 
eines  der  Kinder  wie  anderes  vom  Vater  herrührende  Erbgut  weiter  ver- 
erbt Damit  ergibt  sich  insbesondere  Fehlen  eines  Vorrechts  der 
Vollgeschwister  vor  gleichvatrigen  Halbgeschwistern  auf 
das  aus  dem  Douaire  stammende  Gut;  es  wird  nicht  blos  unter  die  aus  der 
Ehe,  für  welche  das  Douaire  bestellt  war,  entsprossenen  Kinder,  sondern 
unter  alle  Kinder  des  Vaters  gleich  getheilt,  womit  sich  also  zugleich  ein 
weiterer  Beleg  für  die  S  820  betonte  Behandlung  des  Douaire  als  Vatergut 
ergibt.  Im  späteren  Droit  coutumier,  vgl.  Loysel  S  160,  ist  ausdrücklich  an- 
erkannt, dass  zwar  der  Thcil  des  vor  dem  Vater  sterbenden  Kindes  nur  den 
Kindern  derselben  Ehe  zuwflchst,  dagegen  der  Theil  des  nach  dem  Vater 
sterbenden  als  väterliches  Erbgut  unter  alle  gleichvatrigen  Geschwister  ge- 
theilt wird. 

Dass  das  schon  früher  so  anerkannt  war,  ergeben  ältere  Einzelent- 
scheidungen ;  während  sich  freilich  auch  da  wieder  zeigt,  dass  man  es  ver- 
suchte, die  abweichende  Ansicht,  dass  das  Douaire  auch  bei  der  Weiterver- 
erbung auf  Geschwister  nur  den  Kindern  der  bezüglichen  Ehe  zukomme, 
zur  Geltung  zu  bringen.  So  bei  einem  von  Beaumanoir  1 3  §  1 7  bespro- 
chenen Falle.  Ein  Sohn  erster  und  ein  Sohn  und  eine  Tochter  zweiter  Ehe 
hatten  getheilt.  Nachdem  der  Sohn  zweiter  Ehe  gestorben,  beansprucht  die 
Tochter  das  Erbe,  weil  sie  Schwester  de  per  e  et  de  mere  sei:  et  parle  reson 
qu*  ele  aooii  estS  douSe  de  ce  que  ele  et  ses  freres  avoient  enport^  en  partie , 
au  quel  douaire  avoir  il  n  avois  plus  d'  oirs  que  IL  Aber  es  wird  im  Ge- 
richte für  den  gleichvatrigen  Halbbruder  entschieden,  weil  bei  Seitenerbe 
die  Schwester  durch  den  Bruder  ausgeschlossen  sei  und :  porce  que  douai- 
res  n*  ahiretoit  pas  par  le  coutume  de  cont^. 

Die  Beweiskraft  des  Falles  wird  allerdings  dadurch  geschwächt,  dass, 
worauf  wir  zurückkommen,  in  der  Grafschaft  Clermont  das  Douaire  bei 
Lehen  nicht  Propre  aux  enfans  war.  Dieser  Einwand  entfällt  aber  bei  einem 
andern,  im  Grand  Coutumier  2  eh.  40  besprochenen  Falle.  Von  Kindern 
erster  Ehe,  welche  auf  das  Erbe  der  Mutter  verzichteten  und  nach  dem  Vater 
nur  das  Douaire  ihrer  Mutter  genommen  hatten,  stirbt  eines  kinderlos.  Da 
die  gleichvatrigen  Brüder  zweiter  Ehe  miterben  wollen,  bestreitet  der  VoU- 
bruder  ihr  Recht:  car  celluy  est  venu  de  par  sa  m^e.  Dagegen  erklän  sich 
aber  der  Verfasser.  Allerdings  sei  das  Douaire  der  Mutter  als  solches  nur 
den  Kindern  der  Ehe  zugekommen.  Damit  aber  habe  es  auch  seine  Aufgabe 
erfüllt,  sei  nach  seiner  ursprünglichen  Natur  wieder  Vatergut  geworden : 
ioutesfoisy  quant  tout  est  accompli,  il  rC  a  pas  vertu  de  douaire  ne  de  fh/- 
riiaige,  mais  retourne  ä  sapr emier e  nature ;  car  se  le  frire  mort  eust  eu 
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821]  ungfrire  seullement  de  par  sa  m^e,  s*  il  n'  eusi^il  eu  riens  en  la  suc- 
^^55/bn  /  und  ebenso  würde  bei  einem  Verkaufe  solchen  Guts  durch  den 
Verstorbenen  ein  nur  gleichmuttriger  Bruder  kein  Retractrecht  gehabt  haben, 
weil  er  nicht  der  Seite  angehörte,  von  der  die  Liegenschaft  gekommen. 

Dagegen  findet  sich  nun  auch  hier  wieder  die  in  jenen  Fflllen  geltend 
gemachte,  aber  nicht  anerkannte  Vor  folge  der  Nachkommen  der 
bezüglichen  Ehe  in  das  bereits  getheilteWidumsgut  aufs  be- 
stimmteste ausgesprochen  in  den  alten Usages  von  Ami ens,  MamierCout. 
de  Pic.  1 60.  Die  Kinder  mehrerer  Ehen  theilen  das  Vatergut  nach  dem 
Douaire  der  Mütter:  Et  se  aucuns  des  enfans  trepassoit  sans  hoirde  sechar 
de  tnariage,  se  esqueanche  esquerroit  ä  ses  firires  ei  ä  ses  sereurs  qui  se^ 
roient  yssu  de  se  mere  et  engenrä  de  sen  pdre,  ne  li  enfant  des  autresfem- 
mes  n  y  aroient  riens.  Und  nicht  das  allein.  Auch  VoUnefien  steht  ein 
solches  Vorfolgerecht  vor  Halbgeschwistern  zu :  Ne  ne  vous  merveillUs  mie, 
se  en  chel  cas  li  niis  qui  seroit  isstis  du  fr  er e  ou  de  le  sereur  du  pire  et  de 
mere  emportoit  V  esqudanche  de  sen  oncle  ou  de  s*  antain  del  hyretage  qui 
seroit  venus  ä  sen  oncle  ou  ä  s'  antains  par  raison  de  douaire  se  mire,  par 
devant  le  frdre  ou  le  sereur  qui  ne  seroient  mie  de  pire  ou  de  mire,  cor  li 
nies  ou  le  nidche  est  issu  du  sanc  de  le  char  et  de  V  estoc  du  mariage  de 
quoy  li  mariage:;^  fu  fais,  et  par  raison  du  douire  l'  empörte  iL  Hatte  da- 
gegen der  Verstorbene  Erbgut,  welches  nicht  aus  dem  Douaire  rührte ,  so 
flQlt  das  lediglich  an  die  Geschwister  der  Seite ,  von  welcher  das  Gut  her- 
rührt, ohne  Rücksicht  auf  Vollgeburt  oder  Halbgeburt,  so  dass  auch  Voll- 
neffen keinerlei  Anspruch  auf  dasselbe  haben,  so  lange  irgend  eines  derGe- 
schwister  der  Seite  lebt. 

Ist  das  spätere  Recht  sichtlich  bestrebt,  jede  an  das  Douaire  anknü- 
pfende Sonderfolge  möglichst  zu  beseitigen  oder  einzuschränken,  so  Hesse 
sich  allerdings  daran  denken,  dass  jene,  sich  der  Folge  der  Verfangenschafts- 
rechte,  vgl.  S  631,  näher  anschliessende  Vorfolge  der  Nachkommen  der  be- 
züglichen Ehe  einst  welter  verbreitet  war.  Aber  wenigstens  die  bestimmten 
sonstigen  Zeugnisse  des  dreizehnten  Jahrhunderts  ergeben  doch  in  beiden 
Fällen  eine  Auffassung,  wonach  das  Douaire  nur  als  Sondergut  der  noch 
nicht  gelösten  Ehefamilie  selbst,  nicht  auch  aller  Nachkommen  aus  der- 
selben erscheint,  so  dass  es  ohne  Rücksicht  auf  Kindeskinder  erlischt,  wenn 
nach  dem  Tode  von  Mutter  und  Kindern  der  Vater  das  einzige  überlebende 
Glied  der  Ehefamilie  ist ;  ebenso  aber  auch  erlischt,  wenn  nach  dem  Tode 
von  Vater  und  Mutter  durch  die  Theilung  unter  den  Kindern  die  Ehefia- 
milie  bezüglich  des  vermögensrechtlichen  Verbandes  endgiltig  geU>st  erscheint 

822.  War  das  Douaire  der  ersten  Frau  nicht  blos  der  Frau,  sondern 
auch  den  sie  überlebenden  Kindern  verfangen,  so  ergibt  sich  damit  die 
Frage  nach  dem  Betrage  des  Widum  nachfolgender  Ehen.  Die- 
selbe lässt  sich  allerdings  einfach  dahin  beantworten,  dass  bei  jeder  Ehe 
dieser  Betrag  ebenso,  wie  bei  der  ersten  Ehe,  die  Hälfte  dessen  war,  was 
der  Mann  bei  Eingehen  der  Ehe  zu  vollem  Eigenthum  besass  und  während 
derselben  von  Vorfahren  ererbte.   Der  Betrag  findet  sich  dean  auch  wohl, 
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so  in  der  Coutume  der  Bailliage  St.  Omer  S  71,  ganz  allgemein  in  dieser 
Weise  für  alle  FHlle  angegeben,  ob  es  sich  nun  um  die  erste,  zweite  oder 
dritte  Frau  handelte  und  ob  Kinder  aus  einer  ersten,  zweiten  oder  folgen- 
den Ehe  vorhanden  waren  oder  nicht.  In  der  Regel  ist  bei  den  bezüglichen 
Angaben  vorausgesetzt,  dass  der  Mann  den  Hauptbestand  seines  Vermögens 
bei  Eingehung  der  ersten  Ehe  schon  hatte  oder  doch  während  derselben 
ererbte.  Und  dann  hing  der  Betrag  dessen,  was  von  diesem  Stammgute  des 
Mannes,  wie  wir  es  nennen  können,  durchaus  davon  ab,  ob  bei  Eingehung 
späterer  Ehen  Vorkinder  überlebten  oder  nicht,  da  sich  danach  der  Betrag 
dessen  regelte,  was  noch  freies  Eigenthum  des  Mannes  war. 

Beim  Fehlen  von  Vorkindern,  wenn  die  erste  Frau  vor  dem 
Manne  starb,  ohne  Kinder  zu  hinterlassen,  erlosch  ihr  Douaire;  die  auf 
dieses  entfallende  Hälfte  wurde  wieder  freies  Eigenthum  des  Mannes  und 
eine  folgende  Frau  hatte  dann  das  volle  Douaire  nach  dem  Bestände  des 
Vermögens  des  Mannes  zur  Zeit  der  Eingehung  der  Ehe.  So  nach  Beau- 
xnanoir  13  S  2 :  Mais  cembien  que  li  barons  aii  eu  de  fernes,  s'  il  n  ena  en- 
fanSy  li  douaires  de  celi  qui  apris  vient,  n'  en  est  point  apeticiSs;  car  lihe- 
ritages  du  baron  demore  en  auiel  estaty  comme  il  estoii,  quant  il  espousa 
cele  de  qui  il  n'  a  nul  enfant  Dasselbe  konnte  der  Fall  sein  in  solchen  Ein- 
zelrechten, in  welchen  nach  den  spätem  Coutumes  das  Douaire  nur  als  per- 
sönliches Recht  der  Frau  erscheint  und  ein  Sonderanspruch  ihrer  Kinder 
auf  dasselbe  nicht  anerkannt  ist.  So  wird  etwa  zu  Bappaume  S  22  und  in 
der  Grafschaft  St.  Pol  «>  S  i,  Cout.  ge'n.  i,  332.  365,  als  Abweichung  vom 
gemeinen  Recht  der  Grafschaft  Artois  betont,  dass  die  zweite  und  jede  fol- 
gende Frau  dasselbe  Douaire  habe,  wie  die  erste:  soii  quily  aii  enfant  ou 
non.  Aber  auch  wenn  der  Anspruch  der  Kinder  der  frühern  Frau  beachtet 
wurde,  erhielt  die  zweite  Frau  volles  Douaire,  wenn  jene  Kinder  vor  Ein- 
gehung der  zweiten  Ehe  starben,  da  dann  zur  Zeit  dieser  das  ganze  Gut 
wieder  freies  Eigen  des  Vaters  war. 

Anders  beim  Vorhandensein  von  Vorkindern,  wenn  zur  Zeit 
der  Wiederverheirathung  Kinder  der  frühern  Frau  lebten,  welche  Anspruch 
auf  deren  Douaire  hatten,  so  dass  dieses  mit  ihrem  Tode  nicht  erloschen 
war.  Es  gelangte  dann  der  Satz  zur  Geltung:  Douaire  sur  douaire  n'a 
Point  Heu,  tant  que  le  premier  dure ;  vgl.  C  de  Bourbonnais  S  251; 
Loysel  S  1 68.  Von  dem  was  wir  als  Stammvermögen  des  Mannes  bezeich- 
neten, war  jetzt  nur  noch  die  Hälfte  sein  freies  Eigenthum,  die  andere 
Hälfte  den  ersten  Kindern  verfangen.  Danach  hatte  die  zweite  Frau  nur 
noch  Douaire  an  der  Hälfte  der  Hälfte,  also  einem  Viertel  des  Stammgutes, 
die  Dritte  an  einem  Achtel  und  weiter,  wie  schon  Beaumanoir  13  S  2 
diese  Bruchtheile  bis  zum  Sechszehntel  hin  erwähnt. 

Werden  aber  diese  Hälften  der  Hälfte  mehrfach  genannt,  um  den  An- 
theil  der  späteren  Ehen  am  Stammgute  des  Mannes  zu  kennzeichnen ,  so 
folgt  daraus  nicht,  dass  nun  das  Douaire  der  Kinder  verschiedener  Ehen  die 
Hdfte,  ein  Vienel,  ein  Achtel  des  vom  Vater  hinterlassenen  Gutes  beträgt. 
Deon  das  Douaire  der  spätem  Frau  war  mit  jener  Hälfte  der  Hälfte  nicht 
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822]  erschöpft.  Sie  bezog  sich  nur  auf  den  Theil  des  Gutes,  der  mit  dem 
frühem  Douaire  belastet  war,  während  ihr  die  volle  Hälfte  an  dem  Gute 
zustand,  welches  vom  frühem  Douaire  nicht  getroffen  wurde.  Ergibt  sich 
das  aus  den  allgemeinen  Angaben,  so  werden  dem  entsprechend  auch  wohl 
die  Bestandtheile  des  zweiten  Douaire  einzeln  aufgezählt.  So  in  der  Cou- 
tume  des  dem  Bischof  von  Beauvais  gehörenden  Vidamd  von  Gerberoy  S  74, 
Cout.  gen.  I,  229.  Ausser  auf  das  hier  als  Douaire  d'un  quart  e'gard,  vgL 
Loysel  S  172,  bezeichnete  Viertel  des  Stammgut  bezieht  sich  das  zweite 
Douaire  auf  die  Hälfte  dessen,  was  der  Mann  während  der  ersten  Fht  und 
der  folgenden  Wittwenschafc  aus  der  Seite  ererbt  oder  anderweitig  erworben 
hatte;  dann  auf  die  Hälfte  des  Guts,  das  er  während  der  zweiten  Ehe  von 
Vorfahren  ererbt 

Danach  regelte  sich  dann  auch  der  Widum  der  Kinder  folgen-^ 
der  Ehen.  So  ausdrücklich  nach  derCoutume  von  Paris  S  253;  nachdem 
gesagt,  was  Douaire  der  Kinder  erster  Ehe  ist:  Ei  U  douaire  coustutnür 
des  enfans  du  second  lit  est  le  quaridesdits  immeubhs,  ensemble  moitiS  tant 
de  la  Portion  des  conquests  apparienans  au  mary ,  faits  pendant  ledit  pre^ 
mier  mariage^  que  des  acquests  par  luy  faits  depuis  la  dissoluiion  dudit 
Premier  mariage  jusques  au  jour  de  la  consommation  du  second y  et  la  mot- 
ti/  des  immeubles,  qui  luy  eschSeni  en  ligne  directe  pendant  ledit  second 
mariage;  et  ainsi  consequemment  des  autres  mariages.  Entsprechend,  aber 
weniger  genau  gefasst,  schon  im  Livre  de  Jostice  1 2,  2 1  $4.  Danach  waren 
in  Folge  der  Anknüpfung  nicht  an  den  Bruch,  sondern  an  den  Beginn  der 
Ehe  die  Kinder  erster  Ehe  keineswegs  immer  gerade  günstiger  gestellt,  als 
die  Kinder  folgender  Ehen.  Denn  auch  abgesehen  von  dem  schon  $813 
berühnen  Umstände,  dass  sich  das  Verhälmiss  dadurch  verschieben  konnte, 
dass  der  Vater  seine  Eltern  erst  während  der  folgenden  Ehe  beerbte,  konnten 
grosse  Seitenerbschaften  und  grosser  Gewinn  während  der  ersten  Ehe  und 
der  Wittwenschaft  dazu  führen,  dass  der  Vater  bei  Eingehung  der  zweiten 
Ehe  ein  bedeutend  grösseres  Vermögen  besass,  als  das,  dessen  Hälfte  den 
Kindern  erster  Ehe  verfangen  war. 

Ganz  entsprechende  Bestimmungen  finden  sich  da,  wo  das  erste  Dou- 
aire nicht  nach  der  Hälfte,  sondern  nach  einem  Drittel  bemessen  ist.  Das 
zweite  Douaire  beträgt  dann  ein  Drittel  von  den  erübrigenden  zwei  Dritteln 
des  Stammguts,  also  zwei  Neuntel  vom  Ganzen.  Bei  genaueren  Angaben 
wird  dann  aber  auch  hier  ebenso  erwähnt,  dass  das  zweite  Douaire  ein 
Drittel  der  vom  ersten  Douaire  nicht  getroffenen  Vermögensantheile  trifft 
So  erhalten  nach  der  Coutume  von  Calais  §  54,  wo  die  Bemessung  nach 
dem  Drittel  sich  auf  die  Rotures  beschränkt,  die  Kinder  zweiter  Ehe  un  tiers 
de  deux  tiers  desdits  rotures,  nämlich  der  zum  Stammgute  gehörenden; 
weiter  aber  im  Anschlüsse  an  den  angeführten  Wortlaut  der  Coumme  von 
Paris  ein  volles  Drittel  von  allen  Rotures,  die  zu  den  dort  aufgezahlten,  vom 
ersten  Douaire  nicht  getroffenen  Vermögensbestandtheilen  gehören. 

An  dem  Massgeben  des  Bestandes  dessen,  was  bei  Eingehung  der  Ehe 
dem  Manne  zu  vollem  Rechte  zustand,  wird  so  streng  festgehalten,  dass 
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zwar,  wenn  die  Vorkinder  vor  derselben  gestorben  waren,  die  spätere  Frau 
und  ihre  Kinder  die  volle  Hälfte  erhielten;  dassaber,  vgl.  Paris  S  254,  wenii 
die  Vorkinder  erst  während  der  zweiten  Ehe  starben,  sich  damit  das  Dou- 
aire  der  zweiten  Ehe  nicht  vergrösserte,  sondern  lediglich  das  der  ersten 
Ehe  zu  Gunsten  des  Vaters  erlosch.  Es  kam  damit  also  erst  dem  Douaire 
einer  etwaigen  dritten  Ehe  zu  Gute,  so  dass  dann  schon  daraufhin  die  Kin^ 
der  der  dritten  Ehe  günstiger  gestellt  sein  konnten,  ak  die  der  zweiten..  Das 
entspricht  genau  den  Gesichtspunkten,  welche  wir  bisher  eingehalten  fan- 
den. Denn  bei  Eingehung  der  zweiten  Ehe  besass  der  Vater  die  verfangene 
Hälfte  noch  nicht  zu  vollem  Recht.  Ebenso  wenig  war  aber  ein  Grund^  es 
entsprechend  dem  während  der  Ehe  anfallenden  Stockgut  zu  behandeln. 
Die  Ererbung  dieses  stand  in  sicherer  Aussicht;  dagegen  war  das  Versterben 
der  Vorkinder  so  wenig  vorauszusehen,  wie  das  kinderlose  Versterben  von 
Seitenverwandten. 

Allerdings  gibt  es  einen  schon  von  Beaumanoir  13  S  15,  vgl.  auch 
Loysel  $  169,  als  Ausnahme  erwähnten  Fall,  in  welchem  nachträglich  das 
Douaire  anwachsen  kann;  nämlich  beim  Uebergang  des  Widum 
derverwittwetcn  Mutter  auf  dieSchwiegertöchter.  Ererbt  der 
Mann  bei  Ueberleben  der  Mutter  sein  Vatergut,  so  ist  dasselbe  zur  Hälfte 
mit  dem  Douaire  seiner  Mutter  belastet;  stirbt  er  dann  vor  der  Mutter,  so 
erhalt  die  Frau  davon  nur  eine  Hälfte  der  freien  Hälfte,  also  ein  Viertel,  wie 
das  in  der  Coutume  von  Peronne  §  1 50  ausdrücklich  gesagt  ist;  vgl.  auch 
die  Coutume  von  Anjou  von  1463  S  245  :  Ei  advieni  aucunesfoi:^  que  sur 
une  terre  a  irois  douaires  ei  bien  souveni  deux.  Stirbt  dann  aber  die  Mutter, 
so  treten  nun  die  erste  Frau  oder  ihre  Kinder  in  die  volle  Hälfte  derselben 
ein,  womit  dann  zugleich  das  Douaire  etwaiger  späterer  Ehen  sich  entspre- 
chend vergrössert.  Man  hält  sich  dann  daran,  vne  Beaumanoir  betont,  dass 
das  Gut  schon  während  der  Ehe  vom  Vater  auf  den  Sohn  vererbt  ist ,  nur 
mit  einem  Douaire  belastet,  welches  dann  nach  dem  Tode  der  Douairiere 
das  volle  Douaire  der  lebenden  Frau  so  wenig  mindern  soll,  wie  das  vor 
der  zweiten  Ehe  erloschene  Douaire  der  ersten  Frau  das  volle  der  zweiten. 
Leben  Mutter,  Tochter  und  Enkelin  gleichzeitig  als  Wittwen,  so  kommt 
die  durch  den  Tod  der  Mutter  frei  werdende  Hälfte  an  die  Tochter,  wäh- 
rend die  Enkelin  nun  statt  des  Achtels  das  damit  frei  werdende  Viertel  der 
Tochter  erhält.  Das  ist  insbesondere  insofern  zu  beachten,  als  sich  damit 
ein  wesentlicher  Unterschied  von  den  verwandten  Verhältnissen  der  lo- 
thringischen Verfangenschaftsrechte  ergibt,  in  welchen  nach  dem  Satze,  dass 
Zucht  nicht  auf  Zucht  fkllt,  dasjenige,  was  die  beim  Tode  des  Sohnes  noch 
lebende  Mutter  in  Zucht  hatte,  nach  deren  Tode  unmittelbar  auf  die  Enkel 
übergeht,  ohne  dass  die  verwittwete  Schwiegertochter  irgendwelche  An- 
sprüche daraufhätte,  da  ihre  Zucht  sich  auf  das  beschränkt,  was  ihr  Mann 
zur  Zeit  seines  Todes  bereits  zu  voUem  Eigen  besass. 

Eine  Ausnahme  von  den  bisher  besprochenen  folgerichtigen  Gestal- 
tungen bietet  nur  das  Recht  der  Grafschaft  Art ois.  Nach  dem  ältesten 
Coutumier  35  S  i  ff.^  ed,  Tardif  86^  dann  den  spätem  Coutumes  A.  S  122, 
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822]  N.  S  176,  vgl.  auchSt.  Vaast  S  3,Cout  gen.  1,408,  haben,  wenn  Vor- 
kinder der  ersten  Ehe  da  sind,  die  zweite  Frau  und  ihre  Kinder  keinerlei 
Anspruch  auf  das  Erbgut  des  Mannes;  die  erste  Frau  hat  an  der  Hälfte 
Douaire,  das  Eigenthum  verbleibt  ganz  den  Kindern  der  ersten  Ehe.  Das 
dürfte  am  wahrscheinlichsten  auf  Einfluss  des  Verfangenschaftsrechts  zu- 
rückzuführen sein ,  wie  es  vielfach  in  den  Stadtrechten  von  Artois  üblich 
war,  vgl.  S  739,  wonach  das  ganze  liegende  Gut  der  ersten  Ehe  den  Kindern 
derselben  verfangen  sein  sollte. 

828.  Die  besprochenen  Verhältnisse  gewinnen  nun  aber  dadurch  be- 
sondere Bedeutung,  dass,  wie  ich  denke,  dieTheilungdesVaterguts 
nach  Widumsrecht  als  ursprüngliche  Regel  zu  betrachten  ist, 
während  sie  in  den  spätem  Coutumes  nur  noch  als  Ausnahme  für  den  Fall 
festgehalten  erscheint,  dass  alle  oder  einzelne  Kinder  auf  die  Erbschaft  nach 
dem  Vater  verzichteten.  Auch  abgesehen  von  dem  FaUe,  dass  die  Schulden 
den  vom  Douaire  freien  Theil  des  Nachlasses  des  Vaters  übersteigen  konnten, 
konnten  die  Kinder  einzelner  Ehen  sich  besser  stehen,  wenn  sie  sich  nur 
an  das  Douaire  ihrer  Mutter  hielten,  als  wenn  sie  mit  den  Kindern  anderer 
Ehen  den  Nachlass  nach  Köpfen  theilten.  Denn  abgesehen  von  den  bespro- 
chenen Umständen,  wonach  die  Douaires  selbst  von  sehr  verschiedenem 
Betrage  sein  konnten,  fiel  dafür  insbesondere  auch  noch  ins  Gewicht,  dass 
für  das  eine  Douaire  nur  ein  einziges  Kind  der  Ehe  vorhanden  sein  konnte, 
welches  dann  den  gesammten  Betrag  erhielt,  während  ein  anderes  unter 
eine  grosse  Zahl  von  Kindern  zu  theilen  gewesen  sein  würde.  Allerdings 
musste  sich ,  abgesehen  vom  Falle  der  Ueberschuldung ,  auch  bei  einer 
Mehrzahl  beerbter  Ehen  immer  noch  ein  vom  Douaire  freier  Theil  des 
Nachlasses  ergeben ,  der  aus  der  Hälfte  des  bei  Eingehung  der  letzten  Ehe 
vorhandenen  und  aus  dem  seitdem  erworbenen  Vermögen  des  Vaters  be- 
stand. War  dieser  Rest  frei  vererbliches  Erbgut  des  Vaters ,  so  fiel  er  da- 
nach nur  an  solche  Kinder,  welche  bereit  waren,  H^ritiers  nach  dem  Vater 
zu  sein,  während  die  Douairiers  wegen  ihres  Verzichtes  davon  ausgeschlossen 
waren. 

Anders  stellt  sich  das  nach  den  altern  Quellen.  In  diesen  muss 
schon  die  Nichterwähnung  der  Voraussetzung  des  Verzichts 
aufdas  Erbe  auffallen.  So  weit  ich  sehe,  fehlt  für  den  da  massgebenden 
Satz,  dass  man  nicht  zugleich  Heritier  und  Douairier  sein  kann,  vgl.  Loysel 
S  165,  in  den  älteren  Quellen  jeder  Beleg,  während  doch  etwa  der  entspre- 
chende, dass  man  nicht  zugleich  He'ritier  und  Ldgataire  sein  kann ,  vgL 
Loysel  S  31 1,  schon  im  Grand  Coutumier  ausdrücklich  bestimmt  ist  Wo 
der  Anfall  des  Douaire  an  die  Kinder  der  Ehe  ausdrücklich  ausgesprochen 
ist,  fehlt  jeder  Hinweis  auf  die  Bedingung  des  Verzichts  auf  die  Erbschaft 
überhaupt.  So  heisst  es  um  1 300  in  den  Usages  von  Amiens,  Mamier  C. 
de  Pic.  160:  Se  aucuns  homs  a  enfans  de  pluseur  femmes  de  mariage,  lien- 
fant  empörter ont  cascun  le  douaire  leur  mire  apris  le  mori  du  pire  y  aussi 
bien  li  un,  comtne  pluseur,  Ist  trotzdem  auch  hier  S.  145  gesagt,  dass  Vater 
und  Mutter  von  allen  ihren  Kindern  ohne  Rücksicht  siuf  Alter  uad  Ge- 


Digitized  by 


Google 


Theilung  nach  Widumsrecht  ursprüngliche  Regel.  267 

schlecht  zu  gleichen  Theilea  zu  beerben  seien,  heisst  es  weiter  S.  15g,  dass 
ein  von  einem  überlebenden  Eltemtheil  bei  der  Heirath  ausgestattetes  Kind 
dadurch  nicht  sein  Recht  verliere:  qu"  il  ne partisse  ä  che  dont  se  mhreara 
esti  doude  ei  is  hyretagcs  qui  venront  du  cosU  de  chiaus  qui  seront  ires- 
passd,  sott  ses pires  au  se  m^e,  so  ist  doch  anzunehmen,  dass  nach  dem 
als  Regel  hingestellten  Anfall  des  Douaire  an  die  Kinder  der  einzelnen  Ehen 
das  vom  Vatergut  Erübrigende  unter  alle  getheilt  wurde. 

Aber  wir  finden  die  kopfgleiche  Theilung  des  Restes  nach 
VorwegnahmedesWidum  auch  ganz  ausdrücklich  ausgesprochen, 
womit  sich  also  aufs  bestimmteste  ergibt,  dass  der  Douairier  ausserdem  auch 
He'ritier  war.  So  wiederholt  in  den  Livres  de  Jostice  et  de  Plet  12,  6  S  3. 
4;  24  S  9,  1 19  ed.  Rapetti  231.  232.  236.  256.  257.  Es  heisst  etwa,  dass 
die  ersten  Kinder  wegen  des  Douaire  die  Hälfte,  die  zweiten  ein  Vienel 
nehmen :  le  quart  qui  remoini  sera  communs  ä  to^  les  enfan^y  premers  et 
dereniers;  oder  auch  bei  einer  grössern  Zahl  von  Ehen:  ce  qui  remaint^  si 
est  ddpartiT^  iudemeni  en  to^.  Oder  es  heisst  S  1 1,  dass  vom  Gewinngute 
der  Wittwenschaft  die  Hälfte  Douaire  der  zweiten  Frau  ist:  et  sera  patre- 
moine  as  enfan:^  de  celui  mariage  ;  el  f  autre  moittd  sera  commune  ä  pre- 
miers  et  darreners.  Im  Proces  verbal  zur  Coutume  von  Melun  von  1 506, 
Cout.  gen.  3,  432,  werden  mehrere,  damals  ausser  Kraft  gesetzte  Bestim- 
mungen einer  llltern  Coutume  mitgetheilt;  es  wird  da  angegeben,  was  ein 
Sohn  erster  Ehe  und  ein  solcher  zweiter  Ehe  nach  Widumsrecht  voraus- 
zunehmen haben,  wenn  die  Vatermutter  während  der  ersten,  der  Vatervater 
wahrend  der  zweiten  Ehe  gestorben  ist:  et  le  surplus  de  Vheritagc  de  leur 
pere  sera  pariy,  nur  so,  dass  der  Sohn  erster  Ehe  nach  seinem  hier  eingrei- 
fenden Erstgeburtsrecht  zwei  Drittel  erhält.  Dass  ihm  das  nach  dem  Tode 
der  Vatermutter  auf  seine  Mutter  übergegangene  Douaire  zugesprochen 
wird,  binden  also  in  keiner  Weise,  dass  er  ausserdem  H^ritier  nach  dem 
Vater  ist. 

Auch  in  Einzelfällen  ergibt  sich  wohl  dasselbe.  In  einem  sehr  ver- 
wickelten Rechtsstreit,  Boutaric  Actes  2,  422,  zwischen  einer  Tochter  erster 
und  einer  solchen  zweiten  Ehe  über  das  Erbe  nach  dem  Vater  und  einer 
verstorbenen  Schwester,  wird  1321  für  die  Tochter  der  ersten  Frau  geltend 
gemacht:  Que  dicia prima  uxor  de  consuetudine patrie dotata  fuit  de  dicto 
Castro y  castellania  et  medietaie  terre  eiusdem,  quodque  tarn  de  jure ,  quam 
de  consuetudine  notoria  loci  in  quo  dicie  res  existunt,  ille  res  sie  date  in 
dotem  sint  et  esse  debebant  propria  hereditas  heredis  uxoris  sie  dotate,  abs- 
que  hoc,  quod  de  hiis  idem  heres  aliis  fratribus  vel  sororibus  suis  ex  alia 
uxore  procreatis  divisionem  facere  teneatur.  Es  ist  da  also  nicht  allein  von 
irgendwelchem  Verzichte  der  das  Douaire  Nehmenden  nicht  die  Rede,  son- 
dern es  ist  auch  vorausgesetzt,  dass  sie  sonstige  Bestandtheile  des  Nachlasses 
mit  Geschwistern  aus  andern  Ehen  zu  theilen  hat,  wie  das  die  für  den 
nächsten  Zweck  nicht  weiter  zu  verfolgenden  Entscheidungen  der  einzelnen 
Streitpunkte  bestätigen. 

Besonders  beachtenswenh  scheinen  mir  aber  die  bezüglichen  Angaben 
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bei  .Beaumanoir  zu  sein,  insofern  sie  ergeben,  dass  zwar  einerseits  die 
Theilung  nach  Widumsrecht  sich  vereinzelt  wohl  schon  verloren  hatte,  dass 
sie  aber  ursprunglich  und  auch  noch  Überwiegend  im  13.  Jahrhundert  die 
Übliche  Folge  in  das  Vatergut  war,  ohne  dass  der  Douairier  gehindert  war, 
zugleich  Hentier  zu  sein.  Für  die  Grafschaft  Clermont  en  Beauvoisis  be- 
streitet er  allerdings  1 3  S  4  ff.  mit  Nachdruck,  dass  das  Douaire  der  Mutter 
den  Kindern  verfangen  sei.  Nach  dem  Tode  der  Frau  sei  der  Mann  durch 
die  Kinder  derselben  in  keiner  Weise  gehinden,  seine  Liegenschaften  zu 
veräussern :  car  douaires  par  nostre  coustume  ndhirete  pas  enfans  en  ma- 
niere,  que  li  peres  n  en  puisse  fere  se  volonte'  de  son  heritage  puis  le  mori 
dp  se  ferne.  Doch  scheint  das  selbst  für  das  Einzelrecht  nicht  unbestritten 
gewesenzusein,  da  Beaumanoir  sich  sichtlich  Mühe  gibt,  dasselbe  wenigstens 
dafür  zu  begründen,  vgl.  auch  den  S  821  erwähnten  Fall,  während  sich 
zugleich  ergibt,  dass  er  selbst  das  nur  als  Ausnahme  betrachtet.  Er  erwähnt 
S  ig  ein  Urtheil,  wonach  der  zweiten  Frau  eine  Burg  als  Douaire  zuge- 
sprochen wurde,  obwohl  ihr  dieselbe  von  den  Kindern  erster  Ehe  als  zum 
Douaire  ihrer  Mutter  gehörend  bestritten  wurde :  Et  par  ce  apert  il  encore 
bien,  que  li  hoir  ne  sunt  pas  ahiretd  efi  Biavoisis  selonc  les  douaires  es  he- 
ritagesy  qui  sunt  tenu  en  fief,  car  s'  il  en  fussent  aheritd  aussi  quil  sunt  en 
France,  ele  fCi  eust pas  eu  douaire.  Für  Frankreich  im  allgemeinen  oder 
wenigstens  für  das  unmittelbare  Kronland,  falls  er  den  Ausdruck  France  in 
diesem  engern  Sinne  gebraucht,  gibt  er  demnach  die  Verfangenschaft  zu. 

Wichtiger  aber  noch  für  unsern  Zweck  sind  seine  Angaben  S  18,  wo- 
nach auch  in  Beauvoisis  jene  Abweichung  lediglich  fUr  Lehen  gilt:  car  li 
heritage  qui  sont  tenu  en  vilenage,  sc  partisscnt  selonc  les  douaires.  Er  gibt 
dann  die  Art  der  Theilung  genau  an ;  bei  Kindern  dreier  Ehen  nehmen 
nach  dem  Douaire  ihrer  Mütter  die  ersten  eine  Hälfte,  die  zweiten  ein  Viertel, 
die  dritten  ein  Achtel  der  Liegenschaften:  et  quant  ces partieb  sontfeieSy  il 
demeure  en  V  iretage  un  witisme ;  sind  nur  Kinder  zweier  Ehen,  so  erübrigt 
ein  Viertel.  Bezüglich  dieser  Reste  aber  heisst  es :  Si  doit  on  savoir,  que  li 
quarSy  s'  il  n  i  a  que  deux  paires  d^  enfans ^  ou  li  witisme ^  s'  il  y  a  enfans  de 
trois  fernes,  sc  doit  partir  ygalement  entre  to^  les  enfans,  soient  premier  ou 
Secont  ou  tiers^  autant  ä  l'  un  comme  ä  V  autre ;  car  le  partie  du  pere ,  qui 
demonra  sans  estre  carquie  de  douaire,  nus  des  enfant  n  i  a  avantage^  ne 
esqueance  en  cix^  qui  sont  tenu  en  vilenage.  Dem  entspricht  auch  die  spä- 
tere Coutume  von  Clermont  en  Beauvoisis  S  160  insofern,  als  es  nur  für 
\Heritages  roturiers  das  Recht  der  Kinder  auf  das  Douaire  anerkennt,  wäh- 
rend bei  Lehen  das  Douaire  nach  dem  Tode  der  Wittwe  erlischt;  erst  hier 
ergibt  dann  S  168,  dass  der  Douairier  nicht  zugleich  Hentier  sein  kann. 

Für  die  Nothwendigkeit  eines  Verzichts  auf  das  Erbe  des  Vaters  geben 
alle  altern  Angaben  also  nicht  den  geringsten  Anhalt.  Die  Theilung  nach 
Widumsrecht,  so  weit  sie  nicht  vereinzelt  überhaupt  nicht  anerkannt  war, 
erscheint  als  die  regelmässige  Art  der  Behandlung  des  Nachlasses  des  Vaters. 
Der  verfangene  Theil  des  Nachlasses  wird  von  den  Kindern  jeder  Ehe  vor- 
weggenommen, und  dann  das,  was  dem  Vater  unverfangen  zu  vollem 


Digitized  by 


Google 


Theilung  nach  Widumsrecht  ursprüngliche  Regel.  269 

Rechte  zustand,  unter  alle  seine  Kinder  nach  Köpfen  oder  bei  Lehen  unter 
Beachtuüg  des  Erstgeburtsrechts  getheilt,  wie  wir  das  ganz  ebenso  häufig 
in  niederlothringischen  Rechten  ausgesprochen  finden  werden. 

Für  unsere  Annahme,  dass  das,  was  später  als  Ausnahme  erscheint, 
ui:$prUnglich  die  Regel  war,  fällt  aber  nichts  schwerer  ins  Gewicht,  als  dass 
sich  die  nachträgliche Aenderung  wohl  für  das  Gebiet  ein  und  derselben  Cou*- 
turne  bestimmt  nachweisen  lässt.  Die  Coutume  von  Paris  von  15 10,  vgL 
S  817,  gestattet  das  Recht  auf  den  Widum  nur  noch  bei  Verzicht  auf  das 
Erbe.  Aber  in  Uebereinstimmung  mit  jener  Angabe  des  Beaumanoir  über 
das  en  France  geltende  Recht  heisst  es  im  dreizehnten  oder  vierzehnten 
Jahrhqndene  in  den  Constitutions  du  Chätelet  de  Paris  26,  vgl.  Rev.  bist. 
8,  655,  von  der  Theilung  unter  Kinder  zweier  Ehen:  Et  se  ceste  seconde 
ferne  a  enfans  ei  eile  muert,  li  enfans  ont  la partie  de  laseconde,  et les Pre- 
miers enfans  ont  le  douaire  de  lor  mere  apre^  la  mort  dupere ;  et  puispar- 
tiront  ious  les  enfans  comme  freres  et  suers  a  tout  ce,  qui  demourra  de  par 
le  pere. 

824.  Die  Angaben  des  Beaumanoir  sind  nun  auch  in  der  Richtung 
beachten^werth,  als  sie  daraufhinweisen,  dass  in  der  Unvereinbarkeit 
der  Theilung  nach  Widumsrecht  mit  den  Forderungen  des 
Lehn  rechts  der  Hauptgrund  zu  sehen  sein  dürfte,  wenn  dieselbe  mehr 
pnd  .mehr  beschränkt  wurde.  Nach  späterm  französischen  Recht  bezieht 
sieb  das  Douaire  der  Frau  ganz  ebenso  auf  die  LehngUter,  als  auf  andere 
Liegenschaften  des  Mannes.  Beruht  das  Douaire  zweifellos  auf  landrecbt- 
lieber  Grundlage,  so  wird  sich  die  Ausdehnung  auf  Lehen  erst  allmälig  er- 
geben hqben.  Es  mag  dazu  anfangs  einer  Bewilligung  des  Lehnsherrn  für 
den  Einzelfall  bedurft  haben,  wie  eine  solche  in  deutschen  Gebieten  auch 
später  wohl  noch  erforderlich  war.  Bestand  aber  beim  Adel  das  liegende 
Gut  so  vorwiegend  aus  Lehen,  dass  bei  Ausschluss  derselben  das  Douaire 
für  standesgemässen  Uilterhalt  der  Wittwe  nicht  genügt  haben  würde,  so 
scheint  sich  schon  frühdie  Auffassung  festgestellt  zu  haben,  dass  der  Widum 
der  Frau  auch  die  Lehen  des  Mannes  umfasse.  Ich  möchte  das  daraus 
schliessen,  dass  auch  in  den  nördlichem  Rechtsgebieten,  in  welchen  das 
Landrecht  keine  Zucht  des  überlebenden  Ehegatten  oder  doch  keine  ein- 
seitige Zucht  der  Frau  kennt,  eine  solche  häufig  gerade  in  der  Beschränkung 
auf  Lehen  anerkannt  wird,  was  dann,  vgl.  §  788,  auf  westfränkischen  Ein- 
fluss  zurückzufuhren  sein  wird,  der  sich  demnach  sogleich  mit  der  Aus- 
breitung des  Lehnwesens  selbst  schon  so  geltend  gemacht  haben  muss.  Be- 
standen da  aber  noch  Unsicherheiten,  so  ist  es  sehr  möglich,  dass  die  in 
dieser  Fassung  jedenfalls  ungenaue,  vgl.  S  814,  Angabe  des  Beaumanoir 
über  die  Einführung  des  nach  der  Hälfte  bemessenen  Douaire  zunächst  nur 
eine  allgemeingiltige  Regelung  des  Douaire  am  Lehngut  im  Auge  hatte, 
worauf  auch  deuten  könnte,  dass  die  grossen  Kronlehen  ausgenommen  er- 
scheinet!. 

Nun  war  durch  das  Douaire  der  Frau  selbst  der  Zweck  des  Lehen 
mcht  gerade  empfindlich  beeinträchtigt;  entbehne  der  Lehnserbe  zunächst 
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824]  einen  grössern  Theil  der  Einkünfte,  so  erhielt  er  wenigstens  nach  dem 
Tod  der  Douairiere  wieder  Alles  zu  vollem  Recht.  Dagegen  bedarf  es  kaum 
einer  Bemerkung,  wie  sehr  die  Theilung  unter  die  Kinder  nach  Widums- 
recht  der  lehnrechtlichen  Folge,  welche  Überdies  beim  Adel  mehr  und  mehr 
für  die  Folge  in  das  Gesammtgut  massgebend  wurde,  widersprach.  Sollte 
der  älteste  Sohn  als  Lehnserbe  den  Hauptbestand,  in  der  Regel  zwei  Drittel 
oder  auch  vier  Fünftel  des  Nachlasses  des  Vaters  erhalten,  so  konnte  das 
bei  Theilung  nach  den  Douaires  nur  noch  den  freien  Theil  des  Vaterguts 
treffen.  Dagegen  entfiel  selbst  bei  der  Folge  in  das  einzelne  Douaire ,  vgL 
$819,  jeder  Vorzug  der  Erstgebun  und  des  Geschlechts.  Sollte  weiter  die 
S  821  erörterte  Gestaltung,  wonach  der  aus  dem  Douaire  stammende  Theil 
des  Nachlasses  nur  auf  Vollgeschwister  vererbte,  weiter  verbreitet  gewesen 
sein,  so  konnte  er  an  eine  Vollschwester  unter  Ausschluss  des  gleichvatrigen 
Halbbruders  fallen,  während  nach  Lehnrecht  beim  Seitenerbe  der  Mann 
gleichen  Grades  das  Weib  ausschloss. 

Das  konnte  dazu  fuhren,  dass  man  für  Lehen  die  Verfangenschaft  dM 
Douaire  für  die  Kinder  ganz  fallen  Hess,  wie  das  schon  zur  Zeit  des  Beau- 
manoir  in  der  Grafschaft  Clermont  der  Fall  war.  Auch  finden  sich  Mittel- 
wege eingeschlagen.  Schon  nach  dem  Livre  de  Jostice  12,6530  schliesst 
die  Theilung  nach  dem  Douaire  des Erstgebunsrecht  nicht  aus;  aber  es  ist 
dann  nur  für  jedes  Dpuaire  wirksam.  Ebenso  ist  in  einigen  Coutumes,  vgl. 
Valois  S  1 12,  Melun  §  98,  bestimmt,  dass  bei  dem  auf  Lehen  und  Adels- 
guter  fallenden  Douaire  dem  Erstgebornen  seinen  Jüngern  Vollgeschwi- 
stern gegenüber  entsprechender  Vorzug  zustehen  solle,  wie  das  der  Fall  ge- 
wesen sein  wurde,  wenn  sie  nicht  auf  das  Erbe  des  Vaters  verzichtet  hauen; 
zu  Etampes  S  132.  133  ist  ausserdem  noch  bestimmt,  dass,  wenn  die  Muner 
nur  Töchter  hinterlässt,  diesen  nur  die  Hälfte  ihres  Douaire  verfangen  sein 
soll.  Auch  da  sind  also  die  Abweichungen  durch  Rücksichtnahme  auf  die 
Lehnsfolge  veranlasst  Die  Auffassung  aber,  dass  das  Douaire  abweichend 
von  der  sonstigen  Folge  kopfgleich  zu  theilen  sei,  muss  doch  sehr  fest  ge- 
wurzelt gewesen  sein,  da  sich  überwiegend  auch  für  Lehen  keine  Ausnahme 
bestimmt  findet ;  insbesondere  betrachtet  ja  Beaumanoir  die  Theilung  auch 
der  Lehen  nach  Widumsrecht  noch  als  die  Regel. 

826.  Dann  aber  ist  um  so  erklärlicher,  wenn  man  derselben  ander- 
weitig entgegenzuwirken  suchte  und  insbesondere  die  nachträgliche 
Forderung  des  Verzichtes  auf  das  Erbe  des  Vaters  allmäblig 
bestimmter  Eingang  fand.  Allerdings  wird  wohl  schon  früh  das  Recht  auf 
das  Douaire  mit  dem  FaUe  des  Verzichts  auf  das  väterliche  Erbe  in  Verbin- 
dung gebracht.  So  heisst  es  insbesondere  schon  im  vierzehnten  Jabrhun- 
dene  in  den  Coutumes  notoires  N.  82,  dass  das  Douaire  der  MutterProprc 
der  Kinder  sei.  und  vom  Vater  nicht  belastet  werden  dUrfe :  maxim^  depuis 
Ja  mort  de  leur  mere,  et  par  especial  quant  ils  ne  sont  heriiiers  de  leur 
pere;  ei  puent  iceux  enfans  apres  la  mort  deleurs  pere  et  mere  en  ioir  pai- 
siblemcnt  sans  doute  de  creanciers  du  pere  seul  et  dont  ils  ne  sont  heritiers 
aucunement,  so  dass  kein  Gläubiger  des  Vaters  sich  an  das  zum  Douaire 
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gehörende  Gut  halten  kann.  Entsprechend  wird  noch  1534  in  der  Coutume 
des  Nivernais  24  S  8  gesagt ,  dass  das  Douaire  der  Mutter  Hdritage  der 
Nachkommen  der  Ehe  ist:  en  tnaniere  aussi,  que  posäqu*  ils  ne  hSriteni,ils 
prenneni  ledii  douaire  et  en  seront  saisis  lesdiis  enfans  apris  le  ir^pas  du 
pere. 

Solche  Angaben  sind  aber  doch  nicht  dahin  zu  verstehen ,  dass  das 
Recht  auf  das  Douaire  insbesondere  auch  Kindern  anderer  Ehen  gegenüber 
durch  einen  Verzicht  auf  das  Erbe  nach  dem  Vater  bedingt  sein  soll ;  es 
soll  lediglich  betont  sein,  dass,  auch  wenn  die  Kinder  verzichten,  das  Dou* 
aire  ihnen  ungeschmälert  verbleiben  soll.  Man  muss  beachten,  dass  in  den 
hHufigern  Fällen,  in  welchen  der  Vater  mit  Hinterlassung  von  Kindern  nur 
einer  Ehe  und  ohne  das  Douaire  überschreitende  Schulden  starb,  das  Recht 
auf  das  Douaire  überhaupt  keinerlei  Bedeutung  hatte,  da  die  Kinder  dann 
auch  ab  H^ritiers  den  gesammten  Nachlass  des  Vaters  mit  Einschluss  des 
Douaire  nahmen.  Bedeutung  hatte  dasselbe  nur  im  Falle  der  Ueberschul- 
düng;  und  in  diesem  Falle  musste  allerdings  von  jeher  der  Satz  Geltung 
haben,  dass  derjenige,  der  sich  um  der  Haftung  für  die  Schulden  des  Vaters 
zu  entziehen,  sich  an  das  Douairs  halten  wolle,  auf  das  Erbe  nach  dem 
Vater  verzichten  müsse,  da  er  andernfalls  als  H^ritler  auch  mit  dem  aus 
dem  Douaire  an  ihn  gekommenen  Gute  für  die  Schulden  hätte  aufkommen 
müssen. 

Dieser  Gesichtspunkt  kam  aber  gar  nicht  in  Frage ,  wenn  in  Fällen, 
wo  ein  schuldenfreies  Vermögen  des  Vaters  erübrigte,  die  Kinder  verschie- 
dener Ehen,  nachdem  sie  die  Douaires  vorweggenommen,  sich  in  den  Rest 
als  H^ritiers  theilten.  Stand  aber  einmal  für  den  Fall  der  Ueberschuldung 
der  Satz  fest,  dass  das  Recht  auf  das  Douaire  durch  Verzicht  auf  das  Erbe 
bedingt  sei,  war  man  mehr  und  mehr  der  Theilung  nach  Widumsrecht 
überhaupt  abgeneigt,  so  erklärt  es  sich  unschwer,  wenn  man  allmählig  jenen 
Satz  verallgemeinerte  und  überhaupt  alle  Sonderansprüche  auf  das  Douaire 
vom  Verzicht  auf  das  Erbe  abhängig  machte.  Er  scheint  denn  auch  mehr- 
fach erst  nachträglich  anerkannt  zu  sein.  In  der  altern  Coutume  von  Mantes 
14  S  I  heisst  es  noch  ohne  irgendwelche  Einschränkung,  dass  das  Douaire 
Propre  aux  enfans  sei;  erst  in  der  von  1 556  S  141  findet  sich  der  Satz:  Nul 
ne  peui  estre  her  Hier  et  prendre  douaire  ensemblement. 

Diese  Forderung  des  Verzichts  auf  das  Erbe  würde  freilich  insofern 
keine  gewichtigere  Schranke  gewesen  sein,  als  sie  nicht  hindern  konnte, 
dass  das  Douaire  nicht  dennoch  genommen  wurde,  wenn  dasselbe  grösser 
war,  als  der  zu  erwartende  Antheil  an  dem  Erbe  nach  dem  Vater.  Aber 
wenigstens  die  später  bei  zusammenhängender  Erörterung  des  Gegenstan- 
des zu  erwähnenden  Bestimmungen  anderer  Rechte  ergeben  deutlich  eine 
Auffassung,  wonach  zwar  auch  Kinder  berechtigt  waren ,  das  Erbe  nach 
ihrem  Vater  auszuschlagen,  um  der  Haftung  für  die  Schulden  desselben  zu 
entgehen,  wonach  das  aber  die  Sitte  höchlich  missbilligte ,  während  über- 
dies auch  wohl  das  Recht  anderweitige  Rechtsnachtheile  als  Folge  androhte. 
Ich  möchte  annehmen,  dass  man  es  auch  in  Frankreich  wenigstens  bei  der 
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825]  Noblesse  später  nicht  für  ehrenhaft  hielt,  das  Erbe  des  Vaters  auszuschla-^ 
gen  und  sich  an  dasDouaire  zu  halten.  Bestand  da  nicht  wenigstens  in  der  Sitte 
irgendwelche  Schranke ,  so  ist  nicht  wohl  abzusehen ,  wie  sich  dann  für 
Lehen  das  Erstgeburtsrecht  hatte  aufrecht  erhalten  lassen.  Denn  es  stand, 
vgl.  S  8 1 9,  auch  einzelnen  Kindern  derselben  Ehe  zu ,  sich  an  den  auf  sie 
treffenden  Theil  des  Douaire  zu  halten,  obwohl  die  andern  nicht  verzich- 
teten; und  dann  würde  es  ja  insbesondere  für  nachgebome  Kinder  erster 
Ehe  überwiegend  vortheilhaft  gewesen  sein,  sich  an  das  Douaire  zu  halten. 
Je  weniger  aber  jene  doch  auch  später  noch  als  Ausnahme  festgehaltene 
Theilung  nach  Widumsrecht  sich  den  lehnrechtlichen  Gesichtspunkten  fügt, 
um  so  weniger  wird  zu  bezweifeln  sein,  dass  sie  auf  älteste  Zustände  zurück- 
reicht und  sehr  fest  im  Rechtsbewusstsein  gewurzelt  haben  muss. 

Allerdings  scheint  sich  dieses  Verhältniss  im  einzelnen  sehr  verschieden 
entwickelt  zu  haben.  Ergab  sich,  dass  die  Theilung  nach  dem  Douaire  wohl 
noch  bei  Romriers,  nicht  aber  für  Lehen  mehr  üblich  war ,  so  wird  umge- 
kehrt in  den  sich  benachbarten  Coutumes  von  Etampes  S  1359  Chanres 
S  53.  56,  Chateauneuf  S  58.  59,  und  Dreux  S  44.  47  betont,  dass  bei  Ro- 
turiers  oder  Non  nobles  das  Douaire  nicht  Propre  aux  enfans  ist ,  sondern 
mit  dem  Tode  der  Mutter  erlischt,  dass  dagegen  gerade  bei  den  Nobles  das 
Douaire  der  Mutter  ihren  Kindern  verfangen  ist. 

826.  In  einer  nicht  geringen  Zahl  von  Coutumes  aber  ist  nicht  allein, 
wie  etwa  in  der  ganzen  Champagne,  von  Rechten  der  Kinder  auf  dasDou- 
aire nicht  die  Rede ,  sondern  es  findet  sich  der  Ausschluss  desWi- 
dumsrechtsderKinder  auch  wohl  ausdrücklich  ausgesprochen.  So 
heisst  es  etwa  in  der  altem  Coutume  von  Sens  S  151:  Si  lafemme  dou^e 
de  douaire  coutumier  va  de  vie  ä  irSpas  devant  son  mary^  le  douaire  est  nul 
ei  steint;  während  in  der  neuern  S  163  zur  Beseitigung  jedes  Zweifels  noch 
zugefügt  ist:  tellement  qu  il  fi  est  propre  aux  enfans  venus  de  ce  tnariage. 
Entsprechend  zu  Auxerre ;  dann  in  Berry  und  Bourbonnais.  Doch  ergibt 
sich  da  keine  bestimmtere  örtliche  Abgränzun^.  Ist  etwa  zwischen  den  ge- 
nannten Gebieten  in  Nivernais  und  zu  Orleans  das  Douaire  den  Kindern 
verfangen,  so  erlischt  es  auch  wohl  in  der  Nähe  von  Paris  mit  dem  Tode 
der  Mutter;  so  nach  der  Coutume  von  Monfort  P  Amaury  S  139  oder  der 
von  Meaux  S  1  o.  Das  hatte  dann  die  Folge,  dass  das  Douaire  der  zweiten 
Frau  ebenso  bemessen  sein  konnte,  wie  das  der  ersten,  vgl.  S822,  und  dass 
alle  Kinder  den  Nachlass  des  Vaters  gleich  theilten. 

Zeigt  sich  da  ein  sehr  wesendicher  Unterschied,  so  wäre  es  immerhin 
denkbar,  dass  in  dieser  Richtung  schon  das  älteste  fränkische  Recht  nicht 
einheitlich  gestaltet  war.  Werden  das  aber  die  weiteren  Untersuchungen 
ganz  unwahrscheinlich  machen ,  so  legen  doch  auch  unsere  Erörterungen 
über  die  spätere  Gestaltung  an  und  für  sich  die  Annahme  nahe,  dass  der 
Ausgangspunkt  ein  gemeinsamer  gewesen  sein  dürfte  und  dass  wir  den- 
selben dann  in  der  Theilung  nach  Widumsrecht  zu  sehen  haben.  Die  mit- 
getheilten  Belege  lassen  ja  keinen  Zweifel,  dass  die  Weiterentwicklung  des 
Rechts  auf  Beseitigung  derselben  gerichtet  war,  dass  das,  was  früher  als 
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Regel  erscheint,  später  durchweg  nur  noch  als  Ausnahme  zugelassen  war. 
Wir  wiesen  darauf  hin,  wie  wenig  dieselbe  den  Gesichtspunkten  des  Lehn- 
rechts entsprach.  Aber  auch  davon  abgesehen  konnte  es  doch  im  Laufe  der 
Zeit  mehr  und  mehr  als  Unbilligkeit  empfunden  werden ,  dass  der  Vater 
von  seinen  Kindern  nicht  zu  gleichen  Theilen  beerbt  werden  sollte,  zumal, 
seit  der  Einfluss  des  römischen  Rechts  in  solchen  Verhältnissen  sich  mehr 
und  mehr  geltend  machte.  Insbesondere  dürfte  zu  beachten  sein ,  dass  der 
sichtlich  für  das  Institut  massgebende  Gesichtspunkt,  den  Kindern  einen 
Theil  des  Vaterguts  zu  sichern,  nicht  mehr  in  gleicher  Weise  ins  Gewicht 
fiel,  seit,  worauf  wir  zurückkommen,  die  römischen  Bestimmungen  über 
die  Legitima  fast  überall  Eingang  fanden.  Auch  in  andern  Rechtsgebieten 
stossen  wir  häufig  auf  Belege  dafür,  dass  man  die  ungleiche  Theilung  nach 
Ehen  für  unbillig  hielt  und  nachträglich  beseitigte.  So  insbesondere  in  den 
Verfangenschaftsrechten.  Das  stiess  dann  freilich  auch  wohl  auf  Widerstand. 
So  wurde  im  Stift  Köln,  vgl.  Maurenbrecher  Rheinpr.  Landr.  1,366,  schon 
bei  der  Reformation  von  1538  die  Devolution  der  Erbgüter  auf  die  Kinder 
erster  Ehe  als  der  miltigheit  der  rechten  i^tcwider  vür  onbillicJi  erachtet  und 
ausser  Kraft  gesetzt;  das  aber  stiess  auf  Widerstand  der  Stände  und  wurde 
vielfach  nicht  eingehalten,  bis  durch  die  Rechtsordnung  von  1663  das  De- 
volutionsrecht endgiltig  beseitigt  wurde. 

Es  ist  wohl  kaum  zu  bezweifeln,  dass  wenigstens  da,  wo  der  enge  An- 
schluss  an  westfränkisches  Recht  im  allgemeinen  ausser  Frage  steht,  auch 
die  Verfangenschaft  des  Douaire  der  Mutter  ursprünglich  die  Regel,  die 
ausdrückliche  Verwerfung  desselben  erst  das  Ergebniss  nachträg- 
licherEntwicklung  war.  Soll  in  Anjou,  vgl.  Viollet  Etabl.  i ,  1 40,  schon 
im  eilften  Jahrhunderte  das  Recht  der  Kinder  nicht  anerkannt  sein,  so  liegt 
mir  der  Wortlaut  der  bezüglichen  Belege  nicht  vor.  Jedenfalls  ergibt  sich 
für  manche  Coutumes,  dass  die  Bestimmung  erst  nachträglich  in  sie  Ein- 
gang fand.  Ist  dieselbe  etwa  zu  Meaux  besonders  auffallend,  so  ergibt  sich 
aus  den  Verhandlungen  über  die  Coutume  von  1509,  Cout.  g^n.  3,  406, 
dass  die  ursprüngliche  Aufzeichnung  keine  bezügliche  Angabe  enthielt.  Zu 
Melun  wurde  nach  den  Verhandlungen  über  die  Coutume  von  1 506,  vgl. 
Cout.  ge'n.  3,  432,  bis  dahin  nach  dem  Douaire  getheilt,  während  die  be- 
züglichen Bestimmungen  jetzt  gestrichen  und  durch  S  1 5  5  ersetzt  wurden, 
wonach  unter  Kindern  erster  und  zweiter  Ehe  unter  Beachtung  des  Erst- 
geburtsrechts für  Lehen  ganz  gleich  zu  theilen  ist. 

Zu  beachten  dürften  da  auch  die  auffallenden  Bestimmungen  der  älte- 
sten Coutume  von  Bourges  und  Berry  S  129,  vgl.  S  147,  über  fortgesetzte 
Gemeinschaft  mit  Kindern  mehrerer  Ehen  sein,  welche  von  den  S  726  er 
wähnten  des  sonstigen  westfränkischen  Rechts  ganz  abweichen.  Während 
für  das  Erbland  des  Vaters  ausdrücklich  gleiche  Kopftheilung  unter  die 
Kinder  verschiedener  Ehen  bestimmt  wird,  beträgt  bei  fortgesetzter  Gemein- 
schaft mit  späteren  Frauen  und  deren  Kindern  der  Antheil  am  Gemeingute, 
also  an  Fahrniss  und  Gewinnland,  für  die  ersten  Kinder  eine  Hälfte,  für 
die  zweiten  ein  Viertel,  für  die  dritten  ein  Achtel,  während  die  erübrigen- 
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826]  den  Stucke:  seront  ä  partir  ä  tous  lesenfans  des  trois  meres  ensembU. 
Das  entpricht  so  genau  der  frühern  Gestaltung  der  Theilung  nach  Widums- 
recht,  dass  ich  das  nicht  wohl  anders  zu  erklären  weiss ,  als  durch  die  An- 
nahme, man  habe  dieselbe  für  das  Erbland  des  Vaters  erst  nachtraglich  be- 
seitigt, während  sich  dann  «bei  der  Auftheilung  des  Gemeingutes  in  aller- 
dings ganz  vereinzelter  und  von  der  sonstigen  Auffassung  abweichender 
Weise  ein  Rest  der  altem  Gestaltung  erhielt. 

Damit  muss  nicht  gesagt  sein,  dass  gerade  überall,  wo  wirdasDouaire 
der  Frau  selbst  später  in  westfränkischer  Weise  geordnet  finden,  dem  ur- 
sprünglich auch  ein  Recht  der  Kinder  auf  dasselbe  entsprach.  Gerade  das 
Douaire  der  Frau  hat  sichtlich  vielfach  nachträglich ,  insbesondere  für  die 
Lehen,  auch  in  Gegenden  Eingang  gefunden,  in  welchen  für  das  Recht  im 
allgemeinen  westfränkische  Grundlage  nicht  anzunehmen  ist.  Es  konnte 
aber  sehr  wohl  Eingang  finden,  ohne  dass  man  sich  zugleich  der  im  west- 
fränkischen Recht  an  dasselbe  anknüpfenden  eigenthümlichen  Theilung  des 
Vaterguts  anschloss.  Wir  werden  bei  Besprechung  der  lothringischen  Gruppe 
darauf  zurükkommen  Wo  es  sich  aber  um  zweifellos  westtränkisches  Rechts- 
gebiet handelt,  da  dürfte  auch  auf  die  spätem  Zeugnisse  hin  zweifellos  an- 
zunehmen sein,  dass  ursprünglich  überall  ein  Recht  der  Kinder  bestand, 
aus  dem  Nachlasse  des  Vaters  den  Widum  der  Mutter  vorwegzunehmen, 
ohne  dass  das  ihr  Recht  an  der  Theilung  des  sonstigen  Nachlasses  des 
Vaters  beeinträchtigte ;  dass  dieses  Recht  sich  erst  nachträglich  in  vielen 
Rechten  beseitigte  und  durch  gleiche  Theilung  unter  sämmtliche  Kinder 
des  Vaters  ersetzt  wurde. 

827«  Auf  dasselbe  Ergebniss  fühn  aber  auch  eine  andere  Erwägung. 
Für  das  westfränkische  Recht  haben  wir  zweifellos  Fehlen  eines  vom 
Widum  unabhängigen  WarterechtsderKinder  auf  das  Vater- 
gut anzunehmen.  Was  der  Vater  thatsächlich  hinterliess,  kam  allerdings 
zunächst  an  seine  Kinder  als  nächste  Erben.  Es  stand  nach  germanischer 
Auffassung  im  allgemeinen  Niemandem  zu,  willkürlich  zu  bestimmen,  wer 
sein  Erbe  sein  solle ;  der  Erbe  war  durch  das  Recht,  nicht  durch  den  Willen 
des  Erblassers  bestimmt.  Es  entsprach  dem  nur,  wenn  man  dem  Erblasser 
auf  dem  Todesbette  nicht  mehr  gestattete,  noch  willkürliche  Verfügungen 
über  sein  Gut  zu  treffen  und  damit  das  Recht  seiner  Erben  gegenstandslos 
zu  machen;  wir  kommen  darauf  zurück.  Anders,  wenn  er  noch  im  Voll- 
besitze seiner  Gesundheit  war,  wenn  es  sich  um  eine  Vergabung  unter  Le- 
benden handelte,  wenn  dieselbe  mit  warmer  Hand,  Main  chaude,  wie  es  in 
niederländischen  Quellen  heisst,  geschah.  Dann  schmälerte  er  unmittelbar 
sein  eigenes  Recht,  nur  mittelbar  das  seiner  Erben.  Bereits  S  183.  197  fif. 
2 1 5  habe  ich  die  Annahme  vorläufig  zu  begründen  gesucht,  dass  dann  von 
der  Auffassung  auszugehen  ist,  dass  Jeder  mit  seinem  Eigenthum  nach  Be- 
lieben schalten  kann,  wie  er  will,  ohne  durch  Rücksichten  auf  seine  Erben, 
selbst  dann,  wenn  diese  seine  Kinder  sind,  daran  gehindert  zu  sein.  Aber 
ich  führte  auch  aus,  wie  wohl  von  jeher  die  Sitte  es  missbilligte,  wenn  von 
jenem  Rechte  rücksichtslos  Gebrauch  gemacht  wurde,  wenn  sie  da  gewisse 
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Gränzen  eingehalten  wissen  wollte,  und  wie  dann  das,  was  zunächst  nur 
die  Sitte  verlangte,  schliesslich  vielfach  als  Recht  anerkannt  wurde. 

Die  Bestimmungen ,  durch  welche  verhütet  werden  sollte,  dass  der 
künftige  Erblasser  insbesondere  Kindern  gegenüber  deren  Erbrecht  nicht 
gegenstandslos  machen  sollte,  gehen  allerdings  von  sehr  verschiedenen  Ge- 
sichtspunkten aus,  wie  sich  das  am  leichtesten  erklärt,  wenn  dem  ursprüng- 
lichsten germanischen  Recht  eine  bestimmte  Schranke  überhaupt  unbe- 
kannt war,  während  die  Sitte  sich  dann  mehrfach  unabhängig  von  einan- 
der feststellte.  Am  weitesten  gehen  da. Rechte,  welche  ohne  Einwilligung 
der  Erben,  mögen  sie  Kinder  sein,  oder  nicht,  überhaupt  keine  Veräusse- 
rung  der  Liegenschaften  oder  doch  des  ererbten  Landes  gestatten.  Weit 
verbreitet  war  dann  die  Auffassung,  dass,  sobald  ein  Kind  geboren,  das  Gut 
der  Eltern  nicht  mehr  Sondergut  derselben,  sondern  Gemeingut  der  Fa- 
milie sei,  an  welchem  den  Eltern  und  den  Kindern  verschiedene,  nach 
Hälften,  nach  Dritteln  oder  nach  Köpfen  bemessene  Theilbeträge  zustan- 
den, vgl.  S  651,  so  dass  die  Eltern  die  freie  Verfügung  über  ihren  Theil 
erst  nach  Auseinandersetzung  mit  den  Kindern  wiedergewannen. 

Den  fränkischen  Rechtsgruppen  ist  dieser  Gesichtspunkt  fremd.  In  den 
Verfangenschaftsrechten  fehlt  während  der  Ehe  der  Eltern  jede  rechtliche 
Schranke,  welche  dieselben  im  Interesse  der  Kinder  an  der  völlig  freien 
Verfügung  über  ihr  Gut  hinderte ;  dagegen  war  da  nach  dem  Bruche  der 
Ehe,  sobald  Missachtung  der  Ansprüche  der  Kinder  durch  den  Ueberleben- 
den,  zumal  wenn  dieser  eine  andere  Ehe  einging,  mehr  zu  befürchten  war, 
den  Kindern  ausreichendste  Bürgschaft  geboten  durch  die  Verfangenschaft 
des  gesammten  liegenden  Eheguts.  Dem  westfränkischen  Rechte  ist  auch 
das  fremd.  Rechte  der  Kinder  auf  das  Gut  des  Vaters  waren  lediglich  ge- 
sichen  durch  die  Verfangenschaft  des  Douaire. 

Nähmen  wir  nun  an,  dass  diese  ursprünglich  nicht  allgemein  Rech- 
tens gewesen  sei,  so  würden  sich  im  westfränkischen  Recht  keinerlei  Be- 
stimmungen entwickelt  haben,  welche  den  Kindern  auch  nur  einen  Theil 
des  Gutes  des  Vaters  sicherten.  Denn  überwiegend  sprechen  noch  die  spä- 
tem westfränkischen,  und  ebenso  die  ihnen  in  dieser  Richmng  entsprechen- 
den lothringischen  Coutumes  aus,  dass  Jeder  sein  ganzes  Gut,  Liegen- 
schaften, wie  Fahmiss,  mögen  Kinder  da  sein  oder  nicht,  ganz  nach  Ge- 
fallen verschenken  mag,  wenn  er  frei ,  grossjährig  und  bei  gesundem  Ver- 
stände ist;  vgl.  Glasson  in  Nouv.  Revue  16,  757  ff.  Finden  sich  aber  in 
manchen  Coutumes  Schranken  gezogen,  so  weist  schon  der  Umstand,  dass 
die  bezüglichen  einschränkenden  Bestimmungen  ganz  verschiedenen  Ge- 
sichtspunkten folgen  und  bei  manchen  die  nachträgliche  Einftlhrung  sich 
bestimmter  erweisen  lässt,  deutlich  darauf  hin ,  dass  ursprünglich  solche 
Beschränkungen  nicht  bestanden.  Das  kann  ja  in  keiner  Weise  befremden, 
wenn  nach  unserer  Annahme  früher  allgemein  durch  die  Verfangenschaft 
des  Douaire  den  Kindern  ohnehin  ein  grosser  Theil  des  Vatergutes  ge- 
sichert war  imd  der  Vater  nur  über  den  ihm  als  freies  Eigenthum  verblei- 
benden Rest  frei  verfügen  konnte. 
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828.  Gehen  wir  diesem  für  spätere  Erörterungen  besonders  beachtens- 
werthen  Verhaltnisse  näher  nach,  so  finden  wir  dieUnbeschrfinktheit 
der  Schenkungen  unter  Lebenden,  welche  dann  auch  sonstige 
VerSusserungen  traf,  überaus  häufig  aufs  bestimmteste  ausgesprochen.  Als 
1270  im  Parlamente  darüber  geklagt  wurde,  Olim  i,  849,  dass  Jemand 
seine  in  Francia  belegenen  Ländereien  gegen  solche  in  Normannia  ver- 
tauscht und  damit  wegen  der  Verschiedenheit  der  Erbenfolge  in  beiden 
Ländern  die  Kläger  um  ihr  Erbrecht  gebracht  habe,  wurden  diese  abge- 
wiesen, da  es  sich  um  Güter  handele :  quaSy  si  sibi  placuissety  iamquam  suas 
danare,  vendere  vel  alias  expendere  sine  alterius  preiudtcio  potuissei  ;  vnivAt 
nicht  bestritten,  dass  das  Gut  sein  Eigenthum  sei ,  so  konnte  er  auch  ohne 
aUe  Rücksicht  auf  die  spätem  Erben  ganz  nach  Belieben  darüber  verfügen. 
Im  Grand  Coutumier  i  eh.  40  heisst  es,  dass  Jemand,  s'il  y  a  h^ritier,  im 
Testamente  allerdings  nur  über  die  Hälfte  von  Fahrniss  und  Gewinngut 
und  ein  Fünftel  des  Erblandes  verfügen  darf;  aber:  en  sa  sanUil peut  toui 
donner  ou  vendre.  Diese  volle  Verfügungsfreiheit  ist  ebenso  ausgesprochen 
in  Coutumes  not.  N.  143  und  Desmares  Dec.  70.  In  den  Olim  3,  1417 
wurden  1 3 1 8  gegen  erbberechtigte  Bruderkinder  einem  unechten  Sohne 
alle  Güter  seines  Vaters  zugesprochen,  da  dieser  ihm  dieselben :  donacione 
inter  vivos  donaverat  et  se  dissaisierai,  retento  sibi  usu/ructu. 

Ebenso  unbedingt  ist  das  aber  in  einer  grossen  Zahl  der  spätem  Cou- 
tumes ausgesprochen.  So  heisst  es  in  der  Coutume  von  Sens  von  1 506 
S  96 :  Chacun  peut  par  donation  entre  vifs  disposer  de  tous  ses  biens  ä  son 
plaisir.  Das  ist  noch  in  der  von  1555  S  109  ebenso  wiederholt  und  ledig- 
lich hinzugefügt,  dass ,  wenn  der  Schenker  krank  war  und  binnen  vierzig 
Tagen  nachher  starb ,  die  Schenkung  als  eine  solche  auf  den  Todesfall  zu 
behandeln  sei.  Derselbe  Satz  findet  sich  in  der  altera  Coutume  von  Au- 
xcrre  S  109.  In  der  von  Nivernais  27  S  4  heisst  es  einfach:  Par  donation 
entre  vifs  chacun  peut  disposer  de  tous  ses  biens.  In  der  Coutume  der  Stadt 
Amiens  von  1507  S  7,  Bouthors  Cout.  loc.  i,  87,  wird  betont,  dass  er  das 
thuen  könne :  sans  le  consentement  de  son  h/ritier. 

Insbesondere  aber  waren  weder  Liegenschaften  überhaupt,  noch  irgend- 
welche Art  von  Liegenschaften,  insbesondere  das  Er  bland,  davon  ausge- 
nommen. Besonders  bestimmt  sind  die  Angaben  der  Coustumes  von  Ver- 
mandois  von  1448  $  58  ff.,  ed.  Beautemps  36.  Ueber  Acqu^ts  kann  jeder 
nach  Belieben  unter  Lebenden  und  durch  Testament  verfügen ;  et  que  des 
hMtaiges  venans  de  ligne  ou  patrismoisme  ä  aulcuns  par  la  cousiume  de 
Vermendois  tel  heritier  peult  licitement  en  sa  bonne  sanctä  et  entendem- 
ment  vallahlement  donner  par  donnation  entre  vifs  vendre  ou  aultrement 
transporter  ses  fiefs,  terres  et  seigneuries  fdodalles  venans  de  patrimoinne 
et  aultre^  tenemens,  während  er  letztwillig  nur  über  ein  Fünftel  verfügen 
darf;  für  solche  Schenkung  hat  er  le  consentement  de  /'Ä/riV/>r  nicht  nöthig: 
eben  so  wenig  bei  Verkauf,  bei  dem  er  auch  nicht  zu  schwören  habe,  dass 
er  in  Nothlage  sei  oder  für  den  Erlös  bessere  Liegenschaften  kaufen  wolle. 
Aehnlich  nach  der  Coutume  der  Baillage  Amiens  S  i  J  Chacun  peut  par 
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enire-vifs  donner  et  fransporter  ses  häriiages  ou  häritage  ä  tut  venus,  suc- 
cede^  et  ^chus  de  ses  pr^decesseurs^  soient  feodaux,  cottiers  ou  roturiers,  ä 
teile  personne  oupersonnes,qu' il  lui platt.  Dass  das  Erbgut  aicht  ausge- 
nommen, wird  wohl  auch  sonst  betont.  In  der  Baillage  Troyes  §138  darf 
Jeder  verfügen :  de  ses  biens  et  heritages,  tani  de  propre  et  naissant^  com-' 
me  autres. 

Insbesondere  trifft  das  auch  die  Lehen,  bezüglich  deren  die  freie 
Verfügung  wohl  auch  da  anerkannt  ist,  wo  das  sonstiges  Erbland  nicht  trifft. 
Nach  dem  sichtlich  im  allgemeinen  nicht  auf  westfränkischer  Grundlage  be- 
ruhenden Recht  von  Reims,  vgl.  S  753,  hat  der  Erbe  Warterecht  auf  das 
halbe  Erbland  oder  Naissant.  Aber  nach  der  Coutume  von  1481  S  347. 
351,  Varin  Arch.  i,  829,  darf  Jeder  alle  seine:  h/ritages  nobles  tenus  en 
fief^  frei  verschenken  und  verkaufen,  ohne  dass  die  Erben  einsprechen 
können :  car  en  terre  noble  n  a  aulcune  r^servation  ou  retour  de  demy^ 
naissant.  Das  schliesst  sich  also  den  sonstigen  Belegen,  vgl.  S  824,  für  das 
Zurückgehen  der  lehnrechtlichen  Bestimmungen  auf  westfränkische  Grund* 
läge  an. 

Für  die  als  Widum  bestellte  Liegenschaften  hatte  das  selbstverständ- 
lich keine  Gelmng ;  ergibt  sich  das  durchweg  nur  aus  den  die  Verfangen- 
Schaft  betreffenden  Bestimmungen,  so  ist  es  auch  wohl  besonders  betont. 
So  wird  im  Amt  Vitry  le  Fran9ais  S  i  r  2  als  Recht  angegeben :  que  person- 
nes  franches  peuvent  entre  vifs  disposer  de  leurs  meubles  et  conquests,  les 
vendre,  donner  et  aliener ^  mesmement  les  gens  marie^  sans  le  consentement 
de  leurs  femmes ;  et  aussi  tous  leurs  heritages  propres  et  naissans  ä  la 
Charge  du  douaire,  dont  ils  sont  charge\  envers  leurs  femmes,  WodasDou- 
aire  sich  nach  dem  Bestände  des  beim  Tode  des  Mannes  Vorhandenen 
regelte  und  damit  die  Verfangenschaft  entfiel,  vgl.  S  8 1 6,  konnte  daher  die 
freie  Verfügung  ganz  unbeschränkt  ausgesprochen  werden.  So  darf  nach 
der  Coutume  des  Amts  Douai,  Alien.  S  6,  wo  das  zutraf,  vgl.  S  784,  der 
Mann  sein  ganzes  Gut  verschenken:  sans  pour  ce  avoir  la  presence  ou  con- 
sentement de  safemme  ou  heritiers  apparens.  Ebenso  nach  der  Coutume 
des  Herzogthums  Lothringen  von  15 19,  ed.Bonvalot  102;  lediglich  solche 
Güter,  welche  der  Frau  im  Heiratsvertrage  ausdrücklich  als  Douaire  zuge- 
sichert sind,  darf  der  Mann  nicht  ohne  sie  veräussern.  Oder  besonders  be- 
stimmt in  der  Coutume  von  Nivelles  von  1531  S  7,  Cout  de  Brab.,  Q.  de 
Brux.  2,  361 :  Z^  mari  par  testament,  aussi  par  pure  donation^  peut  priver 
safemme  et  ses  enfans  de  tous  ses  biens  ^  si  bon  lui  semble,  constant  son  ma- 
riage^  sans  cause  au  raison, 

Ist  die  volle ,  insbesondere  auch  das  Erbgut  umfassende  Verfügungs- 
freiheit nicht  überall  ausdrücklich  erwähnt,  so  werden  wir  sie  doch  überall 
voraussetzen  dürfen,  wo  sich  Bestimmungen  über  die  Schenkung  finden, 
ohne  dass  irgendwelcher  bezügliche  Vorbehalt  gemacht  wird.  So  findet  sich 
etwa  in  der  Coutume  von  Paris  von  1 5 10  S  160  lediglich  der  im  Droit  cou- 
tumier  allgemein  anerkannte  Satz:  Donner  et  retenir  ne  vaut.  Der  Schenker 
muss  sich  wirklich  der  geschenkten  Sache  emäussern ,  dem  Beschenkten 
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828]  Eigenthum  und  Besitz  übertragen ,  ihn  bei  Liegenschaften  in  Saisine 
setzen,  wenn  auch  durchweg  gestattet  ist,  sich  dann  den  Nutzgenuss  vor- 
zubehalten. Denn  wenn  der  Schenker  in  Saisine  verblieb,  so  war  die  Schen- 
kung keine  endgiltige  und  unwiderrufliche,  da,  wenn  er  seine  Saisine  einem 
Andern  übertrug,  dieser  Zweite  ebenso,  wie  beim  Verkaufe ,  auch  bei  der 
Schenkung  das  bessere  Recht  hatte,  wie  das  etwa  in  den  Coustumes  de  Ver- 
mendois  $92  ausdrücklich  betont  wird.  Und  ebenso  war  die  nur  zugesagte, 
aber  nicht  ausgeführte  Schenkung  für  die  Erben  nicht  verbindlich. 

Von  irgendwelcher  weitern  Schranke  ist  aber  überwiegend  nicht  die 
Rede,  so  weit  da  nicht  etwa  Sonderbestimmungen,  wie  das  Verbot  der 
Schenkung  unter  Eheleuten,  vgl.  $  747,  eingriffen.  Soll  nach  der  Coutume 
der  Normandie  von  1582  $  437  Niemand  Erbgut  an  sein  unechtes  Kind 
geben,  so  entspricht  das  zweifellos  nicht  dem  Altern  westfränkischen  Recht, 
wie  wohl  angenommen  wird;  vgl.  Glasson  in  Nouv.  Revue  16,  758.  Wir 
führten  bereits  ein  Urtheil  aus  den  Olim  an ,  wonach  einem  Unechten  auf 
Grund  von  Schenkung  das  Gut  gegenüber  den  gesetzlichen  Erben  zuge- 
sprochen wird.  So  hatte  auch  nach  einem  Falle  von  131 5,  Olim  3,  10 1 1, 
ein  Verstorbener  sein  ganzes  Gut  Jemandem  vergabt  zu  dem  Zwecke,  um 
es  an  zwei  unechte  Söhne  zu  geben ;  das  wird  von  einem  Neffen  bestritten, 
aber  nicht  weil  es  an  und  für  sich  unzulässig  sei,  sondern  weil  er  behauptet, 
dass  ihm  das  Gut  schon  vorher  geschenkt  sei ;  da  er  das  nicht  erweisen  kann, 
wird  er  abgewiesen.  Sind  auch  in  der  Coutume  von  Anjou  von  1437 
S  1240,  ed.  Beautemps  2,  461,  Schenkungen  an  Bastarde  im  allgemeinen 
verboten,  so  entspricht  doch  die  Ausnahme  durchaus  dem  westfränkischen 
Recht :  stnon  qtC  il  luy  haille  en  sa  vie  la  pocession  de  la  chose  donn/e,  ei 
non  autrement  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  die  Vergabungsfreiheit  am  häu- 
figsten zu  Gunsten  der  vom  gesetzlichen  Erbrecht  ausgeschlossenen  un- 
echten  Kinder  benutzt  wurde ;  es  erklärt  sich  damit ,  wenn  Bracton  Leg. 
Angl.  2,  7  S  I  sagt:  Et  notandum  quod  tnfavoretn  bastardorunt primo  in- 
venia  ßierit  donatio.  Selbst  wo  die  Vergabungsfreiheit  an  engere  Schranken 
gebunden  erscheint,  konnte  dem  Bastard  wenigstens  das  geschenkt  werden, 
was  jedem  Fremden  geschenkt  werden  durfte.  Und  daraus  konnte  sich  das 
von  Glanvilla  7,  i  S  5  betonte  Verhalmiss  ergeben,  dass  ein  Unechter  gün- 
stiger gestellt  sein  konnte,  als  ein  nachgeborner  echter  Sohn:  quod  tarnen 
verum  est. 

829.  Ist  nun  aber  in  den  bei  weitem  meisten  Coutumes  die  Verga- 
bungsfreiheit  ganz  unbeschränkt  ausgesprochen,  steht  demnach  Erben  im 
allgemeinen  keinerlei  Einspruch  zu,  so  findet  sich  doch  sehr  häufig  der  Vor- 
behalt, dass  der  Pflichttheil  der  Kinder  nicht  dadurch  verletzt  werden 
darf.  Dieser  wird  in  der  Coutume  von  Paris  von  1 580  S  298  dahin  be- 
stimmt: La  legitime  est  la  moitid  de  teile  pari  et  portion  que  chacun  enfani 
eust  eu  en  la  succession  desdits  pere  et  mere,  ayeul  ou  ayeule  ou  autres  as- 
cendans,  si  lesdits  pere  et  mere  ou  autres  ascendans  n'  eussent  disposä  par 
donations  enire  vifs  ou  derniere  volonte,  sur  le  taut  ddduit  les  dettes  et  frais 
funeraux.  Ist  hier  vorher  %  272  die  Vergabungsfreiheit,  auch  für  Propres, 
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ganz  unbeschränkt  ausgesprochen ,  so  ergibt  sich  nur  mittelbar  aus  jener 
Angabe,  dass  die  Legitima  nicht  blos  bei  letztwilligen  Verfügungen ,  son- 
dem  auch  bei  Schenkungen  unter  Lebenden  zu  beachten  sei.  Doch  ist  auch 
wohl  unmittelbar  die  Beschränkung  durch  eine  ebenso  bemessene  Legitima 
ausgesprochen.  So  nach  der  Coutume  von  Berry  von  1539  t.  7  S  9:  Tous 
majeurs,  hommes  etfemmeSy  usans  de  leurs  droicis,  ayans  enfansy  peuoeni 
darmer  libremeni  ä  estrangers  la  moiiid  de  tous  et  chacuns  leurs  biens^  tant 
meubles  qu'  immeuhles^  propres  et  conquests;  mais  non  plus  avant ;  so  dass 
sie  d'oresenavant  verpflichtet  sein  sollen,  die  volle  Hälfte  ihren  Kindern  zu 
hinterlassen,  und  Schenkungen,  so  weit  sie  darüber  hinausgehen^  nichtig 
sein  sollen.  Gewöhnlich  wird  nur  die  Einhaltung  der  Legitime  der  Kinder 
gefordert,  ohne  nähere  Angabe,  worin  dieselbe  bestehe. 

Vor  dem  sechszehnten  Jahrhundert  scheint  jeder  Beleg  fUr  eine  solche 
Legitima  zu  fehlen.  Trotz  der  Abweichungen,  dass  die  Zahl  der  Kinder 
unberücksichtigt  bleibt  und  dass  nicht  auch  Ascendenten  ein  PflichttheiJ  zu- 
gesprochen wird,  ist  nicht  zu  zweifeln,  dass  die  Legitima  in  jener  Gestaltung 
auf  den  Einfluss  des  römischen  Rechts  zurückzuführen  ist.  Dafür  spricht 
wohl  vor  allem  die  sich  in  jenen  Angaben  geltend  machende,  dem  fränki- 
schen Rechte  sonst  durchaus  fremde  einheitliche  Behandlung  des  ge- 
sammten  Vermögens  ohne  Unterscheidung  von  Fahrniss  und  Gewinnland 
einerseits,  dem  Erbland  andererseits,  wie  wir  sie  bei  allen  weiter  zu  bespre- 
chenden, sich  dem  sonstigen  fränkischen  Rechte  näher  anschliessenden  Be- 
stimmungen finden  werden.  Und  gerade  bei  Bestimmungen,  weiche  die 
Legitima  betreffen,  wird  in  den  Coutumes  des  Nordens  besonders  häufig 
auf  das  geschriebene  Recht  verwiesen.  So  ist  in  der  von  Reims  $  287  Be- 
vorzugung eines  Kindes  gestattet :  pourveu  que  la  legitime  indroduite  par 
la  raison  escrite  demeure  aux  autres  enfans.  Aehnlich  in  denen  von  Chi- 
may  2  S  7,  von  Melun  S  232.  Nach  der  Coutume  der  Bourgogne  7  S  7 
muss  nach  zweifellos  älterer  Bestimmung  den  Erben  überhaupt  ein  Drinel 
frei  bleiben;  Kinder  aber  haben  Anspruch  auf:  la  legitime ^  qui par  droit 
escrit  leur  appartient. 

Sehen  wir  aber  auch  davon  ab,  so  ergibt  sich  jedenfalls  aufs  bestimm- 
teste, dass  die  Vorbehalte  bezüglich  des  Pflichttheils  der  Kinder  erst  nach- 
träglich in  die  Coutumes  Eingang  gefunden  haben.  Schon  die  angeführten 
Fälle  deuten  darauf  hin.  Die  Coutume  von  Paris  von  1510  kennt  noch 
keine  Schranke;  erst  in  der  von  1580  ist  von  der  Legitime  die  Rede.  Be- 
stimmter wird  in  der  von  Auxerre  von  1507  S  109  die  unbeschränkteste 
Verfügung  ausgesprochen,  während  dieselbe  erst  in  der  von  1561  S  218 
durch  den  Vorbehah  der  Legitime  abgeschwächt  erscheint.  Wird  in  der 
von  Berry  betont,  dass  von  nun  an  solche  Schranke  einzuhalten  sei,  so  ist 
doch  zu  folgern,  dass  bis  dahin  eine  solche  noch  nicht  vorgeschrieben  war. 
Als  1567  zuAmiens,  vgl.  Bouthors  i,  149,  vorgeschlagen  wurde,  den  Kin- 
dern eine  Legitima  vorzubehalten,  ging  man  nicht  darauf  ein. 

Einen  ganz  unmittelbaren  Beleg  für  die  erst  nachträgliche  Ein- 
führung von  Beschränkungen  bietet  uns  dann  die  Coutume  von 
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829]  Blois  von  1523  S  166  fF. :  Que par  ci-devant  estoit  löisibh et permis 
ä  un  chacun  par  la  coustume  du  baillage  de  Blois ,  faire  donaisonenfrevifs, 
fust  durant  ou  hors  mariage ,  ä  quelconques  personnes  que  cefussent,  en- 
fans  ou  estrangers,  de  tous  et  chacuns  leurs  biens,  tant  meubles,  conquests, 
que  patrimoniaux,  en  saisissant  le  donataire  ou  retenant  f  usufruict  des 
choses  donn^es ;  la  quelle  coustume  a  semble  ä  la  congregation  estre  irop 
dure;  daher  habe  man  sich  dahin  geeinigt,  dass  alle  Männer  und  Frauen, 
ayans  enfans  ou  notty  weiterhin  zwar  ihre  gesammte  Fahrniss  und  Ge- 
winngut, aber  nur  die  Httlfte  ihrer  Propres  patrimoines  vergeben  dürfen. 
Diese  Beschränkung  geht  über  die  bisher  besprochenen  insofern  hinaus,  als 
sie  nicht  bloseineLegitima  für  Kinder  bestimmt,  sondern  jedem  Erben  einen 
Theil  des  Gutes  sichert.  Aber  sie  bleibt  insofern  hinter  ihnen  zurück,  als 
sie  nicht  das  ganze  Vermögen  trifft,  sondern  in  näherra  Anschluss  an  die 
sonstige  Gestaltung  des  fränkischen  Rechts  nur  das  Erbland.  Und  dennoch 
wurde  nach  dem  Proces  verbal,  vgl.  Cout.  ge'n.  3,  1 1 10,  jene  Einschrän- 
kung  nur  für  die  Roturiers  bestimmt,  während  die  Nobles  auch  femer  an 
der  unbeschränkten  Verfügungsfreiheit  der  altern  Coutume  festhielten. 

Dieselbe  Beschränkung  auf  Fahrniss,  Gewinngut  und  das  halbe  Erb- 
gut ergibt  die  Coutume  von  Vermandois-Laon  von  1556  S  51,  aber 
lediglich  beim  Vorhandensein  von  Kindern,  welchen  überdies  noch  an- 
heimgestellt sein  soll,  gegen  solche  Schenkung  par  querelle  d^  inofficiosite 
Selon  raison  escrite  einzuschreiten.  Aber  auch  da  kann  die  Beschränkung 
nur  neuem  Urspmngs  sein.  In  den  Coustumes  de  Vermendois  von  1448 
ist  im  Gegensatz  zu  dem  abweichenden  Recht  von  Artois  besonders  be- 
stimmt betont,  vgl.  S  828,  dass  Jeder  unter  Lebenden  über  sein  Gut  ganz 
frei  verfügen  könne,  ohne  irgendwie  der  Zustimmung  der  Erben  zu  be- 
dürfen; dass,  wenn  sich  in  den  Urkunden  wohl  bezügliche  Erklärungen 
finden,  dieselben  lediglich  par  le  plaisir  et  volonte  des  notaires  gemacht,  für 
die  Rechtskräftigkeit  des  Geschäftes  aber  ganz  überflüssig  seien.  Und  in 
der  altern  Coutume  von  Laon  3  S  33  und  4  S  32  ist  die  unbeschränkte  Ver 
äusserungsbefugniss  auch  fUr  alle  ererbten  Güter  aufs  bestimmteste  ausge- 
sprochen und  als  einzige  Ausnahme  nur  das  Verbot  der  Schenkung  unter 
Eheleuten  erwähnt. 

Vereinzelt  schliessen  sich  auch  sonst  die  Bestimmungen  nicht  an  die 
römischen  TheUbeträge  des  Gesammtgutes,  sondern  an  die  fränkische  Schei- 
dung der  Bestandtheile  an.  Nach  der  Coutume  von  Qermont  en  Argonoe 
6  S  I  kann  der  Kinderlose  auch  sein  ganzes  Erbland  verschenken;  dagegen 
nur  Gewinnland  und  Fahrniss,  wenn  er  Kinder  hat. 

830.  So  wenig  zu  bezweifeln  ist,  dass  noch  im  fünfzehnten  Jahrhun- 
derte die  grosse  Masse  der  westfränkiechen  Coutumes  Niemanden  in  der 
freien  Verfügung  über  sein  Eigenihum  unter  Lebenden  irgendwie  behin- 
derten, so  hat  gewiss  die  Sitte  es  von  jeher  missbilligt,  wenn  Jemand  von 
dem,  was  allerdings  sein  Recht  war,  ungehörigen  Gebrauch  machte.  Er 
mochte  in  seinem  Interesse  ein  Gut  veräussern ,  oder  es  einem  Freunde 
schenken,  um  diesem  einen  Vortheil  zuzuwenden.  Dagegen  werden  wir  in 
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andern  Rechten  manchen  Bestimmungen  begegnen ,  welche  ergeben,  dass 
man  es  missbilligte,  wenn  der  Beweggrund  in  Erbentrug  zu  sehen  war, 
wenn  der  künftige  Erblasser  nur  aus  Abneigung  gegen  seine  Erben  sich 
seines  Guts  entäusserte,  um  es  nicht  an  diese  fallen  zu  lassen.  So  darf  etwa 
nach  dem  Landrechi  von  Wallis  von  1 57 1  c.  97.  133,  Heusler  Quellen  3 1 2. 
329,  Jeder  nach  freiem  Ermessen  mit  seinem  väterlichen  oder  mütterlichen 
Erbgut  schalten,  ohne  Rücksicht  darauf,  dass  dadurch  das  Fallrecht  der 
eiaen  oder  andern  Seite  beeinträchtigt  wird ;  aber  er  darf  nicht  ex  aliquo 
odio  et  livore  nur  Güter  der  einen  Seite  veräussern  und  die  der  andern  ver- 
mehren; oder  es  mag  Jemand  sich  Andern,  als  seinen  gesetzlichen  Erben, 
durch  Hingabe  seines  ganzen  Guts  verpfründen,  hat  dann  aber  zu  schwören  : 
quod  eandem  non  facii  adiollendam  haeredttatem  veris  haeredibus,  sed  dum- 
modo  pro  evidenti  et  urgente  sua  necessitate.  Nach  der  alten  Coutume  der 
Bretagne  c.  42  dürfen  Alle  nur  ein  Drittel  ihrer  Erbgüter  vergeben,  aber 
auch  das  nur:  ou  cas  qiC  ils  ne  feroient  ce par fraude  contre  leurs  hoirs ; 
wie  auch  nach  der  neuern  Coutume  S  199  eine  solche  Schenkung  ungiltig 
sein  soll :  si  eile  Stoit  faiie  en  haine  ou  fraude  des  presumptifs  heritiers. 
Nach  Landrecht  von  Wursten  16  S  3,  Pufendorf  Obs.  1,71,  können  Ver- 
mächtnisse an  Kirchen  angefochten  werden,  wenn  erwiesen  wird,  dass  sie 
aicht  aus  christlicher  Andacht,  sondern  aus  Hass  und  Neid  gegen  die 
rechten  Erben  geschehen  seien.  So  weiss  ich  auch  die  Bestimmungen  der 
Grägäs  über  Arfscot,  Erbentrug,  vgl.  Amira  Obl.  R.  2,  585,  wenigstens  nach 
der  Uebersetzung  bei  Schlegel  i,  203,  nicht  anders  zu  verstehen,  als  dass 
Schenkungen  unter  Lebenden  aus  Freundschaft  im  allgemeinen  auch  ohne 
Zustimmung  des  Erben  gestattet  sind;  dass  aber  Schenker  und  Beschenkter 
straffällig  werden,  wenn  auf  Klage  des  Erben  neun  Nachbarn  erklären,  dass 
die  Schenkung  nur  geschehen,  um  den  Erben  um  sein  Recht  zu  bringen. 
Und  immerhin  dürfte  zu  erwägen  sein,  ob  solche  Auffassung  nicht  auch 
eingreifen  könne,  wenn  Lex  Saxonum  62  von  einer  Traditio  hereditatis  die 
Rede  ist:  ut  heredem  suum  exheredem  faciat. 

Der  Auffassung,  dass  der  Beweggrund  die  Vergabung  zulässig  oder 
unzulässig  erscheinen  lasse,  begegnen  wir  auch  wohl  im  westfränkischen 
Rechtsgebiete;  auch  wenn  wir  von  jenen  Belegen  aus  der  Bretagne  ab- 
sehen. So  wenn  Pierre  de  Fontaines  eh.  34  S  10,  ed.  Marnier  420,  sich 
dahin  ausspricht,  dass  der  Fremde,  dem  der  Vater  mit  Umgehung  der  Kin- 
der sein  ganzes  Vermögen  vermachte,  wenigstens  einen  Kopftheil  bekom- 
men soll,  da  anzunehmen,  dass  er  dem  Vater  so  werth  gewesen  sei,  wie  eins 
seiner  Kinder ;  sollte  sich  aber  ergeben,  dass  der  Vater  das  nur  per  la  haine 
des  enfan^  gethan  habe,  nicht  aber  aus  Liebe  zum  Fremden,  so  solle  die 
ganze  Verfügung  ungiltig  sein.  So  sagt  Beaumanoir  70  S  4 :  taut  li  don  qui 
sunt  f et  entre  vives  per  sonne  s,  par  cause  de  bonefoi,  sunt  ä  tenir ;  aber  der 
gute  Glaube  fehle,  wenn  sie  gegen  Gott  und  Landesrecht  geschehen:  ou 
pour  ses  hoir  desheriter  par  haine,  se  il  «'  a  en  le  haine  resnable  cause.  So 
heisst  es  im  Livre  de  Jostice  8,  3  S  i :  Home  puet  vendre  son  heritage  pot 
son  besoingy  non  par  son  preu;  et  se  il  na  besoing  ou  se  r  en  siet  aperte- 
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880]  ment  qu^il  le  face  por  son  lignage  dSsdriier,  non.  Und  Aehnliches  ist 
angedeutet,  wenn  in  denCoutumes  notoiresN.  143  zwar  volle  Vergabungs- 
freiheit ausgesprochen  ist,  aber  mit  dem  Bemerken :  etvalent  feiles  donaitons, 
quand  elles  sont  faites  par  affection  raisonnable ,  que  le  donnani  a,  puei  et 
doli  avoir  au  donaiairey  et  quand  elles  sont  faites  sansfraude  etßction. 

Damit  scheint  aber  doch  nur  ausgesprochen ,  was  die  Sitte  billigte, 
ohne  dass  sich  auf  dieser  Grundlage  eine  feste  rechtliche  Schranke  ent- 
wickelte. Hatte  der  Verfasser  des  Livre  de  Jostice  zunächst  das  Recht  der 
Gegend  von  Orleans  im  Auge ,  so  scheinen  die  spätem  Aufzeichnungen 
durchaus  zu  ergeben,  dass  da  keine  rechtliche  Schranke  bestand,  bis  eine 
solche  im  Anschlüsse  an  römische  Bestimmungen  aufgenommen  wurde. 
So  ist  in  der  Coutume  von  Lorris  §  227.  236,  ed.  Tardif  48,  die  Verga- 
bungsfreiheit ganz  unbeschränkt  ausgesprochen,  nur  mit  den  Vorbehalten : 
sauf  la  legitime  aux  enffans  et  auires  descendans  en  droicte  ligne,  und :  si 
la  donnation  est  immense  ou  excessive,  les  enffans  heritiers  du  donateur  la 
peuvent  quereller  selon  disposition  de  droict.  In  der  Coutume  von  Orleans 
von  1583  S  274  ist  dann  die  Legitime  der  Kinder  wönlich  ebenso  be- 
stimmt, wie  in  der  von  Paris  von  1 580. 

831.  Lassen  wir  die  später  zu  besprechende  Beziehung  des  Freitheils 
auch  auf  die  Schenkungen  unter  Lebenden  vorläufig  unberücksichtigt,  so 
ergibt  sich,  so  weit  ich  sehe,  nur  in  Artois  und  einigen  Nachbargebieten 
ein  Verbot  der  Veräusserung  von  Er  bland  ohne  Zustimmung 
dei  Erben,  welches  zweifellos  weiter  zurückreicht,  als  die  besprochenen, 
an  den  römischen  Pflichttheil  anknüpfenden  Bestimmungen.  In  dem  um 
1300  abgefassten  Coutumier  von  Artois  23  S  i ,  ed.  Tardif  64,  heisst  es: 
Li  hom  puet  vendre  son  hir etaige,  qui  venus  li  est  de  pere  et  de  mere  y  par 
iii,  manieres  de  raisons  ;  la  pr emier e  si  est  par  V  assentemeni  et  le  grS  son 
hoir  ;  la  seconde  par  povretS ;  la  tierce  por  achater  plus  souffisant  hiretage. 
Diese  Trois  voies  werden  auch  in  spätem  Quellen  übereinstimmend  ange- 
geben; so  in  der  Coutume  von  1509  S  50.  Zunächst  auf  Artois  wird  es 
sich  dann  auch  beziehen,  wenn  Boutellier  1 1.  6 1  als  abweichendeCoutumelo- 
cale  erwähnt,  dass  ein  Verkauf  von  Erbgut  nur  in  jenen  drei  Fällen  ge- 
stattet sei.  In  Nachbargebieten,  so  in  der  Coutume  von  Montreuil  S  62,  ist 
wohl  nur  von  Deux  voies  die  Rede,  indem  der  drine  Fall,  um  für  den  Er- 
lös mehrwerthiges  Gut  zu  kaufen,  nicht  erwähnt  wird. 

Das  wird  allerdings  dem,  der  bei  den  Germanen  überall  das  Bei- 
spruchsrecht der  Blutsfreunde  für  ursprünglich  hält,  nicht  auffallen.  Anders 
doch,  wo  sich  ein  so  scharfer  Gegensatz  gegen  die  Masse  der  westfränki- 
schen Coutumes  ergibt,  welche  keine  Schranke  kennen  oder  eine  solche 
erst  nachträglich  und  nur  im  Interesse  der  Kinder,  nicht  aller  Erben,  ein- 
gefühn  haben.  Aber  ich  möchte  nicht  bezweifeln,  dass  sich  das  hier  den- 
noch auf  westfränkischer  Grundlage  ergeben  hat.  Denn  gerade  in  dem 
Rechte  der  Städte,  welches  vielfach  von  dem  dem  westfränkischen  entspre- 
chenden gemeinen  Rechte  der  Grafschaft  abweicht,  vgl.  S782,  findet  sich 
jene  Beschränkung  vielfach  nicht  anerkannt.  Sozu  Arras  1507  $  16:  Chas^ 
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cun  peult  donner  ei  disposer  de  sds  heritages  sciiue:^  audit  eschevinage,  ainsi 
que  bon  lui  samble  sans  pour  ce  faire  y  observer  aucunes  des  trois  voyes  ; 
oder  zu  Hesdio  S  6,  Bouthors  2,  623 :  //  est  libre  ä  chacun  de  disposer  de 
ses  propres  ou  acquests  ä  qui  bon  lui  samble,  sans  le  consentetnent  de  Phä- 
ritier  ny  auire  quelconque  solempnite. 

Auch  wenn  meine  Ansicht,  dass  dem  westfrttnkischen  Recht  ur- 
sprünglich jede  Schranke  fehlte,  richtig  ist,  würde  es  sich  ja  immerhin  un- 
schwer erklären,  wenn  da  im  Laufe  der  Zeit  sich  Schranken,  wie  sie  doch 
auch  sonst  nach  dem  Gesagten  für  billig  gehalten  wurden ,  auch  rechtlich 
fesstellten.  Und  vielleicht  dürfte  sich  da  die  Entwicklung  etwas  genauer 
nachweisen  lassen.  Der  Wortlaut  der  ältesten  Coutume,  und  ebenso  die 
Angabe  bei  Boutellier,  trifft  nicht  jede  VerUusserung,  sondern  lediglich  den 
Verkauf,  wahrend  von  andern  Veräusserungen  in  ihr  nicht  die  Rede  ist. 
Nun  erscheinen  diese  auch  sonst  wohl  wesentlich  anders  behandelt,  als  der 
Verkauf.  Für  den  engen  Zusammenhang  der  germanischen  Rechte  auch  auf 
dem  Gebiete  des  Liegenschaftsrechts  dürfte  kaum  etwas  kennzeichnender 
sein,  als  die  Bestimmung,  welcher  wir  fast  überall  begegnen,  dass  zwar  bei 
Verkauf  von  Grundstücken  den  Blutsfreunden  ein  Näherrecht  zusteht,  nicht 
aber  bei  Vergabung  und  bei  Tausch.  Es  ist  mir  nicht  unwahrscheinlich, 
dass  das  Beispruchsrecht  der  Blutsfreunde  sich  hier  zunächst  im  Anschlüsse 
an  das  Näherrecht  beim  Verkaufe  entwickelt  hat  und  sonsdge  Veräusse- 
rungen ursprünglich  nicht  traf,  wofür  doch  auch  spricht,  dass  von  zweien 
jener  Fälle,  dem  Fall  der  Noth  und  der  Verwendung  des  Erlöses,  über- 
haupt nur  beim  Verkaufe  die  Rede  sein  konnte;  dass  sich  das  dann  aber 
später  insbesondere  auch  auf  Vergabungen  ausgedehnt  habe,  bei  welchen 
dann  nur  die  Zustimmung  der  Erben  in  Frage  kommen  konnte.  Schon  1448 
wird  in  den  Coustumes  de  Vermendois  S  75,  ed.  Beautemps  47,  im  Ge- 
gensatze zu  der  vollen  Vergabungsfreiheit  inLaonnais  und  Vermandois  be- 
züglich des  Erbgutes  betont:  ou  pays  d*  Artoys  et  Boulenoys  il  ne  le  peult 
vendre,  donner  ou  aultrement  transporter  enire  vifs  ou  par  iestament,  ausser 
in  den  drei  genannten  Fällen.  Auch  in  den  spätem  Coutumes  zeigt  sich  da 
keine  Beschränkung  auf  den  Verkauf;  es  wird  gesagt,  dass  jene  Forderungen 
bei  jeder  An  derVeräusserung  einzuhalten  seien  oder  sie  werden  ausdrück- 
lich auch  wohl  auf  die  Schenkung  unter  Lebenden  ausgedehnt. 

882.  Handelt  es  sich  bei  dem  besprochenen  Verhaltnisse  jedenfalls 
nur  um  die  Sondergestaltung  in  einem  zusammenhängenden,  ilicht  sehr 
ausgedehnten  Gebiete,  so  ergibt  sich  nun  in  manchen  westfränkischen  Cou- 
tumes ohne  nähern  örtlichen  Zusammenhang  eine  Beschränkung  der  Schen- 
kung unter  Lebenden,  welche  an  den  letztwilligen  Freitheil  anknüpft. 

Im  allgemeinen  geht,  wie  gesagt,  noch  das  spätere  westfränkische  Recht 
von  der  Auffassung  aus,  dass,  wenn  Jemand  in  gesunden  Tagen  durch  Ver- 
gabung sich  seines  Gutes,  wenn  auch  unter  Vorbehalt  des  Nutzgenusses, 
endgiltig  durch  Uebertragung  des  Eigenthums  an  einen  Andern  entäussern 
will,  Niemand  ein  Einspruchsrecht  dagegen  hat.  Anders  bei  der  Sc  hen- 
kung von  Todeswctgen,  der  Donation  k  cause  de  mort,  bei  welcher 
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der  Schenker  EigenthUmer  blieb  und  nur  erklarte,  dass  nach  seinem 
Tode  ein  bestimmter  Theil  seines  Nachlasses  dem  Beschenkten  zufallen 
solle,  während  es  auch  später  in  seinem  Ermessen  stand,  das  wieder  zurück- 
zunehmen. Dem  sollte  es  gleichstehen,  wenn  jemand  erst  dann,  wenn  er 
auf  dem  Krankenbette  seinen  Tod  vor  Augen  sah ,  eine  Schenkung  vor- 
nahm. Dabei  wurden  dann  trotz  mancher  Unterschiede ,  vgl.  Beaune  Dr. 
cout.  2,  67,  wenigstens  bezüglich  der  uns  beschäftigenden  Verhaltnisse  Te- 
stament und  Schenkung  auf  den  Todesfall  gleichgestellt.  Nur  vereinzelt 
wird  unter  ihnen  unterschieden.  So  kann  nach  der  Coutume  vonBloisS  173 
im  Testament  allerdings  über  den  üblichen  Freitheil  verfügt  werden,  wäh- 
rend es  S  1 70  einfach  heisst :  Donation  pour  cause  de  mort  ne  vaut  rien. 

Im  allgemeinen  sind  letztwillige  Verfügungen  jeder  Art  giltig.  Aber 
nur  ganz  vereinzelt  sind  sie  in  derselben  Unbeschranktheit  gestattet,  wie 
die  Schenkungen  unter  Lebenden.  So  in  der  Coutume  der  Baillage  Douai, 
Alien.  S  9,  wonach  alle  Freie  BMch  par  testament^  disposition  et  ordonnance 
de  demiere  volonte  ihr  ganzes  Vermögen  an  Liegenschaften  und  Fahrniss 
vermachen  können  ä  qui  bon  leur  semble  et  ä  leur  plaisir  et  volonte  und 
zwar  Sans  pour  ce  avoir  la  presence  ne  Je  consentement  de  leurs  femmes  ou 
heritiers  apparans.  In  der  Regel  dürfen  solche  Verfügungen  einen  be- 
stimmten Theil  des  Vermögens  nicht  überschreiten ,  woraus  sich  für  den 
Erblasser  der  F  r  e  i  t  h  e  i  1 ,  die  Quotite'  disponible,  ergibt,  für  den  Erben  aber 
die  Re'servc  coutumiere,  ein  Theil  des  Nachlasses,  der  ihm  jedenfalls  zu- 
kommen sollte.  War  der  Freitheil  überschritten ,  so  wurde  die  letztwillige 
Verfügung  zwar  nicht  überhaupt  ungiltig ,  wurde  aber  auf  den  Betrag  des 
Freitheils  zurückgeführt.  Bei  der  Bestimmung  desselben  finden  sich  nun 
allerdings  viele  Verschiedenheiten ;  vergl.  Warnkönig  Fr.  R.  G.  2,  489, 
Beaune  Dr.  cout.  3,  593.  Im  allgemeinen  ergibt  sich  aber  doch  bezüglich 
der  Behandlung  der  Bestandtheile  und  der  Bemessung  der  Theilbeträge  so 
grosse  Uebereinstimmung,  dass  kaum  zu  bezweifeln  ist,  dass  die  Bestim- 
mungen weit  zurückreichen. 

Dann  aber  zeigt  sich  doch  auch  bei  ihnen,  dass  das  fränkische  Recht 
der  freien  Verfügung  des  Einzelnen  nicht  zu  enge  Schranken  ziehen  mochte. 
Und  insbesondere  ergibt  sich  auch  hier  Unabhängigkeit  vom  Vor- 
handensein von  Kindern;  der  Betrag  des  Freitheils  ist  derselbe ,  ob 
der  Erblasser  Kinder  hinterliess  oder  nicht.  Allerdings  finden  sich  Cou- 
tumes,  in  welchen  in  diesem  Falle  der  Freitheil  geringer  bemessen  wird. 
Aber  ohne  das  genauer  zu  verfolgen,  macht  schon  das  über  die  Legitima 
der  Kinder  Bemerkte  es  wahrscheinlich,  dass  solche,  lediglich  das  Interesse 
der  Kinder  berücksichtigende  Beschränkungen  erst  nachträglich  Eingang 
fanden.  Denn  in  der  grossen  Masse  der  Coutumes  wird  der  Umstand,  ob 
Kinder  da  waren  oder  nicht,  in  keiner  Weise  berücksichtigt.  Und  nicht 
selten  ist  ausdrücklich  gesagt,  dass  auch  Kindern  gegenüber  der  volle  Frei- 
theil Geltung  hat.  So  heisst  es  etwa  Desmares  Dec.  149,  vgl.  Coutumes  not. 
N.  7 :  5^  un  home  a  plusieurs  enfans  legitimes  et  habiles  pour  estre  ses  he- 
ritiers, il  puet  laissier  ä  estranges  personnes  tous-ses  biens  mueblesei  con- 
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quesis,  voire  la  quinte  partie  de  son  heritage  en  sa  derreniere  voulente  y  et 
nonplus.  So  kann  nach  der  Coutume  von  Troyes  S  95  über  den  Freitheil 
frei  verfügt  werden ;  au  prejudice  tant  de  ses  enfans,  que  de  ses  autres  he- 
ritiers.  Eane  fUr  den  nächsten  Zweck  nicht  zu  beachtende  Schranke  zeigt 
sich  durchweg  nur  darin,  dass  Eltern  den  Freitheil  nicht  verwenden  dürfen, 
um  das  eine  Kind  vor  dem  andern  zu  bevorzugen. 

Das  ist  nun  vor  allem  wichtig,  weil  im  Anschluss  an  die  auch  sonst 
im  fränkischen  Recht  Übliche  Scheidung  der  Bestandtheile  der  Freitheil 
durchweg  die  ganze  Fahrniss  und  das  ganze  Gewinnland  um- 
fasste.  Selbst  in  solchen  Coutumes ,  welche  eine  Vergabung  von  Erbgut 
nicht  gestatten ,  wird  anerkannt,  dass  Jedermann  über  seine  Meubles  und 
AcquSts,  wie  unter  Lebeaden,  auch  auf  den  Todesfall  ganz  nach  Belieben 
verfügen  darf.  So  wird  etwa  13 18,  Olim  3,  1372,  der  Anspruch  der  Tochter 
auf  ein  Haus  abgewiesen,  weil  es  AcquSt  der  Eltern  und  vom  Vater  im  Te- 
stamente einem  Neffen  vermacht  sei.  Nun  mochte  Jemand  ein  sehr  reicher 
Mann  sein,  ohne  irgendwelches  Erbland  zu  besitzen.  Dann  konnte  er  auch 
letztwillig  mit  Uebergehung  seiner  echten  Kinder  sein  ganzes  Vermögen 
Fremden  zuwenden. 

Man  sieht,  dass  das  dem  strengen  Rechte  entsprach,  dass  man  es  frei- 
lich als  unbillig  betrachtete,  dass  sich  aber,  ehe  da  die  römische  Legitima 
einen  Halt  bot,  keine  Regel  festgestellt  hatte,  wie  dem  zu  begegnen  sei. 
Denn  Beaumanoir,  der  1 2  c.  1 7  ff.  den  Fall  ausführlich  bespricht ,  meint, 
man  müsse  sich  an  die  Lage  des  Einzelfalls  halten.  Erübrige  genug  zum 
Lebensunterhalt  der  Kinder  oder  hätten  diese  anderweitig  grösseres  Ver- 
mögen erlangt,  so  sei  das  Testament  einzuhalten;  andernfalls  seien  die  Ver- 
fügungen desselben  so  einzuschränken,  dass  die  Kinder  vom  Reste  standes- 
gemäss  leben  können ;  doch  meine  er,  dass  auch  dann  die  bedachten  Per- 
sonen neben  den  Kindern  wenigstens  Kopfrheile  erhalten  sollten.  Ebenso 
betont  er  18  S  20,  dass  Jeder  befugt  sei,  den  Freitheil,  also,  wenn  er  kein 
Erbland  hat,  sein  ganzes  Vermögen  seinen  Bastarden  ganz  so ,  wie  andern 
fremden  Personen,  zu  vermachen ;  nur  hält  er  das  für  unbillig,  wenn  echte 
Kinder  vorhanden  sind,  und  meint,  dass  in  solchem  Falle  den  Echten  we- 
nigstens der  grössere  Theil  zu  hinterlassen  sei. 

De  Fontaines  erkennt  die  ganz  freie  Verfügung  als  Recht  an,  ohne  sie 
freilich  zu  billigen,  wenn  Kinder  oder  Eltern  da  sind.  So  33  §  3,  ed.  Mar- 
nier  379:  Ce pue^-iu  entendre par  nostre  usage^  quant  li  homtns  na  riens 
for  muebles  ou  conque:[^  quil  puet  tot  lessier  ä  qui  quil  vorra  par  la  co~ 
stume  dou  paiSy  s'il  a  enfani^  que  riens  nont,  s'il  ne  lor  done  ou  laist ,  ou 
pire  ou  nUre  d*  autretel  tnaniire;  sUl  en  cest  ca^  lestio^  ses  biens  asestran- 
geSy  il  nefei  pas  son  tesiament  selonc  l'  office  de  piiie.  Aber  Ungiltigkeit 
des  Testaments  ergibt  sich  daraus  sichtlich  nicht.  Nochmals  sagt  er  dann 
34  S  10:  Trop  est  cruels  ceste  sentence  et  contrehumanitdy  que  aucunesgen^ 
dient y  que  li  päres  puet  doner  au  quel  qu'il  vorra  de  to^  ses  enfan^  to^  ses 
chateus  et  to^  ses  conque^^  on  ä  estranges,  nis  s'il  nest  einsi,  qu'  il  n  eit 
fors  muebles  et  conque^;  das  sei  ungerecht  und  gegen  das  geschriebene  Ge- 


Digitized  by 


Google 


286  XVI.  Westfr.  R.  i.  ßeerbung  des  Vaters. 

832]  setz ;  der  Vater  könne  allerdings  ein  Kind  bevorzugen ;  geschehe  das 
aber  übermässig,  so  könnten  die  Geschwister  Ausgleichung  verlangen;  ver- 
mache er  Alles  einem  Fremden,  so  sei  in  der  S  830  erwähnten  Weise  zu 
unterscheiden. 

In  den  sogenannten  Coutumes  de  Subrogation  ist  ein  Ausweg  darin 
gefunden,  dass  zwar  in  erster  Reihe  die  Reserve  sich  nur  auf  die  Propres 
bezieht,  dass  aber,  wenn  solche  nicht  vorhanden  sind,  auch  über  Fahmiss 
und  Gewinnland  nur  bis  zu  demselben  Betrage,  wie  sonst  über  Propres,  ver- 
fügt werden  darf.  So  etwa  nach  der  Coutume  von  Anjou  von  1463  S  270. 
In  der  von  Poitou  S  190  wird  noch  weiter  unterschieden;  hat  Jemand 
Meubles  und  AcquSt,  so  darf  er  über  jene  ganz  frei  verfügen,  aber,  wie 
beim  Erbland,  nur  über  ein  Drittel  der  Acquets :  car  quant  d  ce  lesdits  ac- 
quest:^  soni  cense^  comme  heritage ;  hat  er  aber  nur  Meubles,  so  darf  er  auch 
von  diesen  nur  ein  Drittel  vermachen. 

Dass  sich  da  die  BilligkeitsrUcksichten  erst  nachträglich  geltend  ge- 
macht haben,  ist  nicht  zu  bezweifeln.  Ebenso,  wenn  dabei  wohl  unter- 
schieden wird,  ob  Kinder  vorhanden  sind  oder  nicht  So  bei  Glanvilla  7, 
I  S  6;  hat  der  Kinderlose  keine  Hereditas,  sondern  nurQuestus,  so  darf  er 
über  diesen  frei  verfügen ;  hat  er  aber  Kinder,  so  soll  er  diesen  wenigstens 
einen  Theil  des  Questus  hinterlassen.  Nach  dem  Livre  de  Jostice  2,  3  S  3i 
vgl.  24  S  7,  sollen  Eheleute  mit  Kindern  nur  je  über  ein  Drittel  von  Fahr- 
niss  und  Errungenschaft  testiren,  so  dass  den  Kindern  ein  Drittel  ver- 
bleibt. Aber  wenigstens  in  den  Coutumes  der  Gegend ,  welche  der  Ver- 
fasser zunächst  im  Auge  hat,  findet  sich  keine  entsprechende  Bestimmung; 
und  wenn  zu  Amiens  und  Metz  von  einem  Drittel  der  Kinder  die  Rede  ist, 
so  wird  das,  worauf  wir  zurückkommen,  nicht  auf  westfränkischer  Grund- 
lage beruhen.  Im  Grand  Coutumier  2  eh.  40  ist  dann  ohne  Beschränkung 
auf  Kinder  gesagt,  dass  Jemand  beim  Vorhandensein  von  Erben  im  Testa- 
ment nur  über  die  Hälfte  von  Meubles  und  Acqu8ts  und  über  ein  Fünftel 
derHentages  verfügen  darf.  Irgendwelche  allgemeiner  anerkannte  Schranke 
hat  sich  da  zweifellos  in  früherer  Zeit  nicht  entwickelt.  Eine  ausreichende 
Abhilfe  wurde  sichtlich  erst  unter  dem  Einflüsse  des  römischen  Rechts  ge- 
funden durch  die  Aufnahme  der  Legitima  der  Kinder,  bei  welcher,  vergl. 
S  829,  abweichend  von  den  sonst  massgebenden  Gesichtspunkten  des  frffn- 
kischen  Rechts  die  Bestandtheile  des  Nachlasses  nicht  auseinandergehalten 
wurden,  so  dass  den  Kindern  auch  da,  wo  der  Nachlass  sich  auf  Fahmiss 
und  Errungenschaft  beschränkte,  ein  entsprechender  Theil  gesichert  war. 

Die  Beschränkung  bezog  sich  ursprünglich  zweifellos  nur  auf  das  Erb- 
land. Ueber  das,  was  Jemand  selbst  erworben  und  über  die  demselben 
hier  durchweg  gleichgestellte  Fahrniss  mochte  er  auch  auf  den  Todesfall 
nach  Belieben  verfügen;  nicht  über  die  Liegenschaften,  welche  er  von 
seinen  Vorfahren  ererbt  hatte.  Doch  sollte  er  auch  von  diesen  über  einen 
T heilbetrag  frei  verfügen  dürfen  Bei  weitem  am  häufigsten  findet  sich 
die  Bemessung  des  FVeitheils  auf  ein  Fünftel  aller  Propres.  Insbesondere 
bei  Lehen,  so  dass  auch  da,  wo  von  bäuerlichen  Gütern  ein  Drinel  oder 
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auch  ein  Viertel  vergabt  werden  darf,  sich  das  bei  Lehen  auf  das  Fünftel 
beschränkt.  Dieses  Fünftel  nur  bei  Lehen  finden  wir  denn  auch  häufig  in 
Gegenden,  welchen  entsprechende  landrechtliche  Bestimmungen  fremd 
sind,  so  dass  wir  sicher  annehmen  dürfen,  dass  es  ebenso,  wie  etwa  der 
Betrag  desDouaire,  vgl.  S814,  schon  fesstand,  als  das  fränkische  Lehnrecht 
sich  auf  Gebiete  andern  Rechts  ausdehnte.  Doch  wird  abweichend  in  der 
Bretagne,  in  Anjou  und  mehreren  angränzenden  Gebieten  der  Freitheil  von 
einem  Drinel  für  sämmtliche  Propres,  auch  für  Lehen,  bestimmt. 

833.  Nun  findet  sich  in  manchen  Coutumes  in  verschiedenen  Theilen 
des  westfränkischen  Rechtsgebiets  Beschränkung  der  Schenkung 
unter  Lebenden  auf  den  Freitheil.  Das  ergibt  sich  wohl  daraus, 
dass,  wie  etwa  in  den  Usaiges  von  Anjou  und  Maine  S  165,  ed.  Beautemps 
4,  215,  beide  Arten  der  Schenkung  überhaupt  nicht  unterschieden  werden, 
nur  gesagt  ist,  wie  viel  Jeder  überhaupt  schenken  darf,  der  Betrag  dann 
aber  entsprechend  dem  Freitheil,  wie  er  sonst  nur  für  letztwillige  Verfü- 
guiljgen  angegeben  ist,  auf  die  gesammte  Fahrniss  und  Errungenschaft  und 
ein  Drittel  der  Propres  bestimmt  ist.  Es  kommt  dann  noch  die  weitere  Be- 
schränkung hinzu,  dass  vom  Erbgut  der  einen  Seite  nicht  mehr  vergabt 
werden  soll,  als  von  dem  der  andern :  car  la  prohibicion  de  non  donner  que 
h  tiers  est  introduite  en  faveur  des  heritiers  de  chasciine  ligne,  ad  ce  que 
V ouireplus  leur  demeure  entier ;  ähnlich  Poitou  S  181.  In  andern,  so  der 
des  Boulonois  A.  $  51,  ist  die  Angabe  des  Freitheils  ausdrücklich  zugleich 
auf  das  donner  entre  vifs  ou  en  derniere  volonU  bezogen. 

Auffallender  ist  es,  dass  wohl  beide  Arten  der  Schenkung  getrennt  ber 
sprochen  werden,  die  sachliche  Bestimmung  des  Freitheils  aber  ganz  die- 
selbe ist.  .So  in  der  Coutume  der  Grafschaft  Perche,  Donaisons  S  1.3.  So 
ist  zu  Montfort  l'Amaury  S  87.  88  zunächst  der  Freitheil  für  das  Testa- 
ment bestimmt;  dann  getrennt  davon  §  145.  146  derselbe  ganz  mit  den- 
selben Wonen  für  die  Schenkung  unter  Lebenden.  Das  lässt  doch  daran 
denken,  dass  die  letztere  Bestimmung  früher  ursprünglich  anders  gefasst 
war  und  dann  durch  die  zunächst  für  das  Testament  ausgesprochene  er- 
setzt wurde. 

Es  ist  nun  wohl  angenommen,  vgl.  Warnkönig  Fr.  R.  G.  2,  554,  dass 
ursprünglich  jede  Schenkung  den  Freitheil  nicht  überschreiten  sollte  und 
erst  ailmählig  für  die  Schenkung  unter  Lebenden  sich  die  Beschränkung 
grossentheils  verlor.  Dem  gegenüber  möchte  ich  doch  gar  nicht  bezweifeln, 
dass  wir  nachträgliche  Gleichstellung  der  Schenkung  unter 
Lebenden  mit  der  auf  den  Todesfall  anzunehmen  haben;  dass  die 
verschiedene  Behandlung  beider  Arten  der  Schenkung  das  Ursprünglichere 
war;  dass  man  erst  mit  der  Zeit,  als  sich  ein  Bedürfniss  nach  Abschwäch ung 
der  Schrankenlosigkeit  der  Schenkungen  unter  Lebenden  geltend  machte, 
wie  das  schon  unsere  bisherigen  Erörterungen  genugsam  ergeben ,  neben 
andern  Wegen  mehrfach  auch  den  sehr  naheliegenden  einschlug,  die  Schen- 
kung unter  Lebenden  denselben  Schranken  zu  unterwerfen ,  die  sich  für 
die  von  Todeswegen  längst  allgemein  festgestellt  hatten. 

F  i  c  k  e  r ,  Untersuchungen.  III.  20 
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In  dieser  Richtung  wird  doch  zunächst  zu  beachten  sein ,  dass  die 
Gesichtspunkte,  auf  welche  hin  die  meisten  westfränkischen  Rechte,  und 
nicht  diese  allein,  beide  Arten  der  Schenkung  auseinanderhalten,  so  nahe- 
liegende und  wohlbegrUndete  sind,  dass  von  vornherein  nicht  wohl  anzu- 
nehmen ist,  das  ältere  Recht  habe  sie  ganz  unberücksichtigt  gelassen,  man 
sei  erst  später  auf  sie  aufmerksam  geworden  und  habe  nun  jede  Schranke 
fllr  die  Schenkung  unter  Lebenden  beseitigt.  Wäre  das  wirklich  der  Fall 
gewesen,  so  wäre  doch  zu  erwarten ,  dass  dieser  Uebergang  nicht  tlberall 
ein  ganz  unvermittelter  gewesen  sei,  dass  man  sich  wenigstens  in  einzelnen 
Coutumes  damit  begnügt  hätte,  von  dem  Fünftel  der  Propres  nicht  so- 
gleich auf  deren  gesammten  Bestand  Überzugehen,  sondern  etwa  bei  der 
Schenkung  unter  Lebenden  zunächst  nur  ein  Drittel  oder  die  Hälfte  zu 
gestatten. 

Es  finden  sich  denn  auch  wirklich  einzelne  solcher  vermittelnder  Ge- 
staltungen. So  bei  den  §  829  besprochenen'  der  Coutumes  von  Blois  und 
Vermandois.  Aber  gerade  da  konnten  wir  nachweisen,  dass  die  Entv^ick- 
lung  die  umgekehrte  war.  In  beiden  ist  der  Freitheil  in  üblicher  Weise  auf 
ein  P'ünftel  der  Lehen  und  ein  Viertel  und  Drittel  derZinsgUter  beschränkt. 
Aber  für  die  Vergabung  unter  Lebenden  gab  es  da  früher  keine  Schranke 
und  wurde  dieselbe  erst  nachträglich  im  Interesse  aller  Erben  oder  wenig- 
stens der  Kinder  auf  die  vermittelnde  Hälfte  beschränkt.  Und  überhaupt 
war  nach  unsern  gesammten  Erörterungen  die  Entwicklung  so  durchaus 
darauf  gerichtet,  die  Verfügungsfreiheit  in  dieser  oder  jener  Weise  zu  be- 
schränken, dass  gar  nicht  zu  zweifeln  ist,  dass  die  Gleichbehandlung  beider 
Anen  der  Schenkung  in  manchen  Coutumes  sich  daraus  ergeben  hat.,  dass 
man  Beschränkungen,  welche  sich  ursprünglich  nur  für  die  letztwilligen 
Verfügungen  festgestellt  hatten,  auch  auf  die  Schenkungen  unter  Lebenden 
ausdehnte. 

Noch  ein  anderer  Umstand  dürfte  da  zu  beachten  sein,  die  verschie- 
dene Behandlung  von  Schenkung  und  Verkauf.  Die  Bestim- 
mungen, in  welchen  sich  keine  Schranke  ausgesprochen  findet,  beziehen 
sich  in  keiner  Weise  gerade  nur  auf  die  Schenkung,  sondern  auf  jede  An 
der  Veräusserung,  also  insbesondere  auch  auf  den  Verkauf.  Nun  ist  aber 
auch  in  den  beschränkenden  Coutumes  beim  Verkaufe,  wenn  wir  von  den 
S  831  besprochenen  Sonderbestimmungen  für  Artois  absehen,  nie  von 
einem  Freitheile  die  Rede;  es  ist  nicht  in  gleicher  Weise  gesagt,  dass  der 
Eigenthümer  nur  einen  bestimmten  Theil  seiner  Propres  verkaufen  darf. 
Das  Interesse  der  Blutsfreunde,  von  deren  Seite  das  Erbgut  herrühne,  war 
da  lediglich  dadurch  gewahrt,  dass  der  Verkäufer  ihnen  das  Gut  zunächst 
anbieten  sollte  und  dass  sie  auch  nach  geschehenem  Verkauf  dasselbe  gegen 
Erstattung  des  Kaufpreises  wieder  an  sich  nehmen  konnten.  Und  dass  das 
in  Frankreich  nicht  erst  Ergebniss  späterer  Entwicklung  war,  ergibt  sich 
aus  der  auffallenden  Uebereinstimmung,  welche  sich  in  den  von  einander 
entlegensten  germanischen  Rechten  bezüglich  der  Uebung  des  Naherrechtes 
beim  Verkaufe  und  nur  bei  diesem,  vgl.  S  831,  findet.  Es  hnndelte  sich  also 
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beim  Verkaufe  in  keiner  Weise  darum ,  dass  der  Eigenthümer  sein  Ver- 
mögen nicht  über  einen  bestimmten  Betrag  hinaus  zum  Nachtheile  seiner 
Erben  mindern  sollte.  Hätte  der  Freitheil  ursprünglich  jede  Art  der  Ver- 
äusserung  getrofifen,  so  ist  nicht  wohl  abzusehen,  wie  man  dazu  gelangt 
sein  sollte,  nachträglich  die  Schranke  allgemein  fUr  den  Verkauf  zu  besei- 
tigen, dagegen  vielfach  für  die  Schenkung  beizubehalten.  Bestand  aber  ur- 
sprünglich, wie  ich  denke,  überhaupt  keine  Schranke  und  wurde  das  für 
den  Verkauf  festgehalten,  so  erklän  es  sich,  wenn  man  die  Schenkung  an- 
ders behandelte.  Bei  dieser  war,  wie  schon  S  831  bemerkt,  dieUebung  des 
Näherrechts  nicht  gestattet ,  das  Gut  war  der  Seite  endgiltig  verloren.  Es 
mag  das  es  erklären,  wenn  man  gerade  Schenkungen  von  Erbgut  vielfach 
zu  beschränken  suchte  und  überdies  wohl  noch  verlangte,  dass  sie  das  Gut 
beider  Seiten  gleichmässig  treffen  sollten. 

War  im  spätem  französischen  Recht  noch  vielfach  der  Satz  anerkannt, 
dass  Jeder  in  gesunden  Tagen  über  sein  Gut  ganz  frei  verfügen  könne, 
ohne  auch  nur  durch  das  Vorhandensein  von  Kindern  gehindert  zu  sein, 
so  wiesen  uns  unsere  Erörterungen  überall  darauf  hin,  dass  wir  die  volle 
Verfügungsfreiheit  als  Ausgangspunkt  zu  betrachten  haben; 
dass  alle  Schranken,  welche  wir  da  später  in  vielen  Coutumes  fanden,  erst 
Jüngern  Ursprungs  waren ;  dass  es  eine  Zeit  gegeben  haben  muss,  wo  noch 
alle  bezüglichen  Schranken  fehlten.  Und  das  kann  der  abweichenden  Ge- 
staltung anderer  Rechte  gegenüber  wenigstens  beim  Vatergute  nicht  gerade 
aufifallen^  wenn  wir  auf  Grund  unserer  früheren  Erörterung  beachten,  dass 
ein  bedeutender  Theil  des  ursprünglichen  Vermögens  des  Vaters  als  Dou- 
aire  den  Kindern  verfangen  war,  dieselben  damit  ausreichend  gesichert 
waren,  wenn  der  Vater  auch  sein  ganzes  nicht  verfangenes  Vermögen  an 
Fremde  schenkte.  Traf  das  Douaire  allerdings  gesetzlich  zunächst  nur  Lie- 
genschaften und  mochten  solche  fehlen,  während  bedeutende  Fahmiss  vor- 
handen war,  so  stand,  worauf  wir  zurückkommen,  einer  Bestellung  von 
Fahrniss  als  Douaire  nicht  allein  nichts  im  Wege,  sondern  sie  wird  in  sol- 
chem Falle  wohl  gesetzlich  geforden.  Verlor  sich  dann  aber  nach  S  826  im 
spätem  Mittelalter  mehr  und  mehr  die  Verfangenschaft  des  Douaire  zu 
Gunsten  der  Kinder,  so  musste  sich  damit  auch  bestimmter  das  Bedürfniss 
ergeben,  der  Verfügungsfreiheit  zunächst  des  Vaters  engere  Gränzen  zu 
ziehen. 

Nach  unsern  bisherigen  Erörterungen  werden  wir  als  Ergebniss  be- 
züglich der  Beerbung  des  Vaters  durch  seine  Kinder  noch  für  das  dreizehnte 
Jahrhundert  als  Regel  annehmen  dürfen,  dass  in  den  unverfangenen  Nach- 
lass  des  Vaters  sich  alle  Kinder  desselben  nach  Köpfen  theiken ,  dass  den- 
selben aber  wegen  der  ganz  unbeschränkten  VerfUgungsfreiheit  jede  Bürg- 
schaft fehlte,  dass  ein  solcher  Nachlass  vorhanden  sein  würde ;  dass  aber 
Ansprüche  der  Kinder  auf  den  ursprünglichen  Bestand  des  Vaterguts  ihnen 
gesichert  waren  durch  die  Verfangenschaft  des  Douaire  ihrer  Mutter;  dass 
es  sich  demnach  bei  der  Beerbung  des  Vaters  in  erster  Reihe  um  eine  un- 
gleiche Theilung  nach  Ehen  handelte,  indem  die  Kinder  jeder  Ehe  aus  dem 
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8S8]  Nachlasse  zunächst  den  ihnen  verfangenen  Widum  ihrer  Mutter  vor- 
wegnahmen, während  dann  nur  der  schuldenfreie  Rest,  falls  ein  solcher 
erübrigte^  nach  Köpfen  unter  die  Kinder  aller  Ehen  zu  theilen  war. 


2.  Beerbung  der  Mutter. 

834.  Für  die  Einsicht  in  die  ursprünglichste  Gestaltung  der  Erbenfolge 
scheint  mir  kaum  etwas  beachtenswertlier,  als  der  Umstand,  dass  im  west- 
fränkischen Recht  Vatergut  und  Muttergui  ganz  verschieden  behandelt  er- 
scheinen, dass  sich  im  Gegensatze  zur  besprochenen  Theilung  des  Vater- 
guts Vererbung  des  Mutterguts  unter  sämmtliche  eheliche 
Kinder  nach  Kopf  theilen  ergibt,  ohne  alle  Rücksicht  darauf,  ob  die 
Kinder  dieser  oder  jener  Ehe  der  Mutter  entsprossen  sind.  Das  entspricht 
allerdings  nur  der  Art  und  Weise,  wie  in  den  meisten  germanischen  Rechten 
Eltern  von  ihren  Kindern  beerbt  wurden  und  wie  es  auch  im  spätem  fran- 
zösischen Recht,  vgl.  S  8 1 2,  als  Regel  für  die  Beerbung  beider  Elterntheilc 
anerkannt  war.  Aber  es  gewinnt  Bedeutung  dadurch,  dass  nach  den  ange- 
führten Belegen  noch  später  als  Ausnahme  unter  gewissen  Voraussetzungen, 
früher  aber  als  Regel  der  Nachlass  des  Vaters  in  durchaus  anderer  Weise 
getheilt  wurde. 

Die  kopfgleiche  Theilung  nach  der  Mutter  ergibt  sich  genügend  schon 
daraus,  dass  auch  in  den  Coutumes,  in  welchen  die  Theilung  des  Vater- 
guts nach  Widumsrecht  ausdrücklich  erwähnt  wird,  sich ,  von  den  später 
zu  erwähnenden  Ausnahmen  abgesehen,  keinerlei  Angaben  finden,  welche 
auch  für  das  Muttergut  Abweichungen  von  der  spätem  Regel  ergeben,  dass 
Jeder  von  allen  seinen  Kindern  zu  gleichen  Theilen  beerbt  wird.  Im  allge- 
meinen fehlte  daher  die  Veranlassung,  die  gleiche  Theilung  nach  der  Mutter 
ausdrücklich  zu  betonen. 

Doch  finden  sich  auch  wohl  bezügliche  Einzelangaben.  Ist  die  Errun*- 
genschaft  der  Ehe  am  häufigsten  der  Bescandtheil,  der  den  Kindern  der  Ehe 
vorbehalten  war  und  bestimmte  die  Coutume  von  Paris  von  1580  S  279 
und  entsprechend  die  von  Orleans  von  1583  S  203  in  Erweiterung  des 
königlichen  Edict  von  1560,  dass  die  wiederheiraiheiide  Wittwe  von  der 
Ermngenschaft  einer  frühern  Ehe  nichts  dem  zweiten  Manne  zum  Nach- 
theile der  Vorkinder  zuwenden  darf,  so  heisst  es  trotzdem :  Ei  neanimoins 
succedent  les  enfans  des  subsequens  mariages  ausdits  conquests  avec  les  en- 
fans  des  mariages  pricedens  tfgalement,  venans  ä  la  succession  de  leur  mere; 
comme  aussi  les  enfans  des  prdcedens  licts  succedent  pour  leurs  paris  et 
portions  atix  conquests  faits  pendant  et  constans  les  subsequens  mariages. 
Dagegen  wurde  der  Antheil  des  Vaters  an  der  Errungenschaft  früherer 
Ehen  nicht  unter  alle  Kinder  gleich  getheilt,  da  er  nach  S  822  zur  Hälfte 
zum  Douaire  der  folgenden  P'rau  und  ihrer  Kinder  gehörte.  Dahin  ist  es 
denn  zweifellos  auch  zu  verstehen,  wenn  es  Desmares  Dec.  243  heisst: 
Les  enfans  du  second  mariage  oni  les  muebles  et  les  conquests  fets  en  iceli 
mariage  apres  le  trespas  de  leur  pere  ou  mere,  et  ny  oni  riens  les  enfans 
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du  Premier  mariage.  Es  handelt  sich  um  die  Halhung  des  ehelichen  Ge- 
meingutes nach  d^m  Tode  eines  Elterntheils ,  an  der  nur  die  Kinder  der 
bezüglichen  Ehe  betheiligt  waren ;  was  nicht  ausschliesst^  dass  das  Gut  der 
zweimal  verheiratheten  Mutter,  auch  so  weit  es  aus  der  Hälftung  des  Ge- 
meinguts beider  Ehen  herrührte,  nach  ihrem  Tode  unter  alle  ihre  Kinder 
kopfgleich  getheilt  wurde. 

In  der  ältesten,  gegen  1450  aufgezeichneten  Coutume  von  Berry  und 
Bourges  S  21.  46,  Com.  g^n.  3,  877,  wird  wiederholt  auf  den  Gegensatz 
hingewiesen,  dass  im  Bourbonnais  das  Gut  der  Mutter  nach  Betten  getheilt 
werde,  während  es  ia  Berry  Brauch  sei :  que  les  enfans  ctune  mere  et  de 
deux  maris  se  partent  par  teste.  Aber  es  lässt  sich  da  der  Gegensatz  nicht 
nachweisen,  dass,  wenn  auch  nur  etwa  ausnahmsweise,  nach  dem  Vater 
nach  Ehen  getheilt  wurde;  es  findet  sich  in  jener  ältesten  Coutume  wenig- 
stens kein  Hinweis,  dass  das  Douaire  den  Kindern  verfangen  war;  und  in 
der  Coutume  von  Berry  von  1539  t.  S  14  heisst  es  ausdrücklich,  dass  das 
Douaire  mit  dem  Tode  der  Mutter  erlischt. 

Ergibt  sich  die  Theilung  des  Mutterguts  nach  Köpfen  für  die  Masse 
der  Coutumes  nur  aus  der  Nichterwähnung  einer  Ausnahme,  so  finden  wir 
dieselbe  im  dreizehnten  Jahrhunderte  wiederholt  im  Livre  de  Jostice  aufs 
bestimmteste  betont;  und  zwar  im  Gegensatze  zu  dem  abweichenden  Recht 
von  Orleans  als  Grundsatz  des  königlichen  Hofgerichts,  so  dass  dieselbe  da- 
mals anscheinend  als  gemeines  Recht  betrachtet  wurde,  welches  überall  zur 
Geltung  zu  gelangen  hatte,  wo  nicht  abweichender  Ortsbrauch  nachgewiesen 
wurde.  Wurde  zu  Orleans  in  später  zu  besprechender  Weise  das  Gut  der 
Mutter  nach  Ehen  getheilt,  so  wird  im  Gegensatze  dazu  12,  6  S  39  betont : 
A  la  cosiume  de  V  östel  de  roi,  de  echteste  etct  avenue  son^ttuitlienfantiuey 
sauf  r  enn^ence  ;  et  raportent  li pr emier  enfant  lor  premi^e  partie  en  com- 
mun,  s'il  volent prendre ;  dann  21  S  4:  Et  li  droii{  de  Vostel  le  roi  i  apela 
toi  ^^^  enfan^  iuiement  ä  F&itage  lor  mere ;  endlich  24  S  i^:  Et  segont  la 
costume  de  V  ostel  le  roi,  quanque^  la  mire  a  en  patremoine,  en  conquej(,  en 
escheeteSy  est  commun  4  to^  ses  enfan^. 

Bei  den  Nobles  wurde  dann  freilich  auch  das  Gut  der  Mutter  wohl 
nach  den  vom  Lehnrechte' ausgegangenen  und  vielfach  auf  alles  Adelsgut 
ausgedehnten  Gesichtspunkten  behandelt.  Mit  Rücksicht  darauf  wird  daher 
im  Livre  des  droiz  S  42  5  bestimmt :  Gentilfeme  quant  prent  villain  coustu- 
mier,  leurs  enfans  is  choses  devers  la  mere  prendront  auiant  les  uns  comme 
les  autresy  während  dann  Bestimmungen  über  die  Behandlung  Atr  Lehen 
der  Mutter  folgen. 

835.  Je  grösseres  Gewicht  ich  aber  glaube  auf  die  gleiche  Theilung 
des  Muttergut  als  Regel  legen  zu  müssen,  um  so  weniger  wird  es  zu  ver- 
meiden sein,  auf  die  A  u  s  n  a  h  m  e  n  einzugehen,  welche  sich  doch  auch  in 
Gebieten  finden,  deren  Recht  sich  im  allgemeinen  dem  westfränkischen  an- 
schliesst,  und  zu  prüfen,  in  wie  weit  sie  die  Annahme,  wir  hätten  in  jener 
Theilung  die  ursprüngliche  Gestaltung  des  westfränkischen  Rechts  über- 
haupt zu  sehen,  als  unzulässig  erscheinen  lassen  können. 
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835]  Ich  beginne  mit  einer  Gestaltung,  von  der  es  mir  von  vornherein 
ganz  unwahrscheinlich  ist,  dass  sie  sich  so  von  westfränkischer  Grundlage 
aus  habe  entwickeln  können.  Es  handelt  sich  da  um  Verfangenschaft 
des  gesammten  liegenden  Eheguts  für  die  Kinder  der  Ehe, 
welche  demnach  auch  ungleiche  Theilung  nach  der  Mutter  ergibt.  I>as  Recht 
der  spätem  Aemter  Orleans  und  Montargis  beruht  auf  der  filtern,  nach 
einem  östlich  von  Orleans  belegenen  One  benannten  Coutume  von 
Lprris;  vgl.  Cout.  de  Lorris  ed.  Tardif,  Introduction ;  Glasson  H.  du  dr. 
Fr.  4,  140.  Aus  dem  Proces  verbal  zur  Coutume  von  Orleans  von  1509, 
Cout.  gdn.  3,  769,  ersehen  wir  nun,  dass  nach  der  alten  Coutume  von 
Lorris  sowohl  bei  Nobles,  wie  Roturiers :  aux  enfans  du  premier  mariage 
apparienoieni  tous  le 5  propres  et  canquests  desdits  conjoincts  faicts  durani 
et  consiant  leur  mariage ;  dagegen:  aux  enfans  du  demier  mariage  lescon- 
quests  faicts  durant  ledit  dernier  mariage  avec  les  meuhles  dudict  survivant 
Das  wurde  nun  durch  die  Bestimmung  S  41  ersetzt:  Que  doresenavant  tCy 
aura  aucune  interdiction  de  vendre  au  aliener  ses  biens  et  heritages  tont 
entre  nobles  que  roturiers;  dass  vielmehr  fonan  alle  Kinder  verschiedener 
Ehen  ihre  Eltern  und  Grosseltern  en  tous  biens  meubles  et  immeubles,  pro- 
pres et  conquests  beerben  sollen  esgalement,  nur  unter  Vorbehalt  des  Erst- 
geburtsrechts. Die  neuere  Bestimmung  findet  sich  übereinstimmend  auch 
in  der  Coutume  von  Lx>rris-Montargis  von  1531  S  39,  während  der  Proces 
verbal  dazu,  Cout.  gen.  3,  870 ,  ergibt,  dass  einzelne  Stände  auch  damak 
noch  bezuglich  der  Theilung  nach  Ehen  an  der  alten  Coutume  festzuhalten 
wünschten. 

Das  entspricht  also  bezüglich  der  Rechte  der  Kinder  ganz  der  S  625  ff. 
dargelegten  allgemeinen  Gestaltung  der  Verfangenschafcsrechte.  Das  ganze 
liegende  Gut  der  ersten  Ehe,  das  Sondergut  beider  Eltern,  wie  das  Gewinn- 
land der  Ehe,  ist  den  ersten  Kindern  verfangen.  Auch  dass  die  Fahrniss, 
welche  danach  auch  hier  dem  Ueberlebenden  zu  Eigen  bleiben  wird,  ganz 
an  die  letzten  Kinder  kommt,  entspricht  durchaus  andern  Verfangenschafts- 
rechten;  vgl.  S  636.  Dass  diese  Theilung  nach  Ehen  auch  hier  Einfluss  auf 
die  weitere  Folge  hatte,  ergibt  insbesondere  die  andern  westfränkischen 
Rechten  durchaus  fremde,  aber  den  Verfangenschaftsrechten ,  vgL  S  631, 
entsprechende  Bestimmung  Orleans  1 509  S  245 ,  wonach  Halbgeschwister 
auch  durch  VoUnefTen  ausgeschlossen  sind;  Montargis  15  S  12  und  an- 
scheinend erst  nachträglich  Orleans  1 583  S  330  ist  der  Vorzug  des  doppelten 
Bandes  auf  den  gleichen  Grad  beschränkt. 

Fraglich  kann  allerdings  sein,  ob  jeder  Ueberlebende  auch  hier,  wie 
in  andern  Verfangenschaftsrechten,  Zucht  am  ganzen  Ehegute  hatte.  Waren 
Kinder  da,  so  wird  das  allerdings  wahrscheinlich  durch  die  Betonung  der 
bis  dahin  geltenden  Verfangenschaft.  Aber  Orleans  1509  S  238.  240  und 
ebenso  Montargis  14  S  1.3  wird  ein  persönliches  Douaire  der  Frau  er- 
wähnt, welches  für  Nobles  und  Roturiers  ganz  übereinstimmend  mit  an- 
dern westfränkischen  Rechten,  vgl.  S814,  auf  das  halbe  bezügliche  Gut  des 
Mannes  beschränkt  erscheint,  also  Zucht  am  ganzen  Ehegute  als  Wirkung 
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der  Ehe  selbst  jedenfalls  ausschliesst.  Aber  einmal  kann  es  fraglich  sein,  ob 
das  auch  in  der  altera  Coutume  von  Lorris  ebenso  bestimmt  war.  Weiter 
aber  wurde  es  volle  Zucht  neben  Kindern  nicht  ausschliessen,  da  die  Be- 
stimmung auch  dann  für  den  Fall  des  Fehlens  von  Kindern  Bedeutung  hatte. 

Dieses  Recht  der  Kinder  der  ersten  Ehe  auf  das  gesammte  Gut  der- 
selben, wie  es  die  Coutume  von  Lorris  ergibt,  findet  sich  auch  imLivre  de 
Jostice  ausgesprochen,  aber  nur  als  Sonderrecht  der  Stadt  Orleans 
und  des  Stadtbezirkes ,  und  auch  da  unter  Ausnahme  der  Lehen,  so  dass 
insbesondere  die  Lehen  des  Vaters  und  ausserhalb  der  Banlieue  überhaupt 
das  Vatergut  nach  Widumsrecht  getheilt  werden.  Nachdem  das  Douaire 
verschiedener  Ehen  in  üblicher  Weise  bestimmt  ist,  wird  10,  21  S  4  als 
Ausnahme  erwähnt :  Totes  les  choses  assembUes  dou  premer  mariage  soni 
as  Premiers  enfan^,  ne  nus  nt  a  doere^  ne  segont  mariage,  ne  ire^y  dedans 
la  banliue ;  das  den  Kindern  verfangene  Gut  der  ersten  Ehe  wird  vom 
Douaire  späterer  Ehen  nicht  getroffen.  Aber  es  scheint  in  der  Stadt  auch 
kein  besonderes  Douaire  der  ersten  Frau  zu  geben,  da  die  bezüglichen  Be- 
stimmungen über  das  Douaire  12,  24  §  9.  11  ausdrücklich  auf  das  Gebiet 
ausserhalb  der  Banlieue  beschränkt  erscheinen;  es  wird  danach  anzunehmen 
sein,  dass  jedenfalls  in  der  Stadt  dem  Ueberlebenden  volle  Zucht  am  ganzen 
Ehegute  verblieb,  womit  dann  die  Bestimmung  eines  Douaire  nur  für  die 
Wittwe  überflüssig  wurde.  Nachdem  dann  1 2,  2 1  $  4  gesagt  ist,  dass  das 
gesammte  Gut,  welches  die  Mutter  in  erster  Ehe  hatte,  den  ersten  Kindern 
bleibt,  wird  zugefügt:  Do  pire  vet  autrement  desfi^  en  la  ciU  d'Orliens; 
mes  de  vilenages  vet  ausint  comme  nos  avons  devant  dit;  während  dann  für 
die  Fiefs  Theilung  nach  dem  Douaire  bestimmt  wird.  Und  12,  24  S  6.  8 
heisst  es  bezüglich  der  Theilung  unter  Kinder  mehrerer  Ehen  nach  dem 
Brauch  der  Stadt  und  der  Banlieue:  que  V Sritage  au pSre  et  ä  la  mire,  qui 
fiitjoiti\  QU  Premier  mariage^  et  li  conque:^fe{  au  pr emier  mariage,  sauf  le 
testament  au  pere  et  ä  la  mere,  tot  sera  as  enfan^  de  celui  mariage ,  wäh- 
rend den  Kindern  zweiter  Ehe  die  Conqu6ts  und  Meubles  dieser  Ehe  und 
das  während  der  zweiten  Wittwenschaft  angefallene  Seitenerbe  zukomme, 
wie  das  entsprechend  für  Kinder  späterer  Ehen  zutreffen  solle.  Der  Ver- 
fangenschaft für  die  Kinder  der  ersten  Ehe  entspricht  es,  wenn  dieselben 
nach  1 2, 6  S  40  für  die  Schulden  derselben  nicht  haften,  wie  das  allerdings 
bei  den  Kindern  späterer  Ehen,  welche  Gewinngut  und  Fahrniss  derselben 
haben,  der  Fall  sein  soll. 

Bei  der  Beurtheilung  dieses  Falles  ergibt  sich  eine  gewisse  Schwierig- 
keit daraus,  dass  die  Bestimmungen  der  Coutume  von  Lorris,  wie  sie  noch 
im  fünfzehnten  Jahrhunderte  in  einem  ausgedehnten  Gebiete  in  Geltung 
gewesen  sein  sollen,  ganz  wesentlich  dem  entsprechen,  was  in  dem  kurz 
nach  Mitte  des  dreizehnten  Jahrhunderts  entstandenen  Livre  de  Jostice  aus- 
drücklich lediglich  als  Recht  der  Stadt  Orleans  und  ihres  Bezirkes  bezeichnet 
wird,  während  da  das  Recht  der  Umgegend ,  worauf  wir  noch  weiter  zu- 
rückkommen, vielfach  als  ein  wesentlich  abweichendes  dargestellt  wird.  Ich 
glaube  da  von  Erklärungsversuchen  absehen  und  mich  für  den  nächsten 
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835]  Zweck  daran  halten  zu  dürfen ,  dass  nach  beiden  Zeugnissen  jeden- 
falls in  der  Stadt  Orleans ,  von  Lehen  abgesehen,  das  angegebene  Recht 
früher  in  Geltung  war. 

Für  diese  ergibt  sich  damit  trotz  der  örtlichen  Entfernung  eine  über- 
aus auffallende  Uebereinstimmung  mit  der  Gestaltung  der  zusammenhän- 
genden Masse  der  Verfangenschaftsrechte  in  Niederlothringen  und  Ost- 
franken. Dass  auch  diese  sich  meiner  Ansicht  nach  von  einer  dem  west> 
frankischen  Rechte  entsprechenden  Grundlage  aus  entwickelt  haben  dürfte, 
habe  ich  bereits  S  689  angedeutet.  Aber  nach  dem  dort  Bemerkten  könnte 
sie  uns  dann  nur  den  Schluss  einer  längern  Entwicklungsreihe  darstellen, 
so  dass  es  nach  dem  S  694  betonten  allgemeinen  Gesichtspunkte  durchaus 
unwahrscheinlich  sein  müsste,  dass  so  weitgehende  Uebereinstimmung  sich 
unabhängig  von  einander  bei  selbstständiger,  wenn  auch  von  derselben 
Grundlage  ausgehender  Weiterentwicklung  habe  ergeben  können.  Das 
muss,  ähnlich  wie  beim  wälschflandrischen  Rechte,  die  Folgerung  nahe 
legen,  der  Gegensatz  gegen  das  sonstige  westfränkische  Recht  habe  sich 
daraus  ergeben,  dass  sich  in  dem  bezeichneten  Gebiete  eine  Bevölkerung 
niederliess,  welche  einst  mit  der  niederlothringisch  -  ostfränkischen  nach 
demselben,  vom  westfränkischen  abweichenden  Rechte  lebte  und  daran  für 
das  Erbrecht  im  allgemeinen  festhielt,  so  dass  nur  für  Lehen ,  wie  wir  das 
schon  Ott  fanden,  die  westfränkische  Theilung  nach  Widumsrecht  Ein- 
gang fand. 

Als  beachtenswerthe  Abweichung  von  den  Verfangenschaftsrechten 
liesse  sich  nur  etwa  geltend  machen ,  dass  die  Kinder  der  ersten  Ehe  hier 
nicht  auch,  wie  durchweg  in  den  Verfangenschaftsrechten,  vgl.  S  625,  An- 
spruch auf  das  schon  bei  Eingehung  der  ersten  Ehe  in  sicherer  Aussicht 
stehende,  wenn  auch  erst  nach  dem  Bruch  der  Ehe  ererbte  Stammgut 
hatten;  ihr  Antheil  beschränkt  sich  durchaus  auf  das,  was  schon  thatsäch- 
lich  Gut  der  ersten  Ehe  gewesen  war,  wie  das,  von  einigen  Ausnahmen  ab- 
gesehen, nach  §  8 1 5  durchaus  der  Bemessung  des  westfränkischen  Douaire 
entsprach.  Wie  wir  aber  Abweichungen  der  wälschflandrischen  Rechte 
vom  Aasdomsrechte  auf  den  Einfiuss  der  spätem  Nachbarrechte  zurückzu- 
führen suchten,  so  würden  sich  auch  hier  solche  Abweichungen ,  welche 
sich  dem  westfränkischen  Rechte  nähern ,  recht  wohl  aus  nachträglichem 
Einflüsse  dieses  erklären  lassen.  Im  allgemeinen  ist  aber  der  Anschluss  an 
die  fast  allen  andern  germanischen  Rechten  gegenüber  an  und  für  sich  auf- 
fallende Gestaltung  der  Verfangenschaftsrechte  ein  so  enger,  die  Abweichung 
von  den  westfränkischen  Rechten  eine  so  starke ,  dass  mir  dieselbe  kaum 
eine  andere  Erklärung  zuzulassen  scheint,  als  dass  sich  hier  eine  Bevölke- 
rung niederliess,  die  schon  damals  nach  Verfangenschaftsrecht  lebte.  Or- 
leans würde  damit  eine  Rechtsinsel  bilden,  in  ähnlicher  Weise,  wie  wir  das 
schon  früher,  vgl.  S  753,  für  Reims  annahmen. 

836.  Gegen  diese  Annahme  liesse  sich  freilich  geltend  machen,  dass 
wir  nicht  gerade  weit  von  Orleans  eine  auf  den  ersten  Blick  wesentlich  ent- 
sprechende Gestaltung  finden,  nämlich  Verfangenschaft  des  Lehn- 
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gutes  der  erstenEhe  für  die  Kinder  derselben.  In  der  Coutume  von 
Chartres  von  1508  S  98  und  ebenso  in  der  von  Dreux  S  89  heisstes: 
Atix  enfans  du  Premier  mariage  appariiennent  les  propres  heriiages  tenus 
enßef;  et  aux  enfans  du  second  mariage  les  conquests  tenus  enßef;  eisont 
ious  mariages  repute^  seconds  hors  le  pr emier ;  les  autres  heritages  tenus 
en  censif  se  partissent  ^galement  entre  tous  lesdits  enfans.  Bis  1 552  fand 
sich  dieselbe  Bestimmung  nach  demProces  verbal^  Coui.  ge'n.  3,701,  auch 
in  der  Coutume  der  benachbarten  Baronie  Chöteauneuf  en  Thitnerais, 
wurde  dann  aber  auf  Andringen  des  königlicheu  Procurator  durch  eine  an- 
dere ersetzt,  welche  unter  Vorbehalt  des  Erstgeburtsrechts  gleiche  Theilung 
unter  die  Kinder  aller  Ehen  aussprach. 

Bei  näherer  Erwägung  ergeben  sich  da  aber  doch  die  wesentlichsten 
Unterschiede  vom  Recht  von  Orleans.  Während  die  Theilung  nach  Ehen 
sich  in  diesem  auf  das  nichtlehnbare  Gut  beschrankt  j  werden  hier  umge- 
kehrt gerade  nur  die  Lehen  nach  Ehen  getheilt.  Das  würde  nach  einem 
schon  oft  betonten  Gesichtspunkte  von  vornherein  darauf  deuten,  dass  es 
sich  zu  Orleans  um  ähestes,  zu  Chartres  um  einer  spätem  Entwicklung  an- 
gehörendes Recht  handelt.  Es  ist  weiter  zu  beachten,  dass  es  sich  hier  nicht, 
wie  zu  Orleans  und  in  den  Verfangenschaftsrechten ,  um  eine  durchgrei- 
fende Verfangenschaft  des  Gutes  aller  Ehen  handelt,  sondern  wesentlich 
nur  um  ein  Vorrecht  der  Kinder  der  ersten  Ehe  auf  sämmtliche  Erblehen 
der  Eltern,  während  unter  den  folgenden  Ehen  nicht  weiter  unterschieden 
wird,  so  dass  die  Gewinnlehen  ohne  Rücksicht  auf  die  Ehe ,  in  der  sie  er- 
worben, den  Kindern  der  zweiten  und  der  dieser  gleichgestellten  folgenden 
Ehen  verbleiben.  Hängt  endlich  dasDouaire  der  Frau  durchweg  mit  diesen 
Verhältnissen  näher  zusammen  und  nahmen  wir  für  Orleans  an,  dass  dort 
für  das  Douaire  der  Frau  wegen  allgemeiner  Zucht  des  Ueberlebenden  kein 
Bedürfniss  vorlag,  so  erscheint  in  den  genannten  Coutumes  das  Douaire 
ganz  in  westfränkischer  Weise  geordnet. 

Die  betonten  Unterschiede  dürften  genügen,  dass,  wenn  wir  auch 
glaubten,  für  Orleans  unmittelbaren  Zusammenhang  mit  den  Verfangen- 
schaftsrechten annehmen  zu  sollen,  das  hier  trotz  der  auffallenden  Ueber- 
einstimmung  in  der  Behandlung  der  Kinder  erster  Ehe  bezüglich  der  Lehen 
nicht  in  gleicher  Weise  zutreffen  muss.  Allerdings  scheint  sich  nach  dem 
bisher  Bemerkten  kaum  ein  Halt  zu  bieten,  für  jene  auffüllende  und  verein- 
zelte Gestaltung  an  westfränkische  Grundlage  anzuknüpfen.  Ein  solcher 
aber  mag  sich  bieten,  wenn  wir  zuvor  eine  vermittelnde,  weiter  verbreitete 
Gestaltung  ins  Auge  fassen,  bei  welcher  nur  das  Muttergut  in  entsprechen- 
der Weise  behandelt  erscheint.  Habe  ich  dieselbe  bei  den  allgemeinen  Vor- 
bemerkungen, so  auch  S  689,  nicht  beachtet,  so  war  der  Grund ,  dass  die- 
selbe in  den  Darstellungen  der  französischen  Rechtsgeschichte,  so  weit  ich 
sehe,  bisher  nicht  berücksichtigt  wurde  und  ich  erst  nachträglich  einzelnen, 
mir  schon  früher  aufgefallenen  Angaben  glaubte  grössere  Bedeutung  bei- 
legen zu  müssen. 
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837.  Erscheint  in  den  spätem  Coutiimes  auch  da,  wo  nach  detn  Vater 
nach  dem  Douaire  getheilt  wird,  Kopftheilung  nach  der  Mutter  durchaus 
als  die  Regel,  so  weisen  doch  manche  ältere  Angaben  sehr  bestimmt  auf 
ungleiche  Theilung  des  gesammten  Mutterguts  nach  Ehen 
hin,  welche  sich  daraus  ergab ,  dass  bestimmtes  Gut  der  Mutter  den  Kin- 
dern der  ersten  Ehe  vorbehalten  war,  während  dann  wohl  auf  anderes  auch 
die  Kinder  späterer  Ehen  einen  Sonderanspruch  hatten.  Auch  da  ergibt  sich 
eine  verschiedene  Behandlung  der  Vaterseite  und  Mutterseite,  da  die  Thei- 
lung nach  der  Mutter  dann  keineswegs  sich  näher  der  Theilung  des  Vater- 
guts nach  Widumsrecht  anschliesst.  Sie  zeigt  sich  auch  keineswegs  so  ein- 
heitlich gestaltet.,  wie  diese.  Kommt  hinzu,  dass  sie  sich  überdies  vielfach 
auf  den  Lehensadel  beschränkt,  so  machen  schon  diese  Umstände  es  von  vorn- 
herein wahrscheinlich,  dass  es  sich  da  erst  um  Ergebnisse  nachträglicher 
Entwicklung  handelt.  Doch  werden  wir  uns  einer  eingehenden  Prüfung 
nicht  entziehen  dürfen,  wenn  wir  an  der  Annahme  festhalten  wollen,  dass 
wenigstens  nach  dem,  was  in  den  spätem  Coutumes  als  Regel  erscheint, 
als  gemeinsamer  Ausgang  die  kopfgleiche  Theilung  nach  der  Mutter  zu  be- 
trachten sei. 

Sind  die  Gestaltungen  verschieden,  so  stimmen  sie  doch  darin  überein, 
dass  es  sich  bei  allen  in  erster  Reihe  um  das  Heirathsgut  derMutter, 
um  deren  Maritagium  oder  Mariage  handelte,  welches  von  derselben  bei 
ihrer  ersten  Verheirathung  dem  Manne  zugebracht  war  und  dann  da ,  wo 
wir  ungleiche  Theilung  nach  der  Mutter  finden,  den  Kindern  ihrer  ersten 
Ehe  verbleiben  soll  Abweichungen  ergeben  sich  dann  daraus,  dass  einer- 
seits ausser  dem  Maritagium  den  ersten  Kindern  wohl  noch  auf  andere  Be- 
standtheile  des  Mutterguts  ein  Vorrecht  zukommt;  andererseits  aber  auch 
wohl  die  Kinder  späterer  Ehen  ihrerseits  SonderansprUche  auf  bestimmte 
Theile  des  Mutterguts  hatten.  Es  wird  sich  daher  empfehlen,  die  Verhält- 
nisse des  Maritagium  im  allgemeinen  so  weit  ins  Auge  zu  fassen,  als  das 
zum  Verständniss  der  bezüglichen  Angaben  nöthig  sein  dürfte. 

Bei  der  Vermählung  brachte  die  Frau  dem  Manne  nicht  blos  ihre 
Person,  sondern  auch  ihr  Gut  zu,  insofern  dasselbe  nun  in  die  Verwalmng 
des  Mannes  kam,  dieser  über  die  Einkünfte  desselben  verfugte;  blieb  es 
Sondergut  der  Frau,  so  stand  ihr  dasselbe  doch  erst  nach  dem  Tode 
desselben  wieder  zu  freier  Verfügung.  Starb  sie  vor  dem  Mann,  so  vererbte 
ihr  Sondergut  auf  ihre  Kinder,  ohne  dass  Kinder  einer  spätem  Ehe  des 
Mannes  irgendwelchen  Anspruch  darauf  gehabt  hätten.  Nichts  anderes  soll 
zweifellos  gesagt  sein,  wenn  es  in  den  Olim  i,  450  in  einem  Arret  von 
1259  heisst:  secundum  usus  et  consneiudines  Francie,  guando  altquis  habet 
duas  uxoreSy  liberi  de  prima  uxore  habent  iotum  matrimonium  matris  sue; 
bei  Boutaric  Actes  i,  31  N.  358  ist  das  zweifellos  unrichtig  auf  mehrere 
Ehen  der  Mutter  bezogen.  Blieb  das  Gut  der  Verstorbenen  in  der  Regel 
zunächst  in  vormundschafdicher  Verwaltung  des  Ueberlebenden ,  so  lag 
allerdings  die  Gefahr  nahe,  dass  dieser  Gut,  welches  den  Vorkindern  zu- 
stand, der  zweiten  Frau  und  ihren  Kindern  zuzuwenden  suchte.    Noch  in 
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dem  Edict  über  zweite  Ehen  von  1560,  vgl.  Beaune  Dr.  cout.  3,  547,  sah 
man  sich  zu  Bestimmungen  veranlasst,  welche  das  ausdrücklich  verboten. 

Hatte  die  Frau  bei  Eingehung  ihrer  ersten  Ehe  ihre  Eltern  bereits  be- 
erbt, war  sie  bereits  im  Besitze  ihrer  Hereditas,  ihres  Erbgutes,  so  fiel  diese 
mit  dem  Maritagium  zusammen,  so  weit  wir  darunter  jedes  Gut  zu  ver- 
stehen haben,  welches  die  Frau  in  die  Ehe  einbrachte.  Wird  das  Marita- 
gium im  allgemeinen  der  römischrechtlichen  Dos  gleichgestellt,  so  heisst 
es  wohl  da,  wo  römischrechtliche  Bestimmungen  beachtet  werden,  dass, 
wenn  nicht  abweichende  Heirathsvertröge  eingreifen,  das  ganze  Gut,  welches 
die  Frau  zur  Zeit  ihrer  Verlobung  oder  Verehelichung  hatte,  als  Dos  der- 
selben zu  behandeln  sei;  vgl.  etwa  die  Coutume  der  Auvergne  14  S  8. 

Dass  die  Tochter  die  Eltern  bereits  beerbt  hatte,  war  aber  der  seltnere 
Fall.  Als  Regel  haben  wir  doch  zu  betrachten ,  dass  die  Tochter  bei  ihrer 
ersten  Verheirathung  noch  kein  eigenes  Vermögen  hatte.  Es  war  nun  aber, 
wie  schon  S  576  erwähnt,  Brauch,  Kindern,  welche  noch  nicht  geerbt 
hatten,  bei  deren  Verheirathung  ein  Heirathsgut  mitzugeben,  welches 
dann  im  engern  Sinne  als  Maritagium,  Mariage,  derselben  bezeichnet  wird 
Wir  finden  das,  wie  schon  don  bemerkt,  als  Schenkung  unter  Lebenden 
behandelt.  So  beanspruchen  etwa  1312,  Olim  3,  728,  Schwestern  von  ihrem 
Bruder  Betrage :  quas  pater  earundem  donatione  facta  inter  vivos  eisdem 
donaverat  ad  maritandum  easdetn,  Oder  es  wird  1 3 1 1 ,  Olim  3 ,  694 ,  er- 
wähnt, dass  Eltern  ihr  ganzes  Gewinnland:  donaveranidonacione  facta  inter 
vivos  P,  filio  sno  in  maritagium  et  auxilium  sui  maritagii  tunc  faciendi. 
Wie  schon  diese  Angabe  zeigt,  steht  das  Maritagium  an  und  fUr  sich  in 
keiner  nähern  Beziehung  gerade  zur  Tochter.  Auch  sonst  ist  häufig  vom 
Mariage  des  Sohnes  oder  der  Kinder  schlechtweg  die  Rede. 

Das  Mariage  konnte  nun  einfach  als  Vorherausgabe  auf  dasErb- 
gut,  als  Avancement  d^hoirie,  behandelt  werden;  es  war,  wenn  das  Kind 
nach  dem  Tode  der  Eltern  mittheilen  wollte,  in  die  Masse  wieder  einzu- 
werfen. Dann  verlor  der  Unterschied  jede  weitere  Bedeutung,  fehlte  insbe- 
sondere jede  Veranlassung,  es  gerade  mit  einer  bestimmten  Ehe  in  Verbin- 
dung zu  bringen,  wenn  wir  davon  absehen,  dass  bei  Söhnen  allerdings  das 
Heirathsgut  als  Gut,  welches  sie  bei  Eingehung  der  Ehe  bereits  besessen, 
zur  Hälfte  Douaire  der  bezüglichen  Ehe  war.  Bei  Töchtern  bildete  das 
Heirathsgut  und  das,  was  sie  nach  dem  Tode  der  Eltern  noch  zur  Ergän- 
zung aus  deren  Nachlasse  erhielten,  einfach  ihr  elterliches  Erbgut,  welches 
als  solches  auf  ihre  Kinder  vererbte.  Und  war  die  Verpflichtung  zum  Rap- 
port keine  unbedingte,  konnte  man  sich  bei  Verzicht  auf  die  Theilnahme 
an  der  Erbtheilung  mit  dem  Heirathsgut  begnUgen,  so  stellte  dieses  damit 
zugleich  das  ganze  elterliche  Erbgut  dar. 

Der  enge  Zusammenhang  zwischen  Heirathsgut  und  Erb- 
gut zeigt  sich  denn  auch  darin  beachtet,  dass  jenes,  wie  oft  bemerkt 
wird,  nicht  als  Conquet  der  Eheleute,  sondern  als  Propre  gilt.  Dann  darin, 
dass  das  Heirathsgut  auch  dann,  wenn  es,  wie  das  insbesondere  bei  Töch- 
tern häufig  der  Fall  war,  nicht  in  Liegenschaften,  sondern  in  Fahrniss,  in 
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837]  einer  Summe  Geldes  bestand,  für  welche  dann  als  Propre  der  Frau 
Liegenschaften  erworben  oder  aus  dem  Gute  des  Mannes  verpfändet  wer- 
den sollten,  dasselbe,  auch  wenn  das  noch  nicht  geschehen  war,  als  Im- 
meuble  und  damit  als  Propre  der  Frau  zu  behandeln  ist,  wie  das  überaus 
höufig  erwähnt  wird.  So  etwa  in  der  Coutume  desNivernais  23  S  17:  De- 
nier s  de  mariage  sortissans  natiire  d'  heritage  asstgne:^  ou  protnis  d"  assigner, 
sont  cense:^  immeubles  et  heritage  pour  la  femmey  ses  heritiers  ou  ayans 
cause.  Auch  wenn  sie  beim  Tode  des  Mannes  noch  nicht  sichergestellt 
waren,  sind  sie  vor  jeder  Theilung  der  Meubles  und  Gonqu€ts  von  diesen 
vorwegzunehmen  oder,  wenn  das  nicht  ausreicht,  aus  dem  Erblande  des 
Mannes,  welches  nach  der  Coutume  als  Pfand  dafür  haftet. 

888.  Das  Heirathsgut  hat  nun  aber  vielfach  die  Bedeutung  einer  Ab- 
findung für  das  Erbrecht,  in  welchem  Falle  wir  dasselbe  bestimmter 
als  Aussteuer  bezeichnen  können.  Wir  werden  in  anderm  Zusammen- 
hange nachzuweisen  suchen,  wie  nach  sehr  vielen  germanischen  Rechten 
den  Eltern  oder  doch  dem  Vater  das  Recht  zusteht,  seinem  Kinde  einen 
ganz  nach  seinem  Belieben  bemessenen  Betrag  oder  doch  einen  bestimmten 
Mindestbetrag  zu  geben,  durch  den  alle  seine  Erbansprüche  befriedigt  sein 
sollen,  so  dass  es  nach  dem  Tode  der  Eltern  keinerlei  Ansprüche  auf  deren 
Nachlass  mehr  hat,  dieser  vielmehr  lediglich  den  Kindern  zukommt,  welche 
unverheirathet  im  elterlichen  Hause  zurückgeblieben  sind.  So  etwa  im  Livrc 
de  Jostice  1 2,  24  S  x  :  Uns  kons  et  safemme  ont  trois  eufan^y  et  en  marii- 
reni  les  deus  ;  enpres  li  peres  et  la  mdre  morirent;  totes  les  remenances  des 
choses  mobles  et  escheetes  et  conque^  et  pairemoine  seront  as  derreniers  en- 
fan:^,  qui  remaindrent  san^  partie. 

Das  bezieht  sich  an  und  für  sich  in  keiner  Weise  nur  auf  Töchter; 
auch  in  späterer  Zeit  finden  wir  überaus  häuHg  erwähnt,  dass  ausgesteuerte 
Söhne  kein  weiteres  Erbrecht  nach  den  Eltern  haben,  wenn  es  ihnen  nicht 
etwa  ausdrücklich  im  Heirathsvertrage  vorbehalten  wurde.  So  heisst  es  zu 
Paris  in  einem  ürtheile  von  1 290,  Nouv.  Revue  8,  668 :  Cil  ou  cele  que 
pere  et  niere  marienty  apres  le  dSces  de  pere  et  mire  ou  de  Tun  <f  eux  ils 
ne  peuvent  venir  en  partie  avec  les  autres  enfants,  qui  estoient  demoure^  en 
sele  du  pere  ou  de  la  mire  ou  de  Vun  d'  eux^  se  il  ne  fut  mis  en  convenani 
OH  traitid  de  mariage.  Ganz  entsprechend  und  gleichfalls  ohne  irgendwelche 
Beschränkung  auf  Töchter  Desmares  Dec.  236.  Erst  später  seit  der  Cou- 
tume von  15 10  wurde  ihnen,  auch  wenn  das  nicht  vorbehalten  war,  Wie- 
dereinwerfung  des  Erhaltenen  gestattet. 

Nächstliegende  Gründe,  insbesondere  die  Rücksicht  auf  das  Zusam- 
menbleiben der  Liegenschaften,  mussien  aber  dazu  führen,  dass  das  Recht 
vorzugsweise  Töchtern  gegenüber  geübt  wurde.  Das  musste  keineswegs 
nothwendig  zu  einer  Zurücksetzung  der  Tochter  führen.  Wie  wir  entspre- 
chende Belege  aus  andern  Rechten  beibringen  werden,  wird  auch  in  der 
Altern  Coutume  von  Bourges  S  167,  Cout.  ge'n.  3,  902,  der  Fall  erwähnt, 
dass  der  Vater  eine  Tochter  verheiraihete :  et  Iny  donne  grande  somme  en 
mariaige,  welche  das  weil  überstieg,  was  auf  die  andern  Söhne  und  Töchter 
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nach  dem  Tod  des  Vaters  als  Kopftheil  entfiel.  Da  der  Betrag  beim  Tode 
des  Vaters  noch  nicht  gezahlt  war,  wies  die  verheirathete  Tochter  das  An- 
erbieten der  Geschwiester ,  mit  ihr  nach  Köpfen  zu  theilen,  ab,  und  war 
dabei,  wie  ausdrücklich  betont  wird,  in  ihrem  Rechte;  die  Geschwister 
mussten  ihr  entweder  die  Summe  zahlen  oder  aber  überhaupt  auf  das  Erbe 
des  Vaters  verzichten.  Darauf  deuten  auch  Bestimmungen,  wonach  man  es 
für  nöthig  hielt,  da  eine  bestimmte  Gränze  zu  ziehen:  Nach  der  ältesten 
Coutume  der  Bretagne  S  210  darf  der  Vater  einer  Tochter  nicht  mehr  geben, 
als  den  auf  sie  entfallenden  Kopftheil.  Nach  der  von  Poitou  §  1 84  dürfen 
Eltern  enfaveur  de  mariage  einem  Kinde  nur  geben:  jusques  ä  la poriion 
legitime  cousiumiere  dudii  enfani.  Nach  dem  ältesten  Coutumier  der  Nor- 
mandie  80  S  2,  ed.  Tardif  84,  war  zwar  der  Vater,  wenn  er  seiner  Tochter 
zu  Maritagium  mehr  gab,  als  ihr  gebührte,  für  seine  Lebenszeit  daran  ge- 
bunden ;  aber  seine  Erben  konnten  das  Ueberschiessende  zurückfordern. 

Jedenfalls  febh  da  jeder  nähere  Zusammenhang  mit  der  Auffassung, 
dass  die  Tochter  als  solche  nicht  dasselbe  Recht  mit  dem  Sohne  habe. 
Wie  wir  das  bei  Besprechung  des  Weibererbrechts  näher  nachweisen  wer- 
den, war,  wie  in  andern  Rechten,  durchweg  auch  in  Frankreich  nicht  die 
Tochter  als  solche,  sondern  nur  die  ausgesteuerte  Tochter  vom  Erbrecht 
ausgeschlossen ;  die  nicht  dotirte  nimmt  gleichen  Theil  mit  den  Söhnen 
oder,  wo  bei  Lehen  die  Erstgeburt  eingriff,  wenigstens  mit  den  nachge- 
bornen  Söhnen. 

Bei  der  Folge  in  bäuerliches  Zinsgut  und  Allod  ergibt  sich  im  spätem 
französischen  Recht,  von  wenigen  Gebieten  abgesehen,  überhaupt  keine 
Zurücksetzung  der  Tochter.  Bei  der  der  Folge  in  Lehen  angepassten  Folge 
der  Adligen  ergab  sich  eine  solche  zunächst  schon  aus  dem  Erstgeburts- 
rechte des  ältesten  Sohnes,  so  dass  sie  nur  noch  dem  nachgebornen  Sohne 
gleichstehen  konnte.  Eine  weitergehende  Zurücksetzung  ergab  sich  dann 
aber  daraus,  dass  es  vielfach  üblich  wurde,  die  Tochter  durch  eine,  ihren 
Kopftheil  nicht  erreichende  Aussteuer  für  ihr  Erbrecht  nach  den  Eltern  und 
deren  Nachkommen  abzufinden.  Dabei  finden  wir  auch  in  Frankreich  mehr- 
fach einen  Mindestbetrag  festgehalten ;  wie  in  manchen  andern  Rechten, 
vgl.  etwas  503,  soll  die  Aussteuer  mindestens  die  Hälfte  des  auf  die  Tochter 
entfallenden  Kopftheils  betragen,  widrigenfalls  sie  entweder  in  ihr  volles 
Erbrecht  eintritt  oder  doch  nach  dem  Tode  der  Eltern  Ergänzung  der  Hälfte 
verlangen  kann.  Aber  vielfach  scheint  der  Betrag  ganz  in  das  Belieben  der 
Eltern  gestellt  zu  sein;  nach  der  Coutume  von  Anjou,  vgl.  S  505,  genügt 
auch  ein  Kranz  von  Rosen.  Mehrfach  wird  beiont,  dass  das  nur  dann  Recht 
der  Eltern  sei,  wenn  diese  adligen  Standes  sind.  So  steht  es  etwa  nach  der 
Coutume  von  Poitou  S  220  nur  den  Nobles  zu,  während  bei  Roiuriers  die 
Aussteuer  die  Tochter  nur  dann  ausschliesst ,  wenn  diese  ausdrücklich  auf 
ihr  Erbrecht  verzichtet  hat.  Dem  entspricht  die  ältere  Angabe  im  Livre  des 
droiz  S  674,  wo  das  damit  in  Verbindung  gebracht  wird,  dass  der  Roturier 
nicht  das  Recht  hat,  ein  Kind  vor  dem  andern  zu  bevorzugen. 
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839.  Für  unsere  Zwecke  sind  diese  Verhältnisse  nun  zunächst  zu  be- 
achten, weil  sie  uns  auf  Zusammenhang  zwischen  der  Aussteuer 
und  der  ersten  Ehe  führen.  Die  Aussteuer,  durch  welche  die  Tochter 
für  alle  ihre  Ansprüche  an  das  Gut  der  Eltern  abgefunden  war,  wurde 
selbstverständlich  nur  einmal  gegeben  und  zwar  bei  Eingehung  der  ersten 
Ehe.  Es  mochte  Ja  sein,  dass  die  Eltern,  um  eine  Wiederverheirathung  der 
Tochter  zu  fördern,  ihr  bei  einer  solchen  weiteres  Heirathsgut  mitgaben. 
Aber  irgendwelchen  Anspruch  hatte  sie  darauf  nicht.  Und  es  finden  sich 
wohl  Bestimmungen,  welche  darauf  berechnet  sind,  dass  durch  spätere 
Ehen  der  Tochter  die  VermögensansprUche  der  Söhne  nicht  weiter  be- 
schränkt werden.  So  hat  nach  denCoutumes  der  Auvergne  12  S  25  ff.  die 
Tochter  nur  dann  Recht  aufMitbeerbung  der  Eltern,  wenn  sie  bei  der  ersten 
Ehe  nicht  ausgesteuert  wurde;  nur  bei  der  ersten  Ehe  stand  es  in  der  Be- 
fugniss  der  Eltern,  ihr  trotz  der  Verheirathung  ihr  Erbrecht  vorzubehalten, 
während  bei  einer  zweiten  Ehe  ein  Rappel ,  vgl.  S  434,  eine  Wiederein- 
setzung in  das  Erbrecht,  nicht  mehr  gestattet  sein  sollte. 

Zur  Würdigung  dieser  Verhältnisse  wird  einmal  zu  erwägen  sein,  dass 
durch  eine  erste  entsprechende  Verheirathung  der  Tochter,  wie  sie  durch 
die  Aussteuer  gefbrdcrt  werden  mochte,  die  Zukunft  derselben  als  für  im- 
mer gesichert  gehen  konnte.  Denn  das  Douaire  ihrer  ersten  Ehe  diente  ja 
nicht  blos  zur  Witt  wen  Versorgung ;  es  verblieb  ihr  auch  unverkürzt  in  einer 
zweiten  und  in  folgenden  Ehen  bis  zu  ihrem  Tode,  vgl.  S  81 3,  und  ermög- 
lichte es  ihr,  eine  zweite  Ehe  auch  ohne  Aussteuer  und  mit  einem  weniger 
vermögenden  Manne  einzugehen. 

Weiter  wird  zu  beachten  sein,  dass  man  bei  einer  ersten  Verheirathung 
kaum  schon  den  Fall  bestimmter  ins  Auge  fasste,  dass  diese  nicht  die  ein- 
zige bleiben  dürfte.  Es  erklärt  sich,  wenn  auf  die  erste  Ehe  besonderes  Ge- 
wicht gelegt  wurde,  auf  die  pr emier  ei  noble  mariage,  wie  es  in  der  Cou- 
tume  von  Cambrai  10  $  1  heisst,  nach  welcher  nur  für  diese  das  Ravestis- 
sement  de  sang  zulässig  war;  vgl.  S  757.  Wie  sich  denn  auch  bezüglich 
der  zu  Mariage  gegebenen  Lehngüter  wohl  Begünstigungen  bezüglich  der 
Verpflichtungen  gegen  den  Herrn  erwähnt  finden,  welche  nur  die  bei  der 
ersten,  nicht  auch  die  bei  folgenden  Ehen  gegebenen  treffen ;  vgl.  Loysel 
S  178.627.  So  wenig  weiteren  Ehen  rechtlich  etwas  im  Wegestand,  scheint 
sich  doch  in  solchen  Bestimmungen  eine  Auffassung  auszusprechen,  wo- 
nach spätere  Wiederverheirathung  der  Tochter  nicht  in  Rechnung  gebracht 
und  nicht  erleichtert  werden  sollte. 

840.  Für  die  vermuthliche  Entwicklung  dieser  Verhältnisse  dürfte  nun 
insbesondere  auch  das  Fehlen  einerdemWidumsrechte  entspre- 
chenden Bevorzugung  der  Kinder  erster  Ehe  beim  Mutter- 
gute zu  beachten  sein,  wenn  dieses  nach  der  regelmässigen  Gestaltung 
unter  alle  ihre  Kinder  verschiedener  Ehen  nach  Köpfen  zu  theilen  war.  Auf 
die  Frage,  in  wie  weit  die  Einseitigkeit  des  Douaire  nach  der  vermuthlichen 
ersten  Feststellung  dieser  Verhältnisse  ursprünglich  der  BiUigkeit  entsprechen 
konnte,  werden  wir  in  anderm  Zusammenhange  einzugehen  haben.    Den 


Digitized  by 


Google 


Zusammenhang  zwischen  Aussteuer  und  erster  Ehe.  oqi 

spätem  Verhältnissen  gegenüber  war  eineUnbilligkeit  derEinseitig- 
keitdesWidum  nicht  wohl  zu  verkennen.  Der  Mann  hatte  bei  Einge- 
hung der  ersten  Ehe  für  den  Fall,  dass  ihn  Frau  oder  Kinder  derselben 
Uberlel)ten,  zu  Gunsten  derselben  auf  sein  halbes  Vermögen  verzichtet,  das 
jenen  verfangen  war.  Dagegen  hatte  zunächst  der  Mann  selbst  keinerlei  ent- 
sprechendes Recht  am  Gute  der  Frau.  Aber  auch  seinen  mit  derselben  er- 
zeugten Kindern  stand  keinerlei  entsprechendes  Vorrecht  auf  das  Gut  der 
Mutter  zu,  wenn  diese  aus  späteren  Ehen  Kinder  gewann. 

Das  mag  schon  in  frühester  Zeit  zu  einer  ganz  verschiedenen 
Weiterentv^ricklung  geführt  haben.  Wir  wiesen  schon  S  689  daraufhin,  wie 
sich,  falls  die  lothringischen  und  ostfränkischen  Verfangenschaftsrechte  sich 
wirklich  von  einer  der  westfränkischen  entsprechenden  Grundlage  aus  ent- 
wickelt haben  sollten,  da  von  jenem  Gesichtspunkte  aus  eine  Ausgleichung 
erfolgt  sein  dürfte,  indem  man  beide  Seiten  gleichstellte  und  zunächst  das 
halbe,  dann  das  ganze  Gut  jedes  Eherntheils  den  Kindern  der  ersten  Ehe 
unter  Zucht  des  Ueberlebenden  verfangen  sein  liess. 

Aber  auch  unabhängig  von  jenem  zweifellos  in  früheste  Zeiten  zu 
setzenden  Auseinandergehen  der  Rechte  sind  jene  Gesichtspunkte  vereinzelt 
auch  wohl  da  massgebend  geworden ,  wo  wir  allem  Anscheine  nach  erst 
vom  Rechte  des  westfränkischen  Lehnsadels  auszugehen  haben.  Wollte 
man  jener  Unbilligkeit  begegnen,  so  konnte  es  nahe  liegen,  die  Abhilfe  im 
Vorbehalt  eines  dem  Betrage  des  Widum  entsprechenden 
Theiles  des  Muttergutes  für  die  Kinder  der  Ehe  zu  suchen, 
welcher  diesen  dann  ebenso  verfangen  sein  sollte,  wie  der  Widum.  Sonach 
der  Coutume  der  Normandie  von  1383  S  404,  wo  das  Douaire  nur  ein 
Drinel  betrug:  Pareillemeni  la  proprietd  du  tiers  des  biens  que  lafemme  a 
lors  du  mariage,  ou  qui  luy  escherront  constant  Je  mariage^  ou  luy  appar- 
tiendront  ä  droit  de  conquest^  appartiendra  ä  ses  enfans  aux  memes  charges 
et  conditionsy  que  le  tiers  du  mary.  Vereinzelt  wird  das  auch  ausser  der 
Normandie  erwähnt.  Als  13 17,  Olim  3,  1162,  vor  dem  Bailli  von  Anjou 
die  Mutter  und  ihr  zweiter  Mann  gegen  den  Sohn  erster  Ehe  das  Dotalicium 
an  einem  Drittel  des  Gutes  seines  Vaters  forderten,  machte  der  Sohn  gel- 
tend, dass  dann  auch  er:  debebai  similiter  habere  terciam partem  in  terra 
dicte  mairis  sue,  sicut  ipsa  erat  her  es  sue  terre  tempore  peticionis ,  dicens 
hoc  sibi  secundum  consuetudinem  illius  patrie  fieri  debere ,  worüber  dann 
Zeugen  vernommen  wurden.  Es  kam  zunächst  zu  keinem  Urtheil ,  da  das 
Gericht  uneinig  darüber  war,  ob  die  Consuetudo  durch  die  Zeugenaussagen 
genügend  erwiesen  sei.  Aber  in  der  Coutume  von  Touraine  und  Anjou 
8  6,  Viollet  Etabl.  3, 5,  und  danach  in  denfitabl.  deS.  Louis  1,15,  heisstes 
ausdrücklich :  Se  gentis  famc  est  oirs  de  terre ^  et  ses  sires  soit  mori,  et  ele 
ait  ses  oirSy  et  ele  vueille  pr andre  douaire  en  la  terre  son  seignor ,  ce  est 
la  tierce  partie,  sesßl^  li  ain^^ne^  prandra  einsinc  la  tierce  partie  en  la 
soue.  Das  ist  ebenso  wiederholt  im  Li  vre  des  droiz  S  41*7  mit  dem  Be- 
merken, dass  das  in  Anjou,  aber  nicht  in  Poitou  Recht  sei.  Aehnliches 
findet  sich  auch  wohl  in  entlegeneren  Gebieten.  So  heisst  es  im  Landrecht 
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840]  von  SaarbrUck  8,  S  i  ^  Kamptz  Proviozialr.  3,  397,  dass,  wenn  die 
Mutter  iiiren  Widum  am  Gute  des  Vaters  hat,  dafür  die  Kinder  der  Ehe 
die  Hälfte  des  Guts  der  Mutter  haben  sollen.  Und  auch  ohne  dass  sich  in 
dieser  Richtung  ein  bestimmter  Brauch  entwickelt  haue,  stand  es  bei  den 
Parteien,  bei  der  Heiraths Verabredung  jener  Unbilligkeit  zu  begegnen.  So 
erwähnten  wir  schon  $817  Angaben  des  Rechts  von  Amiens,  wonach  die 
Frau  mit  ihrer  Zustimmung  mit  eigenem  Gute  dotirt  werden  konnte,  was 
dann  die  Wirkung  hatte,  dass  dieses  den  Kindern  der  Ehe  ebenso  verfan- 
gen war,  wie  das  aus  dem  Gute  des  Vaters  zu  Douaire  Bestellte. 

Häufiger  scheint  es  üblich  geworden  zu  sein,  jener  Unbilligkeit  durch 
Vorbehalt  der  ganzen  Aussteuer  für  die  Kinder  der  ersten 
Ehe  zu  begegnen.  Stand  nichts  im  Wege,  bei  der  Heirathsberedung  eine 
solche  Abweichung  von  der  gesetzlichen  Erbenfolge  zu  bedingen ,  so  lag 
eine  solche  Verabredung  da  besonders  nahe,  wo  die  Tochter  durch  die  bei 
der  ersten  Ehe  gegebene  Aussteuer  für  ihr  Erbrecht  abgefunden  sein  sollte. 
Wo  dieselbe  nur  die  Bedeutung  einer  Vorherausgabe  auf  den  Erbtheil  hane, 
da  Hess  sie  den  schliesslichen  Betrag  des  Erbtheils  der  Tochter  und  damit 
des  Mutterguts  ihrer  Kinder  ganz  unberührt;  dieses  musste  in  seinem  Be- 
trage durchschnittlich  nicht  hinter  dem  des  Vaterguts  zurückbleiben.  Hatte 
der  Vat.er  bei  Eingehung  einer  ersten  Ehe  sich  der  freien  Verfügung  über 
einen  grossen  Theil  seines  Guts  zu  Gunsten  der  Kinder  dieser  Ehe  zu  be- 
geben, so  entsprach  dem  allerdings  bei  gleicher  Theilung  nach  der  Mutter 
kein  Vorrecht  gerade  der  von  ihm  mit  derselben  gezeugten  Kinder.  Aber 
diese  hatten  wenigstens  vollen  Kopftheil  aus  einem  dem  seinigen  durch- 
schnittlich entsprechenden  Vermögen  zu  erwarten ;  und  das  fiel  um  so  mehr 
ins  Gewicht,  wenn  die  später  zu  begründende  Annahme  richtig  sein  sollte, 
dass  die  Mutter  über  ihr  Erbgut  nicht  frei  verfügen  durfte,  dasselbe  zwar 
nicht  den  Kindern  einer  bestimmten  Ehe,  wohl  aber  den  Kindern  aller  ihrer 
Ehen  verfangen  war. 

Das  änderte  sich  natürlich,  als  es  beim  Lehensadel  üblich  wurde,  die 
Tochter  bei  ihrer  Verheirathung  mit  einem  verhältnissmässig  geringem  Be- 
trage für  ihren  Erbtheil  abzufinden.  Im  Falle  mehrerer  Ehen  der  Mutter 
würden  dann  auch  auf  die  Kinder  der  ersten  Ehe  nur  kleine  Bruchtheile 
entfallen  sein,  welche  dem,  was  auf  Vaterseite  den  Kindern  zu  sichern  war, 
auch  nicht  annähernd  mehr  entsprachen.  Für  die  Aussteuer  gab  es  über- 
wiegend kein  bestimmtes  Ausmass;  ihr  Betrag  wurde  in  den  Heirathsbere- 
dungen  für  den  Einzellfall  bestimmt.  Nichts  lag  dann  doch  näher,  als  dass 
von  Seiten  des  Bräutigams  erklärt  wurde,  dass,  wenn  er  in  üblicher  Weise 
sein  halbes  Vermögen  der  Frau  und  den  Kindern  zusichern  sollte,  er  zwar 
mit  einer  geringen  Aussteuer  einverstanden  sei,  aber  bedingen  müsse,  dass 
diese  nun  auch  unverkürzt  seinen  mit  der  Frau  erzeugten  Kindern  verbleibe, 
nicht  etwa  überdies  von  denselben  mit  Kindern  aus  etwaigen  spätem  Ehen 
der  Mutter  zu  theilen  sei.  Das  war  so  naheliegend,  dass,  wenn  es  zuerst 
nur  in  den  Heirathsberedungen  für  den  Einzelfall  so  bestimmt  wurde,  sich 
das  in  manchen  Gegenden  bald  zu  feststehendem  Rechte  gestaltete,  welches 
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auch  dann  eingehalten  wurde,  wenn  nicht  zu  erweisen  war,  dass  die  Aus- 
steuer in  der  Heirathsberedung  ausdrücklich  nur  den  Kindern  der  Ehe  zu- 
gesichert war. 

Es  kann  auch  nicht  befremden ,  wenn  man  sich  dabei  nicht  an  den 
Massstab  hielt,  nach  dem  das  Vermögen  des  Mannes  der  ersten  Ehe  zu 
Gute  kam,  nicht  etwa  bestimmte,  dass,  wie  das  halbe  Stammgut  des  Mannes, 
so  auch  nur  die  halbe  Aussteuer  den  Kindern  der  Ehe  verfangen  sein  solle. 
Der  Betrag  der  Aussteuer  blieb  zweifellos  durchweg  hinter  dem,  was  die 
Tochter  als  Kopftheil  neben  ihren  Geschwistern  hStte  beanspruchen  können, 
so  weit  zurück,  dass  sie  durchschnittlich  auch  in  ihrer  Gesammtheit  bei 
weitem  nicht  das  erreichte,  was  der  Mann  aus  seinem  Vermögen  der  Frau 
und  den  Kindern  als  Widum  zuzuwenden  hatte. 

War  die  Aussteuer  der  Mutter  den  Kindern  ihrer  ersten  Ehe  vorbe- 
halten, so  traf  das  nicht  ihren  ganzen  Nachlass.  Beseitigte  die  Aussteuer 
das  Erbrecht  nach  Eltern  und  Grosseltern,  so  lange  mSnnliche  Nachkommen 
da  waren,  so  konnten  diese  vorversierben  und  die  Tochter  trat  dann  wie- 
der in  ihr  volles  Erbrecht  ein.  Es  konnte  ihr  weiter  Seitenerbschaft  zufallen. 
Sie  hatte  endlich  Anspruch  auf  das  halbe  Gemeingut  ihrer  Ehen.  So  konnte 
immerhin  ein  von  der  Aussteuer  unabhängiger  Nachlass  der  Mutter  vor- 
handen sein.  Dann  koimte  sich  die  ungleiche  Theilung  unter  ihre  Kinder 
darauf  beschranken ,  dass  die  erster  Ehe  das  Mariage  vorwegnahmen,  das 
Uebrige  aber  nach  der  Regel  unter  alle  Kinder  gleich  getheilt  wurde.  Es 
konnten  sich  nun  aber  leicht,  nachdem  durch  die  Sonderbehandlung  der 
Aussteuer  die  Regel  der  gleichen  Theilung  nach  der  Muner  einmal  durch- 
brochen war,  im  Anschlüsse  daran  noch  weitere,  mit  der  Verschiedenheit 
der  Ehen  zusammenhangende  Ungleichheiten  entwickeln. 

841.  Handelt  es  sich  bei  den  nicht  seltenen  Erwähnungen  ungleicher 
Theilung  nach  der  Mutter  immer  auch  um  das  Maritagium ,  scheint  das 
darauf  hinzuweisen,  dass  dieses  zunächst  Anlass  gegeben  hat,  von  der 
gleichen  Theilung  abzusehen,  haben  wir  uns  daraufhin  zu  vergegenwärtigen 
gesucht,  wie  sich  bei  Richtigkeit  dieser  Voraussetzung  der  Anfall  der  Aus- 
steuer nur  an  die  Kinder  der  ersten  Ehe  ergeben  konnte,  so  haben  wir  frei- 
lich noch  eine  Prüfung  der  Einzelangaben  über  ungleiche  Thei- 
lung nach  der  Mutter  vorzunehmen,  um  beurtheilen  zu  können,  in 
wie  weit  dieselben  die  bisherigen  Annahmen  unterstützen  und  wie  sich  von 
jener  Grundlage  aus  die  Gestaltungen  ergeben  haben  dürften ,  welche  da 
über  das  Vorrecht  der  Kinder  erster  Ehe  auf  die  Aussteuer  hinausgehen. 

Auf  die  einfachste  Gestaltung  eines  VorrechtsderKindererster 
EheaufdieAussteuer  neben  gleicher  Theilung  des  übrigen  Mutter- 
guts führen  die  Angaben  in  der  ältesten  Coutume  vonTouraine  und 
Anjou  S  108,  ed.  VioUet  £tabl.  3,  71,  oder  von  Anjou  und  Maine  S  123, 
ed.  Beautemps  i,  140,  welche  dann  in  den  Etablissements  de  S.Louis  i  eh. 
119  wiederholt  sind,  und  auf  deren  Wortlaut  weiter  auch  die  bezüglichen 
Angaben  in  der  Somme  rurale  i  t.  45  zurückgehen.  Es  handelt  sich  nur 
um  einen  Brauch  der  Gentilhommes.    Wie  das  auch  sonst  erwähnt  wird, 
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841}  wird  die  Aussteuer,  wie  das  Douaire,  ä  la  parte  dou  moüsiier  vor  der 
feierlichen  Vermählung  bestellt.  Der  Vater,  oder  wer  nach  seinem  Tode  die 
Tochter  auszusteuern  hat,  erklärt:  Sireyje  vos  doing  ceste damoisele  et  tarnt 
de  ma  terre  ä  vos  deus  et  ä  vos  oirs,  gut  de  vos  deus  istront;  er  gibt  das, 
wie  Boutillier  hinzufügt :  en  avancement  de  cestuy  mariage.  Fordern  dann 
Kinder  aus  einer  zweiten  Ehe  der  Mutter  nach  deren  Tode  ihren  Antheil 
am  Muttergute:  Faites  nos partie  de  Im  terre  nostre  mere,  so  kann  das  der 
älteste  Sohn  erster  Ehe  ablehnen :  Je  ne  viau  que  vos  i  aie^  riens,  car  eU 
fu  don^e  ä  man  pere  et  ä  ma  mere  et  as  otrs,  gut  de  aus  deus  istroient.  Er- 
weist er  das,  so  verbleibt  ihm  Alles,  ohne  dass  er  die  Ansprüche  der  Nach- 
gebomen auf  ein  Drittel  daraus  zu  befriedigen  hätte.  Selbst  wenn  aus  erster 
Ehe  nur  eine  Tochter  und  aus  zweiter  Söhne  vorhanden  und  die  Tochter 
die  Aussteuerung  erweisen  kann,  so  verbleibt  ihr  Alles,  während  sie  an- 
dernfalls nur  das  Töchterdrinel,  vgl  S  505,  erhält.  Der  ausschliessliche  An- 
spruch der  ersten  Kinder  auf  das  Maritagium  ergibt  sich  da  aub  besdmin- 
teste.  Ebenso  bestimmt  aber  auch,  dass  keinerlei  Theilung  nach  Eben  ein- 
tritt, wenn  das  von  der  Mutter  hinterlassene  Gut  nidit  Maritagium,  son- 
dern etwa  schon  vor  der  ersten  Ehe  ererbt  war;  es  wird  dann  einfach  unter 
die  Kinder  aller  ihrer  Ehen  nach  Adelsrecht  unter  Beachtung  des  Erstge- 
burtsrecht und  des  Töchterdrittels  getheilt.  Wesentlich  dieselben,  danach 
wohl  auch  für  Poitou  geltenden  Bestimmungen,  finden  sich  imLivre  des 
droiz  S  464.  Nur  das,  was  vor  der  KirchthUre  ausdrücklich  den  Ehegatten 
und  ihren  Kindern  gegeben  war,  verbleibt  ausschliesslich  den  ersten  Kin- 
dern; wo  das  nicht  zutrifft:  les  choses  seroient partables  entre  les premiers 
et  les  derreniers  en/ans. 

Nennt  Boutillier  ausser  Touraine  und  Anjou  auch  den  Vicomte  von 
Paris  und  den  von  Orleans  als  Gebiete,  wo  jenes  Rechtens  «ei,  so  ist  mir 
das  für  Paris  sehr  unwahrscheinlich,  da  hier,  so  weit  ich  sehe,  jedes  weitere 
Zeugniss  fehlt.  FUr  die  Gegend  von  Orleans  aber  finden  sich  bezügliche 
Angaben  auch  im  Livre  deJostice.  Als  Recht  des  Königsgerichts  fim- 
den  wir  gerade  hier  S  834  die  gleiche  Theilung  nach  der  Mutter  aufis  be- 
stimmteste ausgesprochen.  Wird  dann  weiter  häufig  zwischen  dem  in  der 
Stadt  Orleans  und  deren  Bannmeile  und  dem  ausser  der  Bannmeile  gdtete 
den  Rechte  unterschieden,  so  entspricht  jenes,  vgl.  S  835,  durchaus  den 
Verfangenschaftsrechten.  Massgebend  ist  der  Bestand  an  Liegenschafien 
beim  Bruche  der  Ehe  ohne  alle  Unterscheidung  der  Arten  der  Liegen- 
schaften ;  nach  12,  21  S  4  gehört  insbesondere  auch  alles  eingebrachte  Gut 
der  Mutter:  et  guele  conquist,  et  gut  li  avint,  et  gut  U  eschet ,  den  ersten 
Kindern,  wie  das  ebenso,  abgesehen  von  den  Lehen ,  beim  Vater  der  Fall 
sein  sollte.  Dagegen  bieten  die  Angaben  Über  das  Recht  ausser  der  Bann- 
meile die  bestimmtesten  Zeugnisse ,  dass  die  Kinder  jeder  Ehe  nach  dem 
Vater  das  bezügliche  Douaire  vorwegnahmen  und  nur  der  Rest  kop%leich 
getheilt  wurde;  vgl  S  823.  Wird  dann  auch  nach  der  Mutter  nach  Ehen 
getheilt,  so  geschieht  das  doch  nicht  in  der  dem  Verfangenschaftarechte  der 
Stadt  entsprechenden  Weise ,  dass  alle  Liegenschaften ,  welche  die  Mutter 
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ia  der  Ehe  uaverfangen  besass,  auch  den  Kindern  derselben  zukamen.  Es 
wird  unter  den  Bestandtheilen  unterschieden.  Das  in  die  erste  Ehe  Einge- 
brachte, die  Aussteuer  der  Muner,  welche  zugleich  ihre  H^ritage  darstellt, 
verbleibt  ausschliesslich  den  ersten  Kindern.  Entspricht  das  der  Angabe  des 
Rechts  von  Anjou^  so  entspricht  diesem  weiter,  dass  die  Avenue,  das  was 
die  Mutter  etwa  noch  aus  gerader  Linie  ererbte,  ohne  RUcksicbt  auf  die 
Eben  gleich  getheilt  wurde.  Dann  aber  sollen  das  ConquSt  jeder  Ehe  und 
das  während  derselben  anfallende  Seitenerbe,  die  Echete,  vgl.  $  81 5,  nur  den 
Kindern  der  bezüglichen  Ehe  zufallen.  Sind  die  verschiedenen  Angaben 
an  und  für  sich  nicht  genügend  genau  und  erschöpfend,  so  dürften  sie  doch 
in  ihrem  Zusammenbange  jene  Art  der  Theilung  ausser  Zweifel  stellen. 

Zunächst  heisst  es  12,  6  S  2:  Nessence  de  lignde  vieni par fernes ;  et 
eil  s(mifrire  gut  sont  ne^  <f  une  vüre,  et  non  pas  de  un  pire^  et  soni  apeU 
ä  V  ^ritage  ä  Ia  mire  a  tost  le  hdritage  do  pr emier  mariage;  et  li  segont  ä 
conque^l  et  ä  T  escheete  do  segont  mariage ;  et  les  aaenues  qui  vieneni  do 
Premier  mariage  ou  da  segont,  sont  parties  iuäement  auße^  sauf  Vindence, 
Damit  stimmt  im  allgemeinen  überein  6  S  39:  Une  femme  si  a  deus  seig- 
nors  et  ot  terre  que  li  pires  li  dona  au  Premier  mari,  et  en  ot  enfanj^,  et  ot 
enfan^  de  segont  mari;  au  vivent  au  segont  mari  terre  li  eschoit  de  son 
frirey  et  avenuc  de  son  pire;  V  demende  quele  partie  li  pr  emier  enfant  et  li 
segont  prendront  as  choses  de  par  Ia  mire?  etV  en  dit  que  li  premier  prenr 
droni  le  Premier  mariage,  et  li  segont  auront  les  eschMes;  et  les  venues 
seront  aupremiers  et  au  derreniers  satrf  V  ennence.  Dass  die  in  erste  Ehe 
eingebrachten  Liegenschaften  den  ersten  Kindern  gehören,  ergibt  sich  auch 
34  S  3 :  Tof  VSritages  ä  Ia  mire,  qui  a  eu  deus  seignors,  sont  aupremiers 
en/an^,  que  li  fut  dond  au  Premier  mari.  Und  das  galt  hier,  wie  in  dem 
früher  besprochenen  Falle,  auch  dann,  wenn  aus  erster  Ehe  nur  Töchter 
waren,  da  es  6  S  3^  heisst:  Sefeme  a  enfan:^  de  deus  seignors,  femeles  do 
premer  et  masles  do  segont,  les  femeles  empörter ont  V  dritage  ä  Ia  m^e; 
car  totes  les  choses  que  Ia  mire  ot  ou  premier  mariage  sont  au  premer s 
ernfan^. 

Könnte  es  dann  noch  zweifelhaft  sein,  ob  während  der  ersten  Ehe  an- 
£aUende  Echete  nur  den  ersten  Kindern  gehört,  so  heisst  es  24  S  12  aus- 
drücklich: Toa^  li  conque^  et  V  escheete  que  fame  regoit  en  son  mariage,  soit 
Premiers,  soit  Uer^,  tot  est  as  enfan^  de  celui  mariage.  Das  aber  scheißt 
nach  24  S  2  ebenso  nach  dem  Vater  der  Fall  gewesen  zu  sein :  £t  conquej( 
et  escheete  que  lipires  fet  au  segont  mariage,  et  mobles  sont  as  enfan^^  do 
segont  mariage,  et  les  detes.  Damit  ergibt  sich  dann  allerdings  bezüglich 
dieser  Vermögensbestandtheile  eine  vom  westfränkischen  Recht  abweichende 
Annäherung  an  die  Verfangenschaftsrechte ,  welche  auf  den  Rinflats  des 
Rechts  von  Orleans  und  der  Coutume  von  Lorris,  vgL  S  53Si  zurückzu- 
führen sein  mag. 

842.  Beachtenswenher  dürfte  eine  später  nicht  mehr  erwähnte ,  aber 
anscheinend  früher  weiter  verbreitete  Gesultung  sein,  welche  ein  Vor- 
recht der  Kinder  der  ersten  Ehe  auf  die  Aussteuer  und  das 
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842] wUhrend  derEhe  derMutter  zufalleodeStockgut  ergeben. 
In  den  Olim  i,  730  findet  sich  zu  1268  ohne  Beziehung  auf  einen  be- 
stimmten Einzelfall  die  Bemerkung :  Nota  quod  secundum  consueiudinem 
Francie  hereditas  mulieris,  quam  secum  feri,  quando  tnarttatur,  ei  quicquid 
hereditatis  ei  obvenit  durante  matrimoniOy  est  hereditas  liberorum  suorum 
ex  eodem  matrimonio  provenientium.  Bei  solchen  Bemerkungen,  wie  sie  sich 
auch  sonst  in  den  Olim  finden,  sieht  man  nicht,  ob  darin  der  Notar  seine 
Ansicht  ausspricht  oder  ob  er  sie  den  Verhandlungen  über  einen  Eiozelfall 
entnahm,  bei  denen  der  Satz  geltend  gemacht  wurde.  Gegenüber  den  Zeug- 
nissen für  die  insbesondere  auch  im  Königsgerichte  anerkannte  Kopfthei- 
lung  nach  der  Mutter  kann  nur  auffallen,  dass  das  schlechtweg  als  Con* 
suetudo  Franciae  bezeichnet  wird. 

Denn  dass  wenigstens  in  manchen  Gebieten  jener  Satz  in  Geltung  war 
und  auch  vom  Königsgerichte  anerkannt  wurde,  ergibt  sich  aus  den 
Olim  selbst  bei  Einzelfällen.  Zunächst  heisst  es  in  den  Olim  1,819  zu  1270: 
Philipotus  de  B.  quandam  hereditatem  tenebat,  que  obvenerat  matri  sue,  de 
cuius  priori  matrimonio  fuerat  procreatus  ;  fratres  sui  de  alio  matrimonio 
et  ex  eadem  matre  proer eati,  minores  tamen,  cum  assensu  et  auctoritate  pa- 
tris  sui,  tutoris  eorum,  dictam  hereditatem  ab  ipso  Philipoto  petebant,  eatn 
ad  se  et  non  ad  dictum  Ph,  pertinere  dicenies,  cum  essent  de  ultimo  matri- 
monio procreati ;  es  wird  dann  die  Sache  nicht  zum  Austrag  gebracht,  son- 
dern entschieden,  dass  Philipotus  seinen  Brüdern  nicht  zu  antworten  habe, 
so  lange  dieselben  minderjährig  seien.  Jedenfalls  ergibt  sich  bezüglich  ge- 
wissen Mutterguts,  dass  dasselbe  ausschliesslich  für  Kinder  der  zweiten  Ehe 
beansprucht,  nicht  etwa  von  diesen  nur  gleiche  Theilung  verlangt  wurde. 
Und  beim  Vergleiche  mit  jener  erstangeführten  Angabe  und  den  weiteren 
Belegen  kann  der  Anspruch  sich  wohl  nur  darauf  gegründet  haben ,  dass 
das  Gut  von  der  Mutter  erst  nach  dem  Bruch  ihrer  ersten  Ehe  ererbt  seL 

Genauere  Einsicht  gewinnen  wir  durch  einen  Fall  von  1270,  Olim  i, 
358,  der  auch  desshalb  von  Werth  ist,  weil  sich  der  Gerichtsbezirk,  auf  den 
er  sich  bezieht,  genannt  ist,  da  die  Sache  zuerst  im  Gerichte  des  Bailli  von 
£tampes  verhandelt  war,  und  dann  in  das  Königsgericht  kam.  Wird  da- 
bei der  Ortsbrauch  besonders  betont,  so  ist  daraus  doch  zu  schliessen,  dass 
es  sich  nicht  um  eine  allgemein  anerkannte  Consuetudo  Franciae  handelte, 
wahrend  sich  übrigens  volle  Uebereinstimmung  mit  jener  allgemein  gehal- 
tenen Angabe  ergibt.  Die  Tochter  eines  Johann  de  Meauchamp  war  drei- 
mal vermählt  und  hatte  aus  erster  Ehe  keine  Kinder,  aus  zweiter  eine  ein- 
zige Tochter.  Für  diese  nimmt  ihr  Mann  gegen  die  Kinder  dritter  Ehe  zu- 
nächst in  Anspruch:  totam  hereditatem ,  que  data  fuit  dicte  domine  in  primo 
matrimonio,  quia  dicebat,  quod  consuetudo  erat  in  Ulis  partibus,  quod  liheri 
primi  matrimonii  debeyit  habere  totam  hereditatem  datam  matri  sue;  et  di- 
cebat  uxorem  suam  esse  de  primo  matrimonio^  ex  quo  de precedenti  nulli 
liberi  exiverunt,  et  consuetudinem  hanc  locum  habere  in  casu  isto.  Das  wird 
im  Königsgerichte  vorbehaltlos  anerkannt  und  dem  Kläger:  totum  marita- 
gium,  quod  datum  fuit  matri  iixoris  sue  in  primo  matrimonio,  zugesprochen^ 
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da  die  Curie  nicht  blos  jene  Consuetudo  selbst  zugibt,  sondern  auch,  dass 
sie  bei  Kinderlosigkeit  der  ersten  Ehe  für  die  zweite  zutreffe,  womit  sich 
also,  entsprechend  den  S635  allgemein  erörterten  Gesichtspunkten,  Ueber- 
gehen  der  Verfangenschaft  des  Guts  einer  ersten  kinderlosen  Ehe  nur  auf 
die  Kinder  der  zweiten  Ehe  ergibt. 

Der  Kläger  verlangt  dann  aber  weiter  das  ganze  Erbe,  die  Descenden- 
tia,  welche  der  Mutter  seiner  Frau  durch  den  Tod  ihres  Vaters  während 
ihrer  zweiten  Ehe  oder  doch  jedenfalls  vor  Eingehung  der  drinen  Ehe  zu- 
gefallen sei :  quia  dicebat,  consuetudinem  esse  in  Ulis  partibus,  quod  liberi 
primi  matrimonii  habent  et  debent  habere  toiatn  descendenciamy  que  obvenit 
fnatri  eorum  constanie  matrimonio  vel post,  antequam  ad  alias  nupdas  con- 
volet;  et  dicebat,  uxorem  suam  esse  de  primo  matrimonio^  ut  dictum  est,  ex 
quo  deprecedenti  nulli  liberi  exiverunty  et  consuetudinem  locum  habere  in  casu 
isto.  Damit  wird  er  abgewiesen,  aber  nicht,  weil  die  Consuetudo  bezüglich 
des  in  der  ersten  Ehe  Ererbten  selbst  nicht  anerkannt  wäre,  sondern  weil 
der  Kläger  den  von  ihm  angebotenen  Beweis  nicht  erbringt,  dass  der  Gross- 
vater  seiner  Frau  vor  deren  Vater,  also  während  der  zweiten  Ehe  gestorben 
sei.  Es  wird  daher  geurtheilt,  dass  jene  Descendentia  zwischen  den  Kindern 
zweiter  und  dritter  Ehe  secundum  patriae  consuetudinem  zu  theilen  sei.  Da 
nur  als  fesstehend  angenommen,  dass  der  Grossvater  erst  nach  dem  Bruch 
der  zweiten ,  hier  einer  ersten  gleichzustellenden  Ehe  gestorben  sei ,  aber 
keinerlei  Gewicht  darauf  gelegt  wird,  ob  das  vor  oder  nach  Eingehung  der 
dritten  Ehe  geschehen,  so  dürfte  zu  schliessen  sein,  dass  bezüglich  des  wäh- 
rend der  ersten  Ehe  anfallenden  Erbguts  lediglich  die  Kinder  der  ersten 
Ehe  einen  Sonderanspruch  hatten,  dass  aber  das  während  derWinwenschaft 
und  während  einer  folgenden  Ehe  anfallende  Erbgut  unter  sämmtliche  Kin- 
der unter  Nichtbeachtung  der  Ehen  getheilt  wurde.  Das  würde  insofern 
allerdings  eine  Abweichung  von  dem  ergeben,  was  wir  aus  dem  ersten  Fall 
bezüglich  eines  Vorrechts  der  zweiten  Kinder  auf  das  während  der  zweiten 
Ehe  anfallende  Erbgut  glaubten  folgern  zu  sollen. 

Kann  danach  die  ungleiche  Theilung  nach  der  Mutter  zu  £tampes  ftlr 
frühere  Zeiten  nicht  bezweifelt  werden ,  so  zeigt  sich  in  der  Coutume  der 
Bailliagevon  1556  davon  keine  Spur  mehr.  NachS  1 10  wird  jeder  Erblasser, 
von  Lehen  abgesehen,  von  allen  seinen  Kindern  kopfgleich  beerbt;  nur 
nach  dem  Vater  wird  nach  S  132  bei  den  Nobles  nach  dem  Douaire  ge- 
theilt 

Wird  aber  überhaupt,  so  weit  ich  sehe,  in  keiner  der  spätem  Coutumes 
aus  dem  Gebiete  des  Droit  coutumier  ungleiche  Theilung  nach  der  Mutter 
mehr  erwähnt,  so  ersehen  wir  aus  dem  Proces  verbal  zur  Coutume  der  be- 
nachbarten Bailliage  Melun  von  1506,  Cout.  gen.  3,  432,  dass  dieselbe 
bis  dahin  dort  Rechtens  war,  da  in  demselben  die  damals  aufgehobenen  be- 
züglichen Bestimmungen  der  frühern  Coutume  wörtlich  angeführt  werden. 
Diese  knüpfen  sich  an  einen  Einzelfall,  bei  dem  angenommen  wird,  dass 
eine  Femme  noble  bei  Eingehung  einer  ersten  Ehe  zweihundert  Pfund 
Rente  hat,  in  welchen  das  ihr  von  den  Eltern  gegebene  Heirathsgut  zu 
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842]  sehen  sein  wird,  wahrend  dann  während  der  Ehe  und  in  einer  zweiten 
Ehe  Gewinngut  und  Fahrniss  hinzukommen.  Aus  jeder  E3ie  himerlOsst  sie 
einen  Sohn :  Lafemme  meuri;  sott  premierefili  procr^i  du  pr emier  lii  ou 
mariage  aura  pour  sa  parte  et  succession  de  sadite  mere  lesdeux  censlrvres 
de  rente,  que  sadite  mere  avoit  aujour  quelle  espousa  sonpremier  mary, 
et  tous  lesfiefs  qui  luy  pourroient  estre  advenus  en  directe  ligne  depuis  son 
Premier e  mariage;  et  son  autre  ßl^  qui  seroit  du  second  lit  ou  mariage, 
aurapour  sapart  tous  les  meubles  et  conquest^  de  sadite  mere,  et  Awfcf  hs 
fiefi,  qui  lui  pourroient  estre  adoenu^  par  ligne  collaterale  depuis  sonditpre^ 
miermariMge;  et  les  debtes  et  le  testament  d^  icelle  femme,  mere  desdii^ 
deux  en/ans,  se  payeront  par  eux pro  rata,  sehn  ce  qu'un  chacun  ^ enx 
emportera  de  meubles  etheritages;  et  se  leurdite  mere  aooit  aucuns  heritages 
tenus  en  roture,  se  partirontpar  teste.  Dann :  Et  par  icelle  cous turne,  ou  les 
enfans  de  la  premiere  beneisson  emportent  fheritage,  ce  n  est  que  du  cost^ 
de  la  mere,  non  du  costi  du  pere.  Worauf  dann,  wie  schon  S823  erwähnt, 
angegeben  wird,  dass  nach  dem  Vater  nach  den  Douaires  und  erst  der  Rest 
kopfgleidi  zu  theilen  ist,  mit  der  ausdrücklichen  Bemerkung  \  et  en  ce  cas 
n'  a  Point  de  differend  entre  gens  nobles  et  gens  roturiers. 

Bezogen  sich  die  Angaben  aus  Anjou  und  in  der  Somme  rurak  nur 
auf  den  Gentilhomme,  trafen  auch  die  aus  den  Olim  angeßlhrten  Fälle  Ad- 
lige, so  sind  diese  Angaben  aus  Melun  nun  zunächst  desshalb  besonders 
beachtenswerth,  weil  sich  aus  ihnen  aufs  bestimmteste  ergibt,  dass  es  sich 
nur  um  Adelsrecht  handelt.  Denn  nicht  allein,  dass  die  Angaben  Ober 
ungleiche Theilung  nur  die  Femme  noble  im  Auge  haben ;  auch  dann,  wenn 
diese  Roture  hinterlässt,  ist  dieselbe  kopfgleich  zu  theilen.  Wenigstens  wenn 
die  S  363  ausgesprochene,  sich  vielfach  bestimmter  bestätigende  Annahme 
auch  hier  als  zutreffend  anerkannt  wird,  dass  gerade  das  Recht  der  Rotu- 
riers sich  auch  später  noch  vielfoch  der  altfränkischen  Grundlage  ei^  an- 
schliesst,  das  der  Nobles  von  ihr  abweicht,  wäre  danach  anzunehmen,  dass 
die  Kopftheilung  nach  der  Mutter  die  ursprüngliche  sei  und  sich  die  un- 
gleiche erst  nachträglich  im  Zusammenhange  mit  dem  Lehen  enrwickeh 
habe,  während  umgekehrt  fllr  die  hier  Nobles  und  Roturiers  treffetkle  Thei- 
lung nach  dem  Douaire  altfränkischer  Ursprung  anzunehmen  sein  würde. 

84S.  Weiter  aber  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  die  erwähnten  Angaben, 
bei  welchen  sich  das  Vorrecht  der  ersten  Kinder  nicht  auf  die  Aussteuer 
beschränkt,  engenZusammenhang  mit  den  Bestimmungen  über 
den  Wi  dum  ergeben.  Ganz  dieselben  Bestandtheile  des  Nachlasses,  welche 
nach  dem  Vater  den  Kindern  der  Ehe  als  Douaire  zur  Hälfte  ]^kommen, 
kommen  ihnen  nach  der  Mutter  ganz  zu.  Hier,  wie  da,  ist  zunächst  mass- 
gebend nicht  der  Zeitpunkt  des  Bruches,  sondern  der  Eingehung  der  Ehe 
Was  die  Mutter  bei  Eingehung  der  ersten  Ehe  an  Liegenschaften  oder  diesen 
gleichgestdken  Renten  besass,  gehört  den  Kindern  der  ersten  Ehe,  wie 
ihnen  nach  dem  Vater  die  Hälfte  derselben  zukam.  Ebenso  bei  den  bei  Be- 
ginn der  Ehe  bereits  sicher  in  Aussicht  stehenden,  aus  gerader  Linie  zu  er- 
erbenden Liegenschaften.  Beschränkt  sich  das  beim  Douaire,  ebenso  aber 
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auch  bei  der  Angabe  über  die  Folge  nach  der  Mutter  in  den  Olim ,  vgl 
S  841,  auf  die  während  der  Ehe  ererbten  Guter,  so  bezieht  es  sich  zu  Melun 
auch  auf  das  nach  Bruch  der  Ehe  von  Vorfahren  ererbte  Gut.  Entspricht 
das  aber  beim  Douaire  nicht  der  Regel,  so  findet  es  sich  wenigstens  nach 
S  8 1 5  auch  sonst  als  weitverbreitete  Ausnahme.  Dann  aber  zeigt  sich  der 
enge  Anschluss  an  das  Douaire  insbesondere  darin,  dass  auch  das  während 
der  ersten  Ehe  ererbte  Seitengut,  wie  alles  in  derselben  errungeae  Gut  den 
Kindern  zweiter  Ehe  zukommt,  wie  diese  Bestandtheile  ebenso  nach  $822 
vom  Douaire  der  zweiten,  nicht  der  ersten  Frau  getroffen  wurden. 

Unter  diesen  Verhältnissen  könnte  allerdings  die  Annahme  nahe  liegen, 
die  Gestaltung  habe  sichohise  nähern  Zusammenhang  mit  der  Aussteuerung 
und  Zurücksetzung  der  Töchter  einfach  daraus  ergeben,  dass  man  es,  wie 
schon  S  840  betont,  mit  der  Zeit  als  unbillig  empfinden  konnte,  dass  das 
halbe  Erbgut  des  Vaters  den  Kindern  der  ersten  Ehe  verfangen  sein  sollte, 
während  sie  nach  der  Mutter  keinerlei  Vorrecht  vor  Kindern  anderer  Ehen 
hatten.  Das  wUrde  zur  Erklärung  zweifellos  genügen,  wenn  es  sich  da  um 
eine  Ausgleichung  gehandelt  hätte,  wenn,  wie  in  manchen  Verfangen- 
schaitsrechten,  wie  das  halbe  Gut  des  Vaters,  so  auch  das  halbe  Gut  der 
Mutter  den  Kindern  der  Ehe  verengen  gewesen  wäre.  Aber  eine  Aende- 
mng  in  der  Weise ,  dass  die  entsprechenden  Bestandtheile  auf  Seiten  des 
Vatefs  zur  Hälfe,  auf  Seiten  der  Mutter  aber  ganz  den  Kindern  verfangen 
waren,  konnte,  wie  schon  S  840  betont,  nur  da  als  billig  erscheinen ,  wo 
man  davon  ausgehen  durfte,  dass  das  Gut  der  Mutter  durchweg  weit  hinter 
dem  des  Vaters  zurückblieb.  Das  aber  traf  nur  beim  Lehnsadel  in  Folge  des 
Erstgeburtsrecbts  imd  der  Aussteuerung  der  Töchter  zu. 

Dass  die  letztere  hier  von  massgebendem  Einflüsse  gewesen  sein  muss, 
ergibt  sich  schon  daraus,  dass  nach  dem  Recht  von  Anjou  und  dem  Livre 
de  Jostice  das  Vorrecht  der  ersten  Kinder  sich  auf  die  Aussteuer  beschränkt. 
Ist  man  dann  in  manchen  Rechten  weiter  gegangen,  indem  man  ausserdem 
den  ersten  Kindern  ein  Vorrecht  auf  das  ganze,  von  der  Mutter  während 
der  Ehe  ererbte  Gut  zusprach ,  so  wird  da  allerdings  der  Umstand  mass-^ 
gebend  gewesen  sein,  dass  man  vom  Widum  her  gewohnt  war,  das  wäh* 
riend  der  Ehe  Ererbte  mit  dem  in  die  Ehe  Eingebrachten  gleich  zu  behan- 
deln. Und  wenn  man  auch  da  den  ersten  Kindern  nicht  das  halbe,  sondern 
das  ganze  Erbgut  der  Mutter  zusprach,  so  konnte  das  nicht  als  unbillig  er- 
scheinen; denn  auch  da,  wo  die  Aussteuer  keine  erbabfindende  war,  wo 
die  Tochter  trotz  derselben  ihre  Eltern  beerbte,  musste  schon  das  Erstge- 
burtsrechc  zu  einer  grossen  durchschnittlichen  Zurücksetzung  der  Töchter 
führen. 

Es  wird  nun  weiter  zu  beachten  sein,  dass  wir  ganz  dieselbe  Gestal- 
timg,  nur  auf  beide  Seiten  ausgedehnt,  S  836  zu  Chartres  und  Dreux 
fanden.  Auch  da  beschränkt  sich  die  ungleiche  Theilung  auf  Lehen,  wäh- 
rend Zinsgut  nach  Köpfen  getheilt  wird.  Und  die  Art  der  Theilung  der 
Lehen  schliesst  sich  auch  da  aufs  engste  den  Bestimmungen  über  das  Douaire 
an.  Alle  Erblehen  der  Eltern,  also  die  in  die  erste  Ehe  eingebrachten,  wie 
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843]  die  während  derselben  ererbten,  gehören  den  ersten  Kindern;  ebenso 
aber  alle  gewonnenen  Lehen,  also  auch  die  während  der  ersten  Ehe  er- 
worbenen, den  Kindern  der  folgenden  Ehen.  Das  entspricht  also  genau  der 
Art  und  Weise,  wie  in  den  benachbarten  Gebieten  von  Etampes  und  Melun 
nur  nach  der  Mutter  getheilt  wurde.  Nichts  liegt  dann  doch  näher,  als  die 
Annahme,  dass  sich  diese  Art  der  Theilung  in  dem  gesammten  Gebiete  zu- 
nächst nur  für  das  Muttergut  feststellte,  sich  dann  aber  in  einem  Theile  des 
Gebiets  auf  das  gesammte  Elterngut  ausdehnte,  so  dass  nicht  bloss  das  halbe, 
sondern  das  ganze  lehnbare  Erbgut  des  Vaters  nur  den  ersten  Kindern  zu- 
kam. Was  da  zu  dieser  vereinzehen  und  den  bisher  geltend  gemachten  Ge- 
sichtspunkten weniger  entsprechenden  Gestaltung  fUhne,  wird  schwer  su 
ermessen  sein.  Für  unsere  nächsten  Zwecke  ist  das  ohne  grössere  Bedeu- 
tung. Für  diese  follt  es  ungleich  schwerer  ins  Gewicht,  dass  fUr  eine,  doch 
zweifellos  mit  den  früher  besprochenen  Fällen  ungleicher  Theilung  nur 
nach  der  Mutter  irgendwie  zusammenhängende  Gestaltung  sich  wieder 
aufs  bestimmteste  Beschränkung  auf  Lehen  ergibt 

Bezuglich  der  Einzelgestaltungen  dieser  bisher  meines  Wissens  nicht 
bestimmter  beachteten ,  aber  anscheinend  im  spätem  Mittelalter  in  Frank- 
reich ziemlich  weit  verbreiteten  ungleichen  Theilung  nach  der  Mutter  mag 
sich  Manches  bei  eingehenderer  Untersuchung  noch  genauer  feststellen 
lassen.  Wenn  sich  solche  Bestimmungen  unter  dem  Einflüsse  der  im  Be- 
lieben der  Parteien  stehenden  Heirathsberedungen  allmählig  fesstellten,  so 
mag  es  ja  fraglich  sein ,  welche  Gesichtspunkte  dafür  hier  oder  don  mass- 
gebend waren.  Was  ich  da  aber  zu  erwähnen  wusste,  dürfte  doch  einmal 
ausreichen,  um  alsErgebniss  festzustellen,  dass  es  sich  da  nur  umSon- 
derrecht des  Lehnadels  handelt,  welches  demnach  für  die  älteste  Ge- 
staltung des  fränkischen  Rechts  nicht  massgebend  sein  kann  und  der  An- 
nahme nicht  im  Wege  steht,  dass  ursprünglich  nach  der  Muuer  nur  nach 
Köpfen  getheilt  wurde,  wie  das  später  überhaupt  als  Regel  und  auch  da, 
wo  wir  zeitweise  beim  Adel  ungleich  getheilt  fanden ,  für  alles  nichtlehn- 
bare  Gut  eingehalten  wurde.  Das  bestätigt  sich  dadurch ,  dass  die  ange- 
führten Belege  wohl  keinen  Zweifel  lassen,  dass  jene  ungleiche,  in  den  Ein- 
zelfällen nicht  ganz  übereinstimmend  geregelte  Theilung  überall  in  Zu- 
sammenhang mit  der  erbabfindenden  Aussteuer  der  Toch- 
ter steht,  wie  sie  nur  beim  Lehnsadel  Brauch  geworden  war.  Haben  auf 
einige  der  Gestaltungen  sichtlich  die  Verhältnisse  des  Douaire  Einfluss  ge- 
nommen, so  kann  in  dem  Streben,  dem  einseitig  den  Mann  belastenden 
Douaire  ein  Gegengewicht  zu  geben,  doch  nicht  der  Ausgangspunkt  gefun- 
den werden,  da  in  diesem  Falle  nicht  abzusehen,  wesshalb  sich  dieses  nicht 
ebenso,  wie  bei  den  Nobles ,  auch  bei  den  Roturiers  hätte  geltend  machen 
sollen;  als  weiter  dann  ganz  unerklärt  bliebe,  wesshalb  nicht  ein  der  Lei- 
stung des  Mannes  entsprechender  Theilbetrag ,  sondern  das  ganze  bezüg- 
liche Muttergut  den  ersten  Kindern  zukam. 

844.  Für  unsere  Annahme ,  dass  die  ungleiche  Theilung  nach  der 
Mutter  davon  ausgegangen  ist,   dass  das  der  Mutter  bei  Eingehung  der 
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ersten  Ehe  gegebene  Heirathsgut  den  Kindern  dieser  Ehe  verbleiben  sollte, 
dürfte  nun  weiter  sprechen,  dass,  wenn  wir  ausnahmsweise  auch  im  west- 
fränkischen  Rechtsgebiete  Zucht  des  Überlebenden  Mannes  am 
Gute  der  Frau  finden,  sich  da  noch  bestimmter  der  nahe  Zusammen- 
hang mit  dem  Heirathsgute  ergibt.  Bei  der  Wichtigkeit,  welche  dieses  Ver- 
hflltniss  fUr  manche  der  hier  eingreifenden  Fragen  hat,  glaube  ich  auch 
darauf  sogleich  eingehen  zu  sollen. 

Im  allgemeinen  ist  ein  dem  Douaire  der  Frau  entsprechendes  Recht  des 
Mannes  dem  westfränkischen  Rechte  durchaus  fremd.  Selbst  wenn  wir 
S  817  zu  Amtens  betont  fanden,  dass  auch  Gut  der  Frau  als  Douaire  be- 
stellt werden  kann,  hat  das  lediglich  Bedeutung  fUr  die  Kinder  der  Ehe. 
Fehlen  solche ,  so  fällt  nach  dem  Tode  der  Frau  auch  ihr  in  das  Douaire 
einbezogenes  Gut  sofort  an  ihre  Freunde :  car  li  douaires  qui  esifais  del 
hyreiage  a  le  femme  n  est  mie  de  Je  condition,  en  chel  caSy  du  douaire  fait 
del  hyretage  del  komme;  car  li  homs  n'  a  point  de  douaire.  Wiesen  wir  nun 
bezüglich  der  Folge  der  Kinder  der  ersten  Ehe  S  840  darauf  hin,  dass  man 
es  als  Unbilligkeit  empfinden  konnte,  dass  ihnen  das  halbe  Stockgut  des 
Vaters  verfangen  sein  sollte,  nicht  aber  ein  entsprechender  Theil  des  Mutter- 
gutes,  so  entsprach  dem  die  Unbilligkeit  einseitiger  Zucht  der 
Frau,  insofern  auch  bei  kinderloser  Ehe  wohl  der  Frau  Zucht  am  halben 
Gute  des  Mannes  zustehen  sollte,  der  Mann  aber  das  ganze  Frauengut  so- 
fort herauszugeben  hatte. 

Sollte  die  S689  vorläufig  angedeutete  Annahme  sich  als  zutreffend  er- 
weisen, dass  auch  die  bezügliche  Gestaltung  derVerfangenschaftsrechte 
auf  eine  dem  westfränkischen  Douaire  entsprechende  Grundlage  zurück- 
gehen dürfte,  so  würde  in  diesen  schliesslich  jene  Unbilligkeit  ganz  besei- 
tigt sein,  da  in  ihnen  die  Zucht,  mag  sie  nun  das  ganze  oder  das  halbe  Gut 
treffen,  vgl.  S  629,  ebenso  den  überlebenden  Mann,  wie  die  Frau  trifft.  Es 
ergeben  sich  dann  aber  wohl  vermittelnde  Gestaltungen,  welche 
sich  den  besprochenen  westfränkischen  Verhältnissen  näher  anschliessen, 
welche  freilich  nicht  gerade  einer  altern  Entwicklungsstufe  entsprechen 
müssen,  welche  sich  auch  daraus  erklären  mögen ,  dass  erst  nachträglich 
die  westfränkische  Gestaltung  durch  die  der  Verfangenschaftsrechte  beein- 
flusst  wurde,  oder  umgekehrt.  So  entspricht  das  Recht  von  Namur  durch- 
weg den  benachbarten  Verfangenschaftsrechten.  Aber  in  Abweichung  von 
diesen  und  in  Annäherung  an  die  westfränkische  Gestaltung  hat  nur  die 
Frau  Zucht  an  allen  nichtlehnbaren  Liegenschaften  des  Mannes  und  an  der 
Hälfte  der  Lehen,  vgl.  die  Coutume  $  53.  113,  während  dem  Manne,  von 
dem  Gewinngute  abgesehen,  im  allgemeinen  kein  Recht  am  Gut  der  Frau 
zusteht.  Wenn  aber  nach  S  5  5  :  p^re  ou  mere  donnera  quelque  herifage,  cens 
ou  rentes  en  subside  de  mariage  äfils  oufilles,  so  behält  der  Ueberlebende 
an  solchen  biens  apporie^  en  mariage  Leibzucht ,  also  auch  der  Mann  am 
Heirathsgute  der  Frau.  Aehnlich  heisst  es  in  der  sich  ganz  überwiegend 
dem  westfränkischen  Recht  anschliessenden  Coutume  von  Bouillon  17  S  7, 
dass,  wenn  der  Vater  en  mariant  ses  enfans  leur  assigne  quelque  bien  im- 
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844]  tneuhle  pour  enjouir  les  conjoincts  jusques  äu  grand  partage,  so  ▼er- 
bleibt dieses  dem  Ueberlebenden  zur  Zucht  unter  der  Voniussetmng,  dass 
der  Ueberiebende  nicht  ein  anderweitiges  Douaire  hat,  in  welchem  Falk 
das  Geschenkte  nach  RUckkehrrecht  an  den  Vater  zurückfallt  War  daimt 
auch  dem  Mann  wenigstens  die  Zucht  am  Heirathsgute  der  Frau  gesichert, 
so  war  nun,  wenn  die  Frau  die  grosse  Theiiung  nach  dem  Tode  des  Vaten 
Überlebt  hatte,  nach  S  8  sein  Leibzuchtrecht  ein  noch  viel  ausgedehnteres: 
Le  douaire  cousiumisr  du  mary  apris  le  decis  de  safemme  est,  quüjouisi 
de  fenüer  usußruict  de  la  toialiU  des  biens  immeubles  apporte^  en  marimge^ 
fiissetä  patrimoniaux  au  qui  seroieni  succede^  et  escheus  ä  safemnu  durani 
leur  conjonction;  et  la  femme  jouist  seulement  de  Fusufruict  sur  la  tnoiiU 
des  heritages  apporie^  et  succede^  ä  sott  mary,  Ist  das  Douaire  der  Frau 
hier  einfiach  das  westfirfinkische,  so  steht  dem  ein  Douaire  des  Mannes  ge- 
genüber, welches  nicht  blos  ausgleichend  das  halbe,  sondern  das  ganxe  Erb- 
gut der  Frau  trifft;  wir  stossen  da  also  ganz  auf  dasselbe  Verhaltniaa,  wie 
es  sich  in  einzelnen  französischen  Rechten  für  das  Vorrecht  der  Kinder 
erster  Ehe  findet. 

Diese  volle  Zucht  nur  des  Überleb  enden  Mannes  am  ganzen 
Erbgut  der  Frau  steht  in  dieser  Gegend  ganz  vereinzelt;  insbesondere  haa- 
deh  es  sich  in  dem  anstossenden  Gebiete  der  niederlothringtschen  Verfan- 
genscfaaftsrecfate  immer  um  das  gleiche  Recht  von  Mann  und  Fniu  auf 
Zucht  am  Gute  des  Vorverstorbenen,  oder  aber,  wenn  sich  für  das  Lehn- 
gut besondere  Bestimmungen  finden,  um  das  einseitige  westfrfinkische 
Douaire  der  Frau.  Es  kann  daher  auffallen,  wenn  wir  weiter  im  Osten  bei 
der  ost fränkischen  Wid umsehe,  vgl.  Schröder  Güterr.  2^  214  ff., 
Heusler  Inst.  2,  3 16  ff.,  einer  ganz  entsprechenden  Gestaltung,  wie  wir  sie 
zu  Bouillon  vereinzelt  fanden,  in  weiterer  Ausdehnung  begegnen.  Wah- 
rend der  überlebenden  Frau  da  über  den  ihr  bestellten  Widum  hinaus 
keinerlei  Rechte  am  Gute  des  Mannes  zustehen,  behält  der  Überld)eiide 
Mann  lebenslängliche  Zucht  am  ganzen  Gute  der  Frau,  und  zwar,  wie  wohl 
ausdrücklich  betont  wird,  v^.  Schröder  231 ,  auch  dann,  wenn  die  Ehe 
eine  kinderlose  geblieben  war. 

Möchte  ich  dem  nicht  näher  nachgehen,  so  ist  doch  gewiss  nicht  zu 
bezweifeln,  dass  es  sich  da  um  fränkische  Grundlage  handelt  und  um  das 
Eingreifen  derselben  Gesichtspunkte ,  auf  welche  wir  im  westfränkischea 
Gebiete  selbst  die  entsprecheiiden  vereinzelten  Abweichungen  von  der  nor- 
malen Gestaltung  zurückzuführen  suchten.  Fanden  wir  in  Westfranken  das 
entsprechende  Vorrecht  der  Kinder  erster  Ehe  auf  das  Muttergut  wohl  nnr 
als  Adelsrecht  bezeichnet,  so  war  auch  in  Ostfranken  die  Widumsehe  auf 
den  Adel  beschränkt,  während  das  Recht  des  Landes  im  allgemeinen  durch- 
weg volles  Verfangenschaftsrecht  unter  Gleichstellung  von  Mann  und  Frau 
war.  Wird  danach  auch  hier  zunächst  an  das  Lehen  anzuknüpfen  sein,  so 
erklärt  das  Erstgeburtsrecht  des  ältesten  Sohnes  und  die  erbabfindende  Aus- 
steuer der  Tochter  es  durchaus,  wenn  das  Gut  der  Frau  in  der  Regel  weit 
hinter  dem  des  Mannes  zurückstand  und  man  es  daher  nicht  ab  nobillig 
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beerachtete,  wenn  das  Recht  des  Mannes  auf  das  ganze  Gut  der  Frau  dem 
Rechte  dieser  auf  den  Widum  gleichgestellt  wurde.  Diese  Auffassung  aber 
findet  hier  bestimmtere  Unterstützung  darin,  dass  es  wenigstens  später 
durchaus  üblich  war,  beides  genauer  ins  Gleichgewicht  zu  bringen,  indem 
der  Frau  eben  so  viel,  als  sie  dem  Manne  als  Aussteuer  zubrachte,  als  Wi- 
dum verschrieben  wurde,  der  daher  auch  als  Widerlegung  bezeichnet 
wird 

Handelt  es  sich  um  ein  Gebiet,  in  welchem  übrigens  durchweg  Ver- 
fangenschaftsrecht  galt,  so  liesse  sich  an  eine  Weiterentwicklung  von  dieser 
Grundlage  aus  denken;  man  habe  es  bei  der  sich  unter  dem  Einflüsse  des 
Lehen  steigernden  Ungleichheit  der  beiden  Vermögen  ftlr  unbillig  gehalten, 
dass  auch  die  Frau  Zucht  am  ganzen  Gute  des  Mannes  haben  solle.  Aber 
von  anderm  abgesehen,  würde  dann  doch  nicht  abzusehen  sein,  wesshalb 
sich  nicht  wenigstens  für  die  Kinder  die  volle  Veriangenschaft  des  Gutes 
des  überlebenden  Vaters  erhalten  haben  sollte,  wovon  doch  nicht  die  Rede 
ist.  Die  ganze,  hier  nicht  näher  zu  verfolgende  Gestaltung  wird  sich  im 
Anschlüsse  an  die  besonderen  Verhalmisse  des  mit  der  Zeit  beim  Adel  den 
Hauptbestand  des  Vermögens  bildenden  Lehen  entwickelt  haben  und  auch 
mit  dem  westfirflnkischen  Recht  nur  insofern  näher  zusammenhängen,  als 
das  Lehen  auch  hier  in  der  Gestahung  Eingang  gefunden  hat,  welche  es 
zunächst  im  Anschlüsse  an  westfränkische  Verhältnisse  gewonnen  hatte. 

815.  Beachtenswenher  für  unsere  Zwecke  ist  eine  im  westfränkischen 
Rechtsgebiete  weiter  verbreitete  Gestaltung,  dieZuchtdesMannes  am 
Heirathsgute  der  Frau  bei  fruchtbarer  erster  Ehe;  vgl.  Viollet 
Hist  808,  Brunner  in  Zeitschr.  f.  Rechtsg.  29,  96.  Ist  dem  westfränkischen 
Rechte,  wie  schon  $  756  betont,  übrigens,  so  weit  ich  sehe,  jede  Wirkung 
der  blossen  Fruchtbarkeh  der  Ehe  fremd,  findet  sich  jene  Gestaltung  insbe- 
sondere in  den  Gebieten  des  Westens,  in  welchen,  wie  S  383  vorläufig  an- 
gedeutet und  später  genauer  zu  begründen  sein  wird,  ein  starker  Einfluss 
friesischen  Rechts  anzunehmen  ist,  so  habe  ich  wohl  daran  gedacht,  es  sei 
jene  Gestaltung  überhaupt  nicht  auf  fränkische  Grundlage  zurückzuführen. 
Aber  ich  möchte  das  doch  kaum  bezweifeln,  weil  da  dieselben  Gesichts- 
punkte eingreifen,  aufweiche  wir  das  zweifellos  auf  westfränkische  Grund- 
lage zurückgehende  Vorrecht  der  Kinder  erster  Ehe  auf  das  Muttergut  zu- 
rückzuführen suchten;  weil  es  sich  auch  hier  zunächst  um  den  Lehensadel 
handelt,  dessen  Recht  sich  enger  dem  westfränkischen  Recht  anschliesst, 
als  das  der  nichtritterlichen  Stände ;  weil  endlich  die  Gestaltung  auch  weiter- 
greift, als  das  bei  andern,  bestimmter  auf  ein  Fremdrecht  zurückführenden 
Bestimmungen  der  Fall  ist. 

Dabei  ist  für  unsern  Zweck  insbesondere  zu  beachten,  dass  sich  jenes 
Recht  des  Mannes,  wie  wir  das  S  841  ebenso  für  das  Recht  der  Kinder 
erster  Ehe  annahmen,  ursprünglich  zweifellos  auf  das  Maritagium  der  Frau 
beschränkte,  auf  das  was  ihr  bei  der  ersten  feierlichen  Vermählung  vor  der 
Pforte  der  Kirche,  bei  der  auch  das  Douaire  bestellt  wurde,  als  Aussteuer 
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845]  mitgegeben  oder  auch,  wenn  sie  schon  geerbt  hatte,  also  Alles  besass, 
was  sie  zu  erwarten  hatte,  dem  Mann  überwiesen  wurde. 

In  einfachster  Fassung  heisst  es  allerdings  schlechtweg  in  der  Compi- 
latio  de  usibus  Andegavie  S  34:  //  est  usage  en  Enjou  que  homes  iient  les 
h^riiages  safame  pnis  que  il  a  eu  heir  qui  eit  crid  et  brait.  Genauer  aber 
in  den  illtesten  Coutumes  von  Anjou  und  Maine  S  5,  ed.  Beautemps  1,71- 
189,  oder  von  Tonraine  und  Anjou  S  4,  vgl.  Viollet  Etabl.  3,  5,  und  in  den 
damit  übereinstimmenden  Etablissements  de  Saint- Louis  i  eh.  11,  ed.  Viollet 
I  eh.  1 3 :  Gentil  komme  tient  sa  vie  ce  qui  li  a  estS  donnS  ä  parte  de  mau- 
stier en  mariage  empris  la  mort  de  safame,  ja  soii  ce  que  il^  tCaient  nul 
heir,  mes  quil  en  aient  eu  qui  ait  cri^i  et  brait ,  et  que  safame  li  ait  esti 
donnde  pucelle ;  car  si  eile  estoit  veufpe,  et  ne  li  eust  estä  donnSe  pucelle,  il 
nen  devroit  riens  tenir.  Beschränkung  auf  das  Mariage  und  auf  die  erste 
Ehe  ergibt  sich  da  also  aufs  bestimmteste.  Dem  entsprach  nach  dem  Livre 
des  droiz  S  56. 41 5,  ed.  Beautemps  1,  348.  2, 41,  auch  das  Recht  vonPoitou. 

Wir  finden  weiter  entsprechende  Angaben  in  der  Somme  rurale  i  t. 
45;  zeigt  sich  da  insofern  eine  Abweichung,  dass  nicht  die  Geburt  eines 
Erben  überhaupt,  sondern  eines  männlichen  Erben  verlangt  wird,  so  ist 
übrigens  der  Anschluss  des  Wortlautes  an  den  der  altern  Coutumes  von 
Anjou  ein  so  enger,  dass  irgendwelches  Zurückgehen  auf  diese  nicht  zu  be- 
zweifeln ist.  Boutillier  gibt  aber  das,  wie  die  Angabe  über  das  Vorrecht 
der  Kinder  erster  Ehe,  vgl.  S  S41,  nicht  blos  als  Recht  von  Anjou  undTou- 
raine,  sondern  auch  desVicomte  von  Paris  und  des  von  Orleans.  Für  er- 
steren  möchte  ich  das  sehr  bezweifeln,  da  bei  den  zahlreichen,  denselben 
betreffenden  Parlamentsentscheidungen  jene  Bestimmungen,  so  weit  ich 
sehe,  nie  in  Frage  kommen.  Auch  im  Livre  de  Jostice  und  in  den  spätem 
Coutumes  der  Gegend  von  Orleans  ist  wenigstens  von  jenem  Rechte  des 
Mannes  nicht  die  Rede,  während  wir  da  allerdings  S  841  das  Vorrecht  der 
ersten  Kinder  anerkannt  fanden. 

Bestimmte  Angaben  finden  sich  dann  weiter  in  der  Coutume  von  Li- 
moges  S  76,  Cout.  ge'n.  4,  1 158.  Der  Mann  erhält  von  der  Dos  der  Frau 
alle  Fahrniss  zu  Eigenthum,  die  Liegenschaften  zu  Genuss,  wenn  ein  Kind 
geboren  war:  dummodo  vixerit per  diem  ac  noctem.  Könnte  es  sich  hier 
auf  der  Gränze  des  geschriebenen  Rechts  um  eine  selbständige  Entwicklung 
A^  römischen  Dotalrechts  handeln,  so  lässt  doch  der  Hinweis  auf  die  Ge- 
burt eines  lebensfähigen  Kindes  Zusammenhang  mit  jenen  andern  Angaben 
nicht  bezweifeln.  Es  kommt  hinzu,  dass  nach  der  Karte,  welche  der  Graf 
von  La  Marche  1 247  dem  nordwestlich  von  Limoges  gelegenen  Charroux 
ertheilte,  Giraud  Essai  2,  402,  dem  Manne  die  Fahrniss  zu  Eigen  und  die 
Liegenschaften  zu  Leibzucht  zugesprochen  werden  für  den  Fall:  que  la 
fame  ayet  her  de  son  senhor  op  que  Von  loci  crier,  quant  il  a  nacus,  et  li 
enfans  muere  avant  sa  mire,  et  eile  murrist  apreb  sans  her ;  während,  wenn 
die  Frau  vor  dem  Kinde  stirbt,  der  Mann  nach  dem  Tode  des  Kindes  nur 
die  Fahrniss  behält,  die  Liegenschaften  aber  sogleich  an  die  Verwandten 
der  Frau  zurückfallen.  Dem  schliesst  sich  dann  noch  an ,  wenn  es  in  der 
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Coutume  der  nur  zum  Theil  zum  Gebiete  des  Droit  coutumier  gehörendeQ 
Auvergne  14  S  49  in  weniger  geaauer  Fassung  heisst:  Le  pere  est  usufruc' 
iuaire  des  biens  maternels  ei  adventifs  de  son  enfant;  et  dure  ledict  usufruit 
non  obstant  que  V  enfani  trepasse  le  pere  survivant 

Die  Beschränkung  auf  das  Maritagiun,  welche  sich  in  den  letzter- 
wähnten Belegen  weniger  bestimmt  ergibt,  als  in  Anjou,  wird  dann  wieder 
in  den  ältesten  normannischen  und  englischen  Quellen  aufs  bestimmteste 
betont.  In  der  Normandie  wurde  1210,  Warnkönig  Fr.  R.  G.  2**,  75,  ge- 
urtheilt:  quod  maritusy  qui  habuit  heredes  de  uxore,  maritagium  tenebit 
eins,  quamdiu  erit  sine  uxore,  Ist  in  älteren  Quellen  auch  wohl  nur  von 
der  Hereditas  oder  Terra  der  Frau  die  Rede,  so  ist  zu  beachten ,  dass  die 
Aussteuer  dieselbe  in  der  Regel  erschöpfte.  Bestimmt  heisst  es  dann  bei 
Glanvilla  7,  1 8  S  3 :  Cum  quts  itaque  terram  aliquant  cum  uxore  sua  in 
maritagium  ceperit,  si  ex  eadem  uxore  sua  heredem  habuerit  filium  velfili- 
am  clamaniem  et  auditum  infra  quatuor  parietes,  si  idem  vir  uxorem  suam 
supervixerity  sive  vixerit  heres  sive  non,  Uli  in  vita  sua  remanet  maritagium 
illud;  post  mortem  vero  ipsius  ad  donatorem  vel  eius  heredes  est  reversu- 
rum;  sin  autem  ex  uxore  sua  nunquam  habuerit  heredem,  tunc  statim  post 
mortem  uxoris  ad  donatorem  vel  heredes  eius  revertitur  maritagium.  Die 
Beschränkung  auf  das  Maritagium  trin  da  besonders  deutlich  hervor  durch 
die  Betonung  des  Rückfalls  an  den  Schenker,  wie  davon  bei  ererbtem  Gut 
der  Frau  nicht  die  Rede  sein  konnte.  Es  wird  daher  Weiterentwicklung 
sein,  wie  wir  sie  S  842  auch  für  das  Voirecht  der  Kinder  erster  Ehe  an- 
nahmen, wenn  das  in  spätem  normannischen  und  englischen  Quellen  auf 
alles  Gut  ausgedehnt  erscheint,  welches  die  Frau  zur  Zeit  ihres  Todes  hatte. 
Ebenso  dürfte  es,  wie  auch  Brunner  98  annimmt,  selbstständige  Weiterent- 
wicklung des  normannischen  Rechts  sein,  wenn  hier  das  Recht  mit  der 
Wiederverheirathung  erlischt ,  da  das  den  andern  Angaben  und  insbeson- 
dere auch  den  englischen  fremd  und  wenigstens  dann  schwerlich  ursprüng- 
lich ist,  wenn  da  ein  näherer  Zusammenhang  mit  dem  Douaire  der  Frau 
besteht,  da  auch  dieses  durch  Wiederverheirathung  nicht  verwirkt  wird. 

Auch  bei  mehreren  im  ältesten  Coutumier  der  Picardie  S  1 5,  ed  Mar- 
nier  1 5,  mitgetheilten  Einzelfällen  handelt  es  sich  überall  nur  um  das  Ma- 
nage, welches  der  Mann  nach  dem  Tode  der  Frau  nicht  zurückzustellen 
hat:  quant  il  y  avoit  eu  en/ant  plourant.  Wird  wenigstens  der  erste  Fall 
von  1320  zunächst  nur  nach  der  Coutume  von  Ponthieu  entschieden  und 
fanden  wir  S  844  zu  Amiens,  dass  dort  ein  solches  Recht  des  Mannes 
nicht  anerkannt  war,  so  mag  es  sich  da  allerdings  um  ein  Uebergreifen  des 
normannischen  Rechts  auf  die  nöchstbenachbarten  Theile  der  Picardie  han- 
deln. Doch  hat  auch  zu  Amiens  die  Geburt  eines  lebenden  Kindes  wenig- 
stens die  Wirkung,  dass  die  Frau  dann  über  die  Aussteuer  unter  Lebenden 
und  für  den  Todesfall  frei  verfügen  kann;  vgl.  Brunner  Forsch.  697. 

'  Schliesslich  mag  erwähnt  werden,  dass  sich  dieselbe  Bestimmung  auch 
im  lateinischen  Orient  in  den  Assisen  von  Antiochien,  ed.  Venise  1876 
S.  46,  findet,  wo  die  Beziehung  auf  das  Eingebrachte  der  Frau  bestimmt  be- 
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845]  tont  wird.  Hat  diese  ein  Kind  geboren,  dessen  Stimine  gehört  wurde, 
sterben  dann  sie  und  das  Kind :  ahrs  taute  la  dot  qtd  seratt  eniräe  aoec 
r /pause  che{  lui,  taut  cela  doit  appartenir  au  mar i;^  de  sorte  quilne  serait 
obligS  de  restituer  pas  mime  un  sou;  et  s'il  avait  repi  aussi  du  pairimoine 
avec  la  dote,  il  en  paurrait  jauir,  sa  vie  durant. 

S46.  Fragen  wir  nun  nach  der  muthmasslichen  Entwicklung  der 
Zucht  des  Mannes  bei  fruchtbarer  erster  EhederFrau,soist 
nach  der  Mehrzahl  der  angeführten  Belege  ursprüngliche  Beschränkung 
auf  die  Aussteuer  nicht  zu  bezweifeln.  Damit  ergibt  sich  dann  auch 
unmittelbar  nttherer  Zusammenhang  mit  der  ersten  Ehe  der  Frau,  bei  deren 
Eingehung  dasselbe  gegeben  wurde.  Dass  da  dieselbe  AuflFassung  für  das 
Recht  des  ersteü  Mannes  und  der  ersten  Kinder  massgebend  war ,  ist  ge- 
wiss nicht  zu  bezweifeln.  Es  wird  das  schon  dadurch  nahe  gelegt,  dass  wir 
die  bestimmtesten  Belege  für  beide  Rechte  gerade  in  demselben  Gebiete*  in 
Touraine,  Anjou  und  Maine  fanden.  Treffen  andere  21eugnisse  fttr  das  eine 
und  das  andere  nicht  gerade  dieselben  Gebiete,  so  wird  zu  beachten  sein, 
dass  die  spätem  Coutumes  Überwiegend  beide  Vorrechte  auch  da  nicht 
mehr  anerkennen,  wo  sie  nach  Altem  Quellen  in  Geltung  waren;  dass  steh 
zuweilen  unmittelbar  nachweisen  lOsst,  dass  man  sie  spfiter  als  unbiUig  be- 
seitigte, was  dann  nicht  gerade  immer  gleichzeitig  das  eine  und  das  andere 
Recht  treffen  mochte.  Es  steht  damit  nichts  der  Annahme  im  Wege,  es 
seien  früher  beide  durchweg  in  denselben  Rechten  zusammengetroffen,  es 
sei  insbesondere  das  Recht  des  ersten  Mannes  nur  in  solchen  Rechten  an- 
erkannt gewesea  in  welchen  auch  das  Recht  der  ersten  Kinder  anerkannt 
war. 

Beide  Rechte  werden  darauf  zurückgehen,  dass  man  es  unbillig  fand, 
dass  entsprechend  der  grossen  Mehrzahl  der  Rechte  einseitig  nur  vom  Vater- 
gut die  Hälfte  oder  ein  Drittel  der  ersten  Frau  und  den  ersten  Kindern  ver- 
fangen sein  soUte.  Nichts  lag  dann  näher,  als  sich  zur  Ausgleichung  in  bei- 
den Richtungen  an  das  Heirathsgut  der  Frau  zu  halten;  und  wenn  dieses 
hier,  wie  da,  nicht  zum  Theil,  sondern  ganz  getroffen  werden  sollte,  so  er- 
klärt sich  das  genügend  daraus,  dass  dasselbe  in  der  Regel  auch  hinter  dem 
Betrage  jenes  Theiles  des  Gutes  des  Mannes  bedeutend  zurückbUeb. 

Auffallen  kann  dann  nur,  dass  das  Recht  der  Frau  am  Douaireein 
unbedingtes,  das  des  Mannes  auf  das  Mariage  ein  durch  die  Voraus- 
setzung der  Geburt  eines  lebensfähigen  Kindes  bedingtes  ist, 
während  doch  übrigens  dem  westfränktschen  Rechte,  vgl.  $  756,  Wirkun- 
gen der  blossen  Fruchtbarkeit  der  Ehe  ganz  fremd  sind.  Handelt  es  sich 
insbesondere  auch  um  Gebiete,  in  welchen  ich  Einfluss  friesischer  Recbte 
nachzuweisen  suchen  werde,  welchen  Beachtung  der  blossen  Fruchtbar- 
keit nicht  fremd  ist,  so  Hesse  sich  daran  denken,  dass  wenn  das  Insdtut  im 
allgemeinen  sich  auf  westfränkischer  Grundlage  entwickelt  zu  haben  scheint, 
doch  für  diese  Sonderbestimmung  Einfluss  eines  fremden  Rechtes  massge- 
bend geworden  sei.  Das  aber  ist  unwahrscheinlich ,  da  sich  dieselbe  Be- 
stimmung  auch  in  Gegenden  findet,  für  welche  Einfluss  jenes  Fremdrechts 
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jedenfalls  nidit  in  Ansdilag  zu  bringen  isL  Andererseits  ist  auch  schwer- 
lich anzunehmen,  dass  es  sich  da  um  einen  Rest  einer  dem  ältesten  friln- 
kkchen  Recht  gelflufigen  Auffassung  handle,  die  sich  nur  bei  diesem  Ein- 
zelrerhaltnisse  erhalten  habe.  Schon  Bemerktes,  wie  noch  zu  Bemerkendes 
weisen  doch  zu  bestimmt  darauf  hin,  dass  jene  Zucht  des  Mannes,  wie  die 
Sonderbehandlung  desMaritaginm  überhaupt  sich  erst  nachtraglich  im  An- 
schlüsse an  die  Verhältnisse  des  Lehnadels  entwickelt  haL 

Es  scheim  mir  denn  auch  die  Annahme  auf  keine  grössere  Schwierig- 
keiten SU  stossen,  dass  auch  jene  Bestimmung  sich  erst  nachträglich  auf 
westfrtfnkischer  Grundlage  ergeben  habe.  DasDouaire,  wie  das  noch  dessen 
spätere  Gestaltung  auüs  bestimmteste  ergibt,  ist  Gegenleistung  dafür,  dass 
die  Frau  sich  dem  Manne  zu  ausschliesslichem  und  lebenslänglichem  Ge- 
schlechtsverkehr verpflichtet.  Ob  dieser  ein  fruchtbarer  war  oder  nicht,  war 
in  dieser  Richtung  ohne  alle  Bedeutung.  Begründete  aber  die  Ehe  bei  der 
Frau  zunächst  eine  Pflicht,  beim  Manne  ein  Recht,  so  erklärt  es  sich,  wenn 
sich  aus  der  Ehe  an  und  für  sich  keinerlei  Anspruch  des  Mannes  auf  das 
Frauengut  ergab.  Auch  wenn  Kinder  da  waren,  welche  die  vorverster- 
bende Mutter  beerbten,  ergab  sich  daraus  kein  Anspruch  des  Vaters,  als  der 
auf  die  Vormundschaft  über  die  noch  minderjährigen  Kinder,  für  welche 
er  das  Muttergut  in  deren  Interesse  zu  verwalten  hatte,  ohne  dass  daraus 
für  ihn  selbst  irgendwelcher  Vermögensvonheil  erwachsen  sollte. 

Dagegen  bildete  sich  nun  sichtlich  erst  unter  dem  Einflüsse  des  Lehn- 
wesens die  Garde  noble  aus,  nach  welcher  dem  Vater  als  Gardien  oderBail- 
listre  sehr  ausgedehnte  Rechte  an  dem  Muttergute  zustanden.  Er  behält 
die  ganze  Fahmiss  zu  Eigen,  wie  wir  das  auch  bei  den  Zeugnissen  fbr  das 
Recht  des  Mannes  mehrfach  ausdrücklich  gesagt  fanden.  Die  Liegenschaften 
hat  er  aUerdings  den  Kindern  ungemindert  zu  erhalten ;  aber  er  bezieht  die 
ganzen  Einkünfte  für  sich  gegen  die  Verpflichtung,  die  Kinder  zu  unter- 
halten und  den  Lehnspflichten  zu  genügen.  Allerdings  ergab  sich  an  und 
fUr.  sich  kein  Vortheil  für  ihn ,  wenn  die  Kinder  vor  der  Mutter  gestorben 
waren  und  dann  dies  Muttergut  sogleich  an  ihre  Freunde  zurückfallen 
acdlte.  Aber  man  mochte  dodi  beachten,  dass  schon  die  blosse  Geburt  eines 
gemeinsamen  Kindes  das  Verhältniss  der  Ehegatten  zu  einem  engem  ge- 
staltete; dass  sie  insbesondere  dem  Ehegatten  die  bestimmte  Aussicht  er- 
öffnete, das  Muttergut  bei  Vorversterben  der  Mutter  bb  zur  Beendigung 
der  Garde  in  Zucht  zu  behalten.  Empfand  man  es  nun  überhaupt  als  Un- 
billigkeit, dass  wohl  die  Frau  Ansprüche  auf  das  Gut  des  Mannes  hatte, 
nicht  aber  umgekehrt,  so  konnte  das  immerhin  zu  der  Auffassung  führen, 
wenigstens  dann,  wenn  sich  dem  Manne  durch  Geburt  eines  Kindes  bereits 
bestimmtere  Aussichten  auf  Zucht  am  Frauengute  eröffnet  hatten,  solche 
auch  beim  Vorversterben  des  Kindes  als  billig  zu  betrachten  und  sie  in  den 
Eheberedungen  für  solchen  Fall  zu  bedingen,  was  dann  in  manchen  Ge- 
genden zu  entsprechendem  Gewohnheitsrecht  werden  konnte. 

Es  mag  sich  eine  genügendere  Erklärung  für  dieses  vereinzelte  Be- 
tonen der  Fruchtbarkeit  der  Ehe  finden.    Dass  sich  die  Bestimmung  aber 
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846]  irgendwie  selbststKndig  auf  westfirtfnkischer  Grundlage  unter  dem  Ein- 
flüsse des  Lehnwesens  nachträglich  ergeben  haben  durfte,  möchte  kaum 
zu  bezweifeln  sein.  Wird  das  Fehlen  des  Instituts  bei  den  Roturiers  hier 
nicht  so  bestimmt  betont,  wie  bei  manchen  der  Angaben  Über  das  Recht 
der  Kinder  erster  Ehe,  so  ergibt  es  sich  doch  nicht  blos  daraus,  dass  wenig- 
stens das  erbabfindende  Maritagium  ein  Institut  nur  des  Rechtes  des  Lehns- 
adels war.  In  den  Coutumes  von  Anjou  und  den  damit  zusammenhangen- 
den Zeugnissen  erscheint  das  Recht  ausdrücklich  auf  den  Gentilhomme  be- 
schränkt ;  und  auch  bei  andern  Angaben  würde  sich  durchweg  begründen 
lassen,  dass  sie  zunächst  den  Adel  im  Auge  haben. 

847.  Findet  sich  im  spätem  Mittelalter,  neben  der  Kopftheilung  des 
Mutterguts,  auch  bei  Beerbung  der  Mutter  in  manchen  Coutumes  ein  Vor- 
recht der  Kinder  erster  Ehe  auf  das  in  dieselbe  eingebrachte  oder  auch  wohl 
während  derselben  ererbte  Gut  der  Mutter,  so  habe  ich  allerdings  auf  den 
Umstand  hin,  dass  sich  dasselbe  zunächst  nur  beim  Lehnsadel  findet,  dass 
weiter  da,  wo  es  sich  auf  das  Maritagium  beschränkt,  anderes  Erbgut  der 
Mutter  unter  ihre  sämmtlichen  Kinder  getheilt  wird,  geschlossen,  dass  es 
sich  um  eine  erst  nachträgliche,  unter  dem  Einflüsse  des  Lehnsverhälmisses 
beim  Adel  aufgekommene  Gestaltung  handelt,  welche  demnach  der  An- 
nahme eines  Zurückgehen  der  Kopftheilung  nach  der  Mutter 
auf  ältestes  fränkisches  Recht  nicht  im  Wege  steht. 

Allerdings  könnte  gegen  meine  Annahme  Bedenken  erregen,  dass  sich 
eine  Reihe  von  Fällen  ergaben,  in  welchen  jene  ungleiche  Theilung  nach 
der  Mutter  ausdrücklich  beseitigt  wurde,  so  dass  die  Rechtsentwicklung  ihr 
sichtlich  nicht  geneigt  war.  Es  könnte  das  den  Gedanken  nahelegen,  es  sei 
umgekehrt  in  dem  Vorrecht  der  Kinder  erster  Ehe  aufdasgesammte  mütter- 
liche Erbgut  dieser  Ehe  die  ursprünglichste  Gestaltung  des  fränkischen 
Rechts  zu  sehen,  es  habe  sich  das  dann  zunächst  auf  das  Maritagium  be- 
schränkt, man  sei  dann  erst  auf  einer  letzten,  bei  den  Roturiers  früher  ein-* 
tretenden  Entwicklungsstufe  zu  der  Kopftheilung  des  Mutterguts  gelangt. 
Je  mehr  Gewicht  ich  aber  für  folgende  Untersuchungen  auf  die  Annahme 
lege,  dass  die  Kopftheilung,  wie  sie  im  spätem  französischen  Rechte  die 
Regel  ist ,  auf  das  älteste  fränkische  Recht  zurückgehe ,  um  so  näher  liegt 
es,  sogleich  einig*^  andere  Verhältnisse  nHher  zu  verfolgen,  welche  sich 
noch  nach  dem  spätem  Bestände  der  Rechte  für  jene  Annahme  geltend 
machen  lassen. 

In  dieser  Richtung  scheint  mir  vor  allem  beachtenswenh  das  Vor- 
kommen der  Kopftheilung  nach  der  Mutter  neben  ungleicher 
Theilung  nach  dem  Vater  in  verwandten  Rechten.  Die  Kopf- 
theilung nach  der  Mutter  hat  natürlich  da  nichts  Auffallendes,  wo  auch  nach 
dem  Vater  unter  dessen  Kinder  gleich  gelheilt  wird.  Ganz  anders  doch, 
wenn  wir  ausser  im  westfränkischen  Rechte  auch  in  solchen  Rechten,  welche 
demselben  allen  andern  germanischen  Rechten  gegenüber  jedenfalls  näher 
verwandte  sind ,  wie  insbesondere  die  lothringischen  und  ostfränkischen, 
vielfach  auf  dieselbe  auffallende  Verschiedenheit  der  Theilung  nach  jedem 
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der  Eltern  stossen.  Und  zwar  so,  dass  es  dann  immer  die  Mutter  ist ,  nach 
welcher  unter  allen  ihren  Kindern  gleich  getheilt  wird.  Während  anderer- 
seits die  ungleiche  Theilung  nach  dem  Vater  sich  zwar  überall  an  die  Mehr- 
zahl der  Ehen  anschliesst,  aber  davon  abgesehen  in  sehr  verschiedener 
Weise  erfolgt. 

Finden  wir  dann  allerdings  in  denselben  Gruppen  andere  Rechte,  nach 
welchen  auch  nach  der  Mutter  ungleich,  und  zwar  dann  ganz  entsprechend 
der  ungleichen  Theilung  nach  dem  Vater,  getheilt  wird,  so  ist  nicht  wohl 
denkbar,  dass  das  da  die  ursprungliche  Gestaltung  sein  könnte,  von  der 
man  erst  nachtraglich  und  selbstständig  zur  gleichen  Theilung  nur  nach 
der  Mutter  übergegangen  sein  würde.  Die  verschiedene  Gestaltung  des  Erb- 
rechts nach  Vater  und  Mutter  ist  an  und.  für  sich  eine  so  aufifallende  Er- 
scheinung, dass  gewiss  nicht  anzunehmen  ist,  man  sei  erst  nachträglich  in 
einer  Reihe  von  Rechten  von  ursprünglicher  Gleichbehandlung  aus  zu  ihr 
übergegangen ,  und  zwar  so ,  dass  nun  unabhängig  von  einander  überall 
gerade  nach  dem  Vater  an  der  ungleichen  Theilung  festgehalten,  nach  der 
Mutter  aber  zur  Kopftheilung  übergegangen  sei. 

Handelt  es  sich  nun  überdies  um  Rechte,  welche  trotz  aller  Verschie- 
denheit doch  sichtlich  näher  verwandte  sind,  irgendwie  auf  ein  näheres  Ur- 
recht zurückgehen  müssen,  so  wird  auch  die  Folgerung  nicht  abzuweisen 
sein,  dass  in  ihnen  die  Kopftheilung  nach  der  Mutter  aus  dem  ihnen  ge- 
meinsamen Urrechte  beibehalten  sein  muss.  Zeigt  sich  daneben  eine  we- 
sendich  verschiedene  Art  der  Beerbung  des  Vaters,  so  wird  weiter  zu 
schliessen  sein ,  dass  diese  sich  überhaupt  erst  nach  der  Verzweigung  der 
bezüglichen  Stämme  gestaltet  oder  aus  einer  der  bezüglichen  Gestaltungen 
weiterentwickelt  hat.  Ergeben  dann  andere  Rechte  der  bezüglichen  Gruppen, 
dass  nach  der  Mutter  in  derselben  Weise  ungleich  getheilt  wird,  wie  nach 
dem  Vater,  $s>  kann  sich  das  nur  daraus  erklären,  dass  die  für  den  Nach- 
lass  des  Vaters  übliche  Art  der  Theilung  sich  ausgleichend  nachträglich 
auch  auf  die  Theilung  nach  der  Mutter  ausgedehnt  hat. 

848.  Wir  finden  zunächst  kopfgleiche  Theilung  nach  der 
Mutter  neben  bcttungleicher  Theilung  des  gesammten  lie- 
genden Vater  guts.  Das  entspricht  insofern  der  Gestaltung,  welche  wir 
als  die  regelmässige  des  westfränkischen  Rechts  annahmen,  als  auch  nach 
diesem  das  liegende  Gut  des  Vaters  bettungleich  getheilt  wird.  Aber  nur, 
so  weit  es  vom  Douaire  der  verschiedenen  Ehen  getroffen  wurde,  während 
der  Rest  auch  nach  dem  Vater  kopfgleich  zu  theilen  war. 

Dagegen  ergibt  sich  nun  bettungleiche  Theilung  der  gesammten  Lie- 
genschaften des  Vaters  neben  Kopftheilung  nach  der  Mutter  zunächst  mehr- 
fach in  Brabant.  Im  allgemeinen  findet  sich  da  das  S  625  vorläufig  be- 
sprochene volle  VerfangenschaKsrecht,  nach  welchem,  unter  völliger  Gleich- 
stellung von  Vater  und  Mutter,  das  bei  Bruch  der  Ehe  vorhandene  liegende 
Gut  der  Ehe  dem  Ueberlebenden  nur  zu  Zucht  unter  Verfangenschaft  für 
die  Kinder  der  Ehe  verbleibt.  Dieser  Gestaltung  schliesst  sich  auch  das 
Recht  von  Löwen  im  allgemeinen  aufs  engste  an.    Nach  dem  Bruch  einer 
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8i8]  Ehe,  IQ  der  auf  keiaer  Seite  Vorkiader  vorhanden  waren,  ^]so  zu- 
nächst der  ersten  Ehe,  hat  der  Läagstlebende  volle  Zucht  an  den  Llsgei^- 
Schäften  des  Verstorbenen,  aber  auch  seine  eigenen  nur  noch  unter  Ver- 
fangenschaft; und  ist  der  Ueberlebende  der  Vater,  so  ist,  wie  sonst,  qach 
14  S  13  der  Costuimen  das  gesammte  Gut  nur  den  Kindern  der  Ehe  ver* 
fangen  ohne  irgendwelchen  Anspruch  der  Kinder  des  Vaters  aus  spätem 
Ehen.  Anders  aber  nach  S  12,  wenn  di^  Mutter  überlebt:  Ten  sy  dat  de 
lesilevende  sy  eene  vrouwepersoony  ende  dat  de  sehe  van  naer  hauwehjck 
crijge  wertich  kindi  qfte  hinderen,  want  alle  haere  hinderen,  die  sy  achter 
laet,  oock  van  iwee,  dry  oße  tneer  houweliyhfn,  niemant  ghesloten  ofte  pre- 
mineniie  hebbende,  succederen  hooftsghelijk  in  alle  erffelijche  goeden ,  der 
voor^.  hunne  moeder  gecompeteeri  hebbende  oft  competerende^  dat  is  in  alle 
erffelijche  goeden  van  heuren  f  wegen  heur  eenichsints  verstorven,  gegeven 
qfte  gelegaieert,  ofl  by  heur  in  haeren  weduwelijchen  staet  vercregheu,  ende 
in  de  hellicht  van  alle  goeden,  by  heur  oft  heure  mans  staende  eenige  van  de 
voors;[,  houwelijchen  vercregen.  Stirbt  die  Mutter  vor  dem  Vater  ohne  Hin- 
terlassung von  Vorkiudern  und  soll  das  Vate^gut  der  ersten  Etie  ot^ne^ 
nur  den  Kindern  derselben  zukommen,  so  fällt  an  diese  auch  das  gesammte 
Gut  der  ersten  Ehe  ohne  dass  ein  Grund  vorlag,  zwischen  Vatergut  und 
Muttergut  zu  unterscheiden.  Ueberlebte  aber  die  Mutter  und  hatte  si^  Vor- 
kinder in  die  Ehe  gebracht  oder  gewann  sie  Nachkinder,  so  waren  Vater- 
gut  und  Muttergut  beim  Tode  der  in  Zucht  des  Ganzen  befiadlich/en  Lftngsi- 
lebenden  zu  scheiden.  Jenes  kam  nur  den  Kindern  der  be^UgUchen  Ehe  zu, 
wie  in  Westfranken  das  Douaire  der  Frau.  Dagegen  waren  alle  nur  voQ 
Seiten  der  Mutter  herrtlhrenden  Liegenschaften,  wie  die  auf  sie  eatfalleode 
Hälfte  des  Gewinngutes  aller  ihrer  Ehen  unter  die  Kinder  derselben  nach 
Köpfen  zu  theilen. 

Dasselbe  ergibt  sich  zu  Joudoigne  3  S  i,  Christyn  gg.  S^bt  derVaier 
vor  der  Mutter  mit  Hinterlassung  gemeinsamer  Kinder:  iceux  enfans  ds- 
tneurent  heritiers  et  proprietaires  des  biens  de  leur  pere  trepasse,  et  Uur 
mere  usufructuaire ;  gewinnt  aber  die  Mutter  Nachkinder:  lesdict^  enfans 
partiront  egalement  aux  biens  de  leur  mere  aoecses  enfans  du  premier  lict 
Nach  den  Coustumen  von  Aerschot  S  123  ff.,  Cout.  de  firabant  4,  30,  ist 
das  ganze  Vatergut  den  Kindern  der  ersten  Ehe  verfangen;  hat  aber  die 
Frau  Kinder  mehrerer  Ehen :  soo  souden  alle  haer  wettinghe  hinderen  hoofs- 
gelych  deilen  ende  succedereji  in  haer  erfgelycke  goederenvanhe^rder  syden 
gecomen.  Dasselbe  ergibt  das  älteste  Recht  der  Hauptbank  von  Ucde  hei 
Brüssel  $  45.  35.  57.  76,  Cout.  de  Brab.,  Q.  de  Brux.  2,  8  ft;  vgl.  auch 
das  neuere  Recht  S  7  ff.,  Christyn  2g 3. 

In  anderen  brabantischen  Rechten  ist  dann  allerdings  daran  festg«- 
halten,  dass  alle  Liegenschaften  der  ersten  Ehe  nur  den  Kindern  dieser  ver- 
fangen sind.  Aber  bezüglich  anderer  Bestandtheile  ergibt  sich  dann  wobl 
verschiedene  Behandlung  des  Mutterguts.  So  im  Privileg  für  Leeuw  von 
1255,  Christyn  g2.  Es  ist  zunächst  im  allgemeinen  gesagt,  dass  dieEmia- 
genschaft  von  Eben,  bei  denen  einerseits  oder  beiderseits  Vofkinder  da 
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waren,  nur  den  gemeinsamen  Kindern  der  Ehe  zukommen  soll,  also 
unter  Ausschluss  der  Vorkinder.  Zum  Schlüsse  aber  wird  bestimmt :  quod 
st  vidua  habens  liheros  ex  primo  tnarito  secunda  coniraxerii  matrimonialia 
ac  eiiam  liberos  susceperii,  si  bona  aliqua  sive  haerediias  consiante  mairi- 
monto,  sive  etiam  cumfuerii  in  viduali  sede,  sibi  successerint ,  liberi  iam 
ex  primo  mairimonio  quam  ex  secundo  proer eaii  in  Ulis  bonis  matef  nis  sin- 
guli  succedani,  scilicei  hooffgelijck.  Das  ist  zweifellos  nicht  mit  Schröder 
Goterr.  2*,  107  auf  jeden  Parens  binubus  zu  beziehen,  wie  das  schon  durch 
die  vorhergehende  Angabe  ausgeschlossen  sein  würde.  Es  handelt  sich  um 
eine  Ausnahme  bezüglich  der  Vidua  und  gewisser  Bona  materna.  War  das 
Gut,  welches  die  Mutter  schon  in  der  ersten  Ehe  hatte ,  den  Kindern  der- 
sett>en  verfangen,  so  wurde  doch  ihr  gesammtes  nach  Bruch  der  ersten  Ehe 
ererbtes  und  gewonnenes  Gut  unter  die  Kinder  aller  Ehen  nach  Köpfen 
getheih.  Damit  würde  sich  hier  eine  ganz  entsprechende  Weiterentwick- 
Itmg  ergeben,  wie  wir  sie  S  841  ff.  in  einigen  westfrHnkischen  Rechten  fan- 
den, in  welchen  zwar  das  in  die  erste  Ehe  eingebrachte  Heirathsgut  der 
Mutter  und  auch  wohl  das  von  ihr  wahrend  dieser  Ehe  Ererbte  nur  den 
ersten  Kindern  zukommt,  sonstiges  Erbgut  der  Mutter  aber  unter  die  Kin- 
der aller  ihrer  Ehen  getheilt  wird. 

Findet  sich  jene  Gestaltung  in  Niederlothringen  nur  vereinzelt,  so  ist 
es  um  so  beachtenswerther^  dass  sich  dieselbe  in  Abweichung  von  sonstigen 
ostfränkischen  Rechten  gerade  auch  in  Oberhessen  ergibt,  wo  wir  bei 
Besprechung  der  niederlothringischen  Rechte  auch  sonst  so  manche  auf- 
fiffllendeUebereinstimmung  mit  diesen  nachweisen  werden,  dass  an  näherer 
Verwandtschaft  gar  nicht  zu  zweifeln  ist.  In  einer  Reihe  von  Rechten,  vgi. 
Sandhaas  410  ff.,  ist  da  aufs  bestimmteste  gesagt,  dass  alle  Erbgüter  des 
Vaters  ausschliesslich  den  Kindern  der  ersten  Ehe  zufallen,  dass  dagegen 
die  Erbgüter  der  Mutter  unter  alle  ihre  Kinder  verschiedener  Ehen  gleich 
zu  theilen  sind.  So  etwa  zu  Biedenkopf:  Was  aber  von  mütterlichen  erb^ 
gueter  anlangt,  mit  denselben  erbt  die  mutter  die  kinder  all^ugleich  in  die 
häubter,  erster,  ander  und  dritter  ehe. 

Dieselbe  Gestaltung  finden  wir  aber  auch  in  Oberlothringen  be- 
sonders bestinmit  betont  in  einer  Gruppe  von  Rechten ,  welche  wir  als 
Gruppe  von  Metz  bezeichnen  können;  es  gehören  dahin  dieCoutumes 
der  Stadt  Metz,  des  Bisthttms,  von  Gorze,  von  Marsal,  dann  auch  der  im 
südlichen  Oberlothringen,  dem  Bischöfe  von  Metz  gehörenden  Orte  Racn- 
bervilliers,  Baccarat  und  Moyen,  Cout.  gen.  2,  424  ff.  Das  Vorkommen  in 
dieser  Gnrppc  ist  besonders  beachtenswerth ,  weil  die  Rechte  derselben  in 
andierer  Beziehung  sich  wohl  sehr  bestimtnt  von  den  niederlothringischen 
Rechtea  unterscheiden.  So  insbesondere  in  Uebereinstimmung  mit  andern 
Rechten  des  Südens,  welche  wir  Anm.  zu  S  569  noch  der  lothringischen 
Gesammtgruppe  zuzahlten ,  dadurch ,  dass  sie  nur  ein  einseitiges  Douaire 
der  Frau  am  Erbgute  des  Mannes  kennen,  nicht  aber  auch  eine  Zucht  des 
Mannes  am  Gute  der  Frau.  Dagegen  schliessen  sie  sich  in  Abweichung  von 
den  aadern  Rechten  des  Südens  den  niederlothringischen  dadurch  eng  an^. 
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848]  dass  sich  in  ihnen  dieselbe  ungleiche  Theilung  des  Vaterguis  nach 
Betten  ergibt,  wie  sie  dort  allerdings  durchweg  entsprechend  auch  für  das 
Muttergut  eintritt,  aber  doch,  wie  gesagt,  mehrfach  wohl  nur  für  das 
Vatergut. 

Dieses  ist  nicht  etwa,  wie  in  Westfranken,  nur  zur  Hfllfte,  sondern 
ganz  den  Kindern  der  ersten  Ehe  verfangen,  und  zwar  in  noch  weiterm 
Umfange,  als  das  überwiegend  in  Niederlothringen  der  Fall  war,  da  ihnen 
nicht  blos  das  Stockgut  des  Vaters  und  das  Gewinnland  der  ersten  Ehe, 
sondern  auch  das  der  Wittwenschaft  zukam.  So  nach  der  Coutume  der 
Stadt  Metz  11  S  13.'  Les  enfans  du  Premier  lit  et  leurs  descendans  empor-- 
teni  tous  les  anciens  häritages  ei  acquests  de  fresfond  faicts  par  leur  pire 
pendant  son  Premier  mariage  et  viduit^  suivante.  Für  die  Nachkinder  er- 
übrigen nur  die  Acqu€ts  der  bezüglichen  Ehe  und  der  folgenden  Wittwen- 
schaft des  Vaters. 

Dagegen  heisst  es  nun  bezüglich  des  Mutterguts  in  der  Coutume  des 
Bisthums  11  S  6:  Le  ventre  nefaitpoini  de  disiinction  mesme  en  immeu- 
bles,  et  succedent  igalement  ä  la  mere  les  enfans  du  premier  et  subsequent 
mariage;  und  entsprechend  zu  Gorze  10  S  27:  car  le  ventre  ne  fait  di- 
stinction  en  matiere  de  succession.  Eine  Ausnahme  wird  Gorze  5  S  33  dann 
allerdings  für  das  gemacht,  was  die  Frau  aus  der  Errungenschaft  einer  Ehe 
erhalt,  da  das  gleichfalls  nur  den  Kindern  der  bezüglichen  Ehe  zukommen 
soll.  Aber  in  der  Coutume  der  Stadt  Metz  1 1  S  15  ist  auch  da  die  Schei- 
dung streng  festgehalten ;  die  Kinder  der  bezüglichen  Ehe  haben  nur  auf 
die  Vaterhälfte  der  Acqu^ts  ausschliesslichen  Anspruch,  während  die  Hälfte 
der  Mutter,  wie  deren  sonstiges  Gut,  unter  alle  ihre  Kinder  getheilt  wird: 
ores  quils  soient  de  divers  lits.  War  es  nach  dem  Commentar  zur  Coutume 
der  Stadt,  ed.  1730  S.  279  ff.,  später  streitig  geworden,  ob  nicht  auch  das 
Gut  der  Mutter,  wie  das  des  Vaters  nach  Ehen  zu  theilen,  so  lauteten  doch 
seit  1697  die  Urtheile  wieder  übereinstimmend  auf  Theilung  des  Mutter- 
guts nach  Köpfen.  Zu  Rambervilliers  ergibt  sich  Kopftheilung  nach  der 
Mutter  daraus,  dass  S  10  ausdrücklich  das  Stockgut  nur  des  Vaters  den 
Kindern  erster  Ehe  zugesprochen  wird.  Zu  Marsal  sollen  dann  allerdings 
nach  S  55  die  Kinder  sowohl  den  Vater,  wie  die  Mutter  nach  Köpfen  be- 
erben :  Sans  distinction  de  la  diversitd  de  lits.  Aber  es  ist  wohl  nicht  zu  be- 
zweifeln, dass  das  Neuerung  ist  und  früher  nur  nach  det  Mutter  nach 
Köpfen  getheilt  wurde.  Denn  S  40  wird  dem  Manne  gestattet  für  sich,  seine 
Frau  und  die  Kinder  nur  dieser  Ehe  unter  Ausschluss  der  andern  Gut  zu 
erwerben:  encorequele  ventre  ne  fasse  distinction  en  matiere  de  succession  ; 
die  wohl  aus  früherer  Zeit  beibehaltene,  genau  den  frühem  Belegen  ent- 
sprechende Fassung  erklärt  sich  doch  nur,  wenn  man  dabei  eine  Gestaltung 
im  Auge  hatte,  wonach  die  Verfangenschaft  für  die  Kinder  der  Ehe  nur  bei 
der  Mutter  dem  sonstigen  Rechte  nicht  entsprach. 

849.  Eine  wesentlich  abweichende  Gestaltung  kopfgleicherThei- 
lung  des  Mutterguts  neben  bettgleicherTheilung  des  Vater- 
guts ergibt  sich  dann  in  Rechten,  aus  welchen  die  bezüglichen  Belege  be- 
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reits  S  478  angeführt  wurden.  Es  ergibt  sich  da  keinerlei  Bevorzugung  der 
Kinder  der  ersten  Ehe  beim  Vatergute,  wie  im  westfränkischen  und  in  den 
Verfangenschaftsrechten.  Aber  es  wird  nach  dem  Vater  nicht  nach  Köpfen, 
sondern  bettgleich  getheilt,  so  dass  die  Kinder  jeder  Ehe  so  viel  nehmen, 
als  die  irgendwelcher  andern,  womit  also  die  frühere  Ehe  in  keiner  W^eise 
vor  einer  spätem  bevorzugt  erscheint,  ein  einzelnes  Kind  letzter  Ehe  so  viel 
erhält,  wie  eine  Mehrzahl  von  Kindern  einer  früheren  Ehe. 

Das  trifft  nach  den  angeführten  Belegen  einmal  das  Recht  des  Her- 
zogth ums  Lothringen.  Ist  da  die  Kopftheilung  nach  der  Mutter  nicht 
ausdrücklich  ausgesprochen,  so  ist  doch  um  so  weniger  zu  bezweifeln,  dass 
sich  in  der  Angabe  der  Coutume  das  ung  komme  nur  auf  den  Vater,  nicht 
auch  auf  die  Mutter  bezieht,  als  wir  gerade  in  nächstliegenden  Gebieten  die 
Kopftheilung  nach  der  Mutter  so  bestimmt  betont  fanden.  In  derCoutiime 
des  HerzogthumsBurgundist  dann  ausdrücklich  die  bettgleiche  Thei- 
lung nur  für  das  Vatergut  bestimmt.  Ebenso  nach  $  479  in  derGascogne, 
was  hier  gleichfalls  zu  beachten  sein  wird,  weil,  wie  schon  Anm.  zu  S  569 
bemerkt,  nach  den  später  anzuführenden  Belegen  an  näherer  Verwandt- 
schaft der  Rechte  der  Pyrenäenländer  mit  den  lothringischen  nicht  zu  zwei- 
feln ist. 

Wie  aber  in  den  Verfangenschaftsrechten  die  vereinzelt  auf  die  Vater- 
seite beschränkte  ungleiche  Theilung  nach  Ehen  überwiegend  auf  die  Mutter- 
seite ausgedehnt  erscheint,  so  finden  sich  hier  im  Süden  neben  Rechten 
mit  bettgleicher  Theilung  nur  nach  dem  Vater  in  nächster  Nähe  auch  Rechte, 
in  welchen  nach  beiden  Seiten  bettgleich  getheilt  wird.  So  nach  $  479  in 
der  Gascogne.  So  wohl  in  der  Freigrafschaft  Burgund  nach  der  S  478  an- 
geführten Angabe,  welche  sich  auf  jeden  Erblasser,  nicht  wie  im  Herzog- 
thume,  nur  auf  den  Vater  bezieht.  So  im  Bourbonnais.  Ist  in  der  altern 
Coutume  von  Bourges  S  21.46  ausdrücklich  nur  gesagt,  dass  im  Bourbon- 
nais nach  der  Mutter  bettgleich  getheilt  werde ,  so  heissi  es  in  der  altern 
Coutume  von  Bourbonnais  1 2  S  5  ausdrücklich :  Succession  du  pere  et  de 
la  mere  se  parteni  par  lici:^  et  non  mie  par  testes,  so  dass  ein  einzelnes  Kind 
späterer  Ehe  allein  so  viel  erhäh ,  wie  eine  Mehrzahl  von  Kindern  anderer 
Ehe  des  Vaters  oder  der  Mutter. 

Finden  wir  demnach,  wie  im  westfränkischen,  so  auch  im  lothringi- 
schen und  ostfränkischen  Rechtsgebiete  überall,  dass,  wenn  überhaupt  beide 
Eltern  von  ihren  Kindern  verschieden  beerbt  werden,  es  immer  das  Mutter- 
gut  ist,  welches  ohne  alle  Rücksicht  auf  eine  Mehrzahl  der  Ehen  derselben 
unter  sämmtliche  Kinder  derselben  nach  Köpfen  getheilt  wird,  so  ist  nach 
dem  schon  früher  betonten  Gesichtspunkte  auch  die  Folgerung  einer  Kopf- 
theilung nur  nach  der  Mutter  im  gemeinsamen  Urrechte  nicht  wohl 
abzuweisen.  Dagegen  wird  für  die  Theilung  nach  dem  Vater  in  demselben  nur 
anzunehmen  sein,  dass  dieselbe  sich  irgendwie  an  die  Ehen  desselben  an- 
schlossund  daher  bei  einer  Mehrzahl  von  Ehenund  Verschiedenheit  der  Zahl 
der  Kinder  derselben  nie  eine  kopfgleiche  sein  konnte.  Zeigt  sich  darüber  hin- 
aus eine  verschiedene  Auftheilung  des  Vaterguts  nach'Ehen,  so  dass  es  hier 
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S49]  halb ,  dort  ganz  den  Kindern  bestimmter  Ehen  ver£angen  war  oder 
aber  auch  unter  Gleichstellung  aller  Ehen  nach  denselben  getheilt  wurde, 
so  können  wir  fUr  den  nächsten  Zweck  von  der  Frage  absehen ,  ob  diese 
verschiedenen  Arten  derTheilung  des  Vaterguts  sich  dennoch  von  ein  und 
derselben  Grundlage  aus  entwickelt  haben  dürften:  wir  werden  darauf  zu- 
rUckkommen. 

Wird  dann  aber  in  andern  Rechten  der  lothringischen  und  ostfrSaki- 
sehen  Gruppe  auch  nach  der  Mutter  nicht  kopfgleich,  sondern  ganz  in  der- 
selben Weise,  wie  beim  Vater,  nach  den  Ehen  derselben  getheilt,  so  kann 
das  nur  auf  nachträgliche  Ausdehnung  der  An  der  Behandlung  des  Vater- 
guts auch  auf  das  Muttergut  erklärt  werden.  Und  ist  es  da  im  spätem  west- 
fränkischen Rechte  nach  den  $  837  ff-  besprochenen  Verhaltnissen  nicht  zu 
einer  vollständigen  Ausgleichung  gekommen,  da  die  bezüglichen  Bestand- 
theile  des  Mutterguts  ganz,  die  des  Vaters  aber  nur  zur  Hälfte  den  Kindern 
der  Ehe  zukommen,  so  wiesen  wir  schon  S  843  darauf  hin,  wie  von  diesem 
Unterschiede  abgesehen  der  Theilung  des  Vaterguts  nach  Widumsrecht  die 
ungleiche  Theilung  nach  Ehen  der  Muuer  sich  aufs  engste  anschliesst. 

Konnten  aber  nach  dem  früher  Bemerkten  noch  Zweifel  bestehen,  ob 
wir  im  westfränkischen  Recht  die  doch  auch  später  überwiegend  die  Regel 
bildende  Kopftheilung  nach  der  Mutter  oder  die  mehrfach  als  Ausnahme 
vorkommende  Theilung  nach  Ehen  derselben  als  ursprünglicher  zu  be- 
trachten haben,  so  scheint  mir  da  der  betonte  Umstand  keinen  Zweifel  zu 
lassen.  Findet  sich  die  an  und  für  sich  so  auffallende  Kopftheilung  nur 
nach  der  Mutter  auch  in  andern  näher  verwandten  Rechtsgruppen,  lässt 
sich  das  nur  durch  Zurückgehen  auf  ein  dem  entsprechend  gestaltetes  Ur- 
recht erklären,  so  ist  danach  nicht  zu  bezweifeln,  dass  sie  auch  im  west- 
fränkischen Recht  auf  die  jedeufialls  weit  zurückliegende  Vorzeit  zurück- 
gehen muss,  in  welcher  jene,  später  so  verschieden  gestalteten  Rechtsgruppen 
sich  noch  nicht  bestimmter  von  einander  geschieden  hauen. 

8&0.  Die  bisher  besprochenen  Gestaltungen ,  bei  wekrhen  nur  nach 
der  Mutter  nach  Köpfen  getheilt  wird ,  stimmen  darin  Uberein,  dass  dann 
für  die  Theilung  des  Vaterguts  irgendwie  das  Auseinanderhalten  der  Ehen 
desselben  massgebend  ist.  Für  spätere  Untersuchungen  wird  nun  zu  be- 
achten sein,  dass  auch  noch  andere  Gesichtspunkte  zu  ungleicher  Theilung 
nach  dem  Vater  führen  konnten,  während  sie  wenigstens  mehrfach  die 
Kopftheilung  nach  der  Mutter  nicht  behindert  haben. 

Einmal  findet  sich  wenigstens  ausnahmsweise  Beschränkung  des 
Erstgeburtsrechts  auf  die  Folge  nach  dem  Vater.  So  beisst  es 
insbesondere  in  der  Coutume  des  Nivernais  35  S  2:  i?«  succ^ssion  defim-^ 
mes  droit  (f  ainessc  n  a  poini  de  Heu.  Aber  der  Regel  entspricht  das  nicht. 
In  der  Masse  der  Coummes  werden  da  Erbschaft  nach  dem  Vater  und  der 
Mutter  nicht  unterschieden  oder  ergibt  sich  unmittelbar,  dass  sie  bei  der 
einen,  wie  bei  der  andern  eintreten  soll.  So  wird  etwa  in  der  Coutume  von 
Paris  A.  S  9,  N.  S  1 5,  betont,  dass,  wenn  Vater  und  Mutter  yi^  eiheräages 
ienus  nobletnent  hinterlassen ,  der  erstgebonic  Sohn  angegebenen  Voraus 
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hart  en  chacune  desdites  successionSy  tont  de  per e  que  de  mere.  Das  kann 
nicht  befremden,  wenn  ^ir  auch  die  Kopftheilung  nach  der  Mutter  als  alt- 
fränkisches Recht  annehmen.  Denn  das  Erstgeburtsrecht,  welches  auch 
spSter  der  Roture  und  dem  AUeu  fremd  geblieben  ist,  hat  sich  ja  zweifel- 
los erst  ncehtrttglich  in  engem  Anschluss  an  das  Lehen  entwickelt  und  dann 
Tielfach  auf  das  gesämmtd  Erbgut  der  Noblesse  ausgedehnt.  Lag  es  im  In- 
teresse des  Lehensherm ,  dass  das  Leben  möglichst  in  vollem  Bestände  an 
einen  der  Erben  überging,  so  war  das  ebenso  bei  Lehen,  welche  von  der 
Mutter  hdrrQhneQ. 

Hat  trc/ttdem  wenigstens  ausnahmsweise  das  Erstgeburtsrecht  bei  der 
Tbeilung  nach  der  Mutter  keinen  Eingang  gefunden,  so  dürfte  darauf  Ge- 
deicht BU  legen  sein  wegen  der  schon  S  819  erwähnten  Nichtbeach- 
tung des  Erstgeburtsrecbts  bei  Theilung  des  Widum.  Der 
Widum  wurde  nach  den  spätem  Quellen,  vgl.  820,  allerdings  als  Vatergut 
betrachtet.  Bestarid  er  bei  den  Nobles  zunächst  aus  Lehen,  so  ist  nicht  wohl 
abzusehen^  wesshalb  das  Erstgeburtsrecht  beim  Douaire  Halt  machte  und 
sich  üicht  wenigstens,  wenn  die  Verfangenschaft  der  Douaires  ein  das  ganze 
Gut  des  Vaters  umfassendes  einheitliches  Erstgeburtsrecht  auch  ausschloss, 
für  die  Kinder  jeder  Ehe  des  Vaters  das  Vorrecht  des  Erstgebornen  fest- 
stellte; Aber  nur  ausnahmsweise  und  zweifellos  erst  nachträglich  ist  das- 
selbe in  einzelnen  Rechten  anerkannt;  vgl.  S  824. 

bt  das  in  der  Masse  der  Rechte  trotz  der  Unvereinbarkeit  mit  lehn- 
rechtlichen Gesichtspunkten  nicht  durchgeführt,  so  muss  das  die  Annahme 
nahe  legen,  dassdem  althergebrachtes  Recht  im  Wege  stand,  welches  sich  auch 
dem  Eingreifen  des  Lehnsverhältnisses  gegenüber  behauptete.  Sahen  wir 
BUS  nun  ohnehin  darauf  hingewiesen,  dass  nach  älterm  Recht  nur  nach  der 
Mutter,  nicht  aber  auch  nach  dem  Vater  nach  Köpfen  getheilt  wurde,  so 
liegt  es  gewiss  nahe,  für  die  Erklärung  an  diesen  Umstand  anzuknüpfen. 
Wurde  ursprünglich  nur  das  Muttergut  nach  Köpfen  getheilt,  so  würde  sich 
der  Gegensatz  zwischen  der  Art  der  Theilung  desgesammten  Vatergutsund 
der  des  Douaire  am  leichtesten  erklären,  wenn  wir  annehmen,  dass  das 
Douaire  auf  einer  frühem  Entwicklungsstufe  nicht  als  Vatergut,  sondern 
als  Muttergut  betrachtet  und  dem  entsprechend  unter  die  alleinberechtigten 
Kinder  der  bestimmten  Ehe  nach  Köpfen  getheilt  wurde,  während  man 
daran  dann  nur  für  das  Douaire  auch  dann  festhielt,  als  dieses  später  als 
Vatergut  betrachtet  wurde,  welches  im  allgemeinen ,  wenigstens  bei  dem 
Adel,  nach  Erstgeburtsrecht  vererbte. 

Wurde  aber  wirklich  in  früherer  Zeit  das  Douaire  als  Muttergut  be- 
trachtet, so  würde  damit  die  gesammte  Gestaltung  der  Nachkomraenfolge 
allerdings  anders  aufzufassen  sein.  Sowohl  das  Vatergut ,  wie  das  Mutter- 
gut,  so  weit  es  nicht  vom  Douaire  getroffen  wurde,  wurde  dann  nach 
Köpfen  auf  sämmtliche  Kinder  vererbt.  Dagegen  das  Douaire  nur  auf  Kin- 
der der  bestimmten  Ehe,  so  dass,  wenn  es  als  Muttergut  betrachtet  wurde, 
sich  daraus  entgegengesetzt  der  spätem  Gestaltung  ursprünglich  gerade 
für  die  Gesammtheit  des  Mutterguts  ungleiche  Theilung  nach  Ehen,  für  das 
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850]  Vatergut  aber  kopfgleicbe  Theilung  ergab.  Auf  die  Frage,  in  wie  weit 
das  altern  Zeugnissen  entspricht,  werden  wir  zurückkommen. 

851.  Halten  wir  uns  aber  zunächst  lediglich  an  die  spätere  Gestaltung, 
so  ergibt  die  Theilung  des  Douaire  wenigstens  beim  Lehnsadel  noch  eine 
zweite  Abweichung  von  der  sonstigen  Theilung  des  Vaterguts,  nämlich  die 
Nichtbeachtung  der  Zurücksetzung  der  Töchter  bei  der 
Theilung  desWidum.  Eine  Zurücksetzung  der  Töchter  ergab  sich 
beim  Lehnsadel  überall  schon  daraus,  dass  das  Erstgeburtsrecht  nicht  dem 
ältesten  Kinde  überhaupt,  sondern  dem  ältesten  Sohne  zustand.  Und  stan- 
den dann  im  allgemeinen  die  Töchter  den  nachgebornen  Söhnen  gleich, 
so  finden  wir  sie  doch  auch  da  wohl  hinter  diese  zurückgesetzt;  wie  denn 
insbesondere  die  S  838  besprochene  Abfindung  durch  die  Aussteuer  wohl 
durchweg  zu  einer  Zurücksetzung  führte.  Das  Douaire  aber  wird,  vgl. 
S  8 1 9,  wie  ohne  Berücksichtigung  des  Erstgeburtsrechts,  so  ohne  alle  Rück- 
sicht auf  den  Geschlechtsunterschied  gleich  getheilt.  Es  ist  eine  ganz  ver- 
einzelte Ausnahme,  wenn  wir  S  824  später  zu  £tampes  bestimmt  fanden, 
dass,  wenn  aus  einer  Ehe  nur  Töchter  vorhanden  sind,  diese  nur  das  halbe 
Douaire  erhalten  sollen. 

Nun  ist  der  ganzen  Masse  der  zweifellos  als  westfränkisch  zu  betrach- 
tenden Rechte  beim  bäuerlichen  Zinsgut,  wie  beim  Allod  jede  Zurück- 
setzung der  Tochter  fremd ;  vielfach  selbst  da,  wo  sich  solches  Gut  im  Nach- 
lasse von  Adligen  fand.  Sehen  wir  von  den  altern  anscheinend  widerspre- 
chenden Zeugnissen  vorläufig  ab,  so  würde  die  spätere  Gestaltung  jeden- 
falls auf  den  Schluss  führen,  dass  dem  altern  fränkischen  Rechte  eine  Zu- 
rücksetzung der  Tochter  auch  bei  Liegenschaften  fremd  war,  dass  sich  die- 
selbe erst  nachträglich  im  Anschlüsse  an  das  Lehen  entwickelt  hat.  Bestand 
nun  auch  das  Douaire  beim  Lehnsadel  zunächst  aus  Leheu ,  so  ergibt  sich 
wieder  die  Frage,  wesshalb  nicht  auch  bei  diesem  die  Zurücksetzung  der 
Tochter  Eingang  fand.  Suchen  wir  dann  aber  auch  hier  entsprechend  die 
Erklärung  darin ,  dass  das  Douaire  ursprünglich  als  Muttergut  unter  alle 
berechtigten  Kinder  gleich  zu  theilen  war,  so  findet  das  noch  in  den  spätem 
Verhaltnissen  eine  viel  bestimmtere  Unterstützung,  als  sie  uns  beim  Erst 
geburtsrecht  geboten  war. 

852.  Denn  wie  vereinzelt  bei  diesem,  ergibt  sich  häufiger  noch  in 
spätem  Rechtsquellen  Beschränkung  der  Zurücksetzung  der 
Tochter  auf  die  Folge  nach  dem  Vater.  DafUr  kann  uns  die  Masse 
der  westfränkischen  Rechte  allerdings  keinen  Anhalt  geben.  Denn  bei  der 
für  das  ältere  Recht  zunächst  massgebenden  Folge  in  Allod  und  Zinsgut 
kennen  sie  auch  bei  der  Theilung  nach  dem  Vater  keinerlei  Zurücksetzung 
der  Tochter.  Wo  sich  aber  beim  Adel  im  Anschlüsse  an  das  Lehen  Zurück- 
setzung der  Tochter  findet,  da  trifft  das  im  allgemeinen  ebenso  das  Muner- 
gut,  wie  das  Vatergut.  Anders,  wenn  wir  uns  nicht  auf  die  zweifellos  west- 
fränkischen Rechte  beschränken ,  sondern  auch  hier  sogleich  benachbarte 
und  anscheinend  näher  verwandte  Rechte  berücksichtigen,  in  welchen  sich 
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eine  Zurücksetzung  der  Töchter  findet,  welche  sichtlich  mit  dem  Lehen 
nicht  in  ntfherer  Verbindung  steht. 

Ich  knüpfe  da  zunächst  an  ein  älteres  Zeugniss  an.  In  der  Lex  Cha- 
mavorum  $  42  findet  sich  die  einzige  erbrechtliche  Bestimmung:  Si  quis 
Francus  homo  habueritfilios,  herediiatem  suam  de  sylva  et  de  terra  eis  dt- 
mittat  et  de  mancipiis  et  de  peculio  ;  de  materna  hereditate  sitniliter  infi- 
liam  veniat,  Ist  die  Stelle  sehr  verschieden  ausgelegt,  so  ist  sie  doch  schon 
nach  dem  Wortlaute  mit  Amira  Erbenf,  42  AT.  gewiss  dahin  zu  verstehen, 
dass  nur  das  Muttergut  unter  Söhne  und  Töchter  gleich  zu  theilen  sei. 

Und  das  um  so  weniger,  als  auch  andern  Rechten  ähnliche  Be- 
stimmungen nicht  fremd  sind.  Ergibt  L.  Alamann.  55  Ausschluss  der  Töchter 
durch  Söhne  nur  bezüglich  der  Haereditas  paternica,  so  weist  auch  die 
spätere  Gestaltung,  vgl.  Wyss  in  Zeitschr.  f.  schw.  R.  4,  1 1 9,  Opet  Weiber - 
erbr.  67,  darauf  hin,  dass  beim  Muttergut  kein  Vorzug  der  Söhne  bestand; 
noch  nach  späterm  Recht  von  Zürich,  Bluntschli  R.  G.  2,  297 ,  beschränkt 
sich  der  den  Söhnen  zukommende  Vortheil  lediglich  auf  das  Vatergut.  Ist 
nach  L.  Saxon.  c.  41  und  Sachs.  Landr.  i,  17  S  1  die  Tochter  durch  den 
Sohn  allerdings  auch  vom  Muttergute  ausgeschlossen,  so  trifft  nach  c.  46 
ihr  Ausschluss  auch  durch  den  Sohnessohn  nur  die  Hereditas  patris.  Und 
später  ist  in  Magdeburger  Schöffensprüchen,  vgL  Wasserschieben  D.Rechtsq. 
43.  44,  bestimmt  gesagt,  dass  der  Nachlass  der  Mutter,  Eigen  und  Fahrniss, 
auf  Töchter,  wie  auf  Söhne,  undauf  berathene,  wie  auf  unberathene  Töchter 
vererbt.  Bei  näherer  Besprechung  der  Angaben  der  thüringischen  Lex  wer- 
den wir  nachzuweisen  suchen,  dass  beim  Fehlen  von  Söhnen  die  Töchter 
zwar  das  Vatergut  mit  den  Schwertmagen  zu  theilen  hatten,  nicht  aber  das 
Muttergut.  In  Tirol  sind  nach  den  Rechten  von  Thurn  an  der  Gader  und 
Ennebcrg,  Tirol.  Weisth.  4,  662.  724,  die  Töchter  und  Schwestern  bei  Be- 
erbung des  Vaters  und  des  Bruders  vom  väterlichen  Zinsgut  ausgeschlossen, 
während  sie  am  mütterlichen  Gute  gleichen  Theil  mit  Söhnen  und  Brüdern 
haben.  In  der  Keure  von  Seeland  von  1258  S  32,  v.  d.  Bergh  Ooorkon- 
denb.  2,  21,  heisst  es:  Domine  et  domicelle  a  communi  munitione^  submu- 
nitione  et  fundis^  qui  hofsteden  dicuntur,  cum  terra  duplicata  a  proximis 
coheredibus  ex  parte  patris  sunt  expellende  ;  filie  sine  fratribus  integraliter 
obtinebunt  omnem  patris  hereditatem.  Dass  es  sich  da  nur  um  Zurück- 
setzung bezüglich  bestimmter  Bestandtheile  des  Vaterguts,  nicht  auch  des 
Mutterguts,  handelt,  ist  um  so  weniger  zu  bezweifeln,  als  im  allgemeinen 
nach  seeländischem  Recht  die  Töchter  dasselbe  Erbrecht  haben ,  wie  die 
Söhne.  Selbst  im  Gebiete  des  den  Weibern  so  ungünstigen  longobardischen 
Rechts  ergibt  sich  wenigstens  vereinzelt  später  bezüglich  des  Mutterguts 
wohl  die  Gleichstellung  der  Töchter ;  so  in  den  Statuten  von  Collalto,  Per- 
lile  4,  63:  /»  successione  materna  volumus  aequaliter  tarn  mar  es,  quamfe- 
minas  succedere,  sicut  hactenus  servatum  fuit. 

Dass  jene  Bestimmung  der  Lex  Chamavorum  dem  Aasdomsrechte 
nicht  entspricht,  wurde  schon  S  698  betont.  Sehen  wir  auch  von  allen  son- 
stigen Fragen,  die  sich  da  anknüpfen  könnten,  ab,  so  ergibt  die  Bestim- 


Digitized  by 


Google 


328  XVI.  Westtr.  R.  2.  ßeerbung  der  Mutter. 

862]  mung  wohl  jedenfalls,  dass  sdlche  Art  der  Theilung  den  früiiki^chen 
Rechten  nicht  überhaupt  fremd  war.  Den  Verhaltniss^ti  NiederlDthringens 
würde  sie  insofern  naher  entsprechen^  als  da ,  worauf  wir  zurtickkömmen, 
sich  auch  landrechtlich  nicht  selten  ein  Ausschluss  der  Tochter  von  Liegeü-^ 
Schäften  ergibt,  wie  er  dem  westfrtfnkischen  Rechte  wenigstens  später  fremd 
ist.  Wird  dann  allerdings  ein  Unterschied  zwischen  Vatergut  und  Miitt^r- 
gut  durchweg  nicht  betont,  so  wird  nicht  zu  vergeben  sein,  dass  in  Rechten, 
iu  welchen  die  Tochter  in  Liegenschaften  nicht  folgt,  auch  das  Muttergtrt 
solche  nur  ausnahmsweise  enthalten  wird,  es  damit  erklärlicher  wird^  wetin 
man  im  Laufe  der  Zeit  den  Unterschied  überhaupt  nicht  mehr  beachtete. 
Um  so  gewichtiger  muss  dann  auch  ein  vereinzeltes Zeugniss  aus Braba dt 
erscheinen,  wonach  das  noch  spater  zutraf.  Im  ältesten  Rechte  der  Haupt- 
bank von  Uccle  bei  Brüssel  S  loa,  Cout.  de  Brabant,  Q.  de  ßrux.  2,  16, 
heisst  es : Die  dochter  en  heeft  aens svaders  erve nijei^  daer  brueder  es; nuur 
i{ij  deli  aen  haer  moeder  erve  gelijck  den  brueder ;  vgl.  auch  S  8  und  die 
neuere  Coutume  S  2  ff.,  Christyn  2013. 

Das  aber  gewinnt  anch  für  ältere  Zeiten  Bedeutung,  da  die  immerhtii 
auffallende  Bestimmung  sich  in  den  auch  sonst,  vgl.  Atiin.  zu  S  569,  ded 
lothringischen  Rechteti  nächstverwandten  Coutumes  der  Gascogne  wie- 
derfindet. Wir  erwähnten  schon  S  479,  dass  nach  der  Coutume  von  Marsätif 
das  Vatergut  nur  unter  d\t  Söhne  nach  Betten,  dagegen  das  Müttergut  nach 
Köpfen  unter  Töchter  und  Söhne  getheilt  wird.  Nach  der  Coutume  vöti 
Dax  2  $  18,  19,  Cout.  gen.  4, 914,  sind  im  Vicomte*  Von  Tartas  die  Töchter 
durch  Söhne  ausgeschlossen ;  aber  in  der  Stadt  gilt  das  nur :  quani  ä  la  sUc^ 
cession  du  pere ;  tnais  quant  ä  la  succession  de  mere,  ious  fils  etfilles  eri 
ladite  tille  de  Tartas  succedent  par  egales  portions. 

Es  iat  weiter  in  England  in  den  Leges  Henrici  I,  vgl.  Amira  Erbenf. 
100,  die  Angabe  der  Lex  Ribuaria  56  S  4,  wonach  die  Femina  in  <fie  He- 
reditas  sviattca  nicht  folgen  soll,  so  geändert,  dass  das  nur  das  Vafergut 
trifft:  dum  virilis  seocus  extiterii  et  hereditas  ab  inde  sit,femina  non  here- 
ditetur.  Ist  zu  vermuthen,  dass  das  auf  normannisches  Recht  zurückgeht,  so 
finde  ich  allerdings  in  der  Normandie  und  deren  Nachbargebieten  nirgends 
schlechtweg  ausgesprochen,  dass  die  Tochter  wohl  vom  Vrftergut,-  ökWt 
aber  vom  Muttergut  durch  den  Sohn  ausgeschlossen  sei.  Aber  es  macftt 
sich  auch  da  wohl  ein  für  weitere  Erörterungen  sehr  beachtenswerthea 
Verhältniss  geltend,  welches  wenigstens  thatsächlich  zu  solchem  Ergebnisae 
führen  konnte. 

853.  Betonten  wir  schon  S  838  den  Einfluss,  den  die  erbabfindende 
Aussteuer  auf  die  Zurücksetzung  der  Tochter  hatte,  so  finden  sich  Rechte, 
in  welchen  das  Recht  zur  Abfindung  der  Tochter  durch  Au s- 
ste  uer  sich  nur  für  den  Vater  und  nur  für  das  Vatergut  ergibt,  Was  daflii 
wieder  zu  einer  Zurücksetzung  der  Tochter  nur  bezüglich  dieses  führt.  Wäh- 
rend das  Muttergut  kopfgleich  unter  Söhne  und  Töchter  zu  theilen  ist. 

Dem  gemeinen  westfränkischen  Recht  entspricht  das  allerdings  nicht 
Für  dieses  werden  wir  vielmehr  anzunehmen  haben,  dass  nur  Abfindung 
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durch  beide  Eltern  gemeinsam  gestattet  war,  so  dass,  wean  eines 
der  Eltern  vorverstorben  war,  der  Ueberlebende,  auch  wenn  es  der  Vater 
war,  kein  Kind  fUr  sein  Erbrecht  mehr  abfinden  durfte.  Das  scheint  mir 
besonders  beachtenswerth,  weil  es  auffallende  Annäherung  an  die  Verfan- 
genschaftsrechte  ergibt,  in  welchen  gleichfalls  durch  den  schon  S  784  be- 
rührten Avis  beide  noch  lebende  Eltern  Kinder  bevorzugen  und  benach- 
tbeiligen  durften,  nicht  aber  mehr  der  tiberlebende  Züchter;  detn  dann  aber 
weitergehend  von  da  ab  auch  die  freie  Verfügung  über  seine  eigenen,  den 
Kindern  verfangenen  Liegenschaften  nicht  mehr  zustand. 

Dass  aber  wenigstens  im  dreizehnten  Jahrhunderte  das  Abfindungs- 
recht nur  beiden  Eltern  gemeinsam  zustehen  sollte,  ergeben  insbesondere 
bezügliche  Urtheile  des  Königsgerichts.  Ein  Bruder  behauptet  1261 ,  Olim 
1 ,  318,  dass  er  secundum  usus  et  consueiudines  Francie  seiner  Schwester 
keinen  Antheil  am  elterlichen  Erbgut  zu  geben  habe :  cum  paier  suus  et 
mater  sua  maritassent  eandem*  Das  wird  in  so  weit  zugegeben,  dass  aller- 
dings vivente  patre  et  matre  sua  der  Heirathsvertrag  geschlossen  wurde,  auf 
den  hin  die  Ehe  später  erfolgte ;  es  wird  aber  geltend  gemacht ,  dass  dann 
vorder  Desponsatio  die  Mutter  gestorben  sei  und  dass  daher:  vivente  ei 
patre  et  matre  nonfuerit  tnter  eos  matrimoniwn  cousummatum.  Und  ent- 
sprechend dieser  Unterscheidung  wurde  denn  auch  wirklich  geurtheilt: 
quod  (soror)  habcret  porcionem  hereditatis  paterne  et.  materne  secundum 
numerum  liberorum,  referendo  illud,  quod  habuerat  in  matrimonio.  Auch 
1265,  Olim  I,  568,  verweigcn  der  Bruder  secundum  consuetudinem  terre 
der  Schwester  ihr  Erbtheil:  quia  vivente  patre  et  matre  ipsorumfuit  ipsa 
maritata,  et  certa  porcio  terre  fuit  eidem  promissa  et  concessa,  quam  ipsa 
tenuit  viveniibus  patre  et  matre  ipsorum*  Der  Satz  selbst  wird  nicht  be- 
sinnen; aber  dennoch  für  die  Schwester  entschieden,  weil  der  Bruder  nicht 
erweisen  kann,  dass  sie  bei  Lebzeiten  der  Eltern  irgend  etwas  als  Marita- 
gium  erhalten  habe.  Als  1271»  Olim  i,  872,  die  erstgeborene  Tochter  des 
Grafen  von  Marche  Erstgeburtsrecht  an  ihrem  Muttergute  beanspruchte: 
quia  maritata  fuit  per  patrem  et  mairem  suos  et  de  terra  pairis  sui  in  ma- 
ritagio  suo  aliquam  habuit  porcionem,  sicut  ei  ipsa  confessa  fuit  in  jure y 
licet  de  terra  matris  sue  nichil  habuerit,  wird  sie  secundum  consuetudinem 
Francie  abgewiesen ;  woraus  sich  also  ergibt,  dass  die  von  beiden  Eltern 
bestimmte  Aussteuer  abfindend  für  das  gesammte  Elterngut  war,  wenn  die 
Aussteuer  auch  nur  aus  dem  Gute  eines  Elterntheils  gegeben  war. 

Uebereinstimmend  heisst  es  auch  sehr  bestimmt  in  den  alten  Usages 
von  Amiens,  ed.  Marnier  159:  Se  aucuns  ou  aucune  marie  sen  enfant puis 
le  mortdu  pire(ou)  lemerey  etlidonne  de  sesbiensy  chiex  qui  mariäs  eit  ne 
lairajä  pour  chou  quil  ne  partisse  ä  che  dont  se  mire  ara  este  douJe  ei  es 
hyretages  qui  venront  du  cost^  de  chiaus  qui  seront  trespassdy  soit  ses  peres 
ou  se  merey  pour  che  qu'il  na  mie  estS  mariäs  du  vivani  de  pire  et  de  mire. 
Dem  entsprechen  manche  Angaben  anderer  Coutumes,  wonach  nur  der 
filU  marine  de  pere  et  de  mere  das  Erbrecht  abgesprochen  wird ,  während 
ihr  dasselbe,  faUs  sie  nicht  ausdrücklich  verzichtete,  zusteht ,  wenn  sie  erst 
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nach  Bruch  der  Ehe  verheirathet  wurde;  vgl.  etwa  die  ältere  Cou- 
tume  von  Bourges  S  62.  75.  161. 

Ist  danach  nicht  zu  bezweifeln,  was  im  allgemeinen  als  Consuetudo 
Franciae  betrachtet  wurde,  so  findensich  doch  auch  manche  Abweichungen. 
So  genügt  etwa  nach  den  Coutumes  von  Anjou  S  241  und  Maine  S  258 
bei  den  Nobles  Abfindung  durch  den  Vater  für  das  ganze  El- 
tern gut  Mag  die  Aussteuer  noch  so  gering  sein,  so  genügt  sie,  um  die 
Tochter  von  allem  Erbe  nach  Eltern  und  Grosseltern  auszuschliessen ,  so 
lange  noch  männliche  Nachkommen  derselben  vorhanden  sind.  Dagegen 
findet  sich  in  Nachbargebieten  nach  Touraine  S  284,  Loudunais  27  S  26 
und  Poitou  S  220  Abfindung  durch  jeden  Vorfahren  für  sein 
eigenesGut.  So  in  Poitou:  Quand  pere,  mere^  ayeul  ou  ay  etile  ou  un 
d^euXy  nobles  ou  de  noble  condition,  marient  leur  fille  ou  niepce  en  droite 
li^ne^  et  enfaoeur  dudit  mar  tage  luy  donneni  de  leurs  biens  quelque  chose, 
que  ce  sott,  encores  quelle  ne  valust  sa  legitime  portion,  ladite  fille  oh 
niece  est  excluse  de  ladite  succession;  c  est  ä  Sfoüoir  de  celuy,  qui  ainsiVa 
mariä  et  donn^  de  ses  biens;  während  das  bei  der  Aussteuerung  durch  Brü- 
der und  bei  Roturiers  auch  durch  Eltern  ohne  ausdrücklichen  Verzicht 
nicht  zutrifft. 

854.  Für  unsere  Zwecke  sind  aber  besonders  beachtenswerth  einzelne 
Rechte,  welche  Beschränkung  des  Abfindungsrechtes  auf  den 
Vater  und  das  Vatergut  ergeben,  so  dass  der  Mutter  überhaupt  kein 
Abfindungsrecht  zusteht,  andererseits  aber  auch  die  Abfindung  durch  den 
Vater  allein  nicht  vom  Muttergute  ausschliesst.  Die  Gestaltung  fkUt,  wie 
ich  denke,  insbesondere  auch  desshalb  ins  Gewicht,  weil  sie  sich  für  Rotu- 
riers, wie  Nobles  findet,  sich  demnach  nicht  erst  im  Anschlüsse  an  das 
Lehnsverhältniss  ergeben  haben  wird  und  danach  recht  wohl  auf  älteste 
Zeiten  zurückgehen  kann. 

So  nach  der  Coutume  von  LaMarcheSiQif^-:  Le  pere,  soit  gen- 
tilhomme  ou  roturier,  peut  donner  ä  sa  fille  ce  que  bon  luy  semblera  en  la 
mariant ;  et  ne  peut  la  fille  autre  chose  demander  is  biens  de  son  ditpere, 
que  ce  que  luy  a  est^ baillS par  sondit pere  en  traite  de  mariage.  Dagegen: 
La  mere  ne  le  frere  aprds  la  mort  du  pere  ne  peuvent  appaner  leur  fille  ou 
soeur  des  biens  ä  eile  ja  advenus  par  succession  de  ses  predecesseurs  ou  au- 
trement  en  la  mariant,  wenn  sie  nicht  zustimmt  und  verzichtet.  Die  Mutter 
kann  also  nicht  die  Tochter  wegen  des  etwa  noch  nicht  getheilten,  aber 
bereits  vererbten  Vaterguts  abfinden ;  aber  auch  wohl  nicht  für  das  Mutter- 
gut, da  vorher  ausdrücklich  nur  der  Vater  als  berechtigt  genannt  war.  Und 
das  Muttergut,  das  der  Tochter  bei  Vorversterben  der  Mutter  bereits  ange- 
fallen war,  kann  ihr  nach  S  293  auch  der  Vater  auf  Grund  späterer  Aus- 
steuerung bei  der  Heirath  nicht  wieder  entziehen. 

Wesentlich  übereinstimmend  sind  die  Angaben  in  der  Coutume  der 
Auvergne  12  $  23  ff.  und  dem,  was  in  Masuerii  Practica  forensis,  De 
succ.  S  10  ff.,  über  das  Recht  derAlvernia  consuetudinaria,  desTheiles  des 
Landes,  wo  nicht  das  Jus  scriptum  galt,  mitgetheilt  ist.  Nach  Masuer  hat 
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die: ßlia  maritata  per pairem  et matrem  aut per pairem  vel  avum patermim 
vivente  matre,  oder  nach  der  Coutume  die  :  ßlle  marUe  par  le  pere  ou  par 
r ayeul  paternel  ou  par  un  tiers  ou  de  eile  mesnte,  lesdits  pere  ou  ayeul  pa- 
iemel  et  mere  vivans,  keinerlei  Erbrecht  nach  allen  Ascendenten  und  Seiten- 
verwandten,  so  lange  noch  irgend  ein  Erbansprecher  des  Mannsstammes 
erübrigt.  Als  massgebend  für  die  Möglichkeit  völligen  Ausschlusses  auch 
vom  Erbrecht  nach  der  Mutter  ist  Ja  vor  allem  das  Leben  der  Mutter  be- 
tont ;  nicht  gerade  ihre  Einwilligung,  wie  es  ja  auch  andern  Rechten,  vgl. 
etwa  S  774,  nicht  fremd  ist,  dass  der  Mann  bei  ungebrochener  Ehe  Über 
das  Frauengut  eigenmächtig  verfügen  mag,  nicht  aber  mehr  nach  dem  Tode 
der  Frau.  Auch  in  LaMarche  werden  die  weniger  genauen  Bestimmungen 
bei  Beachtung  des  S  293  dahin  zu  verstehen  sein,  dass  cier  Vater  bei  Leb- 
zeiten der  Muner  die  Tochter  auch  von  der  Folge  in  das  Munergut  aus- 
schliessen  kann. 

Das  entspricht  also  dem,  was  wir  S  853  ak  Regel  des  westfränkischen 
Rechts  bezeichneten,  insoweit  genau ,  als  auch  da  das  Leben  beider  Eltern 
fUr  die  erbabfindende  Aussteuer  überhaupt  gefordert  wurde.  Während  sich 
überdies  eine  sehr  auffallende  Uebereinstimmung  mit  dem  dort  erwähnten 
Falle  von  1 26 1  ergibt.  Soll  da  die  Erbabfindung  nicht  eintreten,  wenn  die 
Aussteuer  wohl  bei  Lebzeiten  beider  Eltern  vereinbart,  aber  eines  der  El- 
tern vor  der  Vollziehung  der  Ehe  gestorben  ist,  so  heisst  es  in  der  Coutume 
der  Auvergne  12  S  37  entsprechend:  Fille  fianc^e  vivans  ses  pere  et  ayeul 
patemel  ou  Vun  d'eux,  n  est  forclose  des  successions  de  sesdits  pere,  ayeul, 
mere^  nautres  collateraux^  si  le  mariage  rCest  accotnply  leur  vie  durant.  Je 
starker  das  Recht  der  Auvergne,  auch  so  weit  sie  zum  Gebiete  des  Droit 
coutumier  gehört,  oft  von  der  Masse  der  westfränkischen  Rechte  abweicht, 
um  so  erwünschter  ist  es,  wenn  wir  daneben  wohl  wieder  eine  Ueberein- 
stimmung in  solchen  kennzeichnenden  Einzelnheiten  finden,  welche  doch 
sehr  bestimmt  darauf  deuten ,  dass  sich  auch  da  das  Recht  zunächst  auf 
westfränkischer  Grundlage  entwickelt  hat. 

Abweichung  von  sonstigem  westfränkischem  Recht,  nach  welchem 
bei  gebrochener  Ehe  eine  Abfindung  überhaupt  nicht  mehr  zulässig  war, 
zeigt  sich  nun  darii!i,  dass  in  der  Auvergne  der  Vater  oder  Vatervater,  dessen 
Befugniss  sichtlich  auch  schon  während  der  Ehe  eine  ausgedehntere  ist,  die 
Tochter  auch  nach  dem  Tode  der  Mutter  noch  abfinden  kann;  aber  frei- 
lich nur  für  sein  Gut  und  das  seiner  Seite.  Masuer  S  1 1  sagt:  Filia  quam 
pater  maritavit  matre  mortua  non  potest  succedere  patri  nee  ovo  paterno, 
nee  etiam  aliis  eollateralibus,  qui  sunt  ex  latere  paterno,  quamdtu  stant 
maseuli  vel  deseendentes  ab  ipsis;  seeus  autem  respeetu  aliorum,  qui  sunt 
ex  parte  matris  vel  ex  latere  matemo,  quibus  ipsa  potest  succedere  una  cum 
suis  fratribus ;  et  ipsa  sueeessit  matri  ab  intestato.  Damit  stimmt  die  An- 
gabe der  Coutume  S  33.  34  durchaus  überein.  Ist  aber  nach  dieser  das 
Fehlen  eines  entsprechenden  Rechts  der  Mutter  nur  mittelbar  daraus  zu 
entnehmen,  dass  überall  nur  von  einem  Recht  des  Vaters  und  Vatervaters 
die  Rede  ist,  so  fährt  Masuer  fon :  Sed  e  contra^  id  est  filia  maritata  per 
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864]  mairem  paire  moriuo,  vel  etiam  per  fratrem^  potesi  siiccedere  mairi  in 
Omnibus  cum  fratribus  suis  ex  uiroque  latere. 

Entsprechendes  Recht  des  Vaters  scheint  sich  nun  auch  in  der  Bre- 
tagne zu  ergeben.  Wahrend  aber  inLaMarche  dieGekung  fllr  Roturiers, 
wie  ftor  Nobles  ausdrücklich  betont  wird,  dieselbe  auch  in  der  Auvei^e 
beim  Fehlen  jeder  beschrankenden  Bestimmung  nicht  zu  bezweifeln  ist, 
erscheint  das  Recht  in  der  Bretagne  nur  als  Adelsrecht.  Das  würde  also 
durchaus  der  schon  S  383.  504  betonten  Annahme  entsprechen,  dass  in 
den  Gebieten  französisch-normannischen  Rechts  zunächst  nur  das  Adels- 
recht überwiegend  westfränkisch  war.  Und  das  würde  dann  wieder  die 
Annahme  unterstützen,  dass  auch  die  entsprechenden,  alle  Stände  treffen- 
den Bestimmungen  in  der  Auvergne  und  La  Marche  westfränkischen  Ur- 
sprungs waren. 

In  der  ältesten  Coutume  der  Bretagne  S  210  heisst  es  zunächst:  Pere 
qui  est  geniilhomme  ei  de  noble  sang  peut  marier  sesfilles  etles  apparager, 
so  dass  die  Tochter  mit  dem  zufrieden  sein  muss,  was  der  Vater  ihr  gibt. 
Beschränkung  auf  den  Vater  und  den  Adel  ist  da  nicht  zu  bezweifeln.  Es 
folgen  dann  aber  noch  zwei  Bestimmungen,  welche  in  den  Coutumes  Ton 
1  539  S  407  und  1580  S  422  ff.  theilweise  geändert  wiederholt  sind.  Zu- 
nächst: Le  pere  peui  faire  V  assietie  du  mariage  de  sesfilles  en  ses  con- 
quesis ;  et  ou  cas  que  le  pere  mouroit  ains  que  la  mere,  f  hoir  principai  au 
pere  est  tenu  ä  recompenser  lafemme  au  pere  de  ce,  qui  luy  en  pourroit  ap- 
partenir;  denn  bei  über  jähriger  Ehe  gehöre  die  Hölfte  des  Gewinngutes 
der  Frau.  Das  ergibt,  dass  der  Mann  auch  für  die  Aussteuer  gemeinsamer 
Töchter  nicht  über  den  Antheil  der  Mutter  am  Gewinngute  verfügen  darf, 
was  doch  darauf  schliessen  lässt,  dass  hier  das  Muttergut  überhaupt  nicht 
von  der  Abfindung  getroffen  werden  soll.  In  den  spätem  Coutumes  ist  dias 
dahin  abgeschwächt,  dass  der  Vater  über  das  ganze  Gewinngut  für  die 
Aussteuer  verfügen  kann:  sans  le  consentemeni  de  safemme  et  sans  quelle 
en  puisse  demander  recompense,  si  lesfilles  soni  du  mariage  d'eux  deux. 

Die  andere  bezü^iche  Bestimmung  ist  auch  in  die  spätem  Coutumes 
in  nur  etwas  erweiterter  Fassung  übergegangen :  Si  le  pere  et  la  mere  ma- 
rient  leurfille  d'un  commun  assentement  et  f  assiette  fiist  faite  en  la  terre 
de  la  mere^  la  mere  devroit  estre  recompensSe  sur  la  terre  du  pere  du  sur- 
plus  de  cey  que  ne  pourroit  escheoir  ä  la  fille  par  partage  (en  la  succcssion 
de  la  mere^  si  eile  estoit  eschue).  Das  ergibt  doch  wohl  die  Auffassung,  dass 
das  Muttergut  zu  gleichen  Theilen  ihren  Kindern  zukommen  soll.  ErhiHt 
die  Tochter  schon  jetzt  aus  Mutiergut  den  Theil,  der  ihr  aus  dem  Nach- 
lasse der  Mutter  zugekommen  sein  würde,  so  liegt  nach  dieser  Seite  über- 
haupt keine  Abfindung,  sondern  nur  Vorherausgabe,  vgl.  5  837,  vor.  Kann 
aber  auch  mit  Zustimmung  der  Mutter  nicht  darüber  hinausgegangen  wer* 
den,  ist  das  mehrverwandte  Muttergut  dann  aus  dem  Vatergute  wieder  zu 
ergänzen,  so  ist  das  doch  nur  daraus  zu  erklären,  dass  weder  der  Vater, 
noch  aber  auch  Alt  Mutter  selbst  ändernd  in  die  Kopftheilung  des  Mutter- 
gutes eingreifen  durften.   Damit  unterscheidet  sich  cÜe  Gestaltung  von  der 
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iß  ^er  Auv^rgne  vind  La  Marche,  wonach  der  Vater  bei  ungebrochener  Ehe 
auch  vom  Munergute  aus8chliessen  konnte,  aber  auch  von  der  S  853  als 
nonnal  angenommenen  des  westfränkischen  Rechts,  wonach  das  beiden 
Eltern  gemeißsain  zustand. 

Ist  in  der  Normandiedas  Erbrecht  der  Töchter  überhaupt  ungün- 
stiger und  abweichend  gestahet,  vgl.S  505,  so  Hesse  sich  da  auf  nähern  An- 
schluss  an  die  besprochene  Gestaltung  im  allgemeinen  nur  etwa  daraus 
schliessen,  dass  durchweg  nur  von  Aussteuer  durch  den  Vater,  aber  auch 
den  Bruder  die  Rede  ist,  der  Mutter  dagegen  ein  entsprechendes  Recht 
nicht  zugestanden  zu  haben  scheint.  Aber  wenigstens  in  der  Coutume  der 
Grafschaft  Eu  S  1 19  ergibt  sich  wieder  näherer  Anschluss.  Die  bei  Leb- 
zeiten des  Vaters  ausgesteuerte  Tochter  kann  aus  dem  Nachlasse  des  Vaters 
über  die  versprochene  Aussteuer  hinaus  nichts  verlangen :  mais  pour  cela  ne 
taissßront  lesditesfiUes  de  pouvoir  demander  pari  ä  la  succession  des  biens 
de  leur  mere,  si  et  n'dtoii  quelles  neussent  esiS  maries;^  de  Vassistance  de 
hur  mere,  qui  leur  aiifait  quelque  donation^  auquel  cas  elles  seront  exclu- 
ses  tani  de  la  succession  de  leur  mere ,  que  de  leur  pere.  Das  stimmt  mit 
der  Gestaltung  in  der  Bretagne  durchaus  darin  Uberein,  dass  die  Aussteuer 
durch  den  Vater  lediglich  vom  Vatergute  ausschliesst.  Scheint  mir  aber  in 
der  Bretagne  Abfindung  für  das  Munergut  überhaupt  nicht  zulässig  zu  sein, 
so  ist  dieselbe  hier  gestattet,  wenn  auch  die  Muner  aus  ihrem  Gute  eine 
Aussteuer  gibt.  Das  entspricht  dann  der  S  853  erwähnten  Gestaltung  in 
derTouraine,  inLoudonais  und  Poitou,  wonach  jeder  Vorfahre  Abfindungs- 
recht hat^  aber  nur  fUr  sein  eigenes  Gut,  während  in  Anjou  und  Maine  die 
Abfindung  durch  den  Vater  genügt,  um  von  allem  Erbrecht  auszuschKessen. 

Wir  finden  demnach  hier  im  Westen  und  Süden  ein  weites  ausge- 
dehntes Gebiet,  welches  sich  von  der  S  853  als  Regel  angenommenen  Ge- 
staltung, wonach  das  Abfindungsrecht  nur  beiden  noch  lebenden  Eltern  ge- 
meinsam zusteht,  dadurch  unterscheidet,  dass  die  Abfindung  durch  Aus- 
steuer zunächst  als  Recht  des  Vaters  erscheint,  welches  ihm  immer  zusteht, 
mag  die  Mutter  leben  oder  nicht,  und  welches  überall  jedenfalls  Beseitigung 
jedes  weitern  Anspruches  an  das  Vatergut  zur  Folge  hat.  Und  darauf  dürfte 
sich,  wie  das  noch  später  mehrfach  der  Fall,  ursprünglich  überall  die  Wir- 
kung beschränkt  haben.  Denn  wenn  später  die  Wirkung  wohl  eine  weiter- 
gehende ist,  die  Abfindung  durch  den  Vater  überhaupt  oder  wenigstens  die 
noch  bei  Lebzeiten  der  Mutter  erfolgte  von  allem  Erbrecht  auch  nach  der 
Mutter  und  der  Muttersippe  ausschliesst,  so  ist  eine  Steigerung  bezüglicher 
Rechte  des  Vaters  gewiss  wahrscheinlicher,  als  nachträgliche  Abschwächung. 
Dagegen  steht  der  Mutter  nach  manchen  jener  Rechte  ein  Abfindungsrecht 
auch  nur  für  ihr  eigenes  Gut  überhaupt  nicht  zu.  Ist  sie  nach  andern  für 
das  eigene  Gut  zulässig,  so  dürfte  doch  auch  das  erst  spätere  Weiterent- 
wicklung sein,  die  sichtlich  darauf  gerichtet  war,  die  Ansprüche  der  Töchter 
auf  das  Familiengut  mehr  und  mehr  zu  beschränken,  weiter  aber  auch  auf 
Ausgleichung  der  Stellung  der  Mutter  und  des  Vaters, 
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854]  Fassen  wir  alle  besprochenen  Gestaltungen  als  in  Zusammenhang 
stehend,  so  wird  zu  beachten  sein,  dass  die  Bestimmungen  nur  inAuvergne 
und  La  Marche  auch  die  Roturiers  treffen,  damit  sich  also  für  das  gerade 
da  so  bestimmt  betonte  Fehlen  einer  Befugniss  auch  der  Mutter  zur  Abfin- 
dung und  damit  fUr  die  Kopftheilung  in  das  Muttergut  sich  die  Wahr- 
scheinlichkeit des  ZurUckgehens  auf  ältestes  Recht  ergibt.  In  allen  westlich 
anstossenden  Gebieten  handelt  es  sich  nur  um  das  Recht  des  LehnsadeLs. 
Und  der  Unterschied  wird  da  wohl  so  bestimmt  beachtet,  dass  nach  der 
Coutume  von  Anjou  und  Maine  von  1463  S  196  auch  der  Vater  das  Recht 
zur  Abfindung  der  Tochter  nur  dann  hat ,  wenn  er  sie  noblemeni  verhei- 
rathet,  während  ihr  das  volle  Erbrecht  gewahrt  bleibt ,  wenn  er  sie  einem 
komme  non  noble  zur  Frau  gab. 

Zeigt  sich  so  mehrfach  das  Recht  der  Abfindung,  welches,  worauf  wir 
in  anderer  Verbindung  zurückkommen,  ursprünglich  und  nicht  selten  später 
noch  auch  den  Sohn  traf,  auf  den  Vater  beschränkt  und  musste  sich  daraus 
in  den  Einzelfällen  eine  Zurücksetzung  der  Töchter  ergeben,  so  ist  das 
zweifellos  auch  für  die  Rechte  zu  beachten,  welche  nach  S  852  die  Tochter 
überhaupt  zurücksetzten,  aber  nur  dem  Vater  gegenüber,  während  sie  volles 
Recht  bei  Theilung  des  Muttergutes  hatten;  die  Abfindung  der  Töchter 
durch  den  Vater  wird  da  so  regelmässig  erfolgt  sein ,  dass  sich  damit  das 
Erbrecht  der  Töchter  nur  nach  dem  Vater  überhaupt  verlor. 

Sehen  wir  von  den  vereinzelten  Fällen  ab,  welche  sich  aus  nachträg- 
licher Ausgleichung  des  Rechtes  der  Mutter  mit  dem  des  Vaters  leicht  er- 
klären lassen,  so  steht  der  Mutter  ein  selbständiges  Abfindungsrecht  nicht 
zu.  Bei  der  S  853  als  Regel  bezeichneten  Gestaltung  trifft  das  allerdings 
ebenso  den  Vater,  insofern  eine  Abfindung  überhaupt  nur  bei  ungebro- 
chener Ehe  durch  beide  Eltern  gemeinsam  erfolgen  soll.  In  einzelnen 
Rechten  aber,  bei  welchen  doch  für  diese  Verhältnisse  westfränkische  Grund- 
lage anzunehmen  sein  wird,  hat  nur  der  Vater  ein  Abfindungsrecht  wenig- 
stens für  sein  eigenes  Gut,  während  der  Mutter  ein  solches  auch  für  ihr 
eigenes  Gut  nicht  zusteht.  Und  diese  Fälle  gewinnen  doch  dadurch  Be- 
deutung, dass  wir  die  sich  damit  ergebende  Gleichstellung  der  Töchter  nur 
bei  Beerbung  der  Mutter  auch  in  anderen,  wohl  näherverwandten,  aber 
doch  im  allgemeinen  stärker  abweichenden  Rechten  fanden.  Es  legt  das 
wenigstens  die  Vermuthung  nahe,  es  dürfe  gerade  jenes  einseitige  Abfin- 
dungsrecht des  Vaters  auf  älteste  Zustände  zurückgehen. 

855.  Der  sich  damit  ergebenden  geringeren  Verfügungsfreiheit  der 
Mutter  würde  nun  ein  anderer  Umstand  sich  eng  anschliessen.  Hatte  die 
Mutter  nicht  das  Recht,  ändernd  in  die  Erbtheilung  ihrer  Kinder  einzu- 
greifen, so  ergibt  sich  daraus  an  und  für  sich  keine  Vertangenschaft  ihres 
Gutes.  War  das,  was  sie  hinterliess,  jedenfalls  unter  alle  ihre  Kinder  kopf- 
gleich zu  theilen,  so  schloss  das  noch  nicht  aus,  dass  die  Mutter  wenigstens 
als  Wiitwe  über  ihr  Gut  ganz  frei  verfügen  konnte,  dieselbe  nicht  gehalten 
war,  dasselbe  ungemindert  ihren  Kindern  zu  hinterlassen.  Wir  stossennun 
aber  auch  später   im   westfränkischen  Rechtsgebiete  auf  Bestimmungen, 
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weiche  auf  Verfangenschaft  des  Gutes  der  Mutter  zu  Gunsten 
ihrer  Kinder  hinweisen.. 

Wir  haben  S  827  ff.  zunächst  mit  Rücksicht  auf  den  Vater  die  Be- 
stimmungen des  westfränkischen  Rechts  erörtert,  wonach  Jeder,  auch  wenn 
er  Kinder  hat,  ohne  alle  Rücksicht  auf  ein  Warterecht  der  Kinder  unter 
Lebenden  über  sein  ganzes  Vermögen ,  aber  auch  auf  den  Todesfall  über 
dit  gesammte  Fahrniss  und  Errungenschaft  und  einen  Theil  des  Erb- 
gutes ganz  frei  verfügen  kann.  Allerdings  beschränkt  sich  das  im  allge- 
meinen nicht  auf  den  Vater.  Durchweg  ist  davon  die  Rede,  dass  Chacun 
solche  Verfügungsfreiheit  hat;  vgl.  $  828.  Und  das  entspricht  ja  durchaus 
ältesten  Zeugnissen,  wonach  Weiber  im  allgemeinen  ganz  ebenso  frei  über 
ihr  Vermögen  verfügen,  wie  Manner;  vgl.  die  Belege  beiOpet  in  denMitth. 
des  Inst.  E.  B.  3,  20  ff.  Und  manche  deuten  bestimmter  darauf  hin,  dass 
dem  auch  beim  Vorhandensein  von  Kindern  keine  rechtliche  Schranke  im 
Wege  stand.  In  den  spätem  Zeugnissen  ist  das  wohl  ausdrücklich  ausge- 
sprochen. So  ist  in  den  S  829  angeführten  Angaben  der  Coutumes  von 
Berry  und  Blois  ausdrücklich  gesagt,  dass  auch  neben  Kindern  die  Ver- 
fUgungsfretheit  Frauen  ebenso,  wie  Männern  zusteht.  In  den  ältesten  Usages 
von  Amiens  c.3,  ed.  Mamier  146,  ist  betont,  dass  nicht  blos  beide  Eheleute 
gemeinsam  über  die  Errungenschaft  verfügen  können,  sondern  auch  jeder 
derselben  über  die  ihm  zukommende  Hälfte.  Beaumanoir  12  S  22  sagt,  dass 
es  vorkomme,  dass  Frauen  Fahrniss  und  Errungenschaft  und  das  freie 
Fünftel  vom  Erblande  ganz  dem  zweiten  Manne  und  dessen  Vorkindern 
hinterlassen  und  somit  ihre  eigenen  Kinder  enterben ;  es  sei  auch  nicht  zu 
bestreiten:  gue  nosire  coustume  le  suefre  ä  la  couri  de  Biaois;  er  halte  das 
freilich  für  ungerecht;  man  solle  durch  Appellation  an  den  Papst  oder  den 
König  das  Recht  der  Kinder  zu  wahren  suchen.  Während  der  Ehe  konnte 
allerdings  die  in  Gewalt  des  Mannes  stehende  Frau  nicht  frei  verfügen.  War 
sie  aber  Wittwe,  so  entfiel  diese  Schranke.  Und  überdies  hatte  sich  ganz 
überwiegend,  vgl.  Loysel  S  123,  der  Satz  festgestellt,  dass  die  Frau  durch 
Testament  auch  bei  Lebzeiten  des  Mannes  ohne  diesen  über  ihren  Freitheil 
verfügen  könne. 

Aber  es  fehlt  doch  auch  nicht  an  Zeugnissen,  welche  in  dieser  Rich- 
tung eine  verschiedene  Stellung  des  Mannes  und  der  Frau  ergeben.  Im 
Livre  de  Jostice  8,  3  S  2  heisst  es :  Et  fame  ne  puei  vendre  son  hSritage 
enpris  la  mori  son  seignor  y  sele  a  anfani{  del  seignor,  san^  besoing  n^- 
cessire ;  ei  s'ele  na  enfan:^,  ele  puet  vendre.  Home  puei  vendre  son  hSri'- 
iage  por  son  besoing  emprds  la  mori  sa  ferne y  s'  il  a  anfan^,  sauf  doere. 
Allerdings  billigt  der  Verfasser ,  vgl.  S  830,  auch  nicht  jede  Veräusserung 
des  Mannes.  Aber  nur  bei  der  Frau  begründet  sichtlich  das  Vorhandensein 
oder  Nichtvorhandensein  von  Kindern  einen  Unterschied.  In  jenem  Falle 
ist  den  Kindern  das  Erbgut  der  Mutter  verfangen,  da  der  vorgesehene  Fall 
dringender  Noth  ja  auch  sonst  den  Züchter  zur  Veräusserung  berechtigt. 
Auch  hat  der  Verfasser  sichtlich  nicht  blos  die  von  ihm  mehrfach  erwähnte 
Gestaltung,  vgl.  $841^  im  Auge,  wonach  das  Manage  den  Kindern  der 
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865]  ersten  Ehe  verbleiben  soll.  Es  handelt  sich  einfach  um  sfimmtliche 
Heritages  der  Mutter,  welche  nach  jener  Gestaltung,  vom  Mariage  abge- 
sehen, unter  die  Kinder  aller  Ehen  zu  theilen  sind.  Das  Muttergut  ist  ver- 
fangen, aber  nicht  den  Kindern  einer  bestimmten  Ehe ,  sondern  der  Ge- 
sammtheit  ihrer  gegenwärtigen  und  zukünftigen  Kinder. 

Weiter  ist  dann  sehr  beachtenswerth  in  den  ältesten  Coutumes  von 
Anjou  und  Maine,  ed.  Beautemps  i,  44.  102.  266,  der  auch  in  die  Eiablis- 
sements  de  St.  Louis  i  eh.  68  übergegangene  Satz :  Dame  n'esi  que  bau  de  san 
k&itage  puis  que  eile  a  heir  masle  ;  eile  ne  puei  donner^  cessier,  changier j 
ne  accensier, pour  quoy  ce  sott  en  amenuysement  de  Vayr  masle,  st  ce  ne- 
sioit  ä  son  anniversaire ;  cor  eile  ne  puei  donner  ne  le  HerSy  ne  le  quarty 
ne  le  quint,  Selon  V  usage  de  court  laie,  Ist  im  ältesten  Text  und  der  auf  den- 
selben zurückgehenden  Angabe  im  Livredes  droiz  S  1 16  von  irgendweicher 
Ausnahme  nicht  die  Rede ,  wird  dann  aber  in  der  angefuhnen  erweitenen 
Fassung  betont,  dass  die  Frau  auch  nicht  über  das  Drittel,  Viertel  oder 
Fünftel  ihrer  Hdritage  letztwillig  verfügen  darf,  wie  das  dem  Manne  zu- 
steht, so  ischeint  schon  das  darauf  zu  deuten,  dass  der  Satz  im  dreizehnten 
Jahrhunderte  noch  in  allgemeinerer  Geltung  war,  da  in  Anjou  selbst  das 
Drittel  als  Freitheil  des  Mannes  feststand,  die  Erwähnung  der  andern  Theil- 
betrage  also  ergibt,  dass  der  Satz  auch  andere  französische  Rechte  im  Auge 
hatte.  Zunächst  für  Poitou  wird  sich  auch  die  sichtlich  damit  zusammea- 
hängende  Angabe  im  Livre  des  droiz  S422  geltend  machen  lassen,  wonach 
der  Gentilhomme,  wenn  er  seinen  Sohn  verheirathet  oder  derselbe  Ritter 
wird,  ihm  ein  Drittel  seines  Landes  abtritt :  mais  st  la  mere  avoit  esU  hoir 
de  terre,  lefih{  auroit  tonte  la  terre  de  la  mire.  Ist  jener  Satz  auch  in  An- 
jou und  Maine  in  die  spätem  Coutumes  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  nicbt 
mehr  aufgenommen,  so  macht  das  die  Annahme  um  so  wahrscheinlicher, 
dass  er  trotz  des  Schweigens  der  sonstigen  Coutumes  einst  weiter  verbreitet 
gewesen  sein  mag. 

Der  Hinweis  auf  die  weltlichen  Gerichte  deutet  dann  aber  auch  be- 
stimmt genug  auf  den  Einfluss  hin,  der  ihn  zu  beseitigen  suchte;  verstiessen 
alle  Beschränkungen  der  Vergabungsfreiheit  gegen  das  Interesse  der  Kirche, 
so  mussten  ihr  dieselben  bei  Frauen  doppelt  lästig  sein.  Das  Streben  der 
Kirche^  alle  Testamentsangelegenheiten  der  kirchlichen  Gerichtsbarkeit  vor- 
zubehalten, hängt  aufs  engste  damit  zusammen.  Noch  im  siebzehnten  Jahr- 
hundert, vgl.  Viollet  Etabl.  i,  150,  nahm  Jemand  anscheinend  auf  jenen 
Satz  gestützt  Gut  wieder  an  sich ,  welches  seine  Mutter  dem  Kapitel  von 
Angers  geschenkt  hatte,  wurde  dann  aber  durch  die  Excommunication  zur 
Zurückstellung  und  Strafzahlung  gezwungen.  Und  hat  der  Satz  sichtlich 
zunächst  lehnrechtliche  Verhältnisse  im  Auge,  so  würde  er  sich  doch  auch 
da  kaum  so  festgestellt  haben ,  wenn  man  nicbt  von  altersher  an  die  Auf- 
fassung gewohnt  war,  dass  die  Mutter  in  der  Verfügung  über  ihr  Gut  be- 
schränkter war,  als  der  Vater. 

856.  Für  diese  Verhältnisse  wird  dann  insbesondere  auch  zu  beachten 
sein,  dass  wir  zweifellos  Verfangenschaft  der  Aussteuer  anzu- 
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nehmen  haben.  Von  der  Regel  gleicher  Theilung  nach  der  Mutter  fanden 
ynr  S  841  flf.  zahlreiche  Ausnahmen,  welche  durchweg  darin  übereinstim- 
men, dass  die  bei  der  ersten  Verheirathung  gegebene  Aussteuer  auch  nur 
den  Kindern  dieser  Ehe  zukommen  solle.  Damit  sollte  aber  zweifellos  nicht 
gesagt  sein,  dass  diese  nur  das  erhalten,  was  beim  Tode  der  Mutter  vom 
Maritagium  noch  erübrigt.  Das  Maritagium  einerseits,  das  Döuaire  anderer- 
seits erscheinen  in  jenen  Fällen  so  auffallend  übereinstimmend  behandelt, 
dass  nicht  wohl  zu  bezweifeln  ist,  dass  da  die  Auffassung  eingriff,  die  Aus- 
steuer solle  ebenso ,  wie  das  Douaire,  dazu  dienen,  nach  dem  Tode  des 
Mannes  die  Zukunft  der  Frau ,  aber  auch  der  Kinder  der  Ehe  zu  sichern, 
wie  das  doch  nur  zu  erreichen  war,  wenn  die  Aussteuer  derselben  Verfan- 
genschaft unterlag,  wie  das  Douaire. 

Was  da  die  Erwägung  unmittelbar  nahe  legt,  ist  doch  auch  wohl  un- 
mittelbar ausgesprochen.  So  heisst  es  1510  in  der  Coutume  der  Auvergne 
1 4  S  3  :  L^s  mary  etfemmey  conjoiniement  ou  separement^  constant  le  ma" 
riage  oufiangailleSy  ne  peuvent  vendre,  aliener ypermuter^  n  aufremeni  dis^ 
poser  des  biens  dotatix  de  ladite  femme  au  prejudice  d'icelle;  et  sont  telles 
dispositians  ei  alienations  nulles  et  de  nul  effet  et  valeur  et  ne  sont  validdes 
par  serment.  Selbst  wenn  der  Frau  dafür  ein  genügender  Ersatz  aus  dem 
Gute  des  Mannes  zugewiesen  ist,  haben  sie  ou  ses  descendans  binnen  Jahr 
und  Tag  noch  das  Recht,  sich  entweder  an  den  Ersatz  zu  halten  oder  das 
veräusserte  Dotalgut  zurückzuverlangen.  Als  Dotalgut  gilt  aber  nach  S  8 
beim  Mangel  besonderer  Abmachungen  Alles,  was  sie  zur  Zeit  der  Fian- 
(;ailles  hat,  also,  wenn  sie  noch  kein  sonstiges  Vermögen  besitzt ,  zunächst 
die  Aussteuer,  die  damit  verfangen  erscheint,  während  sie  über  später  an- 
fallendes Gut  nach  S  9  frei  verfügen  kann. 

Nun  mag  es  ja  sein,  dass  in  der  Auvergne,  von  der  einTheil  zum  Ge- 
biete des  geschriebenen  Rechts  gehörte ,  diese  Verhältnisse  sich  unter  Ein- 
fluss  des  römischen  Rechts  gestaltet  hatten.  Aber  aufdas  ganz  entsprechende 
Verhältniss  sahen  wir  uns  S  854  doch  auch  in  der  Bretagne  hingewiesen, 
wo  Vater  und  Mutter  auch  gemeinsam  nicht  über  das  Muttergut,  also  zu- 
nächst die  Aussteuer  verfügen  können,  sondern  auch  das,  was  zur  Aus- 
steuer der  Tochter  über  deren  Kopftheil  hinaus  aus  dem  Muttergute  ver- 
wandt ist,  aus  dem  Vatergute  zu  ersetzen  ist.  Und,  wie  gesagt,  in  allen 
Rechten,  in  welchen  das  Maritagium  den  Kindern  der  ersten  Ehe  zufallen 
soll,  ist  das  zweifellos  dahin  zu  verstehen ,  dass  diesen  dasselbe  auch  ver- 
fangen sein  sollte. 

Das  würde  nun  allerdings  insofern  keinen  Rückschluss  auf  frühere 
Zeiten  gestatten,  als  nach  dem  S  837  ff.  Bemerkten  der  Brauch  der  Abfin- 
dung der  Töchter  durch  eine  bei  der  ersten  Verheirathung  zu  gebende 
Aussteuer  sich  erst  später  als  Adelsrecht  festgestellt  zu  haben  scheint.  Sollte 
diese  dann  aber  den  Kindern  dieser  ersten  Ehe  verfangen  sein,  so  ist  doch 
zuzugeben,  dass  die  Aufnahme  solcher  Bestimmung  in  die  Heirathsverträge 
näher  lag,  wenn  ohnehin  Sitte  oder  Recht  verlangten,  dass  die  Muner  ihren 
Kindern  überhaupt  ihr  Vermögen  ungeschmälert  hinterlassen  sollte. 
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856}  Weiter  aber  würde  der  nach  S  840  allerdings  auch  anderweitig  er* 
klärliche  Umstand,  dass  den  ersten  Kindern  die  ganze  Aussteuer  der  Mutter, 
•dagegen  als  Douaire  nur  das  halbe  Erbgut  des  Vaters  zukommen  sollte, 
dann  um  so  weniger  auffallen  können.  Die  abfindende  Aussteuer  stellte 
eben  das  ganze  Erbgut  dar,  auf  welches  die  Mutter  voraussichtlich  rechnen 
konnte.  War  man  an  die  Auffassung  gewöhnt,  dass  das  Erbgut  der  Mutter 
nicht  blos  zu  einem  Theilbetrage,  sondern  ganz  ihren  sämmdichen  Kindern 
vergangen  war,  so  beschränkte  sich  in  den  bezüglichen  Rechten  die  auf  die 
Üblich  werdende  Gestaltung  der  Heirathsverträge  zurückzuführende  Aen- 
derung  darauf,  dass  diese  Verfangenschaft  nun  nur  den  Kindern  der  ersten 
Ehe  zu  Gute  kommen  sollte.  Und  das  konnte  nicht  unbillig  erscheinen, 
weil  da,  wo  die  abfindende  Aussteuer  üblich  geworden  war,  das  Muttergut, 
wie  schon  S  840  betont,  durchweg  weit  hinter  dem  Betrage  des  den  Kin- 
dern der  ersten  Ehe  als  Douaire  verfangenen  Vatergutes  zurückstehen 
musste. 

857.  Ich  denke  nun  weiter,  dass  in  dieser  Beziehung  auch  die  Be- 
schränkung des  Verfügungsrechts  der  Wittwe  auf  einen 
Kindstheil  bei  Wiederverheirathung  zu  beachten  bt,  wie  sie  im 
£dit  de  secondes  noces  von  1560  und  danach  in  den  Coutumes  von  Paris 
S  279  und  von  Orleans  S  203  ausgesprochen  ist;  vgl.  Pothier  Donations  3, 
7  S  I  ff.,  Beaune  Dr.  cout.  3,  545  ff.,  VioUet  Hist.  843  ff.  Danach  darf 
die  Wittwe,  welche  Kinder  oder  Kindskinder  hat,  zu  Gunsten  eines  spätem 
Ehemannes  oder  nächster  Angehöriger  desselben  nur  bis  zum  Betrage  eines 
Kopftheils  verfügen,  wie  er  jedem  ihrer  Kinder  früherer  Ehe  zukommen 
würde  oder  dem  schlechtgestelltesten  derselben. 

Das  ist  nun  aUerdings  dem  römischen  Recht,  Cod.  Just.  5,  9  1.  6,  ent- 
nommen. Aber  mit  einer  sehr  beachtenswerthen  Abweichung.  Was  nach 
der  Vorlage  den  Wittwer  ebenso,  wie  die  Wittwe  treffen  soll,  das  erscheint 
im  Edict  und  den  Coutumes  von  Paris  und  Orleans,  aber  auch  in  andern, 
wie  in  der  der  Normandie  von  1 583  S  405,  auf  die  Wittwe  beschränkt,  wie 
das  um  so  mehr  auffallen  muss,  als  dann  die  weiter  folgende  Bestimmung, 
dass  die  Winwe  von  Geschenken  des  verstorbenen  Mannes  nichts  an  den 
zweiten  Mann  geben,  sondern  dieselben  den  gemeinsamen  Kindern  unge- 
schmälert erhalten  soll,  ausdrücklich  auf  den  Wittwer  ausgedehnt  wird. 
Allerdings  erscheinen  schon  in  der  Coutume  von  Sedan  von  1568  S  loi 
durch  eine  entsprechende  Aenderung  der  Fassung  beide  Bestimmungen 
auch  auf  den  Wittwer  ausgedehnt;  vielleicht  unter  dem  Einflüsse  der  be- 
nachbarten, Mann  und  Frau  durchweg  gleichstellenden  Verfangenschafts- 
rechte.  Im  allgemeinen  aber  hat  im  spätem  französischen  Recht  die  An- 
sicht, dass  die  erste  Bestimmung  auch  den  Mann  treffen  solle,  nur  sehr 
langsam  festen  Fuss  gefasst. 

Hielt  man  eine  solche  Bestimmung  für  zweckmässig,  beschränkte  man 
sie  trotzdem  in  Abweichung  von  der  Vorlage  auf  die  Frau,  stiess  sie  weiter 
in  dieser  Beschränkung  auf  keinen  Widerstand,  während  es  nur  sehr  lang- 
sam gelang,  sie  auch  auf  den  Mann  auszudehnen,  so  findet  das  doch  am 
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leichtesten  seine  Erklärung,  wenn  das  Edict  eine  weiter  verbreitete  Ansicht 
vorfand,  wonach  wohl  die  Frau,  nicht  aber  der  Mann  in  der  VerfUgung 
über  sein  Gut,  so  weit  da  nicht  das  Douaire  eingriff,  beschränkt  war.  Aller- 
dings wiesen  wir  bereits  S  855  daraufhin,  dass  Beaumanoir  gerade  das  jetzt 
verbotene  Vorgehen  der  Wittwe  wenigstens  bezüglich  ihres  Freitheils  als 
dem  strengen  Recht  entsprechend  hinstellt.  Aber  er  betont  da  ausdrücklich 
nur  die  Coutume  von  Beauvais,  so  dass  es  scheinen  muss,  dass  das  nicht 
überall  als  Recht  anerkannt  war. 

Nehmen  wir  nach  den  erstangeführten  Belegen  an,  dass  ursprünglich 
die  Mutter,  sobald  sie  Kinder  hatte,  überhaupt  nicht  mehr  über  ihr  Gut 
verfügen  sollte,  war  es  dann  zunächst  die  Kirche,  welche  das  zu  beseitigen 
suchte,  was  ihr  vielleicht  nicht  überall  gelang  oder,  wie  nach  den  altern 
Coutumes  von  Anjou,  nur  bezüglich  der  Vermächtnisse  für  das  Seelenheil, 
so  wird  damit  das  Recht  ein  sehr  schwankendes  geworden  sein.  Das  Edict 
hat  dann  die  Verfügungsfreiheit  der  Frau  nicht  überhaupt,  sondern  nur  für 
den  Fall  beseitigt,  wo  sie  am  bedenklichsten  schien.  Und  beliess  er  ihr  auch 
dann  die  Verfügung  über  einen  Kopftheil,  so  entspricht  das  allerdings  der 
römischrechtlichen  Vorlage. 

Doch  ist  mir  nicht  gerade  unwahrscheinlich,  dass  sich  auch  da  wohl 
schon  auf  germanischer  Grundlage  ein  entsprechender  Brauch  festgesteDt 
hatte.  Denn  wie  wir  nach  entsprechendem  Gesichtspunkte  den  Kopftheil 
der  Eltern  neben  Geschwistern  auch  da  finden  werden,  wo  römischrechtr 
lieber  Einfluss  ganz  unwahrscheinlich  ist,  vgl.  S  651,  so  trifft  das  auch  wohl 
da  zu,  wo  der  Freitheil  des  überlebenden  Ehegatten  auf  einen  Kindstheil 
bestimmt  ist.  So  soll  nach  dem  Recht  von  Lier  1 6  S  2  und  dem  der  Haupt- 
bank von  Deume  bei  Antwerpen  S  7i8,  Christyn  623.  1317,  Vater  oder 
Mutter  dem  zweiten  Ehegatten  durch  Heirathsvertrag  oder  Testament:  in 
sijn  oft  heur  goei  niet  meer  maken,  dan  een  kints  ghedeelde.  Entsprechend 
zu  Bergen  op  Zoom  14  S  16.  Nach  Recht  des  Landes  Wursten,  Pufendorf 
Obs.  3,  113,  haben  die  ersten  Kinder  keine  Ansprüche  mehr ,  wenn  der 
Ueberlebende  nur  einen  Kindstheil  in  die  zweite  Ehe  nimmt:  Wente  ein 
older  eigedt  woll  eynes  kyndes  deeL  Das  trifft  da  allerdings  den  Vater,  wie 
die  Mutter;  wie  denn  auch  die  entsprechende  Bestimmung  in  dem  nieder- 
ländischen  £)dit  perpetuel  von  161 1 ,  vgl.  Britz  Droit  Belg.  675,  zwischen 
beiden  Eltern  nicht  scheidet.  Aber  es  findet  sich  Entsprechendes  auch  wohl 
nur  für  die  Muner  bestimmt.  Während  dem  Vater  nach  den  Rechten  der 
Gruppe  von  Metz,  vgl.  $  848,  auch  neben  Kindern  die  gesammte  Fährniss 
und  Errungenschaft  verbleibt,  ist  diese  nach  Coutume  der  Stadt  Metz  1 1 
$  19  von  den  Kindern:  avec  leur  mere  ou  belle  mere  par  teste  et  dgale  por- 
tion  zu  theilen;  oder  die  Mutter  erhält  nach  der  von  Marsal  S  34  von  der 
Fährniss  neben  Kindern  nicht  mehr :  qu'autant  que  fun  d*  iceux.  Während 
nach  L.  Visigoth.  4,  2  1.  13.  14  dem  Wiitwer  Zucht  am  ganzen  oder  doch 
am  halben  Muttergute  seiner  Kinder  verbleibt,  hat  die  Winwe  nur  Zucht 
an  einem  Kindstheile.  Abweichend,  aber  doch  anklingend,  nimmt  nach 
dänischem  Rechte,  vgl.  K.  Rosenvinge  86,  der  überlebende  Vater  neben 
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857]  Kindern  einen  vollen  Kindstheil  vom  Muttergute,  wahrend  die  über- 
lebende Mutter  vom  Vatergute  nichts  erhalt 

Es  ergibt  nun  aber  auch  die  Bestimmung  des  Edict  kein  Vorrecht 
der  Kinder  erster  Ehe,  wie  wir  es  bei  früher  besprochenen  Gestal- 
tungen fanden.  Hindert  deren  Vorhandensein  ausgedehntere  Vergabung 
an  den  zweiten  Mann,  so  schliesst  das  Kopftheilung  unter  aUe  Kinder  der 
Mutter^  auch  die  zweiter  Ehe,  nicht  aus;  nicht  ein  Vorrecht,  sondern  nur 
das  gleiche  Recht  der  Vorkinder  mit  etwaigen  Nachkindem  soll  gewahn 
werden.  Das  ergibt  sich  besonders  deutlich,  wenn  nach  denCoutumesvon 
Paris  und  Orleans  in  Verschärfung  der  Bestimmung  des  Edict  die  Wittwe 
von  der  Errungenschaft  früherer  Ehen  überhaupt  nichts  an  einen  spätem 
Mann  geben  soll,  wahrend  sie  trotzdem,  vgl.  S  834,  ausdrücklich  betonen, 
dass  die  Kinder  jeder  Ehe  kein  Vorrecht  auf  die  Errungenschaft  der  be- 
stimmten Ehe  haben,  auch  die  Errungenschaft  aller  Ehen  kopfgleich  unter 
sammtliche  Kinder  zu  theilen  ist.  Dass  Verfangenschaft  des  Mutterguts 
beim  Vorhandensein  von  Vorkindern  vereinbar  sei  mit  gleicher  Theiluog 
unter  Vorkinder  und  Nachkinder,  wie  wir  es  auch  aus  den  Angaben  des 
Livre  de  Jostice  folgerten,  ergibt  sich  auch  wohl  in  andern  Rechtsgruppen. 
So  war  etwa,  vgl.  S  848,  nach  Recht  von  Löwen  auch  das  Muttergut  beim 
Vorhandensein  von  Kindern  erster  Ehe  verfangen ;  aber  nicht  etwa  nur  den 
Kindern  dieser  Ehe,  sondern,  wenn  sie  noch  Kinder  aus  andern  Ehen  ge- 
wann, den  Kindern  aller  ihrer  Ehen  zu  gleichen  Theilen. 

Es  ist  zuzugeben,  dass  die  Haltpunkte  im  spatern  Recht,  welche  auf 
ursprüngliche  Verfangenschaft  des  ganzen  Guts  der  Mutter 
für  die  Kinder  aller  ihrer  Ehen  deuten,  an  und  für  sich  dürftige  sind.  Aber 
sie  gewinnen  doch  Gewicht  einmal  durch  die  Erwägung,  dass  schwerlich 
anzunehmen  ist,  dass  der  Zustand  von  jeher  der  gewesen  sein  sollte ,  wie 
wir  ihn  Überwiegend  in  den  spatern  Quellen  finden ,  wonach  nur  die  An- 
sprüche der  Kinder  auf  das  Vatergut  durch  Verfangenschaft  gesichert  waren, 
die  Muner  aber  ganz  frei  über  ihr  Gut  verfügen  konnte. 

Dabei  mag  freilich  das  zu  beachten  sein,  was  wir  S  184  ff.  über  den 
Unterschied  von  RechtundSitte  bemerkten.  Gerade  nach  alterm  west- 
frankischen  Recht  erscheinen,  wie  wir  nachzuweisen  versuchen  werden, 
auch  in  der  Ehe  die  Kinder  vermögensrechtlich  als  nur  zur  Mutter  gehörig. 
Wie  wir  das  Douaire  ursprünglich  als  ein  Gesammtgut  der  Mutter  und 
ihrer  Kinder  der  bezüglichen  Ehe  zu  betrachten  haben,  so  dürfte  man  so 
sehr  daran  gewöhnt  gewesen  sein,  das  Muttergut  als  Gesammtgut  der 
Mutter  und  aller  ihrer  Kinder  zu  betrachten ,  die  Sitte  mag  es  so  durchaus 
missbilligt  haben,  wenn  die  Mutter  zum  Nachtheile  ihrer  Kinder  willkürlich 
über  ihr  Gut  verfügte,  dass  da  rechtliche  Bestimmungen,  wie  sie  allerdings 
bei  dem  auf  ganz  anderer  Grundlage  beruhenden  Douaire  sich  alsbald  fest- 
stellen mussten,  ganz  überflüssig  erscheinen  mochten.  Dann  konnte  aller- 
dings in  ein  und  demselben  Rechtsgebiete  die  Weiterentwicklung  eine  ganz 
verschiedene  sein.  Einerseits  konnte  das,  was  bisher  nur  von  der  Sitte  ge- 
forden wurde,  sich  im  Laufe  der  Zeit  als  Recht  feststellen»     ümgekehn 
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konnte  aber  auch  der  Umstand  ausschlaggebend  werden,  dass  eine  feste 
Rechtsschranke  für  die  Mutter  nicht  bestand. 

Erscheint  dann  die  freie  Verfügung  später  überwiegend  bei  der  Mutter 
ebenso,  wie  beim  Vater,  anerkannt,  so  kann  das  kaum  befremden,  wenn 
wir  uns  S  855  bestimmter  darauf  hingewiesen  sahen,  dass  es  zunächst  der 
Einfluss  der  Kirche  war,  welcher  den  Beschränkungen  der  Verfügungsfrei- 
heit der  Mutter  entgegenarbeitete.  Dieser  Einfluss  aber  war  mächtig  genug, 
um  die  Annahme  nicht  zu  gewagt  erscheinen  zu  lassen,  es  sei  ursprünglich 
das  Muttergut,  wenn  nicht  nach  strengem  Recht,  wenigstens  nach  allge- 
mein eingehaltener  Sitte  ganz  den  Kindern  verfangen  gewesen ,  was  sich 
dann  unter  kirchlichem  Einflüsse  bis  auf  wenige  Reste  beseitigte. 

868*  Vergegenwärtigen  wir  uns  in  Kürze  das  Ergebniss  bezüg- 
lich der  Nachkommen  folge  nach  den  spätem  Quellen,  so  er- 
gibt sich  nach  den  jüngsten  Quellen  allerdings  als  Regel  in  Uebereinstim- 
mung  mit  den  meisten  germanischen  Rechten  und  dem  römischen  Recht 
Beerbung  jedes  Elterntheils  durch  seine  sämmtlichen  Kinder  ohne  Rück- 
sicht auf  die  verschiedenen  Ehen.  Liegen  uns  aber  genügende  Zeugnisse 
vor,  um  die  Gestaltung  dieser  Verhältnisse  bis  in  das  dreizehnte  Jahrhun- 
dert znrückzuverfolgen,  so  ergibt  sich ,  dass  jene  schliesslich  als  Regel  zu 
betrachtende  Gestalmng  erst  das  Ergebniss  einer  Weiterentwicklung  war. 

Auf  Seiten  der  Mutter  hat  sich  da  allerdings  nichts  geändert.  Kopf- 
theilung  unter  sämmtliche  Kinder  ergibt  sich  da  auch  früher  überall,  wo 
wir  nicht  den  Einfluss  des  jedenfalls  erst  einer  jungem  Entwicklungsstufe 
angehörenden  Lehnwesens  in  Anschlag  zu  bringen  haben,  auf  den  wir  es 
S  837  ff.  zurückzuführen  hatten,  dass  in  einzelnen  Gegenden  beim  Lehns- 
^del  sich  bei  Beerbung  der  Mutter  ein  Vorrecht  der  Kinder  erster  Ehe  fest- 
stellte. Anders  bei  Beerbung  des  Vaters.  Eine  ungleiche  Theilung  nach 
diesem,  wie  sie  sich  daraus  ergab,  dass  die  Kinder  jeder  Ehe  aus  seinem 
Nachlasse  den  Widum  nehmen  konnten,  erscheint  da  freilich  nur  noch  als 
eine  Ausnahme,  welche  an  die  Voraussetzung  geknüpft  ist,  dass  die  Kinder 
auf  ihr  Erbrecht  nach  dem  Vater  verzichten.  Wir  suchten  aber  S  823  nach- 
zuweisen, dass  wenigstens  in  den  für  unsere  Zwecke  zunächst  zu  beachten- 
den Gebieten  noch  im  dreizehnten  Jahrhunderte  und  wohl  auch  später  die 
Theilung  nach  Widumsrecht  als  die  Regel  erscheint,  die  keineswegs  an  jene 
Voraussetzung  geknüpft  ist,  so  dass  schlechtweg  das  Douaire  jeder  Ehe  von 
den  Kindern  derselben  vorweggenommen  wird ,  dann  aber  der  vom  Dou- 
aire nicht  getroffene  Theil  des  Vaterguts  nach  Köpfen  unter  alle  Kinder  ge- 
theilt  wird.  Für  ausgedehnte  Gebiete ,  vgl.  S  826,  in  welchen  die  Bestim- 
mungen bezüglich  des  Widum  der  Frau  nicht  abweichen,  lässt  sich  aller- 
dings jene  Theilung  des  Vaterguts  nach  Widumsrecht  nicht  nachweisen, 
so  dass  wir  es  dahingestellt  sein  lassen  müssen,  ob  dieselbe  sich  da  früh  ver- 
loren oder  überhaupt  nicht  üblich  geworden  war. 

Unsere  Erörterungen  ergaben  weiter,  dass,  während  der  Vater  über  sein 
nicht  ab  Douaire  verfangenes  Vermögen  nach  Belieben  verfügen  konnte, 
das  jedenfalls  für  die  Mutter  nicht  in  gleicher  Weise  zugetroffen  sein  dürfte, 
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858]  da  sich  noch  in  den  spätem  Quellen  manche  Reste  erhalten  haben, 
welche  es  wenigstens  wahrscheinlich  machen,  dass  ursprünglich  ihr  ganzes 
Gut  ihren  Kindern  verfangen  war. 


3.  Aelterer  Widum. 

859«  Habe  ich  bei  Darlegung  der  spateren  Nachkommenfolge  bei- 
läufig wohl  schon  darauf  hingewiesen ,  auf  welche  ältere  Gestaltung  die 
spätem  Zeugnisse  zurUckdeuten  durften,  so  habe  ich  doch  absichtlich  bisher 
jeden  Vergleich  mit  den  älttstenZeugnissen  vermieden.  Dassdie 
Angaben  dieser  vielfach  zu  unklar  und  dUrftig  sind,  um  in  jeder  Richtung 
an  und  fUr  sich  eine  genügende  Einsicht  in  die  Rechtszustände  ihrer  Ent- 
stehungszeit zu  vermitteln,  ergeben  genugsam  die  so  weit  auseinanderge- 
henden Ergebnisse  der  sich  zunächst  auf  sie  beschränkenden  Forschungen. 
Ich  glaubte  für  solche  Fälle  S  24  S,  ein  Vorgehen  befürworten  zu  dürfen, 
wonach  für  Ergänzung  und  Erklärung  zunächst  die  späteren,  uns  genü- 
gend bekannten  Rechte  des  Stammes  heranzuziehen  seien,  damit  insbeson- 
dere eine  sicherere  Gmndlage  gewonnen  sein  dürfte,  als  durch  Vergleichung 
mit  den  ältesten  Zeugnissen  anderer,  nicht  näher  verwandter  germanischer 
Stämme.  Denn  einmal  zeigt  sich  schon  in  dem,  was  die  ältesten  Quellen 
zweifellos  für  die  uns  beschäftigenden  Verhälmisse  ergeben,  eine  so  weit- 
greifende Verschiedenheit  bei  den  einzelnen  Stämmen,  dass,  wenn  wir  da 
auch  an  der  Annahme  eines  germanischen  Urrechts  festhalten,  die  Verzwei- 
gung desselben  schon  in  Zeiten  erfolgt  sein  muss,  welche  sehr  weit  über 
die  Zeit  unserer  ältesten  Aufzeichnungen  zurückreichen. 

Weiter  aber  sehen  wir  uns  im  allgemeinen  au^grosse  Stätigkeit 
des  Familienrechts  hingewiesen.  Ueberall  stossen  wir  auf  Haltpunkte, 
welche  bestimmt  ergeben,  dass  man  gerade  an  dem  Familienrechte,  wie  es 
sich  einmal  bei  einem  Stamme  festgesteUt  hatte,  auch  später  mit  grosser 
Zähigkeit  festgehalten  haben  muss.  Das  kann  sich  einmal  auch  da,  wo  uns 
alle  Zeugnisse  älterer  Zeit  fehlen,  daraus  ergeben,  dass  das  Familienrecht 
zweier  Stämme ,  bei  welchen  in  geschichtlicher  Zeit  jeder  Zusammenhang 
fehlt,  in  Abweichung  von  den  Nachbarrechten  so  auffallende  Ueberein- 
stimmung  zeigt,  dass  dieselbe  sich  nur  durch  Zurückgehen  auf  ein  gemem- 
sames  näheres  Urrecht  erklärt;  womit  sich  dann  aber  zugleich  ergibt,  wie 
seit  der  in  vorgeschichtliche  Zeit  zu  setzenden  Verzweigung  deren  Familien- 
recht sich  nur  wenig  geändert  haben  kann.  Versuchten  wir  für  das  Aas- 
domsrecht und  das  wälschflandrische  Recht  solche  Annahme  bestimmter 
zu  begründen,  so  werden  uns  unsere  Untersuchungen  auf  weitere  Belege 
führen. 

Jene  Stätigkeit  des  Familienrechts  kann  sich  dann  freilich  unmittel- 
barer ergeben,  wo  uns,  wie  hier,  auch  eine  Reihe  älterer  Zeugnisse  vorliegt. 
Dass  dann  eine  Weiterentwicklung  stattgefunden  haben  wird,  ist  freilidi 
überall  wahrscheinlich ;  schon  für  die  späteren  Jahrhunderte  des  Mittelalters 
sahen  wir  uns  ja  vielfach  auf  solche  hingewiesen.    Dann  kann  sich  aller- 
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ding^  voUe  Uebereinstimmung  mit  d^m  ergeben,  was  schon  die  altern 
Quellen  zweifellos  aussprechen.  Zeigt  sich  aber  in  solchen  Fallen  keine 
volle  Uebereinstimmung,  so  ergibt  sich  wenigstens  durchweg,  wie  die  spS'-^ 
tere  Gestaltung  sich  ungezwungen  aus  der  bezeugten  alteren  ableiten  lässt^ 
auch  wohl  nur  aus  ihr  abgeleitet  werden  kann.  Ergeben  sich  aber  solche 
Verhältnisse  da,  wo  die  altern  Angaben  genügend  vollständig  und  klar  sind; 
so  wird  dann  doch  nichts  naher  liegen,  als  in  andern  Fallen  ergänzend  uzici 
erklärend  zunächst  das  zuzuziehen,  was  die  spatere  Gestaltung  unmittelbar 
ergibt  oder  auf  was  sie  zurUckschliessen  lasst.  '-'■ 

Ist  das  westfrankische  Recht  zu  näherer  Prüfung  besonders  geeignet, 
da  es  einerseits  an  altem  Zeugnissen  nicht  fehlt,  andererseits  die  Gestältufng 
der  Nachkommenfolge  in  demselben  noch  in  spaterer  Zeit  eine  so  eigein^ 
thttmliche,  von  der  anderer  germanischer  Rechte  abweichende  ist,  dass  schon 
das  Zurückgehen  auf  das  älteste  Recht  des  Stammes  wenigstes  walirschein-^ 
lieh  macht,  so  schien  es  mir  gerade  da  geeignet ,  auch  bei  der  Darlegung 
der  Ergebnisse  meiner  Forschungen  zunächst  die  altern  Zeugnisse. ganz  un- 
berücksichtigt zu  lassen,  um  zii  prüfen ,  in  wie  weit  da  ein  Vergleich  mit 
der  spatem  Gestaltung  meine  bezüglichen  Annahmen  bestätigt. 

860*  Schliesst  die  eigen thümliche  Nachkommenfolge  des  spatern  west- 
fränki^hen  Rechts  sich  aufs  engste  an  die  Verhaltnisse  des  Widum 
an,  so  werden  wir  auch  in  erster  Reihe  die  auf  diesen  bezüglichen  filtern 
Zeugnisse- ins  Auge  zu  fassen  haben.  Diese  ergeben  nun  zunächst  in  voller 
Uebereinstimmung  mit  dtr  spatern  Gestaltung  Einseitigkeit  des  Wi- 
dum. Ueberall  ist  nur  von  einer  Dös  die  Rede,  von  einer  Gabe  des  Mannes 
an  dieFrdu,  nie  von  einer  derselben  entsprechenden  Vermögensleistung  der 
Frau  an  den  Mann. 

Es  ist  nun  allerdings  wohl  die'Annahme  eines  Entspfechens 
von  Widum  und  Aussteuer  geltend  gemacht,  vgl.  Heusler  Inst.  2, 
295  (F.,  306;  die  Aussteuer  sei  entsprechende  Gegenleistung  auf  Seiten  der 
Frau,  die  Dos  oder  Tandono  sei  als  Widerlage  der  Aussteuer  zu  fassen; 
vgl.  dagegen  Brunner,  Die  frankisch  -  romanische  Dos  4  (aus  den  Berliner 
Sitzungsber.  18948.  5,45  ff.).  Gegen  diese' Annahme  spricht  von  anderm 
abgesehen  schon  der  Umstand,  dass  in  den  zahlreich  erhalte^ieil  Formeln 
für  vom  Manne  auszustellende  Libelli  dotis  sich  hie  ein  Hinweis  auf  Zu- 
sammenhang mit  der  Aussteuer  findet;  dass  sich  aber  weiter;  vgl.Saadhaas 
113,  Brunner  14,  keinerlei  Formeln  finden,  in  welchen  dem  Manne  eine 
Dos  im  römischen  Sinne  oder  irgendwelche  sonstige  Gegenleistung  der 
Frau  verbrieft  würde. 

Aber  auch  abgesehen  davon  sprechen  sonstige  Erwägungen  durchaus 
gegen  jene  Annahme.  Dass  es  schon  in  ältester  Zeit  Brauch  war,  der  Tochter 
aus  dem  elterlichen  Vermögen  eine  Mitgift  zu  geben,  ist  sicher  nicht  zu 
bezweifeln.  Bestimmter  scheint  darauf  hinzuweisen  Capit.  ad.  1.  Sal.  11  S  2, 
wonach. die  Tochter  das,  was  ihr  der  Vater  am  Hochzeitstage  gab,  bei  der 
spatem  Theilung  mit  den  Geschwistern  nicht  einzuwerfen  hat,  wie  das 
ebenso  bezüglich  des  dem  Sohne  bei  den  Capillaturiae  Gegebenen  zutreffen 


Digitized  by 


Google 


344  ^VI.  Westfr.  R.  3.  Aeltercr  Widum. 

860]  soll.  Dem  sptttern  Recht,  nach  welchem  die  Aussteuer,  wenn  sie  nicht 
überhaupt  abfindend  ist,  wieder  einzuwerfen  ist,  entspricht  das  nicht;  wie 
denn  auch  das  Einwerfen  des  Heirathsguts  schon  in  altern  Formeln  er- 
wähnt wird;  vgl  Roziere  N.  131.  132.  Von  der  Frage,  ob  jene  beide  Gaben 
in  ihrer  Sonderstellung  sich  später  überhaupt  verloren  haben ,  oder  ob  in 
der  in  den  spStern  Goutumes  häufig  vorkommenden  Bestimmung,  wonach 
die  den  Eltern  erwachsenen  Hochzeitskosten  nicht  vom  Rapport  getroffen 
werden,  sich  ein  Rest  erhalten  hat,  können  wir  für  den  nächsten  Zweck 
absehen. 

War  es  aber  wohl  von  jeher  üblich,  der  sich  verheirathenden  Tochter 
eine  Aussteuer  zu  geben,  so  erwuchsen  daraus  doch  keine  Sonderrechte 
des  Mannes  oder  seiner  in  der  bezüglichen  Ehe  erzeugten  Kinder,  welche 
eine  Verbriefung  für  den  Mann  nöthig  gemacht  hauen,  falb  wir  anzuneh- 
men haben,  dass  da  das  älteste  Recht  dem  entsprach,  was  auch  später  durch- 
aus als  Regel  erscheint.  Die  Aussteuer  ist  eine  Gabe  der  Eltern  oder  son- 
stiger Angehöriger  der  Frau  nicht  an  den  Mann,  sondern  an  die  Frau  selbst, 
die  fonan  mit  deren  sonstigem  Sondergut  verschmilzt.  Während  der  Ehe 
stehen  dem  Manne  an  der  Aussteuer  dieselben  Rechte  zu,  wie  an  dem  Gute 
der  Frau  überhaupt.  Aber  nach  ihrem  Tode  hat  er,  von  dem  S  845  be- 
sprochenen, sichtlich  erst  späterer  Entwicklung  angehörenden  Ausnahms- 
falle abgesehen,  auf  die  Aussteuer  so  wenig  noch  irgend  ein  Recht,  als  auf 
anderes  Propre  der  Frau.  Allerdings  lässt  sich  geltend  machen ,  dass  die 
der  Frau  mitgegebene  Fahmiss  nicht  Sondergut  blieb,  sondern  gemeinsames 
Ehegut  wurde,  wie  ausnahmsweise,  vgl.  etwa  die  Coutume  von  Sedan 
S  192,  auch  wohl  bestimmt  wurde,  dass  das  beiderseits  Eingebrachte  als 
Errungenschaft  zu  behandeln  sei.  Da  dann  aber  zu  hälften  war,  der  Vor- 
theil  bald  auf  der  einen,  bald  auf  der  andern  Seite  sein  konnte ,  ei^ab  sich 
daraus  natürlich  keinerlei  Vortheil  des  Mannes ,  der  als  Ausgleichung  für 
das  Douaire  gefasst  werden  könnte.  Ueberdies  war  aber,  wie  schon  S  837 
betont,  im  spätem  Recht  durchweg  verbinden,  dass  grössere  Beträge  an 
Fahmiss,  also  zunächst  an  Geld,  welche  der  Tochter  als  Mariage  gegeben 
wurden,  in  das  eheliche  Gemeingut  fielen;  es  waren  dafür  Grundstücke  des 
Mannes  anzuweisen  oder  Grundstücke  zu  kaufen,  welche  Propre,  Sonder- 
gut, der  Frau  sein  sollten. 

Wird  der  Betrag  der  Aussteuer  in  der  Regel  in  den  Heirathsberedungen 
bedungen  sein,  und  mag  dann,  wo  ein  vereinbarter  Widum  bestellt  wurde, 
der  höhere  oder  geringere  Betrag  desselben  vielfach  durch  die  Höhe  der 
Aussteuer  beeinflusst  sein,  so  ergibt  sich  doch  auch  im  spätem  Recht  voU- 
ständige  Unabhängigkeit  des  Betrages  des  gesetzlichen  Wi- 
dum von  dem  der  Aussteuer.  Ohne  alle  Rücksicht  auf  die  Höhe  der 
Aussteuer  oder  überhaupt  des  Vermögens  der  Frau  ist  für  denselben  nach 
der  regelmässigen  Gestaltung  lediglich  der  Bestand  gewissen  Grundeigen- 
thums  des  Mannes  massgebend.  Und  selbst  da,  wo  der  Widum  ein  verein- 
barter und  vielleicht  mit  Rücksicht  auf  die  kleine  Aussteuer  geringer  be- 
messener war,  stand  es  der  Frau  wenigstens  nach  der  am  häufigsten  er- 
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mahnten  Bestimmung,  vgl.  814,  zu,  auf  das  vereinbarte  Douaire  zu  ver- 
zichten und  sich  an  das  gesetzliche  zu  halten,  so  dass  ihr  damit  selbst  im 
Falle  einer  geringeren  Bemessung  im  Heiratsvertrage  ein  sich  lediglich  nach 
dem  Vermögen  des  Mannes  regelnder  Mindestbetrag  gesichert  war.  Werden 
wir  dann  auch  später  wohl  das  Douaire  abweichend,  insbesondere  auch  auf 
Fahmiss  bestimmt  finden ,  so  ist  auch  da  jeder  Zusammenhang  mit  der 
Aussteuer  oder  dem  Vermögen  der  Frau  ausgeschlossen;  es  handelt  sich, 
wie  wir  sehen  werden,  entweder  um  einen  feststehenden,  aus  dem  Nach- 
lasse des  Mannes  zu  zahlenden  Geldbetrag,  oder  aber  um  einen  Theilbe- 
trag  des  ehelichen  Gewinngutes,  der  der  überlebenden  Frau  Über  die  ihr 
zufallende  Hälfte  hinaus  zugesprochen  wird. 

861«  In  dem  Gebiete,  in  dem  wir  uns  im  allgemeinen  auf  westfrän- 
kische Grundlage  hingewiesen  sehen,  ist  mir  nur  ganz  vereinzelt  aus- 
nahmsweise Regelung  des  Widum  nach  dem  Betrage  der 
Aussteuer  aufgefallen.  Es  handelt  sich  da  insbesondere  um  eine  Angabe 
in  der  ältesten  Coutume  von  Bourges  und  Berry,  Cout.  gen.  3,  875  ff*, 
einer  kurz  nach  1432  entstandenen  Privatarbeit.  Ch.  2  wird  da  das  Douaire 
coustumier  für  das  Gebiet  der  Bailliage  im  allgemeinen  ganz  in  üblicher 
Weise  auf  Zucht  an  der  Hälfte  derHeritages  des  Mannes  bestimmt.  Gh.  144 
wird  dann  la  coustume  de  faire  convenance  de  mariaige  en  la  ville  ei  sep- 
tene  de  Bourges  besprochen.  Nachdem  von  dem  der  Tochter  mitgegebenen 
Mariage,  welches  nach  ihrem  Tode  vom  Manne  ungcmindert  zurückzu- 
stellen ist,  die  Rede  gewesen,  heisst  es:  Sur  lefaict  du  douaire  lacoustume 
est  teile,  que  ung  mari^  doibtdouer  son  espouse  sehn  la  somtne  du  mariage; 
cest  assavoir  deux  et  demy  pour  cent,  soient  francs  ou  escus,  comme  de 
mille  escus  vingt  cinq  escus  chascun  an;  du  plus,  plus;  du  moins ,  moins. 
Handelt  es  sich  dabei  nicht  um  das  gesetzliche,  sondern  um  das  vereinbarte 
Douaire,  so  wäre  es  ja  denkbar,  dass  sich  zu  Bourges  in  dieser  Richtung 
selbstständig  ein  fester  Brauch  entwickelt  hätte. 

Aber  es  wird  da  ein  anderer  Umstand  zu  beachten  sein.  Das  Fehlen 
jeder  Wechselbeziehung  zwischen  Douaire  und  Mariage  in  den  Gebieten 
zweifellos  westfränkischen  Rechts  wird  dadurch  nur  auffallender,  dass  wir 
im  südfranzösischen  Lande  des  geschriebenen  Recht  überall  in  dem  Aug- 
mentum  dotis,  auch  wohl  als  Osculum,  Sponsalitium  oder  Dotalitium 
bezeichnet,  eine  zunächst  der  römischen  Donatio,  aber  doch  auch  in  vieler 
Beziehung  dem  fränkischen  Douaire  entsprechende  Leistung  des  Mannes 
finden,  welche  regelmässig  nach  dem  Betrage  der  Aussteuer  geregelt  er- 
scheint. Seltener  so,  dass  in  römischer  Weise  Dos  und  Donatio  gleichen 
Betrages  sein  sollen.  In  der  Regel  beträgt  das  Augmeiitum,  zumal  da,  wo 
es  bestimmter  als  solches  bezeichnet  ist,  nur  die  Hälfte  oder  ein  Drittel  der 
Aussteuer. 

Damit  haben  wir  es  zweifellos  in  Verbindung  zu  bringen,  wenn  sich 
dasselbe  wohl  auch  in  den  dem  Lande  des  geschriebenen  Rechts  näher 
liegenden  Gebieten  findet.  So  wird  in  den  von  der  allgemeinen  Coutume 
der  Auvergne  abweichenden  Ortsrechten,  vgl.  Cout.  gen.  4,  1 195,  oft  er- 
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861]  wähnt,  dass  die  überlebende  Frau  ausser  ihrer  Dos  die  Hälfte  oder 
ein  Drittel  derselben  als  Augment  erhalt  Findet  sich  im  Bourbonnais  irh 
allgemeinen  das  Douaire  auf  das  halbe  Gut  des  Mannes  bestimmt,  so  err 
halt  nach  der  Coutume  6  S  i  in  der  südlichsten  Castellanie  Vichy  die  Frau 
statt  dessen  die  Hälfte  ihrer  Dot  Zu  Charroux  nordwestlich  von  Limoges 
wird  nach  der  Kane  von  1 247  S  1 2  ff»,  Giraud  Essai  2,  402,  das  Osculum 
der  Erstverheiratheten  auf  ein  Drittel  der  von  ihr  zugebrachten  Fahmiss  be- 
stimmt. Ebenso  scheint  ein  entsprechendes  Douaire  oder  Ouscle  auch  in 
Poitou  zunächst  bei  Roturiers  gebräuchlich  gewesen  zu  sein ;  vgl  Livre  des 
droiz  S  549.  663.  951.  Auch  nach  der  Coutume  von  Angouleme  S  47.  81 
ist  es  auf  Roturiers  beschrankt,  während  bei  den  Nobles  das  Douaire  in 
sonst  üblicher  Weise  bestimmt  ist.  Pflegt  das  Augmentum  auf  die  römische 
Donatio  zurückgeführt  zu  werden,  so  Hesse  sich  daran  denken,  es  habe  sich 
zu  Bourges  mehr  vereinzelt  eine  zahlreichere  römische  Bevölkerung  er- 
halten. 

Aber  es  ist  mir  ganz  unwahrscheinlich ,  dass  das  Augmentum  über- 
haupt auf  römische  Grundlage  zurückgeht.  Denn  es  findet  sich  keineswegs 
nur  im  Lande  des  geschriebenen  Rechts,  sondern  über  dieses  hinaus  überall^ 
wo  wir  burgundische  Rechtsgrundlage  in  Anschlag  zu  bringen  haben.  So 
wird  etwa,  um  uns  an  einen  hier  nächstliegenden  Fall  zu  halten,  in  der 
Coutume  der  Freigrafschaft  Burgund  S  26  das  Douaire  der  adligen  Frau  in 
westfränkischer  Weise  auf  Zucht  an  den  halben  Erbgütern  des  Mannes  be- 
stimmt; aber:  enire  les  bourgeois  eile  est  doti^e  ä  la  tierce  partie  de  son 
dot  et  mariage  aussi  d  vie.  Wies  ich  schon  S  386  vorläufig  auf  die  überaus 
nahe  Verwandtschaft  des  burgundischen  Rechts  mit  dem  norwegbchen 
Frostuthingsrechte  hin,  so  möchte  ich  auch  gar  nicht  bezweifeln ,  dass  wir 
in  dem  Augmentum  zunächst  burgundisches,  der  Drittelsvermehrung  des 
Frostuthingsrechts,  vgl.  Amira  Obl.  2,  656,  entsprechendes  Recht  zu  sehen 
haben,  und  dass  da  selbst  bezüglich  der  der  römischen  Rechtssprache  frem- 
den Bezeichnung  Zusammenhang  anzunehmen  sein  wird ;  ich  werde  das 
später  näher  zu  begründen  suchen. 

Für  den  nächsten  Zweck  fällt  die  Frage  nicht  ins  Gewicht.  Ist  die  Re- 
gelung des  Widum  nach  dem  Betrage  der  Aussteuer  dem  westfränkischen 
Rechte  fremd ,  während  sie  in  südlichen  und  östlichen  Nachbargebieten 
durchaus  üblich  ist,  finden  wir  sie  dann  örtlich  vereinzelt  zu  Bourges  in 
einem  Ausmasse,  welches  ebenfalls  einem  Drittel  der  Einkünfte  desKapital- 
betrajges  der  Aussteuer  entsprochen  haben  mag,  so  dürfte  anzunehmen  sein, 
dass  sich  in  der  Stadt  Bourges  eine  zahlreichere  nichtfränkische  Bevölke- 
rung erhielt,  welche  wenigstens  in  dieser  Richtung  an  ihrem  abweichenden 
Rechte  festhielt.  Es  würde  sich  das  den  S  782  erwähnten  Fällen  aus  dem 
Norden  anschliessen ,  bei  welchen  gerade  das  Recht  der  Städte  in  Abwei- 
chung von  dem  wesifränkischen  der  Landschaft  sich  noch  später  diesem 
oder  jenem  der  Nachbarrechte  näher  anschloss. 

862.  Wie  der  Mann  keine  dem  Douaire  entsprechende  Rechte  auf  die 
Aussteuer  hatte,  so  spricht  gegen  den  Zusammeqhang  beider  Vermögens* 
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bestandtheile  auch  das  Fehlen  eines  Vorrechts  der  Kinder  der 
Ehe  aufdie  Aussteuer,  während  ihnen  ein  solches  bezüglich  des  Wi- 
dum  zustand.  Die  Aussteuer  war ,  wie  das  sonstige  Gut  der  Mutter  unter 
ihre  Kinder  verschiedener  Ehen  nach  Köpfen  zu  theilen.  Und  dass  das  im 
ältesten  Rechte  nicht  anders  war,  ergeben,  wie  ich  denke,  zweifellos  die.Be- 
stimmungen  Capit.  I  $  7  über  die  Wiederverheirathung  der  Wittwe.  Zum 
Schutze  der  Kinder  der  ersten  Ehe  wird  lediglich  bestimmt,  dass  die  vom 
ersten  Manne  gegebene  Dos  ihnen  verfangen  sein  soll.  Hätten  sie  ein  ent- 
sprechendes Vorrecht  auf  das  Maritagium  der  ersten  Ehe  gehabt,  so  hätte 
das  hier  nicht  unerwähnt  bleiben  können.  Das  Maritagium  ist  einfacb.  Gut 
der  Mutter,  welches  dieselbe  in  spätere  Ehen  mitnimmt  und  welches  dann 
nach  ihrem  Tode  unter  alle  ihre  Kinder  ohne  Rücksicht  auf  die  Verschie- 
denheit der  Ehen  getheilt  wird. 

Nun  ergab  sich  allerdings  $  841  if.,  dass  in  manchen  der  spätem 
Rechte  das  Maritagium  nicht  allein  den  Kindern  der  ersten  Ehe  verbleiben 
soll,  sondern  auch  der  Mann  wenigstens  bei  fruchtbarer  Ehe  Leibzucht  an 
demselben  behält,  wo  sich  also  das  Mariage  sehr  wohl  als  Ausgleichung  für 
das  Douaire  fassen  lässt.  Aber  wir  glaubten  das  bereits  ohne  alle  Rücksich- 
nähme  auf  die  älteren  Zeugnisse  als  eine  erst  im  Anschlüsse  an  das  Lehns- 
verhältniss  erfolgte  Weiterentwicklung  betrachten  zu  dürfen.  Und  das  be- 
stätigt die  vorhergehende  Erörterung  insofern  durchaus ,. als  sich  in:  den 
altem  Zeugnissen  nicht  das  Geringste  ergibt,  was  sich  auf  eine  der  Dos  ent- 
sprechende Bedeutung  des  Maritagium  beziehen  Hesse,  manche  Haltpunkte 
eine  solche  durchaus  auszuschliessen  scheinen. 

Ist  diese  Einseitigkeit  der  Dos  oder  der  ihr  bei  andern  Stämmen  ent- 
sprechenden Gabe  keineswegs  eine  EigenthUmlichkeit  des  westfränkischen 
Rechts,  so  ist  sie  doch  insbesondere  beachtenswerth  wegen  des  Gegensatzes, 
der  sich  damit  gegen  näher  benachbarte  und  zweifellos  auch  näherver- 
wandte Gruppen,  wie  die  niederlothringische  und  ostfränkische  ergibt,  in 
denen  immerhin  in  der  Heirathsberedung  der  Frau  Vorrechte  eingeräumt 
werden  mochten,  die  gesetzlichen  Rechtsansprüche  des  überlebenden 
Mannes  aber  ganz  dieselben  sind,  wie  die  der  überlebenden  Frau,  mag  sich 
nun  die  gesetzliche  Zucht  derselben  auf  das  ganze  oder  auch  das  halbe  Gut 
des  Verstorbenen  beziehen ;  wie  sich  das  dann  ebenso  im  Aasdomsrechte 
und  im  wälschflandrischen  insofern  ergab ,  als  nach  $712  und  744  weder 
dem  einen,  noch  dem  andern  Ueberlebenden  gesetzliche  Zucht  zustand. 

863.  Erscheint  nach  den  Formeln  die  Dos  durchweg  als  eine  verein- 
barte, für  den  Einzelfall  bestellte,  wie  sich  das  daraus  erklän,  dass  es  nur 
für  diese  einer  Verbriefung  bedurfte,  so  reicht  doch  auch  der  gesetzliche 
Widum,  das  Recht  jeder  Ehefrau  auf  einen  Widum  bestimmten  Betrages, 
bis  auf  die  Zeit  der  Volksrechte  zurück.  Wenigstens  in  der  Lex  Ribuaria 
37  S  2  ist  dasselbe  mit  grösst^r  Bestimmtheit  ausgesprochen.  In  erster  Reihe 
ist  die  für  den  Einzelfall  verbriefte  Dos  massgebend :  si  autem  per  series 
scripturarum  ei  nihil  coniullerit,  si  mulier  virum  supervixerit y  ßo  solidos 
in  dude  recipiat  Nicht  minder  bestimmt  sind  die  Angaben  der  sich  in  diesen 


Digitized  by 


Google 


340  5^V1.  West/r.  ft.  3.  Aelterer  Widunl. 


Verhältnissen  den  fränkischen  Rechten  vielfach  eng  anschliessedden 
Lex  Alamannorum  55;  die  sich  wiederverheirathende  kinderlose  Wittwe 
nimmt  die  Dotis  legitima  im  Betrage  von  vierzig  Solidi  mit  sich. 

Ergibt  sich  die  gesetzliche  Dos  in  den  salischen  Rechtsquellen 
nicht  so  unmittelbar,  so  ist  doch  wohl  allgemein  anerkannt,  dass  in  den 
Sätzen  von  25  (30)  und  63  Solidi,  welche  Capit.  I  $  7  für  die  Dos  genannt 
werden,  der  gesetzliche,  wahrscheinlich  für  die  Litin  und  die  Freie  ver- 
schieden bemessene  Betrag  zu  sehen  sei;  vgl.  Schröder  Gütern  i,  59.64, 
Sandhaas  Gütern  51 ,  Brunner  Dos  4.  27,  Beaune  Dr.  cout.  3,  459;  ab- 
weichend Glasson  Hist.  3,  198.  Unter  andern  Verhältnissen  läge  es  aller- 
dings nahe  anzunehmen,  dass  die  beiden  Beträge,  nach  welchen  der  Acha- 
sius  zu  bemessen,  beispielsweise  gewählte  seien,  da  gesagt  ist,  dass  der  Acha- 
sius  ein  Zehntel  der  Dos  betragen  solle.  Würde  dann  aber  dem  Achasius 
von  sechs  Solidi  genau  nur  eine  Dos  von  60  Solidi  entsprechen,  werden 
statt  dessen  aber  63  Solidi  genannt,  so  erklän  sich  das  doch  zweifellos  nur 
daraus ,  dass  wir  in  diesen  einen  feststehenden  Betrag  zu  sehen  haben.  Es 
kommt  hinzu,  dass  wir  denselben  Betrag  als  Strafzahlung  auch  da  genannt 
finden,  wo  wie  L.  SaL  44,  Bemessung  nach  dem  gesetzlichen  Betrage  der 
Dos  an  und  für  sich  nahe  liegt;  oder  in  Fällen,  wieUSal.  13  $  10,  Extrav. 
A  1,  wo  sich  nachweisen  lassen  würde,  dass  auch  in  andern  germanischen 
Rechten  der  Betrag  der  der  Dos  entsprechenden  Gabe  massgebend  war. 

Wie  das  älteste,  so  bestimmt  auch  das  spätere  Recht  regelmässig 
ein  gesetzliches  Douaire,  welches  eingreift,  wenn  der  Betrag  des  Douaire 
nicht  vereinbart  ist,  aber  auch,  vgl.  S  813,  bald  einen  Mindestbetrag,  bald 
einen  Meistbetrag  darstellt.  Ein  wesentlicher  Unterschied,  auf  den  wir  zu- 
rückkommen, könnte  nur  darin  gefunden  werden,  dass,  während  wir  früher 
einen  für  alle  Fälle  feststehenden  Betrag  in  Fahrniss  als  Dos  finden,  das 
spätere  gesetzliche  Douaire  wenigstens  regelmässig  in  Liegenschaften  be- 
steht und  zwar  so,  dass  der  Betrag  kein  für  alle  Fälle  gleicher  ist,  sondern 
sich  nach  dem  Vermögen  des  Mannes  regelt,  einen  bestimmten  Theilbetrag 
desselben  umfasst. 

864.  Ist  nach  dem  Gesagten  die  Dos  eine  einseitige,  von  irgendwelcher 
vermögensrechtlichen  Gegenleistung  der  Frau  unabhängige  Vermögenslei- 
stung des  Mannes,  welche  für  den  Einzelfall  bestimmt  werden  kann,  aber 
auch  dann,  wenn  das  nicht  geschehen,  jeder  Ehefrau  als  solcher  in  fest- 
stehendem Ausmasse  zukommt,  so  erscheint  damit  das  Recht  der  Frau  auf 
den  Widum  als  Erforderniss  und  Kennzeichen  der  rechten 
Ehe,  wodurch  sich  diese  von  jeder  eheähnlichen  Verbindung,  sei  es  mit 
einer  Freien,  sei  es  mit  einer  Unfreien,  bestimmter  unterscheidet,  als  Alles, 
was  bei  den  Franken  sonst  zu  den  Erfordernissen  der  rechten  Ehe  gezählt 
wurde.  Scheint  mir  das  für  folgende  Erörterungen  von  der  massgebendsten 
Bedeutung  zu  sein,  so  ist  es  um  so  wichtiger ,  der  Frage  näher  nachzu- 
gehen, ob  die  Dos  schon  im  ältesten  fränkischen  Recht  dieselbe  Bedeutung 
gehabt  habe,  wie  sie  allerdings  für  die  spätere  Zeit  feststeht. 
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An  Zeugnissen  älterer  Zeit  fehlt  es  nicht.  Kommt  nach  den 
Leges  jeder  Ehefrau  eine  Dos  zu,  so  tritt  diese  schon  dadurch  in  engsten 
Zusammenhang  mit  der  Ehe.  Aber  freilich  so,  dass  das  Recht  auf  die  Dos 
ab  Wirkung  der  Ehe  erscheint,  nicht  gerade,  worauf  wir  zurückkommen, 
vorherige  Doiirung  als  Erforderniss  der  Ehe. 

Darauf  deuten  bestimmter  manche  Formeln.  Zunächst  haben  wir 
eine  Reihe  von  Formeln,  Roziere  N.  241  ff.,  bei  denen  es  sich  um  Raub- 
ehe handelt,  fUr  welche  der  Raptor  den  Tod  verdient  hatte,  während  jetzt 
eine  Einigung  mit  den  Eltern  derRapta  erfolgt.  Ist  nun  der  bisherige  eigen- 
mächtige eheliche  Verkehr  in  rechte  Ehe  zu  verwandeln ,  so  geschieht  das 
ledUglich  durch  Ausstellung  einer  Dotirungsurkunde,  indem  der  Mann  der 
Frau  nun  das  verschreibt :  quod  tibi  in  taniodono  vel  in  dotis  tifulum  ante 
die  nuptiarum,  si  te  dispansatam  habuissem,  conferre  debueram.  Wird  in 
allen  Fällen  nur  die  Dotirung,  welche  bei  einer  mit  Consens  der  Eltern  ein- 
gegangenen Ehe  der  Desponsation  noch  hätte  folgen  sollen,  nachgeholt,  so 
ist  auch  die  Folgerung  nicht  wohl  abzuweisen,  dass  nur  die  Dotirung  er- 
forderlich war,  um  den  thatsächlich  bereits  bestehenden  eheähnlichen  Ver- 
kehr in  rechte  Ehe  zu  verwandeln. 

Unmittelbarer  ausgesprochen  ist  das  in  den  anscheinend  in  der  Ge- 
gend von  Sens  entstandenen  Formeln  Roz.  N.  130.  261,  ZeumerS.  208  ff., 
worin  der  Vater  seine  Söhne  ausdrücklich  zu  Erben  setzt,  denen  andern- 
falls ein  Erbrecht  nicht  zustehen  würde :  dum  non  est  incognitum,  utfe^ 
mina  aliqua  namen  illa  bene  ingenua  ad  coniugium  sociavi  uxore,  sed  qua- 
iis  causas  vel  tempora  mihi  oppresserunt,  ut  cartolam  libellis  dotis  ad  ea, 
sicut  lex  declaraty  minime  excessit  facere ^  unde  ipsifilii  mei  secundum  lege 
naturalis  appellant  Sind  sichtlich  römische  Vorlagen  benutzt,  so  nimmt 
doch,  wie  früher  Schröder  und  Sandhaas,  auch  Zeumer  an,  dass  es  sich  bei 
jener  Angabe  um  fränkisches  Recht  handelt.  Dafür  spricht  ja,  dass  abge- 
sehen von  einer  nur  wenige  Jahre  geltend  gewesenen  Novelle  Majorians,  auf 
die  wir  zurückkommen,  dem  römischen  Rechte  ein  solcher  Satz  fremd  ist, 
und  dass  es  sich  überhaupt  nicht  um  römische  Dos,  sondern  um  germani- 
schen Widum  handelt,  wie  denn  auch  in  der  ersten  Formel  die  später  er- 
wähnte Unterscheidung  zwischen  Alod  und  Comparatum  deutlich  frän- 
kische Auffassung  verräth. 

Später  wird  insbesondere  inkirchlichenQuellendes fränkischen 
Gebiets  die  Dotation  der  Frau  überaus  häufig  als  nothwendiges  Erforder- 
niss der  legitimen  Ehe  bezeichnet.  Heisst  es  bei  Benediaus  Levita  2,  133 
ausdrücklich :  Nullum  sine  dotefiat  coniugium,  so  wird  auch  sonst  bei  ihm 
und  Fseudoisidor  die  Noth wendigkeit  der  Dotatio  wiederholt  betont;  vgl. 
Scherer  Efaerecht  bei  Ben.  Levita  und  Pseudoisidor  1 1.  43. 

Besonders  beachtenswerth  sind  dann  die  zahlreichen  bezüglichen  An- 
gaben bei  Hincmar  von  Reims,  weil  es  sich  bei  ihnen  weniger  um  abstracte 
Formulirung,  als  um  Beunheilung  bestimmter  Einzelflüle  handelt,  bei  der 
er  also  durchaus  vom  weltlichen  Brauche ,  wie  er  thatsächlich  in  Uebung 
war,  auszugehen  hatte.  Wieder  und  wieder  fühn  er  als  die  Erfordernisse 
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864]  der  legitimen  Ebe  Desponsatio,  Dotatio  und  Publicae  nuptiae  an;  sd 
jetwa  nicht  weniger  ak  zwölfmal  in  Ep.  22,  Migne  126,  132,  einem  aus- 
führlichen Gutachten  über  eine  Eheangelegenheit.  Insbesondere  betont  er 
die  Dotatio  auch. da,  wo  ein  uneheliches  Verhältniss  zur  Ehe  werden  soll; 
so  sagt  er  De  divort.  Loth.  Int.  21,  Migne  125,  734,  die  freigelassene  Coa- 
cubiae  sei  zu  dotiren :  $icut  et  omnis  uxor  legaliter  coniugata  posi  despan-- 
»ationetn  legitime  dotari  et  publicis  honestari  nuptiis  debet  Dem  entspricht 
e3,  wenn  ^s  nach  denAnnal.  Beniniani  zu  870  von  Karl  dem  Kahlen  heisst: 
praedictäm  concubinam  suam  desponsatam  atque  dotatam  in  contugem  ac- 
i?epit.     :..-,. 

Es  legt  weiter  Pabst  Nicolaus  1.  bei  der  Ehescheidungsangelegenheit 
KOxiig  Lothars  sichtlich  besonderes  Gewicht  auf  die  Dotation  als  Kena- 
zfeichen'der  rechten  Ehe.  In  Ep.  16  schreibt  er,  er  könne  kein  Divoniüm 
zyigtht^x:  si  desponsata  nescienie  sponsö  corrumpatur  et  postmodüm  dote 
facta  fhMtitali  mofe  ci0n  eademidem  sponsus  iacuerit.  In  seiner  Instruction 
-aß  die  Legdteü,  Ep.  157,  C.  Siq.  2  c.  4/macht  er  die  Frage,  ob  die  Wal- 
^rade  Uxor.  legUiipa  gewesen  sei,  nicht  ^tWa  von  der  Desponsatio  abhängig, 
sondern  davon,  ob  der  König  sie  :premissis  dotibus,  coram  tesfibus,  secüw 
dum  liget^  .etritufn,  quo  nuptiae  celebrari^lent,  accepisse. 

Ebjen^o  vsfifd  in  spätem  kirchedrechtlichen  Quellen  des  fränkischen 
R^chtsgebiet^.  das  Erforderi^iss  der  Dotatio  betont,  vgl.  Schröder  Goterr. 
1 ,  81;  insbesondere  verlangt  Burchard  von  Worms,  Coirector  c.  45,  irgend- 
welche Dovirung,  und  wenn  es  auch,  nur  ein  Denar  oder  der  Werth  eines 
Denars  oder  selbst  eines  Obolus  wäre:  tantum.  ut  dotata fierct.  Noch  Ivo 
von  Chanres  Ep.  188  betont  für  die  Unlösbarkeit  einer  Ehe  insbesondere, 
dass  sie  vollzogen  wurde :  postquam  mafrimoniales  tabulae  datae  sunt  et 
•coßttra  coniugii  sacramenta  completa^  Hat  die  Kirche  sich  dann  unter  Ab- 
sehen von  den  soiistigen  weltlichen  Erfordernissen  nur  noch  an  den  in  ver- 
langter Weise  ausgesprochenen  Consens  gehalten,  so  sagt  noch  Glanvilla  6, 
.1  'S  f :  Tenetur  auiem  unusquisque  tarn  jure  ecclesiastico y  quam  jure  secu- 
lari  sponsam  suam  dotare  tempore  desponsationis.  Als  Hauptkennzeichen 
der  Ehe  erscheint  der  Widum  noch,  wenn  im  Landrecht  der  Grafschaft 
SaarbrUCk  8  §  i,  Komptz  Provinzialr.  3,  396,  gefordert  wird,  dass  der  Mann 
sein  Weib  bewidmen  solle,  damit  sie  nach  seinem  Tode  von  Kindern  und 
jErberi  nicht  Verstössen  oder,  für  eine  Dienstmagd  oder  für  eine  leichte  Frau, 
■die  zur  Unehre  bei  ihm  gesessen,  gehalten  werde. 

:  ,  866.  Wenn  bei  deu  Franken  die  Dos  als  Erforderniss  der  rechten  Ehe 
.erscheint,  so  ist  allerdings  gegen  die.  Verwenhung  fUr  ältestes  fränkisches 
.Recht  die  Annahme  des  Zurückgehens  auf  römisch-kirch- 
liches Recht  geltend  gemacht;  vgl.  insbesondere  Brunner  Dos  8  ff.  Es 
würde  danach  anzuknüpfen  sein  an  eine  Novelle  Majorians  von  458,  wo- 
nach eine  sine  dote  eingegangene  Verbindung  keine  Ehe,  die  aus  ihr  ent- 
sprossenen Kinder  keine  ehelichen  seien.  Wurde  das  Gesetz  aber  schon 
463  durch  3everus  aufgehoben,  so  macht  doch  schon  diese  kurze  Geltungs- 
zeit der  dem  römischen  Rechte  übrigens  fremden  Bestimmung  eine  Nach- 
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Wirkung  höchst  unwahrscheinlich,  wonach  dasselbe  für  den  gesammten 
spatern  fränkischen  Brauch  massgebend  geworden  wäre.  Jedenfalls  würde 
dann,  wie  auch  Brunner  betont,  das  Hauptgewicht  darauf  zu  legen  sein, 
dass  die  Kirche  jene  Auffassung  aufnahm,  wofür  zu  sprechen  scheint,  dass 
Pabst  Leo  in  einem  Schreiben,  welches  vielfach  in  die  spätem  canonischen 
Sammlungen  überging,  unter  den  Kennzeichen  der  Ehefrau  auch  das  an- 
führt, dass  sie  doiaia  legitime ;  durch  kirchlichen  Einfluss  .wäre  das  dann 
bei  den  Franken  zu  allgemeiner  Geltung  gelangt. 

Nun  scheinen  mir  von  vornherein  alle  Versuche  bedenklich ,  die  der 
römischen  Donatio  propter  nuptias  entsprechende  germanische  Dos  mit 
dem  römischen  Dotalrechte,  in  welchem  die  Dos  zunächst  die  Lei- 
stung auf  Seite  der  Frau  bezeichnet ,  in  bestimmteren  Zusammenhang  zu 
bringen.  Die  lateinische  Gleichbezeichnung  beider  Gaben,  die  von  Brunner 
stark  betonte  Donatio  in  dotem  redacta,  die  Verwendung  römischrechtlicher 
Formulare  würde  da  allerdings  Manches  erklären  können,  wenn  es  sich  um 
ein  beschränkteres  fränkischrechtliches  Gebiet  handelte,  welches  den  Ge- 
bieten, in  welchen  man  auch  später  am  römischen  Rechte  festhielt,  benach- 
bart war.  Aber  es  handelt  sich  um  das  ganze  weite  weltliche  Gebiet,  in 
welchem  noch  später  das  gesanimte  Familienrecht  sichtlich  auf  fränkischer 
Grundlage  beruht,  ohne  dass  sich  da  mit  Bestimmtheit  irgendwelcher  rö- 
misch-kirchlicher Einfluss  nachweisen  Hesse.  Ist  bezüglich  der  altern  Capi- 
tularien,  welche  Theilung  der  Dos  zwischen  der  Wittwe  und  den  Erben 
des  Mannes  bestimmen,  wohl  zweifellos  mit  Recht  geltend  gemacht,  vgl. 
Sandhaas  70,  Brunner  24,  dass  sie  nicht  altfränkischem  Rechte  entsprechen, 
mag  da  immerhin  auf  die  Einzelbestimmungen  römisches  Recht  von  Ein- 
fluss gewesen  sein,  obwohl  mir  auch  das  nach  dem  später  zu  Bemerkenden 
ganz  unwahrscheinlich  ist,  so  sind  dieselben  auch  ohne  alle  Rückwirkung 
auf  den  allgemeinen  Gebrauch  geblieben.  Es  ist  mir  nicht  wohl  denkbar, 
dass  die  F*ranken  so  allgemein  auf  die  Aufi'assung  eingegangen  sein  sollten, 
dass  die  Dotirung  Voraussetzung  der  rechten  Ehe  sein  sollte,  wenn  das 
nicht  dem  entsprach,  was  längst  bei  ihnen  Rechtens  war. 

Hätte  es  jedenfalls  nur  der  Kirche  gelingen  können,  das  durchzu- 
führen, so  ist  gar  nicht  abzusehen,  was  diese  hätte  bestimmen  sollen,  ihren 
Einfluss  dafür  einzusetzen.  Die  Kirche  als  solche ,  die  schliesslich  zu  dem 
Satze  gelangte ,  dass  der  in  bestimmten  Worten  ausgesprochene  Consens 
auch  ohne  Einhaltung  irgendwelchen  andern  Erfordernisses  zur  Entstehung 
giltiger  Ehe  genüge,  wenn  dem  kein  kirchliches  Hinderniss  entgegenstand, 
hatte  am  wenigsten  das  Streben,  ihrerseits  die  Giltigkeit  der  Ehe  von  der 
Einhaltung  irgendwelcher  sonstiger  Erfordernisse  abhängig  zu  machen. 
Aber  die  Form  der  Eheschliessung  war  nicht  ihre  Sache ,  sondern  die  des 
weltlichen  Rechtsbrauches.  War  dieser  in  Gebieten  germanischen  und  ro- 
manischen Rechts,  aber  auch  bei  den  germanischen  Stämmen  ein  überaus 
verschiedener,  so  erübrigte  für  die  Kirche  nichts,  als  beim  Fehlen  kirch- 
licher Hindemisse  jede  Ehe  als  giltige  anzuerkennen,  bei  deren  Eingehung 
den  Forderungen  des  Landesbrauchs  entsprochen  war. 

F  i  c  k  e  1^,  Untersuchungen.  III.  24 
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865]  Wir  sehen  uns  damit,  wie  ich  denke,  auf  den  umgekehrten  Schluss 
hingewiesen.  Wird  von  der  fränkischen  Kirche,  und  zunächst  nur  von 
dieser,  die  Dotation  durch  den  Mann  als  ein  Haupterforderniss  der  Ehe  be- 
tont, so  kann  das  nur  seinen  Grund  darin  haben,  dass  das  dem  altherge- 
brachten fränkischen  Brauche  entsprach.  Hätte  die  Kirche  ein  selbststäa- 
diges  Interesse  an  der  Einhaltung  der  Dotation  gehabt,  so  wäre  doch  zu  er- 
warten, dass  sie  in  andern  Rechtsgebieten  dasselbe  Gewicht  auf  dieselbe 
gelegt  hätte.  Es  würde  sich  leicht  nachweisen  lassen ,  wie  wenig  das  der 
Fall  war.  Wurde  später  die  weltliche  Eheschliessungshandlung  vor  der 
kirchlichen  Einsegnung  wiederholt,  so  wird  in  allen  westfränkischen  und 
normannisch-englischen  Ritualen  die  Dotirung  vor  der  KirchthUr  allerdings 
ausdrücklich  erwähnt;  aber  im  Lande  des  geschriebenen  Rechts  fehlt  sie, 
scheint  man  keinerlei  Gewicht  auf  sie  gelegt  zu  haben.  Es  wird  das  um  so 
auffallender,  wenn  im  Ritual  von  Lyon  und  dem  einen  von  Limoges,  Mar- 
tene  De  ant.  eccl.  ritibus  2,  136,  welches  sich  durch  das  Accipio  der  Con- 
sensformel'  als  romanisch  kennzeichnet,  vgl.  §  30,  zwar  die  Formel  des: 
De  cet  and  fespouscy  dem  fränkischen  Brauche  entnommen  sein  wird, 
während  die  sich  in  diesem  regelmässig  anschliessende  Dotirungsformel 
fehlt. 

In  Italien  selbst  wird  sichtlich  kirchlicherseits  keinerlei  Gewicht  auf  die 
Dotirung  gelegt.  Wird  sie  später  bei  italienischen  Canonisten  wohl  betont, 
so  hat  das  zweifellos  seinen  Grund  nur  darin,  dass  die  bezüglichen  in  das 
Decret  aufgenommenen  Canones  überwiegend  fränkischen  Ursprungs  sind. 
Wo  kirchliche  Entscheidungen  Italien  im  Auge  haben,  da  wird  als  Kenn- 
zeichen der  rechten  Ehe  nicht  die  Doiaiio,  sondern  die  Traditio  und  Tra- 
ductio  betont.  Zweifellos  wieder  nur  desshalb ,  weil  das  hier  dem  Landes- 
brauche entsprach,  welcher  für  die  rechte  Ehe  das  Gewicht  auf  die  Traditio 
puellae  und  die  Dismundiatio  legte,  nicht  aber  auf  die  Dotatio.  Es  ist  für 
diese  ganzen  Verhältnisse  besonders  kennzeichnend,  wenn  später  in  Unter- 
italien die  Form  der  Dotatio  ante  fores  ecclesiae  allerdings  häufig  erwähnt 
wird,  aber  nur  als  Sonderbrauch  der  Viventes  jure  Francorum ,  der  einge- 
wanderten fränkisch-normannischen  Ritterschaft. 

Ausschlaggebend  gegen  die  Annahme,  die  Dos  sei  erst  unter  römisch- 
rechtlichem Einflüsse  bei  den  Franken  Erforderniss  der  rechten  Ehe  ge- 
worden, scheint  mir  aber  vor  allem  der  Umstand  zu  sein,  dass  wir  der  ganz 
entsprechenden  Auffassung,  dass  die  rechte  Ehe  eine  der  fränkischen  Dos 
entsprechende  Leistung  erfordere,  ebenso  bei  andern  germanischen 
Stämmen  begegnen.  Auch  L.  Wisigoth.  3,  i  1.  9  verlangt  in  einem  der 
Reccesvindiana  allerdings  noch  fremden  Satze  für  die  rechte  Ehe  die  Dos. 
Dass  sich  das  nicht  näher  an  römische  Dotal Verhältnisse  anschlicsst,  ergibt 
sich  daraus,  dass  auch  hier  die  Dos  einseitige  Leistung  des  Mannes  ist,  wie 
das  besonders  deutlich  hervonritt,  wenn  ebenda  1.  5  ein  Meistbetrag  der 
Dos  bestimmt,  aber  hinzugefügt  wird,  und  zwar  das  unter  ausdrücklicher 
Beziehung  auf  das  gleichen  Betrag  der  Dos  und  Donatio  verlangende  rö- 
mische Recht,  dass  dieser  Betrag  nur  dann  überschritten  werden  darf,  wenn 
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auch  die  Sponsa  dem  Sponsus  einen  dem  Mehr  entsprechenden  Betrag  zu- 
bringt. Aber  freilich  bliebe  auch  da  die  Erklärung  nachträglichen  kirch- 
lichen Einflusses ;  vgl.  Brunner  Dos  lo.  Aber  auf  solchen  wird  man  es  doch 
schwerlich  zurückführen  wollen,  wenn  wir  noch  später  in  den  scandinavi- 
schen  Rechten  mit  grösster  Bestimmtheit  ausgesprochen  finden ,  dass  nur 
die  durch  den  Mundr,  durch  die  der  Dos  entsprechende  Gabe  des  Mannes, 
erworbene  Frau  rechte  Ehefrau,  dass  nur  die  Kinder  eheliche  seien,  deren 
Mutter  durch  den  Mundr  erkauft  wurde.  Das  entspricht  der  Auffassung, 
wie  sie  uns  die  altera  fränkischen  Zeugnisse  ergeben ,  so  genau ,  wie  nur 
möglich.  Es  würde  sich,  wenn  auch  nicht  so  unmittelbar,  noch  für  andere 
germanische  Rechte  das  Eingreifen  entsprechender  Auffassung  nachweisen 
lassen. 

Damit  aber  scheint  es  mir  ganz  ausser  Zweifel  gestellt  zu  sein ,  dass, 
wenn  bei  den  Franken  die  Dotatio  als  Haupterforderniss  der  rechten  Ehe 
betont  wird,  das  auf  althergebrachtes  germanisch -fränkisches  Recht  zurück- 
geht, nicht  aber  auf  römisches  Recht,  in  welchem  sich  die  entsprechende 
Bestimmung  nur  in  einem  wenige  Jahre  in  Geltung  gebliebenen  Gesetze 
findet,  bei  dem  wir  überhaupt  immer  auf  die  Schwierigkeit  stossen,  dass 
unter  römischer  und  germanischer  Dos  doch  zunächst  durchaus  Verschie- 
denes zu  verstehen  ist.  Sollte  da  dennoch  Zusammenhang  anzunehmen  sein, 
so  liesse  sich  vielleicht  eher  daran  denken,  dass  für  das  Gesetz  Majorians, 
wie  für  die  Angabe  der  Lex  Romana  Burgundionum  37  S  i,  vgl.  Brunner 
1  o,  germanischer  Einfluss  massgebend  war,  obwohl  sich  da  auch  Anschluss 
im.  Orient  finden  würde ;  vgl.  Brunner  8. 

866.  Lege  ich  für  spätere  Erörterungen  grosses  Gewicht  auf  die,  wie 
ich  denke,  ausreichend  begründete  Annahme,  dass  nach  älterm  fränkischen 
Recht  die  Dotation  Haupterforderniss  der  rechten  Ehe  war,  so  wird  noch 
der  anscheinendeWiderspruchzwischenderForderung  vor- 
heriger Dotirung  und  der  Zuerkennung  eines  gesetzlichen 
Widum  zu  berühren  sein.  Es  liegt  die  Frage  nahe,  wie  es  dann  zu  ver- 
einen, dass  die  Ehefrau  als  solche  auch  ohne  Bestellung  einer  bestimmten 
Dos  Anspruch  auf  eine  gesetzliche  Dos  hatte,  während  umgekehrt  wieder 
in  ihrer  Dotirung  der  Hauptbeweis  liegen  sollte,  dass  sie  Ehefrau  sei.  Ins- 
besondere wird  ja  auch  in  einigen  Formeln  nicht  Dotirung  im  allgemeinen, 
sondern  Ausfenigung  eines  Libellus  dotis  als  das  hingestellt,  was  nachträg- 
lich die  Geschlechtsverbindung  zur  rechten  Ehe  macht.  Konnte  nicht  von 
jeher  ein  Libellus  Erforderniss  sein,  so  war  nach  Capit.  II  $  4  der  Zwölfer- 
eid Beweismittel  für  die  Dos.  Das  setzt  bei  der  vereinbarten  Dos  eine  vor 
der  Vollziehung  der  Ehe  vorgenommene  Dotirungshandlung  voraus,  aus 
der  sich  nicht  blos  ergab,  dass  die  Frau  überhaupt  dotirt,  sondern  auch, 
womit  sie  dotin  sein  sollte. 

Hatte  sich  nun  aber  schon  nach  den  ältesten  Zeugnissen  eine  gesetz- 
liche Dos  festgestellt,  ein  Betrag,  der  jeder  Ehefrau  als  solcher  zukam,  wenn 
nicht  ausdrücklich  ein  anderer  bestimmt  war,  so  entfiel  auch  in  allen  Fällen, 
in  welchen  der  Frau  diese  zukommen  sollte,  die  Noih wendigkeit,  den  Be- 
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866]  trag  der  Dos  ausdrücklich  zu  bestimmen.  Wohl  aber  war  trotzdem 
irgendwelcher  Formalact  nöthig,  in  dem  sich  bestimmt  aussprach,  dass 
die  Frau  dotirt  sein  solle,  wenn  dadurch  ihre  Stellung  als  Ehefrau  und  da- 
mit ihr  Anspruch  auf  die  gesetzliche  Dos  bedingt  war. 

Erscheinen  nach  den  altern  Zeugnissen  Desponsatio  und  Dotatio  durch- 
weg als  zeitlich  getrennte  Handlungen,  so  dürfte  sich,  ohne  dass  ich  näher 
darauf  eingehen  möchte,  die  Annahme  begründen  lassen,  dass  der  Solidus 
und  Denarius  oder  die  dreizehn  Denare ,  welche  bei  der  Desponsatio  der 
Braut  als  Arrha  gegeben  werden,  insbesonders  auch  als  Signum  dotis,  wie 
sie  in  spätem  Ritualen  heissen,  zu  fassen  sind,  als  eine  Erklärung  des  Spon- 
sus,  dass  die  Braut  dotirte  Ehefrau  werden  solle,  so  dass,  wenn  die  spätere 
Bestellung  einer  anderweitig  bestimmten  Dos  unterblieb,  ihr  nach  Vollzie- 
hung der  Ehe  auch  die  volle  gesetzliche  Dos  zukam.  Die  dreizehn  Denare 
als  vorläufige  Leistung  zum  Zeichen,  dass  man  sich  eventuell  zur  vollen 
Leistung  verpflichtet,  haben  sich  auch  wohl  anderweitig  in  französischen 
Rechten  erhalten ;  so  hat  nach  der  Coutume  von  La  Marche  S  26 1  der  sein 
Näherrecht  geltend  Machende  dem  Käufer  lrei:[e  pieces  de  monnoye  du  coing 
du  roy  anzubieten  zum  Zeichen,  dass  er  bereit  sei,  den  vollen  Kaufpreis  zu 
ersetzen.  Und  dafür,  dass  Dos  und  Arrha  schon  in  früher  Zeit  als  in  näherer 
Verbindung  stehend  gefasst  wurden ,  spricht  wohl  insbesondere,  dass  in 
Spanien  die  gothische  Dos  später  schlechtweg  als  Arras  bezeichnet  wurde. 

Die  Ausfuhrung  der  bei  der  Desponsation  zugesicherten  Dotatio  konnte 
dann  spater  durch  Zuweisung  bestimmter  Vermögensbestandtheile  als  Dos 
erfolgen.  Aber  auch  wenn  man  sich  an  die  gesetzliche  Dos  halten  wollte, 
schloss  das  einen  spätem  Formalact  nicht  aus,  bei  welchem  der  Bräutigam 
vor  Zeugen  erklärte ,  dass  er  die  Braut  bezüglich  seines  Vermögens  dotire, 
während  dann  ohnehin  feststand,  welche  Bestandtheile  desselben  davon  ge- 
troffen wurden.  Wurden  mit  der  Zeit  Desponsatio  und  Dotatio  in  der  Regel 
in  eine  Handlung  zusammengezogen,  verlangte  dann  die  gallicanische  Kirche 
Wiederholung  der  weltlichen  Vermählungshandlungen  ausserhalb  der  Kirche 
vor  der  in  dieser  erfolgenden  Benedictio ,  so  haben  die  dabei  regelmässig 
erwähnten  Dotirungsformeln  allerdings  überwiegend  zunächst  eine  verein- 
barte Dos  im  Auge.  Es  wird  wohl  die  Dotirungsurkunde  verlesen  und 
vom  Sponsus  der  Sponsa  übergeben.  Oder  auch  ohne  Erwähnung  der  Ur- 
kunde; so  im  Ritual  von  Victoire:  de  ista  dote  te  doto  ^  oder  in  denen  von 
Paris  und  Limoges :  ei  te  doue  dou  douaire,  qui  est  divisie:^  entre  mes  amis 
ei  les  iiens. 

Hatten  sich  aber  solche  Formeln  einmal  festgestellt,  so  mochten  sie  ja 
immerhin  auch  da  verwandt  werden ,  wo  man  nur  die  gesetzliche  Dos  im 
Auge  hatte.  Und  in  andern  F'ormeln  fehlt  jeder  Hinweis  auf  bestimmte 
Vermögensbestandtheile,  wird  die  Dos  einfach  auf  das  Vermögen  des 
Mannes  bestellt.  So  zu  Chalons :  ei  de  mes  biens  te  doue,  und  übereinstim- 
mend zu  Salisbury :  and  with  al  my  worldeley  cathel  J  the  endowe.  Damit 
soll  sichtlich  nicht  gesagt  sein,  dass  das  ganze  Vermögen  Douaire  sein  solle; 
was  die  dotirte  Frau  vom  Vermögen  des  Mannes  zu  beanspruchen  hatte, 
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stand  ohnehin  fest.  Auch  Glanvilla  6,  i  S  2  weist  ausdrücklich  darauf  hin, 
dass  die  von  ihm  bei  der  feierlichen  Desponsation  vor  der  Kirche  geforderte 
Dotirung  keine  bestimmtere  Bezeichnung  des  Betrages  erfordere :  Cum  quis 
autem  sponsam  suatn  doiaty  auf  nominat  dotem ,  auf  non  ;  si  non  nominaf, 
ieriia  pars  tofius  Uteri  ienementi  sui  intelligitur  dos. 

Muss  ich  mich  da  mit  einigen  Andeutungen  begnügen,  so  dürften  sie 
doch  ausreichen,  um  den  Widerspruch  zu  erklären,  der  anscheinend  darin 
liegt,  dass  auch  der  Ehefrau,  der  keine  bestimmte  Dos  bestellt  ist,  dennoch 
eine  gesetzliche  zukommen,  andererseits  aber  wieder  die  Dotirung  erweisen 
soll,  dass  sie  Ehefrau  sei.  Es  genügt  durchaus  die  späteren  Zeugnissen  ent- 
sprechende Annahme,  dass,  sobald  die  gesetzliche  Dos  festen  Fuss  gefasst 
hatte,  auch  bei  den  der  Vollziehung  der  Ehe  vorausgehenden  Handlungen 
irgendwelcher  Formalact  eingriff,  der  ergab,  dass  die  Sponsa  überhaupt  do- 
tirte  Ehefrau  werden  solle. 

867.  Ein  auffallender  Unterschied  zwischen  älterem  und  späterm  Recht 
scheint  sich  nun  darin  zu  ergeben ,  dass  wir  ursprüngliche  Bemes- 
sung des  gesetzlichen  Widumnach  einem  feststehenden 
Betrage  in  Fahr niss  finden,  während  nach  der  früher  besprochenen 
spätem  regelmässigen  Gestaltung  nur  Liegenschaften  vom  Douaire  getroffen 
werden,  und  zwar  nicht  in  einem  für  alle  Fälle  feststehenden ,  sondern  in 
einem  Betrage,  der  sich  in  jedem  Einzelfalle  nach  dem  Bestände  gewissen 
Grundeigenthums  des  Mannes  regelt. 

Bezüglich  des  Ueberganges  vom  Fahrnisswidum  zum  Lie- 
genschaftswidum hat  Sohm  in  Zeitschr.  f.  Rechtsg.  5,  419  ff.  die  An- 
sicht ausgesprochen,  der  ältere  Fahrnisswidum  sei  imnter  ein  gesetzlicher 
gewesen,  der  jeder  Ehefrau  gerade  in  diesem  Betrage,  nicht  mehr  und  nicht 
minder,  zugekommen  sei;  von  einem  vereinbarten  Widum  könne  über- 
haupt erst  die  Rede  sein,  als  es  Brauch  wurde ,  die  Dos  auf  Liegenschaften 
zu  bestellen.  Er  stützt  sich  dabei  insbesondere  auf  den  Umstand,  dass  sich 
zwar  viele  Formeln  für  Libelli  dotis  finden,  in  welchen,  vgl.  Sandhaas  52  ff., 
neben  Liegenschaften  auch  Mobilien  der  verschiedensten  Art  als  Dos  be- 
stellt werden,  aber  nicht  eine  einzige,  nach  welcher  dieselbe  nur  aus  Fahr- 
niss  bestand.  Aber  daraus  ergibt  sich,  wie  ich  denke,  doch  nur,  dass  es,  wie 
das  andern  von  Sohm  betonten  Umständen  entspricht,  nicht  üblich  war,  bei 
Dotirung  mit  blosser  Fahmiss  eine  Urkunde  auszustellen.  Nicht  aber,  dass 
es  überhaupt  nicht  gestattet  gewesen  sei^  eine  Mobiliardos  in  einem  von 
dem  gesetzlichen  Betrage  abweichenden  Betrage  zu  vereinbaren,  der  ja, 
wenn  nicht  durch  Urkunde ,  anderweitig  nach  dem  Tode  des  Mannes  zu 
erweisen  war. 

In  dieser  Richtung  wird  doch  zu  beachten  sein,  dass  wenigstens  später 
in  den  germanischen  Rechten  die  Bestimmungen  über  gesetzliche  Ansprüche 
der  Ehegatten  durchweg  nur  subsidiäre  Bedeutung  haben ,  dass  allgemein 
anerkannt  ist,  dass  sie  nur  dann  zur  Geltung  gelangen,  wenn  in  dem  be- 
züglichen Heirathsvertrage  nicht  Anderes  ausdrücklich  bestimmt  ist.  Das 
kann  sich  allerdings  in  Einzelftlllen  verloren  haben ,  wie  etwa  in  solchen 
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867]  französischen  Rechten,  vgl.  S814,  in  welchen  es,  auch  wenn  ein  Dou- 
aire  pre'fix  vereinbart  war,  der  Frau  zustand,  sich  an  den  höhern  Betrag  des 
Douaire  coutumier  zu  halten ,  oder  wo  umgekehrt  der  Betrag  des  Douaire 
pre'fix  den  des  Douaire  coutumier  nicht  Überschreiten  sollte.  Im  allgemeinen 
aber  findet  sich  auch  später  in  den  germanischen  Rechten  überall  die  Auf- 
fassung, dass  die  gesetzlichen  ehelichen  Vermögensrechte  nur  dann  ein- 
greifen, wenn  nicht  abweichende  Abmachungen  vorliegen. 

Dann  aber  kann  blosse  Erwägung  der  da  eingreifenden  Verhältnisse 
nicht  wohl  bezweifeln  lassen ,  dass  die  Vereinbarung  immer  der  gesetz- 
lichen Feststellung  vorausgegangen  sein  muss.  Auch  wenn  die  Ehe  sich 
schon  auf  gesammtgermanischer  Grundlage  gestaltet  hat,  so  waren  damit 
doch  nicht  schon  eheliche  Vermögensrechte  in  bestimmtem  Ausmasse  ge- 
geben ;  schon  die  so  überaus  abweichende  Gestaltung  derselben  bei  den 
verschiedenen  germanischen  Stämmen  weist  aufs  bestimmteste  darauf  hin, 
dass  dieselben  sich  überwiegend  erst  nachträglich  bei  den  einzelnen  Stäm- 
men festgestellt  haben  können.  Damit  erübrigt  doch  nichts,  als  die  An- 
nahme, dass  dieselben  ursprünglich  für  jeden  Einzelfall  vereinbart  wurden, 
dass  es  dann  bei  den  einzelnen  Stämmen  allmählig  üblich  wurde,  sie  in 
dieser  oder  jener  Weise,  in  diesem  oder  jenem  Ausmasse  zu  bestimmen, 
und  sich  damit  nach  und  nach  eine  gesetzliche  Dos  feststellte,  welche  überall 
zuerkannt  wurde,  wo  nicht  anderes  bestimmt  war.  Auch  wenn  man  nach 
der  vonSohm  getheilten,  später  näher  zu  erörternden  Annahme  davon  aus- 
geht, dass  ein  fester  Betrag  der  Dos  dadurch  gegeben  war,  dass  der  früher 
dem  Vormunde  gezahlte  Kaufjpreis  in  eine  Bewidmung  der  Fran  überging, 
kann  der  Hergang  nicht  wohl  ein  anderer  gewesen  sein.  Auch  das  Pretium 
puellae  war  doch  nicht  ein  durch  die  Natur  der  Dinge  gegebenes;  das  Pre- 
tium kann  anfangs  nur  ein  für  den  Einzelfall  vereinbartes  gewesen  sein,  bis 
sich  dann  ein  bei  den  verschiedenen  Stämmen  verschieden  bemessenes  ge- 
setzliches Pretium  feststellte. 

Bei  solcher  Entstehung  der  gesetzlichen  Dos  aber  ist  es  doch  ganz  un- 
wahrscheinlich, dass  dieselbe  ausschloss,  der  in  den  germanischen  Rechten 
so  allgemein  anerkannten  Ungebundenheit  der  Heirathsverträge  entspre- 
chend auch  für  den  Einzelfall  eine  grössere  oder  geringere  Dos  in  Fahrniss 
zu  vereinbaren.  Der  Wortlaut  der  Lex  Ribuaria  scheint  das  unter  der  Vor- 
aussetzung, dass  die  Mobiliardos  nie  eine  conscripta  sein  konnte,  nach 
strenger  Auslegung  allerdings  auszuschliessen,  dass  es  auch  eine  Mobiliar- 
dos in  anders  bestimmtem  Betrage  geben  konnte.  Aber  es  genügt  doch  die 
Annahme,  dass  die  vereinbarte  Dos  damals  schon  in  der  Regel  auf  Grund- 
stücke bestellt  wurde  und  dann  der  Beurkundung  bedurfte,  um  bei  der  Fas- 
sung nicht  bestimmter  zu  beachten,  dass  auch  eine  abweichend  bemessene 
Dos  lediglich  in  Fahrniss  bestellt  sein  konnte. 

Jedenfalls  entspricht  die  Annahme,  dass  man  da  weniger  den  Gegen- 
satz zwischen  Immobiliardos  und  Mobiliardos,  als  den  zwischen  verein- 
barter und  gesetzlicher  Dos  im  Auge  hatte,  durchaus  dem  spätem  Zu- 
stande. Denn  es  sieht  ausser  Frage,  dass  da  ein  vereinbarter  Widum 
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in  Fahraiss  durchaus  zulässig  war.  Das  ergeben  einmal  die  später  zu  er- 
wähnenden Bestimmungen  der  Coulumes,  nach  welchen  der  Frau  an  dem 
auf  eine  bestimmte  Geldsumme  vereinbanen  Douaire  bald  Eigenihum,  bald 
nur  Zucht  zustehen  sollte.  Es  ergeben  das  ebenso  zahlreiche  Einzel  verbrie- 
fungen, nach  welchen  ein  Douaire  in  Geld  in  verschiedenstem  Betrage  be- 
stimmt wird.  Und  wird  später  in  der  Regel  das  gesetzliche  Douaire  nur 
auf  einen  Theilbetrag  der  Liegenschaften  des  Mannes  bestimmt,  so  konnte 
da  gerade  das  an  Fahrniss  bestellte  immer  nur  ein  vereinbartes  sein. 

868.  Zuzugeben  ist  dagegen  zweifellos,  dass  in  der  Zeit,  bis  auf  welche 
unsere  Quellen  zurückreichen,  die  gesetzliche  Dos  nur  eine  in  Fahrniss  be- 
stimmte war,  dass  von  einem  gesetzlichen  Widum  an  Liegen- 
schaften noch  nicht  die  Rede  war,  ein  solcher  immer  nur  ein  vereinbarter 
sein  konnte.  Die  gesetzliche  Dos  wird  sich  in  einer  Zeit  festgestellt  haben, 
in  der  auf  die  Sonderrechte  an  Grund  und  Boden,  auch  wenn  sie  schon  an- 
erkannt waren,  weniger  Gewicht  gelegt  wurde,  als  auf  Knechte,  Vieh  und 
andere  Fahrniss,  welche  zur  Verwerthung  des  Bodens  nöthig  waren.  Ge- 
wannen aber  mit  der  Zeit  die  Liegenschaften  für  das  Vermögen  grössere 
Bedeutung,  so  musste  es  bei  einer  Gabe,  welche  sichtlich  zunächst  darauf 
berechnet  war,  die  Zukunft  der  Frau  und  der  Kinder  möglichst  zu  sichern, 
auf  der  Hand  liegen,  dass  dem  durch  die  Bestellung  von  Liegenschaften  am 
ausreichendsten  entsprochen  wurde.  Es  wird  mehr  und  mehr  Brauch  ge- 
worden sein,  solche  bei  den  Heirathsberedungen  zu  vereinbaren. 

Mit  der  bisherigen  gesetzlichen  Dos  aber  liess  sich  das  nicht  in  Ver- 
bindung bringen.  Die  festen  Geldsätze  derselben  Hessen  sich  durch  Vieh 
und  sonstige  Fahrniss,  für  welche,  wie  viele  Bestimmungen  zeigen,  sich  im 
allgemeinen  bestimmte  Werihbeträge  festgestellt  hatten,  berichtigen.  Nicht 
in  gleicher  Weise  durch  Uebertragung  von  Grundbesitz,  bei  dem  das  nicht 
zutraf;  erst  in  karolingischer  Zeit,  wie  SohmS.  423  betont,  finden  sich  ein- 
zelne Fälle,  dass  Immobilien  zur  Zahlung  gegeben  werden  können.  Und 
selbst  diese  müssen  ja  nicht  ergeben,  dass  sich  für  solche  ein  im  allgemeinen 
feststehender  Werthbeirag  entwickelt  hatte;  es  wird  doch  anzunehmen  sein, 
dass  da  Schätzung  für  den  Einzelfall  eingreifen  musste. 

Finden  wir  nun  später  auch  den  gesetzlichen  Widum  in  der  Regel 
auf  Liegenschaften  angewiesen,  so  muss  sich  derselbe  ganz  unabhängig  von 
der  alten  Mobiliardos,  aber  in  ähnlicher  Weise  entwickelt  haben.  Es  wird 
so  allgemein  Sine  geworden  sein,  Liegenschaften  in  einem  bestimmten 
Ausmasse  zu  bestellen,  dass  man  sich  daran  auch  da  hielt,  wo  der  Frau  eine 
Dos  zwar  zugestanden,  aber  nicht  auf  bestimmte  Liegenschaften  angewiesen 
war.  Und  dann  kann  es  nicht  befremden,  wenn  man  da  für  den  Betrag  zu 
einem  ganz  verschiedenen  Gesichtspunkt  gelangte,  zu  Bemessung  nach 
einem  Theilbetrage  des  liegenden  Gutes  des  Mannes.  Die 
ältere  Mobiliardos  konnte  da  nicht  wohl  einen  Anhalt  bieten,  da  die  festen 
Geldsätze  derselben  sich  nicht  in  Liegenschaften  umsetzen  liessen.  Musste 
man  von  irgendwelchem  andern  Gesichtspunkte  ausgehen,  so  kann  es  nicht 
befremden,  wenn  dafür  der  Betrag  des  Vermögens  des  Mannes  massgebend 
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868]  wurde.  Die  alte  gesetzliche  Mobiliardos  Hess  diesen  ganz  unberück- 
sichtigt; sie  konnte  je  nach  den  Verhältnissen  einen  sehr  geringen  oder  sehr 
hohen  Theilbetrag  des  Vermögens  des  Mannes  darstellen.  Es  würde  darin, 
wenn  die  gesetzliche  Dos  im  Fahrniss  die  allein  zulässige  gewesen  wäre, 
eine  so  auffallende  Unbilligkeit  gelegen  haben,  dass  schon  das,  wie  ich 
denke,  kaum  bezweifeln  lassen  könnte,  dass  nichts  im  Wege  stand ,  auch 
zu  der  Zeit,  wo  man  nur  eine  Dos  im  Fahrniss  kannte ,  dieselbe  für  den 
Einzelfall  geringer  oder  höher  zu  vereinbaren. 

Wurde  es  nun  in  einer  spätem  Zeit,  wo  ohnehin  die  Ungleichheit  der 
Vermögen  sich  stärker  geltend  gemacht  haben  wird,  Brauch,  Bestellung  der 
Dos  auf  Liegenschaften  zu  vereinbaren,  so  konnte  es  selbstverständlich 
scheinen,  dass  die  Bemessung  sich  mehr  oder  weniger  nach  dem  Vermögen 
des  Mannes  regelte.  Wurde  es  dann  üblich ,  dass  der  Mann  der  Frau  an- 
nähernd hier  die  Hälfte ,  dort  ein  Drittel  seiner  Liegenschaften  verschrieb, 
so  war  damit  der  Halt  für  die  spätere  Bemessung  der  Liegenschaftsdos  ge- 
wonnen. Ein  gewisser  Zusammenhang  mit  der  frühern  Mobiliardos  mag 
übrigens  auch  da  bestanden  haben.  Konnte  diese ,  wie  ich  denke,  immer 
auch  eine  vereinbarte  sein,  so  mag  es  schon  früher  Brauch  gewesen  sein, 
dieselbe  nach  der  Hälfte  oder  dem  Drittel  des  Mobiliarvermögens  des  Man- 
nes zu  bemessen.  Und  selbst  die  festen  Geldsätze  der  gesetzlichen  Dos 
könnten  sich  in  einer  Zeit  festgestellt  haben,  wo  dieselben  bei  noch  grösserer 
Gleichheit  der  Vermögen  wenigstens  annähernd  der  Hälfte  oder  dem  Drittel 
eines  Durchschnittsvermögens  entsprachen. 

Scheint  sich  in  der  besprochenen  Richtung  auf  den  ersten  Blick  ein 
sehr  wesentlicher  Unterschied  zwischen  der  altern  Dos  und  dem  spätem 
Douaire  zu  ergeben ,  so  stossen  wir  doch  nirgends  auf  Schwierigkeiten  bei 
dem  Versuche,  denselben  durch  Weiterentwicklung  von  der  alten  Grund- 
lage aus  zu  erklären.  Ungezwungen,  wie  ich  denke,  lässt  sich  erklären,  wie 
im  Laufe  der  Zeit  auch  der  gesetzliche  Widum  nicht  mehr  Mobilien,  son- 
dern Immobilien  traf,  und  man  in  Verbindung  damit  von  feststehenden 
Werthbeträgen  zur  Bemessung  nach  dem  Vermögen  des  Mannes  über- 
ging- 

869.  Haben  wir  aber  im  allgemeinen  Uebergang  vom  Fahrnisswidum 
zu  dem  in  späterer  Zeit  die  Regel  bildenden  Liegenschaftswidum  anzu- 
nehmen, so  findet  unsere  Annahme,  dass  im  Douaire  sich  die  alte  Dos  fon- 
setzt,  doch  auch  darin  eine  beachtenswerthe  Unterstützung,  dass  sich  auch 
später  noch  Reste  eines  gesetzlichen  Fahrnisswidum  erhalten 
haben.  Wird  im  allgemeinen  später  nur  ein  gesetzlicher  Liegenschaftswi- 
dum erwähnt,  so  konnte  da,  wie  schon  betont,  ein  Douaire  in  Fahrniss  nur 
noch  ein  in  bestimmtem  Betrage  ausdrücklich  bestelltes  sein ;  hatte  der  Mann 
das  unterlassen  und  hatte  er  keine  ererbte  oder  vor  der  Ehe  erworbene  Lie- 
genschaften, so  hatte  die  Frau  auch  kein  Douaire.  Es  ist  erklärlich ,  wenn 
nach  der  $  864  erwähnten  Stelle  des  Burchard  von  Worms  zunächst  ge- 
wiss mit  Rücksicht  auf  solche  Fälle  Dotirung  mit  einem,  wenn  nuch  noch 
so  geringen  Betrage  gefordert  wird.    Der  Unbilligkeit,  die  sich  daraus  er- 
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geben  konnte,  finden  wir  nun  wenigstens  in  einzelnen  Coutumes  dadurch 
begegnet,  dass  auch  ein  gesetzliches  Douaire  in  Fahrniss  gewährt  wird;  und 
es  ist  sehr  möglich,  dass  ein  solches  im  weitern  Umfange  anerkannt  war, 
als  die  Aufzeichnungen  der  Coutumes  ergeben,  welche  die  Verhältnisse  der 
nichtbegUterten  Volksklassen  sichtlich  vielfach  nicht  genügend  berück- 
sichtigen. 

Dabei  ergibt  sich  wohl  insofern  näherer  Anschluss  an  die  gesetzliche 
Dos  der  Leges,  als  es  sich  um  feste  Geldbeträge  handelt,  damit  also 
auch  hier  noch  jede  Rücksicht  auf  das  grössere  oder  geringere  Vermögen 
des  Mannes  entfMlt.  In  derCoutume  vonDourdan  nordwestlich  von  fitam- 
pes  S  88  wird  zunächst  für  Nobles  das  Douaire  in  der  üblichen  Weise  auf 
die  Zucht  an  der  Hälfte  der  He'ritages  des  Mannes  bestimmt :  ei  entre  roiu- 
riers  est  de  la  jouyssance  de  la  moiti^  desdiis  heritages  comme  dessus ,  ou 
de  la  somme  de  dix  livres  tournoiSy  et  sans  rappori  de  ladite  somme  de  dix 
livres  tournois,  aux  choix  ei  opiion  de  ladicie  femtne.  Im  Gebiete  von  Blois 
ist  im  Sonderrecht  der  Castellanie  Menetou  sur  Cher  S  20,  Com.  ge'n.  3, 
1082,  für  Adlige,  Kaufleute  und  Bürger  auf  das  übliche  Douaire  hinge- 
wiesen :  entre  gens  de  labeur  ledii  douaire  cousiumier  est  seulement  de  cent 
sols  toumois  ä  prendre  sur  les  biens  communs  de  la  communauid y  s'il  tCy 
a  enfans;  ei  s'il  y  a  enfans,  ledici  douaire  n'esi  que  de  cinquanie  sols  tour- 
nois ;  und  nach  dem  Recht  der  Herrschaft  Chabris  $11:  entre  roturiers, 
si  le  mary  meuri  le  pr emier ^  lafemme  prend  sur  la  pariie  des  biens  meubles 
de  son  mary  par  douaire  cousiumier  audit  Heu  la  somme  de  soixante  sols 
toumois  ei  non  autre  chose.  Ist  das  zunächst  Recht  der  Roturiers,  so  wird 
um  so  weniger  zu  bezweifeln  sein,  dass  sich  diese  Bestimmungen  noch  un- 
mittelbar an  die  alte  gesetzliche  Dos  anschliessen. 

In  andern  Fällen  zeigt  sich  insofern  grössere  Annäherung  an  die  son- 
stige spätere  Gestahung,  als  der  Frau  beim  Fehlen  bezüglicher  Liegen- 
schaften nicht  ein  fester  Geldbetrag,  sondern  einTheilbetragvon  der 
Fahrniss  des  Mannes  zukommen  soll;  also  entsprechend  den  S  832 
erwähnten  Bestimmungen,  wonach  eventuell,  beim  Fehlen  von  Propre,  den 
Erben  ein  Theil  vom  Gewinnland  und  Fahrniss  erhalten  werden  muss. 
Nach  der  Coutume  von  Orleans  von  1509  S  241  und  entsprechend  nach 
der  von  1583  S  221,  soll,  wenn  im  Heirathsvertrage  kein  Douaire  bestimmt 
ist  und  der  Mann  keine  He'ritages  propres  hat,  die  Frau  von  der  den  Erben 
des  Mannes  zukommenden  Hälfte  der  Conqu8ts  ein  Viertel  zu  Zucht  er- 
halten: ei  s^il  ny  a  conquests,  aura  la  quarie  pariie  des  meubles  de  la  por- 
iion  des  heriiiers  du  irepassd  d  perpeiuit^  deduicis  les  debtes.  Dieselbe  Be- 
stimmung, aber  in  der  Beschränkung  auf  Gens  roturiers,  findet  sich  in  der 
Grafschaft  Blois  in  den  Ortsrechten  von  Tremblevy  und  Villebrosse  S  1 2, 
Cout  ge'n.  3,  1059.  Statt  der  ihr  aus  dem  ehelichen  Gemeingute  zukom- 
menden Hälfte  erhielt  also  die  Frau,  wenn  dasselbe  überhaupt  nur  aus 
Fahrniss  bestand,  fünf  Achtel  zu  Eigen,  während  sie  das  Viertel  der  Hälfte 
vom  Gewinnlande  nur  zu  Zucht  hatte. 
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869]  Dabei  kann  auffallen,  dass  in  manchen  flandrischen  Städten,  wie 
Ipern,  Poperingen,  Vourne,  sich  ein  entsprechendes  Ausmass  Hndet,  indem 
nicht  blos  die  Wittwe,  sondern  jeder  Ueberlebende,  wenn  er  die  Fahrniss 
nicht  mit  eigenen  Kindern,  sondern  mit  andern  Erben  des  Verstorbenen 
zu  theilen  hat,  nicht  die  Übliche  Hälfte,  sondern  fünf  Achtel  erhält.  Die 
Uebereinstimmung  mag  eine  zufällige  sein.  Handelt  es  sich  aber  in  Flan- 
dern um  Rechte  mit  halber  Zucht  und  Verfangenschaft,  vgl.  S  629,  bei 
welchen  ich  schon  S  689  Entwicklung  von  einer  dem  westfränkischen  Recht 
entsprechenden  Gestaltung  vermuthete,  so  ist  es  auch  nicht  ausgeschlossen, 
dass  jene  Bemessung  des  Douaire  nach  einem  Vienel  der  dem  Mann  zu- 
kommenden Fahrniss  auf  ältestes  Recht  zurückgeht.  Kennen  die  uns  vor- 
liegenden allgemeinen  altern  Quellen  als  gesetzliche  Dos  nur  einen  fest- 
stehenden Betrag  an  Fahrniss,  so  ist  ja  nicht  ausgeschlossen,  dass  es  abwei- 
chend in  einzelnen  Gegenden  üblich  geworden  war,  als  Dos  ein  Viertel  der 
Fahrniss  des  Mannes  zu  bedingen,  und  dass  das  dort  auch  bei  der  gesetz- 
lichen Dos  eingehalten  wurde,  was  dann  eine  grössere  Annäherung  an  die 
spätere  Bemessung  des  Liegenschaftswidums  nach  dem  Vermögen  des 
Mannes  ergeben  würde.  Das  müsste  dann,  worauf  wir  zurückkommen,  auf 
die  weitere  Folgerung  führen,  dass  schon  in  ältester  Zeit  die  gesammte  Fahr- 
niss zu  ehelichem  Gemeingute  wurde,  von  dem  jedem  Ehegatten  die  Hälfte 
zustand. 

870.  Es  scheint  sich  nun  aber  weiter  ein  wesentlicher  Unterschied  der 
altern  Gestaltung  dahin  zu  ergeben,  dass  nach  dieser  der  Widum  alsEi- 
genthumder  Frau  erscheint,  während  die  spätere  regelmässige  Gestal- 
tung nur  Zucht  im  Auge  hat.  Sehen  wir  vorläufig  von  der  Frage,  ob  das 
Eigenthumsrecht  durch  Verfangenschaft  für  die  Kinder  beschränkt  war,  ab, 
so  deuten  die  von  Sandhaas  58  ff.  sehr  vollständig  zusammengestellten  bezüg- 
lichen Wendungen  der  Formeln  für  Dotalurkunden  durchweg  darauf,  dass 
die  Dos  zu  ganz  unbeschränktem  Eigenthum  der  Frau  wird. 

Allerdings  soll  das  nur  bei  vollzogener  Ehe  der  Fall  sein,  nur 
dann,  wenn  auf  die  Desponsatio  und  Dotatio  auch  die  Vollziehung  durch 
Nuptiae  gefolgt  war,  wie  das  in  vielen  Formeln  ausdrücklich  betont  wird. 
Ist  in  andern  davon  die  Rede,  dass  ihr  das  Eigenthum  a  die praesenti  zu- 
stehen solle,  so  ist  zweifellos  anzunehmen,  dass  die  Urkunde  gefertigt  war, 
um  am  Hochzeitstage  dann  der  Frau  übergeben  zu  werden,  wie  das  noch 
später  Brauch  war;  vgl.  §  866.  Dem  entspricht  es  also  durchaus,  wenn  nach 
späterm  Recht  das  Douaire  durch  das  Beilager  verdient  war;  vgl.  S  813. 
Ganz  dieselbe  Auffassung  findet  sich  besonders  deutlich  schon  bei  Hincmar 
von  Reims  Ep.  22  betont,  wenn  er  sagt,  dass  es,  da  der  Mann  die  Vollzie- 
hung verweigerte,  nicht  Schuld  der  Puella  war,  dass  %\t\  post  desponsalitia 
doiem  acceptam,  quam  de  seipsa^  si  carnalitcr  iungereiur,  mercari  debuerat, 
ut  candetn  dotem  habere  non  debeat ;  die  Dos  war  bestellt,  aber  wegen  des 
fehlenden  Beilagers  nicht  verdient. 

Wenn  die  Dos  vollständig  zu  Eigenthum  der  Frau  wurde,  mit  ihrem 
übrigen  Gute  verschmolz,  so  musste  sich  das  vor  allem  zeigen  in  der  Ver- 
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erbuagaufdie  Rückenerben  der  kinderlosen  Frau.  In  dieser 
Richtung  möchte  ich  nun  nicht  gerade  zu  viel  Gewicht  auf  die  Ausdrücke 
der  Formeln  legen ,  wonach  die  Dos  einfach  in  die  Dominatio  der  Frau 
übergehen  soll,  oder  gesagt  ist,  dass  sie  darüber  ganz  nach  ihrem  Belieben 
verfügen  mag.  Es  könnte  da  Bedenken  erregen,  dass  §597  auf  Gestaltungen 
hingewiesen  wurde,  welche  ich  als  unvererbliches  Eigenthum  bezeichnete, 
bei  welchen  gleichfalls  der  Frau  das  Recht  zugesprochen  wird ,  mit  dem 
Gute  zu  schalten,  wie  sie  will,  dasselbe  zu  veräussern ,  auch  letztwillig  da- 
rüber zu  verfügen,  während  trotzdem  das,  was  sie  davon  unverfügt  hinter- 
lässt,  nicht  auf  ihre,  sondern  auf  die  Freunde  des  Mannes  vererbt.  Dass  das 
im  allgemeinen  auch  dem  altern  fränkischen  Rechte  nicht  fremd  war,  er- 
geben genugsam  die  Formeln  über  Wechselgabe  bei  Roziere  N.  248  ff., 
wonach  nur  das,  was  der  Ueberlebende  iniestatum  hinterlflsst,  an  die  bei- 
derseitigen Erben  zurückfallen  soll.  Versuchten  wir  das,  vgl.  auch  %  740, 
mit  der  Sonderstellung  des  Schenkguts  in  Zusammenhang  zu  bringen,  wel- 
ches bei  kinderlosem  Tode  des  Beschenkten  an  den  Schenker  oder  dessen 
Erben  zurückfällt,  so  würde  es  ja  gerade  bei  der  Dos  nahe  liegen,  sie  unter 
den  Gesichtspunkt  der  Schenkung  zu  bringen.  Und  ist  zuweilen  in  den 
Formeln  auf  den  Uebergang  an  die  Heredes  der  Frau  hingewiesen,  so  mag 
man  dabei  ja  nur  die  Nachkommen,  die  Erben  im  engern  Sinne  im  Auge 
gehsrbt  haben. 

Aber  für  die  Vererbung  auch  auf  die  Rückenerben  der  Frau  spricht 
auch  abgesehen  von  jenen  Angaben  einmal  das  Pactum  Guntrams  und  Chil- 
deberts  von  587,  vgl.  Sandhaas  63  ff.,  wonach  Dos  und  Morgengabe  der 
Königin  Gailswinda  durch  Urthöil  ihrer  Schwester  ßrunhilde  zugesprochen 
waren.  Allerdings  hat  ßrunner  Dos  28  Bedenken  gegen  die  Beweiskraft 
der  Angabe  ausgesprochen,  die  immerhin  zur  Erklärung  derselben  genügen 
möchten,  wenn  die  Vererbung  auf  der  Frauenseite  aus  andern  Gründen 
unwahrscheinlich  sein  würde.  Möchte  ich  diese  aber  auch  von  jener  An- 
gabe ganz  abgesehen  nicht  bezweifeln,  so  ist  dafür  insbesondere  massge- 
bend, dass  mir  die  Bestimmungen  der  zwei  salfränkischen  Novellen,  welche 
Theilung  der  Dos  bei  unbeerbter  Ehe  bestimmen ,  unerklärlich  sein  wür- 
den, wenn  ihnen  nicht  ein  Rechtszustand  vorausging,  bei  welchem  die  Dos 
volles,  nur  auf  ihre  Freunde  vererbliches  Eigenthum  der  Frau  wurde,  die- 
selbe für  immer  dem  Manne  und  seinen  Erben  verloren  war. 

871.  Fassen  wir  diese  beiden  Gesetze  über  Theilung  des  Wi- 
dum  bei  unbeerbter  Ehe  näher  ins  Auge,  so  verbleibt  sichtlich  nach 
dem  ersten  dieser  Gesetze,  Capit.  I  S  7  über  den  Achasius,  wie  das  ebenso 
für  die  ältere  Bestimmung  L.  Sal.  44  über  den  Reipus  anzunehmen  ist,  der 
unvermählt  bleibenden  Wittwe  einfach  ihre  Dos.  Dass  sie  dieselbe 
dann  beim  Fehlen  von  Kindern  auf  ihre  Freunde  vererbt,  ist  allerdings 
nicht  gesagt,  aber  auch  in  keiner  Weise  ausgeschlossen. 

Beide  Gesetze  weisen  aber,  wie  ich  denke,  auf  die  Auffassung  einer 
Verletzung  der  durch  denWidum  übernommenen  Verpflich- 
tung durch  Wiederverheirathung  zurück,  wonach  die  Frau  durch 
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871]  die  Dos  nicht  blos  dem  lebenden  Manne,  sondern  auch  dem  verstor- 
benen zu  ehelicher  Treue  verpflichtet  bleiben  soll,  widrigenfalls  sie  ihr 
Recht  auf  die  Dos  verliert.  Werden  die  Voraussetzungen  nicht  erfüllt,  unter 
welchen  die  Wiederverheirathung  gestattet  sein  soll,  so  hat  nach  L.  SaL44 
der  zweite  Mann  den  Freunden  des  ersten  den  der  gesetzlichen  Dos,  vgl. 
S  863,  entsprechenden  Betrag  von  63  Solidi  zu  zahlen;  nach  Capit  I  S  7 
hat  die  Wiederverheirathende  denselben  Betrag  an  den  Fiscus  zu  zahlen 
und  verliert  tlberdies  die  ganze  Dos,  zweifellos  zu  Gunsten  der  Erben  des 
Verstorbenen.  Die  AuiFassung ,  dass  die  Dos  über  den  Tod  des  Mannes 
hinaus  verpflichtet,  wirkt  ja  auch  im  spätem  Recht  noch  nach.  Wieder- 
verheirathung im  allgemeinen  beeinträchtigt  allerdings  das  Recht  auf  das 
Douaire  nicht.  Dieses  aber  wird  nicht  blos  durch  Wiederverheirathung  im 
Trauerjahre  verwirkt,  sondern  insbesondere  auch  durch  Unzucht.  So  nach 
Coutume  der  Stadt  Metz  10  S  19:  Femme  vefoe  commettant  paillardise  pen- 
dant  sa  viduitd,perd  son  douaire  au  profit  des  heritiers  de  son  mary.  Vgl- 
auch  zu  Loysel  175;  Saarbrücker  Landr.  8  S  i. 

Beschränken  sich  L.  Sal.  44  die  Bedingungen,  unter  welchen  die  Dos 
in  eine  zweite  Ehe  mitgenommen  wird,  auf  den  geringer  bemessenen  Rei- 
pus,  so  erscheinen  sie  in  dem  altern  Gesetze  Capit.  I  S  7  dadurch  ver- 
schärft ,  dass  der  Achasius  hinzukommt.  Beide  Beträge  sind  sichtlich  zu 
zahlen,  ob  die  Ehe  nun  eine  beerbte  oder  unbeerbte  war;  beide  glaube  ich, 
wie  schon  S  369  erwähnt,  auf  die  Auffassung  zurückführen  ?u  sollen,  dass 
die  Wittwe  durch  die  Wiederverheirathung  ihre  Verpflichtungen  gegen  den 
Verstorbenen  verletzt. 

Weiter  wird  dann  zwischen  beerbter  und  unbeerbter  Ehe  unterschie- 
den. Bei  letzterer  hat  die  Frau  den  Blutsfreunden  des  Verstorbenen  zu- 
nächst gewissen  von  ihr  zugebrachten  Hausrath,  Bett,  Bettzeug,  Bank  und 
Stühle  herauszugeben ,  welchen  ich  zusammenfassend  mit  Brunner  2 1  als 
Federwat  bezeichne.  Dieselben  Gegenstände  werden  so  häufig  in  germa- 
nischen Rechten  insbesondere  als  ehelicher  Vortheil  erwähnt,  als  das,  was 
der  Ueberlebende  bei  der  Theilung  mit  den  Erben  der  Verstorbenen  vor- 
wegnimmt, dass  da  irgendwelcher  Zusammenhang  nicht  zu  bezweifeln  sein 
wird.  Wir  werden  bei  spätem  Untersuchungen  darauf  zurückkommen ;  für 
den  nächsten  Zweck  genügt  es,  daraufhinzuweisen,  dass  jedenfalls  für  diese 
Bestimmung  germanische  Grundlage  nicht  zu  bezweifeln  ist. 

Aber  auch  nach  Berichtigung  des  Federwat  soll  die  Frau  nicht  die 
ganze  Dos,  sondern  nur  zwei  Drittelderselben  in  die  zweite  Ehe  mitnehmen. 
Dass  diese  zwei  Drittel  dann  aber  auch  nur  auf  ihre  Freunde  vererben, 
kann  nach  den  entsprechenden  Bestimmungen  von  Capit.  I  $  8  über  die 
Wiederverheirathung  des  Mannes  gar  nicht  bezweifelt  werden.  Denn  da- 
nach behalten  auch  dann,  wenn  die  Frau  bei  unbeerbter  Ehe  vor  dem 
Manne  starb,  die  Proximiores  defuncti  mulieris  zwei  Drittel  der  Dos,  wo- 
gegen sie  allerdings  dem  Manne  doppeltes  Federwat  herauszugeben  haben, 
widrigenfalls  sich  ihr  Antheil  an  der  Dos  auf  ein  Drittel  beschränkt.  Sollen 
danach  selbst  im  Faüe  der  das  Recht  der  Frau  auf  die  Dos  schmälernden 
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Wieder verheirathung  der  Frau  zwei  Drittel  als  frei  vererbliches  Eigenthum 
verbleiben,  so  ist  gewiss  nicht  zu  bezweifeln,  dass,  wenn  sie  Wittwe  blieb, 
auch  jetzt  noch  bei  unbeerbter  Ehe  die  ganze  Dos  nicht  blos  ihr ,  sondern 
nach  ihrem  Tode  auch  ihren  Erben  verbleiben  sollte. 

Das  jüngere  Gesetz  Chilperichs,  Capit.  V  S  4,  geht  insofern  von 
einer  andern  Grundlage  aus,  als  es  den  Unterschied ,  ob  die  Wittwe  sich 
wiederverheirathet  oder  nicht,  ganz  unberücksichtigt  lässt,  vielmehr  für  den 
Fall  des  Bruches  unbeerbter  Ehe  einfach  Hälftung  der  Dos  nach  beiden 
Seiten  vorschreibt,  so  dass  nach  dem  Tode  des  Mannes  auch  der  Wittwe 
selbst  nur  die  Hälfte  verbleibt,  ebenso  aber  auch  bei  Vorversterben  der  Frau 
die  Hälfte  ihren  Freunden  zukommt. 

Erscheint  in  beiden  Gesetzen  zwar  das  Recht  auf  die  volle  Dos  abge- 
schwächt, werden  aber  in  beiden  die  Frau  selbst  und  ihre  Freunde  ganz 
gleich  behandelt,  wenn  wir  von  der  Bestimmung  über  das  Federwat  ab- 
sehen, kommen  die  zwei  Drittel,  beziehungsweise  die  Hälfte  der  Dos  eben- 
so den  Erben  der  Frau,  wie  ihr  selbst  zu,  so  deutet  das  doch  bestimmt  auf 
eine  ^Auffassung  hin,  wonach  es  keinen  Unterschied  begründete,  ob  es  sich 
um  die  Frau  selbst,  oder  ihre  Rückenerben  handelte,  demnach  auch  ur- 
sprünglich, falls  die  ledig  bleibende  Wittwe  die  ganze  Dos  erhielt,  diese 
nicht  blos  ungetheilt  nach  ihrem  Tode  ihren  Freunden  verblieb,  sondern 
auch  bei  Vorversterben  der  Frau  ihrer  Sippe  zukam. 

Bezüglich  beider  Gesetze  möchte  ich  nun  vorbehaltlos  der  insbeson- 
dere schon  von  Sandhaas  70  vertretenen  und  von  Brunner  24  ff.  näher  be- 
gründeten Ansicht  zustimmen ,  dass  in  ihnen  nicht  ausgesprochen  wurde, 
was  ohnehin  althergebrachtes  salisches  Gewohnheitsrecht  war,  sondern  dass 
uns  gesetzgeberische  Versuche  vorliegen.  Findet  sich  in  den  altern 
Zeugnissen  nichts,  was  auf  thatsächliche  Beachtung  dieser  Gesetze  deutet, 
so  würde  auch  im  späteren  Recht  jede  Rückwirkung  fehlen.  Auch  bei  un- 
beerbter Ehe  ist  da  nie  von  irgendwelcher  Theilung  die  Rede ;  der  Wittwe 
selbst  verbleibt  das  ganze  Douaire  auch  in  folgender  Ehe ;  ihre  Erben  aber 
haben  wenigstens  nach  der  regelmässigen  Gestaltung  keinerlei  Anspruch 
auch  nur  auf  einen  Theil  desselben.  Deutet  das  aber  darauf  hin,  dass  es 
sich  um  blosse  Versuche  handelt ,  welche  ohne  nachhaltige  Wirkung  blie- 
ben, weil  sie  dem  hergebrachten  Recht  nicht  entsprachen,  so  schliesst  das 
doch  in  keiner  Weise  aus,  dass  die  Gesetzgeber  sich  nicht  unnöthigerweise 
von  der  hergebrachten  Grundlage  entfernten;  dass  sie  diese  beliessen,  wo 
sie  zunächst  keine  Veranlassung  zur  Aenderung  hatten,  wie  wir  das  schon 
daraus  schlössen,  dass  in  dem  ersten  Gesetze  keinerlei  Beschränkungen  des 
Rechts  der  Erben  der  ledig  bleibenden  Wiitwe  ausgesprochen  sind;  dass  sie 
sich  aber  doch  auch  bei  den  ihnen  zweckmässig  scheinenden  Aenderungen 
möglichst  an  das  hergebrachte  Recht^anschlossen ;  dass  demnach  jene  Ge- 
setze immerhin  auch  Einsicht  in  den  vorhergehenden  altern  Zustand  ge- 
währen können. 

872,  Dafür  würde  dann  freilich  zu  beachten  sein,  ob  und  in  wie  weit 
die  geltend  gemachte  Annahme  fremdrechtlicher  Beeinflussung 
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872]  derGesetze  begründet  sein  dürfte.  Brunner  21  weist  da  insbe- 
sondere auch  auf  bürg  und  isch  es  Recht,  auf  die  Bestimmung  der  L. 
Burgund.  24  S  2  hin,  wonach  die  Donatio  nuptialis  zwar  der  Frau  selbst 
verbleibt,  aber  nach  ihrem  Tode  unter  ihren  und  des  Mannes  Freunden 
zu  halften  ist.  Das  ist  im  burgundischen  Gebiete  auch  sptfter  wohl  Rechtens 
geblieben.  Aus  den  Gauen  von  Chalons  und  Macon  in  der  Bourgogne 
finden  sich  im  zehnten  Jahrhunderte  mehrfach  Urkunden,  vgl.  Recueil  des 
chartes  de  Cluny  i,  481.  501.  812,  wonach  das  vom  Manne  bestellte  Do- 
talitium  beim  Fehlen  von  Kindern :  medietas  at  eredes  meos  et  alia  medie- 
tas  at  eredes  tuos  perveniat. 

Nun  möchte  ich ,  ohne  darauf  hier  näher  eingehen  zu  können,  doch 
auf  einen  Umstand  hinweisen,  der  es  mir  besonders  bedenklich  macht,  zur 
Erklärung  der  Angaben  tlber  fränkische  Dos  überhaupt  Bestimmungen  ge- 
rade des  burgundischen  Rechts  über  das,  was  dort  als  Dos,  Donatio  oder 
Morgengabe  bezeichnet  wird,  heranzuziehen.  Der  fränkischen  Dos ,  dem 
Widum,  entspricht  bei  den  Burgundern  nicht  jene  Donatio ,  sondern  der 
Wittemon.  Dieser  aber  kommt,  ohne  dass  wir  auf  die  Einzelbestimmungen, 
vgl.  Schröder  Gütern  1,  43  ff.,  eingehen,  nicht  der  Frau  selbst,  sondern 
ihren  Verwandten  zu ;  die  Auffassung  einer  Erkaufung  nicht  etwa  nur  des 
Mundiura,  sondern  der  Person  der  Frau  selbst  von  ihrer  Familie  wird  da 
nicht  zu  bestreiten  sein.  Dann  aber  war  selbstverständlich  durch  den  Wit- 
temon nicht  zugleich,  wie  durch  die  fränkische  Dos,  die  Zukunft  der  über- 
lebenden Frau  gesichert.  Das  hat,  wie  ich  denke,  im  burgundischen  Recht, 
wie  in  andern  Rechten,  für  welche  dasselbe  zutraf,  dazu  gefühn,  dass  die 
zweite  übliche  Leistung  des  Mannes,  die  Morgengabe,  welche  nicht  vor  der 
Hochzeit  behufs  Erwerbung  der  Frau,  sondern  der  bereits  erworbenen  Frau 
nach  der  Vollziehung  gegeben  wurde,  grössere  Bedeutung  gewann;  dass 
sie  sich  so  ausgestaltete,  dass  sie  allein  oder  neben  Leibzuchtsrechten  am 
Gute  des  Mannes  für  die  Versorgung  der  Wittwe  ausreichte,  auch  wenn 
diese  kein  grösseres  Eigenvermügen  hatte;  während  es  sich  umgekehn  für 
Rechte,  in  welchen,  wie  im  fränkischen,  in  jener  Richtung  durch  den  Wi- 
dum ohnehin  genügend  gesorgt  war,  leicht  erklärt,  wenn  da  die  Morgea- 
gabe  keine  grössere  Bedeutung  gewann  oder  sich  auch  ganz  verlor.  In  den 
lateinischen  Ausdrücken  der  Leges  kann  der  Unterschied  unmittelbar  nicht 
zur  Geltung  kommen,  da  die  Ausdrücke  Dos  und  Donatio  ebenso  den  Wi- 
dum, wie  die  Morgengabe  bezeichnen  konnten  und  sichtlich  bald  für  das 
eine,  bald  für  das  andere  verwandt  wurden.  Macht  das  es  überhaupt  be- 
denklich, irgendwelche  Angaben  anderer  Leges  zur  Erläuterung  der  frän- 
kischen Bestimmungen  über  die  Dos  heranzuziehen,  so  trifft  das  insbeson- 
dere  die  burgundischc  Lex,  in  welcher  nicht  allein  der  vereinzelt  erhaltene 
Ausdruck  Morgengabe ,  sondern  auch  die  sachlichen  Bestimmnngen  er- 
geben, dass  es  sich  da  bei  der  Dps  oder  Donatio  um  ein  ganz  wesentlich 
anderes  Recht  der  Frau  handelt,  als  bei  der  fränkischen  Dos. 

Es  ist  dann  freilich  auch  aufZusammenhang  mit  römischem  Recht 
hingewiesen,  vgl.  Sandhaas  71,  Brunner  19  ff.  Aber  abgesehen  davon,  dass 
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auch  in  diesem  Halbtheilung  überhaupt  erwähnt  wird,  scheint  doch  jede 
nähere  Uebereinstimmung  zu  fehlen.  Denn  vor  allem  trifft  da  die  Halb- 
theilung nicht  die  der  fränkischen  Dos  entsprechende  römische  Donatio, 
da  diese  nach  späterm  römischen  Recht  bei  unbeerbter  Ehe  ungetheilt  dem 
überlebenden  Manne  verbleibt.  Dagegen  bestimmt  nun  umgekehrt  aller- 
dings eine  Novelle  Valentinians  von  452,  dass  die  dem  fränkischen  Mari- 
tagium  der  Frau  entsprechende  römische  Dos  von  der  kinderlos  überleben- 
den Frau  mit  den  Eltern  des  Mannes  gehälftet  werden  soll,  während  nach 
älierm,  wie  nach  späterm  fränkischen  Recht  nicht  einmal  der  Mann  selbst, 
und  noch  weniger  seine  Freunde  irgendwelchen  Anspruch  auf  das  Einge- 
brachte der  Frau  haben.  Will  man  auch  mit  ßrunner  der  Donatio  in  dotem 
redacta  insbesondere  für  die  vulgarrechtliche  Entwicklung  grössere  Bedeu- 
tung zugestehen^  so  kann  diese  doch  schwerlich  so  weit  gereicht  haben,  dass 
man,  wenn  man  römische  Bestimmungen  auf  fränkische  Verhältnisse  über- 
tragen wollte,  den  Unterschied  zwischen  römischer  Dos  und  Donatio  glaubte 
ganz  unberücksichtigt  lassen  zu  können. 

Erübrigt  demnach  nichts,  als  die  Halbtheilung  an  und  für  sich,  so  ist 
freilich  die  Möglichkeit  nicht  ausgeschlossen,  dass,  wenn  sich  diese  im  rö- 
mischen Recht  zwar  für  einen  andern,  aber  doch  verwandten  Fall  fand,  das 
Chilperich  veranlassen  konnte,  gerade  die  Halbtheilung  auch  für  seine  Be- 
stimmungen ins  Auge  zu  fassen.  Aber  was  da  möglich ,  dürfte  sich  doch 
kaum  auch  nur  als  wahrscheinlich  begründen  lassen.  Wo  es  galt,  entgegen- 
stehende Ansprüche  auf  das  Ganze  auszugleichen,  da  lag  die  Halbtheilung 
für  den  Gesetzgeber,  wie  für  die  volksthümliche  Weiterentwicklung  so  nahe, 
dass  sie  sich  zweifellos  häufig  ganz  selbstsändig  ergeben  hat.  Wir  finden 
etwa  die  Halbtheilung  im  burgundischen  Recht  nicht  blos  bei  der  Donatio 
nuptialis,  sondern  ebenso  bei  der  Regelung  des  Erbrechts  der  Mutter  nach 
ihren  Kindern,  vgl.  §  483 ;  sie  findet  sich  überall  bei  der  Gruppentheilung 
der  Rechte  der  norwegischen  Gruppe,  vgl.  §  48 1  ff.  Wo  schliesslich ,  wie 
im  besprochenen  Falle,  nichts  Uebereinstimmendes  bleibt,  als  Vermittlung 
entgegenstehender  Ansprüche  durch  Halbtheilung,  da  fehlt  doch  jede  Ver- 
anlassung, für  dieselbe  gerade  an  ein  Gesetz  Valentinians  anzuknüpfen. 

Grössere  Schwierigkeiten  ergeben  sich  dann  noch  bei  der  Annahme, 
dass  auch  für  das  ältere  Gesetz  Capit.  I  §  7  an  dasselbe  anzuknüpfen  sei. 
Denn  selbst  von  der  Halbtheilung  ist  da  überhaupt  unmittelbar  gar  nicht 
die  Rede,  sondern  von  einer  Drittelung.  Stände  von  vornherein  zweifellos 
fest,  dass  es  sich  um  eine  Uebertragung  der  Bestimmung  Valentinians  auf 
fränkische  Verhältnisse  handeln  müsse,  so  würde  man  gewiss  dem  Versuche 
Brunners  22  ff.,  durch  die  Annahme,  dass  man  das  Federwat  einem  Sechstel 
der  Dos  gleichstellte,  auch  hier  auf  die  Halbtheilung  zu  gelangen,  die  An- 
erkennung nicht  versagen  können.  Enthält  aber  das  Gesetz  wenigstens  bei 
den  Bestimmungen  über  unbeerbte  Ehe  unmittelbar  nicht  das  Geringste, 
nicht  einmal  die  Halbtheilung  an  und  für  sich,  was  Uebereinstimmung  mit 
irgendwelcher  römischer  Bestimmung  ergäbe,  so  scheint  mir  auch  jede  Ver- 
anlassung zu  fehlen,  es  durch  eine,  wenn  auch  sinnreiche,  doch  gekünstelte  Er- 
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872]  klarung  aufdas  römische  Gesetz  zurUckzufUhrea,  dessen  Einfluss  selbst 
auf  das  Gesetz  Chilperichs ,  in  welchem  wenigstens  von  Halbtheilung  die 
Rede  ist,  mir  wenigstens  ganz  unwahrscheinlich  ist. 

878.  Haben  wir,  wie  ich  denke,  in  beiden  Gesetzen  blosse  Versuche 
zu  sehen,  die  nicht  durchdrangen,  die  aber  auch  nicht  an  Fremdrechte  an- 
knüpften, bei  denen  doch  anzunehmen  ist ,  dass  sie  das  hergebrachte  frän- 
kische Recht  berücksichtigten  und  dasselbe  nur  so  weit  ändern  wollten,  als 
das  dem  Bedürfnisse  zu  entsprechen  schien,  so  werden  sie  uns  immerhin 
werthvolle  Haltpunkte  bieten,  um  uns  die  Weiterentwicklung  des 
Rechts  der  Frau  und  ihrer  Sippe  auf  den  Widum  zu  vergegen- 
wärtigen. Die  Bestimmungen  jener  Gesetze  haben  jedenfalls  nichts  Auffal- 
lendes, wenn  wir  nach  dem  Gesagten  anzunehmen  haben,  dass  ursprüng- 
lich die  Dos  in  vollem  Betrage  auch  bei  unbeerbter  Ehe  nicht  blos  der 
überlebenden  Wittwe  als  vererbliches  Eigenthum  verblieb,  sondern  auch 
dann,  wenn  sie  vor  dem  Manne  starb,  den  Freunden  der  Frau,  auf  welche 
ihr  sonstiges  Gut  vererbte,  herauszugeben  war.  Das  kann  ja  nicht  befrem- 
den, wenn  nach  den  altern  Zeugnissen  die  Dos  vom  Tage  der  Hochzeit  ab 
einfach  Eigenthum  der  Frau  werden  sollte.  Starb  die  Frau,  welche  der 
Mann  durch  Hingabe  eines  bedeutenden  Theiles  seines  Vermögens  erwor- 
ben hatte,  schon  nach  kurzer  Dauer  der  Ehe,  musste  dann  der  Mann  den 
Widum  herausgeben  und,  wenn  er  nicht  auf  ehelichen  Verkehr  verzichten 
wollte,  durch  abermalige  Hingabe  eines  entsprechenden  Theils  des  ihm  ver- 
bliebenen Vermögen  eine  andere  Frau  erwerben,  so  war  das  eben  ein  von 
vornherein  nicht  in  Rechnung  zu  bringender  Unglücksfall. 

Anders  doch beimFalle der  Wiederverheirathung  derWittwe. 
Es  war  dann  nicht  allein  die  Dos  überhaupt  der  Sippe  des  Mannes  ver- 
loren, sondern  es  musste  als  besonders  unbillig  empfunden  werden,  dass 
ein  bedeutender  Vermögensbetrag,  durch  den  der  Mann  nicht  blos  die  Zu- 
kunft der  Frau,  sondern  insbesondere  auch  seiner  mit  ihr  zu  erzeugenden 
Kinder  zu  sichern  beabsichtigte,  nun  in  eine  andere  Ehe  mitgenommen 
wurde  und  dann  auf  die  Kinder  eines  andern  Mannes  vererbte,  wenn  die 
erste  Ehe  kinderlos  geblieben  war.  Spricht  Tacitus  Germ.  c.  1 9  von  Stäm- 
men, bei  welchen  der  Frau  Wiederverheirathung  überhaupt  nicht  gestattet 
war,  so  ist  es  sehr  möglich,  dass  das  insbesondere  auch  solche  traf,  welche 
sich  in  den  Franken  fortsetzten ;  die  schon  §  87 1  geltend  gemachten  Um- 
stände würden  solche  Annahme  durchaus  unterstützen. 

Wurde  daran  dann  mit  der  Zeit  jedenfalls  nicht  mehr  festgehalten,  so 
mussten  sich  damit  verschiedene  Ansichten  ergeben,  wie  es  im  Falle  der 
Wiederverheirathung  mit  der  Dos  zu  halten  sei.  Liess  sich  einerseits  gel- 
tend machen,  dass  die  Dos  vorbehaltlos  der  Frau  als  Eigenthum  gegeben 
sei,  so  mochte  andererseits  betont  werden,  dass  der  Fall  der  Wiederverhei- 
rathung dabei  nicht  vorgesehen  gewesen,  dass  bei  dieser  die  Dos  der  Sippe 
des  Mannes  zurückzustellen  sei,  wie  darauf  die  Bestimmungen  über  Reipus 
und  Achasius,  vgl.  S  871,  doch  deutlich  hinweisen.  Dabei  scheint  dann 
zunächst  die  Ansicht  vorherrschend  geblieben  zu  sein,  dass  das,  was  einmal 
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Eigenthum  der  Frau  geworden,  ihr  auch  in  einer  andern  Ehe  verbleiben 
müsse,  da  durch  den  nur  ein  Zwanzigstel  der  gesetzlichen  Dos  betragenden 
Reipus  die  Sippe  des  Verstorbenen  abgefunden  werden  konnte.  Wird  diese 
sich  damit  nicht  begnügt  haben,  so  ist  es  erklärlich,  wenn  ein  späterer  Ge- 
setzgeber darauf  bedacht  war,  deren  Ansprüche  ausreichender  in  Capit.  I 
S  7  zu  berücksichtigen.  Als  Abfindung  kamen  zu  dem  beibehaltenen  Rei- 
pus noch  der  ein  Zehntel  der  Dos  betragende  Achasius'und  das  Federwat, 
während  ausserdem  der  Wiederheirathenden  nicht  die  ganze  Dos,  sondern 
nur  zwei  Drinel  derselben  verbleiben  sollten. 

Es  konnte  dann  aber  noch  ein  anderer  Gesichtspunkt  auch  ganz 
abgesehen  vom  Falle  der  Wiederverheirathung  den  altern  Zustand  unbillig 
erscheinen  lassen,  nämlich  die  Gleichstellung  beerbter  und  unbe- 
erbter Ehe,  wonach  das  Recht  der  Frau  dasselbe  bleiben  sollte,  ob  nun 
gemeinsame  Kinder  vorhanden  waren  oder  nicht,  während  doch  die  Dos 
sichtlich  auch  auf  diese  berechnet  war.  Dem  trug  dann  das  Gesetz  Chilpe- 
richs  Rechnung,  indem  er  bei  unbeerbter  Ehe  der  Frau  oder  ihren  Freun- 
den nur  die  Hälfte  der  Dos  beliess. 

Sind  die  Bestimmungen  der  Gesetze  nicht  in  das  Rechtsleben  überge- 
gangen, so  ist  es  doch  ganz  erklärlich,  wenn  von  den  nicht  zu  verkennen- 
den Unbilligkeiten  des  als  ursprünglich  angenommenen  Zustandes  aus  Ge- 
setzgeber zu  jenen  Bestimmungen  gelangen  konnten.  Dagegen  bedarf  es 
keiner  Erörterung,  dass,  wenn  schon  ursprünglich  das  Rechtens  gewesen 
wäre,  woran  das  spätere  Recht  zunächst  denken  liesse^  dass  nämlich  bei  un- 
beerbter Ehe  wohl  der  Frau  selbst  die  Dos  auf  Lebenszeit  verblieb,  ihre 
Rückenerben  aber  keinerlei  Anspruch  auf  dieselbe  hatten,  auch  ein  Gesetz- 
geber unmöglich  zu  Bestimmungen  hätte  gelangen  können,  welche  auch 
den  Freunden  der  vorverstorbenen  Frau  ganz  dieselben  Ansprüche  an  der 
Dos  gewährten,  welche  der  überlebenden  Frau  selbst  zugekommen  sein 
würden. 

Suchten  jene  anscheinend  nie  zu  allgemeinerer  Geltung  gelangten  Ge- 
setze zwischen  den  Ansprüchen  beider  Selten  dadurch  zu  vermitteln ,  dass 
sie  unter  Gleichbehandlung  der  Frau  und  ihrer  Sippe  diesen 
beim  Fehlen  von  Kindern  nur  einen  Theil  des  Widum  zusprachen,  so  er- 
gibt die  spätere  regelmässige  Gestaltung  des  westfränkischen  Rechts,  dass 
die  Bestrebungen  nach  einer  Vermittlung,  welche  in  jenen  Gesetzen  Aus- 
druck fanden,  allerdings  schliesslich  durchdrangen,  aber  von  dem  durchaus 
verschiedenen  Gesichtspunkte  eines  Auseinanderhaltens  der  An- 
sprüche der  Frau  und  ihrer  Sippe  aus.  Da  es  vor  allem  die  letztern 
waren,  welche  unbillig  erscheinen  mussten,  so  gelangte  man  auf  den  Aus- 
weg, dass  man  der  Frau  persönlich  ihr  Recht  auf  den  ganzen  Widum  selbst 
im  Falle  der  Wiederverheirathung  ungeschmälert  erhielt,  dagegen ,  indem 
man  ihr  nur  Zucht  zusprach  oder  bei  ihrem  kinderlosen  Vorversterben  das 
Douaire  zu  Gunsten  des  Mannes  erlöschen  Hess,  jeden  Anspruch  ihrer  Sippe 
vollständig  beseitigte. 

Ficker,  Untersuchungen.  111.  25 
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878]  Es  ist  nicht  zu  bezweifeln,  dass  für  diesen  Uebergang  vonEigen- 
thum  zu  Zucht  der  Frau  das  grössere  Gewicht,  welches  mehr  und 
mehr  auf  das  Grundeigenthum  gelegt  wurde,  sehr  massgebend  war.  Aller- 
dings sind  auch  die  altern  fränkischen  Dotationsformeln,  durch  welche  aus- 
schliesslich oder  vorwiegend  Liegenschaften  bestellt  werden,  so  gefasst,  dass 
sie  noch  volles  Eigenthum  der  Frau  aussprechen.  Aber  die  ganze  Gestal- 
tung des  westfränkischen  Rechts  zeigt  doch,  wie  scharf  Fahrniss  und  Erb- 
land, um  das  es  sich  bei  der  Dotirung  zunächst  allein  handeln  konnte,  aus- 
einandergehalten wurden. 

Wie  auch  bei  der  Erbenfolge  die  Fahrniss  ohne  alle  Rücksicht  auf 
die  Seiten  in  der  Gesammtsippe  vererbt  wurde,  so  mochte  man  es  weniger 
beanstanden,  wenn  ein  grösserer  Theil  der  Fahrniss  des  Mannes  an  die 
Frau  und  ihre  Seite  kam.  Und  dabei  dürfte  noch  ein  Anderes  zu  beachten 
sein.  Ich  möchte  nicht  bezweifeln,  dass  schon  nach  älterm  fränkischen 
Recht  die  Fahrniss  nicht  Sondergut  der  Ehegatten  blieb ,  sondern  durch 
die  Ehe  oder  doch  durch  überjährige  Ehe,  vgl.  Anm.  zu  S  803,  zu  ehe- 
lichem Gemeingute  wurde,  das  bei  Bruch  der  Ehe  zu  hälften  war.  Dann 
erscheint  die  Mobiliardos,  entsprechend  S  869  angefühnen  spätem  Bestim- 
mungen, als  ein  Voraus,  den  die  Frau  oder  ihre  Erben  aus  einem  Vermö- 
gensbestande entnahmen,  der  schon  bis  dahin  seiner  Herkunft  nach  nicht 
mehr  auseinandergehalten  war,  bei  dem  sich  also  auch  nicht  geltend  machen 
Hess,  dass  er  gerade  von  dieser  oder  jener  Seite  herrühre.  Es  wird  weiter  in 
Anschlag  zu  bringen  sein,  dass,  wenn  man  auchdie  Unbilligkeit  des  bisherigen 
Verhältnisses  fühlte,  es  doch  bei  der  Mobiliardos  kaum  nahe  liegen  konnte, 
dem  durch  Zucht  mit  Verfangenschaft  abzuhelfen,  da  die  Durchführung 
dieser  doch  bei  Fahrniss  auf  so  manche  Schwierigkeit  stiess,  dass  wir  sie 
da  nur  selten,  vgl.  etwa  S  7i6,  bestimmt  finden.  Anders,  wenn  das  Lie- 
genschaften traf,  welche  der  Mann  von  seinen  Vorfahren  ererbt  halte. 
Wie  dieselben  auch  nach  der  Vererbung  auf  gemeinsame  Kinder  nach  Fall- 
recht wieder  an  die  Seite  zurückkommen  sollten ,  von  der  sie  herrührten, 
so  wird  man  insbesondere  Anstoss  daran  genommen  haben,  dass  diese  nun 
durch  die  Frau  an  Kinder  einer  spatern  Ehe  oder  an  ihre  Rückenerben 
kommen  konnten.  War,  wie  §  868  betont,  die  Immobiliardos  ursprünglich 
immer  nur  eine  vereinbarte,  so  wird  es  mehr  und  mehr  üblich  geworden 
sein,  in  den  Heirathsverträgen  den  hier  auf  keine  Schwierigkeiten  stossen- 
den  Rückfall  zu  bedingen,  zumal  das  ja  keine  Schmälerung  des  persönli- 
chen Rechtes  der  Frau  bewirken  musste.  Erhielt  sie  nun  nur  Zucht,  so 
konnte  ihr  zur  Ausgleichung  ein  grösserer  Theil  von  Liegenschaften  be- 
willigt werden.  Als  Niederschlag  solcher  Heirathsverträge  wird  sich  dann 
das  gesetzliche  Douaire  mit  der  Zeit  auf  die  Hälfte  oder  ein  Drittel  des 
Stammgutes  des  Mannes  festgestellt  haben. 

Konnte  weiter  auch  fernerhin  insbesondere  die  vereinbarte  Dos  ganz 
oder  theilweise  aus  Mobilien  zu  bestehen,  so  wird  sich  die  Auffassung  fest- 
gestellt haben,  dass  die  als  Dos  gegebene  Fahrniss,  wie  bisher,  freies  Eigen- 
thum der  Frau  sei,  dieselbe  aber  an  Liegenschafieiv immer  nur  Zucht  habe. 
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Auf  Aehnliches  stosseii  wir  auch  iu  Rechten,  von  denen  ich  annehmen 
möchte,  dass  da  die  ehelichen  GUterverhältnisse  auf  eine  ursprünglich  mit 
der  westfränkischen  gemeinsamen  Grundlage  zurückgehen.  Bei  den  Ale- 
mannen werden  schon  nach  den  Dotirungsformeln  Grundstücke  durchweg 
nur  zu  Zucht  gegeben.  Aber  ohne  auf  die  Einwendungen,  die  sich  dagegen 
erheben  Hessen,  hier  näher  einzugehen,  glaube  ich  annehmen  zu  müssen, 
dass  die  in  Fahrniss  auszurichtende  Dos  legitima  vererbliches  Eigenthum 
der  Frau  wurde.  In  den  lothringischen  und  ostfränkischen  Verfangenschafts- 
rechten  aber  erhalt  noch  später  der  Ueberlebende  in  der  Regel  an  den  Lie- 
genschaften nur  Zucht ,  während  die  Fahrniss  ihm  immer  zu  Eigen  ver- 
bleibt. 

874.  Mit  diesen  Annahmen  stimmt  denn  auch  durchaus  überein,  was 
sich  im  westfränkischen  Gebiete  von  späteren  Resten  derBewid- 
mungzu  vollem  Eigenthum  erhalten  hat.  In  späterer  Zeit  werden 
Liegenschaften  nicht  mehr  davon  getroffen.  Viollet  Etabl.  i,  133. 136 
bringt  Belege  für  Bewidmung  zu  Eigen  nur  bis  in  das  eilfte  Jahrhundert. 
In  allen  spätem  Coutumes  finde  ich  eines  Anspruchs  der  Erben  der  Frau 
nur  noch  für  Nivernais  gedacht.  In  der  ältesten,  kurz  nach  1432  aufge- 
zeichneten Coutume  von  Bourges  §  58,  Cout.  gen.  3,  881,  ist  gesagt,  dass 
in  Berry  im  allgemeinen  das  Douaire  an  den  Mann  oder  dessen  Erben  zu- 
rückfalle: et  en  la  contrde  de  Nevers  veuleni  dire,  queauxhoirs  delafemme 
demeure  le  douaire  en  heritaige.  Wird  das  aber  schon  da  nicht  als  fest- 
stehend ausgespfoshen,  so  heisst  es  in  der  Coutume  des  Nivernais  von  1534 
eh.  24  S  3  ausdrücklich,  dass  die  Frau  sogar  an  dem  in  Mobilien  bestellten 
Douaire  nur  Nutzgenuss  hat.  Andere  Belege,  die  ich  angeführt  finde,  be- 
ruhen auf  Missgriffen.  Verweist  ßeaune  Dr.  cout.  3,  527  für  volles  Eigen- 
thum an  den  Immeubles  auf  die  Coutumes  von  Sens  und  Auxerre,  so  be- 
zieht sich  das  lediglich  auf  die  Meubles.  Verweist  Warnkönig  Fr.  R.  G.  2, 
260  für  Eigenthum  der  Wittwe  an  Li^enschaften  auf  die  Coutumes  von 
Clermont,  Chartres,  Dreux  und  Chateauneuf,  so  ist  da  überall  nur  gesagt, 
dass  dieselben  Propre  der  Kinder,  nicht  auch  der  kinderlosen  Wittwe 
werden. 

Anders  bei  dem  in  Fahrniss  bestellten  Douaire.  Da  findet  sich  sehr 
häufig  auch  in  den  spätem  Coutumes  noch  ausdrücklich  bemerkt,  dass  es 
Eigenthum  der  Frau  wird.  Nachdem  in  den  beiden  Coutumes  von  Sens 
betont  ist,  dass  die  Frau  an  den  Heritages  nur  Zucht  hat,  heisst  es  A.  $  1 58, 
N.  S  1 69 :  Femme  douSe  par  douaire  prefix  de  somme  de  deniers  ou  autre 
chose  mobiliaire,  f  empörte  ä  eile  et  aux  siens  ä  tousjours  en  pleine  proprieid 
et  usufruict  Ebenso  in  der  neuern  Coutume  von  Auxerre  §  214,  wo  die 
Bestimmung  nach  dem  Proces  verbal,  Cout.  ge'n.  3,  628,  wiederhergestellt 
wurde,  nachdem  sie  in  der  altern  durch  das  Conseil  beseitigt  war.  Es  han- 
delt sich  da  aber  sichtlich  nicht  urti  eine  blosse  Sonderbestimmung  beider 
nächstbenachbarten  Coutumes.  Auch  nach  der  Coutume  des  Bourbonnais 
S  255  verbleibt  das  Douaire  in  bestimmtem  Geldbetrage  der  Frau:  sansre- 
stitution  es  her  Hier  s  du  mary  apres  le  trespas  de  ladite  femmc.    Dieselbe 
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874]  Bestimmung  findet  sich  insbesondere  auch  in  Rechten,  welche  sich  in 
andrer  Beziehung  vielfach  von  den  westfränkischen  unterscheiden,  aber  be- 
ztlglich  des  Douaire  sichtlich  auf  dieselbe  Grundlage  zurückgehen.  So  in 
der  Coutume  von  Cambrai  4  S  7.  So  nach  Recht  der  Stadt  Metz;  vgl.  Anm. 
zu  10  S  I  der  Coutume  ed.  1730,  S.  232.  So  heisst  es  im  ältesten  Coutu- 
mier  der  Normandie  5  S  4,  ed.  Tardif  5 :  Si  aliquis  nee  uHam  hdbeat  here^ 
diiatem  ei  uxori  sue  argentum  vel  aurum  promiserit  in  dotem,  de  communi 
catallo  ad  obiium  viri  sui  dos  sua  capiatur ;  et  illud  expendere  poterit 

Besonders  beachtenswerth  dürfte  es  aber  sein,  dass  in  allen  S  869  an- 
geführten Bestimmungen,  nach  welchen  auch  noch  spfiter  ein  gesetzliches 
Douaire  in  Fahrniss  erwähnt  wird,  ob  es  sich  nun  um  einen  Theilbetrag 
der  gesammten  Fahrniss,  oder  aber  um  einen  festen  Geldbetrag  handelt, 
das  Verbleiben  zu  Eigen  entweder  ausdrücklich  betont  wird  oder  wenig- 
stens nichts  auf  blosse  Zucht  deutet.  Der  Unterschied  zwischen  Liegen- 
schaft und  Fahrniss  macht  sich  da  um  so  auffallender  geltend,  als  auch 
dann,  wenn  es  sich  nicht  um  Erbland,  sondern  um  Gewinnland  handelt, 
die  Frau  nur  Zucht  erhttlt. 

Damit  ergibt  sich  also  auch  später  gerade  für  solche  Gestaltungen, 
welche  sich  sichtlich  der  ursprünglichen  Mobitiardos  noch  eng  anschliessen, 
volles^  frei  vererbliches  Eigenthum  der  Frau,  und  damit  doch  eine  gewich- 
tige Stütze  für  die  Annahme,  dass  die  älteste  Dos  überhaupt  auf  der  Frauen- 
seite vererbte  uiid  an  den  Mann  oder  dessen  Erben  nichts  zurückkam.  Eine 
Abschwächung  würde  bezüglich  der  Fahrniss  nur  etwa  darin  zu  sehen  sein, 
dass  alle  Angaben  nur  die  überlebende  Frau  im  Auge  zu  haben  scheinen, 
also  bei  kinderlosem  Vorversterben  derselben  der  Betrag  nicht  an  ihre  Erben 
herauszugeben  war.  Davon  abgesehen,  würden  wir  uns  also  entsprechend 
unseren  Annahmen  auf  eine  Weiterentwicklung  hingewiesen  sehen,  in 
welcher  sich  für  die  F'ahrniss  das  ältere  Recht  erhielt,  dagegen  das  Erbland 
entsprechend  dem  Fallrechte  an  die  Sippe  des  Mannes  zurückkam. 

Allerdings  wird  auch  für  das  an  Fahrniss  bestellte  Douaire  als  Regel 
des  Droit  coutumier  wohl  angegeben,  dass  die  Wittwe  daran  nur  Zucht 
habe,  falls  es  nicht  ausdrücklich  als  5tf«5  r^/öwr  bestellt  sei ;  vgl.LoyselS  148. 
In  manchen  Coutumes,  so  in  der  von  Paris,  Montfort  S  i43,£tampes  %  139, 
Chateauneuf  S  65,  Berry  8515,  Nivernais  24  S  3,  auch  in  der  ältesten  von 
Reims  S  41,  Varin  i,  623,  ist  das  denn  auch  ausdrücklich  ausgesprochen. 
So  heisst  es  insbesondere  in  der  von  Paris  S  263,  dass  auch  das  in  Deniers 
bestellte  Douaire,  falls  keine  gemeinsame  Kinder  vorhanden,  der  Frau  nur 
auf  Lebenszeit  zusteht ;  nach  dem  Tode  der  Frau  aber :  doit  revenir  aiix 
heriiiers  du  mary.  Das  Douaire  in  Geld  erscheint  da  also  in  ähnlicher  Weise 
gleich  Erbland  der  Seile  behandelt,  wie  wir  das  S  837  für  das  in  Geld  be- 
stellte Mariage  betonten. 

Das  zeigt  sich  hier  auch  noch  darin,  dass  es  Propre  aux  enfans,  den 
Kindern  der  Ehe  verfangen  und  daher  von  diesen  nach  dem  Tode  der 
Mutter  oder  des  Vaters  vorwegzunehmen  ist.  Damit  aber  endet  entspre- 
chend dem,  was  schon  S  820  über  die  Weitervererbung  des  Douaire  be- 
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merkt  wurde,  nach  $  259  die  Sonderbehandlung:  Douaire  d'iine  somme  de 
deniers  pour  iine  foh  payer y  venue  aux  en/ans ,  est  reputd  tnohilier  et  per d 
la  nature  de  douaire ^  ei  y  succedeni  les  plus  proches  heritiers  tnohilier  es. 

Das  würde  also  von  unserer  Annahme  ursprünglich  unbeschränkter 
Vererblichkeit  des  gesammten,  sei  es  in  Fahrniss,  sei  es  in  Liegenschaften 
bestellten  Douaire  aus  wieder  auf  eine  Weiterentwicklung  deuten,  wonach 
zunächst  nur  für  Liegenschaften  die  Auffassung  eines  unbedingten  Rück- 
falls an  die  Erben  des  Mannes  Platz  gegriffen  hätte.  Diese  würde  sich  dann 
hier  weiter  auch  auf  die  Fahrniss  ausgedehnt  haben ,  welche  aber  nur  so 
weit  entsprechend  dem  Erblande  behandelt  wäre,  als  es  nach  kinderlosem 
Tode  der  Frau  selbst  an  die  Seite  des  Mannes  zurückfallen  sollte.  War  es 
aber  einmal  auf  die  Kinder,  denen  es  verfangen  war,  übergegangen,  so  ver- 
lor es  die  besondere  Natur  des  Douaire,  wurde  einfach,  wie  sonstige  Fahr- 
niss, auf  den  nächsten  Erben  dieser  oder  jener  Seite  vererbt,  und  nicht  mehr, 
gleich  den  Liegenschaften,  als  Vatergut,  vgl.  §  820,  behandelt.  Nach  allem 
dem  werden  wir  doch  annehmen  müssen,  dass  sich  in  den  Coutumes, 
welche  nicht  erst  den  Kindern,  sondern  schon  der  Mutter  selbst  das  volle 
Eigenthum  an  dem  beweglichen  Douaire  zusprechen,  eine  ältere  Entwick- 
lungsstufe erhalten  hat,  erst  nachträglich  in  manchen  Coutumes  sich 
auch  bei  der  Fahrniss  das  Recht  der  Mutter  selbst  auf  blosse  Zucht  abge- 
schwächt hat. 

875.  Mit  dem  Gesagten  erklären  sich  nun  auch  durchaus  die  Angaben 
der  altern  Quellen  über  die  Vererbung  des  Widum  auf  die  Kinder 
der  Ehe.  Ergeben  sich  in  dieser  Richtung  einige  Abweichungen  vom  spä- 
tem Recht,  so  erklären  sich  dieselben  so  einfach  im  Anschluss  an  die  bis- 
herigen Ergebnisse,  zeigt  sich  andererseits  doch  auch  so  auffallende  Ueber- 
einstimmung  mit  der  spätem  Gestaltung,  dass  gerade  da  der  unmittelbare 
Anschluss  dieser  an  die  ältesten  Zustände  gar  nicht  zu  bezweifeln  ist.  Auch 
Glasson  Hist.  du  dr.  Fr.  7,  430  bringt  das  spätere  Douaire  aux  enfans  in 
unmittelbare  Verbindung  mit  dem  ursprünglichen  Eigenthum  der  Frau  am 
Douaire. 

War  die  Dos  vom  Hochzeitstage  ab  ursprünglich  volles  Eigenthuiu 
der  Frau,  welches  sie  beim  Fehlen  von  Kindern  sogar  auf  ihre  sonstigen 
ßlutsfreunde  vererbte,  so  konnte  die  Vererbung  desselben  auf  Kinder  selbst* 
verständlich  auch  nur  als  Vererbung  von  Muttergut  gefasst  werden. 
Die  mit  dem  Beilager  zu  Eigenthum  der  Frau  gewordene  Dos  verblieb  aller- 
dings, wie  alles  Gut,  während  der  Ehe  unter  Verwaltung  und  Nutzung  des 
Mannes,  so  dass  für  eine  thatsächliche  Ausscheidung  derselben  die  Veran- 
lassung fehlte.  Erst  nach  dem  Tode  des  Mannes  war  sie  an  die  Wittwe 
herauszugeben  und  vererbte  dann  mit  dem  übrigen  Muttergute,  wobei  wir 
von  den  Verhältnissen  der  Verfangenschaft  vorläufig  absehen,  nach  dem 
Tode  der  Mutter  auf  deren  Kinder.  Zeigt  sich  da  so  weit  kein  Unterschied 
von  der  spätem  Gestaltung,  so  ergibt  sich  bei  dieser  die  Auffassung  als 
Vatergut,  vgl.  §  820,  bestimmt  daraus,  dass  bei  unbeerbtem  Abgang  der 
Kinder  das  Gut  an  die  Vatersippe  zurückfällt.  Findet  sich,  so  weit  ich  sehe, 
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8.75]  in  den  altern  Zeugnissen  kein  unmittelbarer  Beleg,  dass  das  in  früherer 
Zeit  nicht  der  Fall  war,  so  ist  daran  doch  kaum  zu  zweifeln,  wenn  unsere 
Annahme  richtig  ist,  dass  selbst  beim  Fehlen  von  Kindern  die  Vaterseitc 
keinerlei  Anspruch  auf  Rückfall  der  Dos  hatte,  dieselbe  nur  auf  die  Freunde 
der  Wittwe  vererbte. 

Besonders  kennzeichnend  für  die  altere  Gestaltung  ist  aber  die  Her- 
ausgabe an  die  Kinder  bei  Vorversterben  der  Mutter.  Dem 
spätem  Droit  coutumier  ist  eine  solche  nach  dem  Satze  Loysel  S  141 :  Ja- 
mals mari  ne  paya  douaire ,  unbekannt.  Wie  die  Frau  bei  Lebzeiten  des 
Mannes  kein  Recht  auf  Herausgabe  hatte,  so  auch  nicht  die  Kinder  vor 
dem  Tode  des  Vaters,  der  im  Besitze  blieb,  wenn  den  Kindern  auch  bereits 
das  nackte  Eigenthum  zustehen  sollte.  Dass  das  nach  älterm  Rechte  nicht 
so  war,  dass  die  Kinder  sofort  nach  dem  Tode  der  Mutter  verlangen  konnten, 
dass  ihnen  der  Vater,  wie  das  übrige  Muttergut,  auch  die  Dos  herauszu- 
geben hatte,  ergeben  aufs  bestimmteste  die  beiden  Formeln  Roziere  N.  336. 
337,  M.  Germ.  Form.  81.  249.  Der  Vater  erklärt  den  Söhnen,  dass  sie  nach 
dem  Tode  ihrer  Mutter  auf  die  Dotirungsurkunde  derselben  gestützt  die 
derselben  verschriebenen  Güter  vor  Gerichte :  contra  nos  evindicasiis  et  in 
vestra  potestate  omni  allode  ipsius  recepistis ;  dass  sie  dann  auf  seine  Bitte 
hin  jene  Güter:  mihi  ad  usum  beneßcii  tenere  et  excolere absque  ullo  vestro 
preiudicio  permisistis  /  dass  er  aber  als  Gegenleistung  ihnen  andere  ihm 
gehörige  Güter  obnoxiasse  und  in  ihre  Gewalt  gegeben  habe,  so  dass  er 
fortan  jene,  wie  diese  :/^r  vestro  beneficio  excolere  debeamus,  ohne  davon 
etwas  veräussern  zu  dürfen,  während  sie  nach  seinem  Tode  beide  Massen 
als  ihr  Eigenthum  in  Besitz  nehmen  können.  Man  sieht ,  dass  nach  der 
Strenge  des  altem  Rechts  der  Vater  nicht  einmal  mehr  ein  Nutzungsrecht 
am  Dotalgute  hatte. 

Die  Formeln  deuten  aber  zugleich  daraufhin,  wie  sich  der  Ueber- 
gang  zur  spätem  Gestaltung  ergeben  haben  dürfte.  Soweit  es  sich 
beim  Muttergute  um  den  Antheil  der  Mutter  an  dem  beweglichen  Ehegute 
und  um  eine  in  Fahrniss  bestellte  Dos  handelte,  standen  der  Herausgabe 
an  die  Kinder  der  Verstorbenen  keine  Schwierigkeiten  im  Wege.  Eben  so 
wenig  bei  eingebrachten  Liegenschaften  der  Mutter,  welche  ja  auch  früher 
nicht  näher  mit  dem  Vatergute  verbunden  waren.  Anders  wenn  es  sich  um 
Dotalgrundstücke  handelte,  welche  der  Vater  mit  seinem  übrigen  Erblandc 
von  seinen  Vorfahren  ererbt  hatte,  welche  mit  demselben  gemeinsam  bc- 
wirthschaftet  waren,  welche  sich  vielleicht  nur  schwer  von  dem  sonstigen 
Bestände  lösen  Hessen.  Es  ist  erklärlich,  wenn  da  der  Vater  durchweg  wün- 
schen musste,  dieselben  wenigstens  für  Lebenszeit  in  Nutzung  zu  behalten. 
Und  haben  jene  Formeln  sichtlich  erwachsene  Söhne  im  Auge,  so  behielt 
der  Vater,  wenn  die  Kinder  minderjährig  waren,  vgl.  Capit.  I  S  8,  aller- 
dings kraft  seiner  vormundschaftlichen  Befugnisse  auch  die  Dotalgrund- 
stücke mit  allem  andern  Gute  der  Kinder  in  Nutzung.  Es  war  dann  aber 
nicht  weniger  empfindlich  für  ihn ,  wenn  er  dieselben  den  grossjährig  ge- 
wordenen Kindern  herausgeben  sollte. 
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Einen  Wunsch  des  Vaters,  die  DotalgUter  für  Lebenszeit  in  Besitz  zu 
halten,  werden  wir  als  durchweg  vorhanden  voraussetzen  dUrfen.  Nach 
jenen  Formeln  erreichte  er  die  Erfüllung  seines  Wunsches  nur  dadurch, 
dass  er  den  Söhnen  dagegen  Rechte  an  dem  ihm  verbliebenen  Gut  ein- 
räumte ;  wir  kommen  darauf  zurück.  Mögen  damals  solche  Abmachungen 
häufig  erfolgt  sein,  so  ist  allerdings  später  von  solchen  Gegenleistungen 
nicht  mehr  die  Rede.  Es  wird  sich,  wie  wir  Entsprechendes  schon  S  725 
geltend  machten,  mehr  und  mehr  die  Auffassung  geltend  gemacht  haben^ 
dass  es  sich  für  die  Kinder  nicht  zieme,  entgegen  dem  Wunsche  des  Vaters 
schon  bei  dessen  Lebzeiten  Herausgabe  der  Dotalgrundstücke  zu  verlangen; 
was  zunächst  Sitte  war,  wurde  dann  schliesslich  allgemein  als  Recht  an- 
erkannt. 

Sind  die  bisherigen  Annahmen  richtig,  somusstesichdamitauch  Ver- 
fangenschaft des  im  Besitze  des  Vaters  bleibenden  Widum 
ergeben.  Es  mag  nach  der  ganzen  Gestaltung  dieser  Verhältnisse  eine  Zeit 
gegeben  haben ,  in  welcher  auch  die  unmündigen  Kinder  überhaupt  oder 
wem'gstens  bei  Wiederverheirathung  des  Vaters  mit  ihrem  Gute,  also  auch 
der  Dos  ihrer  Mutter,  in  vormundschaftlicher  Gewalt  der  Muttersippe 
blieben.  Jedenfalls  ist  aber  schon  Capit.  I  §  8  das  Recht  auch  des  wieder- 
heirathenden  Vaters  anerkannt,  bis  zur  Volljährigkeit  der  Kinder  sowohl 
deren  sonstiges  Muttergut,  als  die  Dos  zu  nutzen :  sie  vero  ut  de  has  ncc 
venderey  nee  donare  praesummai ;  insbesondere  auch :  doiem^  quam  primär  ic 
iixorem  dedii,  seeunda  ei  donare  non  lieeU 

Das  entspricht  ganz  genau  dem  spätem  Recht.  Das  Douaire  ist,  wie 
anderes  Muttergut,  durch  den  Tod  der  Mutter  Propre  aux  enfans  gewor- 
den ;  der  Vater  mag  es  nutzen ,  darf  aber  nichts  davon  veräussern ,  insbe- 
sondere auch  der  zweiten  Frau  ein  Douaire  nur  an  dem  Reste  seines  Ver- 
mögens bestellen.  Das  Gesetz  scheint  vorauszusetzen,  dass  der  Vater  gross- 
jflhrigen  Kindern  die  Dos  noch  herauszugeben  hat.  Ist  das  später  nicht  mehr 
der  Fall,  so  ist  es  doch  bei  der  angenommenen  Entwicklung  leicht  zu  er- 
klären, wenn  jene  Bestimmungen  nun  allgemein  massgebend  wurden.  Ver- 
zichteten die  Kinder  auf  ihr  Recht,  schon  bei  Lebzeiten  des  Vaters  Heraus- 
gabe der  Dos  zu  verlangen,  so  waren  sie  natürlich  dazu  nur  bereit ,  wenn 
ihnen  Sicherheit  geboten  war,  dass  sie  die  Dos  wenigstens  nach  dem  Tode 
des  Vaters  ungeschmälert  erhielten;  die  Verfangenschaft  derselben  ist  denn 
auch  in  jenen  Formeln  aufs  bestimmteste  betont.  Gerade  die  auffallendste 
EigenthUmlichkeit  des  spätem  westfränkischen  Rechts,  die  Theilung  des 
Nachlasses  des  Vaters  nach  Widumsrecht,  schliesst  sich  sichtlich  aufs  engste 
dem  ältesten  Rechte  an. 

876.  Entspricht  alles  Gesagte  durchaus  dem  Gesichtspunkte,  dass  die 
Dos  urspründlich  einfach  als  Muttergut  vererbte,  so  ist  der  U ebergang 
zur  Behandlung  als  Vatergut,  wie  sie  sich  nach  S  820  insbesondere 
darin  zeigt,  dass  die  vom  Douaire  getroffenen  Liegenschaften  nach  unbe- 
erbtem Tode  der  Kinder  an  die  Vaterseite  zurückfallen,  auf  die  S  873  be- 
sprochene Entwicklung  zurückzuführen,  wonach  das  Eigenthum  der  Frau 
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876]  sich  bei  Liegenschaften  zu  blosser  Zucht  abschwächte.  Hatten  nach 
dem  Tode  der  kinderlosen  Frau  deren  Freunde  keinerlei  Rechte  mehr,  fiel 
das  Douaire  an  die  Seite  des  Mannes  zurUck,  so  musste  das  auch  massge- 
bend werden,  wenn  die  Kinder  nach  ihr  unbeerbt  starben.  Man  hätte  nun 
allerdings  in  solchem  Falle,  wie  wir  das  $  874  bei  der  in  Fahrniss  bestellten 
Dos  fanden,  die  Liegenschaften  entsprechend  dem  Gewinnlande  auf  den 
nächsten  Erben  ohne  Rücksicht  auf  die  Seiten  vererben  lassen  können.  Han- 
delte es  sich  aber  jedenfalls  um  Erbland,  welches  an  die  Seite  zurückfallen 
sollte,  von  der  es  herrührte,  konnte  es  sich  lediglich  fragen,  ob  dasselbe  als 
von  der  Mutter,  oder  vom  Vater  her  ererbt  zu  betrachten  sei,  so  musste 
jenes  Verhältniss  aufs  bestimmteste  für  die  Vaterseite  sprechen.  Und  dieser 
Wechsel  der  Auffassung  konnte  dann  allerdings  dadurch  gefordert  werden, 
dass  nach  der  spätem  Gestaltung  das  Douaire ,  so  lange  der  Vater  lebte, 
immer  in  dessen  Besitze  blieb,  erst  mit  dem  Tode  desselben  an  die  Kinder 
kam,  so  dass  auch  damit  die  Auffassung  näher  gelegt  war,  dass  dasselbe 
vom  Vater  ererbt  werde. 

Doch  macht  sich  in  altern  Urkunden,  in  welchen  das  Recht  des  Vaters 
bereits  vollständig  anerkannt  ist,  auch  wohl  noch  die  Auffassung  geltend, 
dass  die  Dos  von  der  Mutter  ererbt  sei.  So  verfügte  in  Anjou ,  vgl.  Revue 
bist.  8,51,  der  Sohn  über  eine  Liegenschaft :  sictit  tenebat  eam  reliciam 
sibi  a  matrCy  cuius  dosfuerat;  quod,  ut  pater  suus  concederet,  dedii  xv,  so- 
Udos,  et  concessit.  Während  es  früher  nach  jenen  Formeln  einer  Gegen- 
leistung des  Vaters  bedurfte,  wenn  er  Dotalgrundstücke  auf  Lebenszeit  be- 
halten wollte,  so  nun  einer  Gegenleistung  der  Kinder,  wenn  der  Vater  ihnen 
Dotalgrundstücke  vor  seinem  Tode  überliess. 

War  aber,  so  weit  es  sich  um  Rückenerben  handelte,  schliesslich  die 
Auffassung  vollständig  massgebend  geworden,  dass  das  Douaire  als  Vater- 
gut zu  betrachten  sei  und  an  die  Vaterseite  zurückfalle,  so  findet  sich  doch 
auch  später  Nachwirken  der  unsprünglichen  Vererbung  als 
Muttergut  auf  die  Theilung  unter  den  Kindern.  Wurde  noch 
später  das  Douaire  kopfgleich  unter  die  Kinder  der  Ehe  getheilt,  nicht,  wie 
sonstiges  Vatergut,  nach  Erstgebunsrecht  und  unter  Zurücksetzung  der 
Töchter,  so  wiesen  wir  schon  S  850  ff.  darauf  hin,  wie  sich  das  wohl  nur 
daraus  erklären  lässt,  dass  das  Douaire  ursprünglich  als  Muttergut  vererbte, 
welches  allgemein  nur  nach  Köpfen  getheilt  wurde,  während  sichtlich  die 
ausgedehnteren  Befugnisse  des  Vaters,  ändernd  in  die  Erbenfolge  einzu- 
greifen, bei  dem  nicht  zum  Douaire  gehörenden  Vatergut  wenigstens  beim 
Adel  zu  ungleicher  Theilung  führten. 

Dass  sich  das  nicht  auf  das  Douaire  ausdehnte,  erklärt  sich  leicht  bei 
der  angenommenen  Entwicklung.  Das  Douaire,  obwohl  ursprünglich  Mut- 
tergut, sollte  allerdinds  nur  den  Kindern  der  bezüglichen  Ehe  zufallen.  Aber 
wenigstens  unter  diese  war  es  kopfgleich  zu  theilen,  wenn  es,  vgl.  S  854, 
nicht  in  den  Befugnissen  der  Mutter  lag ,  da  ändernd  einzugreifen.  Nach 
dem  Tode  der  Mutter  hatten  ursprünglich  die  Kinder  der  Ehe  das  Recht, 
sofortige  Herausgabe  des  Donaire  zu  verlangen,  um  es  nach  Köpfen  unter 
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sich  zu  theilen.  Waren  sie  nun  auch  bereit,  den  Vater  auf  Lebenszeit  im 
Besitze  zu  lassen,  so  ist  es  doch  begreiflich,  dass  sie  das  nur  unter  der  Vor- 
aussetzung thaten,  dass  nach  dem  Tode  des  Vaters  nicht  blos  ihnen  insge- 
sammt  dasDouaire  ungeschmälert  zukam,  sondern  auch  die  Theilung  nach 
Köpfen,  auf  welche  jedes  von  ihnen  nach  dem  Tode  der  Mutter  einen  An- 
spruch hatte,  von  Ändernden  Verfügungen  des  Vaters  unberührt  blieb.  So 
erklärt  es  sich  leicht,  wenn  auch  später  das  Douaire,  obwohl  es  auf  Lebens- 
zeit dem  Vater  verblieb,  nach  dessen  Tode  so  getheilt  wurde,  als  wenn  es 
erst  jetzt  ererbtes  Muttergut  wäre;  dass  es  bezüglich  der  Theilung  unter 
die  Kinder  nach  wie  vor  als  Muttergut  behandelt  wurde ,  obwohl  es  beim 
Fehlen  von  Kindern  gegenüber  den  Ansprüchen  der  Wittwe  und  ihrer 
Sippe  einfach  als  Vatergut  betrachtet  wurde. 

877.  Hat  sich  die  Verfangenschaft  des  im  Besitze  des  überlebenden 
Vater  verbleibenden  Douaire  sichtlich  daraus  ergeben,  dass  die  Kinder, 
welche  ursprünglich  zu  sofortiger  Herausgabe  berechtigt  gewesen  wären, 
dem  Vater  Leibzucht  an  demselben  beliessen,  so  geht  die  Verfangen- 
schaft des  Widum  der  überlebenden  Mutter  zu  Gunsten  der 
Kinder  der  Ehe  sichtlich  nicht  auf  dieselbe  Grundlage  zurück.  Wurde  die 
Dos,  wie  darauf  die  Ausdrücke  der  Formeln  deuten,  volles  Eigenthum  der 
Frau  und  bestätigt  sich  das  bei  der  kinderlosen  Frau  durch  die  ursprüng- 
liche Vererbung  auf  ihre  Sippe,  so  hatten  auch  die  Kinder  bei  Lebzeiten 
der  Mutter  keine  Ansprüche  auf  deren  Dos,  auf  welche  sie  gegen  Bedin- 
gung der  Verfangenschaft  hätten  verzichten  können.  Hatten  die  Kinder 
auch  Erbrecht  nach  der  Mutter,  so  hatten  sie,  wenn  die  Dos  freies  Eigen- 
thum der  Mutter  war,  kein  Recht,  dieselbe  an  willkürlichen  Verfügungen 
über  dieselbe  zu  hindern.  So  wird  in  der  Lex.  Visigoth.  4,  5  1.  2  als  bis- 
heriges Recht  ausdrücklich  die  volle  Verfügungsfreiheit  der  Mutter  aner- 
kannt und  erst  jetzt  bestimmt,  dass  dieselbe  fortan  nur  über  ein  Viertel  der- 
selben frei  verfügen  darf  und  sie  davon  abgesehen  den  Kindern  der  bezüg- 
lichen Ehe  hinterlassen  muss. 

Dagegen  möchte  ich  nicht  bezweifeln,  dass  bei  den  Franken  die  Ver- 
fangenschaft der  Dos  auf  ältestes  Recht  zurückgeht.  Dieselbe  ist  zunächst 
bestimmt  ausgesprochen ,  wenn  nach  Gap.  I  S  7  die  Wiederverheirathung 
der  Wittwe  gestattet  ist:  sie  tarnen,  ut  doiem,  quem  anterior  maritus  dedit 
/iliis  suis  post  obitum  matris  sine  ullum  consorcium  sibi  vendicent  ac  de- 
/endanty  de  qua  dotem  maier  nee  vendere^  nee  donare  praesummat,  Ist  das 
hier  ausdrücklich  betont,  so  war  dazu  nähere  Veranlassung  geboten,  um 
einen  Anspruch  der  Kinder  zweiter  Ehe  auf  die  der  Mutter  verbleibende 
Dos  der  ersten  Ehe  auszuschliessen ;  es  fehlt  wenigstens  an  und  für  sich 
jeder  Grund  zu  der  Annahme,  dass  das  für  die  unverheirathet  bleibende 
Mutter  nicht  ebenso  zutreffen  sollte;  vgl.  auch  Heusler  Inst.  2,  308.  Es 
finden  sich  denn  auch  Formeln  für  Libelli  dotis,  vgl.  Sandhaas  59,  in  weK 
chen  der  Frau  zur  Pflicht  gemacht  wird,  die  Dos  ungemindert  den  etwaigen 
Kindern  zu  erhalten,  so  dass  sie  nur  beim  Fehlen  solcher  nach  Belieben 
darüber  verftigen  kann. 
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877]  Dem  stehen  allerdings  andere  Formeln  gegenüber,  in  denen  der  Frau 
schlechtweg  volle  Verfüg ungsfreiheit  zugesprochen  wird.  Und  überdies  ist 
wohl  geltend  gemacht,  vgl.  Sandhaas  60,  ßrunner  25,  dass  gerade  diese 
mehr  salisches,  jene  mehr  römischrechtliches  Gepräge  zeigen,  und  zunächst 
die  römische  Donatio  im  Auge  haben,  welche  allerdings  den  Kindern  ver- 
fangen war.  Darauf  aber  möchte  ich  an  und  für  sich  nicht  viel  Gewicht 
legen.  Sandhaas  selbst  weist  S.  62  darauf  hin,  dass  wir  ganz  denselben  auf 
unbeschränkte  Verfügung  deutenden  Ausdrücken  auch  da  begegnen ,  wo 
römische  Donatio  verbrieft  wird.  Das,  worum  es  sich  bei  der  Dotirung  zu- 
nächst handelte,  war  der  Uebergang  aus  dem  Eigenthum  des  Mannes  in 
das  der  Frau.  Gerade  dann,  wenn  von  altersher  feststand,  dass,  falls  die 
Ehe  beerbt  sein  würde,  die  Dos  den  Kindern  zu  hinterlassen  sei,  mochte 
man  um  so  weniger  für  nöthig  halten,  das  ausdrücklich  zu  betonen,  oder 
Anstand  nehmen,  auch  hier  die  Ausdrücke  anzuwenden ,  wie  sie  sonst  bei 
Eigenthumsübenragungen  üblich  waren.  Bei  solchen  Formeln,  die  wohl 
durchweg  zunächst  auf  Grundlage  römischer  Vorlagen  entstanden,  wird 
man,  wenn  die  Hauptsache  richtig  zum  Ausdrucke  kam,  kaum  darauf 
rechnen  dürfen,  dass  nun  auch  für  alle  Einzelnheiten  der  Fassung  genü- 
gend darauf  geachtet  wurde^  dieselben  dem  bezüglichen  germanischen  Recht 
genau  anzupassen ;  es  wäre  ja  nicht  schwer,  dafür  Einzelbelege  zu  bringen. 

Ueberhaupt  dürfte  auf  die  Ergebnisse  der  Untersuchungen,  ob  die  be- 
züglichen Formeln  römische  Donatio  oder  fränkische  Dos  im  Auge  haben, 
vgl.  Sandhaas  107  ff.,  kaum  grösseres  Gewicht  zu  legen  sein.  Die  Be- 
nutzung römischer  Formulare  erklän  es  genügend,  wenn  auch  in  den  für 
Franken  bestimmten  Formularen  sich  Angaben  finden,  welche  unmittelbar 
auf  römisches  Recht  deuten.  Darauf  aber,  dass  die  bezüglichen  Formeln 
zunächst  Germanen  im  Auge  haben,  deutet  doch  der  schon  §  860  erwähnte 
Umstand,  dass  sich  ausschliesslich  Formeln  für  die  Dos  oder  Donatio  des 
Mannes  finden,  keine  einzige  für  die  römische  Dos  der  Frau,  was  doch  un- 
erklärlich wäre,  wenn  die  Formeln  bestimmter  auch  das  Bedürfniss  der 
Romanen  im  Auge  hatten.  Sandhaas  1 1 3  meint,  es  sei  das  möglicherweise 
dadurch  zu  erklären,  das  zur  Zeit  der  Eroberung  Galliens  durch  die  Franken 
der  Giebrauch  der  römischen  Dos  unter  den  Provincialen  bereits  im  Abgang 
begriffen  war.  Diese  Annahme  beseitigt  sich  aber  doch  unmittelbar  durch 
Vergleichung  der  späteren  Quellen,  welche  ergeben,  dass  das  römische 
Dotalrecht  und  insbesondere  die  römische  Dos  in  den  südfranzösischen  Ge- 
bieten des  geschriebenen  Rechts  immer  in  Geltung  blieben. 

Sprechen,  wie  ich  denke,  die  Formeln  nicht  gegen  die  Verfangenschaft, 
so  wird  freilich  durch  den  besprochenen  Umstand  die  Beweiskraft  derje- 
nigen, welche  bestimmt  auf  sie  hinweisen,  immerhin  abgeschwächt,  so  dass 
wir  uns  in  erster  Reihe  doch  auf  die  Bestimmung  Capit.  I  S  7  hingewiesen 
sehen.  Nun  ist  freilich  für  diese,  wie  für  den  sonstigen  Inhalt  des  Gesetzes, 
die  Annahme  einer  Beeinflussung  durch  römisches  Recht 
geltend  gemacht,  nach  welchem  die  Donatio  verfangen  war.  Das  würde 
allerdings  nahe  liegen,  wenn  wir  für  das  Gesetz  überhaupt  an  römisches 
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Recht  anzuknüpfen  hätten.  Wie  wenig  das  aber  zutrifft,  habe  ich  S  872  zu- 
nächst bezüglich  der  Bestimmungen  über  unbeerbte  Ehe  nachzuweisen  ge- 
sucht Nun  gerade  bei  der  erübrigenden  Bestimmung  über  beerbte  Ehe  an 
Aufnahme  aus  dem  römischen  Recht  zu  denken,  wäre  doch  nur  dann  Ver- 
anlassung geboten,  wenn  die  Auffassung,  dass  das  vom  Manne  zunächst 
zur  Sicherung  der  Frau  Bestimmte  dann  weiter  auch  ungeschmfilen  nur 
seinen  Kindern  von  dieser  Frau  zukommen  soUte,  dem  germanischen  Rechte 
überhaupt  fremd  gewesen  wäre.  Davon  kann  aber  nicht  die  Rede  sein.  Ist 
die  betreffende  Bestimmung  der  L.  Burg.  24  S  i  in  römischrechtlichen 
Quellen  entsprechenden  Ausdrücken  gefasst,  vgl.  Sandhaas  7 1 ,  so  schliesst 
das  ja  nicht  aus,  dass  die  Bestimmung  selbst  eine  althergebrachte  war.  In 
der  L.  Alam.  54  ist  das  Verfangenschaftsrecht  der  Kinder  an  der  Dos  sicht- 
lich als  selbstverständlich  vorausgesetzt;  in  der  L.  Sax.  S  47  ist  es  aufs  be- 
stinunteste  ausgesprochen.  Die  angelsächsischen  Bestimmungen  würden 
zum  Theil  ganz  unerklärlich  sein,  wenn  nicht  vorausgesetzt  wäre,  dass  das, 
was  zunächst  der  Mutter  zugesprochen  wird,  nach  ihrem  Tode  an  die  Kin- 
der Mix. 

Insbesondere  aber  wird  in  dieser  Richtung  auf  die  der  westfränkischen 
nahe  verwandte  Gruppe  der  Verfangenschaftsrechte  hinzuweisen  sein.  Wir 
können  es  für  den  nächsten  Zweck  dahingestellt  lassen,  ob  die  $  689  vor- 
läufig angedeutete  Annahme  sich  bewährt,  dass  die  Gestaltung  derselben 
sich  überhaupt  von  der  westfränkischen  Verfangenschaft  der  Dos  aus  ent- 
wickelt hat.  Jedenfalls  zeigt  sich  da  in  einer  ausgedehnten  Gruppe  von 
Rechten,  welche  der  westfränkischen  näher  verwandt  ist,  sich  aber  zwei- 
fellos lange  vor  der  Zeit,  in  welcher  von  römischem  Einflüsse  irgend  die 
Rede  sein  konnte,  von  derselben  getrennt  hat,  der  Gedanke  der  Verfangen- 
schaft des  Eheguts  für  die  Kinder  der  Ehe  in  einer  Weise  entwickelt,  dass 
gewiss  jede  Veranlassung  fehlt,  es  auf  römischen  Einfluss  zurückzuftlhren, 
^venn  sich  das  im  westfränkischen  Rechte  in  ungleich  geringerem  Massstabe 
bestimmt  findet. 

Dann  aber  wird  noch  ein  Anderes  zu  beachten  sein.  Stellte  ich  $872 
das  Zurückgehen  des  Gesetzes  Capit.  1  $  7  auf  römisches  Recht  in  Abrede, 
so  gab  ich  zu,  dass  es  sich  bei  den  Bestimmungen  über  unbeerbte  Ehe  nur 
um  misslungene  gesetzgeberische  Versuche  handeln  könne .  da  sich  nicht 
die  geringste  Rückwirkung  auf  das  spätere  Recht  zeigt.  Ganz  anders  hier. 
Die  Verfangenschaft  des  in  Händen  derWittwe  bleibenden  Douaire  für  die 
Kinder  der  Ehe  ist  später  ganz  ausnahmslos  anerkannt;  findet  sich  nicht 
überall  der  Satz,  dass  das  Douaire  Propre  der  Kinder  sei,  so  trifft  das  nur 
das  dem  überlebenden  Vater  verbleibende,  während  dasjenige,  an  welchem 
die  überlebende  Mutter  Zucht  hatte,  immer  den  Kindern  als  nächsten  Erben 
des  Vaters  verfangen  war.  Haben  die  andern  Bestimmungen  des  Gesetzes 
keinerlei  Rückwirkung  geübt,  so  scheint  hier  gerade  die  spätere  Gestaltung 
aufs  bestimmteste  darauf  hinzuweisen,  dass  es  sich  um  althergebrachtes 
fränkisches  Recht  handelte. 
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878,  Nun  ist  allerdings  wohl  die  Annahme  einer  Beschrän- 
kung der  Verfangenschaftaufden  Fall  der  Wiederverheira- 
thung  geltend  gemacht  worden;  vgl.  Sandhaas 68.  Dagegen  würden  aller- 
dings die  Formeln  sprechen,  nach  welchen  schon  bei  der  Bestellung  der 
Dos  die  Verfangenschaft  für  die  Kinder  ausgesprochen  wird.  Aber  ihre  Be- 
weiskraft lässt  sich,  wie  gesagt,  durch  den  Einwand  abschwächen,  dass  sie 
nur  für  Romanen  bestimmt  gewesen  seien.  Bleibt  dann  nur  die  Angabe 
Capit.  1  S  7,  so  hat  diese  allerdings  unmittelbar  nur  den  Fall  der  Wieder- 
verheiraihung  im  Auge.  Lag  es  aber  nahe,  gerade  für  diesen  Fall  auf  die 
Verfangenschaft  hinzuweisen,  so  ist  damit  doch  nicht  nothwendig  ausge- 
sprochen, dass  sie  überhaupt  auf  diesen  beschränkt  sein  sollte.  Und  zieht 
man  da  das  dedit  zwfiliis  suis,  nimmt  man  nicht  an,  dass  dieses  gleichbe- 
deutend mxxfiUi  sui  zu  fassen  sei,  so  würde  sich  damit  die  Auffassung 
ergeben,  dass  die  Dos  schon  bei  der  Verheirathung  den  zu  erwartenden 
Kindern  geschenkt  war,  um  sie  nach  dem  Tode  der  Mutter  zu  erhalten, 
was  dann  zweifellos  auf  Verfangenschaft  auch  bei  Nichtwiederverheirathung 
der  Mutter  führen  würde.  Sehen  wir  aber  davon  ab,  fehlt  es  dann  an  einem 
altern  Zeugnisse,  welches  die  allgemeine  Verfangenschaft  der  Dos  mit  voller 
Sicherheit  ergäbe,  so  denke  ich  doch,  dass  andere  Erwägungen  da  bezüglich 
dieses  nicht  unwichtigen  Punktes  keinen  Zweifel  lassen. 

Zunächst  wird  doch  zu  beachten  sein,  dass  das  spätere  Recht  aus- 
nahmslos der  Wittwe  nur  Zucht  am  Douaire  zuspricht  und  damit  den  Kin- 
dern das  nackte  Eigenthum,  ohne  dass  da  der  Unterschied,  ob  die  Wittwe 
wiederheirathete  oder  nicht,  irgendwie  zur  Geltung  gelangte.  Nun  habe  ich 
allerdings  selbst  S  721  bezüglich  des  Aasdomsrechtes,  S  766  bezüglich  des 
wUlschflandrischen  Rechts  angenommen,  dass  da  ursprünglich  nur  im  Falle 
der  Wiederverheirathung  Verfangenschaft  eintrat,  dass  die  abweichenden 
Bestimmungen,  wonach  das  Vatergut  schon  vom  Tode  des  Vaters  ab  den 
Kindern  verfangen  sein  sollte,  erst  der  spätern,  sichtlich  auf  möglichste  Si- 
cherung des  Rechts  der  Kinder  bedachten  Rechtsentwicklung  angehören. 
Entsprechend  Hesse  sich  denn  auch  annehmen ,  dass  das  älteste  fränkische 
Recht  das  Interesse  der  Kinder,  so  lange  die  Mutter  unverheiraihet  blieb, 
auch  ohne  Verfangenschaft  für  genügend  gewahrt  hielt,  dass  es  diese  daher 
nur  für  den  Fall  der  Wiederverheirathung  bestimmte ,  während  dann  erst 
das  spätere  Recht  den  Anspruch  der  Kinder  durch  sofortige  Verfangen- 
schaft ausreichender  zu  sichern  suchte. 

Solche  Annahme  würde  aber  hier  zweifellos  nicht  in  derselben  Weise 
berechtigt  sein.  Wo  in  einer  Gruppe  im  Laufe  der  Zeit  Billigkeitsrück- 
sichten auf  Aenderungen  einer  ursprünglich  gemeingiltigen  Bestimmung 
hinweisen,  da  werden  später  die  sich  selbstständig  weiterentwickelnden  Ein- 
zelrechte der  Gruppe  nicht  übereinstimmen;  die  einen  werden  auch  später 
noch  an  der  ursprünglichen  Bestimmung  festgehalten,  andere  sie  nur  ab- 
geschwächt, andere  wieder  sie  vollständig  beseitigt  haben.  Eben  das  fanden 
wir  denn  auch  im  Aasdomsrechte  und  im  wälsch flandrischen  Recht,  wo 
wir  überdies  in  Einzelftillen  den  Uebergang  von  der  älteren  zur  jüngeren 
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Gestaltung  unmittelbar  nachweisen  konnten.  Nichts  dergleichen  ergibt  sich 
in  den  späteren  westfrttnkischen  Coutumes.  Stimmen  alle  in  dieser  Bezie* 
hung  vollständig  Uberein,  zeigt  sich  nicht  der  geringste  Rest  einer  Gestal- 
tung, welche  zwischen  der  unverheiratheten  und  wiederverheiratheten 
Mutter  unterschieden  hätte,  so  wird  sich  das,  wie  ich  denke,  nur  daraus  er- 
klären können,  dass  es  sich  da  um  althergebrachtes  fränkisches  Recht  han- 
delte, dass  in  diesem  eine  Sicherung  der  Kinder,  wie  sie  in  andern  Rechten 
nachträglich  erstrebt  wurde,  von  vornherein  geboten  war. 

Denke  ich,  dass  da  einer  der  Fälle  vorliegt,  in  welchen  wir  eine  Lücke 
der  altern  Zeugnisse  unbedenklich  aus  dem  spätem  Recht  ergänzen  dürfen, 
so  führt  überdies  ein  Vergleich  mit  verwandten  Rechten  auf  dasselbe 
Ergebniss.  Mag  nun  die  Art  und  Weise,  wie  ich  S  689  die  volle  Verfan- 
genschaft der  niederlothringischen  und  ostfränkischen  Rechte  mit  der  be- 
schrankten des  westfränkischen  in  Zusammenhang  zu  bringen  suchte,  richtig 
sein  oder  nicht,  so  zeigen  diese  Gruppen  doch  auch  in  andern  Verhält- 
nissen so  vielfach  nähere  Verwandtschaft,  dass  gewiss  nicht  zu  bezweifeln 
ist,  dass  das  Eingreifen  der  Verfangenschaft  in  beiden  irgendwie  auf  die- 
selbe Wurzel  zurückgeht.  Andererseits  ergeben  beide  Gruppen  so  tiefgrei- 
fende Verschiedenheiten,  dass  ihre  Verzweigung  zweifeUos  weit  über  die 
Zeiten  zurückreicht ,  in  welche  wir  jenes  merovingische  Capitular  und  die 
sonstigen  altern  Zeugnisse  zu  setzen  haben.  Erscheint  nun  in  den  Verfan- 
genschaftsrechten  das  den  Kindern  verfangene  Ehegut  auf  die  Gesammt- 
heit  oder  die  Hälfte  der  beiderseitigen  Liegenschaften  ausgedehnt,  so  tritt 
auch  da  diese  Verfangenschaft  ausnahmslos  unmittelbar  mit  cfem  Bruche 
der  Ehe  ein ,  zeigt  sich  nicht  die  geringste  Spur,  dass  die  Wiederverheira- 
thung  da  irgendwelche  Aenderung  der  Stellung  der  Mutter  zur  Folge  hat. 
Haben  wir  nun  auch  im  westfränkischen  Recht  das  Douaire  als  Ehegut  zu 
betrachten,  da  es  nur  auf  Kinder  der  bestimmten  Ehe  vererbt,  während  alles 
sonstige  Gut  auf  sämmtliche  Kinder  hier  des  Vaters,  don  der  Mutter  ver- 
erbt, so  ist,  wenn  da  überhaupt  irgendwelcher  Zusammenhang  zugegeben 
wird,  auch  die  Folgerung  nicht  abzuweisen,  dass  der  Satz ,  wonach  alles 
Ehegut,  und  somit  auch  das  Douaire,  vom  Bruche  der  Ehe  ab  den  Kindern 
der  Ehe  verfangen  ist,  auf  Zeilen  zurückgehen  muss,  welche  weit  über  die 
der  ältesten  Zeugnisse  zurückliegen.  Während  dann  überdies,  worauf  wir 
zurückkommen,  uns  gerade  das  älteste  Zeugniss,  das  des  Tacitus,  in  dieser 
Richtung  einen  bestimmten  Halt  bieten  dürfte. 

Damit  ist  immerhin  vereinbar,  dass  man  ursprünglich  die  Verfangen- 
schaft als  durch  die  Sitte  ohnehin  genügend  gesichert  behandelte,  dass  dann 
die  Fälle  der  Wiederverheirathung ,  bei  welchen  das  weniger  zutraf,  dazu 
führen  mochten,  sie  zunächst  für  diese  als  strenges  Recht  auszusprechen. 

879.  Glaube  ich  auf  die  Verfangenschaft  des  Douaire  bei  üeberleben 
der  Mutter  schon  vom  Bruche  der  Ehe  ab  als  althergebracht  Gewicht  legen 
zu  sollen,  so  ist  dafür  vor  allem  massgebend,  dass  sich  solche  Gestaltung 
am  leichtesten  erklärt,  wenn  wir  den  Widum  als  Gesammteige n- 
thum  der  Mutter  und  der  Kinder  der  Ehe  auffassen,  wie  wir  das 
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879]  vorbehaltlich  nähererBegrUndungS627  auchindenVerfangenschafts- 
rechten  bezüglich  des  sich  für  den  überlebenden  Ehegatten  und  die  Kinder 
ergebenden  Rechtsverhältnisses  annahmen. 

Es  bestehen  keine  Theilrechte.  Die  überlebende  Mutter  als  Haupt  der 
Gemeinschaft  hat  auf  Lebzeiten  das  Ganze  zu  Verwaltung  und  Nutzgenuss, 
ohne  auch  im  Falle  der  Wiederverheirathung  oder  der  Grossjtthrigkeit  der 
Kinder  zur  Uebergabe  irgendwelchen  Theilbetrags  verpflichtet  zu  sein.  Aber 
sie  darf  nichts  von  diesem  Gesammteigenthum  verSussern.  Andererseits 
bestehen  aber  bis  zu  ihrem  Tode  auch  noch  keine  Theilrechte  der  Kinder, 
bezüglich  deren  sie  von  Eltern  oder  Halbgeschwistern  beerbt  werden 
könnten ;  stirbt  ein  Kind  in  der  Gemeinschaft,  so  wachst  nach  S  8 1 8  sein 
Antheil  den  andern  zu.  Und  zwar  nach  dem  §  820  Bemerkten  in  der  Regel 
auch  dann,  wenn  das  vorverstorbene  Kind  selbst  Kinder  hinterlassen  hau 
Erst  nach  dem  Tode  der  Mutter  löst  sich  die  Gemeinschaft  und  machen 
sich  Theilrechte  der  nun  vorhandenen  Kinder  geltend.  Auch  die  Fassung 
älterer  Urkunden  deutet  wohl  daraufhin,  dass  man  die  Dotalgrundstücke 
als  Gesammtbesitz  der  Mutter  und  ihrer  Kinder  fasste.  So  in  Anjou,  Revue 
bist.  8,  49 :  Terram  illatn  in  dofem  tenuit  cumfilio  suo. 

Ein  schon  mehrfach  betonter  Unterschied  von  den  Verfangenschafts- 
rechten,  vgl.  %  816,  ergibt  sich  dann  aber  darin,  dass  in  diesen  die  Verfan- 
genschaft sich  nur  auf  das  bei  Bruch  der  Ehe  vorhandene  Gut  bezieht,  da- 
gegen das  Douaire  schon  während  der  Ehe  nicht  blos  der  Frau,  son- 
dern auch  den  Kindern,  mochten  sie  nun  geboren  oder  erst  zu  erwarten 
sein,  verfangen  ist;  vgl.  $  818.  Dass  das  schon  dem  ältesten  Rechte  ent- 
spricht, ist  gewiss  nicht  zu  bezweifeln,  wenn  nach  §  870  die  Dos  schon  vom 
Hochzeitstage  ab  Eigenthum  der  Frau  war.  Damit  würde  sie  dann  schon 
wahrend  der  Ehe  als  Eigenthum  der  Frau  und  der  Kinder  zu  betrachten 
sein,  wie  sich  das  leicht  erklärt,  wenn  nach  der  ganzen  Gestaltung,  vielleicht 
auch  nach  der  Fassung  von  Capit.  1  S  7,  vgl.  878,  der  Widum  als  Gabe 
des  Mannes  an  die  Frau  und  die  zu  erwartenden  Kinder  zu 
fassen  und  sichtlich  darauf  berechnet  ist,  die  Zukunft  der  Frau  und  der  ge- 
meinsamen Kinder  so  zu  sichern,  dass  dieselbe  durch  spätere  willkürliche 
Verfügungen  des  Mannes  nicht  mehr  in  Frage  gestellt  werden  kann. 

880.  Damit  hängt  dann  wieder  aufs  engste  zusammen  das  Fehlen 
eines  Warterechts  der  Kinder  auf  das  freie  Gut  des  Vaters, 
wie  dasselbe,  wie  ich  denke ,  für  das  ältere  Recht  ebenso  anzunehmen  ist, 
wie  nach  $  827  ff.  für  das  spätere.  Hauen  die  Kinder  jeder  Ehe  zunächst 
nur  einen  Anspruch  auf  das  ihrer  Mutter  als  Dos  zukommende  Vatergut, 
so  ist  doch  anzunehmen ,  dass  zur  Zeit  der  Lex  Salica  auch  das  sonstige^ 
vom  Vater  hinterlassene  Gut  nicht  etwa  an  seine  Rückenerben  kam ,  son- 
dern in  erster  Reihe  auf  seine  Kinder  vererbte.  L.  Sal.  59  drückt  sich  aller- 
dings sehr  zurückhaltend  über  das  Erbrecht  der  Kinder  aus.  Dass  diese  im- 
mer in  erster  Reihe  zum  Erbe  berufen  seien,  ist  ausdrücklich  nicht  gesagt. 
Wird  aber  die  Folge  der  Mutter  und  der  weitern  Rückenerben  für  den  Fall 
angegeben:  st  quis  mortuus  fiter it  etjllios  non  dimiserii ,  so  bezieht  sich 
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das  einmal  zweifellos  ebenso  auf  den  Mann,  wie  die  Frau.  Weiter  aber  wird 
doch  auch  der  Schluss  nicht  abzuweisen  sein ,  dass,  wenn  Kinder  vorhan- 
den sind,  Ruckenerben  überhaupt  nicht  zu  Erbe  gelangen. 

Das  Erbrecht  der  Kinder  nach  dem  Vater  wird  danach  nicht 
zu  bezweifeln  sein.  Jedenfalls  ergeben  dann  die  Formeln  durchaus  die  Auf- 
fassung, dass  der  Vater  zunächst  von  seinen  Kindern  beerbt  wird.  Und 
zwar,  wenn  jene  Angabe  der  Lex  Salica  auch  mit  jeder  andern  Gestaltung 
der  Theilung  nach  dem  Vater  vereinbar  sein  würde,  zweifellos  so,  dass  das, 
was  er  von  freiem  Gute  unverfügt  hinterlässt,  ebenso,  wie  später,  vergl. 
S  823,  unter  alle  seine  Kinder  ohne  Rücksicht  auf  die  Verschiedenheit  der 
Ehen  getheilt  wird,  nicht  etwa  nur  den  Kindern  der  letzten  Ehe  verbleibt. 

Aber  dem  Erbrecht  musste  nicht  auch  ein  Warterecht  entsprechen. 
Für  das  spätere  Recht  fanden  wir  S  827  ff.  aufs  bestimmteste  die  volle  Ver- 
gabungsfreiheit auch  beim  Vorhandensein  von  Kindern  ausgesprochen; 
fanden  sich  Abweichungen,  so  handelt  es  sich  zweifellos  um  nachträgliche 
Abschwächungen.  Das  erklärt  sich  leicht,  wenn  durch  die  Verfangenschaft 
des  Douaire  den  Kindern  an  und  für  sich  ein  grosser  Theil  des  ursprüng- 
lichen Vaterguts  gesichert  war.  Waren  nun  die  Verhältnisse  der  altem  Dos 
durchaus  iii  derselben  Weise  geregelt,  so  lässt  schon  das  darauf  schliessen, 
dass  das  nicht  anders  bezüglich  der  vollen  Verfügungsfreiheit  über  den  von 
der  Dos  nicht  getroffenen  Theil  seines  Gutes  war.  Konnte  sich  da  später, 
vgl.  S  832,  eine  Unbilligkeit  dadurch  gellend  machen,  dass  das  Douaire  sich 
in  der  Regel  auf  Liegenschaften  beschränkte,  solche  aber  überhaupt  nicht 
vorhanden  sein  konnten,  so  fiel  auch  das  in  altern  Zeiten  nicht  ins  Gewicht, 
da  nicht  blos  in  Einzelfällen,  wie  das  auch  später  beim  Fehlen  ausreichen- 
der Liegenschaften  der  Fall  gewesen  sein  wird,  die  Dos  ganz  oder  theil- 
weise  in  Fahrniss  bestellt  werden  konnte,  sondern  auch  die  gesetzliche  Dos 
zunächst  nach  einem  Fahrnissbetrage  bestimmt  war. 

Es  ergab  sich  damit  ein  Zustand,  wie  er  sich  etwa  in  der  burgundi- 
schen  Lex,  vgl.  $215,  ohne  Eingreifen  der  Mutter  ergibt.  Der  Vater  kann 
über  das  ihm  verbleibende  Vermögen  erst  dann  frei  verfügen,  wenn  er  die 
Söhne  auf  die  Hälfte  abgetheilt  hat.  Aehnlich  im  fränkischen  Recht.  So 
lange  die  der  Mutter  und  den  Kindern  verfangene  Dos  unausgeschieden  in 
der  Hand  des  Vaters  war,  konnte  dieser  allerdings  eben  dieses  Verhältnisses 
wegen  nicht  frei  über  das  in  seiner  Hand  befindliche  Gut  verfügen.  Wird 
dann  nicht  selten,  vgl.  Amira  Erbenf.  55  ff.,  Zustimmung  zu  Veräusserun- 
gen  des  Vaters  oder  beider  Eltern  erwähnt,  so  begründet  das  doch  in  keiner 
Weise  den  Schluss,  dass  der  Vater  auch  dann  noch,  wenn  er  den  Kindern 
die  Dos  der  Muuer  herausgegeben  hatte,  durch  dieselben  irgendwie  in  der 
Verfügung  über  das  ihm  verbleibende  Vermögen  beschränkt  war.  Nicht 
allein,  dass  das  nirgends  angedeutet  ist;  es  ergibt  sich  aufs  bestimmteste 
auch  aus  den  altern  Zeugnissen,  dass  der  Vater  mit  der  Herausgabe  oder 
ungeminderten  Erhaltung  der  Dos  allen  seinen  vermögensrechtlichen  Ver- 
pflichtungen gegen  die  Kinder  genügt  hatte. 
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880]  Den  unmittelbarstea  und  unzweideutigsten  Beweis  geben  dafür  die 
schon  S  875  besprochenen,  unmittelbar  an  die  Verhaltnisse  der  Dos  an- 
knüpfenden Formeln.  Der  Vater  hat  nach  dem  Tode  der  Mutter  mit  dem 
andern  Muttergut  auch  die  derselben  aus  seinem  Gute  bestellte  Dos  her- 
ausgegeben,  während  die  Söhne  auf  seine  Bitte  ihm  den  Nutzgenuss  an 
derselben  überlassen.  Ist  in  der  zweiten  weniger  bestimmt  von  einer  Gegen- 
leistung des  Vaters  die  Rede,  so  erklärt  er  in  der  ersten,  dass  er :  alias  vil- 
las  nostras  illas  pro  vesira  benevolcniia  ei  suprascripto  usu  de  villas  vesiras 
per  hanc  epistolam  obnoxiationis  vobis  obnoxtasse,  so  dass  er  weiterhin  die 
einen,  wie  die  andern,  n\xi  per  vestro  beneficio  nutzen  will  und  sich  insbe- 
sondere verpflichtet,  davon :  nee  vendere,  nee  alienare^  nee  concamiare,  nee 
per  qitalibet  ingenio  minuare.  Wie  der  Vater  keinerlei  Rechtsanspruch  auf 
die  Dos  mehr  hat,  so  die  Söhne  keinerlei  Ansprüche  auf  das  dem  Vater 
verbliebene  Gut;  begibt  sich  der  Vater  bezüglich  eines  Theiles  desselben 
seiner  Verfügungsfreiheit  zu  Gunsten  der  Söhne,  so  ist  das  lediglich  eine 
Gegenleistung,  von  der  nicht  hätte  die  Rede  sein  können,  wenn  der  Vater 
ohnehin  von  seinem  Gute  ohne  Zustimmung  der  Söhne  nichts  hätte  ver- 
äussern dürfen.  Bezieht  sich  die  Gegenverpflichtung  des  Vaters  nur  auf  be- 
stimmte Güter  des  Vaters,  so  konnte  dieser  auch  jetzt  noch  über  das  Er- 
übrigende frei  verfügen. 

Dieses  Verhälmiss  konnte  dann  auch  schlechtweg  dahin  ausgesprochen 
werden,  dass  dem  Vater  freie  Verfügung  über  das  eigene  Ver- 
mögen zustehe.  Denn  die  Dos  war  überhaupt  seit  der  Vollziehung  der 
Ehe  nicht  mehr  Eigenthum  des  Vaters,  sondern  der  Mutter  und  der  Kinder 
der  Ehe ;  es  war  gar  nicht  nöthig,  bezüglich  derselben  einen  ausdrücklichen 
Vorbehalt  zu  machen,  wie  das  ja  auch  später  nur  vereinzelt,  vgl.  §828,  der 
Fall  war.  Heisst  es  etwa  auch  in  der  dem  fränkischen  Rechte  vielfach  nahe 
verwandten  Lex  Thuringorum  c.  54 :  Libero  hotnini  liceat  hereditaiem  su- 
am  cui  voluerit  tradere^  so  möchte  ich  glauben,  dass  da  entsprechende  Ver- 
hältnisse eingriffen  und  es  daraus  zu  erklären  ist,  wenn  esc.  32  heisst,  dass 
die  Mutter  das  Land  dem  Sohne  hinterlassen  soll;  waren  nach  thüringi- 
schem Recht  die  Weiber  vom  Erbrecht  an  Liegenschaften  ausgeschlossen, 
so  kann  es  sich  da  wohl  nur  um  Dotalgrundstücke  handeln. 

Ebenso  unbeschränkt  finden  wir  aber  auch  bei  den  Franken  die  freie 
Verfügung  ausgesprochen.  Insbesondere  wird  sie  in  den  Eingängen  frän- 
kischer Schenkungsurkunden  wohl  ausdrücklich  betont  So  in  der 
Form.  Andegav.  37,  Roziere  N.  171,  Zemmer  16:  Licet  unicuiquae  de  re- 
bus suis,  quas  in  presenie  seculo  (habere)  viditur,  tarn  ad  sanctum  loca  seu 
parenium  meliorare,  et  lex  manet  et  consuetudo  longinquam  percurrit,  fa- 
cere  quod  voluerit.  So  in  mehreren  Urkunden  für  Epternach  von  709  ff., 
Martene  Coli,  i,  16.  18.  19 :  Dum  leges  etjura  sinunt  et  convenientia  Fran- 
cor  um  est,  ut  de  facultatibus  suis  quisque,  quodfacere  voluerit^  Über  am  ha- 
beat potestatem  etc.  So  in  der  Bretagne  869,  Cartul.  de  Redon  82:  Cum 
enim  legaliter  liceat  unicuique  nobilium  de  rebus  suis  propriis  sive  de  he- 
reditate  propria  facere,  quicquid  voluerint,  aut  anlibet personae  commen- 
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darc  auf  quemlibet  ad  filium  super  eam  adoptare  eic, ;  ist  die  Ausstellerin 
sichtlich  celtischer  Abkunft,  so  dürfte  doch  auch  da  fränkischer  Brauch 
massgebend  sein,  zumal  derselbe  zunächst  nur  ftlr  die  Nobiles  beansprucht 
wird. 

Wurde  von  dieser  Verfflgungsfreiheit  insbesondere  zu  Gunsten  der 
Kirche  wohl  so  schrankenloser  Gebrauch  gemacht,  dass  für  die  Erben  nichts 
erübrigte,  und  wurde  dem  in  den  Capitularien  mehrfach  entgegengetreten, 
so  finden  sich  in  diesen  doch  auch  manche  Angaben ,  welche  die  Unbe- 
schrönktheit  der  Vergabungen  unter  Lebenden  durchaus  bestätigen.  Es  mag 
genügen  auf  die  Capitula  addita  S  6,  M.  G.  Capit.  i ,  282,  zu  verweisen. 
Heisst  es  in  der  Ueberschrift :  Ui  omnis  über  homo  potestatem  habeai,  ubi- 
cumque  voluerit,  res  suas  dar e  pro  salute  animae  suae,  so  handelt  es  sich 
nach  dem  Inhalte  keineswegs  um  eine  Ausnahmsbestimmung  zu  Gunsten 
von  Schenkungen  an  die  Kirche ;  man  kann  schenken :  ad  aliquetn  venera- 
biletn  locum  vel  propinquo  suo  vel  cuilibet  alter i.  Das  Einzige,  was  gefor- 
dert wird,  um  jeden  Einspruch  der  Erben  auszuschliessen ,  ist  die  in  der 
hier  genauer  angegebenen  Weise  vorzunehmende  Traditio,  wie  ja  auch 
nach  späterm  Recht,  vgl.  S  828,  eine  solche  gefordert  wurde. 

881.  Dem  entsprechen  denn  auch  die  Angaben  über  die  Affatomie 
in  L.  Salica  46.  In  derselben  ist  zunächst  eine  Schenkung  unter  Lebenden 
zu  sehen,  wie  das  auf  Grund  eingehender  Untersuchung  insbesondere  auch 
Schmidt  Die  Afifatomie  der  L.  Sal.  S.  88  annimmt.  Es  ergibt  sich  damit  die 
Befugniss,  das  Vermögen  ganz  oder  theilweise  Jemandem,  der  nicht  gesetz- 
licher Erbe  sein  würde,  zu  schenken  in  der  Weise,  dass  zwar  die  angege- 
benen Uebereignungshandlungen  vorzunehmen  sind ,  der  Schenker  dann 
aber  bis  zu  seinem  Tode  das  Geschenkte  in  Nutzung  behalten  darf.  Das 
entspricht  durchaus  dem  auch  im  spätem  Rechte  so  oft  ausgesprochenen 
Satze,  dass  das  Geschenkte  allerdings  übergeben  sein  muss,  das  aber  nicht 
ausschliesst,  dass  dem  Schenker  bis  zu  seinem  Tode  die  Nutzung  verbleibt. 

Allerdings  wird  überwiegend  angenommen,  vgl.  Schmidt  77  ff. ,  dass 
die  Affatomie  Erblosigkeit  zur  Voraussetzung  habe.  Aber  aus  den  Bestim- 
mungen selbst  lässt  sich  das  in  keiner  Weise  begründen.  Ist  das  Vorgehen 
für  den  Fall  angegeben,  dass  Einspruch  erhoben  wird ,  so  wird  allerdings 
anzunehmen  sein,  dass  man  da  zunächst  die  Einsprache  gesetzlicher  Erben 
im  Auge  hatte.  Aber  mit  keinem  Worte  ist  angedeutet ,  dass  das  Vorhan- 
densein solcher  die  Affatomie  überhaupt  unzulässig  macht.  Sie  können  nur 
bestritten  haben,  dass  die  Schenkung  überhaupt  oder  in  rechter  Weise  er- 
folgt sei.  Das  ganze  Beweisverfahren  ist  lediglich  darauf  gerichtet,  alle  ein- 
zelnen Uebereignungshandlungen  durch  Zeugen  festzustellen ;  war  dieser 
Beweis  gelungen,  so  war  die  Schenkung  sichtlich  unanfechtbar. 

Wird  wohl  darauf  hingewiesen,  dass  die  L.  Ribuaria  c.  48  für  die  Affa- 
tomie Kinderlosigkeit  voraussetzt,  so  wird  das  für  das  salfränkbche  Recht 
nicht  massgebend  sein  müssen.  Wir  werden  auf  die  Bestimmung  zurück- 
kommen. Wenn  auch  nach  salischem  Recht  der  Mann  zweifellos  über  das, 
was  als  Dos  Eigenthum  der  Mutter  und  der  Kinder  geworden  war,  durch 
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881]  Affatomie  nicht  verfügen  konnte,  so  ist  ja  nicht  ausgeschlossen ,  dass 
im  Geltungsgebiete  der  Lex  Ribuaria  auf  ähnlicher  Grundlage  sich  eiu 
Warterecht  der  Kinder  auf  das  gesammte  Elterngut  ergeben  hatte  Aber 
auch  abgesehen  davon  konnten  sich  da  recht  wohl  in  nächstverv^andten 
Rechten  verschiedene  Bestimmungen  ergeben  haben;  vgl.  $  210.  Gewiss 
wird  auch  bei  den  Salfranken  die  Sine  es  nicht  gebilligt  haben,  wenn  der 
Vater  ohne  besondere  Veranlassung  sein  Gut  mit  Umgehung  seiner  Kinder 
einem  Fremden  zuwandte.  Das  konnte  dann  aber  hier  auch  später  nur  Sitte 
geblieben  sein,  die  eine  Abweichung  in  Einzelfällen  nicht  ausschloss,  wäh- 
rend bei  den  Ribuariern  die  Sine  sich  zu  Recht  gestaltet  hatte.  Und  wird 
weiter  darauf  hingewiesen,  dass  nach  L.  Rib.  59  S  9  Niemand  einem  seiner 
Kinder  über  zwölf  Solidi  hinaus  mehr  schenken  darf  >  als  den  andern,  so 
handelt  es  sich  dabei  zweifellos  nicht  um  irgendwelche  Beschränkung  der 
Schenkungen  überhaupt,  sondern  sichtlich  nur  um  die  später  so  oft  ausge- 
sprochene Bestimmung,  dass  man  auch  das,  was  man  einem  Fremden 
schenken  dürfte,  nicht  zur  Bevorzugung  einzelner  Kinder  verwenden  soll. 

Die  Affatomie  kann  sich  nach  derLexSalica  auf  einen  Theil  des  Gutes, 
oder  aber  auf  die  Tota  fortuna  beziehen ,  und  würde  in  letzterm  Falle  der 
AnnahmezumErben  entsprechen.  Auch  nach  sonstigen  Zeugnissen 
scheint  der  Ausdruck  wohl  überall  verwandt,  wo  der  künftige  Erblasser 
Jemandem,  sei  es  durch  Annahme  zum  Erben^  sei  es  durch  Einzel vergabung, 
ein  Recht  an  seinem  Vermögen  sichert,  das  ihm  nach  gesetzlichem  Erb- 
rechte nicht  zustehen  würde.  So  wird  in  der  Formel  Roz.  N.  168,  aller- 
dings erst  in  späterer  Ueberschrifi,  vgl.  Zeumer  82.  251,  die  Schenkung 
eines  Mansus  an  einen  Enkel  als  Affatimus  bezeichnet.  Heisst  es  in  den 
Capitula  addita  von  819  S  10,  M.  G.  Capit.  i,  293 :  De  affatomie  dixeruni 
quod  traditio  fuisset,  so  scheint  der  Ausdruck  jeder  durch  Traditio  rechts- 
kräftig gewordenem  Schenkung  entsprechend  gefasst  zu  sein.  Doch  weist 
die  Wortbedeutung,  vgl.Heusler  Inst.  2,  620,  Schröder  Rechtsg.  66,  wohl 
darauf  hin,  dass  es  sich  ursprünglich  zunächst  um  die  durch  Umarmung 
versinnbildlichte  Aufnahme  zum  Erben  handelte ,  um  das,  was  in  Spanien 
häufig  als  Affiliatio  oder  Profiliatio  bezeichnet  wird.  Jedenfalls  wird  der 
Ausdruck  vorzugsweise  auch  dafür  verwandt.  Nach  L.  Rib.  48  sind  Adfa- 
timus  und  Adoptare  in  hereditatem  gleichbedeutend,  dem  dann  wieder  im 
Capitulare  additum  von  803  S  8,  M.  G.  Cap.  i,  118,  das  Heredem  sibi  fa- 
cere  entspricht.  Nicht  blos  in  der  Ueberschrift,  sondern  auch  im  Texte  der 
Formel  Roz.  1 34  wird  die  Berufung  der  Enkel  zu  Erben  statt  ihres  vorver- 
storbenen Vaters  wiederholt  als  Affatimus  bezeichnet. 

Lässt  sich,  wie  gesagt,  den  Angaben  der  Lex  Salica  nichts  entnehmen, 
was  auf  irgend  eine  Schranke  deutete,  würde  danach  auch  beim  Vor- 
handenseinvonKindern  der  Vergabung  des  ganzen  Vermögens  und 
damit  der  Annahme  eines  Fremden  zum  Erben  nichts  im  Wege  stehen,  so 
kann  das  nicht  gerade  auffallen ,  da  ohnehin  den  Kindern  durch  die  Dos 
der  Mutter  ein  bedeutender  Theil  des  Vermögens  des  Vaters  gesichert  war; 
es  würde  das  insbesondere  nach  dem  S  828  Bemerkten  durchaus  dem  spH- 
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tern  Recht  entsprechen.  Und  wenigstens  in  einem  Falle  lässt  sich  die  Er- 
beseinsetzung eines  Extraneus  unter  Ausschluss  von  Töchtern  bestimmter 
nachweisen.  Fanden  wir  $  880  in  emer  Urkunde  aus  der  Bretagne  von  869, 
CanuL  de  Redou  82,  das  Recht  zur  freien  Vergabung  und  zur  Annahme 
eines  Erben  besonders  scharf  betont,  so  erklärt  daraufhin  die  Ausstellerin, 
dass  sie  nach  dem  Tode  ihres  Sohnes  zum  Fürsten  Salomon  ging:  ülum- 
gue  quasi  proprium  ßlium  ei  ex  carne  mea  genitum  super  iotam  meam  he- 
reditatem  recepi,  so  dass  er  und  seine  Erben  nach  ihrem  Tode  über  Alles 
verfügen  sollen:  nisi  quantum placuerit filiabus  meis,  id  estsororibus  eius, 
dare.  Trifft  das  die  Mutter,  so  scheinen  dieser,  vgl.  S  857,  allerdings  wohl 
engere  Schranken  gezogen  gewesen  zu  sein;  aber  doch  auch  wohl  mehr 
durch  die  Sine,  als  das  Recht.  Und  dann  lag  hier  eine  besondere  Veran- 
lassung vor,  da  es  sich  um  eine  Wittwe  handelte,  die  mit  ihren  Töchtern 
des  männlichen  Schutzes  entbehne,  andererseits  um  den  LandesfUrsten,  so 
dass  die  Abmachung  im  Interesse  der  Töchter  selbst  liegen  mochte. 

882.  Wo  solche  besondere  Veranlassung  fehlte,  da  wird  die  Sine  es 
gewiss  missbilligt  haben,  wenn  man  einen  Fremden  mit  Umgehung  der 
Kinder  zum  Erben  annahm.  Dagegen  wird  auch  die  Sine  eine  Annahme 
zum  Miterben  neben  berechtigtenKindern  in  solchen  Fällen  ge- 
billigt haben,  wo  sich  von  diesem  oder  jenem  Gesichtspunkte  aus  die  Be- 
rufung gerade  dieser,  nach  gesetzlichem  Erbrecht  von  der  Folge  ausge- 
schlossener Personen  rechtfertigte.  Finden  sich  eine  Reihe  darauf  berech- 
neter Formeln,  so  ergeben  dieselben  einmal  die  Befugniss  des  Vaters,  auch 
beim  Vorhandensein  gesetzlicher  Erben  unter  Absehen  von  der  gesetzlichen 
Erbenfolge  sich  weitere  Erben  zu  setzen  und  zwar  ganz  nach  eigenem  Be- 
lieben, da  dabei  der  Zustimmung  derjenigen,  welche  dadurch  an  ihren  Erb- 
theilen  verkürzt  wurden,  nie  gedacht,  diesen  vielmehr  einfach  befohlen  wird, 
die  Verfügung  einzuhalten. 

Haben  wir  aber  nach  dem  vorhin  Bemerkten  anzunehmen,  dass  nach 
strengem  Recht  nichts  im  Wege  stand,  dass  der  Erblasser  unter  Ausschluss 
der  berechtigten  Erben  einen  Nichtberechtigten  zum  Erben  für  sein  ganzes 
Vermögen  berief,  wird  in  Merovingerzeit  wohl  erwähnt,  dass  der  König 
einen  Neffen  mit  Umgehung  des  Bruders  zum  Erben  setzt,  vgl  Brunner 
R.  G.  2,  25,  Dahn  Könige  7*,  428,  so  scheint  da  nach  Massgabe  der  bezüg- 
lichen Formeln  die  Sine  eine  bestimmtere  Gränze  gezogen  zu  haben.  Wo 
eine  von  der  Sine  gebilligte  Veranlassung  vorlag,  da  mochte  der  Erblasser 
Nichtberechtigte  zu  Erben  berufen;  aber  nur  zu  Miterben,  unter  Aufrecht- 
halmng  des  Erbrechts  auch  der  gesetzlich  berufenen  Personen,  welche  da- 
mit nur  eine  Schmälerung  ihrer  Kopftheile  zu  erleiden  und  mit  den  Beru- 
fenen so  zu  theilen  hanen,  als  wenn  diese  gleichberechtigte  gesetzliche  Erben 
gewesen  wären. 

Das  trifft  einmal,  wie  wir  das  schon  S  434  erörterten,  Enkel  von  vor- 
versiorbenen  Kindern,  welche  rechtlich  kein  Erbrecht  nach  dem  Grossvater 
hanen.  Der  sich  da  ergebenden  Unbilligkeit  konnte,  wie  die  Formeln  zeigen, 
der  Grossvater  einmal  dadurch  begegnen,  dass  er  auf  seine  Vergabungs- 
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882]  Freiheit  gestützt  ihnen  bei  Lebzeiten  bestimmtes  Gut  schenkte,  wie  er 
dasselbe  jedem  Fremden  hätte  schenken  können.  Nach  andern  Formeln 
aber  setzt  er  sie  zu  Miterben,  und  zwar  nach  dem  Gesichtspunkte  des  Ein- 
trittsrechtes so,  dass  sie  neben  den  erbberechtigten  Kindern  das  nahmen, 
was  dem  vorverstorbenen  Elterntheil  zugekommen  sein  würde.  Und  diese 
Befugniss  hat  sich  ja  auch  spater  in  dem  Institute  des  Rappel,  vgl.  S  434» 
immer  erhalten.  Andere  Fälle  Roz.  N.  135.  136  betreffen  die  Tochter; 
betonend,  dass  dieselbe  nach  der  Lex  Salica  von  der  Folge  in  das  Erbland 
ausgeschlossen  sei,  verfügt  der  Vater  durch  eine  Epistola  hereditoria ,  dass 
sie  insbesondere  auch  in  dem  Alode  parentum  oder  der  Terra  paterna  zu 
ganz  gleichen  Theilen  mit  den  Söhnen  erben  soll. 

Handelt  es  sich  in  den  angeführten  Fallen  um  die  Gleichstellung  ehe- 
licher, aber  nicht  erbberechtigter  Nachkommen,  so  war  die  Befugniss  des 
Vaters  zweifellos  nicht  auf  solche  beschrankt,  da  wir  insbesondere  auch 
Erbeseinsetzung  von  Unechten  finden.  In  der  Formel  Roz.  N.  130  spricht 
der  Vater  Söhnen,  welche  Naturales  sind,  das  Erbrecht  an  seinem  ganzen 
Nachlasse  zu.  Ist  der  Fall  für  den  nächsten  Zweck  von  geringerer  Bedeu- 
tung, da  keine  eheliche  Nachkommen  da  sind,  so  wird  andererseits  auch 
kein  Gewicht  darauf  zu  legen  sein,  dass  nach  dem  sichtlich  durch  römisch- 
rechtliche Auffassung  bestimmten  Eingange  das  Recht,  die  Naturales  zu 
Erben  zu  setzen,  vom  Mangel  anderer  Kinder  abhängig  gemacht  zu  sein 
scheint;  vgl.  S  864.  Jedenfalls  gibt  einen  ganz  zweifellosen  Beleg  dafür,  dass 
der  Vater  Naturales  zu  gleichberechtigten  Miterben  einsetzen  kann,  die  For- 
mel aus  Sens  Roz.  N.  137,  Zeumer  S.  204,  worin  der  Vater  der  Tochter 
eineCartula  hereditoria  ausstellt:  dum  non  est  incogmfum,  sed per populum 
devnlgatum  et  patef actum,  qtiod  ego  in  ancilla  mea,  nomine  illa,  tibi  gene- 
raviy  et  postea  ante  domno  illo  rege  iactante  denario  secundum  lege  Salica 
tibi  ingenua  demissi,  et  tu  minime  in  hereditate  mea  sociare  potebas ;  er  be- 
stimmt daher,  dass  sie  im  Falle  seines  Todes  in  seinem  ganzen  Vermögen, 
tarn  ex  alode  parentum  meorum,  quam  et  ex  meum  coutractum ,  und  zwar 
neben  ihren  Brüdern,  seinen  Söhnen,  zu  gleichem  Rechte  erben  soll:  et 
equalantia  inter  vos  exinde  dividere  vel  exaequare  faciatis.  Wie  in  allen 
früher  angeführten  Formeln  fehlt  auch  hier  jede  Andeutung  der  Zustim- 
mung der  Intestaterben ;  und  dass  nicht  etwa  das  Erbland  ausgeschlossen 
sein  soll,  ist  ausdrücklich  betont.  Und  die  genauere  Erörterung  der  Stel- 
lung der  Unechten  im  fränkischen  Recht  würde  weitere  Belege  dafür  brin- 
gen, dass  der  Vater  denselbe.i  zu  gar  nichts  verpflichtet  war,  dass  es  aber 
durchaus  in  seinen  Befugnissen  stand,  dieselben  den  echten  Kindern  ganz 
gleichzustellen,  was  auch  für  manche  Ereignisse  in  den  Herrscherfamilien 
zu  beachten  sein  dürfte  *). 


*)  Als  ich  diese  Untersuchungen  über  die  westfr'änkische  Folge  bereits 
druckfertig  hatte,  erschien  der  Aufsatz  von  Brunner  über  die  uneheliche 
Vaterschaft  in  den  altern  germanischen  Rechten,  Zeitschr.  für  Rechtsg.  30, 
I  ff.    Derselbe  wendet  sich  insbesondere  auch  gegen  Annahmen,  welche  ich 
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In  den  Formeln  handelt  es  sich  überall  um  die  Einsetzung  echter  oder 
unechter  Nachkommen.  Wir  dürfen  daraus  wohl  schliessen,  dass  sie  in  der 
Regel  nur  bei  solchen  üblich  und  von  der  Sitte  gebilligt  war.  Daraus  wird 


vor  zehn  Jahren  in  dem  Aufsatze  über  Verwandtschaft  zwischen  gothisch- 
spanischem  und  norwegisch  -  islandischem  Recht,  Mitth.  des  österr.  Inst.  E.  B. 
2,  453  ff.,  aussprach,  welche  sich  mir  bei  der  zwei  Jahre  später  erfolgten  ersten 
Ausarbeitung  des  umfangreichen  Abschnittes  meiner  Untersuchungen  über  das 
Erbrecht  der  Unechten,  wie  durch  das,  was  mir  seitdem  von  bezüglichen  An- 
gaben auffiel,  durchweg  zu  bestätigen  schienen,  auf  welche  ich  daher  auch  in 
diesen  Untersuchungen,  um  vorläufig  auf  den  allgemeineren  Zusammenhang 
aufmerksam  zu  machen,  mehrfach  glaubte  hinweisen  zu  dUrfen,  ohne  sie  zu- 
gleich näher  zu  begründen.  Sind  sie  nun  bestimmter  bestritten,  so  hätte  ich 
allerdings  eine  eingehendere  Begründung  nicht  umgehen  können,  wenn  es  sich 
da  um  ein  Verhältniss  handeln  würde,  welches  für  das,  was  ich  bei  diesen 
Untersuchungen  über  westfränkische  Folge  in  erster  Reihe  im  Auge  habe,  für 
den  Nachweis,  dass  dieselbe  auf  mutterrechdiche  Grundlage  zurückgehen  müsse, 
von  irgend  massgebender  Bedeutung  wäre.  Das  aber  trifft  nicht  zu.  Gerade 
bei  den  Franken  bieten  die  Verhältnisse  der  Unechten  in  dieser  Richtung  keine 
bestimmtere  Haltpunkte;  das  ganze  Gewicht  der  von  mir  versuchten  Beweis- 
führung liegt  in  dem  Nachweise,  dass  auch  in  der  Ehe  die  mutterrechtliche 
Grundlage  nachwirkte.  Kann  es  andererseits  nicht  wohl  statthaft  scheinen, 
solche  Annahmen  zu  wiederholen,  ohne  die  gegen  sie  inzwischen  erhobenen 
Einwendungen  zu  berücksichtigen,  so  wird  man  es  doch  begreiflich  finden, 
wenn  ich  es  bei  der  betonten  Sachlage  vermeiden  möchte,  im  Anschlüsse  an 
diese  Untersuchungen  schon  jetzt  so  ausführlich,  wie  das  die  Widerlegung 
mancher  Annahmen  Brunners  nöthig  machen  würde,  auf  das  Erbrecht  der 
fränkischen  Unechten  einzugehen,  da  ich  das  ohnehin  in  anderm  geeignetem 
Zusammenhange  zu  thun  gedenke.  Wenn  ich  hier  und  in  den  weiter  folgen- 
den Untersuchungen  die  bezüglichen  Stellen  des  Textes  ungeändcrt  belassen 
habe,  ohne  die  gegen  meine  Annahmen  erhobenen  Einwendungen  zu  berück- 
sichtigen, so  dürfte  es,  um  das  zu  rechtfertigen  genügen,  wenn  ich  ohne  jedes 
Eingehen  auf  Einzelnheiten  vorläufig  nur  im  allgemeinen  auf  die  Gründe  hin- 
weise, nach  welchen  ich  mich  berechtigt  halte,  auch  weiterhin  an  jenen  An- 
nahmen festzuhalten.  —  Es  handelt  sich  bei  diesen  vor  allem  um  meine  Be 
hauptung,  dass  dem  fränkischen  Rechte  Rechtswirkungen  der  unehelichen  Vater- 
schaft an  und  für  sich  unbekannt  waren,  während  in  ostgermanischen  Rechten 
nur  der  Vater  zur  Auferziehung  und  Ausstattung  seiner  unechten  Kinder  ver- 
pflichtet war,  und  diesen  insbesondere  auch  gesetzliches  Erbrecht  nach  dem 
Vater  zustand.  Den  sich  damit  ergebenden  Gegensatz  mutterrechtlicher  und 
vaterrechtlicher  Behandlung  des  Verhältnisses  läugnet  Brunner,  indem  er  da- 
rauf hinweist,  dass,  wie  bei  den  verschiedensten  germanischen  Stämmen,  ins- 
besondere auch  bei  den  Franken  der  vom  Vater  anerkannte  Unechte  Erbrecht 
nach  dem  Vater  hatte.  Aber  auch  wenn  man  das  in  vollem  Umfange  zugeben 
wollte,  so  würde  sich  damit  meines  Erachtens  nicht  das  Geringste  gegen  meine 
Behauptung  ergeben.  Hat  nur  der  anerkannte  Sohn  Erbrecht,  so  ist  sein 
Recht  nicht  Wirkung  der  Zeugung,  sondern  der  Anerkennung.  Ich  habe  denn 
auch  bestimmt  den  in  dieser  Richtung,  wie  ich  denke,  allein  massgebenden 
Unterschied  betont,  dass  in  estgermanischen  Rechten  der  Erweis  der  Zeugung 
zur  Begründung  des  Rechts  genügte,  indem  sie  eine  Vaterschaftsklage  gestat- 
teten, die  es  dem  Kinde  ermöglichte,  auch  gegen  den  Willen  des  Vaters  oder 
nach  dessen  Tode  seinen  Rechtsanspruch  festzustellen;  dass  aber  dem  altem 
fränkischen  Rechte   eine  Vaterschaftsklage   fremd  war.     Letzteres   wird   von 
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882]  aber  nicht  zu  folgera  sein,  dass  der  Vater  nicht  ebenso  jeden  Bluts- 
fremden zum  Miterben  setzen  durfte.  Es  wird  vielmehr  anzunehmen  sein, 
dass  von  diesem  ganz  dasselbe  galt,  wie  vom  Naturalis.  Die  Annahme,  dass 


Brunner  nicht  bestritten.  Aber  der  von  mir  daraus  gezogenen  Folgerung  be- 
gegnet er  S.  32,  vgl.  auch  S.  17  Anm.,  lediglich  durch  die  Behauptung^  dass 
die  Ausbildung  des  Paternitäisbe weises  allenthalben  ein  Ergebniss  jüngerer 
Rechtsentwicklung  war,  ohne  irgendwie  auf  eine  Begründung  dieser  ftlr  die 
ganze  Frage  ausschlaggebenden  Annahme  einzugehen.  Dem  gegeriüber  habe 
ich  auf  die  Gründe,  welche  mich  bestimmen,  für  ostgermanische  Stämme  Zu- 
rückreichen der  Vaterschaftsklage  auf  ältestes  Recht  anzunehmen,  schon  in  der 
frühern  Arbeit  bestimmt  genug  hingewiesen,  und  würde  nun  in  der  Lage  sein, 
meine  bezüglichen  Bemerkungen  noch  vielfach  zu  ergänzen.  Stimmt  das  spa- 
nische Recht,  wie  bezüglich  anderer  Verhältnisse,  so  auch  bezüglich  der  Rechts- 
stellung der  Unechten  mit  nordgermanischen  Rechten  in  auffallendster  Weise 
überein,  ist  hier,  wie  dort,  nicht  allein  die  Vaterschaftsklage  überhaupt  ge- 
stattet, sondern  wird  dabei  der  Beweis  hier,  wie  dort,  ganz  durch  dieselben 
Mittel,  insbesondere  durch  Eisenprobe  und  Kesselfang,  erbracht,  so  halte  ich 
mich  auch  zu  der  Annahme,  dass  der  Vaterschaftsbeweis  schon  zu  der  Zeit, 
als  Gothen  und  Nordgermanen  sich  trennten,  in  Uebung  war,  wenigstens  so 
lange  berechtigt,  als  nicht  Gründe  angegeben  werden,  die  es  wahrscheinlich 
machen,  dass  sich  so  auffaUende  Uebereinstimmung  auch  bei  von  einander  un- 
abhängigem spätem  Aufkommen  der  Vaterschaftsklage  hier  und  dort  ergeben 
konnte.  —  Besteht  aber,  wie  ich  denke,  bei  den  Franken  kein  Recht  auf  An- 
erkennung, steht  diese  im  Belieben  des  Vaters,  so  ist  es  eine  untergeordnete 
Frage,  ob  nun  zum  Erbrecht  eine  einfache  Anerkennung  genügte,  oder  ob, 
wie  das  die  im  Texte  erwähnte  Formel  wahrscheinlich  macht,  eine  ausdrück- 
liche Erbeseinsetzung  durch  den  Vater  hinzukommen  musste.  Ergibt  schon 
jene  Formel,  ohne  dass  ich  hier  schon  auf  die  von  Brunner  gegen  ihre  Be 
weiskraft  erhobenen  Bedenken  eingehen  möchte,  dass  dem  Naturalis  als  sol- 
chem kein  Erbrecht  zusteht,  so  bestätigen  das  ja  andere  Zeugnisse;  so  etwa 
die  Angabe  des  Jonas  von  Orleans,  vgl.  Scherer  Eher,  bei  Benedict  Lev.  24, 
Freisen  Eher.  140,  wonach  die  nicht  in  rechter  Ehe  gebornen  Kinder,  licet 
uterque  parens  liberae  sit  canditionis,  mit  echten  Kindern  juxta  mundanam  legis 
censuram  nicht  erben.  Dagegen  gebe  ich  bereitwillig  zu,  dass  die  Fassung  der 
von  Brunner  S.  28  besprochenen  Stelle  Lex  Baiuwar.  15  §9  ein  Erbrecht  aller 
Söhne  freier  Mütter  im  Auge  hat.  Wie  ich  an  anderm  Orte  näher  zu  begrün- 
den denke,  dürfte  die  Stelle  der  westgothischen  Vorlage  der  baierischen  Lex 
entnommen  sein;  aber  auch  davon  abgesehen,  würde  sie  jedenfalls  nur  er- 
weisen, dass  sich  in  dieser  Richtung  das  baierische  Recht  der  ostgermanischen 
Auffassung  anschloss.  Weiter  aber  ergibt  jene  fränkische  Formel,  dass  es  in 
den  Befugnissen  des  Vaters  stand,  unechte  Kinder  den  echten  gleichzustellen. 
Und  daraus  Hessen  sich  ja  die  auch  von  mir  nicht  unbeachtet  gelassenen  Fälle 
aus  dem  merovingischen  Königshause,  dass  Unechte  erben,  ausreichend  er 
klären.  Erscheint  da  im  karolingischen  Hause  die  Befugniss  des  Vaters  nicht 
mehr  so  unbeschränkt,  so  möchte  ich  daraus  weniger  schliessen,  dass  die 
Rechtsstellung  der  Unechten  sich  inzwischen  Überhaupt  geändert  hatte,  als  \'iel- 
mehr,  dass  die  Nachfolge  im  Reich  nicht  mehr  nach  blos  privatrechtlichen 
Gesichtspunkten  behandelt  wurde  und  der  Herrscher  zu  bezüglichen  Verfol- 
gungen zu  Gunsten  der  Unechten  nun  der  Zustimmung  der  Grossen  bedurfte. 
—  Wenn  Brunner  S.  32  betont,  dass  es  auch  bei  Echten  ebenso  im  Belieben 
des  Vaters  stand,  wie  er  sich  zu  dem  Kinde  steUen  wollte,  so  wiU  ich  das  für 
die  älteste  Zeit  nicht  bestreiten.     Aber  auf  das  Recht  der  Aussetzung  möchte 
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diesem  ein  Vorrecht  vor  dem  Extraneus  zugestanden  habe,  würde  auf  die 
grössten  Schwierigkeiten  führen ;  es  würde  insbesondere  eventuell  zur  Noth- 
weadigkeit  einer  Beweisführung  der  natürlichen  Vaterschaft  gegenüber  dem 
Einspruch  der  Erben  geführt  haben,  wie  sie  doch  dem  altern  fränkischen 
Rechte  durchaus  fremd  gewesen  zu  sein  scheint,  da  dasselbe  nirgends 
Rechtswirkungen  an  die  natürliche  Vaterschaft  anknüpft.  Dem  entsprechend 
wird  denn  auch  im  spätem  französichen  Recht  der  Naturalis  immer  dem 
Extraneus  schlechtweg  aufs  bestimmteste  gleichgestellt;  es  wird  insbeson- 
dere oft  betont,  vgl.  etwa  Beaumanoir  1 8  S  20,  dass  derselbe  keinerlei  Erb- 
recht hat,  wenn  ihm  der  Vater  nichts  vermacht,  und  dass  er  ihm  nur  das 
vermachen  darf,  was  er  jedem  andern  Extraneus  hinterlassen  könnte.  Wir 
werden  danach  schliessen  müssen,  dass,  wenn  der  Vater  eine  natürliche 
Tochter  zur  gleichberechtigten  Erbin  einsetzen  darf,  dem  auch  bei  einem 
sonstigen  Extraneus  nichts  im  Wege  gestanden  haben  würde. 

Auch  das  spätere  Recht  ergibt  noch  Umstände,  welche  auf  die 
Auffassung  zurückdeuten,  dass  man  wohl  einen  Fremden  zum  Erben  setzen 
könne,  dass  der  gekorne  Erbe  aber  kein  besseres  Recht  erlangen  solle ,  als 
der  geborne.  Nach  dem  Ueblichwerden  letztwilliger  Verfügungen  scheint 
im  allgemeinen  die  Erbenschaffung  oder  Adoption  ausser  Gebrauch  ge- 
kommen zu  sein;  vgl.  Warnkönig  Fr.  R.  G.  2,  288,  VioUet  Hist.  486  ff. 
So  betont  bereits  Glanvilla  De  legibus  Anglie,  7,  i  S  6,  dass  man  wohl  letzt- 
willig  verfügen  könne,  aber  nicht:  heredetn  facere  y  quia  sohis  deus  hercdem 
facere  potest,  non  homo.  Letztwillige  Verfügungen  unterlagen  allerdings  be- 


ich  da  nicht  verweisen;  schwerlich  ist  doch  aus  nächstliegenden  Grllnden  an- 
zunehmen, dass  bei  unechten  Kindern  ein  solches  Recht  dem  Vater,  und  nicht 
der  Mutter,  beziehungsweise  ihren  Angehörigen  zustand.  Sind  aber  meine 
weiter  folgenden  Annahmen  richtig,  dass  auch  die  Echten  ursprünglich  kein 
Erbrecht  nach  dem  Vater  hatten  und  dass  es  auch  später  wenigstens  noch 
ganz  im  Belieben  des  Vaters  stand,  das  Erbrecht  seiner  Kinder  durch  ander- 
weitige Vergabungen  gegenstandslos  zu  machen,  so  wUrde  das  allerdings  auf 
'älteste  Zustände  hinweisen,  bei  welchen  es  bei  Echten  ebenso,  wie  bei  Un- 
echten, ganz  vom  Belieben  des  Vaters  abhing,  ob  er  sie  als  Erben  seines  Ver- 
mögens anerkennen  wollte.  Führe  ich  dann  das  gesetzliche  Erbrecht  der  Kin- 
der darauf  zurück,  dass  man  auch  ohne  ausdrückliche  Erbeseinsetzung  durch 
den  Vater  dessen  Willen,  von  seinen  Kindern  beerbt  zu  werden,  voraussetzte, 
so  ist  es  ja  sehr  möglich,  dass  man  da  zunächst  zwischen  echten  und  unechten, 
aber  vom  Vater  anerkannten  Kindern  überhaupt  nicht  unterschied.  Ich  möchte 
die  Frage,  wie  sich  diese  Verhältnisse  entwickelt  haben  dürften,  hier  um  so 
weniger  weiter  verfolgen,  als  ich  dabei  nach  meinen  weitern  Ausführungen 
von  durchaus  anderen  Voraussetzungen  würde  auszugehen  haben,  als  die  sind, 
von  denen  aus  die  Einwendungen  gegen  meine  Annahme  erhoben  wurden. 
Und  jedenfalls  würden  wir,  wie  man  die  frühere  Entwicklung  auch  auffassen 
mag,  uns  immer  auf  den  meines  Erachtens  für  die  Beurtheilung  dieser  Dinge 
ganz  massgebenden  Unterschied  hingewiesen  sehen,  dass  bei  den  Franken  das 
Erbrecht  nicht  Wirkung  der  Zeugung,  sondern  einer  vom  Belieben  des  Vaters 
abhängenden  Anerkennung  ist,  während  in  ostgermanischen  Rechten  eine  vom 
Willen  des  Vaters  unabhängige  Feststellung  der  Vaterschaft  genügt. 
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882]  zUglich  des  Erblaades  Beschränkungen.  Aber  nach  $  832  wurde  wohl 
noch  im  dreizehnten  Jahrhundene  geltend  gemacht,  dass  man  insbesondere 
Gewinnland  und  Fahmiss  ganz  einem  Fremden  vermachen  dUrfe,  so  dass, 
wenn  der  Erblasser  kein  Erbland  hane,  die  Kinder  leer  ausgingen.  Fand 
man  das  unbillig,  so  finden  wir  nun  mehrfach  unabhängig  von  einander 
die  Ansicht  ausgesprochen,  dass  in  solchem  Falle  das  Testament  nicht  un- 
giltig  sein,  aber  der  Bedachte  nur  einen  Kindstheil  erhalten  solle,  was  doch 
zweifellos  an  altern  Brauch  anschliessen  wird. 

Beaumanoir  1 2  S  i  g  erklärt  es  in  solchem  Falle  für  richtig :  que  eil  ä 
qui  li  laisfufeSy  soient  conU  el  nomhre  des  oirs ,  si  ques  il  aient  pari  el 
tesiament  autant  comme  li  uns  de  hoirs.  Auch  De  Fontaines  34  $  10,  vgL 
S  832,  erkennt  die  Bestimmung  des  geschriebenen  Rechts  nicht  an,  dass, 
wenn  der  Vater  unter  Ausschluss  der  Kinder  alles  einem  Fremden  ver- 
macht, die  ganze  VerfUguug  ungiltig  sei  und  alles  den  Kindern  zukomme. 
In  solchem  Falle  entspreche  es  vielmehr  der  Usage :  qiu  li  estranges  en  ait 
un  auiretele partie  come  uns  des  enfan^  selonc  le  nombre  qiCil  enia;  denn 
es  sei  vorauszusetzen ,  dass  der  Fremde  dem  Vater  grosse  Dienste  geleistet 
habe  und  ihm  so  werth  geworden  sei,  wie  eines  der  Kinder.  Und  in  der 
Coutume  der  Saintonge  von  1 520  §  i,  wo  freilich  andere  Rechtsgrundlage 
eingreifen  mag,  erscheint  die  Affiliation  selbst  noch  als  geltendes  Recht: 
Celuy  qui  est  associd  et  affiliä  succede  ä  V  associant  et  affiliant  avecques  ses 
cnfans  naiurels  et  legitimes  par  testes  es  biens  meubles  et  acquests  immeu" 
bles  faits  par  V affiliant  seulement,  et  non  is  heritages^  ausser,  wenn  er  sein 
eigenes  Erbland  eingeworfen  oder  auf  dasselbe  verzichtet  hatte :  car  esdits 
cas  r  affilie,  associS  ou  adoptd  succede  par  teste  avecques  les  autres  enfans 
is  heritages^  comme  is  autres  biens,  Dass  das  Vorhandensein  von  Kindern 
die  Affiliation  nicht  hinderte,  ergibt  sich  da  aufe  bestimmteste. 

888.  Wird  nach  dem  Gesagten  nicht  zu  bezweifeln  sein,  dass  schon 
nach  ähestem  Recht,  wie  später,  der  Vater  durch  das  Vorhandensein  von 
Kindern  in  keiner  Weise  an  der  Verfügung  über  das  ihm  frei  verbleibende 
Vermögen  gehindert  war,  so  wiesen  wir  S  855  darauf  hin,  wie  bezüglich 
der  Frage  nach  dem  Warterecht  der  Kinder  auf  das  Sondergut 
derMutterdie  spätem  Zeugnisse  nicht  übereinstimmen.  Steht  nach  vielen 
der  Mutter  sichtlich  dieselbe  Verfügungsfreiheit  zu,  wie  dem  Vater,  so  ist 
nach  andern  ihr  Sondergut  ihren  sämmtlichen  Kindern  verfangen.  So  weit 
ich  sehe,  fehlen  Zeugnisse,  welche  unmittelbar  ergäben,  was  in  dieser  Rich- 
tung dem  altern  Rechte  entsprach.  Konnte  die  Frau  während  der  Ehe  zwei- 
fellos nicht  ohne  den  Mann  über  ihr  Sondergut  verfügen,  so  würde  es  sich 
darum  handeln,  ob  ihr  das  als  Wittwe  ohne  Zustimmung  der  Kinder  ge- 
stattet war.  So  weit  da  die  altern  Zeugnisse  Haltpunkte  bieten,  scheinen  die- 
selben eher  dagegen  zu  sprechen,  wenn  wir  von  dem  S  881  besprochenen 
Falle  absehen. 

Wir  betonten  S  880,  dass,  wenn  die  Zustimmung  der  Kinder  bei  Ver- 
äusserungen  des  Vaters  erwähnt  wird,  das  wegen  der  noch  nicht  ausge- 
schiedenen Dos  in  jener  Richtung  ohne  Bedeutung  ist,  auch  wenn  es  sich 
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um  Erbgut  des  Vaters  handelte.  Nicht  ebenso  bei  der  Mutter,  wenn  es  sich 
nicht  um  die  den  Kindern  der  Ehe  verfangene  Dos,  sondern  um  Erbgut  der 
Mutter  handelte.  Halte  ich  mich  an  die  von  Amira  Erbenf.  55  ff.  aufge- 
fühnen  Belege,  die  allerdings  nur  theilweise  das  westfränkische  Rechtsgebiet 
treffen,  so  wird  da  mehrfach  Mithandeln  oder  Zustimmung  der  Kinder  bei 
Veräusserungen  der  Mutter  in  Fällen  erwähnt,  wo  ausdrücklich  betont  ist, 
dass  das  Erbgut  der  Mutter  treffe.  Und  heisst  es  in  einer  Urkunde  aus  Fulda, 
dass  die  Schenkerin  consentientibus  frairibus  ac  sororibus  uierinis  handle, 
sp  könnte  das  den  Schluss  nahe  legen,  dass  selbst  gleichmuttrigen  Geschwi- 
stern ein  Beispruchsrecht  wenigstens  bezüglich  des  Mutterguts  zustand. 
Freilich  ist  es  immerhin  misslich,  aus  Erwähnungen  der  thatsächlich  er- 
folgten Zustimmung  zu  schliessen,  dass  ohne  dieselbe  die  Veräusserung 
nicht  giltig  gewesen  sein  würde.  Und  in  einem  in  das  salfränkische  Gebiet 
gehörenden  Falle  von  »,72,  in  welchem  die  Kinder  einen  Verkauf  von  Erb- 
gut durch  die  Mutter  anfechten,  wird  nicht  einfach  zu  ihren  Gunsten  ent- 
schieden, sondern  nach  schiedsrichterlichem  Spruche  zwischen  den  Kin- 
dern und  dem  Käufer  getheilt.  Das  würde  etwa  darauf  deuten,  dass  nicht 
feststand,  was  dem  strengen  Rechte  entsprach. 

Am  wahrscheinlichsten  ist  mir,  dass  es  wenigstens  nicht  üblich  war, 
dass  die  Mutter,  sobald  sie  Kinder  hatte,  über  ihr  Gut  nach  Belieben  ver- 
fügte, dass,  wie  schon  S  857  betont,  die  Sitte  das  missbilligte;  dass  man  sich 
aber  im  allgemeinen  mit  der  Erwartung  begnügte,  dass  das  ohnehin  nicht 
geschehen  werde,  wenn  eine  Veräusserung  nicht  etwa  entschieden  auch  im 
Interesse  der  Kinder  lag,  ohne  dass  sich  gerade  der  Rechtssatz  feststeUte, 
dass  Veräusserungen  ohne  Zustimmung  der  Kinder  ungiltig  seien.  Wir 
fanden  ja  wohl  schon  früher  Belege,  dass  Vater  und  Mutter  da  ganz  ver- 
schieden behandelt  wurden,  vgl.  S  785,  dass  man  nur  der  Mutter  das  Gut 
ohne  ausdrücklich  ausgesprochene  Verfangenschaft  beliess.  Für  das  salfrän- 
kische Recht  möchte  ich  darauf  insbesondere  daraus  schliessen ,  dass,  so 
zahlreich  die  Formeln  sind,  wonach  der  Vater  eigenmächtig  nach  seinem 
Fj'messen  vergabt  oder  ändernd  in  die  gesetzliche  Erbenfolge  eingreift,  ent- 
sprechende Formeln  für  die  Mutter  durchaus  fehlen,  was  doch  darauf 
schliessen  lässt,  dass  diese  zu  solchen  Verfügungen  nicht  befugt  war  oder 
wenigstens  vorausgesetzt  wurde,  dass  die  Sitte  sie  ohnehin  von  solchen  ab- 
halten werde.  Dann  aber  würde  sich  die  Nichtübereinstimmung  der  spätem 
Rechte  am  leichtesten  erklären ;  das,  was  früher  nur  Sitte ,  würde  in  man- 
chen Gebieten  später  als  Recht  anerkannt  sein,  während  in  andern  sich  da 
auch  später  kein  ausdrücklich  beschränkender  Rechtssatz  entwickelte. 

884.  Das  Ergebniss  des  Vergleiches  der  altern  und  spä- 
tem Zeugnisse  wird  sich  doch  dahin  zusammenfassen  lassen,  dass  wäh- 
rend des  Jahrtausends ,  das  da  in  Frage  kommt,  die  Grundlage  der  eigen- 
thUmlichen  westfränkischen  Nachkommenfolge  durchaus  dieselbe  geblieben 
ist.  Alles  besonders  Kennzeichnende  hat  sich  wesentlich  ungeändert  er- 
halten. Ergeben  sich  Aenderungen,  so  zeigen  sich  nirgends  Schwierig- 
keiten, den  regelmässigen  spätem  Zustand  von  dem  altern  ausgehend  durch 
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884]  Weiterentwicklung  zu  erklären,  während  sich  überdies  vielfach  die  da- 
durch beseitigten  altern  Bestimmungen  auch  später  wenigstens  noch  als 
Ausnahme  erhalten  haben. 

Wo  aber  die  altern  Zeugnisse  Lücken  und  Zweifel  lassen,  da  wird 
doch  bei  der  auffallenden  Uebereinstimmung  im  allgemeinen  nichts  näher 
liegen,  als  dieselben  nach  Massgabe  des  spätem  Rechtszustandes  zu  ergänzen 
und  zu  erklären.  Zumal ,  wenn  sich  ergibt,  dass  das  auf  keinerlei  Wider- 
sprüche mit  dem  sicher  Bezeugten  führt,  wie  sich  solche  überall  ergeben 
würden,  wenn  wir  es  versuchen,  zur  Ergänzung  und  Erklärung  uns  an  die 
ältesten  Aufzeichnungen  anderer,  sichtlich  auf  wesentlich  verschiedener 
Grundlage  beruhender  germanischen  Rechte  zu  halten,  oder  an  das  römische 
Recht.  Mochte  dieses  allerdings  den  Franken  in  Gallien  bekannt  sein,  so 
würde  doch,  selbst  wenn  die  Uebereinstimmung  thatsächlich  eine  grössere 
wäre,  jede  Veranlassung,  gerade  an  dieses  anzuknüpfen,  insbesondere  in 
den  Fällen  fehlen,  wo  die  bezüglichen  westfränkischen  Bestimmungen  sich 
ebenso  in  andern  germanischen  und  insbesondere  auch  in  solchen,  dem 
westfränkischen  näherverwandten  Rechten  finden,  bei  welchen  die  ganze 
Sachlage  die  Annahme  römischrechtlichen  Einflusses  jedenfalls  ausschliessen 
würde. 

Das  was  die  spätere  westfränkische  Nachkommenfolge  von  allen  an- 
deren, auch  den  näher  verwandten  germanischen  Rechten  unterscheidet, 
knüpft  sich  an  an  die  eigenthümliche  Behandlung  des  Douaire. 
Das  westfränkische  Recht  nimmt  damit  eine  Mittelstellung  ein  zwischen  den 
Rechten,  in  welchen  die  Kinder  jeder  Ehe  nur  das  auf  diese  Ehe  entfallende 
Gut  ihrer  Eltern  erben,  und  denen,  in  welchen  ohne  Rücksicht  auf  die 
Ehen  jeder  Elterntheil  auf  seine  sämmtlichen  Kinder  vererbt.  Auch  im 
westfränkischen  Recht  vererbt  das  Sondergut  des  Vaters,  wie  das  der  Mutter 
auf  die  sämmdichen  Kinder  des  Erblassers.  Dagegen  ergibt  sich  nun  im 
Douaire  ein  dritter  Bestandtheil,  welcher  nach  dem  Gesichtspunkte  der  Ehe- 
familie nur  auf  die  Kinder  der  Ehe  vererbt.  Solche  Mittelstellung  theih 
das  westfränkischc  Recht  allerdings  mit  den  S  629  vorläufig  erwähnten 
Rechten  mit  halber  Verfangenschaft,  insofern  sich  auch  da  neben  dem  frei 
vererblichen  Sondergut  jedes  Elterntheils  ein  dritter  Bestandtheil  in  dem  den 
Kindern  der  Ehe  verfangenen  halben  Ehegute  ergibt  Aber  auch  von  diesen 
Rechten  unterscheidet  sich  die  westfränkische  Gestaltung  sehr  wesemlich 
dadurch,  dass  jener  dritte  Bestandtheil  sich  hier  nicht  aus  einem  Theile  des 
Gutes  beider  Eltern  zusammensetzt,  sondern  einseitig  nur  ursprüngliches 
Vatergut  trifft. 

Nun  scheint  mir  jede  Veranlassung  zu  fehlen,  in  diesem  für  die  ganze 
spätere  Gestaltung  massgebenden  Douaire  irgend  Anderes  zu  sehen,  als  die 
einfache  Fortsetzung  der  Dos  der  altern  Quellen.  Denn  der  ein- 
zige wesentlichere  Unterschied,  der  sich  da  ergibt,  steht  zweifellos  mit  dem 
oft  betonten  Einflüsse  des  römischen  Rechts  in  keinerlei  Verbindung.  Es 
handelt  sich  da  um  spätere  Anrechte  des  Vaters  und  der  Vaterseite  auf  den 
Widum,  welche  allerdings  dem  ältesten  Rechte  fremd  sind,  die  sich  aber 
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leicht  aus  stetiger  Weitereatwicklung  von  derselben  Grundlage  aus  er- 
klären. Nach  der  nachgewiesenen  ältesten  Gestaltung  der  Dos  wurde  die- 
selbe sogleich  Eigenthum  der  Frau  und  der  von  ihr  gebornen  Kinder.  Sie 
war  diesen  und,  beim  Fehlen  von  Kindern,  selbst  der  Sippe  der  Frau  her- 
auszugeben, und  war  damit  endgiltig  dem  Vater  und  seiner  Sippe  verloren, 
während  andererseits  auch  die  Kinder  wenigstens  keinerlei  durch  Warte - 
recht  geschützte  weitere  Ansprüche  auf  das  Gut  des  Vaters  und  seiner  Sippe 
hatten.  Das  weist  doch  auf  eine  Auffassung  hin,  wonach  die  durch  die  Ehe 
herbeigeführte  nähere  Verbindung  beider  Sippen  noch  keine,  den  Bestand 
derEheUberdauernde  vermögensrechtliche  Wirkungen  hat,  so  dassin  dieser 
Richtung  sich  mit  dem  Tode  des  Vaters  jeder  Zusammenhang  mit  dessen 
Sippe  für  Mutter  und  Kinder  löst^  aber  mit  dem  Tode  der  Mutter  auch 
jeder  Zusammenhang  der  Kinder  mit  dem  Vater  selbst.  Es  kann  aus  den 
früher  geltend  gemachten  Gründen  nicht  befremden,  wenn  das  mit  der  Zeit 
als  unbillig  empfunden  wurde,  wenn  der  kinderlos  überlebenden  Mutter  im 
Interesse  der  Vatersippe  und  im  Zusammenhange  mit  dem  Uebergange  von 
Fahrnisswidum  zum  Liegenschaftswidum  nur  noch  Zucht  zugesprochen 
wurde ;  wenn  weiter  das  Recht  der  Kinder  auf  die  ihnen  als  Muttergut  ver- 
fangene Dos  sich  zwar  erhielt,  aber  doch  dahin  abschwächte,  dass  sie  das 
Douaire  nicht  sofort  nach  dem  Tode  der  Mutter,  sondern  erst  nach  dem 
Tode  des  Vaters  herauszufordern  hanen. 

Glaubten  wir  auf  die  ältesten  Zeugnisse  hin  im  allgemeinen  noch  eine 
Auffassung  annehmen  zu  dürfen,  wonach  mit  dem  Tode  der  Mutter  jede 
vermögensrechtliche  Verbindung  der  Kinder  mit  dem  Vater  und  dessen 
Sippe  aufhön,  so  bedarfdas  freilich  insofern  einer  Einschränkung,  als  schon 
nach  den  ältesten  Zeugnissen  den  Kindern  zwar  kein  Wanerecht,  wohl  aber, 
vgl.  S  880,  Erbrecht  auch  nach  dem  Vater  zusteht.  Scheint  das  aber  zu  der 
ganzen  sonstigen  Auffassung  nicht  recht  zu  stimmen,  so  liegt  doch  die 
Frage  nahe,  ob  das  von  jeher  so  gewesen  sein  dürfte.  Um  aber  Haltpunkte 
für  einen  Versuch  zu  gewinnen,  diese  Frage  zu  beantworten,  werden  wir 
freilich  weiter  ausholen  müssen. 


4.  Anfänge  der  Ehe. 

885.  Die  eigenthümliche  Gestaltung  der  Nachkommenfolge,  durch 
welche  sich  das  westfränkische  Recht  von  allen  andern  germanischen 
Rechten  unterscheidet  und  welche  sich  bis  aufdie  frühesten  geschichtlichen 
Zeugnisse  zurückverfolgen  lässt,  berechtigt  uns  zweifellos  zu  manchen  wohl- 
begründeten Rückschlüssen  auf  die  vorgeschichtliche  Entwicklung.  Knüpft 
sie  sich  aufs  engste  an  die  Dotirung  der  Mutter  an,  erscheint  andererseits 
diese  Dotirung,  vgl.  $  864,  als  das  Kennzeichen  der  rechten  Ehe ,  als  das, 
wodurch  sich  diese  von  nur  eheähnlichen  Verbindungen  unterscheidet,  so 
ist  damit  vor  allem  ein  Hallpunkt  für  die  Erwägung  gegeben ,  auf  welcher 
Grundlage  sich  bei  den  Franken  die  rechte  Ehe  entwickelt  haben  dürfte. 
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886]  Alle  Versuche,  sich  ein  Unheil  über  die  Anfänge  der  germa- 
nischenEheim  allgemeinen  zu  bilden,  sind  sehr  dadurch  erschwert,  dass 
wir  die  rechte  Ehe  bei  den  germanischen  Völkern  sehr  verschieden  gestaltet 
finden,  und  zwar  schon  in  der  Zeit,  auf  welche  uns  die  ältesten  Rechtsauf- 
zeichnungen,  aber  ebenso  auch  die  Vergleichung  der  Einzelrechte  solcher 
Gruppen,  welche  sich  insbesondere  auch  bezüglich  dieser  Verhältnisse  als 
nächstverwandte  zeigen ,  mit  grösserer  Sicherheit  zurückführen.  Nur  darin 
etwa  stimmen  alle  germanischen  Rechte  Uberein,  dass  bei  Eingehung  der 
Ehe  insofern  ursprünglich  immer  ein  Kauf  eingreift,  als  es  gewisser  Ver- 
mögensleistungen von  Seiten  des  Mannes  bedarf,  um  das  Recht  auf  dauern- 
den und  ausschliesslichen  Geschlechtsverkehr  mit  einem  freien  Weibe  zu 
erwerben;  als  nur  die  Kinder  als  eheliche  gelten,  welche  aus  einer  durch 
solchen  Kauf  im  weiteren  Sinne  begründeten  Geschlechtsverbindung  stam- 
men. Es  trifft  das  wenigstens  dann  zu,  wenn  wir  annehmen,  dass  in  Rech- 
ten, in  welchen,  wie  insbesondere  in  den  Verfangenschaftsrechten ,  vermö- 
gensrechtlich beide  Eheleute  ganz  gleichgestellt  erscheinen,  der  überleben- 
den PVau  keine  Rechte  am  Vermögen  des  Mannes  zustehen ,  welche  nicht 
auch  dem  überlebenden  Manne  an  ihrem  Vermögen  zukommen  würden, 
das  in  der  S  689  angedeuteten  Weise  nur  Ergebniss  nachträglicher  Weiter- 
entwicklung sein  kann. 

Darüber  hinaus  aber  ergibt  sich  eine  ausserordentliche  Verschieden- 
heit der  Gestaltung.  Habe  ich  mich  früher  durch  eine  Reihe  von  Jahren 
eingehender  mit  diesen  Verhältnissen  beschäftigt,  so  glaubte  ich  schliesslich 
für  die  älteste  geschichtliche  Zeit  drei  Hauptgestaltungen  annehmen 
zu  müssen.  Einmal  sehen  wir  uns  zweifellos  bei  einzelnen  Stämmen  auf 
Fraukaufehe,  wie  ich  das  nennen  möchte,  hingewiesen,  bei  welcher  die 
Person  der  Puella  selbst  von  ihren  Blutsfreunden  verkauft  wird,  diesen  der 
Kaufpreis  zukommt,  dafür  aber  auch  die  zu  Eigen  des  Mannes  gewordene 
Frau  selbst,  beziehungsweise  ihr  Werth,  vom  Manne  auf  seine  Freunde 
vererbt.  Dem  steht  aufs  schärfste  gegenüber  die  W  i  d  u  m  s  e  h  e ,  bei  welcher, 
wenn  wir  auch  das  nach  noch  später  vielfach  üblicher  Ausdruckswelse  als 
Kauf  bezeichnen  dürfen,  es  die  Frau  selbst  ist,  welche  sich  dem  Manne  nur 
auf  dessen  Lebenszeit  um  den  Widum  verkauft,  welcher  denn  auch  ihr  und 
ihrer  Erben  Eigenthum  wird,  während  nach  dem  Tode  des  Mannes  dessen 
Erben  keinerlei  Rechte  auf  die  Person  der  Frau  verbleiben.  Es  ergeben  sich 
dann  aber  auch  hier,  wie  ich  das  S  6§4  bezüglich  der  ähnlich  scharfe  Ge- 
gensätze aufweisenden  Erbenfolge  betonte,  vermittelnde  Gestaltungen.  Es 
handelt  sich  dabei  insbesondere  um  die,  welche  ich  als  Mund  kaufe  he 
bezeichnen  möchte,  bei  welcher  die  dem  Widum  entsprechende  Leistung 
des  Mannes  der  Frau  selbst  zukommt,  nicht  ein  an  deren  Familie  zu  zah- 
lender Kaufpreis  ist,  während  von  dieser  dann  allerdings  dasMundium  über 
die  Puella  zu  erkaufen  ist,  so  dass  dem  entsprechend  auch  nicht  die  Frau 
selbst  oder  deren  Werth ,  wohl  aber  das  Mundium  über  dieselbe  auf  die 
Sippe  des  Mannes  vererbt. 
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Führen  die  spatern  Zeugnisse,  so  weit  sie  uns  mit  ausreichender  Sicher- 
heit zurUckleiten ,  nicht  auf  eine  einheitliche  Gestaltung  der  Ehe ,  so  ist 
natürlich  auch  hier,  wie  wir  das  S  684  bezüglich  der  Erbenfolge  betonten, 
die  Möglichkeit  von  vornherein  nicht  ausgeschlossen,  dass  die  germanische 
Ehe  überhaupt  niemals  einheitlich  gestaltet  war,  dass  sie  schon  im  Urrechte 
auf  verschiedener  Grundlage  beruhte  oder  dass  sich  überhaupt  die  rechte 
Ehe  erst  nach  den  ersten  Verzweigungen  germanischer  Stämme  bei  diesen 
auf  verschiedener  Grundlage  entwickelte.  Aber  diese  Möglichkeit  werden 
wir  doch  auch  hier  erst  dann  in  Rechnung  bringen,  wenn  sich  die  zunächst- 
liegende und  durch  manche  Einzelhaltpunkte  unterstützte  Annahme,  dass 
für  alle  germanischen  Stämme  die  Ehe  auf  ein  und  dieselbe  Grundlage  zu- 
rückzuführen sei,  bestimmt  als  unhaltbar  erweisen  sollte. 

Lassen  wir  aber  jene  Möglichkeit  unbeachtet,  versuchen  wir  es,  die  in 
geschichtlieher  Zeit  nachweisbaren  Gestaltungen  auf  eine  einheitliche 
Grundlage  zurückzuführen,  so  erübrigen  bei  der  sichtlichen  Mittelstel- 
lung der  Mundkaufehe  nur  die  beiden  Möglichkeiten,  dass  die  ursprüng- 
liche Gestaltung  entweder  in  der  Fraukaufehe,  oder  aber  in  der  Widums- 
ehe  zu  sehen  sei.  Nun  ist  bekanntlich  die  vorherrschende  Ansicht  die,  dass 
wir  in  der  Fraukaufehe  den  gemeinsamen  Ausgangspunkt  zu  sehen  haben, 
dass  auch  der  spätere  Widum  ursprünglich  ein  Kaufpreis  gewesen  sei,  um 
den  die  Puella  von  ihren  Freunden  erkauft  wurde,  der  dann  aber  im  Laufe 
der  Zeit  der  Frau  selbst  und  ihren  Kindern  überlassen  wurde.  Vermittelnde 
Gestaltungen  konnten  sich  dann  daraus  ergeben,  dass  der  Gewalthaber  ge- 
wisse Beträge  für  sich  zurückbehielt.  Führte  mich  dieseAnnahme  bei  meinen 
bezüglichen  Untersuchungen  wieder  und  wieder  auf  Schwierigkeiten ,  so 
gelangte  ich  schliesslich  zu  der  Ueberzeugung,  dass,  wenn  überhaupt  die 
Ehe  bei  allen  Germanen  auf  einen  einheidichen  Ausgangspunkt  zurück- 
gehe, dieser  nur  die  Widumsehe  gewesen  sein  könne. 

Es  ist  mir  allerdings  nicht  möglich,  diese  Ansicht  gelöst  von  den  Un- 
tersuchungen über  die  Einzelrechte,  auf  welche  sie  sich  stützt,  im  allge- 
meinen näher  zu  begründen.  Handelt  es  sich  aber  für  uns  zunächst  nur 
um  die  Gestaltung  der  fränkischen  Ehe  und  denEinfluss,  den  dieselbe 
auf  die  Erbenfolge  geübt  hat,  würden  wir  ein  Eingehen  auf  dieselbe  ohne- 
hin nicht  ganz  umgehen  können ,  so  liegt  es  nahe,  wenigstens  darzulegen, 
wie  da  der  Annahme,  die  Ehe  habe  sich  von  vornherein  auf  Grundlage  das 
der  Frau  zu  Gute  kommenden  Widum  entwickelt,  nichts  im  Wege  steht. 
Manches  bestimmter  darauf  hinzuweisen  scheint.  Dabei  werde  ich  freilich, 
will  ich  nicht  meine  nächsten  Zwecke  ganz  aus  dem  Auge  verlieren ,  auch 
bezüglich  der  fränkischen  Ehe  mich  vielfach  begnügen  müssen,  auf  die  Er- 
gebnisse meiner  frühern  eingehenden  Untersuchungen  zu  verweisen,  ohne 
sie  zugleich  eingehender  begründen  zu  können. 

886.  Um  der  Frage  nachzugehen,  ob  es  irgend  wahrscheinlich  ist,  dass 
in  ältester  Zeit  auch  bei  den  Franken  die  Frau  von  ihren  Gewalthabern  zu 
erkaufen  war,  wie  das  für  manche  germanische  Stämme  die  ältesten  Zeug- 
nisse ergeben,  werden  wir  auszugehen  haben  von  den  vermögensrecht- 
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886]  liehen  Leistungen  des  Ehemannes  als  solchen,  wie  sie  noch 
in  geschichtlicher  Zeit  erwähnt  werden.  Handelt  es  sich  da  zunächst  um 
Morgengabe  und  Widum,  so  kommen  diese  schon  nach  den  ältesten  frän- 
kischen Quellen  der  Frau  selbst  zu ;  es  kann  sich  nur  fragen,  ob  es  irgend 
wahrscheinlich  ist,  dass  sie  in  einer  früheren  Zeit  den  Gewalthabern  der 
Frau  gezahlt  wurden. 

Von  der  Morgengabe  können  wir  von  vornherein  absehen.  Sie  er- 
erscheint ak  Entgelt  für  die  erste  Hingabe,  ohne  dauernde  Rechte  des 
Mannes  auf  die  Frau  zu  begründen.  Nach  einer  Reihe  von  Haltpunkten 
möchte  ich  nicht  bezweifeln ,  dass  sie  ein  Rest  vorehelicher  Zustände  ist, 
dass  es  üblich  war,  sie  auch  der  freien  Concubine,  die  nicht  in  der  dauern- 
den Gewalt  des  Mannes  war,  zu  geben.  Noch  in  späterer  Zeit  wird  wohl 
das,  was  der  Verführten  für  die  Defloration ,  für  die  Blume,  zu  zahlen  ist, 
als  Morgengabe  bezeichnet.  Sie  konnte  dann  allerdings  vertragsweise  zur 
Herstellung  eheähnlicher  Verhältnisse  benützt  werden,  indem  sie  nur  unter 
der  Bedingung  gegeben  wurde,  dass  die  Concubine  sich  auf  längere  Zeit 
zum  Verkehr  verpflichtete  und  zur  Verfangenschaft  des  Betrags  für  die 
diesem  Verkehr  entsprossenen  Kinder.  Ich  zweifle  nicht,  dass  es  sich  bei 
der  später  in  Italien  erwähnten  und  mit  salischem  Recht  in  Verbindung  ge- 
brachten morganatischen  oder  Morgengabsehe  um  Zurückgehen  auf  frän- 
kischen Concubinat  handelt. 

Hatte  aber,  wie  ich  denke,  der  Brauch  der  Morgengabe  sich  ohne  alle 
Beziehung  auf  die  Ehe  entwickelt,  so  wurde  er  wohl  allgemein  in  die  Ehe 
hinübergenommen.  Wo  durch  den  der  Frau  selbst  zukommenden  Widum 
die  Zukunft  derselben  ohnehin  so  ausreichend  gesichert  war,  wie  im  west- 
fränkischen Gebiete,  da  erklärt  es  sich,  wenn  in  der  Ehe  die  Morgengabe 
ihre  Bedeutung  verlor,  später  neben  dem  Widum  nicht  mehr  als  eheliches 
Vermögensrecht  erwähnt  wird.  Anders,  wo  der  dem  Widum  entsprechende 
Betrag,  durch  den  das  Recht  des  Mannes  auf  die  Frau  erworben  wurde, 
nicht  ihr,  sondern  ihren  Gewalthabern  zu  Gute  kam.  Da  war  die  Zukunft 
der  Frau ,  falls  sie  nicht  eigenes  Vermögen  hatte,  nur  durch  die  Morgen- 
gabe gesichert.  Es  ist  erklärlich,  wenn  es  da  üblich  wurde,  dieselbe  in  sol- 
chem Ausmasse  zu  bestellen,  dass  für  die  verwittwete  Frau  dadurch  in  ähn- 
licher Weise  gesorgt  war,  wie  durch  den  Widum. 

Doch  bleibt  auch  dann  die  ganz  verschiedene  Grundlage  unverkenn- 
bar. Durch  die  Dotirung  erwirbt  der  Mann  überhaupt  erst  sein  Recht  auf 
die  Frau.  Die  Morgengabe  bestellt  der  Mann  wenigstens  formell  der  Frau, 
welche  er  schon  vorher  durch  Kauf  von  ihren  Gewalthabern  erworben, 
nachdem  er  seine  eheherrlichen  Rechte  bereits  geübt  hatte;  sie  erscheint 
wenigstens  formell  als  eine  freiwillige  Zuwendung  des  Mannes  an  die  be- 
reits in  seiner  Gewalt  befindliche  Frau ,  wenn  da  auch  thatsächlich  festste- 
hender Brauch  oder  vorherige  Vereinbarungen  für  den  Einzelfall  massge- 
gebend  sein  mochten.  Es  wird  keiner  weitern  Erönerung  bedürfen,  dass  es 
sich  jedenfalls  bei  der  Morgengabe  von  jeher  nur  um  eine  Zuwendung  an 
die  Frau  selbst  gehandeh  haben  kann,    nicht  um  einen  Betrag,  durch 
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welchen  ursprunglich  das  Recht  auf  die  Frau  von  deren  Gewalthabern  er- 
kauft wurde. 

887.  Diese  Verhaltnisse  liegen  insofern  beim  Widum  allerdings  an- 
ders, als  durch  die  Dotirung  das  Recht  auf  die  Frau  erst  erworben  wird. 
Es  kann  da  allerdings  die  Annahme  desZurUckgehens  auf  einen 
den  Gewalthabern  zu  zahlenden  Kaufpreis  naher  liegen,  der 
dann  mit  der  Zeit  der  Frau  selbst  und  ihren  Kindern  überlassen  sei. 

In  dieser  Richtung  ist  doch  zunächst  zu  beachten,  dass  später  die  Dos 
nicht  allein  nicht  an  die  Gewalthaber  zu  zahlen  ist,  sondern  dieselbe  über- 
haupt nicht,  wie  der  Kaufpreis,  als  ein  vor  der  Vollziehung  der  Ehe  zu 
zahlender  Betrag  erscheint,  die  Zahlung  erst  nach  Bruch  der  Ehe 
erfolgt.  Die  Dos  erscheint  als  ein  gesetzlich  feststehender  oder  vereinbarter 
Theil  des  Vermögens  des  Mannes,  an  welchem  die  Frau  durch  das  Beilager 
Eigenthumsrechi  erwirbt,  der  aber  weder  ihr,  noch  ihren  Gewalthabern  zu- 
nächst herausgegeben  wird,  der  wie  anderes  Frauengut  in  Verwaltung  des 
Mannes  bleibt,  der  dem  Manne  zugleich  als  Bürgschaft  dient,  dass  die  Frau 
ihre  Verpflichtung  zu  lebenslänglichem  und  ausschliesslichem  Verkehr  ein- 
hält, da  sie  andernfalls  ihr  Recht  auf  den  Widum  verwirkt.  Herauszugeben 
ist  der  Betrag  der  Frau  oder  ihren  Erben  erst  dann,  wenn  die  Ehe  durch 
den  Tod  eines  der  Ehegatten  gelöst  oder  die  Frau  schuldlos  vom  Manne 
Verstössen  wird. 

Findet  sich  in  andern  Rechtsgebieten,  so  im  gothisch-spanischen,  wohl 
der  Brauch,  dass  die  Ansprüche  der  Frau  auf  den  Widum  dadurch  gesichert 
wurden,  dass  man  einen  Theil  des  Gutes  des  Mannes  ihren  Freunden  zur 
Hut  übergab,  so  scheint  auch  das  bei  den  Franken  nicht  üblich  gewesen  zu 
sein»  Der  Schutz  des  Rechtes  der  Frau  und  ihrer  Erben  lag  lediglich  in  der 
Verfangenschaft  des  Widum ;  und  das  Genügen  dieses  Schutzes  setzt  wie- 
der voraus,  dass  die  Rechtsordnung  eine  genügend  gefestigte  war.  Mochte 
da  auch  später  der  Schutz  der  weltlichen  Gerichte  nicht  immer  ausreichen, 
so  hat  das  zweifellos  darauf  eingewirkt,  dass  es  der  Frau  zustand ,  Klagen 
wegen  des  Douaire  auch  vor  geistlichem  Gerichte  zu  verfolgen.  War  nun 
der  Widum  ursprünglich  ein  vor  Vollziehung  der  Ehe  zu  zahlender  Kauf- 
preis, der  dann  der  Frau  überlassen  wurde,  so  wäre  es  doch  schwer  denk- 
bar, wie  sich  daraufhin  jene  Gestaltung  entwickeln  konnte.  Verzichteten 
die  Freunde  der  Frau  auch  zu  Gunsten  dieser  und  ihrer  Kinder  auf  das, 
was  bisher  sie  selbst  erhielten,  so  ist  doch  schwer  abzusehen,  was  sie  hätte 
veranlassen  sollen,  nun  auch  auf  die  Bürgschaft  zu  verzichten,  die  in  der 
unmittelbaren  Herausgabe  des  Betrages  lag ;  es  haue  dann  doch  nichts  näher 
gelegen,  als  wenigstens  den  Betrag  selbst  in  ihrer  Hand  zu  behalten ,  um 
ihn  seiner  21eit  der  Frau  oder  den  Kindern  zukommen  zu  lassen,  bezie- 
hungsweise ihn  nach  dem  Tode  derselben  als  Erben  für  sich  zu  behalten. 
Schon  das  scheint  mir  die  grössten  Bedenken  gegen  die  Annahme  zu  er- 
regen, der  Widum  habe  sich  aus  einem  frühern,  den  Freunden  zu  zahlen- 
den Kaufpreis  ergeben. 
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887]  Weiter  scheint  mir  gegen  das  Zurückgehen  der  Dos  auf  einen  den 
Gewalthabern  der  Puella  zu  zahlenden  Kaufpreis  von  vornherein  zu  spre- 
chen die  Forderung  des  Verdien  ens  desWidums  durch  das  Bei- 
lag e  r.  Genügt  nach  späterm  Recht  die  der  Vollziehung  zunächst  voraus- 
gehende kirchliche  Einsegnung  zur  Begründung  des  Rechts  der  Frau  auf 
das  Douaire,  so  ist  nach  allen  altern  Zeugnissen  das  Douaire  der  Gegen- 
werth  dafür,  dass  die  Frau  ihren  Leib  beim  Beilager  dem  Manne  zur  Ver- 
fügung stellt;  es  ist  nach  den  Assisen  von  Antiochien  46:  esiimd  le prix de 
sa  per  sonne.  Es  gilt  als  durch  das  erste  Beilager  verdient,  so  dass  das  Recht 
der  Frau  auf  dasselbe  begründet  sein  würde,  auch  wenn  der  Mann  am  Tage 
nach  dem  Beilager  sterben  oder  sie  ohne  ihre  Schuld  Verstössen  würde, 
wahrend  die  vorhergehenden  Vermählungshandlungen  feststellen,  dass  die 
Hingabe  eine  dauernde  und  auschliessliche  sein  soll,  so  dass  sie  auch  das 
verdiente  Douaire  wieder  verwirkt,  wenn  sie  dem  entgegenhandelt  durch 
Ehebruch  oder  durch  eigenmächtiges  Verlassen,  wenn  sie  beim  Manne  nicht 
bis  zu  dessen  oder  ihrem  Tode  in  ehelicher  Treue  ausharrt. 

Wir  führten  bereits  S  870  einen  Ausspruch  des  Hincmar  von  Reims 
an,  wonach  er  es  zwar  für  unbillig  hält,  dass  die  Puella  kein  Recht  auf  die 
bereits  bestellte  Dos  haben  soll,  weil  der  Bräutigam  sich  nicht  zur  Vollzie- 
hung verstand,  aber  doch  anerkennt,  dass  sie  dieselbe  erst  erhandelt  haben 
würde:  si  carnaliter  iungereiur.  Braaon  De  leg.  AngL  4,  6  c.  8  S  i  hält 
auch  bei  rechter  Ehe  kein  Recht  auf  die  Dos  begründet,  weil  die  Frau :  ita 
tenella  fuH,  quod  virum  sustinere  non  possei ,  ita  quod  possei  doiem  deser- 
vire^  Beaumanoir  13  S  25  sagt  sehr  bestimmt:  Douaires  est  aquis  d  le  fe- 
rne si  tost  comme  loiax  mariage  etcompaignie  carnele  est  feie  entreli  etson 
mari,  ei  autremeni  non.  Noch  in  den  spätem  Coutumes  findet  sich  oft  aus- 
gesprochen :  Au  coucher  ensemhle  gagne  lafetnme  son  douaire ;  vgl.  Loysel 
S  140;  Glasson  H.  du  dr.  Fr.  7,  398.  Dabei  wird  wohl  gesagt,  dass  es  ge- 
nügt, wenn  die  Frau  sich  auf  gemeinsamem  Lager  dem  Manne  dargeboten 
und  damit  das  Ihrige  gethan  hat.  So  nach  der  ältesten  Coutume  der  Bre- 
tagne eh.  33  :  Femme  gaigne  son  douaire par  coustume  ä  meitre  son  piä ou 
lici^  puisqu  eile  est  dpousde  ä  son  seigneur^  comme  faire  ledoiiy  tout  neust- 
il  oncques  eu  affaire  ä  eile.  So  ist  nach  der  Coutume  von  Melun  S  8 1  das 
Douaire  verdient:  si  tost  qu" un  komme  espouse  une femme  etquil^ontcou- 
chä  ou  lit  ensemble,posd  qu  eile  soii  demouree  pucelle. 

Die  Dos  erscheint  damit  als  Gegenwerth  für  etwas,  was  nur  das  Weib 
selbst  gewähren  kann,  für  die  dauernde  Hingabe  ihres  Leibes.  Dazu  stimmt 
es  durchaus,  wenn  wir  annehmen,  dass  dieser  Gegenwerth  auch  von  jeher 
für  sie  selbst  verdient  war.  Aber  es  fügt  sich  das  doch  in  keiner  Weise  der 
Annahme  eines  ursprünglich  den  Gewalthabern  zu  zahlenden  Preises.  Wie 
das  Pretium  der  Ancilla  durch  den  Herrn  derselben  verdient  bt,  sobald  er 
sie  dem  Käufer  zu  beliebiger  Verwendung  übergeben  hat,  so  haben  die 
Gewalthaber  der  Puella  das,  was  ihnen  zukommt,  verdient,  wenn  sie  das 
gethan  haben,  was  bei  ihnen  lag,  wenn  sie  dieselbe  dem  Manne  tradirt  haben. 
Diesem  ist  damit  der  Kaufpreis  verloren ,  auch  wenn  die  Frau  ihren  ehe- 
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liehen  Verpflichtungen  nicht  nachkommt;  das  begründet  kein  Recht  auf 
Zurückforderung  des  Kaufpreises.  Es  erklän  sich,  wenn  wir  in  bezüglichen 
Rechten  die  Ansprüche  des  Mannes  nur  durch  strenge  Bestrafung  der  Frau 
selbst  gesichert  finden,  wie  nach  L.  Burgund.  34 :  Si  qua  mulier  maritum 
suum,  cui  legitime  est  iuncta,  dimiserit,  necetur  in  luto.  Nach  fränkischem 
Rechte  würde  die  Folge  nur  der  Verlust  der  Dos  sein;  wie  sie  nur  durch 
die  Frau  selbst  verdient  wird,  kann  sie  auch  nur  durch  diese  wieder  ver- 
wirkt werden.  Ich  weiss  nicht  wohl  abzusehen,  wie  sich  diese  enge  Be- 
ziehung der  Dos  auf  das  Beilager  entwickeln  konnte,  wenn  dieselbe  ur- 
sprünglich ein  für  die  Zustimmung  der  Gewalthaber  und  für  die  Ueber- 
gabe  durch  diese  gezahlter  Preis  war. 

888.  Gegen  solchen  Zusammenhang  scheint  mir  aber  vor  allem  zu 
sprechen,  dass  wir  allerdings  auch  später  in  Frankreich  häufig  Zahlungen 
des  Mannes  an  die  Gewalthaber  derFrau  erwähnt  finden,  die  aber 
ganz  unabhängig  vom  Widum  erfolgen. 

Bei  keinem  andern  Stamme  wird  auf  die  Zustimmung  derGe- 
walthaber  so  grosses  Gewicht  gelegt,  als  bei  den  Franken.  Dass  der 
Desponsatio  eine  Petitio  bei  den  Eltern  oder  sonstigen  nächsten  Verwandten 
und  eine  Concessio  durch  dieselben  vorausgegangen  sei,  wird  in  einer  Reihe 
älterer  Zeugnisse  als  nothwendiges  Erforderniss  der  rechten  Ehe  erwähnt. 
Während  bei  andern  Stämmen  die  eigenmächtig  eingegangene  Verbin- 
dung überwiegend  bestehen  blieb,  nur  der  vollen  Rechtswirkungen  der  Ehe 
entbehrte  oder  einen  Anspruch  der  Gewalthaber  auf  Strafzahlung  ausser 
der  nachträglichen  Entrichtung  des  Kaufpreises  begründete,  lässt  sich  nach- 
weisen, dass  bei  den  Franken  die  eigenmächtig  eingegangene  Verbindung 
ungiltig  war,  auch  nicht  als  unrechte  Ehe  bestehen  bleiben  sollte,  wenn  die 
Gewalthaber  die  Lösung  verlangten. 

War  jener  Consens  unerlässliche  Vorbedingung ,  wenn  der  Mann  ein 
gesichertes  Recht  auf  seine  Frau  erwerben  wollte,  so  dürfte  es  von  jeher 
üblich  gewesen  sein,  durch  irgendwelche  Geschenke  seiner  Erkenntlichkeit 
für  die  Annahme  der  Werbung  Ausdruck  zu  geben.  Nach  der  Vita  S.  Ber- 
thae,  Bouquet  3,  622,  verspricht  der  Bräutigam  bei  der  Werbung  dem  Vater, 
dass  er  die  Tochter  dotiren  wird :  insuper  quidquid  consanguineorum  res 
secundum  morem  rite  expeterent,  voluntarie  largiiurum;  wonach  freilich 
dieser  Brauch  nicht  gerade  nur  den  traf,  der  das  entscheidende  Wort  zu 
sprechen  hatte,  sondern  die  ganze  Verwandtschaft. 

Dass  thatsächlich ,  zumal  wenn  die  Braut  bedeutenderes  Vermögen 
hatte,  der  Consens  vielfach  erkauft  wurde,  ist  gar  nicht  zu  bezweifeln  und 
wird  auch  in  bezüglichen  Urkunden  nicht  selten  erwähnt;  vgl.  etwa  Olim 
I,  84,  wo  der  Mutter  dreissig  und  dem  Oheim  zehn  Pfund  gezahlt  werden: 
ut  diclo  matrimonio  consentirent.  Wir  finden  noch  im  spätem  Mittelalter, 
wie  das  sich  aus  der  Nothwendigkeit  des  Consenses  ergebende  Verheira- 
ihungsrecht  selbst  als  nutzbringendes  Vermögensrecht  behandelt,  wohl  ge- 
radezu vom  Inhaber  an  Fremde  verkauft  wird,  so  dass  es  nicht  befremden 
kann,  wenn  die  Kirche  im  Interesse  der  Freiheit  des  Consenses  dem  viel- 

F  i  c  k  e  r ,  Untersuchungen.  III.  27 
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888]  fach  entgegentrat.  Aber  für  das  Eherecht  hat  das  keine  Bedeutung. 
Dieses  verlangt  nur  den  Consens  ohne  sich  darum  zu  kümmern,  wie  der- 
selbe erlangt  wurde.  Weder  in  den  Gesetzen,  noch  in  den  Urkunden  oder 
Ritualen  finden  wir  die  geringste  Andeutung,  dass  bei  der  rechten  Ehe  ir- 
gendwelche Zahlungen  an  die  Gewalthaber  erforderlich  waren.  Scheinen 
sie  trotzdem  von  jeher  üblich  gewesen  und  auch  üblich  geblieben  zu  sein, 
so  kann  das ,  falls  man  es  überhaupt  betonen  will ,  nur  gegen  Zusammen- 
hang der  Dos  mit  solchen  Zahlungen  sprechen ,  wie  sie  denn  ja  auch  in 
dem  angeführten  Zeugnisse  als  verschiedene  Leistungen  des  Werbers  er- 
scheinen. 

889.  In  dieser  Richtimg  weist  man  nun  allerdings  auf  die  bei  der  Ver- 
lobung vom  Bräutigam  nach  fränkischem  Brauche  gegebene  Arrha  von 
einem  Solidus  und  einem  Denar  hin ,  indem  man  dieselbe  als  einen  dem 
Vormunde  oder  den  Verwandten  verbliebenen,  das  frühere  Recht  kenn- 
zeichnenden Rest  des  alten  Kaufpreises  betrachtet,  oder  als  Scheinpreis,  um 
wenigstens  die  Form  des  Kaufes  beizubehalten,  oder  als  ein  dem  Vormunde 
gezahltes  Handgeld;  vgl.  etwa  Schroeder  1,64,  Sohm  Eheschi.  30  ff.,  Stobbe 
Privatr.  4,  12,  Heusler  2,  286.  Wäre  das  richtig,  so  würde  allerdings  auch 
bei  den  Franken  an  ursprünglichen  Verkauf  durch  die  Gewalthaber  zu 
denken  sein,  mag  nun  der  eigentliche  Kaufpreis  zur  Dos  geworden  sein 
oder  nicht. 

Vor  allem  aber  vermisse  ich  dabei  einen  genügenden  Erweis  der  für 
alle  jene  Annahmen  doch  massgebenden  Voraussetzung,  dass  die  Arrha 
dem  den  Verlobungsvertrag  abschliessenden  Gewalthaber  zukam.  Die  Ver- 
gleichung  der  Verlobungsformen  der  verschiedensten  Stämme  ergibt  viel- 
mehr, wie  ich  denke,  aufs  bestimmteste,  dass  die  Subarrhatio  des  germani- 
schen Rechts  nicht  die  zwischen  dem  Verlober  und  dem  Bräutigam  einge- 
gangenen Verpflichtungen  im  Auge  hat,  welche  etwa  durch  Wadia  und 
Fides  facta  verbürgt  werden ,  sondern  die  persönlichen  der  Braut,  so  dass 
diese  durch  Annahme  der  vom  Bräutigam  gebotenen  Arrha  sich  ihm  zur 
Treue  verpflichtet,  während  andererseits  auch  der  Mann  durch  Reichung 
derselben  sich  verpflichtet,  sie  als  rechte  Ehefrau  zu  behandeln.  Ich  muss 
mich  vorläufig  damit  begnügen,  darauf  hinzuweisen,  dass  später  die  Arrha, 
mag  es  sich  nun  um  die  Geldstücke ,  mag  es  sich  um  den  Ring  handein, 
immer  der  Braut  selbst  gegeben  wird,  und  dass  jeder  Grund  für  die  An- 
nahme fehlt,  dass  das  nicht  immer  so  gewesen  sein  sollte.  Zumal  wir  uns 
andernfalls  auf  die  doch  bedenkliche  Annahme  hingewiesen  sähen,  es  müsse 
da  ein  mehrmaliger  Uebergang  stattgefunden  haben,  zuerst  der  der  Ueber- 
lassung  des  Kaufpreises  an  die  Frau  unter  Zurückhaltung  der  Arrha,  dann 
Ueberlassung  auch  dieser  an  die  Frau,  wozu  doch  um  so  weniger  Veran- 
lassung vorgelegen  hätte,  als  die  Arrha  sichtlich  nur  formelle  Bedeutung 
hatte.  Nach  späterm  Brauche  behielt  die  Frau  die  dreizehn  Denare  wohl 
überhaupt  nicht  für  sich,  sondern  überliess  sie  dem  Priester,  der  sie  einge- 
segnet hatte. 
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Es  fehlt  denn  auch  in  den  zahlreichen  Formeln,  in  welchen  das  Spon- 
sare  nach  fränkischer  Sitte  durch  den  Solidus  und  Denarius  erwähnt  wird, 
jede  Andeutung,  dass  dieselben  einer  andern  Person,  als  der  Puella  selbst, 
gegeben  werden.  Ist  andererseits  nicht  gerade  ausdrücklich  gesagt,  dass  sie 
der  Braut  gegeben  werden,  so  wird  doch  Fassungen  gegenüber,  wie  Ro- 
ziere  N.  228,  Zeumer  271  :  apud pares  vel parentibus  nosiris  utrisque  par- 
Uhus  complacuii  atque  conveniiy  ut  ego  tibi  solido  et  denario  secundum  le- 
gem Salicatn  sponsare  deberem,  quod  Ha  et  feci.  oder  Zeumer  541  :  de- 
sponsavi  secundum  legem  Salicam  per  xiiu  aureos  nummos  sponsam  carissi- 
mam  cum  consensu  parentum  ac  propinquorum  utriusque  partis,  nicht  leicht 
anzunehmen  sein,  dass  die  Arrha  nicht,  wie  später,  der  Braut  selbst,  son- 
dern deren  zustimmenden  Gewalthabern  gegeben  wird.  Allerdings  wird 
bei  Geschichtsschreibern  vereinzelt  erwähnt,  dass  die  Arrha  anderen  Per- 
sonen gegeben  wird.  Aber  wo  sich  genauere  Angaben  finden,  da  wird  auch 
durch  diese  Fälle  die  von  mir  vertretene  Annahme  nur  bestätigt,  insofern 
dann  wohl  ausdrücklich  betont  ist,  dass  die  Arrha  für  die  Braut  in  Empfang 
genommen  wird. 

Muss  ich  hier  von  näherer  Begründung  absehen,  so  entfällt  bei  meiner 
Annahme  natürlich  jeder  Grund ,  aus  der  Arrha  auf  einen  ursprünglichen 
Verkauf  der  Braut  durch  die  Gewalthaber  zu  schliessen ;  will  man  sie  über- 
haupt auf  Kauf  beziehen ,  so  würde  es  dann  entsprechend  unserer  Auffas- 
sung des  Widum  die  Braut  selbst  sein,  welche  als  Verkäuferin  durch  An- 
nahme der  Arrha  verpflichtet  wird. 

890.  Fehlen  im  fränkischen  Recht  Leistungen  des  Mannes,  welche  als 
ein  den  Gewalthabern  zu  zahlender  Kaufpreis  für  die  Braut  selbst  oder  doch 
für  das  Mundium  über  dieselbe  zu  betrachten  sind,  so  hängt  das ,  wie  ich 
denke,  eng  zusammen  mit  dem  Fehlen  der  Geschlechtsvormund- 
schaft. Ich  kann  in  dieser  Richtung  auf  das  verweisen,  was  ich  darüber 
Mittheil,  des  österr.  Inst.  E.  B.  2,  503  ff.  bemerkte.  Haben  sich  mir  seitdem 
keine  Bedenken  gegen  meine  damalige  Annahme  ergeben ,  so  ist  Opet  bei 
seinen  eingehendem  Untersuchungen  über  fränkische  Geschlechtsvormund- 
schaft, Mittheil.  E.  B.  3,  i  ff.,  zu  keinem  wesentlich  andern  Ergebnisse  ge- 
langt. Ist  der  Gegenstand  dann  neuerdings  von  Brissaud  Recherches  sur  la 
tutelle  des  femmes  in  den  Me'moires  de  V  Academie  des  Toulouse,  Anne'e 
1895,  eingehend  untersucht,  so  haben  mich,  ohne  dass  ich  näher  darauf 
eingehen  könnte,  die  von  ihm  geltend  gemachten  Belege  für  eine,  wenn 
auch  abgeschwächte  Geschlechtsvormundschaft  bei  den  Franken  nicht  über- 
zeugt. 

War  die  Zustimmung  der  Gewalthaber  Erforderniss  der  rechten  Ehe, 
so  mussten  doch  solche  nicht  immer  vorhanden  sein.  Nichts  berechtigt  uns 
zu  der  Annahme,  dass  im  Gegensatze  zum  spätem  französischen  Recht  in 
älterer  Zeit  bei  den  Franken  jedes  Weib  als  solches  der  Mundwaldschaft 
eines  Mannes,  des  Vaters  oder  des  nächsten  Schwertmagen,  unterstand.  Die 
Tochter  bedurfte  wegen  der  elterlichen  Gewalt  der  Zustimmung  der  Eltern, 
die  noch  nicht  Voll  jährige  der  Zustimmung  der  nächsten  Verwandten.  Aber 
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890]  nirgends  zeigt  sich  dabei  ein  näherer  Zusammenhang  mit  einer  Ge- 
schlechtsvormundschaft. Die  Zustimmung  der  Mutter  war  ebenso  noth- 
wendig,  wie  die  des  Vaters,  auch  wenn  dieser  noch  lebte;  die  der  mütter- 
lichen Sippe  ebenso,  wie  die  der  väterlichen. 

Vor  allem  aber  ist  bei  den  Franken  bezüglich  der  Vermählung  der 
Sohn  ganz  ebenso  abhängig,  wie  die  Tochter,  darf  er,  so  lange  noch  eines 
der  Eltern  lebt,  oder  so  lange  er  nach  dem  Tode  beider  der  Altersvormund- 
schafi  untersteht,  nicht  eigenmächtig  eine  Ehe  eingehen.  Wie  schon  im  sa- 
lischen  Capitular  I  S  6  der  Tod  gedroht  wird :  si  quis  filium  aut  filiam 
alienam  extra  consilio  parenium  in  coniugio  copulandum  consiliaverit,  so 
wird  auch  in  spätem  Quellen  die  Gleichstellung  wohl  ausdrücklich  betont. 
So  wenn  nach  der  Coutume  von  Limoges  S  53  die  Tochter  nicht  eigen- 
mächtig heirathen  darf:  Necfilius  alicuius  dolo  vel  fraude  debei  subtrahi 
vel  induci  ad  contrahendum  matrimoniutn  sine  licentia  et  vohtniate  patris 
sui.  Und  bedenken  wir,  dass  ursprünglich,  vgl.  S  870  ff.,  durch  die  Doti- 
rung  ein  bedeutender  Theil  des  Vermögens  des  Sohnes  seiner  Sippe  für 
immer  verloren  war,  so  erklärt  es  sich,  wenn  nach  manchen  Zeugnissen  bei 
den  Franken  auf  die  Gebundenheit  des  Haussohnes  bezüglich  der  Verehe- 
lichung grösseres  Gewicht  gelegt  zu  sein  scheint,  als  auf  die  der  Tochter. 
Und  wird  wohl  ausgesprochen,  so  bei  Bfacton  2,  38  S  i,  dass  der  Vormund 
das  Recht  hat,  den  noch  nicht  volljährigen  Lehenserben  zu  verheirathen : 
ve/  aliis  venderc  maritagium,  so  trifft  das  den  Sohn  ebenso,  wie  die  Tochter. 
Für  den  Sohn,  wie  die  Tochter ,  endet  die  elterliche  Gewalt  durch  die  mit 
Zustimmung  der  Eltern  erfolgte  Vermählung;  aber  während  der  Sohn  dann 
ganz  selbständig  wird ,  geht  nun  die  Gewalt  über  die  Tochter  auf  deren 
Ehemann  über. 

Wurden  die  Mädchen  durchweg  in  jungen  Jahren  vermählt,  so  be- 
durften sie  allerdings  in  der  Regel  der  Zustimmung  von  Gewalthabern.  Un- 
terstanden sie  aber  keiner  besonderen  Gewalt,  handelte  es  sich  um  ein  eltern- 
loses und  volljähriges  Mädchen  oder  um  eine  Wittwe,  welche  auch  wenn 
die  Eltern  noch  lebten,  nicht  wieder  in  deren  Gewalt  zurückkam,  so  be- 
durften sie  auch  keiner  Zustimmung  eines  Mundwaldes;  wir  werden  bei 
Besprechung  des  Reipus  noch  darauf  zurückkommen.  Findet  sich  selbst  in 
solchen  Rechten,  in  welchen  sich  die  Geschlechisvormundschaft  im  allge- 
meinen wenig  entwickelt  zeigt,  gerade  bei  der  Vermählung  wohl  die  Noth- 
wendigkeit  der  Zustimmung  eines  Verlobers  für  jedes  Weib,  so  ergibt  sich 
auch  davon  bei  den  Franken  keine  Spur.  Das  zeigen  die  Formen  der  welt- 
lichen Vermählung,  wie  wir  sie  aus  Gedichten  und  andern  weltlichen 
Quellen,  insbesondere  aber  auch  aus  den  Ritualen  kennen,  da  die  weltliche 
Vermählung  später  vor  der  kirchlichen  Einsegnung  vor  der  Kirchthüre  vor- 
zunehmen oder  zu  wiederholen  war.  Die  Uebereinstimmung  mit  verein- 
zelten älteren  Zeugnissen,  mehr  noch  die  wesentliche  Uebereinstimmung 
der  Rituale  aus  den  verschiedensten  Theilen  des  fränkischen  Gebiets,  wäh- 
rend sich  überdies  für  manche  Formalacte  Uebereinstimmung  mit  nicht- 
fränkischen Stämmen  ergibt,  lässt  gar  nicht  bezweifeln,  dass  es  sich  da  um 
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ein  auf  älteste  Zeiten  zurückreichendes  Vorgehen  handelt;  zumal  sich  da- 
bei nichts  ergibt,  was  erst  auf  kirchlichen  Einfluss  zurückzuführen  wäre. 
Dieses  Vorgehen  ist  aber  sichtlich  auf  ein  durchaus  selbstständiges  Weib 
berechnet,  und  ist  kein  anderes,  wenn  es  sich  um  ein  bis  dahin  unter  Ge- 
walt stehendes  Mädchen  handelt ;  es  ist  vorausgesetzt,  dass  die  etwa  nöthige 
Zustimmung  der  Gewalthaber  bereits  ertheilt  ist,  wie  sich  das  dann  ja  auch 
durch  deren  Anwesenheit  bei  der  Vermählung  kennzeichnen  kann. 

891.  Würde  es  mich  zu  weit  führen,  auf  die  Formen  der  frän- 
kischen Eheschliessung  näher  einzugehen,  so  mag  es  für  den  näch- 
sten Zweck  genügen,  auf  die  Umstände  hinzuweisen,  aus  welchen  sich  er- 
gibt, dass  sie  ein  selbstständiges  Weib  im  Auge  haben.  Dafür  spricht  vor 
allem  das  Fehlen  einerTraditio.  Fällt  etwa  nach  longobardischem 
Brauche  vor  allem  die  Traditio  puellae,  die  formelle  Uebergabe  der  Braut, 
dann  die  Dismundiatio ,  die  Auflassung  des  Mundium  durch  den  Mund- 
wald an  den  Bräutigam,  ins  Gewicht,  werden  diese  Formalacte  auch  dann 
eingehalten,  wenn  es  nicht  in  der  Absicht  lag,  der  Vermählung  die  Voll- 
ziehung alsbald  folgen  zu  lassen,  so  fehlt  bei  der  fränkischen  Vermählung 
jede  entsprechende  Handlung.  Schon  Anm.  zu  S  508  wies  ich  darauf  hin, 
dass  die  in  altern  Ritualen  erwähnte  Traditio  puellae  sich  auf  normannisch- 
englischen, nicht  auf  fränkischen  Brauch  bezieht.  War  die  PueUa  bis  dahin 
auch  in  Hut,  in  Custodia,  ihrer  Gewalthaber,  so  musste  sie  allerdings  that- 
sächlich  dieser  Hut  entlassen  werden,  um  in  die  des  Mannes  überzugchen, 
so  dass  es  nicht  auffallen  kann,  wenn  oft  von  einem  Tradere  der  Tochter 
zur  Ehe  die  Rede  ist.  Aber  dieses  Tradere  ist  ganz  unabhängig  von  der 
Eheschliessung,  welche  oft  lange  Zeit  vor  der  Vollziehung,  vor  den  Nup- 
tiae,  erfolgte.  Die  Vermählte  bleibt  in  der  Regel  in  der  Hut  ihrer  Ehern, 
die  sie  dann  ihrem  Manne  zu  übergeben  haben,  wenn  dieser  die  Ehe  voll- 
ziehen will.  Oder  sie  kann  auch  schon  früher  den  Eltern  oder  sonstigen 
Gewalthabern  des  Mannes  zur  Hut  übergeben  werden.  Diese  fränkische 
Traditio  entspricht  nicht  der  für  die  Eheschliessung  wesentlichen  und  die 
eheherrliche  Gewalt  begründenden  longobardischen  Traditio ,  sondern  der 
davon  wohl  zu  unterscheidenden  longobardischen  Traductio,  der  Heim- 
führung der  bereits  Vermählten  bei  den  Nuptiae. 

Es  fehlt  damit  bei  den  Franken  jeder  Formalact  für  den  Erwerb  der 
eheherrlichen  Gewalt;  diese  wird  stillschweigend  durch  dieselben 
Handlungen  erworben,  durch  welche  das  Recht  auf  die  Frau  überhaupt  er- 
worben wird.  Der  Vater  gibt  nicht  seine  Tochter  dadurch  zur  Ehe ,  dass 
er  dem  Manne  das  Mundium  über  dieselbe  auflässt;  sondern  dadurch,  dass 
die  Tochter  sich  mit  seiner  schon  früher  erfolgten  Zustimmung  vermählt 
hat  und  infolge  dessen  dem  Manne  zur  Vollziehung  übergeben  ist,  hört  die 
väterliche  Gewalt  ohne  jeden  besondern  Formalact  auf,  während  damit  zu- 
gleich die  davon  wesentlich  verschiedene  eheherrliche  Gewalt  beginnt.  So 
heisst  es  etwa  Hincmar  Ep.  22,  Migne  126,  132,  dass  der  Vater  für  seine 
verheiraihete  Tochter  nicht  mehr  gegen  deren  Mann  klagen  kann,  weil  er: 
si  legaliter  filiam  snam  alieri  nupinm  iradidit,  eam  a  stia  poiesiate  dimisit 
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891]  Aehnlich  in  spätem  Quellen;  so  etwa  in  der  Coutume  der  Saintonge 
S  73  :  Fille  maricc  de  la  bcnediction  nuptialc  sort  de  la  puissancc  du  per e 
et  enire  cn  la  puissance  du  maru 

Erscheint  das  allgemein  als  die  Regel  anerkannt,  so  macht  sich  die 
Unabhängigkeit  der  Eheschliessung  von  einer  Uebertragung  der  Gewah 
durch  den  bisherigen  Gewalthaber  aufs  bestimmteste  kenntlich ,  wenn  wir 
ausnahmsweise  der  Ansicht  begegnen,  dass  die  eheherrliche  Gewalt,  wie 
das  nach  Anm.  zu  S  803  mehrfach  ebenso  die  eheliche  Gütergemeinschaft 
treffen  sollte,  erst  nach  Jahr  und  Tag  eintrete.  In  dem  vorzugsweise  das 
Recht  von  Poitou  berücksichtigenden  Livre  des  droiz  S  1035  ^cisst  es  zu- 
nächst entsprechend  dem  römischen  Recht,  dass  auch  die  verheirathcte 
Tochter  in  der  Gewalt  des  Vaters  verbleibe ,  wenn  dieser  sie  nicht  eman- 
cipirie:  Mais  aucuns  tenneni  de  coustume  que  quant  pcrc  marie  sa  fille ^  et 
eile  demeure  apres  Ic  mariage  hors  de  la  compaignie  de  son  pere  et  en  la 
compaignie  et  hostet  de  son  niary  et  eile  y  ait  demourc  an  etjour,  la  cou- 
stume  la  rdpute  estre  hors  du  povoir  du  pdre  et  en  celluy  de  son  mary. 

Fällt  bei  den  fränkischen  Vermählungsformcn  das  Hauptgewicht  auf 
die  Copulation,  auf  die  Zusammengabe  der  Brautleute,  so  erscheint  bei 
dieser  die  Braut  als  durchaus  sclbstständig  und  dem  Bräutigam  gleichge- 
stellt. Allerdings  greift  bei  derselben  Üblicherweise  eine  dritte  Person,  ein 
Leiter  der  Vermählungshandlung  ein.  Dieser  stellt  die  Consensfragen,  vgl. 
S  30,  indem  er  ebenso  die  Braut,  wie  den  Bräutigam  fragt,  ob  sie  ihn  zum 
Manne,  ob  er  sie  zur  Frau  will.  Auf  ihre  Bejahung  übergibt  er  nicht  etwa 
nur  die  Braut  dem  Bräutigam,  sondern  erklärt,  indem  er  ihre  Hände  inein- 
anderlegt,  dass  er  sie  ihm,  und  ihr  ihn  gibt  und  sie  damit  vereinige.  Wie 
in  andern  Rechten  das  ganze  Gewicht  auf  die  einseitige  Tradition  der  Braut 
an  den  Bräutigam  gelegt  wird,  so  hier  auf  die  beide  gleichbehandelnde  Co- 
pulation. Insbesondere  aber  ergibt  sich  auch ,  dass  der  Copulirende  nicht 
etwa  der  bisherige  Gewalthaber  der  Braut  ist,  dass  er  zu  dieser  in  keiner 
nähern  Beziehung  stehen  muss ,  als  zum  Bräutigam.  Ist  es  später  in  der 
Regel  ein  Priester ,  so  ergibt  sich  auch  bei  der  Laiencopulation  aus  einer 
Reihe  von  Angaben,  dass  man  die  Aufgabe  des  Leiters  dem  Angesehensten 
oder  dem  in  solchen  Dingen  Erfahrensten  unter  den  Anwesenden  ohne  alle 
weitere  Berücksichtigung  seiner  etwaigen  näheren  Beziehungen  zu  einem 
der  Brautleute  Übertrug.  Es  fehlt  jeder  Haltpunkt,  der  es  auch  nur  wahr- 
scheinlich machen  könnte,  dass  die  Tradition  durch  den  Mundwald  der 
Braut  erst  nachträglich  in  Copulation  übergegangen  sei. 

Beachten  wir  nun  noch,  dass  bei  den  Franken  gerade  die  einen  wesent- 
lichen Theil  der  Vermählungshandlungen  bildende  Dotirung  als  das 
Hauptkennzeichen  betrachtet  wird,  welches  die  rechte  Ehe  von  andern  Ge- 
schlechtsverbindungen unterscheidet,  vgl.  S  B64,  so  ist  nach  allem  Gesagten 
zweifellos  anzunehmen,  dass  wir,  wie  später,  so  schon  in  ältester  Zeil  in 
der  fränkischen  Eheschliessung  einen  Vertrag  zu  sehen  haben,  den  die 
Brautleute  selbst  miteinander  eingehen,  indem  die  Braut  sich  dem  Bräuti- 
gam zu  lebenslänglichem  und  ausschliesslichem  Geschlechtsverkehr  und 
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überhaupt  zur  Unterwerfung  unter  seine  Gewalt  verpflichtet,  wührend  er 
ihr  als  Gegenleistung  einen  bedeutenden  Theil  seines  Vermögens  zuwendet. 
Wird  dieser  zunächst  als  Dos,  als  Gabe,  bezeichnet,  so  greift  wohl  zunächst 
die  Auffassung  einer  Gegengabe  für  das  Se  donner  der  Frau ,  für  die  Hin- 
gabe ihres  Leibes,  ein.  Aber  anstandslos  kann  man  das  auch  unter  den  Be- 
griff des  Kaufes  bringen,  die  Dos  als  Pretium  fassen.  Findet  sich  die  Ter- 
minologie des  Kaufes  bei  den  Franken  nicht  allgemeiner  verwandt,  so  ge- 
schieht es  doch  von  Hincmar  in  der  $  870  angeführten  Stelle,  während  im 
ostfränkisch-deutschen  Gebiete,  vgl.  Grimm  R.  A.  421,  auch  später  häufig 
vom  Kaufe  der  Frau  die  Rede  ist.  Dann  aber  ist  es  das  Weib  selbst,  welches 
sich  auf  Lebenszeit  dem  Manne  um  die  Dos  verkauft.  Daran  ändert  nichts, 
dass  sie,  wenn  sie  einer  Gewalt  unterstand,  der  Zustimmung  der  Gewalt- 
haber bedurfte,  um  einen  solchen  Vertrag  rechtsgiltig  eingehen  zu  können. 
Denn  das  traf  ebenso  den  Mann. 

892.  Suchen  wir  uns  nun  von  dieser  in  dem  noch  erkennbaren  Recht 
gebotenen  Grundlage  aus  die  wahrscheinlichen  Anfänge  der  frän- 
kischen Ehe  zu  vergegenwärtigen,  so  muss  ich  mich  auch  da  hier  be- 
gnügen, ohne  eingehendere  Begründung  kurz  auf  das  zu  verweisen,  was 
sich  mir  in  dieser  Richtung  auf  Grund  lange  Zeit  fortgesetzter  Unter- 
suchungen und  Erwägungen  zu  ergeben  schien.  Es  wird  eine  Andeutung 
aber  desshalb  nicht  zu  umgehen  sein,  weil  sich  im  Fortgange  unserer  Un- 
tersuchungen doch  zuweilen  Gelegenheit  finden  dürfte,  zu  prüfen,  in  wie 
weit  dieser  oder  jener  bestimmter  erkennbare  Umstand  jenen  Annahmen 
entspricht  oder  nicht. 

Bei  Erwägungen  über  die  Anfänge  der  rechten  Ehe  wer- 
den wir  von  dem  für  die  Urzeit  anzunehmenden  Geschlechtsverkehr 
mit  nächstverwandten  Weibern  innerhalb  der  Sippschaft,  vgl. 
8  189  ff.,  füglich  absehen  dürfen.  Denn  zum  Wesen  der  rechten  Ehe  ge- 
hört es  doch  vor  allem,  dass  sie  vom  Manne  mit  einem  der  Sippe  fremden 
Weibe  eingegangen  werden  kann,  dass  das  Recht  des  Mannes  auf  die  Frau 
nicht  gleichsam  ein  angebornes ,  sondern  ein  erst  nachträglich  erworbenes 
ist.  Sehen  wir  von  dem  ab,  was  wir  kurzweg  als  Geschwisterehe  bezeichnen 
können,  so  haben  wir  als  massgebend  für  den  Unterschied  derEhe 
von  blossen  eheähnlichenVerbindungen  zu  betrachten,  dass  ein 
Weib  dauernd  in  die  volle  Gewalt  eines  ihrer  Sippe  fremden  Mannes  kommt, 
ohne  zugleich  ihre  Freiheit  zu  verlieren;  die  rechte  Ehe  des  freien  Mannes 
setzt  zweifellos  voraus,  dass  sie  mit  einem  freien  und  freibleibenden  Weibe 
eingegangen  wird.  Sie  unterscheidet  sich  einerseits  von  eheähnlichem  Ver- 
kehr mit  der  Ancilla  dadurch ,  dass  diese  zwar  in  der  Gewalt  des  Mannes 
steht,  aber  keine  Freie  ist.  Andererseits  von  eheähnlichem  Verkehr  mit  einer 
freien  Concubine  dadurch,  dass  diese  der  Gewalt  des  Mannes  nicht  unter- 
worfen ist.  Beide  Verhältnisse  werden  ins  Auge  zu  fassen  sein,  wo  es  sich 
um  die  Frage  nach  den  Anfängen  der  Ehe  handelt. 

Die  Grundlage  für  eheähnlichen  Verkehr  mit  der  Unfreien 
war  gegeben ,  so  weit  überhaupt  die  Unfreiheit  zurückreicht  und  sich  ge- 
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892]  genüber  dem  Gesammteigenthum  der  Sippschaft,  welches  sich  ur- 
sprünglich auch  auf  die  etwaigen  Unfreien  erstreckt  haben  wird,  das  Son- 
dereigenthum  so  weit  festgestellt  hatte,  dass  auch  die  Unfreien  einem  ein- 
zelnen Herrn  gehönen.  War  die  Gewalt  des  Herrn  über  seine  Unfreie 
eine  so  unbeschränkte ,  wie  über  jede  ihm  gehörende  Sache,  so  traf  das 
auch  den  Geschlechtsverkehr;  er  konnte  denselben  von  ihr  beanspruchen, 
ihr  jeden  andern  untersagen. 

Mit  der  Lockerung  der  Sippschaft ,  mit  dem  Uebergehen  zur  geson- 
denen  Haushaltung  handelte  es  sich  dann  aber  für  den  Hausherrn  nicht 
mehr  blos  um  den  Geschlechtsverkehr  selbst.  Es  ergab  sich  das  BedUrfniss 
einer  dem  Hauswesen  vorstehenden  Hausfrau,  Diese  konnte  recht  wohl 
eine  Unfreie  sein.  Fand  er  unter  seinen  eigenen  Unfreien  eine  Geeignete, 
so  konnte  er  ihr  die  Stellung  übertragen ;  Ueberlassung  der  Schlüssel  wird 
wohl  noch  später  als  das  erwähnt,  was  die  Hausfrau,  mag  sie  Freie  oder 
Unfreie,  Ehefrau  oder  Concubine  sein,  zunächst  kennzeichnet.  Oder  aber 
er  suchte  eine  solche,  mit  der  er  zusammenzuleben  wünschte,  zu  seiner  An- 
cilla  zu  machen. 

Das  konnte  einmal  geschehen  durch  Raub  oder  auch  durch  Ent- 
führung gegen  den  Willen  ihrer  Gewalthaber,  wenn  auch  mit  ihrer  Zu- 
stimmung. Dann  aber  war  die  des  Rückhalts  an  ihrer  Sippe  beraubte  Rapta 
oder  Seducta  einfach  in  der  Gewalt  des  Raptor,  entbehrte  wenigstens  ur- 
sprünglich jeder  Bürgschaft,  von  ihm  nicht  einfach  wie  jede  andere  Unfreie 
behandelt  zu  werden.  Für  die  rechte  Ehe ,  welche  allgemein  die  Zustim- 
mung der  bisherigen  Gewalthaber  voraussetzt,  ist  da  zweifellos  nicht  anzu- 
knüpfen. Schon  der  Umstand,  dass  dann  noch  später  wohl  durch  Uebcr- 
einkommen  mit  den  Gewalthabern  der  Rapta  die  sogenannte  Raubehe  in 
rechte  Ehe  umgestaltet  wurde,  weist  doch  daraufhin,  dass  der  Begriff  dieser 
schon  gegeben  sein  musste,  dass  er  sich  nicht  erst  aus  Sühnen  der  Raub- 
ehc  ergeben  haben  kann. 

Oder  aber  der  Hausherr  konnte  es  versuchen,  die  ihm  genehme  Ge- 
nossin durch  Kauf  als  Ancilla  zu  erwerben.  Gehörte  sie  schon  bisher 
einem  andern  Herrn,  so  mochte  er  sie  einfach  von  diesem  erkaufen.  Es 
wurden  aber  zweifellos  sehr  häufig  Töchter  minder  angesehener  oder  ver- 
mögender Freien  von  ihren  Eltern  verkauft;  Verkauf  der  Kinder  scheint  ja 
nach  manchen  Resten  den  Germanen  keineswegs  fremd  gewesen  zu  sein. 
Auch  geschah  das  zweifellos  häufig  mit  Einwilligung  der  Tochter  selbst. 
Wie  die  Entführte  sich  freiwillig  in  die  Gewalt  des  Raptor  begab,  so  mochte 
die  Freie  auch  einwilligen,  sich  verkaufen  zu  lassen,  oder,  wenn  sie  selbst 
ständig  war,  sich  selbst  verkaufen ;  zumal,  wenn  sie  darauf  rechnen  durfte, 
nun  im  Hause  ihres  Herrn  die  Stellung  der  Hausfrau  einzunehmen.  Aber 
so  lange  da  nichts  Anderes  eingriff,  fehlte  ihr  dafür  jede  Bürgschaft,  wurde 
sie  einfach  zur  Ancilla  des  Käufers.  Ob  dieser  seine  Unfreie  dauernd  als 
Hausfrau  behandeln,  ob  er  sie  mit  andern  Mägden  arbeiten  lassen  und  sie 
als  Hausfrau  durch  eine  andere  ersetzen  wollte,  hing  einfach  von  seinem 
Willen  ab.  Beziehungsweise  von  dem  seiner  Erben,  auf  die  sie  dann,  wie 
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sein  anderes  Gut  vererbte.  Und  bei  manchen  Völkern  ist  man  über  ein 
solches  Verhähniss,  bei  dem  die  Frau  als  Magd  des  Mannes  erscheint,  Über- 
haupt nicht  hinausgekommen. 

Greift  auch  bei  der  germanischen  Ehe  durchweg  irgendwelcher  Kauf 
ein,  so  könnten  auch  manche  andere  Umstände  die  Annahme  einesZu- 
rUckgehens  der  Ehe  auf  den  Kauf  zur  Unfreien  nahe  legen. 
Schon  der  Sprachgebrauch  Hesse  sich  dafUr  geltend  machen.  In  der 
Formel  Roziere  N.  129  bezeichnet  die  Coniux  sich  als  ancilla  iua,  ihn  als 
domne  et  jugalis  mais ;  bei  Regino  von  Prüm  2  c.  84  wird  im  Falle  des 
Gattenmordes  die  höhere  Busse  der  Frau  damit  begründet:  quia  dominum 
et  scniorem  suum  occidit.  In  den  altern  Rechtsquellen  wird  überaus  häufig 
vom  Herrn  der  Frau  geredet,  wo  der  Ehemann  gemeint  ist;  in  der  Volks- 
sprache ist  es  noch  jetzt  vielfach  üblich,  dass  die  Frau  ihren  Mann  einfach 
als  ihren  Herrn  bezeichnet.  In  flandrischen  Quellen  ist  mehrfach  gesagt, 
dass  die  Frau  des  Mannes  Have  oder  Cateilen  sei ,  ein  Bestandtheil  seiner 
fahrenden  Habe,  über  den  er  nach  Gutdünken  verfügen  könne. 

Insbesondere  aber  könnte  dafür  sprechen  die  fast  schrankenlose  Aus- 
dehnung der  eheherrlichenGewalt,  wie  sie  sich  auch  später  wohl 
noch  in  derbster  Weise  ausgesprochen  findet.  So  etwa  im  Recht  von  Aar- 
denburg  S  9,  Rechtsbronnen  15,  201 :  Een  man  mach  ^ijn  wijf  slaen  ende 
stehen ,  upsniden^  splitten  van  bcneden  tote  boven  ende  waermen  lijn  voetcn 
in  haer  bloet  ende  naey  se  weder  toe  ^onder  verbuerie  jcghcn  den  hecr,  up- 
dat  loe  levende  blijfU  Zu  Namur,  Cout.  de  Namur  2,  334,  wird  für  Recht 
erkannt:  que  sans  mori  fomme  ne fourfait point  d' amende  ä  safemme,  Ist, 
wie  hier,  auch  sonst  die  Tödtung,  wohl  auch  die  Verstümmlung  ausge- 
nommen, wie  das  aber  später  auch  für  Unfreie  zutraf,  so  dürfte  sich  man- 
ches dafür  geltend  machen  lassen,  dass  auch  wegen  schuldloser  Tödtung 
der  Frau  der  Mann  ursprünglich  wohl  der  Rache  ihrer  freien  Blutsver- 
wandten ausgesetzt  war,  nicht  aber  einer  Strafe;  während  bei  verschuldeter 
Tödtung  auch  die  Rache  wohl  ausdrücklich  untersagt  ist.  Und  dass  die 
Tödtung  straflos  sei,  wenn  sie  nicht  geschehen ,  um  sich  der  Frau  zu  ent- 
ledigen, sondern  in  Folge  übermässiger  Ausdehnung  des  überall  dem  Manne 
zugestandenen  Züchtigungsrechts,  findet  sich  auch  später  noch  häufig  aus- 
gesprochen. 

Bei  näherem  Verfolgen  dieser  Verhältnisse  sehen  wir  uns  überall  auf 
die  Auffassung  hingewiesen,  dass  die  öffentliche  Rechtsordnung  sich  in  die 
Beziehungen  des  Mannes  zu  Frau  und  Kindern  überhaupt  nicht  einzumi- 
schen hat,  dass  er  diesen  gegenüber  in  seinem  Hause  ebenso  unbeschränkter 
Herr  ist,  wie  gegenüber  seinen  Unfreien.  Die  Frau  hat  daher  insbesondere 
gegen  den  Mann,  so  lange  dieser  lebt,  kein  Klagrecht  bezüglich  ihrer  Person 
oder  ihres  Vermögens;  denn,  wie  es  etwa  im  Grand  coustumier  der  Nor- 
mandie  eh.  100  heisst:  dis  ce  que  lafemme  est  en  la  pooste  de  son  mary,  il 
peut  faire  ä  sa  volonte  de  eile  et  de  ses  choses  et  de  son  heriiaige. 

Die  hier  nicht  näher  zu  verfolgende  fast  schrankenlose  Gewalt  des 
Mannes  über  die  Frau  in  Verbindung  mit  dem  Eingreifen  des  Kaufes  kann 
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892]  allerdings  den  Gedanken  nahe  legen,  die  germanische  Ehe  habe  sich 
Überhaupt  aus  dem  Verkaufe  zur  Ancilla  entwickelt.  Die  Weiterent- 
wicklung hatte  sich  dann  etwa  in  der  Weise  ergeben  können,  dass  es  bei 
fortgeschrincner  Rechtsordnung  üblich  wurde,  eine  Freie  nur  noch  dann 
dem  Manne  zu  verkaufen ,  wenn  dieser  sich  zur  Einhaltung  gewisser  Be- 
schränkungen der  Gewalt,  welche  ihm  einer  schlechtweg  Unfreien  gegen 
über  zustehen  würden,  verpflichtete ;  wenn  er  etwa  zusicherte,  die  Erkaufte 
nicht  als  Magd,  sondern  als  seine  freie  Hausfrau  zu  behandeln ,  widrigen- 
falls er  sie  aller  Verbindlichkeiten  entlassen  würde;  wenn  er  sich  begnügte, 
die  Gewalt  über  sie  nur  für  seine  Person  zu  erwerben,  nicht  aber  auch,  wie 
bei  einer  sonstigen  Unfreien,  nach  seinem  Tode  auf  seine  Angehörigen  zu 
vererben. 

Bin  ich  lange  von  der  Ansicht  ausgegangen,  dass  in  einem  mit  der 
Zeit  nur  noch  unter  gewissen  Bedingungen  erfolgenden  Verkaufe  zur  An- 
cilla überhaupt  der  Ausgangspunkt  für  die  germanische  Ehe  zu  suchen  sei, 
so  würde  damit  ja  zweifellos  die  einfachste  Erklärung  geboten  sein,  wenn 
wir  überhaupt  die  Fraukaufehe  als  ursprünglich  gesammtger manisch  zu 
betrachten  hätten.  Aber  bei  fortgesetzter  Erwägung  glaubte  ich  mich  doch 
mehr  und  mehr  zu  überzeugen,  dass  das  allein  nicht  der  gemeinsame  Aus- 
gangspunkt sein  könne.  Sollte  die  germanische  Ehe  nicht  bei  allen  Stäm- 
men auf  dieselbe  Wurzel  zurückgehen,  so  ist  es  möglich,  dass  sich  bei  ein- 
zelnen die  Ehe  lediglich  auf  jener  Grundlage  entwickelte ;  ist  mir  auch  das, 
wie  schon  S  885  bemerkt,  unwahrscheinlich  geworden,  so  gehe  ich  nicht 
weiter  darauf  ein,  da  das  jedenfalls  die  fränkische  Ehe  nicht  treffen  würde. 
Hat  der  Kauf  zur  Ancilla,  um  mit  ihr  als  Genossin  zu  leben,  meines  Kr- 
ach tens  bei  allen  Germanen  stark  auf  die  spätere  Gestaltung  der  Ehe  einge- 
wirkt, so  haben  wir  doch  zweifellos  noch  ein  anderes  Verhältniss  als  Vor- 
stufe in  Rechnung  zu  bringen. 

893.  Es  handelt  sich  dabei  um  den  eheähnlichen  Verkehr  mit 
der  Freien.  Wir  haben  bisher  nur  das  Bedürfniss  des  Mannes  nach  Ge- 
schlechtsverkehr und  einer  Hausfrau  ins  Auge  gefasst,  dem  ja  durch  eine 
Unfreie  immerhin  genügt  werden  konnte.  Fragen  wir  aber,  wie  es  mit  dem 
ursprünglichenGeschlechtsverkehr  der  freien  Weiber  stand, 
so  tindcn  wir  da  von  vornherein  eine  Schranke,  die  beim  Manne  fehlte.  Die 
leidende  Rolle,  welche  dem  Weibe  beim  Geschlechtsverkehr  zufällt,  lässt 
denselben  in  vielen  Fällen  für  sie  als  Memüthigend  und  entehrend  er- 
scheinen. Nicht  blos,  dass  es  für  sie  und  ihre  Sippe  ein  Schimpf  war,  wenn 
derselbe  von  ihr  erzwungen  wurde.  Es  ist  nicht  zu  bezweifeln,  dass,  so 
weit  das  Verhältniss  der  Unfreiheit  zurückreicht ,  es  auch  als  Schimpf  für 
die  Sippe  betrachtet  wurde,  wenn  die  Frau  sich  freiwiUig  einem  Unfreien 
hingab.  Das  bestätigen  die  Bestimmungen  der  ältesten  Quellen,  wonach 
jeder  Verkehr  einer  Freien  mit  einem  Unfreien,  und  vor  allem  auch  mit 
ihrem  eigenen  Unfreien,  aufs  strengste  bestraft  erscheint,  während  der  des 
Freien  mit  der  Unfreien  als  durchaus  unanstössig  erscheint.  Sollte  der  Ver- 
kehr unter  Freien  sich  ursprünglich  auf  die  Sippschaft  beschränken,  so 
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musste  diese  Schranke  vom  Weibe  ungleich  härter  empfunden  werden,  als 
vom  Manne. 

Dazu  kam,  dass  zweifellos  auch  die  Neigung  des  Weibes  bei  Entwick- 
lung dieser  Verhältnisse  eine  grössere  Rolle  gespielt  hat ,  als  in  der  Regel 
angenommen  wird ;  die  spätem  Rechtsbesiimmungen ,  welche  sich  so  viel 
auch  mit  den  vom  Weibe  eigenmächtig  eingegangenen  Verbindungen  be- 
schäftigen, deuten  genugsam  darauf  hin.  Der  Mann  mochte  daraufrechnen, 
eine  ihm  genehme  Genossin  durch  Kauf  oder  Raub  zu  erwerben.  War  das 
beim  Weibe  ausgeschlossen,  so  konnte  das  Mädchen  sich  der  ihr  gezogenen 
Schranke  nur  dadurch  entziehen,  dass  sie  eigenmächtig  zum  Manne  ihrer 
Neigung  ging,  sich  von  ihm  entfuhren  Hess.  Damit  gab  sie  aber  jede  Ver- 
bindung mit  ihrer  Sippe  und  Famihe  auf,  verlor  insbesondere  jedes  Erb- 
recht in  derselben,  wie  das  die  übereinstimmenden  Angaben  der  spätem 
Rechte  ergeben,  sah  sich  damit  nicht  anders,  als  die  erkaufte  Ancilla,  der 
Willkür  des  Mannes  überantwonet. 

Abhülfe  für  die  hier  vorliegenden  Verhähnisse  mag  man  in  dieser  oder 
jener  Richtung  gesucht  haben.  Es  mag  in  ältester  Zeit  häußger  A  u  fn  a  h  m  e 
eines  Blutsfremden  in  die  F a m i  1  i e  üblich  gewesen  sein,  zu  dem 
Zwecke,  um  an  ihm  einen  geeigneten  Genossen  für  die  Tochter  zu  fi-nden; 
die  noch  später  oft  erwähnte  Affiliation  deutet  darauf  hin.  Oder  man  konnte 
sich  des  schon  S  624  erwähnten,  insbesondere  im  Nivemais,  vgl.  Coutume 
de  Niv.  ed.  Dupin  S.  237,  bis  auf  die  neueste  Zeit  üblichen  Kindertau- 
sches bedienen,  bei  dem  man  anstandslos  auch  eine  Tochter  in  die  Ge- 
walt einer  andern  Sippe  geben  mochte ,  da  das  ertauschte  Glied  dieser  als 
Bürge  dafür  dienen  konnte,  dass  sie  in  derselben  als  freies  und  gleichbe- 
rechtigtes Glied  behandelt  werde.  Beide  Fälle  geben  aber  insofern  kaum 
bestimmtere  Haltpunkte  für  die  regelmässige  spätere  Gestaltung  der  rechten 
Ehe,  als  sie  Eintritt  in  die  fremde  Sippe  zur  Voraussetzung  haben ,  nicht 
cheähnliche  Verbindungen  unter  Gliedern  verschiedener  Sippen  begründen. 

Griff  nun  die  Rechtsordnung  nur  einigermassen  über  den  Kreis  der 
engern  Sippschaft  hinaus,  standen  mehrere  Sippen  in  dauerndem  rechtlich 
geregeltem  Verkehr,  so  musste  auch  eines  der  frühesten  Ergebnisse  sein, 
dass  Weiber  der  einen  mit  Männern  der  andern  in  Geschlechtsverkehr  treten 
konnten,  ohne  die  Verbindung  mit  ihrer  Sippe  aufzugeben,  ohne  sich,  wie 
die  erkaufte  AnciUa  oder  die  Rapta,  der  Gewalt  des  Mannes  für  immer  un- 
terordnen zu  müssen.  Dazu  diente,  wie  ich  denke,  ein  Concubinat  unter 
Freien ,  den  ich ,  um  ihn  bestimmter  von  dem  wesentlich  verschiedenen 
römischen  Concubinat  zu  unterscheiden,  und  da  mir  Anknüpfung  an  den 
Ausdruck  Kebse  da  weniger  geeignet  scheint,  als  an  den  in  germanischen 
Sprachen  weit  verbreiteten  Ausdruck Friedel,  FriUa,  als  rechte  Friedel- 
schaft bezeichnen  möchte.  Er  Hesse  sich  auch  bei  grosser  Annäherung 
an  die  bezügliche  römische  Gestaltung  etwa  als  freie  Ehe  bezeichnen,  wenn 
es  sich  nicht,  wie  ich  denke,  empfehlen  würde,  auf  germanischem  Rechts- 
gebiete den  Ausdruck  Ehe  überall  zu  vermeiden,  wo  die  so  wesentliche 
eheherrliche  Gewalt  des  Mannes  fehlt. 
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893]  Liegt  uns  ein  Verhältniss,  wie  ich  es  im  Auge  habe,  noch  später  ia 
der  spanischen  Barragania  vor,  so  habe  ich  bereits  Mitih.  des  ösierr.  Inst. 
E.  B.  2,  481  ff.  durch  den  Vergleich  insbesondere  mit  nordgermanischea 
Bestimmungen  nachzuweisen  gesucht,  dass  es  sich  bei  derselben  um  Zu- 
rückgehen auf  ältestes  Recht  handeln  muss.  Habe  ich  dann  sorgsam  die 
Angaben  aus  andern  germanischen  Rechtskreisen  beachtet,  welche  danach 
als  Reste  rechter  Friedelschaft  zu  betrachten  sein  dürften,  so  ergab  sich 
zwar,  worauf  wir  zurückkommen,  bezüglich  der  Rechte  der  Friedelkinder 
grosse  Verschiedenheit.  Dagegen  befestigte  sich  mehr  und  mehr  dieUeber- 
zeugung,  dass  wohl  bei  allen  oder  doch  den  meisten  Germanen  ein  der 
Barraganie  wesentlich  entsprechendes  Verhältniss  als  Vorstufe  der  rechten 
Ehe  in  Rechnung  zu  bringen  sei. 

894.  Suchen  wir  uns  dieGestaltung  der  Friedelschaft  zu  ver- 
gegenwärtigen, so  sind  wir  unter  dem  Einflüsse  kirchlicher  Auffassung  ge- 
neigt, auch  auf  weltlichem  Rechtsgebiete  in  jedem  Concubinat  ein  rechts- 
widriges Verhältniss  zu  sehen.  Davon  kann  für  ältere  Zeiten  nicht  die  Rede 
sein.  Wie  wenig  selbst  in  späterer  Zeit  wenigstens  die  Sitte  an  solchem 
Verhältnisse  Anstoss  nahm,  ergibt  etwa  das  beim  Mönch  von  Kirschgarten 
erhaltene  Leben  des  h.  Erkenbert,  wonach  dessen  Mutter  in  ihn  drang, 
wenn  er  sich  schon  zum  Heirathen  nicht  entschliessen  könne,  wenigstens 
eine  Concubine  zu  nehmen,  die  er  dann  von  ihrem  Herrn  erkaufte. 

Allerdings  gab  es  rechte  und  unrechte  Friedelschaft.  Das 
aber  traf  ebenso  die  Ehe.  Wurde  eine  Haustochter  eigenmächtig  gegen  den 
Willen  ihrer  Gewalthaber  die  blosse  Beischläferin  eines  Mannes,  so  war  das 
zweifellos  rechtswidrig ;  es  handelte  sich  dann  um  unrechte  Friedelschaft, 
welche  Lex  Sal.  25  S  2  mit  hoher  Strafe  bedroht  erscheint.  Aber  es  war 
ebenso  ein  rechtswidriges  Verhältniss,  eine  unrechte  Ehe,  falls  sie  gegen 
den  Willen  ihrer  Gewalthaber,  wenn  auch  unter  Einhaltung  aller  sonstigen 
Formen,  eine  Ehe  einging. 

Die  Zustimmung  derGewalthaber  wird  noch  später  beim  Con- 
cubinat nicht  selten  erwähnt.  Beruhte  er,  wie  die  Ehe,  auf  Vertrag,  so  wur- 
den später  allerdings  da,  wo  die  kirchliche  Auffassung  eines  sündhaften 
Verhältnisses  als  massgebend  betrachtet  wurde,  solche  Verträge  wohl  als 
unverbindlich  erklärt;  so  von  Beaumanoir  38  S  15.  Aber  aus  Gegenden,  in 
welchen  man  das  Verhältniss  auch  später  als  unanstössig  betrachtete,  haben 
sich  vereinzelt  noch  aus  dem  ausgehenden  Mittelalter  bezügliche  Vertrags- 
urkunden erhalten.  Wird  ein  solcher  Vertrag  1361  zu  Avila  in  Spanien, 
vgl.  Marina  Ensayo  206,  nur  vor  Zeugen  eingegangen,  so  wird  im  Gebiete 
von  Bigorre  1462  ein  Concubinatsvertrag  vom  Vater  tür  seine  Tochter,  ein 
anderer  von  1476  in  Gegenwart  ihres  Vaters  und  Oheims  geschlossen;  vgl. 
Lagreze  Hist.  du  dr.  dans  les  Pyrenees  376.  379.  Es  handelt  sich  dabei 
nicht  um  die  blosse  Bettgenossenschaft,  sondern  insbesondere  auch  um  die 
Tischgenossenschaft,  um  die  Stellung  der  Hausfrau. 

Es  wird  weiter  mehrfach  erwähnt,  dass  der  Concubinat  unter  Ein- 
haltung bestimmterFormen  eingegangen  wurde,  welche  zum Theil, 
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wie  die  formelle  Uebcrgabe,  ein  gegenseitiges  Gelöbniss,  öflfeniliche  Heim- 
fUhrung  den  bei  der  Ehe  üblichen  entsprechen.  Das  war  nöthig,  da  der 
rechte  Concubinat  auch  für  Dritte  bestimmte  Rechtswirkungen  haben  sollte. 
Sehen  wir  auf  das,  was  das  Verhältniss  von  der  Ehe  unterscheidet ,  so  ist 
das  einmal  das  Fehlen  der  Dotirung.  Allerdings  werden,  worauf  wir 
zurückkommen,  auch  vertragsweise  Vermögensleistungen  des  Mannes  an 
die  Concubine  erwähnt,  sei  es  schlechtweg,  sei  es  für  den  Fall,  dass  sie  eine 
bestimmte  Zeit  mit  ihm  gelebt  haben  würde ;  auch  die  Morgengabe  traf,  wie 
wir  S  886  annahmen,  den  Concubinat  ebenso,  wie  die  Ehe.  Das  alles  aber 
beruht  auf  Abmachungen  für  den  Einzelfall.  Wird  wohl  ein  Recht  der  Con- 
cubine auf  den  sonst  der  Ehefrau  zukommenden  Theil  der  Errungenschaft 
anerkannt,  so  ist  sie  doch  nicht  dotirt,  hat  nach  dem  Tode  des  Mannes  kei- 
nerlei gesetzlichen  Anspruch  auf  einen  Theil  von  dessen  Vermögen.  Do- 
tation wird  daher  mehrfach  als  die  Handlung  erwähnt,  durch  welche  die 
blosse  Friedelschaft  in  Ehe  übergeht;  vgl.  S  864. 

Weiter  aber  ergibt  sich  immer  Fehlen  der  Subarrhatio,  des  Ge- 
ben und  der  Annahme  des  Ringes  oder  der  sonstigen  Arrha.  Auch  nach- 
dem kirchlicherseits  die  Verba  de  presenti  als  das  massgebende  Kennzeichen 
der  Ehe  anerkannt  waren ,  hielt  sich  noch  lange  die  Praxis  der  geistlichen 
Gerichte  zunächst  an  den  Ring,  um  zwischen  Concubinat  und  Ehe  zu  un- 
terscheiden ;  es  genügte  die  nachträgliche  Beringung,  um  jenen  in  Ehe  über- 
gehen zu  lassen. 

Hat  die  Annahme  des  Ringes  ursprünglich,  wie  ich  denke,  zunächst 
die  Bedeutung,  dass  die  Braut  sich  zu  lebenslänglicher  Treue  verpflichtet 
und  sich  der  Gewalt  des  Mannes  überantwonet,  so  ist  damit  allerdings  das 
getroffen,  was  Friedelschaft  und  Ehe  am  bestimmtesten  scheidet,  das  Fehlen 
der  Gewalt  des  Mannes.  Die  Concubine  steht  nicht  in  der  Gewalt  des 
Mannes,  wie  die  Ehefrau.  Wie  er  das  Verhältniss  aufgeben  kann,  so  kann 
auch  sie  ihn  jederzeit  verlassen  und  zu  ihrer  Sippe  zurückkehren.  Er  hat 
kein  Recht  auf  ausschliesslichen  Geschlechtsverkehr,  keine  Strafgewalt  ge^en 
sie,  wenn  sie  sich  einem  andern  hingibt;  es  fehh  ihm  überhaupt  das  Züch- 
tigungsrecht, welches  ja  noch  in  späteren  Quellen  dem  Ehemanne  in  so 
ausgedehnter  Weise  zuerkannt  wurde,  dass  es  für  straflos  galt ,  wenn  die 
Uebung  desselben  den  Tod  der  Ehefrau  herbeiführte.  Er  hat,  auch  wenn 
sie  mit  ihm  lebt,  kein  Recht  den  Verkehr  zu  verlangen.  Ist  für  den  Begriff 
der  Nothzucht  in  der  Ehe  kein  Raum,  so  erscheint  die  Vergewaltigung  der 
Amica  wohl  der  jedes  andern  Weibes  gleichgestellt  oder  erscheint  sichtlich 
nur  desshalb  anders  behandelt,  weil  der  ganzen  Sachlage  nach  die  Beweis- 
führung eine  schwierige  war. 

Erscheint  in  späterer  Zeit  die  Stellung  der  Friedel  minder  angesehen 
als  die  der  Ehefrau,  war  da  das  Verhältniss  durchweg  so  gestaltet,  dass  nur 
Weiber  niederen  Standes  zu  solcher  Verbindung  mit  angesehenem  Männern 
bereit  waren,  so  muss  das  nicht  immer  so  gewesen  sein.  So  vielfach  ich 
diese  Dinge  auf  Grundlage  dessen,  was  sich  noch  später  von  Resten  rechter 
Friedelschaft  erhalten  hat,  erwogen  habe,  so  hat  sich  die  Ansicht  nur  immer 
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894]  mehr  befestigt,  dass  es  eiae  Uebergangszeit  gegeben  haben  muss,  in 
welcher  umgekehrt  die  Freie  wohl  etwas  Herabsetzendes  darin  sah,  die  Ehe- 
frau eines  ihr  Gleichstehenden  zu  werden;  nicht  aber  darin,  alsFriedel  mit 
ihm  zu  leben.  Es  wird  das  wenigstens  dann  kaum  einer  weitern  Begrün- 
dung bedürfen,  falls  unsere  frühere  Annahme  richtig  ist,  dass  ursprünglich 
der  Mann  ein  freies  Weib,  das  er  zur  Hausfrau  wünschte,  nur  durch  Kauf 
oder  Raub  dauernd  in  seine  Gewalt  bringen  konnte.  Minder  angesehene 
oder  vermögende  Freie  mochten  keinen  Anstand  nehmen,  sich  ihm  zu 
diesem  Zwecke  zu  verkaufen  oder  verkaufen  zu  lassen  oder  sich  eigen- 
mächtig unter  Lösung  von  ihrer  Sippe  in  seine  Gewalt  zu  begeben.  Dem 
Manne  in  jeder  Beziehung  gleichstehende  Freie  werden  sich  zunächst  nicht 
dazu  verstanden  haben. 

Nicht  so,  wenn  es  sich  um  rechte  Friedelschaft  handelte,  wenn  es  nach 
Beseitigung  der  vollen  Geschlossenheit  der  Sippschaften  üblich  geworden 
war,  dass  freie  Töchter  mit  Zustimmung  ihrer  Gewalthaber  in  eheähnlichem 
Verkehr  mit  einem  Manne  fremder  Sippe  leben  konnten  ohne  dadurch  in 
die  Gewalt  desselben  zu  kommen,  ohne  dadurch  die  Verbindung  mit  ihrer 
Sippe  aufzugeben ,  zu  der  sie  jederzeit  zurückkehren  konnten ,  falls  ihnen 
das  Verhältniss  nicht  mehr  entsprach.  Mochte  auch  bei  solchen  Verbin- 
dungen in  der  Regel  lebenslängliches  Zusammenbleiben  beabsichtigt  sein, 
so  fehlte  doch  jeder  Zwang.  Der  Freien  blieben  alle  ihre  Freiheitsrechte  ge- 
wahrt; es  lag  für  sie  und  ihre  Angehörigen  in  solchem  Verhältnisse  nichts 
Herabsetzendes. 

896,  Suchen  wir  uns  nun  den  Uebergang  von  Friedelschaft 
z  u  r  E  h  e  zu  vergegenwärtigen,  so  wird  davon  auszugehen  sein,  dass  beide 
Verhältnisse  sich  vor  allem  durch  das  Fehlen  der  Gewalt  des  Mannes  bei 
jener  unterscheiden.  Dieser  wird  Werth  darauf  gelegt  haben,  eine  standes- 
gleiche Genossin  aus  einer  Sippe  zu  haben,  die  der  seinigen  an  Ansehen 
nicht  nachstand.  Aber  er  wird  auch  gewünscht  haben,  ein  Recht  auf  den 
dauernden  und  ausschliesslichen  Verkehr  mit  ihr  zu  haben  und  im  Hause 
nicht  nur  als  ihr  gleichgestellter  Genosse  zu  erscheinen,  sondern  als  der 
Hausherr,  dessen  Geboten  auch  sie  sich,  wie  alle  andern  Hausgenossen  zu 
unterwerfen  habe ;  sie  damit  in  eine  entsprechende  Stellung  zu  bringen,  wie 
da,  wo  die  Hausfrau  eine  Ancilla  des  Herrn  war.  Sehen  wir  nun  ganz  von 
der  Frage  ab,  ob  hier  die  Entwicklung  bei  allen  Germanen  noch  eine  ein- 
heitliche war,  halten  wir  uns  nur  an  die  in  den  fränkischen  Verhältnissen 
der  geschichtlichen  Zeit  gebotenen  Haltpunkte,  so  ist  auch  nach  allem  Ge- 
sagten nicht  zu  bezweifeln,  dass  für  den  Uebergang  von  der  freien  Friedel 
zu  der  der  Gewalt  des  Mannes  unterworfenen  Ehefrau  vor  allem  an  den 
W  i  d  u  m  anzuknüpfen  ist.  Es  wird  sich  da  um  sehr  allmählige  Uebergänge 
gehandelt  haben.  Bei  der  Ancilla  lag  das  Verhältniss  vor,  dass  die  voUe  Ge- 
walt über  das  Weib ,  die  später  dem  Ehemanne  zustand ,  durch  Kauf  er- 
worben werden  konnte.  Nun  wird  selbst  eine  minder  angesehene  Frau, 
ausser  im  Falle  dringender  Noth,  nicht  leicht  bereit  gewesen  sein,  um  irgend- 
welchen Geldbetrag  schlechtweg  Ancilla  des  Mannes  zu  werden.    Wohl 
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aber  mochte  sie  sich  dazu  verstehen,  dem  Manne  auf  Lebzeiten  alle  die 
Rechte  einzuräumen,  welche  ihm  einer  als  Hausfrau  gehaltenen  Unfreien 
gegenüber  zustanden ,  wenn  sie  Bürgschaft  erhielt,  dass  sie  nicht  auch  da- 
rüber hinaus  zur  Unfreien  werde. 

Andererseits  lag  bei  Richtigkeit  unserer  Annahme  in  dem  Verhältnisse 
der  rechten  Friedel  zu  ihrem  Genossen  der  Unterschied  zwischen  der  freien 
Hausfrau  und  der  durch  ihren  Herrn  als  Hausfrau  verwandten  Ancilla  be- 
reits vor.  Verstand  sie  sich  dazu,  im  allgemeinen  dem  Manne  dieselbe  Ge- 
walt zuzugestehen,  die  ihm  einer  unfreien  Hausfrau  gegenüber  zugestanden 
haben  würde,  so  wird  man  bedungen  haben,  dass  ihr  die  Stellung  der  Haus- 
frau gesichert  sein  solle,  dass,  wenn  er  eine  andere  an  ihre  Stelle  setzen 
und  sie  als  Magd  behandeln  wollte,  er  seine  Rechte  unter  Verlust  des 
Kaufjpreises  verwirkt  haben  solle.  Das  klingt  vereinzelt  wohl  später  noch 
nach.  Nach  der  Formel  Roz.  N.  240,  Zeumer  385,  erklärt  ihr  Vater,  dass 
er  sich  geeinigt  habe :  utßliam  meam  N.  in  coniugium  darein  N.  viro  cla- 
rissimOy  ei  ille  eam  iustis  legibus  utatur^  nee  eam  obprimat  Servitute  famu- 
larumy  sed  ui  camem  suam  nutriat  etfoveat  detque  ei  dotis  nomine  das  An- 
gegebene. Insbesondere  aber  sollte  sie ,  während  die  Ancilla  vererbt  sein 
würde,  mit  dem  Tode  des  Mannes  wieder  vollständig  frei  sein.  Noch  nach 
Saarbrücker  Landrecht  von  1321  c.  8  S  1,  Kamptz Provinzialr.  3,  396,  soll 
die  Frau  dotin  werden,  damit  sie  nicht  von  den  Erben  des  Mannes  als 
Magd  behandelt  werde. 

Erscheint  nun  hier,  wie  sonst,  S  864,  der  Widum  als  Kennzeichen  der 
rechten  Ehe,  so  scheint  das  nicht  wohl  dazu  zu  stimmen,  wenn  ich  für  sie 
an  den  Kaufpreis  anknüpfe,  durch  welchen  der  Herr  sein  Recht  auf  die 
Person  der  Ancilla  erwirbt;  es  scheint  sich  damit  jeder  ursprüngliche  Un- 
terschied zwischen  Widum  und  Kaufpreis  zu  verwischen.  Da- 
bei dürfte  zunächst,  wie  ich  denke,  Folgendes  zu  beachten  sein.  Bei  der 
Ancilla  steht  nicht  blos  die  Person,  sondern  auch  die  etwaige  Habe  in  der 
Gewalt  des  Herrn  und  seiner  Erben ;  der  Kaufpreis  konnte,  auch  wenn  sie 
sich  selbst  verkaufte,  dem  nur  dadurch  entzogen  werden,  dass  er  sogleich 
ihren  Angehörigen  zugewandt  wurde. 

Nun  kam  allerdings  bei  der  Ehefrau  nicht  blos  ihre  Person ,  sondern 
auch  ihr  Gut  einschliesslich  des  Kaufpreises  in  die  Gewalt  des  Mannes, 
wie  das  bei  der  Friedel  zweifellos  nicht  der  Fall  war.  Aber  nur  bis  zu 
seinem  oder  ihrem  Tode.  Wenn  eine  Freie  gegen  Vermögensvortheile  ein- 
willigte, sich  der  Gewalt  eines  Mannes  gleich  einer  unfreien  Hausfrau  zu 
unterwerfen,  so  lag  vor  allem  die  Bedingung  nahe,  dass  dem  Manne  zwar 
während  der  Ehe  Verwaltung  und  Nutzung  ihres  Vermögens  zustehe;  dass 
aber  mit  seinem  oder  ihrem  Tode  ihr  eingebrachtes  Gut,  wie  der  bedun- 
gene Kaufpreis,  ihr  oder  ihren  Erben  herauszugeben  sei.  Während  dann 
zugleich  eine  Bürgschaft  für  den  Mann,  dass  sie  ihren  Verpflichtungen  nach- 
kommen werde,  darin  lag,  dass  ihr  Anspruch  auf  den  Widum  verwirkt  war, 
wenn  sie  nicht  bis  zu  seinem  Tode  treu  bei  ihm  ausharrte. 
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896]  Die  Dos  unterscheidet  sich  damit  bestimmt  von  dem  Kaufpreis  der 
Fraukaufehe,  vgl.  S  885,  dass  um  sie  nicht  die  Person  selbst  zu  Eigenthum 
erworben  wird,  sondern  nur  persönliche  Rechte  des  Mannes  auf  die  Frau; 
es  begreift  sich  vollkommen,  wenn  die  erst  nach  dem  Tode  des  Mannes  der 
Frau  oder  bei  deren  Vorversterben  ihren  Erben  herauszugebende  Dos  als 
das  Kennzeichen  galt,  welches  die  rechte  Ehefrau  einerseits  von  der  freien 
Concubine,  andererseits  von  der  erkauften  Ancilla  unterschied. 

896,  Liegt  es  nahe ,  für  die  Dos  zunächst  an  den  Kaufjpreis  der  An- 
cilla anzuknüpfen,  so  ist  freilich  auch  die  Möglichkeit  der  Anknüpfung 
des  Widum  an  Vergabungen  des  Mannes  an  die  Friedel  nicht 
gerade  ausgeschlossen.  Hatte  die  Friedel  auch  keinerlei  Rechtsansprüche 
auf  das  Vermögen  des  Mannes,  so  mochte  sie,  zumal  wenn  sie  minder  ver- 
mögend war,  sich  vielfach  zur  Eingehung  des  Verhältnisses  durch  die  Aus- 
sicht auf  Schenkungen  des  Mannes  bestimmen  lassen.  Sind  nach  einigen 
spätem  französischen  Rechten  Schenkungen  an  die  Concubine  nicht  ge- 
stattet, so  ist  das  zweifellos  dem  altern  Rechte  fremd  gewesen.  Geht  im 
spätem  englisch-normanischen  Recht  die  Regelung  dieser  Verhältnisse  sicht- 
lich auf  fränkische  Grundlage  zurUck,  so  betont  Bracton  De  legibus  Angliae 
2,  1 2  S  1  ausdrücklich ,  dass  zwar  Schenkungen  unter  Ehegatten  ungiltig, 
dagegen  Donationes  in  concubinatu  coUatae  gestattet  und  unwiderruflich 
sind,  selbst  dann,  wenn  der  Schenker  die  Concubine  später  zur  Ehefrau 
nimmt. 

Handelte  es  sich  bei  ihr  um  die  erste  Hingabe  und  war  es  dann ,  wie 
ich  denke,  vgl.  §  886,  üblich,  ihr  eine  Morgengabe  zu  geben ,  so  erscheint 
diese  so  allgemein  als  ursprüngliches  Pretium  virginitatis  gefasst,  dass  ihr 
Recht  auf  dieselbe  zweifellos  nicht  beeinträchtigt  wurde,  wenn  sie  den  Ge- 
nossen auch  alsbald  wieder  verliess.  Zu  sonstigen  Schenkungen  aber  wird 
der  Mann  in  der  Regel  nur  bereit  gewesen  sein,  wenn  sie  bereits  länger 
mit  ihm  gelebt  hatte  oder  wenn  er  Bürgschaft  hatte,  dass  sie  länger  bei  ihm 
bleiben  werde.  Dann  lag  es  nahe,  ihr  von  vornherein  einen  bestimmten 
Betrag  nur  unter  der  Bedingung  zu  geben  oder  für  den  Fall  zuzusichern, 
dass  sie  bestimmte  Zeit  bei  ihm  ausharren  würde. 

Beaumanoir  38  §  15  sagt,  es  sei  früher  Sitte  gewesen:  que  uns  kons 
louoit  une  ferne  dusqn  ä  certain  terme por  certain  hier  qui  U'donnoiij  por 
fere  peciS  ä  li  ou  ä  autrui ;  et  feroit  jurer  eifiancier  ä  le  ferne  qucle  li  ten- 
roit  iel  convenant.  Nach  einem  Concubinatsvertrage  aus  Bigorre  von  1462 
soll  der  zugesicherte  Betrag  erst  nach  vier  Jahren  fkllig  sein,  nach  einem 
andern  von  1476  erst  dann,  wenn  er  eine  Ehefrau  nimmt  oder  vor  ihr 
stirbt;  vgl.  Lagreze  H.  du  dr.  dans  les  Pyr.  376.  379.  Lassen  solche  Ver- 
träge späterer  Zeit  auch  keinen  sichern  Schluss  auf  die  ursprünglichen  Ver- 
hältnisse zu ,  so  ist  doch  wohl  nicht  zu  bezweifeln ,  dass  derartige  Abma- 
chungen schon  vielfach  früh  üblich  wurden.  Dann  behielt  allerdings  die 
Friedel  von  vornherein  ihre  volle  Freiheit,  musste  sich  aber  doch  dem  Willen 
des  Mannes  in  di^xi  wichtigsten  Beziehungen  fügen,  wenn  sie  der  zuge- 
sicherten Vermögensvortheile  nicht  verlustig  werden  wollte. 
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Nehmen  wir  nun  an ,  dass  es  häufiger  üblich  wurde,  solche  Abma- 
chungen dahin  zu  treffen,  dass  ihr  das  Zugesicherte  nur  zukommen  sollte, 
wenn  sie  bis  zum  Tode  des  Mannes  bei  ihm  ausharrte,  so  liegt  eine  Ge- 
staltung vor,  welche  im  wesentlichen  der  vereinbarten  Dos  entsprach.  Und 
von  da  aus  konnte  man  dann  auch  schliesslich  zur  gesetzlichen  Dos  ge- 
langen; indem  sich  die  Auffassung  feststellte,  dass,  wenn  die  Friedelschaft 
nicht  auf  Zeit  des  Beliebens  beider  Parteien  oder  auf  bestimmte  Zeil  einge- 
gangen und  der  Friedel  eine  Gabe  aus  dem  Gute  des  Mannes  zugesagt  war, 
falls  sie  bis  zu  seinem  Tode  oder  bis  zu  unverschuldeter  Verstossung  bei 
ihm  ausharrte,  der  Betrag  dieser  Gabe,  auch  wenn  er  vorher  nicht  ausdrück- 
lich vereinbart  war,  in  bestimmtem  Ausmasse  von  der  Genossin  verlangt 
werden  könne.  Damit  wäre  dann  die  Zusage  einer  solchen  Gabe ,  die  Do- 
tirung,  welche  Gegenleistung  nur  für  dauernden  und  ausschliesslichen  Ver- 
kehr und  der  damit  bis  zu  einem  gewissen  Grade  unvermeidlichen  Unter- 
werfung unter  die  Gewalt  des  Mannes  sein  sollte,  das  geworden ,  was  die 
Ehefrau  von  der  Friedel  unterschied. 

897.  Es  wäre  demnach  die  Möglichkeit  derEntwicklung  der 
Widumsehe  von  zwei  ganz  verschied  enen  Verhältnissen  aus 
gegeben.  Vom  Verkaufzur  Unfreien  aus,  auf  den  insbesondere  die 
fast  schrankenlose  Gewalt  des  Mannes  während  der  Ehe  hinweist,  indem 
man  die  Wirkungen  des  Verkaufs  durch  Vorbehalte  abschwächte ,  welche 
eine  Vererbung  der  Gewalt  des  Mannes  ausschlössen  und  diese  selbst  we- 
nigstens in  so  weit  beschränkten,  dass  er  die  Frau  als  Hausfrau  und  nicht 
als  Magd  zu  behandeln  hatte.  Oder  aber  auch  von  derFriedelschaft  aus, 
bei  welcher  an  und  für  sich  jede  Gewalt  des  Mannes ,  aber  auch  jede  dem 
entsprechende  Vermögensleistung  fehlte,  während  dann  in  vielen  Fällen 
der  Mann  sich  durch  das  Versprechen  einer  solchen  das  Verbleiben  der  Ge- 
nossin und  eine  dem  entsprechende  Unterwerfung  unter  seine  Gewalt  zu 
sichern  suchte.  Am  wahrscheinlichsten  dürfte  sein ,  dass  den  Ausgang  da 
weder  ausschliesslich  das  eine ,  noch  das  andere  der  Verhältnisse  bildete, 
dass,  wenn  beide  vorlagen,  sich  nach  und  nach  die  Mittelstellung  der 
dotirten  Ehefrau  entwickelte  und  fester  gestaltete,  die  dann  in  der 
einen  Richtung  diesem,  in  einer  andern  jenem  der  beiden  Verhältnisse  mehr 
entsprach.  Daneben  werden  dann  beide,  das  der  zur  Hausfrau  bestellten 
Ancilla,  wie  das  der  freien,  dem  Manne  in  keiner  Weise  verpflichteten 
Friedel,  zunächst  fortbestanden  haben. 

Dürfte  die  rechte  Ehe  sich  bei  den  Franken .  soweit  da  die  Verhält- 
nisse der  geschichtlichen  Zeit  einen  Rückschluss  gestatten,  etwa  in  angege- 
bener Weise  entwickelt  haben,  so  ist  auch  anzunehmen,  dass  ursprünglich 
angesehene  Freie  zögerten ,  einem  Manne  gegenüber  auf  Lebenszeit,  oder 
auch  nur  auf  bestimmte  Zeit  gegen  Vermögensvortheile  auf  ihre  Freiheits- 
rechte zu  verzichten ,  dass  nur  der  freie  Verkehr  der  Friedel  als  ihrer  Stel- 
lung geziemend,  die  Ehe  als  ein  weniger  ehrenvolles  Verhältniss  betrachtet 
wurde.  Dann  aber  erklärt  sich  unschwer  die  angesehenere  Stellung 
der  Ehefrau,  wie  sie  sich  in  geschichtlicher  Zeit  geltend  macht.    Hatte 
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897]  sich  die  Ehe  zunächst  für  minder  begüterte  freie  Weiber  festgestellt, 
so  ist  es  erklärlich,  dass  solche  Entwicklung,  nachdem  sie  einmal  angebahnt 
war,  rasch  fortschritt ;  dass  bald  jede  Freie,  die  zu  dauerndem  Verkehr  mit 
dem  Manne  bereit  war,  auch  auf  die  Dotirung  nicht  verzichten  mochte, 
wenn  sie  ihr  erreichbar  war;  dass  ihre  Angehörigen  nur  im  Falle  der  Do- 
tirung ihre  Zustimmung  gaben.  Denn  wenn  es  sich  da  üblicherweise  um 
sehr  bedeutende,  bis  zur  Hälfte  des  Vermögens  steigende  Aufwendungen 
handelte,  so  ist  es  erklärlich,  wenn  nun  der  Mann  in  vielen  Fällen  wohl  zu 
freiem  oder  auch  geringer  entlohntem  Geschlechtsverkehr  bereit  war,  nicht 
aber  dazu,  sich  die  dauernde  Gewalt  über  das  Weib  um  so  hohen  Preis  zu 
erkaufen.  Es  ist  erklärlich ,  wenn  sich  daran  eine  allmählige  Umdrehung 
der  Auffassung  anknüpfte,  wenn  es  für  die  dem  Manne  gleichstehende  Freie 
nicht  mehr  für  geziemend  betrachtet  wurde,  nur  noch  undotine  Concubine 
desselben  zu  sein.  Aehnliche  Umdrehungen  der  Auffassung  lassen  sich  ja 
auch  in  geschichtlicher  Zeit  wohl  noch  verfolgen.  So  sicher  ursprünglich 
die  Stellung  des  Freien  als  ehrenvoller  galt,  als  die  jedes  Unfreien,  so  kam 
ja  die  Zeit,  in  der  ein  durchaus  anderer  Massstab  angelegt  wurde,  in  der  der 
unfreie  Ritter  ungleich  höheres  Ansehen  genoss,  als  der  freie  Bauer. 

Denke  ich,  dass  die  fränkische  Ehe  sich  in  angegebener  Weise  auf 
Grundlage  der  beiden  Verhältnisse  des  eheähnlichen  Verkehrs  mit  der  in 
der  Gewalt  des  Mannes  stehenden  Unfreien  und  mit  der  ihre  vollen  Frei- 
heitsrechte bewahrenden  freien  Friedel  entwickelt  hat,  so  mag  sich  dagegen 
ja  dieses  oder  jenes  einwenden  lassen.  Jedenfalls  aber  entspricht  die  Gestal- 
tung der  fränkischen  Dos  in  geschichtlicher  Zeit  der  angenommenen  Ent- 
wicklung durchaus.  Sie  entspricht  einem  Betrage ,  um  welchen  sich  eine 
übrigens  freibleibende  Frau  verpflichtet,  einem  Manne  für  dessen  Lebens- 
zeit Hausfrau  zu  sein  und  ihm  für  diese  Zeit  alle  Rechte  über  ihre  Person 
und  ihr  Gut  einzuräumen^  wie  sie  ihm  gegenüber  seiner  als  Hausfrau  ver- 
wandten Unfreien  zustehen  würden. 

S98«  Ich  habe  bei  meinen  bisherigen  Erörterungen  absichtlich  das 
älteste Zeugniss,  dieAngaben  desTacitus  über  germanische  Ehe- 
schliessung in  der  Germania  c.  18  nicht  berücksichtigt.  Denn  es  ist  ja 
fraglich,  in  wie  weit  wir  seine  Angaben  gerade  beim  Zurückverfolgen  west- 
fränkischer Verhältnisse  werden  verwenhen  dürfen.  Man  geht  allerdings 
in  der  Regel  davon  aus,  dass  zur  Zeit  des  Tacitus  Eheschliessung  und  ehe- 
liches Güterrecht  bei  allen  Germanen  noch  einheitlich  gestaltet  gewesen 
seien.  Boten  sich  dann  Schwierigkeiten,  seine  Angaben  mit  dem  in  Ueber- 
einstimmung  zu  bringen,  was  man  auf  andere  ältere  Quellen  hin  bezüglich 
der  germanischen  Eheschliessung  glaubte  annehmen  zu  sollen ,  fügten  sie 
sich  insbesondere  nicht  der  Annahme  eines  Verkaufs  der  Braut  durch  ihre 
Gewalthaber,  so  sah  man  sich  daraufhin  genöthigt,  Ungenauigkeit  der  An- 
gaben anzunehmen;  vgl.  etwa  Schröder  Gütern  1,  82.  Aber  ich  zweifle 
nicht,  dass  da  von  der  Voraussetzung,  es  sei  zur  Zeit  des  Tacitus  das  ger- 
manische Eheschliessungsrecht  ein  einheitliches  gewesen,  überhaupt  abzu- 
sehen ist. 
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Ich  wies  S  885  daraufhin,  wie  nach  den  sonstigen,  allerdings  einige 
Jahrhunderte  später  fallenden  Quellen  die  Grundlage  der  Eheschliessung 
eine  ganz  verschiedene  war,  dass  danach  wenigstens  drei  Arten  derselben 
zu  unterscheiden  sind.  Es  kann  nun  aber  meines  Erachtens  nicht  zweifel- 
haft sein,  dass  es  sich  da  nicht  etwa  um  auseinandergehende  Weiterent- 
wicklung seit  der  Zeit  des  Tacitus  handelt ,  dass  vielmehr  diese  Verschie- 
denheit der  Gestaltungen  im  wesentlichen  schon  zur  Zeit  des  Tacitus  die- 
selbe gewesen  sein  muss.  Massgebend  ist  mir  auch  hier  der  $  683  fUr  die 
entsprechenden  Verhältnisse  der  Erbenfolge  betonte  Grund.  Es  zeigt  sich 
bei  Stämmen,  welche  zweifellos  schon  zur  Zeit  des  Tacitus  ausser  allem 
Onlichen  Zusammenhange  standen,  eine  so  grosse  Uebereinstimmung  bald 
bezüglich  dieser,  bald  bezüglich  jener  Art  der  Eheschliessung,  dass  sie  sich 
nur  durch  Zurückgehen  auf  ein  gemeinsames  näheres  Urrecht  erklären 
lässt,  demnach  auch  die  verschiedenen  Gestaltungen  schon  zur  Zeit  der 
zweifellos  lange  vor  Tacitus  erfolgten  Verzweigung  jener  Stämme  vorhan- 
den gewesen  sein  müssen. 

Kann  dann  Tacitus  zunächst  nur  eine  jener  Gestaltungen  im  Auge  ge- 
habt haben,  so  scheint  mir  bei  seinen  Angaben  die  Uebereinstimmung 
mit  der  westfränkischen  Widumsehe  eine  so  auffallende  zu  sein, 
dass  ich  gar  nicht  bezweifeln  möchte,  dass  Tacitus,  sei  es  aus  eigner  Wahr- 
nehmung, sei  es  nach  Berichten  Anderer  zunächst  den  Brauch  solcher 
Stämme  im  Auge  hatte,  deren  Recht  sich  dann  im  spätem  westfränkischen 
fortsetzte. 

Betont  Tacitus  vor  allem,  dass  in  Abweichung  vom  römischen  Brauche 
nicht  die  Frau  dem  Manne  eine  Dos  zubringt ,  sondern  eine  solche  vom 
Manne  zu  geben  ist ,  so  entspricht  diese  Einseitigkeit  derDos  aller- 
dings insofern  der  Auffassung  fast  aller  Germanen,  dass  es  der  Mann  ist, 
welcher  sich  durch  Leistungen  aus  seinem  Vermögen  das  Recht  auf  den 
ausschliesslichen  Geschlechtsverkehr  mit  der  Frau  zu  erkaufen  hat.  Eine 
wesentliche  Uebereinstimmung  zunächst  mit  der  fränkischen  Widumsehe 
ergibt  sich  dann  aber  in  der  Uebergabe  an  die  Braut,  nicht  an  ihre 
Blutsfreunde,  wie  das  um  so  bestimmter  hervortritt,  als  das  Eingreifen  dieser 
ausdrücklich  erwähnt  wird.  Aber  ihre  Sache  ist  sichtlich  nur  die  Zustim- 
mung zur  Ehe  selbst  und  zu  der  angebotenen  Dos,  in  voller  Uebereinstim- 
mung mit  späterm  fränkischen  Recht,  in  welchem  die  vorherige  Zustim- 
mung der  beiderseitigen  Blutsfreunde  stärker  betont  wird ,  als  in  irgend- 
welchem andern,  während  auch  die  Bestimmung  der  Dos  durch  die  bei- 
derseitigen Freunde  selbst  in  den  feststehenden  Vermählungsformeln  er- 
wähnt wird. 

Dagegen  findet  sich  nicht  die  geringste  Andeutung,  dass  der  Mann 
auch  den  Blutsfreunden  der  Frau  zu  irgendwelcher  Leistung  verpflichtet 
ist;  mögen  Geschenke  an  diese,  vgl.  $  888,  schon  damals  üblich  gewesen 
sein,  so  ergibt  doch  die  ganze  Darstellung  aufs  bestimmteste,  dass  sie  für 
das  Zustandekommen  rechter  Ehe  ohne  alle  Bedeutung  sind.  Ebensowenig 
ist  die  Rede  von  einer  Uebergabe  der  Braut  an  den  Mann,  wie  denn  auch, 
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898]  vgl.  S  891,  dem  spätem  französischen  Brauch  eine  Traditio  puellae  als 
Formalact  durchaus  fehlt.  Dagegen  wird  es  kaum  unbeabsichtigt  sein,  weon 
Tacitus  betont :  In  haec  munera  uxor  accipitur.  Gerade  auch  im  spätem 
ffiinkischen  Recht  ist  zunächst  die  Dotirung  das,  wodurch  sich  die  rechte 
Ehe  von  cheähnlichen  Verbindungen  unterscheidet,  ist  die  Ausführung  der 
vereinbarten  Dotirung  die  hauptsächlichste  eheschliessende  Handlung. 

Die  Gegenstände  der  Dos,  welche  Tacitus  nennt,  gestatten  kaum 
einen  bestimmteren  Schluss.  Die  Boves,  falls  wir  darunter  Vieh  überhaupt 
verstehen,  bildeten  wohl  überall  den  Hauptbestand  eines  in  Fahraiss  zu  be- 
stellenden Widum.  Der  Frenatus  equus  würde  freilich  auch  spätem  frän- 
kischen Dotalurkunden  entsprechen,  vgl.  Sandhaas  Gütern  54;  aber  das 
l^esattelte  Reitthier  wird  so  oft  bei  den  verschiedensten  Stämmen  als  übliche 
Gabe  des  Mannes  erwähnt,  dass  darauf  kein  Gewicht  zu  legen  ist.  Eine 
Gabe  von  Waffen  findet  sich  allerdings  im  spätem  fränkischen  Brauch  nicht 
erwähnt;  aber,  so  weit  ich  sehe,  auch  nicht  bei  andern  Stämmen.  Spricht 
spilter  Tacitus  von  Juncti  boves,  legt  er  derUebergabe  der  Gegenstände  zu- 
nächst sichtlich  auch  sinnbildliche  Bedeutung  zu,  so  ist  doch  nachdem 
Eingange,  in  welchem  die  vom  Manne  gegebene  Dos  der  von  der  Frau  zu- 
gebrachten Dos  entgegengestellt  wird,  nach  welchem  die  Dos  von  den  Bluts- 
freunden genehm  gehalten  werden  soll,  nicht  zu  bezweifeln,  dass  es  sich 
bei  derselben  um  eine  wesentliche  Vermögensbereicherung  der  Frau  han- 
dehi  sollte. 

Besonderes  Gewicht  möchte  ich  aber  für  den  nächsten  Zweck  auf  den 
Sclilusssatz  legen:  Sic  vivendum,  sie pereundum ;  accipere  scy  quae  liberis 
inviolata  ac  digna  reddat,  quae  nurus  accipiant  rursusque  ad  nepoies  reft- 
rant  Dass  damit  Verfangenschaft  der  Dos  für  die  Kinder  der  Ehe 
ausgesprochen,  wird  nicht  leicht  in  Abrede  zu  stellen  sein.  Beachtenswerther 
dürfte  noch  die  Betonung  des  Uebergangs  auf  die  Schwieger- 
tochtersein. Es  entspricht  das  durchaus  den  S  822  erörterten  Bestim- 
mungen des  spätem  Droit  coutumier ,  wonach  durch  den  Tod  der  Muuer 
das  Douaire  derselben  der  verwittweten  Schwiegertochter  frei  wird,  auf 
diese  übergeht.  Fehlt  es,  so  weit  ich  sehe,  an  jedem  zwischenliegenden  Zeug- 
nisse, so  entspricht  die  Angabe  des  Tacitus,  der  da  doch  schwerlich  ohne 
bestimmte  Veranlassung  neben  den  Kindern  auch  die  Schwiegenöchter  er- 
wähnte, so  auffallend  den  bezüglichen  Bestimmungen  des  spätem  franzö- 
sischen Rechts,  dass  da,  zumal  es  sich  um  eine  an  und  für  sich  auffallende 
Gestaltung  handelt,  an  Zusammenhang  nicht  leicht  zu  zweifeln  sein  wird. 
Das  aber  ist  um  so  beachtenswerther ,  als  dann  einerseits  die  Einseitigkeit 
der  Dos,  andererseits  dieses  Uebergehen  auf  die  Schwiegertöchter  bestimmt 
ergeben  würde,  dass  die  Angaben  des  Tacitus  nicht  etwa  auch  den  lothrin- 
gisch-ostfränkischen Verfangenschaftsrechten ,  sondern  bestimmter  gerade 
nur  den  westfränkischen  Rechten  entsprechen. 

Halten  wir  das  im  Auge,  so  werden  wir  auch  dieses  älteste  Zeugniss 
als  gewichtige  Bestätigung  für  das  Ergebniss  unserer  bisherigen  Erörterun- 
gen geltend  machen  dürfen,  wonach  die  fränkische  Ehe  schon  in  ihren  An- 
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fangen  nicht  auf  einen  der  Sippe  der  Frau  zu  zahlenden  Kaufpreis,  sondern 
auf  die  von  vornherein  zu  Gunsten  der  Frau  erfolgende  Bestellung  des  Wi- 
dum  zurückgeht. 


5.  Mutterrecht. 

899.  Wir  haben  bei  unsern  Erwfigungen  über  die  Anfange  der  Ehe 
lediglich  die  Ehegatten  selbst  ins  Auge  gefasst.  Die  Ehe  hat  aber  auch  Rechts- 
wirkungen für  die  aus  ihr  hervorgegangenen  Kinder,  die  freilich  in  ver- 
schiedenen Rechten  sehr  verschieden  gestaltet  sind.  Es  wird  sich  demnach 
fragen,  in  wie  weit  die  Rechtsstellung  der  Kinder,  wie  sie  sich  in 
der  geschichtlichen  Zeit  darstellt,  unseren  Annahmen  über  die  Entwicklung 
der  Ehe  im  allgemeinen  und  insbesondere  der  fränkischen  Widumsehe  ent- 
spricht*). 

Vor  allem  ergibt  sich  dadieFrage  nach  derZugehörigkeit  der 
Kinder,  danach,  ob  anfangs  zunächst  nur  der  Vater  oder  die  Mutter  die 
Kinder  aufeuerziehen  und  für  ihr  weiteres  Fortkommen  zu  sorgen  hatte, 
ob  sie  Erben  und  Standesgenossen  zunächst  des  Vaters  oder  aber  der  Mutter 
waren,  ob  sie  zur  Sippe  jenes  oder  dieser  gezählt  wurden ,  oder  ob  wir  da 
schon  ursprünglich  gleiche  Betheiligung  beider  Eltern  anzunehmen  haben. 
Auch  dabei  können  wir  für  unsere  Zwecke  von  den  Geschlechtsverbin- 
dungen innerhalb  der  geschlossenen  Sippschaft  absehen ;  wurden  da ,  wie 
schon  S  1 89  bemerkt,  die  Kinder  anscheinend  mehr  als  Angehörige  der  ge- 
sammten  Sippschaft,  als  bestimmter  Eltern  behandelt,  so  war  für  jene  Fragen 
noch  kein  Raum  geboten. 

Nun  finden  wir  bei  manchen  germanischen  Stämmen  jene  Frage  zwei- 
fellos vom  Gesichtspunkte  des  Vaterrechts  geordnet,  so  weit  uns  nicht 
blos  die  ältesten  geschriebenen  Rechtsquellen,  sondern  auch  die  Verglei- 
chung  der  Rechte  nächstverwandter,  aber  in  geschichtlicher  Zeit  ausser  aller 
Verbindung  stehender  Stämme  zurückleiten.  Dabei  ist  nun  freilich  zu  be- 
achten, dass  das  Vaterrecht  ein  unmittelbares  sein,  sich  lediglich  darauf 
gründen  konnte ,  dass  der  Vater  der  Erzeuger  der  Kinder  war;  in  einem 
engern  Sinne  des  Wons  würden  wir  nur  da  von  Vaterrecht  reden  dürfen. 
Ein  solches  konnte  sich  aber  auch  mittelbar  daraus  ergeben,  dass  der  Vater 
zugleich  Herr  der  unfreien  Mutter  war,  insofern  nach  der  hier  massgeben- 
den mutterrechtlichen  Auffassung  die  Kinder  der  Unfreien  mit  dieser  ihrem 
Herrn,  nicht  dem  Erzeuger  als  solchem,  gehörten. 

Betonten  wir  nun  als  Vorstufe  der  Ehe  zunächst  den  eheähnlichen 
Verkehr  des  Herrn  mit  seinerUnfreien,  so  konnte  sich  von  vorn- 


♦)  Habe  ich  geglaubt,  die  nächstfolgenden  Bemerkungen  ungeändert  be- 
lassen zu  dürfen,  obwohl  mir  noch  vor  dem  Abdrucke  die  Einwendungen 
ßrunners  gegen  meine  Auffassung  bekannt  wurden,  so  beziehe  ich  mich  auf 
das  Anm.  zu  §  882  Bemerkte. 
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899]  herein  das  Verhähniss  der  Kinder  nur  nach  dem  Gesichtspunkte  sol- 
chen mittelbaren  Vaterrechts  regeln.  Stand  die  Mutter  im  Eigenthum  des 
Herrn,  so  gehörten  diesem  auch  ihre  Kinder,  gleichviel,  ob  sie  von  ihm 
selbst,  oder  von  einem  Andern  gezeugt  waren.  Auch  wenn  er  mit  der  An- 
cilla  als  seiner  Hausfrau  lebte  und  damit  jenes  ausser  Frage  zu  stehen  schien, 
änderte  sich  damit  rechtlich  nichts.  Wird  die  Sitte  früh  verlaugt  haben, 
dass  er  die  von  ihm  anerkannten  Kinder  freiliess  und  entsprechend  für  sie 
sorgte,  so  ergab  sich  daraus  doch  ursprünglich  zweifellos  kein  Rechtsan- 
spruch. Erst  mit  der  Zeit  wird  da  das,  was  die  Sitte  zweifellos  von  jeher 
forderte,  wohl  ak  Recht  anerkannt.  Insbesondere  auch,  wenn  es  sich  um 
Raubkinder,  um  die  mit  einer  freien  Rapta  gezeugten  Kinder  handelte, 
deren  Stellung  wohl  ursprünglich  ebenso  von  dem  guten  Willen  des  Rap- 
tor  abhing,  wie  wir  das  S  892  bezüglich  der  Rapta  betonten.  Wir  haben 
diesen  Verhältnissen  nicht  weiter  nachzugehen.  Sollte  sich  bei  einzelnen 
germanischen  Stämmen  die  Ehe  einfach  auf  Grundlage  des  Kaufes  zur  An- 
cilla  entwickelt  haben,  so  könnte  da  die  Ursprünglichkeit  des  Vaterrechts 
nicht  zweifelhaft  sein. 

Kann  überall,  wo  die  Mutter  Unfreie  des  Vaters  ist,  auch  nur  von 
wenigstens  mittelbarem  Vaterrecht  die  Rede  sein,  so  haben  wir  uns  für  die 
Frage,  ob  auch  ein  unmittelbares  Vaterrecht  anerkannt  war,  an  das  zweite 
der  Verhältnisse  zu  halten ,  welche  wir  als  Vorstufe  der  Ehe  bezeichneten, 
an  den  Verkehr  mit  der  freien  Friedel.  Nun  hat  sich  zweifellos  bei 
manchen  germanischen  Stämmen  auch  ganz  unabhängig  vom  Eigenthum 
des  Vaters  an  der  Mutter  und  unabhängig  von  der  Ehe,  bei  der  wenigstens 
ein  ähnliches  Gewaltverhflltniss  des  Vaters  eingriff,  bereits  das  Vaterrechi 
festgestellt.  Es  handelt  sich  um  die  Stellung  der  Friedelkinder, 
welche  ohne  Eingreifen  der  Ehe  von  einem  Freien  mit  einer  Freien  gezeugt 
wurden,  sei  es  in  heimlichem  flüchtigen  Verkehr,  sei  es  in  dem,  welchen 
wir  S  893  als  rechte  Friedelschaft  bezeichneten.  War  bei  dieser  die  volle 
Freiheit  beider  Theile  gewahrt,  keiner  verpflichtet,  bei  dem  andern  auszu- 
harren, so  werden  sich  solche  Verbindungen,  auch  wenn  ihnen  Kinder  ent- 
sprossen waren,  sehr  häufig  wieder  gelöst  haben. 

Es  musste  sich  damit  die  Frage  aufwerfen ,  zu  welchem  Elterntheil  in 
solchem  Falle  die  Kinder  gehörten.  Nun  habe  ich  bereits  Mitth.  des  österr. 
Inst.  E.  B.  2,  479  fl^>  darauf  hingewiesen,  dass  diese  Frage  insbesondere  bei 
den  meisten  ostgermanischen  Stämmen  durchweg  im  Sinne  des  Vaterrechts 
beantwortet  erscheint.  Der  Erzeuger,  der  sich  als  solchen  bekennt  oder  mit 
den  im  Rechte  anerkannten  Beweismitteln  der  Vaterschaft  überführt  ist,  hat 
auch  ausschliesslich  für  die  Auferziehung  des  Kindes  zu  sorgen ;  es  er- 
scheint das  wohl  mit  solcher  Strenge  durchgeführt,  dass  die  Mutter  nicht 
einmal  verpflichtet  erscheint,  das  Kind  während  der  ersten  Jahre  zu  nShren, 
wenn  der  Vater  sich  weigert,  ihr  die  Kosten  zu  zahlen,  welche  einer  Amme 
zukommen  würden. 

Die  Kinder  stehen  damit  in  der  Gewalt  des  Vaters,  haben  diesem  ge- 
genüber ursprünglich  aber  auch  die  Rechte,  welche  später  in  der  Regel  nur 
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den  echten  Kindern  zukommen.  Insbesondere  auch  bezüglich  des  Erb- 
rechts. Es  durfte  sich,  wie  ich  denke,  mit  Sicherheit  nachweisen  lassen, 
dass  bei  den  bezüglichen  Stämmen  das  gleiche  Erbrecht  nach  dem  Vater 
ursprünglich  ganz  unabhängig  war  von  dem  Unterschied  ehelicher  und  un- 
ehelicher Gebun,  dass  für  dasselbe  lediglich  der  freie  Stand  der  Mutter 
massgebend  war,  während  die  Kinder  von  der  Ancilla  allerdings  kein  Erb- 
recht hatten. 

900,  Dem  gegenüber  finden  wir  bei  andern  Stämmen  und  insbeson- 
dere auch  bei  den  Franken  vollständiges  Fehlen  von  Rechtswirkun- 
gen der  unehelichen  Vaterschaft;  wenigstens  dann,  wenn  meine 
bereits  Mitth.  des  Inst.  E.  B.  2,  478  angedeutete  Annahme  richtig  sein  sollte, 
dass  es  erst  auf  den  Einfiuss  insbesondere  des  canonischen  Rechts  zurück- 
geht, wenn  da  später  von  einer  Alimentationspflicht  des  Vaters  die  Rede  ist. 
Es  gibt  keine  Vaterschaftsklage,  da  sie  zwecklos  sein  würde.  Auch  wenn 
der  Vater  allbekannt  und  die  Vaterschaft  von  ihm  selbst  anerkannt  ist,  er- 
gibt sich  daraus  keinerlei  Rechtsanspruch  der  Kinder  gegen  den  Vater.  Bei 
der  auch  durch  das  Vorhandensein  echter  Kinder  nicht  beschränkten  Ver- 
gabungsfreiheit, vgl.  S  881,  mochte  dieser  seinen  unechten  Kindern  sein 
ganzes  unverfangenes  Vermögen  zuwenden.  Aber  auch  wenn  er  ihnen 
nichts  gab,  hatten  dieselben  kein  Rechtsmittel,  etwas  von  ihm  zu  verlangen, 
und  keinerlei  Erbrecht  nach  dem  Vater.  Stand  aber  solches  wenigstens  in 
geschichtlicher  Zeit  den  ehelichen  Kinder  zu,  verblieb  diesen  das,  was  der 
Vater  hinterliess,  so  war  dem  lebenden  Vater  gegenüber  ihre  Stellung  kaum 
eine  abdere,  wie  die  der  unechten ;  sie  hatten  keinerlei  Rechtsanspruch  auf 
das  unverfangene  Vermögen  des  Vaters,  konnten  ihn  nicht  hindern,  das- 
selbe ganz  nach  Gutdünken  zu  vergaben  und  damit  ihr  Erbrecht  gegen- 
standslos zu  machen. 

Schon  das  deutet  genugsam  darauf  hin ,  dass  man  bei  solchen  Stäm- 
men ursprünglich  den  Gesichtspunkt  des  Mutterrechts  als  massgebend 
und  die  Kinder  als  zur  Mutter  gehörig  betrachtete,  wie  das  der  auch  in  ger- 
manischen Rechten  häufig  betonte  Umstand,  dass  nur  die  Muner  sicher  sei, 
genügend  erklären  kann.  Das  war  ja  zunächst  massgebend  für  die  mit  einer 
unfreien  Mutter  erzeugten  Kinder;  auch  da  ergab  sich  das  Vaterrecht 
nur  mittelbar  daraus ,  dass  der  Vater  zugleich  der  Herr  der  Mutter,  nicht 
daraus,  dass  er  der  Erzeuger  war.  Mit  der  Unfreien  eines  Anderen  erzeugte 
Kinder  gehörten  nicht  dem  Vater,  sondern  dem  Herrn  der  Mutter.  Finden 
sich  einzelne  Bestimmungen,  welche  auch  in  solchem  Falle  gewisse  Rechte 
des  Erzeugers  anerkennen,  so  scheinen  dieselben  erst  späterer  Entwicklung 
anzugehören. 

Es  kann  nicht  befremden,  wenn  derselbe  Gesichtspunkt  vielfach  da 
.massgebend  war,  wo  es  sich  um  aussereheliche  Geschlechtsverbindungen 
einer  freien  Mutter  handelte.  Die  Friedel  stand  nicht  in  der  Gewalt  des 
Mannes ,  blieb  Glied  ihrer  Sippe,  wenn  die  Verbindung  mit  Zustimmung 
derselben  eingegangen  war ;  es  kann  nicht  auffallen,  wenn  auch  die  Kinder 
als  zur  Sippe  der  Mutter  gehörig  betrachtet  wurden,  dieser,  wenn  das  Ver- 
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900]  hältiiiss  sich  löste,  in  jüngeren  Jahren  zur  Last  Helen ,  was  aber  da- 
durch aufgewogen  war,  dass  sie  mit  der  Zeit  zu  arbeitskraftigen  Gliedern 
derselben  heranwuchsen.  Ursprünglich  am  Gesammtgut  der  mütterlichen 
Sippe  betheiligt,  waren  sie  dann  mit  dem  Vorschreiten  des  Sondereigen- 
thums  zunächst  auf  das  Gut  der  Mutter  angewiesen,  an  dem  sie  Erbrecht 
hatten  und  über  das  eben  desshalb,  weil  darauf  die  Sicherung  der  Kinder 
beruhte,  die  Mutter  wahrscheinlich  ursprünglich  nicht  frei  verfügen  sollte; 
vgl.  S  855. 

Standen  alle  Kinder  der  Mutter  gleich  nahe,  wurde  die  Vaterschaft 
nicht  beachtet,  so  musste  sich  daraus  gleiches  Erbrecht  aller  Kin- 
der am  Muttergute  ergeben,  gleichviel,  ob  die  Mutter  sie  in  flüchtigem 
Verkehr  oder  in  dauernder  Friedelschaft ,  in  der  Ehe  oder  ausser  der  Ehe 
gewonnen  hatte.  Das  findet  sich  denn  auch,  wie  schon  S  6 1 2  und  699  be- 
merkt, in  allen  Rechten,  nach  welchen  die  Mutter  kein  Kebskind  hat  und 
der  Mutter  gegenüber  der  Unterschied  ehelicher  oder  unehelicher  Geburt 
ohne  alle  Bedeutung  ist,  noch  später  durchaus  folgerichtig  durchgeführt; 
so  in  den  friesischen  Rechten  und  im  Aasdomsrechte.  So  etwa  besonders 
bestimmt  nach  der  Coutume  von  Courtrai  15  S  35:  £/«  hastard  estani 
r  aisne  masle  parent  du  d^fitnt  plus  proche  du  cosU  maternel  est  preferd au 
legitime  plus  jeune,  ou  ä  la  femelle  plus  agde  aussi  proche  parent^  pour  suc- 
ceder  aux  fiefs  ddlaisse^  par  le  ddfunct,  venants  du  cosU  maiemeL 

Die  Mutter  mit  ihren  sämmtlichen  Kindern  bildet  da  eine  Mutterfa- 
milie,  deren  Bestand  und  deren  Rechtswirkungen  von  Vaterschaft  und 
Ehelichkeit  ganz  unabhängig  sind.  Nur  für  die  Rechtsansprüche  der  Kin- 
der in  ihren  Vaterfamilien  ist  die  Ehelich keit  massgebend.  Abweichend  von 
den  früher  erwähnten  Rechten,  welche  sichtlich  ursprünglich  allen  echten 
und  unechten,  von  freien  Müttern  geborenen  Kindern  des  Vaters  gleiches 
Erbrecht  nach  demselben  zusprachen,  begründet  auch  die  anerkannte  Vater- 
schaft keinerlei  Rechtsansprüche  der  Kinder,  wenn  nicht  die  Ehelichkeit 
hinzukommt.  Und  vereinzelt,  vgl.  S  612,  findet  sich  das  noch  später  so 
folgerichtig  durchgeführt,  dass  auch  auf  der  Mutterseite  der  Unechte  wohl 
Rechte  nach  der  Muttermutter,  nicht  aber  auch  nach  dem  Muttervater  hatte. 
Diese  Verhältnisse  weisen  doch,  wie  ich  denke,  auf  einen  vorehelichen  Zu- 
stand zurück,  nach  welchem  die  Kinder  lediglich  als  zur  Mutter  gehörig 
betrachtet  wurden,  nur  in  der  Familie  und  Sippe  der  Mutter  Rechte  anzu- 
sprechen hatten,  während  eine  Rechtsstellung  in  der  des  Vaters  sich  erst 
an  die  rechte  Ehe  anknüpfte. 

901,  Weniger  einfach  liegen  diese  Verhältnisse  bei  den  Franken, 
bei  welchen  die  Ehe  ungleich  stärkern  Einfluss  auf  die  vermögensrechtliche 
Stellung  der  Kinder  gehabt  haben  muss,  wie  sich  das  insbesondere  im 
Fehlen  eines  Erbrechts  derUnechten  nach  der  Mutter  zeigt» 
Das  muss  um  so  mehr  auffallen,  als  sich  ergeben  wird,  dass  wir  in  keinem 
andern  Rechte  noch  später  so  viele  Belege  für  die  ursprüngliche  Zugehörig- 
keit der  Kinder  nur  zu  der  Mutter  finden,  und  insbesondere  die  früher  be- 
sprochene eigenthümliche  Gestaltung  der  Folge  der  ehelichen  Kinder  sich 
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nur  daraus  erklärt,  dass  sich  auch  durch  die  Ehe  jene  Auffassung  zunächst 
nicht  beseitigt  haben  kann.  Um  so  bestimmter  sollten  wir  gerade  hier  er- 
warten, dass  gegenüber  der  Mutter  alle  Kinder  derselben  ohne  Rücksicht 
auf  Vaterschaft  und  Ehe  gleiche  Rechte  hatten. 

Statt  dessen  zeigen  kaum  in  einem  andern  Punkte  nicht  blos  die  west- 
fränkischen,  sondern  auch  die  lothringischen,  ostfränkischen  und  andere 
deutsche  Rechte  so  grosse  Uebereinstimmung,  als  darin,  dass  Unechte  auch 
nach  der  Mutter  kein  Erbrecht  haben.  Beerbten  sie  noch  nach  dem  Livre 
des  droiz  S  92  in  Anjou  und  Poitou  die  Mutter,  so  ist  das  wohl  nur  andern 
Bestimmungen  anzureihen,  welche  ergeben,  dass  in  dieser  Gegend  nicht- 
fränkisches  Recht  Einfluss  gewonnen  haben  muss.  Von  einigen  Schwan- 
kungen an  der  Gränze  abgesehen  macht  sich  insbesondere  auch  der  Ueber- 
gang  vom  flandrisch-friesischen  Rechtsgebiet  auf  westfränkisches  und  lo- 
thringisches kaum  an  einer  andern  Bestimmung  so  leicht  kenntlich.  Bei  dem 
genauen  Anschluss  an  die  Abgränzung  der  weltlichen  Rechtsgebiete  ist 
zweifellos  nicht  daran  zu  denken,  dass  den  Unechten  erst  durch  kirchlichen 
Einfluss  jedes  Erbrecht  entzogen  worden  sei ;  es  handelt  sich  da  sichtlich 
um  Unterschiede,  die  weit  in  vorgeschichtliche  Zeiten  zurückreichen. 

Nun  hat  es  allerdings  seine  Schwierigkeiten,  ohne  genaueres  Eingehen 
auf  die  Verhältnisse  des  Concubinats  und  der  unechten  Geburt  die  Frage 
genügend  zu  beantworten ,  wie  es  sich  erklärt,  dass  gerade  in  dem  Rechte, 
in  welchem  wir  uns  sonst  aufs  bestimmteste  auf  mutterrechtliche  Grund- 
lage hingewiesen  sehen,  die  Rechtsstellung  der  Unechten  derselben  weniger 
zu  entsprechen  scheint,  als  in  andern  germanischen  Rechten.  Ich  muss  mich 
begnügen,  in  Kürze  auf  das  hinzuweisen,  was  mir  auf  Grund  früherer  ein- 
gehenderer Untersuchungen  geeignet  scheint,  jenen  so  überaus  auffallen- 
den Umstand  zu  erklären. 

In  dieser  Richtung  dürfte  nun  vor  allem  zu  beachten  sein ,  dass  die 
Stellung,  welche  das  spätere  fränkische  Recht  allen  Unechten  zuweist,  sicht- 
lich ganz  dieselbe  ist,  welche  andere  germanische  Rechte  nicht  dem  Un- 
echten, sondern  dem  Findling  zusprechen,  der  ja  möglicherweise  auch 
von  ehelichen  Eltern  ausgesetzt  sein  konnte.  Nur  dieser  hat  rechtlich  we- 
der Vater  noch  Mutter,  gehört  weder  einer  Vatersippe,  noch  einer  Muuer- 
sippe  an.  Wie  er  Niemanden  zu  beerben  hat,  so  wird  auch  er ,  wenn  er 
keine  Nachkommen  hinterlässt,  von  Niemandem  beerbt,  sein  Nachlass  als 
herrenlos  behandelt.  Entbehrt  er  aller  Vortheile,  welche  sich  aus  der  Zuge- 
hörigkeit zu  einer  Familie  und  Sippe  ergeben,  so  treffen  ihn  auch  etwaige 
damit  verbundene  Nachtheile  nicht.  Er  kann  nicht  für  die  Missethaten  na- 
türlicher Verwandten  in  Anspruch  genommen  werden.  Besonders  kenn- 
zeichnend scheint  mir  da  der  mehrfach,  vgl.  etwa  Beaumanoir  45  S  35,  aus- 
gesprochene Satz,  dass  der  Bastard  frei  ist,  auch  wenn  er  erweislich  von 
unfreier  Mutter  geboren  wurde.  Auch  Desmares  Dec.  240  sagt :  Taus  ha- 
stards  sontfrancs,  so  dass  sie  beim  Fehlen  von  Leibeserben  nur  vom  Kö- 
nige beerbt  werden.  Und  1318,  Olim  3,  1261,  gibt  der  als  Unfreier  ange- 
sprochene Beklagte  zu,  dass  er  Sohn  einer  Serva  des  Klägers  sei,  macht  aber 
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901]  geltend:  quod  ipse  bastardus  erat  et  natus  extra  matrimonium ,  und 
daher  dem  Könige  und  nicht  dem  Kläger  gehöre.  Bei  dem  Interesse  der 
Herren,  dass  die  von  ihren  Unfreien  gebornen  Kinder  ihre  Unfreien  wur- 
den, ist  doch  schwer  abzusehen,  wie  ein  solcher  Satz  sich  feststellen  konnte, 
wenn  dafür  schon  ursprunglich  die  Stellung  des  Unechten  massgebend  war, 
nicht  die  des  Findling,  bei  dem  auch  die  Mutter  unbekannt  und  damit  Ge- 
burt von  unfreier  Mutter  nicht  zu  erweisen  war. 

Gehen  wir  davon  aus,  so  wird  zunächst  zu  beachten  sein,  dass  nach 
§888  eigcnmächtigeGeschlechtsverbindungen  ohne  Zustim- 
mung der  Eltern  oder  sonstigen  Gewalthaber  nirgends  so  streng  beurtheilt 
erscheinen,  als  bei  den  Franken.  Ging  die  Tochter  mit  Zustimmung  dieser 
eine  Ehe  ein,  so  waren  damit  die  der  Ehe  entsprossenen  Kinder  auch  als 
berechtigte  Glieder  ihrer  Muttersippe  anerkannt.  Gab  sie  sich  eigenmächtig 
einem  der  Sippe  Fremden  hin,  so  kannte  das  fränkische  Recht  sichtlich 
keinen  Rechtsanspruch  der  Kinder  gegen  den  Vater.  Die  aus  solcher  Ver- 
bindung entsprossenen  Kinder  hätten  zur  Mutter  gehön,  wären  der  Sippe 
derselben  zur  Last  gefallen,  obwohl  sie  gegen  den  Willen  oder  doch  ohne 
Wissen  derselben  erzeugt  waren,  ihr  Vorhandensein  als  eine  Schmach  für 
die  Sippe  empfunden  wurde.  Es  könnte  nicht  auffallen,  wenn  es  allgemein 
üblich  war,  solche  Kinder,  wenn  nicht  zu  tödten,  doch  alsbald  auszusetzen 
und  damit  auch  ihre  Rechtsansprüche  gegen  die  Mutter  und  deren  Sippe 
zu  beseitigen.  Wenn  man  dann  später  auch  die  Aussetzung  thatsächlich 
untcrliess,  sich  des  Kindes  zunächst  annahm,  so  konnte  sich  doch  der  Satz 
erhalten,  dass  unechte  Kinder  keine  Rechtsansprüche,  insbesondere  kein 
Erbrecht  nach  der  Mutter  und  ihrer  Sippe  hatten. 

902.  Diese  Erklärung  dürfte  ausreichen,  wenn  es  sich  von  jeher  bei 
der  Freien  nur  entweder  um  eigenmächtigen  Geschlechtsverkehr  oder  aber 
um  rechte  Ehe  gehandelt  haben  würde.  Da  es  mir  aber  nicht  wohl  denk- 
bar ist,  dass,  sobald  Geschlechtsverbindungen  mit  einem  der  Sippe  fremden 
Manne  gestanet  wurden^  solche  sofort  nur  als  rechte  Ehe  zulässig  sein 
sollten,  durch  welche  die  freie  Tochter  auf  Lebenszeit  der  Gewalt  eines 
Fremden  überantwortet  wurde,  die  sich  von  der  Gewalt  des  Herrn  über 
seine  Ancilla  kaum  wesendich  unterschied,  da  andererseits  manche  spätem 
Reste  auf  legitimen,  mit  Zustimmung  der  Sippe  eingegangenen  Concubinat 
unter  Freien  hinweisen,  bei  dem  die  Gewalt  des  Mannes  fehlte,  so  glaubte 
ich  S  895  die  rechte  Friedelschaft  als  Vorstufe  der  rechten  Ehe  an- 
nehmen zu  sollen.  Und  dabei  mussten  sich  diese  Verhältnisse  anders  stellecL 

Dem  Vater  gegenüber  hatten  freilich  Mutter  und  Kinder  keine  Rechts- 
ansprüche. Allerdings  stand  es  ihm  frei,  der  Friedel  und  ihren  Kindera 
durch  Schenkung  unter  Lebenden  sein  ganzes  Vermögen  oder  doch  einen 
Theil  desselben  zuzuwenden.  Aber  auch  wenn  keinerlei  Schenkungen  er- 
folgt waren,  hatten  weder  die  Friedel  noch  ihre  Kinder  irgendwelche  An- 
sprüche auf  den  Nachlass  des  Vaters.  Unter  solchen  Verhältnissen  musste 
dann  aber  die  Zustimmung  der  Eltern  oder  sonstigen  Nächstgesippten  der 
Mutter  vor  allem  die  Bedeutung  haben,  dass  sie  auch  die  in  rechter  Frie- 


Digitized  by 


Google 


Fehlen  eines  Erbrechts  der  Unechten  nach  der  Mutter. 


425 


delschaft  gebornen  Kinder  als  berechtigte  Glieder  der  Muttersippe  aner- 
kannten, ihnen  insbesondere  auch  Erbrecht  nach  der  Mutter  zugestanden. 

Der  Begriff  der  Echtheit  und  Unechtheit,  insofern  er,  wie 
das  später  allgemein  der  Fall  war,  mit  dem  Unterschiede  ehelicher  und  un- 
ehelicher Geburt  zusammenfiel,  war  natürlich  erst  gegeben ,  seit  die  rechte 
Ehe  sich  fest  gestaltet  hane.  Aber  ein  ganz  entsprechender,  insbesondere 
für  das  Erbrecht  der  Kinder  massgebender  Unterschied  konnte  doch  auch 
unabhängig  von  der  Ehe  gegeben  sein.  Ich  werde  in  anderm  Zusammen- 
hange nachzuweisen  suchen,  dass  wohl  noch  in  den  ältesten  Aufzeichnun- 
gen ostgermanischer  Rechte,  so  des  westgothischen  und  longobardischen, 
der  Ausdruck  Legitimus  jeden  mit  einer  Freien  gezeugten  Sohn  im  Gegen- 
satze zum  Sohne  der  Ancilla  bezeichnet.  Für  das  fränkische  Recht  Hesse 
sich  dann  der  entsprechende  Unterschied  dahin  fassen ,  dass  das  Kind  der 
Mutter  für  echt  oder  unecht  galt,  je  nachdem  dasselbe  in  einem  von  der 
Sippe  gebilligten  oder  nicht  gebilligten  Verkehre  erzeugt  war,  und  der  Echte 
in  diesem  Sinne  Erbrecht  nach  der  Mutter  hatte,  ob  er  nun  ehelich  oder 
unehelich  geboren  war. 

Sollte  das  richtig  sein ,  so  würde  sich  damit  die  Frage  ergeben ,  wie 
man  zur  nachträglichen  Beseitigung  des  Erbrechts  der  Friedel- 
kinder nach  der  Mutter  gelangte,  da  sich  da  ja  später  lediglich  der 
Unterschied  ehelicher  und  unehelicher  Geburt  geltend  machte.  Ich  möchte 
nun,  ohne  weiter  auf  die  Haltpunkte  einzugehen,  die  das  unterstützen 
könnten,  annehmen,  dass  es  sich  da  um  einen  langsamen  Uebergang  han- 
delte, dass  ursprünglich  zwar  die  aus  eigenmächtigem  ausserehelichen  Ver- 
kehr entsprossenen  Kinder  als  Findlinge  behandelt  wurden ,  nicht  aber  die 
Kinder  der  rechten  Friedel,  dass  diese,  auch  nachdem  sich  die  rechte  Ehe 
entwickelt  hatte,  ihre  Mutter  zunächst  ebenso  beerbten,  wie  die  ehelichen. 
Hone  das  mit  der  Zeit  auf,  so  mag  da  Manches  zusammengewirkt  haben. 

Wir  sprachen  einmal  S  897  die  Vermuthung  aus,  dass  es  ursprünglich 
wohl  als  kein  der  Freien  geziemendes  Verhältniss  betrachtet  wurde,  wenn 
sie  sich,  um  den  Widum  zu  erlangen,  dem  Manne  gegenüber  ihrer  Frei- 
heitsrechte begab,  dass  wohl  erst  nach  und  nach  die  Ehe  nicht  blos  als 
das  vortheilhaftere ,  sondern  als  das  ehrenvollere  Verhältniss  betrachtet 
wurde.  Sobald  sich  aber  diese  Auffassung  einmal  feststellte,  ist  es  erklärlich, 
wenn  die  Sippe  wenigstens  da,  wo  Stand,  Rang  und  Vermögensverhältnisse 
sich  im  allgemeinen  entsprachen,  nicht  mehr  blosser  Friedelschaft,  sondern 
nur  noch  der  Ehe  zustimmte,  womit  sich  dann  Beschränkung  des  Erbrechts 
nach  der  Mutter  auf  eheliche  Kinder  unmittelbar  ergab.  Es  mag  weiter  zu 
beachten  sein,  dass  die  kirchliche  Auffassung,  welche  nur  Ehe  und  Unehe 
unterschied  und  jede  An  der  letztern  als  sündhaftes  and  unzulässiges  Ver- 
hältniss behandelte,  sichdich  in  den  fränkischen  Gebieten  früher  und  allge- 
meiner durchgedrungen  ist,  als  in  den  Nachbarländern.  Und  auch  die  Ge- 
richtsherrn hatten  ein  Interesse  daran,  dass  schlechtweg  alle  ausser  der  Ehe 
gebornen  Kinder  gleich  und  zwar  nach  den  ursprünglich  nur  für  Findlinge 
massgebenden  Gesichtspunkten  behandelt  wurden.    Erschien  in  geschicht- 
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902]  lieber  Zeit  rechte  Friedelschaft  uater  Gleichgestellten  nicht  mehr  zu- 
lässig, war  die  Stellung  der  Friedelkinder  zu  einer  weniger  geachteten  ge- 
worden, so  musste  das  alle  Bestrebungen  begünstigen ,  welche  dieselben 
einfach  den  aus  auch  weltlich  unzulässigem  Verkehr  entsprossenen  gleich- 
zustellen suchten. 

Dann  aber  mag  da  schon  zur  Zeit  der  bestimmteren  Entwicklung  der 
fränkischen  Widumsehe  ein  anderer  Umstand  eingegriffen  haben.  Der 
Widum  erscheint  allerdings  zunächst  als  Gegenwerth  für  die  dauernde  Hin- 
gabe der  Frau  unter  die  Gewalt  des  Mannes,  kommt  ihr  auch  dann  zu, 
wenn  keine  Kinder  überleben.  Aber  bei  Eingehung  der  Ehe  wurde  doch 
als  Regel  vorausgesetzt,  dass  letzteres  der  Fall  sein  würde;  der  Widum  war 
zweifellos  so  hoch  bemessen,  weil  er  noch  nach  dem  spätem  Recht  dazu 
bestimmt  ist,  nicht  blos  die  Zukunft  der  Frau,  sondern  auch  die  der  Kinder 
der  Ehe  sicher  zu  stellen.  Musste  der  Mann  sich  dazu  verstehen ,  bei  Ein- 
gehung der  Ehe  einen  bedeutenden  Theil  seines  Vermögens  der  Frau  und 
seinen  mit  derselben  erzeugten  Kindern  abzutreten,  so  lag  es  nahe,  wenn 
er  dafür  nun  auch  Sicherung  der  Ansprüche  derKinder  derEhc 
aufihrMuttergut  verlangte. 

Das  konnte  auf  eine  Gestaltung  führen,  wie  wir  sie  in  den  Verfangen- 
schaftsrechten  finden,  in  welchen  das  Gut  der  Mutter  in  demselben  Um- 
fange, wie  das  des  Vaters,  sei  es  ganz,  sei  es  halb,  vgl.  S  62g,  den  Kindern 
der  Ehe  verfangen  war.  Den  westfränkischen  Rechten  ist  das  fremd.  Das 
Muttergut,  von  der  Dos  abgesehen,  war  weder  ganz,  noch  zum  Theil  den 
Kindern  einer  bestimmten  Ehe  verfangen;  wohl  abei  sollte  es  wenigstens 
später  nur  ihren  ehelichen  Kindern  zukommen,  während  nach  S  855  doch 
Manches  darauf  deutet,  dass  die  Mutter  nach  Sitte  oder  Recht  über  ihr  Gut 
nicht  willkürlich  verfügen,  dasselbe  ungeminden  ihren  ehelichen  Kindern 
erhahen  sollte.  Es  muss  danach  scheinen^  dass  man  es  hier  als  genügende 
Gegenleistung  für  die  Leistung  des  Mannes  betrachtete,  wenn  dieser  ge- 
nügende Sicherheit  gewann,  dass  auch  das  Gut  der  Frau  nur  ihren  eheli- 
chen Kindern  zukam. 

In  dieser  Richtung  wird  nun  einmal  zu  beachten  sein,  dass  der  Mann 
sich  zu  dem  bedeutenden  Opfer  der  Dotirung  der  Frau  in  der  Regel  wohl 
nur  dann  verstand,  wenn  dieselbe  noch  mit  keinem  andern  Manne  Verkehr 
gehabt  hatte.  Verstand  er  sich  dazu,  trotzdem,  dass  dieselbe  schon  Friedcl- 
kinder  in  die  Ehe  brachte,  so  mögen  diese  sie  anfangs  mit  den  ehelichen 
Kindern  beerbt  haben.  Wurde  aber  mehr  und  mehr  nur  die  Ehe  als  das 
der  Freien  geziemende  Verhältniss  betrachtet,  stand  das  Vorhandensein  von 
Friedelkindern  der  Eingehung  einer  solchen  im  Wege,  so  mussten  diese 
Verhältnisse  doch  darauf  hinwirken,  dass  man  wenigstens  das  Erbrecht 
dieser  zu  beseitigen  suchte,  dass  man  anfing,  sie  bei  den  Eheverträgen  ebenso 
zu  behandeln,  wie  die  in  eigenmächtigem  Verkehr  gewonnenen ,  die  man 
aussetzte  oder  doch  als  ausser  rechtlicher  Beziehung  zur  Mutter  stehend  be- 
trachtete. 
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Dana  aber  war  das  Munergut  den  Kindern  der  Ehe  insbesondere  dann 
ausreichend  gesichert,  wenn  bei  den  Franken,  worauf  doch  manches  deutet, 
vgl.  S  871,  durch  die  Dotirung  die  Frau  dem  Manne  auch  über  dessen  Tod 
hinaus  zu  ehelicher  Treue  verpflichtet  sein,  mit  keinem  andern  Manne  mehr 
verkehren  sollte.  Gebar  sie  nach  dem  Tode  des  Mannes  aussereheliche  Kin- 
der, so  ist  es  erklärlich,  wenn  man  diese  als  ausser  rechtlicher  Familienver- 
btndung  stehend  betrachtete.  Dagegen  war  allerdings  schon  nach  den  ülte- 
sten  Quellen  Wiederverehelichung  zulässig.  In  den  Verfangenschaftsrechten 
scheint  dann  die  vermuthcte  ursprüngliche  Unzulässigkeit  späterer  Ehen 
dahin  nachzuwirken,  dass  das  ganze  oder  doch  das  halbe  ursprüngliche 
Muttergut  nur  den  Kindern  der  ersten  Ehe  zukam.  In  den  westfränkischen 
Rechten  aber  erscheinen  da  auch  die  Kinder  späterer  Ehen  bezüglich  des 
Mutterguts  ganz  gleichgestellt,  scheinen  demnach,  sobald  spätere  Ehen  ge- 
stattet waren,  dieselben  auch  in  dieser  Richtung  der  ersten  ganz  gleichge- 
stellt worden  zu  sein. 

Bin  ich  auf  die  besprochenen  Verhältnisse  überhaupt  näher  einge- 
gangen, so  war  der  Grund  der,  dass  sich  das  Bedürfniss  ergab ,  es  zu  er- 
klären, wie  das  Fehlen  des  Erbrechts  der  Unehelichen  auch  nach  der  Mutter 
mit  der  sonst  überall  im  fränkischen  Recht  geltenden  Auffassung,  dass 
die  Kinder  zur  Mutter  gehören,  zu  vereinigen  sei.  Dabei  wird  nun  freilich 
zu  beachten  sein ,  dass  sich  da  Schwierigkeiten  überhaupt  nur  daraus  er- 
gaben, dass  ich  aus  früher  betonten  Gründen  rechte  Friedelschaft  als  Vor- 
stufe der  fränkischen  Ehe  glaubte  in  Anschlag  bringen  zu  sollen.  Ob,  wenn 
das  richtig,  die  von  mir  betonten  Gesichtspunkte  genügen,  es  zu  erklären, 
wie  trotzdem  allen  unehelichen  Kindern  der  Mutter  später  das  Erbrecht  ab- 
gesprochen wurde,  muss  ich  dahingestellt  sein  lassen.  Für  den,  der  meine 
Annahme  über  das  Eingreifen  rechter  Friedelschaft  nicht  theilt,  der  an- 
nimmt, dass  es  von  jeher  keine  Zwischenstufe  zwischen  eigenmächtigem 
Geschlechtsverkehr  der  Freien  und  der  Ehe  gab,  dass  von  der  Sippe  gebil- 
ligter Verkehr  mit  einem  der  Sippe  Fremden  sofort  nur  erfolgen  konnte, 
wenn  das  Weib  sich  um  den  Widum  auf  Lebenszeit  in  seine  Gewalt  gab, 
würde  sich  da  überhaupt  keine  Schwierigkeit  ergeben.  Die  Stellung  der 
spätem  Unehelichen  weist  zu  bestimmt  auf  die  des  Findling  hin ,  als  dass 
dann  zu  bezweifeln  wäre,  dass  alle  von  einer  Freien  ausser  der  Ehe  ge- 
bornen  Kinder  ursprünglich  ausgesetzt  wurden  und  damit  rechtlich  keine 
Mutter  und  also  auch  kein  Erbrecht  nach  einer  solchen  hauen,  während 
ein  solches  lediglich  den  ehelichen  Kindern  der  Muuer  zustand. 

903.  Für  unsere  nächsten  Zwecke  können  wir  nun  aber,  wie  ich 
denke^  ganz  von  dem  erörterten  Umstände  absehen.  Mag  sich  nun  meines 
Erachtens  das  Erbrecht  der  Friedelkinder  nachträglich  verloren  haben,  mag 
ein  solches  überhaupt  nie  anerkannt  gewesen  sein ,  so  genügt  eine  Beach- 
tung der  Stellung  der  ehelichenKinder  durchaus  für  die  Annahme, 
dass  bei  den  Franken  die  Kinder  ursprünglich  als  nur  zur  Mutter  gehörig 
getasst  wurden,  so  dass  das  Erwachsen  der  Ehe  auf  mutterrechtlicher  Grund- 
lage nicht  wohl  zu  bezweifeln  ist. 
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DOä]  Dafür  scheint  mir  doch  aufs  bestimmteste  zu  sprechen,  dass  noch 
im  spätem  französischen  Recht  die  vermögensrechtliche  Zugehö- 
rigkeit der  Kinder  zur  Mutter  ihren  bestimmten  Ausdruck  darin 
findet,  dass  gesicherte  Vermögensrechte  der  Kinder  lediglich  durch  die 
Mutter  vermittelt  waren;  dass  über  den  ursprünglich  zum  Muttergut  gehö- 
renden Widum  hinaus  der  Vater  auch  seinen  ehelichen  Kindern  zu  nichts 
verpflichtet  war;  dass  derselbe  sein  ganzes  freies  Vermögen  verschwenden 
oder  vergaben  und  damit  das  Erbrecht  der  Kinder  auf  das  Vatergut  gegen- 
standslos machen  konnte ;  dass  es  noch  nach  spätestem  Recht  in  der  Wahl 
der  Kinder  stand,  in  erbrechtlicher  Beziehung  von  der  Verbindung  mit  dem 
Vater  ganz  abzusehen,  sich  lediglich  an  das  zu  halten,  was  sie  ihrer  Mutter 
wegen  beanspruchen  konnten. 

Das  wird  doch  auch  einen Rückschluss  auf  vorehelicheVerhält- 
nisse  gestatten.  Gab  es,  wie  ich  denke,  schon  vor  der  festeren  Gestaltung 
der  späteren  rechten  Ehe  gestattete  Geschlechtsverbindungen  einer  Freien 
mit  einem  der  Sippe  Fremden  und  hatte  zweifellos  der  uneheliche  Vater 
keine  Verpflichtungen  gegen  seine  Kinder,  so  waren  die  Kinder  zunächst 
nur  gesichert  durch  das  Gut  ihrer  Mutter.  Kam  nur  die  Mutter  in  Betracht, 
standen  dieser  alle  Kinder  gleich  nahe,  so  musste  sich  damit  gleiches  Erb- 
recht aller  Kinder  nach  der  Mutter  ergeben  ohne  alle  Rücksicht  auf  die  Ge- 
schlechtsverbindungen, denen  sie  entsprossen  waren.  Waren  weiter  die 
Kinder  nur  auf  das  Gut  der  Mutter  angewiesen,  so  wird  mindestens  die 
Sitte  verlangt  haben,  dass  die  Mutter,  sobald  sie  Kinder  hatte,  nicht  mehr 
willkürlich  über  ihr  Gut  verfügen  sollte,  dass  dasselbe  als  Gesammtgut  der 
Mutterfamilie  behandelt  wurde,  über  welches  die  Mutter  als  Haupt  der 
Mutterfamilie  nach  bestem  Ermessen  verfügte,  das  dann  nach  ihrem  Tode 
unter  ihre  Kinder  aufgetheilt  wurde. 

Dass  die  vorehelichen  Verhältnisse  nicht  füglich  andere  gewesen  sein 
können,  ergibt  sich  doch  wohl  bestimmt  daraus,  dass  auch  in  der  Ehe 
diese  Verhältnisse  nach  der  Mutterseite  nicht  wesentlich  anders  gestaltet  er- 
scheinen, wie  sich  das,  da  sich  aus  der  Ehe  doch  am  wenigsten  eine  ver- 
schiedene Stellung  der  Kinder  zu  Vater  und  Mutter  erst  nachträglich  er- 
geben konnte,  nur  aus  Beibehalten  der  in  vorehelicher  Zeit  herrschenden 
Gesichtspunkte  erklären  kann.  Das  Eingreifen  der  Ehe  hat  dann  zunächst 
nur  die  schon  besprochene  Folge  gehabt,  dass  das  Erbrecht  nach  der  Mutter 
sich  auf  deren  eheliche  Kinder  beschränkte. 

Für  diese  galten  aber  bezüglich  des  ursprünglichen  Mutterguts 
ganz  dieselben  Gesichtspunkte,  wie  wir  sie  für  voreheliche  Zustände  glaub- 
ten annehmen  zu  müssen.  Die  Verschiedenheit  der  Ehen  der  Mutter  bleibt 
durchaus  unberücksichtigt;  alle  Kinder  theilen  das  Muttergut  gleich,  ob  sie 
nun  einer  oder  verschiedenen  Ehen  entstammen.  Und  nach  dem  S  855  Be- 
merkten dürfte  anzunehmen  sein,  dass  der  zu  vermuthende  ältere  Zustand 
auch  insofern  in  der  Ehe  nachwirkte,  als  auch  da  das  eigentliche  Muttergut 
ursprünglich  allen  Kindern  verfangen  gewesen  zu  sein  scheint 
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904.  Die  Ehe  brachte  dann  insofern  eine  Aenderung,  als  nun  im  Wi- 
d  u  m  ein  Vermögensbestandtheil  hinzukam,  der  allerdings  ursprünglich,  vgl. 
S  870  ff.  Eigenthum  der  Mutter  war,  aber  zu  der  Ehe ,  bei  deren  Einge- 
hung er  bestellt  war,  in  bestimmter  Beziehung  stand ,  so  dass  er  nach  dem 
Tode  der  Mutter  nicht  auf  alle  Kinder,  sondern  nur  auf  die  dieser  Ehe  ent- 
sprossenen übergehen  sollte,  welchen  er  bis  dahin  verfangen  war.  Wir  wer- 
den das,  vgl.  S  879,  dahin  aufzufassen  haben,  dass  der  Widum  der  Frau 
und  den  zu  erwartenden  Kindern  zu  gesammter  Hand  geschenkt ,  dass  er 
Gesammteigenthum  der  Mutter  und  der  Kinder  der  bezüg- 
lichen Ehe  war,  welches  nach  dem  Tode  der  Mutter  den  Kindern  unver- 
mindert bleiben  sollte,  beim  Fehlen  oder  Vorversterben  der  Kinder  aber  freies 
Eigenthum  nur  der  Mutter  wurde. 

Wiesen  wir  nun  aber  S  896  auf  die  Möglichkeit  des  Erwachsens  des 
Widum  aus  Schenkungen  an  die  freie  Concubine  hin ,  so  ist  auch  für  jene 
Behandlung  des  Widum  als  Gesammtgut  der  Mutter  und  der  mit  ihr  ge- 
zeugtenKinder  Anknüpfung  an  voreheliche  Verhältnisse  keines- 
wegs unwahrscheinlich.  Hatten  die  Friedel  und  ihre  Kinder  keinerlei  An- 
sprüche an  das  nachgelassene  Vermögen  des  Mannes,  so  dürfte  es  allge- 
mein Sitte  gewesen  sein,  dass  dieser  ihnen  durch  Schenkung  unter  Leben- 
den einen  Theil  seines  Gutes  zuwandte.  Entbehrte  das  der  Regel,  so  mögen 
die  Concubine  und  die  etwaigen  Kinder  wohl  gesondert  bedacht  worden 
sein.  Nach  Concubinatsvertrag  von  1462,  LagrezeHist.  du  dr.  dans  lesPyr. 
376,  erhalt  die  Concubine  einen  bestimmten  Geldbetrag,  während  der 
Mann  überdies  verspricht,  die  etwaigen  Kinder  nach  Landesbrauch  zu  be- 
denken. 

Ueblicher  dürfte  es  gewesen  sein,  dass  der  Mann,  der  natürlich 
wünschte,  dass  das,  was  er  der  Friedel  schenkte ,  spater  nur  den  mit  ihr 
gezeugten  Kindern  zu  Gute  kommen  solle ,  solche  Schenkungen  sogleich 
der  Friedel  und  den  mit  ihr  gezeugten  oder  zu  zeugenden  Kindern  zu- 
wandte. Ist  unsere  Annahme,  vgl.  S  886,  richtig,  dass  in  der  morganati- 
schen Ehe  ein  mit  der  Auffassung  der  Kirche  in  Einklang  gebrachter  Rest 
fränkischen  Concubinats  zu  sehen  sei,  so  ist  für  dieselbe  ja  kennzeichnend, 
dass  Frau  und  Kinder  keine  Rechte  auf  das  Vermögen  des  Vaters  im  all- 
gemeinen haben,  sondern  denselben  nach  Feud.  2  c.  29  bei  der  Vermäh- 
lung lediglich  ein  Betrag  unter  der  Bedingung  zug^viesen  wurde:  ut  nee 
ipsa  nee  filii  eins  amplius  habeant  de  bonis  patris.  Zweifellos  sollte  dann 
dieser  Betrag  auch  den  Kindern  verfangen  sein. 

War  aber  ein  solcher  Betrag  der  Mutter  und  den  Kindern  zu  ge- 
sammter Hand  gegeben,  so  war  derselbe  damit  den  Kindern  auch  gesichert, 
wenn  den  unehelichen  Kindern  schon  ursprünglich  oder,  wie  mir  wahr- 
scheinlicher, erst  nachtraglich  das  Erbrecht  nach  der  Mutter  und  überhaupt 
die  Zugehörigkeit  zu  einer  Familie  abgesprochen  wurde.  Dann  hatten  aller- 
dings auch  uneheliche  Geschwister  gegeneinander  kein  Erbrecht.  Dem  ent- 
sprechend sagtßracton  2,  1 1  S  2,  dass  wenn  Jemand  eine  Schenkung  macht: 
pluribus  bastardis de eoneubina  naiis,  und  einer  von  diesen  stirbt:  non po- 
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904]  terii  eorutn  aliquis  altert  succedere  iure  successionis,  cum  quilihet  eo- 
rutn  alieri  bit  extraneus  quoad  successionem ;  aber  es  tritt  dann  das  ius  ac- 
Crescendi  ein,  so  dass  nicht  etwa  ein  Rückfall  an  den  Donator  erfolgt.  Wie 
da  die  gesammte  Hand  wirksam  wird,  so  auch  bei  dem  dann  weiter  er- 
wähnten Fall  einer  legitimae  concubinae  et  pueris  suis  gemachten  Schen- 
kung; dann  ist  die  Mutter:  in  seysina  nomine  proprio  et  nomine puerorum 
Stent  tutrix  et  curairix.  Beim  Tode  der  Mutter  wird  dann  nicht  diese  von 
den  Kiiitlern  beerbt,  sondern  das  Gut  verbleibt  einfach  den  Überlebenden 
Gesa  m  nitbUndern. 

Ersclieint  später  der  Widum  den  Kindern  verfangen  und  damit  als 
Ge^^ammtgut  der  Mutter  und  der  Kinder  der  bezüglichen  Ehe,  so  steht  nach 
dem  Gesagten  nichts  der  Annahme  im  Wege,  dass  auch  das  schon  auf  vor- 
eheliche Verhältnisse  zurückgeht,  der  Widum  ebenso  behandelt  wurde,  wie 
das  bereits  bei  Schenkungen  des  Mannes  an  die  Friedel  und  die  mit  ihr  ge- 
zeugten Kinder  üblich  geworden  war. 

i)05.  Der  Bestand  desWidum,  dessen,  was  vom  Gute  des  Mannes 
als  Widum  Gesammtgut  der  Frau  und  der  Kinder  war  und  während  der 
Ehe  in  Verwaltung  und  Nutzung  des  Mannes  stand,  war  nun  im  westfirän- 
kischen  Rechte  sichtlich  so  bestimmt,  dass  man  ursprünglich  zweifellos  auf 
Lüsung  jedes  vermögensrechtlichen  Verbandes  der  Mutter- 
familie mit  der  Sippe  desVaters  nach  dessenTode  Gewicht  ge- 
lebt hat.  Der  Bestand  des  Widum  war  so  geordnet,  dass  er  sofort  nach 
dem  Tode  des  Mannes  an  Frau  und  Kinder  herausgegeben  werden  konnte, 
uhue  dass  diese  noch  irgendwelche  weitere  vermögensrechtliche  Ansprüche 
\\\  der  Sippe  des  Mannes  hatten.  Wo  es  sich  um  eine  Dos  nominata ,  um 
einen  von  vornherein  als  Widum  bestellten  Theil  des  Vermögens  handelte, 
kamen  solche  Ansprüche  nach  Herausgabe  desselben  überhaupt  nicht  weiter 
tu  Ffi^ge.  Halten  wir  uns  aber  an  die  gesetzliche  Dos,  wie  sie  später  allge- 
mein geordnet  erscheint,  und  handelte  es  sich  da  zunächst  um  die  Hälfte 
dessen,  was  der  Mann  am  Tage  der  Vermählung  besass ,  so  war  auch  das 
allerdings  ein  von  vornherein  feststehender  Betrag.  Dieser  aber  konnte  auch 
bei  einem  aus  begüterter  Familie  stammenden  Manne  sehr  gering  sein, 
wenn  derselbe ,  wie  das  doch  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  zugetroffen  sein 
wird,  seine  Vorfahren  noch  nicht  beerbt  hatte.  Wichtiger  war  dann  die 
Bestimmung,  dass  in  den  Widum  auch  die  Hälfte  alles  dessen  fiel,  was  der 
Mann  bis  zu  seinem  Tode  von  Vorfahren  ererbte.  Aber  auch  damit  blieb, 
wie  schon  S  8 1 5  betont,  der  Betrag,  auf  welchen  Frau  und  Kinder  rechnen 
durften,  ein  ganz  unsicherer,  da  ja  der  Mann  vor  seinen  Vorfahren  sterben 
konnte. 

Das  wird  in  Rechten,  bei  denen  Entwicklung  von  derselben  Grund- 
lage aus  anzunehmen  sein  dürfte,  denn  auch  wohl  beachtet,  vgl.  S  81 5,  in- 
dem der  Widum  überhaupt  oder  doch  die  Ansprüche  der  Kinder  sich  auch 
auf  das  nach  dem  Tode  des  Mannes  anfallende  Stockgut  erstrecken.  Aber 
der  Masse  der  westfränkischen  Rechte  ist  das  auch  später  trotz  der  grossen 
Unbilligkeit,  zu  der  das  führen  konnte,  fremd  geblieben.   Das  deutet  doch 
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auf  Feststellung  in  einer  Zeit,  in  der  mit  dem  Tode  des  Mannes  auch  jeder 
weitere  vermögensrechtliche  Zusammenhang  mit  der  Sippe  des  Mannes  für 
Frau  und  Kinder  gelöst  sein  sollte. 

Aber  ebenso  deuten  die  Bestimmungen  auf  ursprüngliche  Lösung 
der  vermögensrechtlichen  Verbindung  zwischen  Kindern 
und  Vater  nach  dem  Tode  derMutter  hin.  Wenigstens  nach  älterm 
Recht,  vgl.  S  875,  hat  der  Vater  den  Kindern  dann  nicht  blos  das  einge- 
brachte Gut  der  Mutter ,  sondern  auch  den  als  Dos  bestellten  Theil  seines 
Gutes  sofort  herauszugeben,  ohne  dass  ihm  auch  nur,  wie  später,  das 
Nutzungsrecht  an  demselben  verbliebe.  Es  erübrigt  kein  Theil,  der,  wie 
der  Widum  bei  Ueberleben  der  Mutter,  sich  als  Gesammtgut  des  Vaters 
und  der  Kinder  fassen  liesse. 

Waren  diese  minderjährig,  so  blieb  allerdings  schon  nach  Cap.  I  S  8 
auch  dem  sich  wiederverheirathenden  Vater  die  vormundschaftliche  Ver- 
waltung des  Mutterguts  und  des  Widum:  Si  tarnen  adhuc  filii parvuH sunt y 
usque  ad  perfectam  aetatem  res  uxoris  anterior is  vel  doiis  causa  liceatju- 
dicare,  sie  vero,  ut  de  has  nee  vendere,  nee  donare  praesumat  Ist  nur  Ver- 
äusserung  des  Gutes  selbst  ausdrücklich  untersagt,  so  bleibt  unklar,  ob  der 
Vater  nun  auch  Zucht  an  dem  Gute  hat,  so  dass  die  etwaigen  Ueberschüsse 
sein  Eigenthum  werden,  oder  ob  er  dasselbe  nur  zum  Nutzen  der  Kinder 
zu  verwalten  hat.  Die  spätere  Gestaltung  des  Rechts  scheint  durchaus  für 
das  letztere  zu  sprechen.  Dabei  werden  wir  von  den  ausgedehnten ,  mit 
dem  Bau  oder  der  Garde  noble  verbundenen  Nutzungsrechten  abzusehen 
haben,  da  sie  sich  sichtlich  erst  nachträglich  auf  lehnrechtlicher  Grundlage 
ergeben  haben.  Massgebend  für  die  ältere  Gestaltung  wird  da  nur  die  spä- 
tere Garde  roturiere  sein  können.  Bei  dieser  aber  handelt  es  sich  durchweg 
nur  um  Verwaltung  zum  Nutzen  der  Kinder,  über  welche  Rechnung  zu 
legen  ist,  so  dass  alle  nicht  für  den  Unterhalt  der  Kinder  verwandten  Ein- 
künfte deren  Gute  zuwachsen.  Nur  bezüglich  des  Douaire  hat  sich  der 
spätere  Zustand  dahin  geändert,  dass  es  zwar  verfangen ,  aber  dem  Mann 
die  lebenslängliche  Nutzung  vorbehalten  bleibt,  während  es,  wenn  die  Kin- 
der vor  dem  Vater  sterben,  wieder  freies  Eigenthum  desselben  wird. 

906.  Dem  gegenüber  sehen  wir  uns  auf  Aufrechthaltung  der 
vermögensrechtlichen  Verbindung  zwischen  Mutter  und 
Kindern  nach  dem  Tode  desVaters  hingewiesen.  Allerdings  ist  die 
Stellung  der  Mutter  als  VormUnderin  nach  späterem  Recht  von  der  des 
Vaters  nicht  wesentlich  verschieden.  Dass  die  Mutter,  eventuell  auch  die 
Grossmutter,  von  der  Vormundschaft  nicht  ausgeschlossen  sind,  ihnen  die- 
selbe vielmehr  vor  allen  Seitenverwandten  zukommt,  ist  im  spätem  fran- 
zösischen Recht  so  allgemein  anerkannt,  dass  das  Zurückgehen  auf  älteste 
Zeiten  nicht  wohl  zu  bezweifeln  ist,  wie  das  ja  auch  nicht  auffallen  kann, 
falls  das  richtig  ist,  was  wir  $  890  über  das  Fehlen  der  Geschlechtsvor- 
mundschaft bemerkten.  Zeigt  sich  ein  Unterschied  darin ,  dass  auch  der 
wiederheirathende  Vater  durchweg  die  Vormundschaft  behält ,  nicht  aber 
die  wiederheirathende  Mutter,  so  erklärt  sich  das  einfach  daraus,  dass  diese 
P  i  c  k  e  r ,  Untersuchungen.  111.  29 
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fKMi]  aiit  der  Wiederverheirathung  ihre  Selbstständigkeit  verliert  und  der  Ge- 
walt des  zweiten  Mannes  untersteht. 

Thatsächlich  war  nun  die  Stellung  der  Mutter  insofern  von  vornherein 
eine  andere,  als  ihr  an  dem  Theile  des  Vaterguts,  der  den  Kindern  jeden- 
falls gesichert  sein  sollte,  am  Widum,  ein  von  der  Vormundschaft  ganz  un- 
abhängiges Nutzungsrecht  zustand,  so  dass  von  blosser  Verwaltung  für  die 
Kinder  nur  bei  dem  die  Rede  sein  konnte,  was  dieselben  unminelbar  von 
sonsiigem  Vermögen  des  Vaters  ererbt.  Nun  ergibt  sich  aber  weiter  wohl 
noch  spater  in  Rechten,  welche  zwar  manche  Abweichungen  vondem  west- 
irMakisclien  Droit  coutumier  zeigen,  bei  denen  ich  aber  nicht  bezweifle,  dass 
sie  ger;idc  in  diesen  Verhältnissen  auf  dieselbe  mutterrechtliche  Grundlage 
zurückgehen,  eine  verschiedene  Behandlung  von  Vater  und  Mutter  und 
eine  engere  Verbindung  der  überlebenden  Mutter  mit  den  Kindern,  so  dass 
der  Vater  lediglich  Verwalter  des  von  dem  seinigen  geschiedenen  Gutes 
seiner  Kinder  ist,  während  wir  uns  bei  der  Mutter  auf  ein  Gesammtgut 
derMutterfamilie  derEhe  hingewiesen  sehen,  über  dessen  Einkünfte 
die  Mutter  ganz  frei  für  sich  und  die  Kinder  verfügt,  ohne  zu  Abrechnung 
und  Inventar  verpflichtet  zu  sein. 

Im  iJvre  des  droiz  S  723.  923.  925.  939  ist  mehrfach  auf  diese  Son- 
dersiellung  der  Mutter  als  Vormünderin  hingewiesen.  Und  S  137  wird  be- 
stimmt, dass,  wenn  die  Grossmutter  einen  Enkel  aufeieht  und  beide  sterben, 
die  Hrben  der  Grossmutter  dafür  den  Erben  des  Enkels  nichts  in  Abrech- 
nung bringen  dürfen:  car  veu  est  quant  eole  administre  simplement  ä  son 
mvi'u,  et  mt^re  ä  son  enffani,  que  ce  estfait  en  euvre  de  mis^ricorde  et par 
naiuraUtc  de  char ;  wie  auch  %  400  für  die  Sonderstellung :  V  amour  que  la 
nüre  a  vers  son  enfant,  geltend  gemacht  wird.  In  der  Coutume  des  Bour- 
bonnais  von  1483  t.  12  S  13  wird  allerdings  bestimmt,  dass  die  Wittwe 
d:is  ÜLii  ihrer  minderjährigen  Kinder  mit  Inventar  und  Bürgschaft  zu  über- 
nehmen und  beider  Wiederverheirathung  Rechnung  zu  legen  hat.  Dagegen 
erklirren  über  bei  der  Verhandlung,  Com.  ge'n.  3,  1209  ff-»  ^^^  ^^^  Mont- 
lu^^on,  dass  nach  ihrer  alten  Coutume  die  Mutter  als  Vormünderin  ihrer 
Kinder:  n  est  point  tenue  de  prendre  leurs  biens  par  inventaire,  ny  d'  en 
renäre  compte  la  tuteile  finie,  que  en  conscience  seulement.  Und  das  scheint 
auch  sonst  bis  dahin  Rechtens  gewesen  zu  sein,  da  die  Vertreter  von  He- 
risson,  Gannat  und  Billy  zwar  der  neuen  Bestimmung  zustimmen,  aber  mit 
dem  Bemerken,  dass  dieselbe /^r  cy-apris  oder  doresnavant QQ\t\yng  haben 
solle.  Nach  der  Coutume  der  Stadt  Metz  9  S  6.  7  ist  der  Vater  als  Vor- 
mund der  Kinder:  tenu  de  rendre  compte  des  levees  de  leurs  biens ^  wobei 
er  die  Kosten  für  den  Unterhalt  und  sonstige  Aufwendungen  in  Abzug 
bringen  darf;  aber:  la  mere  «' est  comptable des  levees  du  bien  deses  enfans, 
hmdis  quelle  se  tient  en  viduiid ;  mais  eile  dem  eure  chargde  de  leur  nour- 
riiure  d  mtretenemcnt.  Schon  §785  wurde  die  ganz  verschiedene  Stellung 
des  Überlebenden  Vater  und  der  überlebenden  Mutter  neben  den  Kindern 
im  Rechte  der  Aemter  Lille  und  Tournai  besprochen.  Während  der  Vater 
den  Kindern  das  Muitergut  herauszugeben  h^u,  bleibt  die  unverheirathetc 
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Muner  in  Nutzung  und  Besitz  des  Vaterguts  der  Kinder,  so  lange  diese 
leben.  Aehnliches  scheint  sich  aus  der  Coutume  von  Namur  S  52  zu  er- 
geben. Nach  der  Coutume  von  Nivelles  S29,  Cout.  deBrabant,  Q.deBrux. 
2,  365,  darf  der  überlebende  Vater  von  dem  den  Kindern  verfangenen  Gut 
aichts  veräussem;  aber  der  überlebenden  Mutter  war  das  wenigstens  dann 
gestattet,  wenn  ihr  der  verstorbene  Vater  die  Befugniss  dazu  zugesprochen 
hatte.  Zu  beachten  ist  da  auch  die  Bestimmung  der  Coutume  von  Reims 
von  1481  S  189,  Varin  i ,  705,  wonach  die  Kinder  in  Gemeinschaft  mit 
der  Mutter  sind,  wenn  sie  Jahr  und  Tag  nach  dem  Tode  des  Vaters  mit  ihr 
ungetheilt  sitzen,  während  sie  durch  noch  so  lange  Zeit  keine  Gemeinschaft 
mit  dem  Vater  gewinnen  und  von  demselben  nie  mehr  verlangen  können, 
als  das  Eingebrachte  der  Mutter.  Solche  Angaben  sind  um  so  beachtens- 
wenher,  als  wir  da  in  andern  Rechten  die  Stellung  beider  Eltern  ganz  aus 
geglichen  finden,  etwa  im  Aasdomsrechte,  vgl.  S  723,  der  überlebende  Vater 
so  wenig,  wie  die  Mutter,  zur  Rechnunglegung  bezüglich  des  Guts  der  Kin- 
der verpflichtet  ist. 

Es  scheint  sich  da  doch  überall  um  Reste  aus  einer  Zeit  zu  handeln, 
bei  welcher  die  Kinder  als  nur  mit  der  Muner  in  unmittelbarem  vermögens- 
rechtlichen Zusammenhange  stehend  gefasst  erscheinen.  Stirbt  die  Mutter, 
so  löst  sich  die  Einheit  des  Gutes  der  Ehe,  es  zerfällt  in  einen  dem  Vater 
und  einen  andern  den  Kindern  gehörenden  Theil,  von  welchen  der  letztere 
vom  Vater  nur  für  die  Kinder,  so  lange  diese  minderjährig,  verwaltet  wird. 
Stirbt  der  Vater,  so  trin,  so  lange  die  Muner  unverheirathet  bleibt,  keinerlei 
Scheidung  des  Guts  oder  der  Einkünfte  ein.  Es  ergibt  sich  nur  ein  Gesammt- 
gut  der  Mutterfamilie,  über  dessen  Einkünfte  die  Mutter  ganz  nach  Belieben 
verfügt. 

Das  würde  sich  von  der  ältesten  nachweisbaren  Gestaltung  aus  leicht 
erklären,  wenn  wir  annähmen,  dass  die  Kinder  unmittelbar  vom  Vater  nichts 
geerbt  hatten,  wie  das  wegen  der  Verfügungsfreiheit  des  Vaters  auch  später 
immer  der  Fall  sein  konnte.  Dann  war  eben  alles  der  Mutterfamilie  zukom- 
mende Gut,  das  Eingebrachte  und  die  Errungenschaft  der  Mutter,  wie  der 
Widum,  zunächst  Eigenthum  der  Mutter,  welches  nur  insofern  zugleich  als 
Gesammteigenthum  der  Mutterfamilie  betrachtet  werden  kann,  als  der 
Mutter  ohnehin  die  Verpflichtung  oblag,  für  die  Kinder  zu  sorgen  und 
ihnen  ihr  Gut  ungemindert  zu  hinterlassen.  Trat  dann  mit  der  Zeit  das 
selbstständige  Erbrecht  der  Kinder  nach  dem  Vater  mehr  in  den  Vorder- 
grund, wurde  auch  der  Widum,  vgl.  S  876,  als  Vatergut  betrachtet,  so  ist 
es  erklärlich,  wenn  sich  in  den  spätem  westfränkischen  Rechten  durchweg 
die  Stellung  der  Mutter  als  Vormünderin  nicht  anders  beurtheilt  zeigt,  als 
die  des  Vaters. 

Ueberall  ergibt  sich  demnach  die  Auffassung,  dass  die  Kinder  trotz  der 
Ehe  vermögensrechtlich  ursprünglich  nur  zur  Mutter  gehörten,  ihre  Zu- 
kunft nur  durch  das  Gut  dieser,  dem  auch  der  Widum  zugezählt  wurde, 
gesichert  war,  dass  sie  auf  der  Vaterseite  nichts  weiter  zu  beanspruchen 
hatten,  da,  wenn  auch  ihr  Erbrecht  nach  dem  Vater  anerkannt  war,  es  ganz 
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906]  in  dessen  Belieben  stand ,  dasselbe  gegenstandslos  zu  machen ,  wäh- 
rend jedenfalls  der  Widum,  wahrscheinlich  aber  auch  das  sonstige  Mutter- 
gut von  vornherein  als  Gesammtgut  der  Mutter  und  ihrer  Kinder  behandeh 
erscheint. 

907,  Was  von  den  Vermögensverhältnissen,  gilt  aber  ebenso  von  den 
Standesverhältnissen.  Auch  bezüglich  dieser  hat  die  Ehe  die  Auffassung,  dass 
die  Kinder  zunächst  zur  Mutter  gehören,  nicht  beseitigt,  insofern  wir  trotz 
der  Ehe  Massgeben  des  Standes  der  Mutter  für  den  Stand  der 
Kinder  auch  da  finden,  wo  der  eheliche  Vater  andern  Standes  war.  Aller- 
dings trifft  das  allgemeiner  nur  den  landrechtlichen,  zweifellos  in  älteste 
Zeiten  zurückreichenden  Standesunterschied  zwischen  Freien  und  Unfreien. 
Hat  sich  der  Unterschied  zwischen  Adligen  und  Nichtadligen,  zwischen 
Nobles  und  Roturiers,  erst  im  Laufe  der  Zeit  auf  lehnrechtlicher  Grund- 
lage ausgebildet,  und  finden  wir  da  umgekehrt,  dass  in  der  Regel  nur  der 
adlige  Stand  des  Vaters  für  die  Kinder  massgebend  ist,  so  ist  das  nur  um 
so  bezeichnender  dafür,  dass  der  Vater  in  dieser  Richtung  erst  in  späterer 
Zeit  in  den  Vordergrund  tritt  *).  Es  ergibt  sich  damit  wenigstens  ein  Ge- 
gensatz gegen  alle  Rechte ,  nach  welchen  die  Kinder  den  Stand  des  Vaters 
haben,  aber  auch  denen,  nach  \yelchen  sie  der  ärgern  Hand  folgen,  in  der 
Ehe  damit  nicht  der  Stand  nur  eines  der  Eltern  massgebend  ist,  sondern 
beider,  so  dass  die  F*reiheit  des  Kindes  Freiheit  beider  Eltern  voraussetzt, 
dem  entsprechend  dann  auch  wohl  für  die  adlige  Geburt  Adel  beider  Eltern 
verlangt  wird. 

In  den  spätem  westfränkischen  Quellen  finden  wir  das  Massgeben 
nur  der  Mutter  für  die  Freiheit,  nur  des  Vaters  für  den  Adel  oft 
aufs  bestimmteste  in  dem  Satze  ausgesprochen :  La  verge  anoblit  et  le  venire 
affranchii.  Sehr  bestimmt  äussert  sich  Beaumanoir  45  S  30  dahin,  dass  die 
Gentillece  und  damit  insbesondere  das  Recht  zur  Ritterwürde  nur  vom 
Vater  übertragen  werde,  nicht  von  der  Mutter,  wenn  diese  auch  adlig :  Mais 
autrement  est  de  le  francise  des  honte  s  de  poeste  ;  aar  ce  qu'il  ont  de  fr  an- 
eise  lor  vient  de  par  lor  meres ;  et  quiconques  naisi  de  france  mere ,  il  est 
frans.  So  heisst  es  in  der  Carte  des  Hennegau  von  1534  eh.  84,  Cout.  de 
Hainaut  i ,  311:  Que  les  personnes  estans  de  noble  lignie  et  de  francque 
orine,  sans  nul^quel^conques  saincteurs  avoir  procedans  du  cosie' materneUe 
d*  icelle  orine,  seront  franc^  et  excmps  de  milleur  cattel payer  ä  la  mort^ 

Nun  war  diese  Freiheit  nach  der  Mutter  keineswegs  immer  ein  Vor- 
theil,  da  das  Gut,  welches  der  Vater  als  Unfreier  hatte,  auch  nur  auf  un- 
freie Kinder  vererben  sollte,  seine  nach  der  Mutter  freien  Kinder  daher  da- 


*)  Das  wird  denn  auch  zu  beachten  sein,  wenn  Brunner  in  seinem  Anm. 
zu  §  882  besprochenen  Aufsatze  8.  21  betont,  dass  nach  späterem  frUnkischen 
Recht  anerkannte  Bastarde  Anspruch  ouf  den  Adel,  Stamm  und  Wappen  des 
Vaters  haben.  In  allen  Zeugnissen  erscheint  das  ausdrücklich  auf  den  Adel  be- 
schränkt und  gestattet  damit  meines  Erachtens  keinerlei  Schluss  auf  die  Stel- 
lung der  Unechten  im  ältesten  fränkischen  Recht. 
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von  ausgeschlossen  waren.  So  heisst  es  etwa  in  der  Coutume  von  Meaux 
S  48 :  Lefranc  nc  succcde point  au  serf,  nee  e  contra^  quant  atix  biens  qui 
cMent  en  moricmain,  en  teile  manierej  que  si  un  enfant  est  nay  de  pere  serf 
et  de  tnere/ranche,  il  estfranc  et  ne  succedc  point  ä  son  pere  serf,  Billig- 
keitsrtlcksichten  haben  dann  wohl  dazu  geführt,  dass  man  den  Kindern  sol- 
cher Ehen  die  Wahl  zwischen  der  freien  und  der  unfreienSeite 
anheimstellte.  So  nach  der  Coutume  von  Troyes  S  7  in  einem  Theil  der 
Champagne:  ensuivent  et  ant  le  choix  et  Option  d* ensuir  et prendre  laquellc 
de  deux  conditions  que  bon  leur  semble,  en  delaissant  les  biens  et  succession 
de  celuy,  duquel  ils  delaissent  la  condition  et  Servitute,  So  sind  nach  der 
Coutume  von  Reims  von  148 1  $  309,  Varin  1,  821 ,  die  Kinder  nur  dann 
Nobles  nach  dem  Vater,  wenn  sie  das  Erbe  nach  der  unfreien  Mutter  aus- 
schlagen. Das  fuhrt  also  auf  eine  ganz  ähnliche  Entwicklung,  wie  wir  sie 
bei  der  Folge  der  Kinder  nach  dem  Vater  fanden;  vgl.  S  823  ff.  Regelte 
sich  diese  ursprunglich  nur  nach  dem  Widum  der  Muner,  so  hatten  später 
die  Kinder  die  Wahl,  ob  sie  sich  nur  an  die  Mutterseite  halten  und  unter 
Verzicht  auf  das  Erbrecht  nach  dem  Vater  nur  den  Widum  nehmen ,  oder 
aber  ob  sie  unter  Verzicht  auf  ihr  Vorrecht  auf  den  Widum  einfach  Erben 
des  Vaters  sein  wollten. 

Ist  noch  nach  späterm  Recht  im  allgemeinen  auch  in  der  Ehe  der  freie 
oder  unfreie  Stand  der  Mutter  für  die  Kinder  entscheidend ,  während  der 
des  Vaters  für  dieselben  ohne  Bedeutung  ist,  so  scheint  allerdings  der  Vcr- 
werthung  dieses  Umstandes  fUr  die  Beunheilung  ältesterZuständeim 
Wege  zu  stehen,  dass  diesen  standesungleiche  Ehe  überhaupt  unbekannt 
war.  Die  Vergleichung  der  verschiedenen  germanischen  Rechte  führt  zwei- 
fellos auf  die  Auffassung  zurück,  dass  der  unanstössige  Verkehr  eines  Freien 
mit  einer  Unfreien  nicht  als  Ehe  betrachtet  wurde ,  Jeder  Verkehr  einer 
Freien  mit  einem  Unfreien  aber  als  unzulässig  und  strafbar,  ohne  dass  da- 
für der  Unterschied  von  Ehe  und  Unehe  von  Bedeutung  war.  Nun  finden 
sich  allerdings  schon  in  den  ältesten  fränkischen  Quellen  Ehen  unter 
Standesungleichen  als  zulässig  anerkannt  und  von  ausserehelichem 
Verkehr  bestimmt  geschieden.  Aber  nach  LexSal.  13  S  8.9  und  insbeson- 
dere 25  S  5.  6  nur  in  der  Weise,  dass  der  freie  Theil  seine  Freiheit  ver- 
liert und  durch  die  Heirath  zum  Unfreien  des  Herrn  des  andern  Theiles 
wird.  Das  trifft  dann  natürlich  auch  die  Kinder,  so  dass  jeder  Anhalt  für 
die  Frage  fehlt,  ob  diese  dem  Stande  des  Vaters  oder  der  Mutter  folgen. 

Um  so  bestimmter  scheint  sich  das  letztere  da  zu  ergeben ,  wo  jene 
Strenge  des  Rechts  nicht  eingehalten  wurde,  weil  der  Herr  des  unfreien 
Theils  auf  das  ihm  aus  der  Ehe  erwachsene  Recht  verzichtete.  Es  haben 
sich  eine  Reihe  bezüglicher  Formeln  erhalten,  Roziere  N.  101  —  1 09,  deren 
Fassung  deutlich  erkennen  lässt ,  dass  man  vor  aUem  im  Auge  hatte ,  den 
Kindern  die  Freiheit  zu  wahren,  welche  sie  andernfalls  hätten  beanspruchen 
können.  Hätte  man  die  Freiheit  der  Kinder  als  durch  den  Stand  des  Vaters 
bedingt  gefasst,  so  müssten  die  Formeln  darauf  lauten,  dass  der  Freie,  wel- 
cher eine  Unfreie  zur  Ehefrau  genommen,  dadurch  für  sich  und  seine  mit 
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}M>7]  derselben  erzeugten  Kindtr  die  Freiheit  nicht  verwirkt  haben  solle. 
Aber  es  findet  sich  nicht  eine  einzige  solche  Formel.  Alle  lauten  darauf, 
dan  einer  Freien,  welche  sich  mit  einem  Unfreien  verheirathet  hat,  für  sich 
und  ihre  Kinder  oder  wenigstens  für  ihre  Kinder  die  Freiheit  verbleiben 
soll.  Ganz  ebenso  ist  bei  einer  Anweisung  für  einen  Missus  über  die  Giltig- 
kdl  solcher  Freibriefe  für  die  Kinder,  M.  ü.  Capit.  i,  145,  nur  Rede  von 
den:  servis  qui francas feminas  accipiunt ,  während  auch  hier  der  umge- 
kehrte Fall  unerwähnt  bleibt. 

Das  erklärt  sich  nur,  wenn  lediglich  der  Stand  der  Mutter  für  die  Kin- 
der massgebend  war.  War  diese  eine  Unfreie,  so  gehörten  ihre  Kinder  an 
und  für  sich  ihrem  Herrn;  man  scheint  gar  nicht  daran  gedacht  zu  haben, 
d;iss  diesem  ein  Verzicht  auf  sein  ohnehin  begründetes  Recht  auf  die  Kin- 
der zugemuthet  werden  könne,  weil  der  Vater  ein  Freier  war;  es  hätte  sich 
nur  darum  handeln  können,  ob  er  von  seinem  Rechte,  auch  den  Vater  als 
Unfreien  zu  beanspruchen,  Gebrauch  machen  wollte.  Anders  bei  ursprüng- 
licher PVeiheit  der  Mutter,  auf  deren  Kinder  der  Herr  an  und  für  sich  kein 
Recht  gehabt  hätte.  Wurde  es  dann  sichtlich  nach  den  Formeln  in  Einzel- 
fällen sehr  üblich,  auf  das  nach  der  Strenge  des  Gesetzes  nur  durch  die  un- 
gleiche Ehe  begründete  Recht  zu  verzichten,  so  wird  man  es  nach  und 
nach  als  geltendes  Recht  betrachtet  haben,  dass  auch  ohne  ausdrückliche 
Bewilligung  im  Einzelfalle  die  Freie,  welche  einen  Unfreien  zum  Manne 
nahm,  ihre  Freiheit  nicht  verlor  und  damit  auch  die  solcher  Ehe  entspros- 
senen Kinder  Freie  waren.  Wird  in  einer  Formel  des  eilficn  Jahrhunderts, 
Viollet  Etabl.  i,  179,  ausdrücklich  bestimmt,  dass  eine  Freigelassene  bei 
sirtßdesungleicher  Ehe  mit  ihren  Kindern  wieder  in  Knechtschaft  verfallen 
soll,  so  lässt  das  darauf  schliessen,  dass  das  im  allgemeinen  nicht  mehr  an- 
erkannt war. 

Für  das  Massgeben  des  Standes  der  Mutter  geben  aber  auch  die  Be- 
stimmungen der  Lex  Ribuaria  58  §9  ff.  über  standesungleiche  Ehen 
betichtenswerthe  Haltpunkte.  Allerdings  heisst  ^^  %  \\\  Si  ecclesiasiicus^ 
Homanus  vel  regius  homo  ingcnuam  Ribuariam  acciperit,  oder  umgekehrt, 
gmeraiio  eorum  scmper  ad  inferiora  declinetur,  Ist  damit  der  Grundsatz  der 
llrgern  Hand  ausgesprochen,  so  ist  einmal  zu  beachten,  dass  dieser  sich  mit 
Rücksicht  auf  den  ursprünglichen  Stand  der  Eltern  an  und  für  sichergeben 
miisste,  so  lange  daran  festgehalten  wurde,  dass  der  freie  Theil  durch  die 
Ehe  den  niedern  Stand  des  andern  erhielt.  Allerdings  scheint  die  Fassung 
d;if auf  zu  deuten ,  dass  das  hier  nicht  der  Fall  sein  sollte ;  es  scheint  eine 
Ausnahmsbestimmung  vorzuliegen,  auf  die  ich  nicht  näher  eingehen  möchte 
und  bei  der  zu  beachten  sein  dürfte,  dass  es  sich  nicht  einfach  um  Unfreie, 
sondern  um  Halbfreie  handelt  und  um  Theile  der  Bevölkerung,  deren  Ver- 
hiihnisse  wohl  nicht  einfach  nach  ribuarischem Recht  zu  beunheilen  waren. 

Davon  abgesehen  entsprechen  alle  Bestimmungen  dem  Massgeben  des 
Standes  der  Mutter.  Nicht  in  allen  Fällen  ist  daran  festgehalten,  dass  der 
Mitnn  in  den  niedern  Stand  der  Frau  tritt;  dann  heisst  es  $  10.  14  über- 
einstimmend: non  ipse,  sed  generatio  eins  serviai ;  für  die  Kinder  ist  dem- 
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nach  der  niedere  Stand  der  Mutter  massgebend.  In  andern  Fällen  ist  auch 
für  den  Ehegatten  an  der  vollen  Strenge  festgehalten.  In  diesen  aberscheint 
die  Verschiedenheit  der  Fassung  beachtenswerth ,  je  nachdem  es  sich  um 
den  Mann  oder  die  Frau  handelt.  So  S  15.  »6:  Si  auiem  Ribtiarius  ancil- 
latn  Ribtiarii  in  matrimonio  acciperit,  ipse  cum  ca  in  servitio  perseveret ; 
similiter  et  si  Ribuaria  hocfecerit,  ipsa  et  gener aiio  eins  in  servitio  persc- 
verent.  Genau  entsprechend  heisst  es  S  9  vom  Tabularius :  ipse  cum  ea  scr- 
VHS  permaneat ;  von  der  Tabularia:  ipsa  et  gener atio  eius  in  servitium  in- 
clineniur.  Dieser  Unterschied  der  Fassung  ist  doch  zweifellos  kein  zufälli- 
ger. Es  spricht  sich  in  demselben  die  Auffassung  aus,  dass  der  Vater  nur 
durch  die  Mutter  selbst  mit  der  Mutterfamilie  zusammenhängt,  sein  Stand 
für  den  der  Kinder  an  und  für  sich  ohne  Bedeutung  sein  würde,  während 
die  Kinder  nur  desshalb  Unfreie  werden,  weil  die  freie  Mutter  durch  die 
Ehe  eine  Unfreie  geworden  ist. 

War  die  Ehe  unter  Standesungleicben  ursprünglich  zweifellos  unzu- 
lässig, war  sie  dann  wenigstens  bei  den  Franken  nur  so  gestattet,  dass  der 
freie  Theil  seine  Freiheit  verlor,  hat  man  aber  im  Laufe  der  Zeit  diese 
Strenge  fallen  lassen  und  ergab  sich  auf  dieser  Grundlage  der  Rechtssatz, 
dass  der  freie  oder  unfreie  Stand  nur  der  Mutter  für  die  Kinder  massge- 
bend sei,  so  erklärt  sich  das  zweifellos  nur  dadurch,  dass  von  jeher  der 
Stand  der  Mutter  als  das  Ausschlaggebende  betrachtet  wurde.  Es  fehlt  jeder 
Grund  dafür,  vgl.  etwa  Viollet  Etabl.  i,  175  ff.,  an  das  römische  Recht  an- 
zuknüpfen. 

906.  In  dieser  Richtung  wird  weiter  zu  erwähnen  sein  das  Genügen 
des  Adels  der  Mutter  für  den  Adel  der  Kinder,  wie  er  sich  ab- 
weichend vom  gemeinen  französischen  Recht  insbesondere  in  der  Cham- 
pagne, in  Barrois  und  in  Artois  ausgesprochen  findet.  Die  Belege  finden 
sich  zusammengestellt  bei  Barthelemy  Recherches  sur  la  noblesse  mater- 
nelle  in  der  Bibl.  de  Tecole  des  chartes  21,  123  ff.,  an  welche  sich  dann 
eine  Reihe  anderer  Untersuchungen  angeschlossen  hat ;  vgl.  Viollet  Hist. 
253.  Für  unsere  Zwecke  werden  wir  dem  insofern  nicht  näher  nachzugehen 
haben,  als  es  sich  bei  der  Noblesse  um  einen  Standesunterschied  handelt, 
der  sich  zweifellos  erst  nachträglich  im  Anschluss  an  die  Aenderungen  im 
Kriegsdienste  und  an  das  Lehnwesen  entwickelt  hat,  der  nicht,  wie  die  Frei- 
heit, auf  älteste  Zeiten  zurückreicht.  E&  kann  daher  auch  nicht  gegen  un- 
sere Annahmen  sprechen,  wenn  nach  gemeinem  Droit  coutumier  nur  der 
Vater  für  den  adligen  Stand  der  Kinder  massgebend  ist  und  wenn  auch 
nach  den  Coutumes,  welche  die  Noblesse  maternelle  anerkennen,  dafür  der 
Adel  des  Vaters  auch  dann  genügt,  wenn  die  Mutter  eine  Roturiere  ist. 

Aber  auch  das  Umgekehrte  ist  in  den  bezüglichen  Coutumes  aufs  be- 
stimmteste ausgesprochen.  So  heisst  es  etwa  in  der  von  Meaux  S  5 :  Entre 
gens  roturiers  et  de  pote  le  fruict  ensuit  la  condition  du  ventre;  cestädire 
que  si  la  mSre  est  de  serve  condition ,  les  enfans  qui  en  ystrontsont  de  servc 
condition;  dagegen  $  4:  Entre  gens  nobles,  le  fruict  ensuit  la  condition  du 
p^re  ou  de  la  mere ;  car  il  suffit  que  V  un  des  conjoints  par  mariage  soit 


Digitized  by 


Google 


438  XVI.  Westfr.  R.  5.  Mutterrecht. 

908]  noble^  ä  ce  que  les  enfans  qui  en  ystront  soient  censc:^  et  r^^putr^  per- 
sonnes  nobles.  Dem  wurde  allerdings  von  den  königlichen  CommissäreD 
und  von  den  Vertretern  des  Adels  mehrfach  v^idersprochen ;  auch  wurden 
den  Nobles  de  par  mere  seulement  wohl  nicht  alle  Vorrechte  des  Adels  zu- 
gestanden oder  der  Satz :  la  mere  anoblist  f  enfant,  auf  bestimmte  Fälle  be- 
schränkt ;  vgl.  Anois  %  1 98,  Chalons  %  2. 

Es  findet  sich  dann  auch  hier  wohl  die  Bestimmung,  dass  die  Kinder 
sich  nur  dann  an  den  Adel  der  Mutter  halten  können ,  wenn  sie  sich  da- 
gegen zum  Verzicht  auf  dieErbschaft  nach  dem  Vater  verstehen. 
So  zu  Clermont  en  Argonne  2  S  2  und  ähnlich  in  andern  Coutumes  des 
Barrois:  £t  s'  ils  sont  issus  de  pere  roiurier  et  de  mere  noble y  et  veuUni 
choisir  coste  maternel  en  renongant  avant  apprehension  de  succession  aux 
biens  et  succession  de  leur  pere  roturier  dedans  quarante  jours  de  V  adver- 
tissement  quils  ont  de  la  mort  de  leur  pere,  tels  enfans  apris  teile  renon- 
ciation  faite  au  greffe  dudit  bailliage,  sont  tenus  et  repute:^  nobles. 

Die  ganze  Gestaltung  geht  zweifellos  nicht  erst  auf  die  Bemühungen 
Nichtadliger  zurück,  in  der  Zeit  der  amtlichen  Aufzeichnung  der  Coutumes 
der  Adelsrechte  theilhaftig  zu  werden.  Nach  einem  mir  nur  im  Auszuge 
bekannten  Urtheile  des  Parlaments  von  1280,  Boutaric  Actes,  i,  362,  soll 
Genannter  Ritter  bleiben:  combien  quil  ne  sott  noble  que  par  de  sa  mere 
et  par  son  pire  est  roturier.  Es  heisst  weiter  in  den  zu  Ende  des  dreizehnten 
Jahrhunderts  zusammengestellten  Coustumes  de  Champaigne  S  6,  Cout 
ge'n.  3,  211,  dass,  wenn  eine  adlige  Dame  mit  Lehen  einen  Nichtadligen 
heirathet,  der  Herr  ihren  Kindern  die  Lehen  vorenthalten  kann :  pour  ce 
que  li  enfans  suyent  la  pieur  condition ;  et  convient  que  il  soient  taillables 
et  de  main  morte,  se  leur  pire  en  estoit;  ou  il  convient  qu'il  quictent  taute 
la  descendue  de  leur  pire ;  ainsi  en  use  fen  et  en  a  fen  usd.  Erscheint  da 
das  Massgeben  der  argem  Hand  als  Regel  gefasst,  so  wird  das  daraus  zu 
erklären  sein,  dass  eine  Adlige  sich  wohl  überwiegend  zur  Ehe  mit  einem 
Nichtadligen  nur  dann  verstand,  wenn  dieser  der  Begütertere  war,  die  Kin- 
der demnach  auch  zunächst  auf  das  Gut  des  Vaters  angewiesen  waren. 
Aber  die  Ausnahme  ergibt  aufs  bestimmteste,  dass  schon  damals  der  später 
mehrfach  ausgesprochene  Satz  galt,  dass  die  Kinder  sich  nach  ihrer  Wahl 
an  das  Gut  und  dann  auch  den  Stand  des  Vaters  halten  konnten,  oder  unter 
Verzicht  auf  das  Vatergut  an  den  Adel  der  Mutter  und  die  etwaigen  Lehen 
derselben.  Und  das  bestätigen  Zeugnisse  aus  den  frühern  Zeiten  des  vier- 
zehnten Jahrhundens;  vgl.  Bibl.  de  Tee.  des  eh.  50,  518.  530. 

Man  wird  aber  wohl  noch  weiter  gehen  und  wenigstens  für  die  Cham- 
pagne ursprünglich  Vererbung  des  Adels  nur  durch  die  Mutter 
annehmen  müssen.  Nachdem  schon  früher  ein  Urtheil  des  Bailli  von  Cha- 
lons von  1 342  beachtet  war,  wonach  nicht  blos  die  Freiheit,  sondern  auch 
der  Adel  dreier  Cousinen  lediglich  daraufhin  anerkannt  wurde ,  dass  sie 
den  Adel  der  Mutter  ihrer  Mütter  nachwiesen,  hat  Guilhiermoz  in  der  Bibl. 
de  Tee.  des  eh.  50,  509  die  Acten  eines  Processes  aus  der  Zeit  kurz  nach 
1314  veröffentlicht  und  besprochen,  welche  in  dieser  Richtung  nach  den 
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schon  von  ihm  genauer  begründeten  Umständen  aufs  bestimmteste  auf  das 
Massgeben  nur  der  Mutterlinie  hinweisen.  Der  Beweis  des  Adels  eines  kin- 
derlos Verstorbenen  wird  lediglich  darauf  gestützt,  dass  seine  Mutter,  weiter 
seine  Muttermutter,  endlich  deren  Mutter,  seine  Bisaieule,  von  adliger  Ge- 
burt gewesen  seien.  Wird  nebenbei  wohl  erwähnt,  dass  auch  der  Vater 
einer  der  Mütter  Chevalier  war  oder  dass  sie  Noble  de  tous  cdte's  gewesen, 
so  wird  darauf  sichtlich  nicht  das  geringste  Gewicht  gelegt;  der  ganze  Zeu- 
genbeweis hat  nur  im  Auge,  festzustellen,  dass  die  bezüglichen  Mütter  von 
adligen  Müttern  geboren  oder  dass  ihre  von  derselben  Mutter  gebornen 
Brüder  Chevaliers  gewesen  seien.  Auch  der  Gegner  bestreitet  mit  keinem 
Worte  das  Massgeben  dieses  Beweisganges ;  er  sucht  lediglich  geltend  zu 
machen,  dass  die  Mutter  nicht  adlig  gewesen  oder  doch  auf  ihren  Adel  frei- 
willig verzichtet  habe.  Und  bei  diesem  Prozesse  handelt  es  sich  nicht  um 
das  Recht  auf  bestimmte ,  vom  Vater  oder  der  Mutter  herrührende  Güter, 
für  das  immerhin  auch  damals  der  Stand  nur  des  Vaters  oder  der  Mutter 
massgebend  gewesen  sein  mag.  Es  handelt  sich  lediglich  um  den  Stand  der 
Person  selbst,  darum,  ob  sein  erbloses  Gut  an  den  Landesherrn  fallen  sollte, 
wie  das  zutraf,  wenn  er  als  Adliger  anerkannt  wurde.  Man  wird  der  Folge- 
rung des  Herausgebers  zustimmen  müssen,  dass  hier  für  den  Adelstand  der 
Person  lediglich  die  Abstammung  aus  adliger  Mutterlinie  als  massgebend 
betrachtet  wurde. 

Die  Noblesse  matemelle  gestattet  allerdings  insofern  keinen  Rück- 
schluss  auf  älteste  Zeiten,  als  diesen  die  Noblesse  in  späterer  Auflassung 
überhaupt  noch  fremd  war.  Wohl  aber  lässt  sie  doch  schliessen,  dass  die 
Auffassung  des  Massgebens  des  Standes  der  Mutter  von  altersher  eine  über- 
aus festgewurzelte  gewesen  sein  muss,  wenn  sie  sich  wenigstens  ausnahms- 
weise später  selbst  für  die  Beurtheilung  ganz  neu  aufkommender  Standes- 
unterschiede geltend  machen  konnte.  Für  die  auf  älteste  Zustände  zurück- 
gehende Scheidung  zwischen  freien  Roturiers  und  Serfs  hat  sich  das  Mass- 
geben des  Standes  der  Mutter  immer  erhalten.  Wenn  das  beim  Aufkom- 
men des  Standes  der  Nobles  im  allgemeinen  nicht  der  Fall  war,  so  erklärt 
sich  das  leicht  aus  den  Verhältnissen,  welche  zur  Entstehung  desselben 
führten.  Um  so  sicherer  werden  wir  schliessen  dürfen,  dass,  wenn  wenig- 
stens vereinzelt  für  den  neuaufgekommenen  Stand  nur  die  Mutter  massge- 
bend war,  das  nur  die  Nachwirkung  einer  altern  Auffassung  sein  konnte, 
wonach  jeder  Stand  lediglich  von  der  Mutter  ererbt  wurde. 

Hatten  sich  aber  im  allgemeinen  diese  Verhältnisse  dahin  entwickelt, 
dass  für  den  Adel  zunächst  der  Vater  massgebend  war,  so  ist  es  doch  zwei- 
fellos Nachwirkung  jener  altern  Auffassung,  wenn  man  es  in  manchen  Ge- 
bieten wenigstens  für  unbillig  hielt ,  dass  die  Kinder  einer  adligen  Mutter 
den  Stand  dieser  verlieren  sollten,  weil  dieselbe  einen  Nichtadligen  gehei- 
rathet  hatte.  Man  gestattete  dann  den  Kindern,  die  Wirkungen  dieser  Ehe 
gleichsam  nachträglich  rückgängig  zu  machen ,  indem  sie  sich  an  den  bes- 
sern Stand  der  Mutter  hielten,  dafür  aber  auch  auf  ihr  durch  jene  Ehe  be- 
gründetes Erbrecht  nach  dem  Vater  verzichteten.  Also  auch  hier  ganz  ähn- 
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90S]  lich,  wie  bei  der  spätem  Gestallung  des  Erbrechts.  Es  stand  in  der 
Wahl  der  Kinder,  einfach  den  auf  sie  entfallenden  Kopftheil  des  Nachlasses 
des  Vaters  zu  nehmen,  oder  aber  unter  Verzicht  auf  den  Nachlass  des  Vaters 
sich  an  das  Erbgut  und  an  den  Widum  der  Mutter  zu  halten. 

Ö09,  Unsere  Erörterungen  führten  uns  bezüglich  der  Vermögensvcr- 
hilUnisse,  wie  der  Standesverhältnisse  auf  bis  in  die  spätesten  Zeiten  zu  ver- 
iblf^cnde  Fortdauer  der  Bedeutung  der  einseitigen  Mutter f a- 
milicirotzderEhe.  Diese  musste  allerdings  mehr  und  mehr  zum  Bc- 
^riß  der  zweiseitigen  Elternfamilie,  vgl.  S  646,  führen,  bei  der  die  Kinder 
beiden  Elterntheilen  gleich  nahe  stehen  und  in  der  während  ihrer  Dauer  der 
VVilie  des  Vaters  der  massgebende  sein  muss,  schon  desshalb,  weil  für  die 
gcrmanii^che  Ehe  vor  allem  eine  fast  unbeschränkte  Gewalt  des  Mannes  über 
die  Fniu  und  damit  über  die  mit  ihr  gezeugten  Kinder  kennzeichnend  ist. 
Die  Entwicklung  des  französischen  Rechts  ist  dann  weiter  sichtlich  darauf 
gerichtet,  auch  die  Rechtswirkungen  nach  Lösung  der  Ehe  mehr  und  mehr 
der  zweiseitigen  Familie  anzupassen.  Aber  selbst  in  späterer  Zeit  hat  sich 
doch  die  rautterrechtliche  Auffassung  nicht  verloren,  dass  die  Kinder  zu- 
nächst aiur  Mutter  gehören,  dass  innerhalb  der  Gesammtfamilie  der  engere 
Verband  der  einseitigen  Mutter familie  fonbesteht,  zu  der  der  Vater  nur  in 
Folt^c  der  Ehe  mit  der  Mutter  und  wöhrend  der  Dauer  derselben  in  engerer 
Verbindung  steht.  Ihren  Hauptrückhalt  haben  die  Kinder  noch  immer  an 
der  Muicerfamilie ;  sie  sollen  durch  ihre  Beziehungen  zum  Vater  keinerlei 
Einbusse  an  Rechten  erleiden  müssen,  welche  ihnen  als  Kindern  ihrer 
Mutter  zustehen  würden.  Wo  das  der  Fall  sein  würde,  da  haben  sie  das 
Recht,  die  ganze  Verbindung  mit  dem  Vater  zu  lösen,  sich  für  die  Mutter- 
seite  zu  entscheiden,  sich  an  das  Vermögen  der  Mutter  mit  Einschluss  des 
VViduiii  und  an  den  Stand  der  Mutter  zu  halten  und  dagegen  auf  ihr  Erb- 
recht nach  dem  Vater  zu  verzichten. 

Diese  Verhältnisse  führen,  wie  ich  denke,  mit  grösster  Sicherheit  auf 
das  Mutterrecht  als  Ausgangspunkt  der  Entwicklung.  Die  festere 
Gcstahuni;  der  fränkischen  Ehe  muss  die  mutterrechtliche  Auffassung,  dass 
die  Kinder  zur  Mutter,  nicht  zum  Vater  gehören,  nicht  allein  vorgefunden 
haben,  sondern  sie  hat  dieselbe  überhaupt  nie  vollständig  beseitigt.  Fühnc 
die  Ehe  zu  einer  zweiseitigen  Familie,  so  nahm  innerhalb  derselben  doch 
bis  in  späteste  Zeiten  der  engere  Verband  der  Mutterfamilie  eine  Sonder- 
stellung ein,  die  es  den  Kindern  gestattete,  wenn  das  in  ihrem  Interesse  lag, 
nach  dem  Bruche  der  Ehe  alle  Nachwirkungen  derselben  zu  beseitigen  und 
lediglich  die  Rechtsstellung  zu  beanspruchen,  die  ihnen  als  Gliedern  der 
Muiierfamilie  zukam. 

Dass  das  nicht  erst  das  Ergebniss  nachträglicher  Weiterentwicklung 
sein  kann,  dass  es  sich  nur  als  Rest  ältester  Zustände  erklärt,  wird  einer  be- 
stimm lern  Begründung  kaum  bedürfen.  So  weit  wir  die  Entwicklung  des 
frltnkischen  Rechts  in  geschichtlicher  Zeit  verfolgen  können,  ergibt  sich 
nach  bereits  JBemerktem  und  später  zu  Bemerkendem  auch  hier  fortschrei- 
icnde  Annäherung  an  die  Gesichtspunkte  der  zweiseitigen  Familie,  Aus- 
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gleichling  zwischen  der  Stellung  der  Kinder  zum  Vater  und  zur  Mutter, 
stärkeres  Hervortreten  des  Vaters.  Damit  wäre  die  Annahme  durchaus  un- 
vereinbar, dass  jene  sich  noch  in  spätester  Zeit  geltend  machende  Bedeu- 
tung der  Mutterfamilie  erst  das  Ergebniss  nachträglicher  Entwicklung  sein 
könne.  Und  ich  betonte  schon  S  613  den  allgemeinen  Gesichtspunkt,  wie 
gerade  auf  Grundlage  der  Ehe  jedes  stärkere  Hervortreten,  jede  Bevorzugung 
der  Vaterseite  als  Ergebniss  nachträglicher  Entwicklung  leicht  seine  Erklä- 
rung finden  kann ;  wie  sich  dagegen  gerade  auf  dieser  Grundlage  irgend- 
welche Bevorzugung  oder  Sonderstellung  der  Mutterfamilie  nicht  wohl  erst 
entwickeln  konnte ;  wie  sich  dieselben  demnach  da ,  wo  sie  sich  trotz  der 
Ehe  linden,  nur  als  Rest  vorehelicher  Zustände  fassen  lassen.  Gestatten 
noch  die  spätem  Coutumes  den  Kindern ,  sich  bezüglich  ihres  Erbrechts 
und  ihrer  Standesrechte  lediglich  an  die  Munerseite  zu  halten,  so  muss  das 
meines  Erachtens  auch  den  Schluss  unabweisbar  machen,  dass  diese  Ver- 
hältnisse sich  im  fränkischen  Recht  nur  von  der  Grundlage  des  Mutterrechts 
aus  entwickelt  haben  können. 

Ich  glaube  nun  Gewicht  darauf  legen  zu  dürfen ,  dass  dieses ,  wenig- 
stens mir  persönlich  durchaus  gesichert  erscheinende  Ergebniss  gewonnen 
wurde  ohne  den  gewichtigen  Haltpunkt  zu  berücksichtigen ,  welchen  der 
älteste  Text  der  Lex  Salica  dadurch  bietet,  dass  er  die  Kinder  lediglich  von 
der  Mutter  und  ihrer  Seite  unter  Ausschluss  des  Vaters  und  seiner  Seite 
beerben  lässt.  Wir  werden  diese  Verhältnisse  nach  Feststellung  der  Art  der 
Folge  der  Rückenerben  im  spätem  französischen  Recht  genauer  erörtern. 
Für  den  nächsten  Zweck  wird  es  genügen,  darauf  hinzuweisen,  wie  unsern 
Ergebnissen  gegenüber  das  ausschliessliche  Erbrecht  der  Mutter  kaum  auf- 
faUen  kann.  Für  die  Kinder  war  das  Erbe  nach  der  Mutter  durchaus  mass- 
gebend; auch  derTheil  des  ursprünglichen  Vaterguts,  auf  den  sie  bestimmt 
rechnen  konnten,  der  Widum,  war  nach  ältester  Auffassung  Eigen  der 
Mutter,  vererbte  auf  sie  nach  dem  Tode  der  Mutter  als  Muttergut.  Und 
dieses  Erbe  nach  der  Mutter  war  das  einzige,  das  ihnen  gesichert  war ;  auch 
dann,  wenn  ihnen  zugleich  Erbrecht  nach  dem  Vater  zustand.  Denn  diesem 
gegenüber  hatten  sie  kein  Warterecht,  er  konnte  über  das  ihm  verbliebene 
Vermögen  nach  Belieben  verfügen,  konnte  ihr  Erbrecht  gegenstandslos 
machen.  Waren  die  Kinder  durchaus  auf  das  Erbe  nach  der  Mutter  ange- 
wiesen, so  erklärt  es  sich^  wenn  umgekehrt  auch  nur  die  Mutter  unter  Aus- 
schluss des  Vaters  ihre  Kinder  beerbt. 

910,  Nun  würde  freilich  jenes  ausschliessliche  Erbrecht  der  Mutter 
sich  noch  ungleich  leichter  erklären,  wenn  wir  uns  zur  Annahme  ur- 
sprünglichen Fehlens  des  Erbrechts  nach  dem  Vater  berech- 
tigt halten  dürften.  Möchte  ich  die  Berechtigung  derselben  kaum  bezwei- 
feln, so  ist  freilich  zuzugeben,  dass  schon  nach  jenem  ältesten  Zeugnisse, 
welches  noch  das  ausschliessliche  Erbrecht  der  Mutter  ausspricht,  dennoch 
das  Erbrecht  der  Kinder  nach  dem  Vater  anerkannt  zu  sein  scheint.  Aller- 
dings ist  über  das  Erbrecht  der  Kinder  unmittelbar  nichts  gesagt.  Beginnt 
aber  die  Erbentafel  L.  Sal.  59  mit  der  Bestimmung:  Si  quis  mortuns fuerit 
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910]  et  filios  non  dimiserit  ^  si  mater  sua  supcrfuerit,  ipsa  in  herediiatem 
SMcccdaty  so  wird  auch  der  Schluss  nicht  abzuweisen  sein,  dass  wenn  Je- 
mand, also  auch  der  Ehemann,  Kinder  hinterliess,  er  von  diesen  in  erster 
Reihe  beerbt  wird,  nur  beim  Fehlen  dieser  das  Erbrecht  seiner  Mutter  und 
deren  Sippe  zur  Geltung  gelangt.  Höchstens  Hesse  sich  geltend  machen, 
man  habe  es  vermieden,  das  Vorrecht  der  Kinder  unmittelbar  und  aus- 
drücklich auszusprechen,  weil  da  bezüglich  des  Vaters  noch  hie  und  da  im 
allgemeinen  veraltete  Bedenken  geltend  gemacht  werden  mochten  und  man 
daher  eine  Fassung  wählte,  welche  das  Vorrecht  der  Kinder  mehr  andeutete, 
als  aussprach. 

Aber  wenigstens  mittelbar  scheinen  mir  einzelne  andere  Bestimmungen 
der  Lex  Salica  zu  ergeben^  dass  sie  sich  nur  in  einer  Zeit  so  festgestellt 
haben  können,  in  der  die  Kinder  noch  nicht  als  Erben  des  Vaters  anerkannt 
waren,  sondern  dieser  von  seiner  Mutter  und  deren  Sippe  in  derselben 
Weise  beerbt  wurde,  wie  das  im  Titel  De  alodis  zunächst  nur  für  den  Kin- 
derlosen angegeben  ist.  Ich  folgere  das  aus  Bestimmungen,  bei  welchen, 
wenn  das  Erbrecht  der  Kinder  nach  dem  Vater  feststand,  diese  auch  in  er- 
ster Reihe  zu  berücksichtigen  gewesen  sein  würden ,  wahrend  statt  dessen 
sofort  von  den  Geschwistern  öder  sonstigen  Rückenerben  des  Vaters  die 
Rede  ist.  Ich  gehe  vorläufig  auf  die  Einzelbelege  nicht  ein,  um  bei  Bespre- 
chung der  ältesten  Folge  der  Rückenerben  darauf  zurückzukommen,  da  ihr 
Gewicht  nur  im  Zusammenhange  mit  dieser  zur  genügenden  Geltung  ge- 
langen kann.  Dagegen  dürfte  es,  um  das  vorzubereiten,  sich  empfehlen,  so- 
gleich die  Frage  aufzuwerfen,  ob,  wenn  sich  bestimmtere  Haltpunkte  für 
ursprüngliches  Fehlen  des  Erbrechts  nach  dem  Vater  finden  sollten ,  das 
nach  dem  Ergebnisse  der  unmittelbar  vorhergehenden  Untersuchungen 
irgend  auffallen  könnte,  und  wie  sich  dann  das  spätere  Erbrecht  nach  dem 
Vater  entwickelt  haben  dürfte. 

Gibt  es  germanische  Rechte,  in  welchen  sich  das  Erbrecht  nach  dem 
Vater  schon  unabhängig  von  der  Ehe  festgestellt  haben  muss,  vgl.  S  899, 
da  es  noch  später  Unechten  ebenso  zusteht,  wie  Echten,  so  ist  dasselbe  bei 
den  Franken  zweifellos  erst  Ergebniss  der  rechten  Ehe  gewesen,  welche 
auch  ohne  freiwillige  Anerkennung  oder  gerichtliche  Ueberführung  die 
Vaterschaft  feststellte.  Der  Vater  konnte  seinen  unehelichen  Kindern  durch 
Vergabung  unter  Lebenden  oder  durch  Erbeseinsetzung,  durch  Adfatimus, 
sein  Vermögen  ganz  oder  theilweise  zuwenden;  war  das  aber  nicht  der 
Fall  gewesen,  so  stand  ihnen  auch  zweifellos  von  jeher,  wie  noch  später, 
keinerlei  Erbrecht  zu. 

Ist  es  nun  wahrscheinlich,  dass  sich  das  durch  das  Eingreifen  der 
rechten  Ehe  sofort  geändert  habe?  Es  wäre  ja  denkbar,  dass  man  bei  dieser, 
wie  die  Gestaltung  der  Verfangenschaftsrechte  das  nahe  legen  könnte,  die 
Zukunft  der  Kinder  von  vornherein  dadurch  sicherzustellen  suchte ,  dass 
man  in  den  Eheberedungen  Erbrecht  und  Warterecht  der  Kinder  nach  dem 
Vater,  wie  nach  der  Mutter  bedang.  Aber  die  Gestaltung  des  Widum  und 
dessen,  was  damit  zusammenhängt,  ergibt  aufs  bestimmteste,  dass  das  wenig- 
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stens  bei  den  W  estfraaken  nicht  der  Fall  war.  Durch  Vergabung  der  Hälfte 
oder  doch  eines  sehr  bedeutenden  Theiles  seines  Gutes  an  die  Frau  erwarb 
der  Mann  sein  Recht  auf  die  Frau,  war  damit  aber  auch  jeder  Verpflichtung  ge- 
gen die  Kinder  der  Ehe  ledig,  da  diese  durch  den  ihnen  verfangenen  Widum 
der  Mutter  gesichert  waren,  lieber  das  ihm  verbleibende  Gut  konnte  er 
ganz  nach  Belieben  verfügen.  Er  konnte  es  für  den  Widum  spaterer  Ehen 
verwenden.  Er  konnte  es  an  uneheliche  Kinder  oder  sonstige  Fremde  ver- 
gaben oder  dieselben  dafür  zu  Erben  setzen.  Nur  wenn  er  das  unterlassen 
hatte,  musste  sich  die  Frage  ergeben,  an  wen  sein  Nachlass  zu  vererben 
habe. 

Nun  war  doch  unmittelbar  keinerlei  Grund,  diese  Frage  anders  zu 
beanrwonen,  als  das  bei  unehelichen  Kindern  der  Fall  gewesen  sein  würde. 
Durch  die  Bewidmung  der  Mutter  hatte  der  Vater  allen  Ansprüchen  seiner 
ehelichen  Kinder  genügt.  Die  ganze  Gestaltung  des  Widum,  vgl.  $  905, 
weist  darauf  hin,  dass  mit  Lösung  der  Ehe  auch  jede  vermögensrechtliche 
Verbindung  der  Mutterfamilie  mit  dem  Vater  oder  seiner  Sippe  gelöst  sein 
sollte.  Fiel  das  Gut  der  kinderlosen  Mutter,  und  zwar  ursprünglich  mit  Ein- 
schluss  des  Widum,  vgl.  S  870,  an  deren  Sippe,  so  könnte  es  nicht  befrem- 
den, wenn  nun  das  Gut,  welches  der  Vater  unverfügt  hinterliess,  nach  ge- 
setzlichem Erbrecht  seiner  Sippe  zufiel,  wenn  da  der  Umstand,  dass  er  Kin- 
der halte,  welche  zwar  eheliche,  aber  durch  den  Widum  der  Mutter  bereits 
für  alle  Ansprüche  an  das  Gut  des  Vaters  abgefundene  waren,  ganz  unbe- 
rücksichtigt bleiben  konnte. 

Ist  es,  wie  ich  denke,  von  vornherein  unwahrscheinlich,  dass  die  frän- 
kische Widumsehe  sofort  auch  Erbrecht  der  Kinder  nach  dem  Vater  zur 
Folge  hatte,  und  scheint  sich  das  durch  einzelne  Haltpunkte,  auf  welche 
wir  zurückkommen,  bestimmter  zu  bestätigen,  so  kann  dann  die  nachträg- 
liche Entwicklung  des  Erbrechts  nach  dem  Vater  auch  kaum 
zweifelhaft  sein.  Schon  Dargun  Mutterrecht  68  ist  da  zu  entsprechender 
Annahme  gelangt,  Waren  Mutter,  gleichmuttrige  Geschwister  und  sonstige 
Angehörige  seiner  Muttersippe  gesetzliche  Erben  des  Vaters,  so  stand  ihnen 
doch  zweifellos,  wie  das  noch  das  spateste  Recht  bestätigt,  keinerlei  Warte- 
recht zu ,  war  der  Vater  durch  sie  so  wenig,  wie  durch  Frau  und  Kinder, 
an  ganz  freier  Verfügung  über  sein  ihm  verbliebenes  Vermögen  gehindert. 
Wie  jedem  Fremden,  wie  seinen  unehelichen  Kindern ,  so  konnte  er  das- 
selbe auch  seinen  ehelichen  Kindern  vergaben  oder  dieselben,  wie  das  näher 
lag,  durch  Adfatimus  zu  Erben  setzen. 

Konnte  er  damit  aber  das  Erbrecht  seiner  Muttersippe  gegenstandslos 
machen,  und  wird  es  durchweg  seinem  Wunsche  entsprochen  haben,  dass 
sein  Nachlass  in  erster  Reihe  seinen  Kindern  zukomme,  so  wird  solche 
Erbeneinsetzung  bald  so  regelmässig  erfolgt,  vielleicht  auch  von  der 
Sitte  verlangt  sein,  dass  man,  wie  wir  bei  einer  Reihe  ähnlicher  Verhält- 
nisse anzunehmen  haben,  schliesslich  auch  ohne  Einhaltung  der  Form  den 
bezüglichen  Willen  des  Vaters  als  selbstverständlich  voraussetzte,  und  da- 
raufhin auch  das  gesetzliche  Erbrecht  sich  dahin  änderte,  dass  die  ehelichen 
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910]  Kinder,  bei  welchen  die  Vaterschaft  als  von  vornherein  feststehend  be- 
trachtet wurde,  in  erster  Reihe  zu  Erben  ihres  Vaters  berufen  wurden.  Zu- 
mal dadurch  die  Verfügungsfreiheit  des  Vaters  in  keiner  Weise  beeinträch- 
tigt wurde.  Denn  zu  einem  Wanerecht  hat  sich  auch  das  bis  zum  Ein- 
dringen römischer  Auffassung  im  spätem  Mittelalter,  vgl.  $  829,  nie  ent- 
wickelt. Wie  früher  das  Erbrecht  seiner  Muttersippe,  so  konnte  auch  jetzt 
der  Vater  das  Erbrecht  seiner  Kinder  durch  anderweitige  Verfügungen  ge- 
genstandslos machen,  so  dass  der  feste  vermögensrechtliche  Rückhalt  der 
Kinder  nach  wie  vor  nur  in  ihrem  Erbrecht  nach  der  Mutter  mit  Einschluss 
des  Widum  lag. 


6.  Gemeine  Rückenfolge. 

911.  Ergab  die  Besprechung  der  Nachkommenfolge,  dass  diese  noch 
im  spätem  Recht  eine  verschiedene  sein  konnte,  je  nachdem  es  sich  um  Be- 
erbung des  Vaters  oder  der  Mutter  handelte,  so  fiel  der  Unterschied  der  Be- 
standtheile  dafür  nicht  ins  Gewicht ;  das  gesammte  Gut  der  Eltern  fiel  nur 
an  ihre  Kinder.  Anders,  wenn  es  beim  Fehlen  von  Kindern  zur  Rücken- 
folge kam;  es  macht  sich  dann  eine  ganz  verschiedeneFoIgeindie 
ßestandtheile  des  Nachlasses  geltend. 

Für  die  gesammte  Gestaltung  der  französischen  Rückenfolge  ist  vor 
allem  massgebend  die  scharfe  Unterscheidung  dreier  Bestand- 
t  heile,  wie  wir  sie  genau  ebenso  insbesondere  im  gothisch  -  spanischen 
Recht  wiederfinden  werden.  Der  eine  Bestandtheil  ergibt  sich  aus  der  Schei- 
dung von  Liegenschaft  und  Fahrniss.  Die  Fahrniss,  die  Meubles,  ver- 
erbt immer  einheitlich,  ohne  alle  Rücksicht  darauf,  ob  sie  erst  vom  Erb- 
lasser erworben  oder  aber  schon  von  ihm  ererbt  wurde.  Als  den  Meubles 
gleichgestellt  werden  oft  die  C  a  t  e  u  x  genannt ;  vgl.  Glasson  Hist.  du  dr. 
Fr.  7,  221.  227,  Pollock  and  Maitland  Hist.  of  Engl,  l^w,  2,  149.  Der  Ge- 
brauch des  Ausdrucks  ist  ein  sehr  schwankender.  Zuweilen  bezeichnen 
Catel  und  Meuble  ganz  dasselbe.  Oder  jenes  ist  Sonderausdruck  für  un- 
theilbare  Fahrniss;  so  im  Livre  de  Jostice  5,  7  S  3 :  Chetiex  est  chose  que 
Ten  ne  puei  pariir.  Boutillier  1  c.  74  bezeichnet  alsCateux  insbesondere  die 
Meubles  immeubles,  was  sich  nicht  fortbewegen  lässt  und  doch  nicht  für 
He'ritage  gehalten  wird.  Für  unsere  Zwecke  hat  der  Unterschied  keine  Be- 
deutung, da  bezüglich  der  Erbenfolge  und  der  Gemeinschaft  Meubles  und 
Cateux  immer  ganz  gleich  behandelt  erscheinen.  Insbesondere  fällt  auch  die 
ererbte  Fahrniss  jeder  Art  nicht  unter  den  Begriff  des  Erbgutes«  So 
sagt  De  Fontaines  33  S  12,  ed.  Marnier  385:  Nos  apelons  h^ritage  touies 
les  ieneures  et  totes  les  droitures,  qui  nos  escheent  de  pire  ou  de  mere  ou 
de  autres  persones  de  nosire  lignage,  nis  le  conque^  quilßrent;  mis  mue- 
bles  et  chateus  n  apelons  nos  pas  he'ritage,  encore  nos  soient  il  chiu  des  de- 
vant  dites  persones  par  proimetS. 
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Dagegen  greift  nun  für  Liegenschaften  eine  ganz  verschiedene 
Folge  Platz,  je  nachdem  es  sich  dabei  um  Er  bland,  Propre  oderHeritage 
handelt,  oder  aber  um  Gewinnland,  um  AcquSt  oder  Conquet,  wobei, 
ohne  dass  der  Unterschied  sprachlich  irgendwie  genauer  beachtet  wurde, 
jenes  wohl  zunächst  das  vom  Erblasser  allein,  dieses  das  in  Gemeinschaft 
mit  dem  Ehegatten  Erworbene  bezeichnet.  Und  dafür,  dass  diese  Unter- 
scheidung auf  ältestes  frankisches  Recht  zurückgeht ,  spricht  nicht  blos  die 
Uebereinstimmung  der  spätem  Coutumes  unter  sich  und  mit  andern,  auch 
ostgernrianischen  Rechten.  Schon  in  den  ältesten  fränkischen  Quellen  finden 
wir  nicht  selten  das  Comparatum  oder  Acquisitum  von  der  Hereditas  pa- 
rentum  unterschieden ;  vgl.  Glasson  H.  du  droit  Fr.  3,  161;  Mon.  Germ. 
Form.  Index. 

Die  Verwendung  gerade  des  Ausdruckes  Proprium  im  Gegen- 
satze zu  Acquisitum  scheint  den  altern  Quellen  allerdings  fremd  zu  sein ; 
Proprium  bezeichnet  da  wohl  das  freieigene  Gut  im  Gegensatze  zum  Leih- 
gut. Später  macht  sich  ein  solcher  Unterschied  nicht  geltend;  Propre  sind 
alle  ererbten  Liegenschaften ,  mögen  sie  nunAllod,  Lehen  oder  Zinsgut 
sein.  Die  spätere  Verwendung  des  Ausdruckes  wird  sich  daran  entwickelt 
haben,  dass  man  als  Proprium  das  Gut  bezeichnete,  auf  welches  gewisse 
Personen  Sonderrechte  hatten ,  welches  in  die  allgemeine  Theilung  nicht 
einbezogen  wurden.  Propre  des  Ehegatten  ist  sein  nicht  in  die  Gemein- 
schaft fallendes  Sondergut;  Propre  der  Kinder  der  Ehe  der  von  ihnen  vor- 
wegzunehmende Widum ;  Propre  der  Seite  das  von  ihr  herrührende  und 
an  sie  zurückfallende  Gut;  in  derCoutume  vonMontargis  15  S  3  heisst  es, 
dass  das  Gut  für  Niemanden  Propre  ist,  wenn  ein  Nachkomme  des  ersten 
Erwerbers  fehlt. 

Bildet  die  errungene  Fahrniss  nur  einen  Theil  der  ohnehin  einheidich 
vererbenden  Fahrniss,  so  hat  man  beim  Acqufit  in  der  Regel  nur  das  er- 
worbene I^and  im  Auge,  während  da,  wo  dieses  in  Einzelfällen  bestimmter 
vom  Gewinngut  überhaupt  geschieden  werden  soll,  genauer  von  AcquSts 
immeubles  die  Rede  ist.  Oder  auch,  da  He'ritage  vielfach  alle  Liegenschaften 
im  Gegensatze  zu  den  Meubles  bezeichnet,  von  He'ritage  acquise  im  Gegen- 
satze zur  Heritage  propre. 

Für  den  Begriff  des  Propre  ist  durchaus  massgebend  die  Erer- 
bung durch  den  Besitzer.  So  nach  dem  Grand  Coutumier  2  eh.  12: 
Les  conquests  sont  possessions  que  aulcun  a  acquise s  par  tiltre  de  achei  ou 
de  don  a  luy  faict  ou  par  quelconque  juste  tilire  auHre  que  de  succession  ou 
d' eschange  faict  avecques  la  chose  poss^fdec par  tilire  du  succession;  mais 
le  propre  he'ritaige  si  est  immeuble  par  luy  posse'dd  ä  cause  de  succession 
par  prochainetä  de  lignaige  ou  pour  eschange  par  luy  faict  de  la  chose  quil 
avoit  avani possddSe  par  succession.  Wird  insbesondere  in  der  lothringi- 
schen Gruppe  scharf  zwischen  dem  von  Vorfahren  ererbten  Stockgui 
und  dem  von  der  Seite  Ererbten  unterschieden,  so  dass  das  Seitenerbe 
im  allgemeinen  dem  Gewinngute  gleichgestellt  erscheint,  macht  sich,  wie 
$815  erwähnt,  derselbe  Unterschied  auch  im  westfränkischen  Recht  beim 
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911]  Douaire  geltend,  so  begründet  es  für  die  westfränkische  Erbenfolge 
keinerlei  Unterschied,  ob  das  Gut  aus  der  geraden  Linie  oder  der  Seiten- 
linie ererbt  ist. 

Propre  ist  aber  nicht  blos  das  thatsächlich  ererbte  Gut,  sondern  auch 
alles  Gut,  welches  dem  Besitzer  durch  Schenkung  oder  Vorherausgabe, 
vgl.  S  576,  von  Jemandem  zugekommen  war,  den  er  beerbt  haben  würde. 
Nach  einem  Urtheile  von  1317  in  den  Olim  3,  11 77  hatten  Vaier  und 
Oheim  bei  Lebzeiten  ihr  Gut  an  mehrere  Kinder  gegeben;  als  der  Mann 
eines  derselben  nach  dem  Tode  der  Frau  seinen  Anspruch  auf  die  Hälfte 
des  Gewinngutes  auch  darauf  ausdehnen  wollte,  wurde  er  abgewiesen. 
Doch  machen  einige  Coutumes,  insbesondere  auch  die  von  Paris,  vgl.  Loysel 
S  224.  656,  da  insofern  einen  Unterschied,  dass  nur  das  von  Vorfahren  Ge- 
schenkte als  Propre,  das  von  Seitenverwandten  Geschenkte  aber  Acquet  sei. 
Darauf  durfte  es  trotz  der  allgemeinen  Fassung  denn  auch  zu  beschränken 
sein,  wenn  es  Desmares  Dec.  26  heisst :  Ce  qui  vieni  de  droite  ligne,  nest 
pas  repuU  conquest,  mais  ce  qui  vieni  de  transversal ,  so  dass  das  Letztere 
als  eheliches  Gemeingut  zu  hälften  ist. 

Während  es  in  lothringischen  und  anderen  Rechten  mehrmaliger  Ver- 
erbung bedarf,  damit  das  Gewinngut  nicht  mehr  als  solches  behandelt  wird, 
genügt  dazu  nach  dem  westfränkischen  Rechte  im  allgemeinen  einmalige 
Vererbung  nach  dem  Satze  Loysel  $  223 :  Uacquei  du  p^e  est  le propre 
de  V  enfant.  Wie  De  Fontaines  in  der  mitgetheilten  Stelle  betont,  dass  jedes 
vererbte  Conquet  zu  Heritage  werde,  so  sagt  Beaumanoir  1 4  $  31:  sitost 
comme  faqueste  vient  ä  ses  hoirs,  ce  devient  lor  propres  heriiages,  puisque 
Vaqueste  descent  un  seul  degräy  oder :  puisquil  descent  ou  esquiet  un  so/ 
d^gr^  de  lignage,  so  dass  es  auch  da  keinen  Unterschied  begründet,  ob  die 
Vererbung  in  der  geraden  oder  in  der  Seitenlinie  erfolgt.  Und  44  S  2  be- 
tont Beaumanoir,  dass  beim  Verkauf  von  Gewinngut  durch  den  Erwerber 
selbst  kein  Retrait  zulässig  sei,  wohl  aber  beim  Verkaufe  durch  den  Erben, 
da  es  durch  die  Vererbung  zu  He'ritage  geworden  sei. 

Doch  blieb  auch  im  westfränkischen  Recht  der  S  581  erörtene  Gesichts- 
punkt nicht  ganz  unberücksichtigt,  dass  Alles,  was  nun  Erbland  des  Be- 
sitzers war,  einst  Gewinnland  eines  seiner  Vorfahren  gewesen.  Insbeson- 
dere gründet  sich  darauf  der  oft  erwähnte  Unterschied  zwischen  entste- 
hendem Erbland,  Propre  naissant,  und  altem  Erbland,  Propre  an- 
cien.  Das  Acquet  des  Vaters  wird  zwar  durch  die  Vererbung  sofon  zu 
Propre  des  Sohns  und  vererbt  im  allgemeinen  als  solches  weiter;  bei  man- 
chen Einzelbestimmungen  werden  wir  aber  doch  beachtet  finden ,  dass  es 
nur  Propre  naissant  ist.  Doch  findet  sich  insbesondere  im  Norden  auch 
wohl  ein  abweichender  Sprachgebrauch,  wonach  He'ritage  de  naissant  oder 
Naissant  schlechtweg  nicht  blos  das  vom  Erblasser  zuerst  ererbte,  sondern 
alles  von  ihm  überhaupt  ererbte  Gut  im  Gegensatze  zu  den  erst  von  ihm 
erworbenen  Heritages  acquises  bezeichnet. 

Diese  Scheidung  der  Bestandtheile  ist  nun  durchaus  massgebend  für 
die  gesammte  Folge  der  Rückenerben.    Während  da  in  andern  Rechten, 
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insbesondere  auch  den  Verfangenschaftsrechten,  in  erster  Reihe  der  Unter- 
schied von  Liegenschaften  und  Fahrniss  zur  Geltung  gelangt,  fällt  im  west- 
fränkischen Recht  das  ganze  Gewicht  auf  den  Unterschied  von  Erbland  und 
Gewinnland.  Erscheint  mit  dem  letztern  die  Fahrniss  durchweg  gleich  be- 
handelt und  wird  bei  dieser  nicht  unterschieden,  ob  sie  ererbt  oder  errungen 
ist,  so  sehen  wir  uns  damit  auf  die  schon  S  430  betonte  Auffassung  hinge- 
wiesen, wonach  sich  für  bestimmte  Besiandtheile  des  Nachlasses,  hier  für 
das  Erbland,  eine  Sonderfolge  festgestellt  hat,  während  der  Nachlass  im  all- 
gemeinen, so  weit  er  von  jener  nicht  getroffen  wird,  nach  einer  andern 
Ordnung  vererbt,  in  der  wir  damit  die  gemeine  Folge  des  bezüglichen 
Rechts  zu  sehen  haben. 

Wir  werden  diese  Auffassung  mehrfach  dadurch  bestätigt  finden,  dass 
auch  das  Erbland  in  Fallen ,  wo  die  Sonderfolge  wegen  Fehlens  eines  da- 
nach berechtigten  Erben  nicht  zur  Geltung  gelangen  kann,  ganz  ebenso  ver- 
erbt, als  ob  es  Gewinnland  oder  Fahrniss  gewesen  wäre.  Die  Folge  in  diese 
hat  sich  sichtlich  nicht  desshalb  gerade  so  gestaltet,  weil  besondere  Eigen- 
thUmlichkeiten  eben  dieser  beiden  ßestandtheile ,  deren  Zusammenfassung 
ja  an  und  für  sich  keineswegs  nahelag,  darauf  hinwiesen;  die  überein- 
stimmende Folge  in  dieselben  hat  sich  zweifellos  nur  daraus  ergeben,  dass 
sie  die  Bestandtheile  waren ,  bei  welchen  sich  eine  Sonderfolge  nicht  fest  - 
gestellt  hatte,  die  demnach  so  vererbten,  wie  der  Nachlass  im  allgemeinen 
vererbt  werden  sollte  und  wie  er  thatsächlich  in  seinem  ganzen  Bestände 
vererbte,  wenn  der  Erblasser  kein  Erbland  besessen  hatte,  oder  auch  dann, 
wenn  für  das  Erbland  kein  Sonderberechtigter  vorhanden  war  und  auch 
dieses  ebenso  vererbte,  wie  das  Gewinnland  und  die  Fahrniss.  Wir  werden 
zunächst  nur  diese  gemeine  Folge  ins  Auge  fassen. 

912.  Die  Folge  in  Gewinnland  und  Fahrniss,  welche  nach 
dem  Gesagten  zugleich  als  die  gemeine  Folge  zu  betrachten  ist,  erscheint 
durchaus  nach  Linie  und  Grade,  vgl.  S  515,  geordnet,  wie  wir  das 
ebenso,  und  zwar  da  ohne  Sonderstellung  des  Erblandes,  bereits  im  Aas- 
domsrechte und  im  wälsch flandrischen  fanden. 

Treten  die  Rückenerben  überhaupt  erst  ein,  wenn  Nachkommen  fehlen 
und  damit  die  absteigende  Linie  unvertreten  ist,  so  muss  sich  das  Mass- 
geben der  Linienfolge  vor  allem  durch  das  volle  Vorfahrenrecht  er- 
proben. Fast  für  keinen  Satz  ergibt  sich  so  grosse  Uebereinstimmung  des 
Droit  coutumier,  als  für  den,  dass  jene  beiden  Bestandtheile  beim  Fehlen 
von  Nachkommen  zunächst  an  die  Eltern,  beim  Vorversterben  derselben 
aber  an  die  Grosseltern  und  eventuell  an  die  höhern  Ascendenten  fallen 
unter  Ausschluss  aller  Seitenverwandten,  insbesondere  auch  der  Geschwi- 
.ster.  Nach  den  Olim  i,  494  wird  1260  ein  Coaquet  nicht  der  Schwester, 
sondern  dem  Vater  als  propinquior  ipsofilio  suo  zugesprochen.  Und  dass 
sich  das  nicht  auf  Eltern  beschränkt,  wird  oft  betont.  So  nach  dem  Grand 
coutumier  2  c.  40 :  Le  pdre^  aieul  ou  aieulle  hdritent  et  sont  plus  prochains 
que  lesfrires  du  trespass^  quani  aux  meubles  et  conquesis.    Und  entspre- 

F  i  c  k  e  r ,  Untersuchungen.  111.  30 
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912]  chend  in  andern  Quellen ;  vgl.  zahlreiche  Belege  bei  Wasserschieben 
Erben  f.  173  ff. 

Dieses  Vorfolgerecht  der  Vorfahren  wird  wohl  ausdrücklich  auf  den 
Vorzug  der  geraden  Linie,  also  der  aufeteigenden  beim  Fehlen  von 
Nachkommen,  zurückgeführt.  So  in  den  Coustumes  de  Vermendois  ed. 
Beautemps  S  i  32;  vor  den  Geschwistern  erben:  pire^  mire^  tayon  ou  taye, 
parce  quils  sont  prochains  et  en  directe  ligne.  Ebenso  meint  Beaumanoir 
14  S  23.  24,  dass  der  schon  $  396  erwifhnte  ausnahmsweise  Anfall  der 
Fahrniss  und  Errungenschaft  an  die  nach  seiner  Zahlung  einen  Grad  näher 
stehenden  Geschwister,  und  nicht  an  die  Grosscltern,  dem  Rechte  nicht 
entspreche,  weil :  selonc  drois^  riens  ne  doU  issir  de  droit  ligne  de  descen- 
ihment^  tani  con  en  iruist  nul  vivant,  sott  en  moniant,  soit  en  desceudant  ; 
wlihrend  er  dann  ebenso  den  Vorzug  der  Grosseltem  vor  den  ihnen  nach 
dem  Grade  gleichstehenden  Neffen  auf  das  Vorrecht  der  geraden  Linie,  soit 
en  montant,  soit  en  avalant,  zurückführt. 

Innerhalb  der  aufsteigenden  Linie  ist  dann  lediglich  die  Nähe  des 
Grades  ohne  alle  Berücksichtigung  der  Seiten  massgebend.  Ueberlebt  eines 
Jer  Eltern,  so  sind  auch  die  Grosseltern  der  andern  Seite  ausgeschlossen. 
Entsprechend  bei  Grosseltern.  Nicht  allein,  dass  der  einzeln  überlebende 
Gri)ssvater,  welcher  also  nur  ein  Viertel  der  Sippe  vertritt,  das  Ganze  nimmt 
Auch  wenn  Ascendenten  desselben  Grades  auf  beiden  Seiten  in  ungleicher 
Zahl  vorhanden  sind,  etwa  neben  dem  Vatersvater  beide  mütterlichen  Gross- 
cltern, wird,  abweichend  vom  römischen  Recht,  nicht  nach  den  Seiten  ge- 
hlüftet,  sondern  nach  Köpfen  getheilt;  vgl.  Roth ier  Succ.  2,  2  Art.  i,Loysel 
§  324.  Wir  glaubten  ganz  dasselbe  S  702  für  das  ursprüngliche  Aasdoms- 
recht annehmen  zu  dürfen.  Zeigen  sich  vereinzelte  Abweichungen,  sollen 
nach  der  Coutume  von  Peronnc  S  1 19  und  der  vonSedan  %  167  dieGross- 
elicrn  nach  den  Seiten  halften,  so  mag  das  auch  hier  Einfluss  des  römischen 
Rechts  sein. 

913.  Ausnahmen  vom  vollen  Vorfahrenrecht  bezüglich 
jener  Bestandtheile  finden  sich  bei  der  Fahrniss  nur  ganz  vereinzelt.  In 
Anjou,  wo  sich  freilich,  wie  in  dessen  Nachbargebieten,  in  diesen  Verhält- 
nissen auch  sonst  stärkere  Abweichungen  vom  westfränkischen  Recht  fin- 
den, fallen  nach  der  Coutume  von  1463  S  216,  ed.  Beautemps  3,  351,  die 
Meubles  beim  Fehlen  von  Eltern  nicht  an  die  Grosseltem,  sondern  an  die 
Seilen  verwandten:  potir  ce  quil^  ne  montent  point  plus  hault  qne  au  pere 
ou  ä  la  mere ;  ebenso  nach  der  Coutume  von  1508  %  270  und  der  von 
Maine  S  288;  während  nach  der  von  Loudonais  29  S  13.  14  der  über- 
lebende Elterntheil  ebenfalls  die  ganze  Fahrniss  nimmt,  überlebende  Gross- 
eltem aber  dieselbe  mit  der  andern  Seite  zu  hälften  haben. 

Auffallender  ist  die  schon  S  396  erwähnte  Angabe  des  Beaumanoir 
J4  S  23,  wonach  nach  Sonderrecht  des  ßeauvoisis  Fahrniss  und  Gewinn- 
güi  zwar  zunächst  an  Eltern,  dann  aber  an  Geschwister  vor  Grosseltem. 
dagegen  an  Grossehern  vor  Neffen  fallen.  Und  das  ist  don  auch  später 
noch  so  gehalten;  vgl.  Cout.  ge'n.  2,771  Anm.  zur  Coutume  vonClermont 
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S  149.  Aa  Uebergreifea  eines  andern  Rechts  ist  dabei  wohl  nicht  zu  denken, 
da  insbesondere  auch  das  flandrisch-friesische  Recht  das  volle  Elternrecht 
so  wenig  kennt,  als  das  Grosselternrecht,  wie  ihm  auch  der  Vorzug  der 
Grosseltern  vor  Neffen  schlechtweg  fremd  sein  würde.  Es  wird  sich  um 
eine  örtliche  Sonderentwicklung  handeln ,  wie  sie  ja  die  Unbilligkeit  des 
Ausschlusses  der  Geschwister  durch  Grosseltern  überall  nahe  legen  konnte; 
doch  scheint  das  damit  gegebene  Wirksamwerden  des  engern  Familien- 
kreises, wie  wir  es  $  703  häufiger  im  Aasdomsrechte  fanden,  im  westfrSn- 
kischen  Gebiete  ganz  vereinzelt  geblieben  zu  sein. 

Ein  wesentlich  anderer  Gesichtspunkt  greift  ein  bei  der  gleichfalls  ganz 
vereinzelten  Bestimmung  der  altern  Coutume  von  Laon  2  S  24,  Cout  gen. 
2,441.  Sterben  unmündige  Kinder  nach  der  canonischen  GrUnze  vor  vier- 
zehn, beziehungsweise  zwölf  Jahren,  so  vererben  auch  die  Mobilien  mit 
dem  etwa  aus  denselben  erkauften  Gewinnland  auf  die  Seite ,  woher  sie 
stammen,  denn  sie :  soni  repuie:^^  naisants  ausditi  enfans;  während  sie  nach 
jenem  Termine  in  sonst  üblicher  Weise  vererben.  Es  sollte  damit  sichtlich 
der  Unbilligkeit  begegnet  werden ,  dass  die  von  der  Mutter  auf  das  Kind 
vererbte  Fahrniss  auch  dann  an  den  Vater  und  damit  an  dessen  Seite  kam, 
wenn  das  Kind  die  Mutter  etwa  nur  wenige  Tage  überlebt  hatte.  Man  ging 
dann  so  vor,  wie  bei  der  Vererbung  des  Erbguts  des  Kinderlosen  nach  Fall- 
recht, liess  auch  die  Fahrniss  so  vererben,  als  wenn  der  Erblasser  überhaupt 
nicht  gelebt  hUtte  und  die  Eltern  unmittelbar  zu  beerben  gewesen  wären. 
Aber  dieser  Gesichtspunkt  scheint  doch  nur  ganz  vereinzelt  zur  Geltung 
gelangt  zu  sein.  Einzelnen  entsprechenden  Bestimmungen  werden  wir  in 
Sudfrankreich  in  den  Pyrenfienländern  begegnen;  vgl.Jariand  in  derNouv. 
Revue  14,  243. 

914.  Etwas  häufiger  finden  sich  Abschwächungen  des  vollen  Vor- 
fahrenrechts bezüglich  des  Gewinnlandes;  vgl.  Warnkönig  Fr.  R.  G. 
2,  477.  Handelt  es  sich  dabei  um  Zusammenerben  von  Ascendenten  mit 
Geschwistern,  so  dürfte  das  späterer Einfluss  des  römischen  Rechts 
sein,  wie  wir  das  S703  auch  für  das  Aasdomsrecht  annahmen.  Dass  es  sich 
dabei  nicht  um  altes  Recht  handelt,  ergibt  sich  hier  wohl  unmittelbar.  Nach 
der  altern  Coumme  des  Bourbonnais  1 2  S  4,  Cout.  gen.  3 ,  1 1 99 ,  steigen 
Meubles  und  Conqu€ts  auf  die  Eltern  und  also  auch  wohl  auf  weitere 
Ascendenten,  während  dieselben  nach  der  neuen  Coutume  von  1 521  S  314 
von  Eltern  und  Grosseltern  mit  Vollgeschwistern  und  deren  Kindern  nach 
Köpfen  zu  theilen  sind.  Auch  wo  die  Bestimmungen  sich  nicht  gerade  an 
das  römische  Recht  anschliessen  erweist  sich  die  Abschwächung  wohl  als 
nachträgliche.  In  der  Coutume  von  Orleans  von  1509  S  258  ist  der  Aus- 
schluss der  Geschwister  auch  durch  Grosseltern  von  allen  Meubles  und 
Conquests  immeubles  noch  vorbehaltlos  anerkannt;  nach  der  von  1583 
S  313  erben  die  Grosseltern,  wenn  Geschwister  vorhanden  sind,  nur  zu 
Zucht. 

Vielfach  aber  handelte  es  sich  da  sichtlich  um  älteres  Recht.  Es 
lässt  sich  wohl  nachweisen,  dass  die  Abschwächung,  zweifellos  unter  dem 
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914]  ausgleichenden  Einflüsse  des  sonstigen  Droit  coutumier,  erst  nachtrag- 
lich beseitigt  wurde.  Nach  der  Coutume  von  Perche  von  150«,  Succ.  S  7 
folgen  Eltern  nur  in  Meubles,  wUhrend  die  AcquSts  immeubles  aa  Ge- 
schwister fallen ;  aber  nach  der  von  1 558  S  155  ist  auch  für  diese  das  volle 
Recht  nicht  blos  der  Eltern,  sondern  auch  Grosseltern  anerkannt.  Nach  der 
altern,  kurz  nach  1432  entstandenen  Coutume  von  Berry  $  3  gewinnen 
Vater  oder  Muner  die  Meubles  ihres  Kindes,  aber  nicht  die  Conqvtiis :  parcf 
que  lesdits  conquests  sont  faits  her  itaiges  apris  la  morte  du  frespasse  au 
plus  prochain  qui  doii  succeder  ä  luy ;  wie  es  auch  $  167  heisst,  dass  nach 
dem  Tode  eines  Kindes,  mit  dem  der  Vater  in  Gemeinschaft  war:  ledict 
pere  par  la  coustume  doibigaigner  les  meubles  de  la  comunaulU ;  wahrend 
die  Heritiers  den  Antheil  des  Kindes  an  den  ConquSts  erhalten ,  der  dann 
für  sie  He'ritage  wird. 

Dass  es  sich  da  um  althergebrachtes  Recht  handelt,  ist  um  so  weniger 
zu  bezweifeln,  als  sich  im  Berry  ein  Sprachgebrauch  festgestellt  hat,  wonach 
das  Recht  der  Vorfahren  auf  die  Fahmiss  überhaupt  nicht  als  ein  Succeder 
oder  He'riter  bezeichnet  wird,  sondern  als  ein  Gagner,  wie  davon  auch  sonst 
in  der  Regel  die  Rede  ist,  wo  es  sich  um  Rechte  von  Nichterben  an  dem 
Nachlass  handelt;  so  insbesondere  bei  den  Rechten  des  überlebenden  Ehe- 
gatten ,  den  Gains  de  survie.  He'ritiers  des  kinderlos  Verstorbenen  sind  im- 
mer nur  die  Seiten  verwandten,  womit  zusammenhangt,  dass  auch  nur  diese 
für  die  Schulden  haften  in  Abweichung  von  der  Regel,  nach  welcher  die 
Schulden  zunächst  den  Erben  der  Fahrniss  treffen.  Dieser  Sprachgebrauch 
macht  sich  etwa  besonders  deutlich  geltend  in  dem  Ortsrechte  von  Thevet 
von  1539  S  25,  Cout.  ge'n.  3,  1032;  stirbt  Jemand  kinderlos  mit  Hinter- 
lassung von  Vorfahren :  ou  dit  cas  lesdits  pere  et  mere  ne  succedent  aucth- 
nement  audif  dessendant  leur  fils,  ne  pareillement  autre  assendant ,  ains 
seulenient  les  gaignent  lesdits  pere  et  mere  ou  fun  d'eux  seulement  les  meu 
hles  du  decedd  ä  tiltre  lucratify  et  n'est  tenu  aux  debtes  du  decedd  nisi  in 
subsidium. 

In  der  neuern  Coutume  von  Berry  von  1 539  1. 19  $  3  ergibt  sich  dann 
auch  hier  eine  nachtragliche  Annäherung  an  das  Droit  coutumier.  Den  Vor- 
fahren gehören,  wie  früher,  die  Meubles  schuldenfrei  en  pur  gain /  aber  es 
wird  ihnen  ausserdem  erst  Jetzt,  wie  im  Proces  verbal,  Cont.  ge'n.  3,  988, 
ausdrücklich  gesagt  ist,  auch  der  Nutzgenuss  an  den  Conquests  immeubles 
zugesprochen,  so  dass  hier  die  Aenderung  weniger  weit  ging,  als  in  Perche. 

Wird  in  der  altern  Coutume  als  massgebender  Gesichtspunkt  ange- 
geben, dass  das  ConquSt  nach  dem  Tode  des  Erwerbers  Hdritage  seines 
Erben  geworden  sei,  so  schliesst  sich  das  anscheinend  dem  $911  bespro- 
chenen Satze  an,  wonach  das  Acqu^t  durch  einmalige  Vererbung  zu  Propre 
wird.  Der  Unterschied  liegt  darin,  dass  es  hier  schon  durch  den  Tod  des 
Erblassers  zu  Propre  wird  und  als  solches  vererbt,  wahrend  es  im  allge- 
meinen auch  für  die  Vererbung  noch  als  Acquet  behandelt  und  erst  nach 
der  Vererbung  zu  Propre  wird.  Es  dürfte  sich  das  auf  westfränkischcr 
Grundlage  durch  vereinzelte  Zuspitzung  jenes  Satzes  ergeben  haben«    Dass 
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hier  nicht  überhaupt  nur  der  Gegensatz  zwischen  I.iegenschaft  und  Fahrniss 
wirksam  wurde ,  ohne  weitere  Unterscheidung  unter  den  Liegenschaften, 
scheint  sich  doch  daraus  zu  ergeben,  dass  bis  zum  Tode  des  Erblassers  selbst 
in  sonst  üblicher  Weise  zwischen  dessen  Acquet  und  Propre  unterschieden 
wird,  insbesondere  auch  jenes  nicht  dem  Retrait  unterliegt. 

Ausschluss  aller  Vorfahren  vom  Gewinngute  ergibt  sich  dann  weiter 
in  A  n  j  o  u ,  Maine  und  Loudunois ,  wo  wir  überdies  auch  bezüglich  der 
Fahrniss  nur  das  volle  Recht  der  Eltern,  nicht  aber  der  Grosseltern  aner- 
kannt fanden.  Doch  sind  da  überhaupt  die  Abweichungen  vom  westfränki- 
schen Rechte  stärker.  Fremder  Ein fluss  wird  dann  auch  anzunehmen 
sein,  wenn  es  im  Recht  von  Therouanne  in  Anois  S  2,  Cout.  gen.  i,  158, 
heisst:  successions  ne  remontent  pointy  sodass,  wenn  ein  Kind,  ayantacquis 
des  bicns.  stirbt:  iceux  biens  ne  remonient point  au pereniä  la  mere,  naux 
auires  ascendans,  sondern  an  die  Geschwister  und  andere  Nachkommen 
fallen.  Das  Recht  von  Therouanne,  vgl.  §782,  entspricht  zwar  über- 
wiegend dem  west fränkischen  Recht,  schliesst  sich  aber  doch  auch  in  an- 
dern Einzelnheiten ,  so  insbesondere  im  Erbrecht  der  Unechten  nach  der 
Mutter,  den  flandrischen  Rechten  näher  an.  Heisst  es  dann  auch  im  Rechte 
des  benachbarten  Aire  S  10,  dass  Eltern  das  AcquSt  ihrer  Kinder  nur  dann 
nehmen,  wenn  keine  Geschwister  leben,  und  auch  dann  nur  zu  Nutzge- 
nuss,  so  beruht  da  das  Recht  sichtlich  überhaupt  nicht  auf  westfränkischer 
Grundlage. 

915«  Jedenfalls  handelt  es  sich  da  der  Masse  der  Coutumes  gegenüber 
nur  um  ganz  vereinzelte  Ausnahmen,  wenn  wir  von  der  später  zu  bespre- 
chenden lothringischen  Gruppe  absehen,  in  welcher  Ausschluss  der  Eltern 
vom  ganzen  Nachlasse  durch  Geschwister  die  Regel  ist.  Das  volle  Vor- 
fahrenrecht für  Fahrniss  und  Gewinngut  beschränkt  sich  aber  auch  nicht 
gerade  auf  die  westfränkischen  Rechte;  es  findet  sich  ebenso  in  den  von 
jenen  durch  die  lothringische  Gruppe  getrennten  ostfränkischenRech- 
ten  wieder.  In  diesen,  vgl.  Wasserschieben  Erbenf.  79  ff.,  106  ff,,  wird 
wohl  ausdrücklich  auf  Ausschluss  auch  der  Geschwister  durch  .Vorfahren 
als  Abweichung  vom  römischen  Recht  hingewiesen;  nur  das  könnte  da 
mehrfach  zweifelhaft  sein,  ob  das  Vorfahrenrecht  nicht  auch  für  Erbland 
Platz  greifen  sollte.  Ich  möchte  auf  die  vielfach  dürftigen  und  ungenauen 
Angaben  nicht  näher  eingehen ;  würde  es  sich  da  zunächst  um  den  etwaigen 
Gegensatz  gegen  andere  deutsche  Rechte  handeln,  so  fällt  die  dortige  Ge- 
staltung für  unsere  Zwecke  weniger  ins  Gewicht.  Es  genügt,  wenn  wir 
nach  dem  Bemerkten  annehmen  dürfen,  dass,  so  weit  da  das  fränkische 
Rechtsgebiet  reicht,  das  Vorfahrenrecht  sich  mindestens  in  demselben  Um- 
fange, wie  in  den  westfränkischen  Rechten,  erhalten  zu  haben  scheint. 

Die  spätem  Rechte  des  Gebiets  sprechen  demnach  fast  ausnahmlos 
nicht  blos  den  Eltern,  sondern  auch  den  höhern  Ascendenten  Fahrniss  und 
Gewinngut  unter  Ausschluss  aller  Seitenverwandten  und  auch  der  Ge- 
schwister zu,  wie  sie  ja  auch  bei  der  Vormundschaft  und  andern  Verhält- 
nissen beim  Fehlen  von  Eltern  immer  zunächst  die  Grosseltern  in  deren 
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915]  Befugnisse  eintreten  lassen.  Das  weiss  ich  doch  nur  dann  zu  erklären, 
wenn  wir  Zurückgehen  auf  das  älteste  fränkische  Recht  anzu- 
nehmen haben.  Wenigstens  das  Elternrecht  ist  denn  auch  in  den  fränkischen 
Leges  aufs  bestimmteste  anerkannt. 

Dagegen  würde  sich  allerdings  auf  ihren  Wonlaut  hin  anscheinend  aus- 
drücklicher Ausschluss  der  Grosseltern  durch  Geschwister  behaupten  lassen. 
So  nach  der  Lex  Salica  59 :  St  paier  et  mater  non  superfuerini  eifratrem 
auf  sororem  dimiserit^  in  haereditaiem  ipsi  succedanL  Und  das  bezieht  sich 
zunächst  gerade  auf  die  Fahrniss,  da  von  der  nicht  auf  Weiber  zu  verer- 
benden Terra  erst  später  die  Rede  ist.  Wollten  wir  aber  auf  die  wieder- 
holte Wendung :  si  ipsi  non  ßierint^gtsxWXTX^  annehmen,  es  sollten  alle  nicht 
genannten  Personen  durch  die  genannten  ausgeschlossen  sein,  so  würde 
uns  das  auf  Ausschluss  der  Grosseltern  nicht  blos  durch  Geschwister,  son- 
dern auch  durch  Elterngeschwister  führen;  ebenso  aber  auch  der  Enkel 
und  Neffen  durch  dieselben  Seitenverwandten. 

Ich  denke,  dass  hier  dasselbe  zutrifft,  was  ich  S  525  bereits  bezüglich 
der  Filii  annahm.  Gerade  in  Rechten,  welche  am  Vorzug  der  geraden  Linie 
festhalten,  konnte  es  nahe  liegen,  sich  auf  Nennung  einerseits  der  Kinder, 
andererseits  der  Eltern  zu  beschränken,  und  es  als  selbstverständlich  zu  be- 
trachten, dass  beim  Mangel  solcher  zunächst  die  weitern  Descendenten  und 
Asccndenten  folgten.  Machte  ich  dafür  S  524  insbesondere  auch  geltend, 
dass  Enkel  und  Urenkel  als  entferntere  Kinder  bezeichnet  werden,  so  ent- 
spricht dem  ja  auch  hier  das  französische  Grand-pere ;  und  es  dürfte  kaum 
blosses  Missverständniss  der  Vorlage  Dig.  38,  10  fr.  Ssein,  wenn  esimLivre 
de  Jostice  10,  6  $2  heisst:  Li  droi:^  apile  to:{pires  eimires  jusques  au  tier^ 
genol,  c  est  au  tier:^  ael ;  das  Lateinische  bot  ja  für  die  Bezeichnung  als 
Grossvater  und  Urgrossvater  keinen  Halt. 

Und  gerade  bei  diesem  Verhälmisse  hat  jedenfalls  der  Schluss  aus 
der  Uebcreinstimmung  der  spätem  Einzelrechte  noch  beson- 
deres Gewicht.  Nachträgliche  Ausdehnung  des  Vorfolgerechts  der  Kinder 
auf  weitere  Descendenten  würde  sich  aus  Rücksichten  der  Billigkeit  erklären. 
Dagegen  konnte  die  Ausdehnung  des  Vorfolgerechts  der  Eltern  auf  höhere 
Ascendenten  zu  so  auffallenden  Unbilligkeiten  führen,  dass  es,  wenn  in  der 
gemeinsamen  Grundlage  der  Ausschluss  der  Grosseltern  durch  Geschwister 
bereits  anerkannt  war,  im  höchsten  Grade  auffallen  müsste,  wenn  auch  nur 
ein  einzelnes  fränkisches  Recht  bei  selbstständiger  Weiterentwicklung  von 
jener  Grundlage  aus  zu  solcher  Aenderung  gelangt  sein  sollte. 

Hier  aber  würden  wir  uns  zu  dem  gewiss  unzulässigen  Schlüsse  ge- 
nöthigt  sehen,  dass  die  späteren  Einzelrechte,  von  welchen  überdies  die  ost- 
fränkischen örtlich  getrennt  waren  und  einem  andern  Staatsverbande  ange- 
hörten, nicht  blos  sämmtlich  unabhängig  von  einander  zu  ein  und  dem- 
selben Ergebnisse  gelangt  sein  würden,  sondern  auch  sämmtlich  unab- 
hängig von  einander  auf  einen  Weg  gerathen  wären,  der  dem  gerade  ent- 
gegengesetzt ist,  auf  den  uns  die  Erwägung  der  sich  aus  dem  Grossekern- 
rechie  ergebenden  Wirkungen  und  die  Vergleichung  anderer  germanischer 
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Rechte  aufs  bestimmteste  hinweist.  Und  zwar,  wie  sich  ergeben  wird ,  in 
genauester  Uebereinstimmung  mit  den  gothisch-spanischen  Rechten.  Mir 
wenigstens  scheint  eine  solche  Annahme  so  unzulässig  zu  sein,  dass  ich 
selbst  dann ,  wenn  die  Angabe  der  Lex  Salica  an  und  für  sich  keinerlei 
Zweifel  Hesse,  wenn  sie  nicht  allein  die  Geschwister  als  zunächst  nach  den 
Eltern  erbend,  sondern  ausdrücklich  auch  die  Grosseltern  als  durch  Ge- 
schwister ausgeschlossen  erwUhnen  würdß,  jener  spätem  Uebereinstim- 
mung gegenüber  würde  glauben  annehmen  zu  müssen,  dass  die  Bestim- 
mung der  Lex  wenigstens  dem,  was  zur  Zeit  der  Aufzeichnung  gemeines 
fränkisches  Recht  war,  nicht  entsprochen  haben  könne.  Es  kommt  hinzu, 
dass  für  den  im  ganzen  westfränkischen  Rechte  anerkannten  Satz  vom 
NichtSteigen  des  Erblandes  jede  Erklärung  fehlen  würde,  wenn  er  sich  nicht 
von  einer  Grundlage  aus  entwickelt  hätte,  in  der  das  volle  Vorfahrenrecht, 
insbesondere  auch  Geschwistern  gegenüber  anerkannt  war;  wir  werden  bei 
Besprechung  desselben  darauf  zurückkommen. 

Wo  in  einem  umfassenderen,  im  wesentlichen  einheitlich  gestalteten 
Rechtsgebiete,  wie  in  dem  des  französischen  Droit  coutumier,  sich  mit  der 
Zeit  ein  Streben  nach  Ausgleichung,  nach  Beseitigung  örtlicher  Eigenthüm- 
lichkeiten  geltend  macht,  da  kann  das  allerdings  für  Einzelrechte  auch  in 
jener  Richtung  eine  rückläufige  Weiterentwicklung  zur  Folge 
haben,  wenn  da  die  Nachbarrechte  auf  einer  altern  Entwicklungsstufe  ver- 
hant  sind.  Ging  man,  vgl.  $  914,  in  Perche  erst  nachträglich  zum  vollen 
Vorfahrenrechte  auch  für  das  Acqu8t  über,  so  war  da  gewiss  nicht  mass- 
gebend, dass  man  dasselbe  an  und  für  sich  als  billiger  betrachtete,  sondern 
zweifellos  nur  der  Gesichtspunkt ,  eine  Abweichung  von  allen  Nachbar- 
rechten zu  be.seitigen.  Wie  man  sich  aber  auch  in  solchen  Fällen  der  Miss- 
stände bewusst  war,  zu  welchen  jedes  Vererben  auf  Vorfahren  zu  vollem 
Rechte  führen  konnte,  ergibt  sich  in  Berry,  wo  man  gleichfalls  den  völligen 
Ausschluss  der  Vorfahren  vomAcqu€t  in  Annäherung  an  das  Droit  coutu- 
mier beseitigte,  ihnen  aber  vermittelnd  nicht  Eigen ,  sondern  blosse  Zucht 
gewährte  und  damit,  vgl.  S  598,  jene  Missstände  vermied. 

Wo  nicht  solche,  doch  nur  als  Ausnahme  in  Rechnung  zu  bringende 
Umstände  eingreifen,  da  weiss  ich  das  volle  Vorfahrenrecht  überall,  wo  es 
vorkommt,  nur  daraus  zu  erklären,  dass  es  sich  aus  einer  ursprünglichsten 
Folge,  für  welche  insbesondere  der  engere  Verband  der  Familie  noch  nicht 
von  Gewicht  war,  erhalten  hat,  weil  man  das  Althergebrachte  nicht  ändern 
mochte.  Und  dem  entspricht  nach  dem  S  603  Bemerkten  vor  allem  auch 
der  Umstand,  dass  dasselbe  sich  gerade  für  die  gesammte  Fahrniss  erhalten 
hat,  also  gerade  für  den  Bestandtheil,  auf  den  sich  das  ursprünglichste  Ver- 
mögen zweifellos  beschränkte  und  der  auch  dann,  als  Land  hinzukam,  wohl 
noch  auf  lange  Zeit  der  wichtigere  blieb. 

916.  Fehlen  Nachkommen  und  Vorfahren  oder  handelt  es  sich  beim 
Vorhandensein  der  letztern  um  Erbland,  welches  nicht  auf  sie  steigen  soll, 
so  sind  die  Seitenverwandten  berufen.  Und  zwar  nach  der  Nähe 
des  Grades,  so  dass  Gewinnland  und  Fahrniss  ungetheilt  dem  Nächsten 
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916]  der  Gesammtsippe  zufallen ,  mag  dieser  nun  der  Vaterseite  oder  der 
Mutterseite  angehören.  Dieses  Massgeben  der  Nähe  des  Grades  findet  sich 
aber  ebenso,  wo  in  später  näher  zu  besprechender  Weise  das  Erbland  nach 
Fallrecht  vererben  soll ;  nur  mit  dem  Unterschiede ,  dass  dann  nicht  in  der 
Gesammtsippe  vererbt  wird ,  sondern  nur  die  Freunde  der  einen  Seite  be- 
rechtigt sind ;  auch  diese  erben  dann  ganz  in  derselben,  sich  nach  der  Ent- 
fernung vom  Erblasser  regelnden  Folge.  Es  heisst  in  der  Regel,  dass  die  Plus 
prochains  überhaupt  oder  der  bezüglichen  Seite  das  Erbe  nehmen;  sofalleo 
etwa  nach  dem  Li  vre  de  Jostice  12,  25  S  6  an  //  plus  prds  Fahrniss  und 
Gewinngut  und  das  von  seiner  Seite  rührende  Erbgut. 

Dass  es  sich  dabei,  wie  wir  $  368  schon  für  das  älteste  fränkische 
Recht  annahmen,  um  Einzelkniee  handelt,  welche  vom  Erblasser  aus 
gezählt  wurden,  ergeben  eine  Reihe  von  Einzelangaben.  Nach  den  Olim  i, 
734  wird  1268  einem  Weibe  ein  Lehen  gegen  den  männlichen  Mitbe- 
werber zugesprochen,  weil  sie :  proximior  eratuno  gradu;  nach  Unheil  von 
1323,  Boutaric  Actes  2,  517,  erhält  eine  Ni&e  das  Erbe  gegen  eine  Cou- 
sine germaine,  weil  sie  einen  Grad  näher  sei.  Nach  der  Coutume  von  Cam- 
brai  1 2  $  4  theilen  Oheime  und  Neffen  nach  Köpfen :  comme  estans  tous 
cn  pareille  ligne  et  (fgal  degrd  audit  defunct  Insbesondere  macht  sich  dabei 
keinerlei  Vorzug  der  nähern  Parentel  geltend;  wir  fanden  S  454  den  Oheim 
und  den  Neffen,  $559  den  Grossoheim  und  den  Grossneffen  ausdrücklich 
als  gleichgestellte  Erben  genannt.  Eben  so  wenig  wird  das  Massgeben  der 
Nähe  des  Grades  durch  den  S  423  besprochenen  Vorrang  der  untern  vor 
den  obern  Verwandten,  zunächst  des  Vetter  vor  dem  Oheim,  gestön;  auf  eine 
ganz  vereinzelte  Ausnahme  werden  wir  bei  Besprechung  des  Nichtsteigens 
des  Erblandes  zurückkommen.  Sind  mehrere  Seitenverwandte  gleichen 
Grades  vorhanden,  so  haben  diese,  wie  oft  erwähnt  wird,  nach  Köpfen  und 
nicht  nach  Stämmen  zu  theilen. 

Ist  bei  der  Uebereinstimmung  der  späteren  Coutumes  das  Zurück- 
gehen auf  ältestes  fränkisches  Recht  von  vornherein  durchaus 
wahrscheinlich,  so  spricht  dafür  insbesondere  auch,  dass  solche  Unterschei- 
dungen, welche  sichtlich  erst  nachträglich  für  die  Erbenfolge  von  Einfluss 
geworden  sind,  für  die  Seitenlinie  keine  Geltung  erlangt  haben.  So  ergibt 
sich  für  dieselbe  Nichtbeachtung  des  Erstgeburtsrechts.  Knüpft 
dasselbe  sich  erst  an  das  Lehnwesen  an ,  so  hat  es  selbst  für  Lehen  in  der 
Seitenlinie  keine  Geltung  gewonnen.  So  etwa  nach  der  Coutume  von  Paris 
S  331  :  En  ligne  collaterale  les  heritages  ienus  ei  mouvans  enfiefse  par- 
iissent  et  divisent  entre  coheritiers  Sans  droit  ou  prerogative  d*  aisnesse. 
Nur  ausnahmsweise  wird  es  für  die  Seitenlinie  anerkannt;  vgl.  Glasson  H. 
du  dr.  Fr,  7,  469. 

Zuweilen  ergibt  sich  in  der  Seitenlinie  auch  Nichtbeachtung  des 
Geschlechtsunterschiedes  selbst  für  Lehen.  So  etwa  im  Recht  von 
Lepuroux  in  der  Grafschaft  Blois  S  5,  Cout.  ge'n.  3,  1094:  En  succession 
en  ligne  collaterale^  soit  enfiefon  roture,  les  masles  et  les  femelles  succe- 
dent par  egales portions.    Das  ist  freilich  Ausnahme;  im  gemeinen  franzö- 
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sischea  Lehnrecht  finden  wir  durchaus  den  Satz  anerkannt,  dass  beim  Sei- 
tenerbe das  Weib  durch  den  Mann  gleichen  Grades,  aber  auch  nur  durch 
diesen,  ausgeschlossen  ist.  Das  aber  beschränkt  sich  dann  durchweg  auf 
Lehen.  So  betont  als  Ausnahme  von  der  einfachen  Folge  nach  der  Nahe 
des  Grades  die  Coutume  von  Paris  S  326  nur:  Fors  et  cxceptd,  que  enfiej 
le  masle  exlud  les  femelies  en  pareil  degri.  Dass  bei  allem  nichtlehnbarem 
Gut,  bei  Allod  und  Zinsgut,  oder  bei  den  Roturiers  auch  in  der  Seitenlinie 
das  Weib  dem  Manne  gleichen  Grades  gleichsteht,  wird  so  überaus  häufig 
in  Coutumes  der  verschiedensten  Gegenden  betont,  dass  wir  darin  zweifel- 
los gemeines  westfränkisches  Recht  zu  sehen  haben. 

Aber  selbst  da,  wo  bei  Lehen  das  Geschlecht  überhaupt  beachtet  wurde, 
macht  sich  das  ausschliessliche  Massgeben  der  Nähe  des  Grades  wohl  so 
entschieden  geltend,  dass  zwar  das  Geschlecht  der  Person  selbst  eine  Zu- 
rücksetzung bedingt,  nicht  aber  auch  das  Geschlecht  des  Stammes, 
vgl.  S  427 ,  so  dass  gleich  nahe  stehende  Männer  des  Mannsstammes  und 
des  Weibsstammes,  also  zunächst  Brudersöhne  und  Schwestersöhne,  gleich- 
berechtigte Erben  sind.  Fanden  wir  das  S  45  b  »"  «^»^"^  ^^^^  Beaumanoir 
erwähnten  Falle  aufs  bestimmteste  auch  für  Lehen  anerkannt,  so  scheint 
das  freilich  nicht  immer  zugetroffen  zu  sein,  da  bei  grossen  Lehen  auch  die 
Untheilbarkeit  eingreifen  konnte.  So  beanspruchten  1223,  Boutaric  Actes  i 
S.  ccci,  Schwestersöhne  des  Grafen  von  Beaumont  gegen  einen  Brudersohn 
gleiche  Theilung  des  Nachlasses:  quia  eschaetailla  invenerat  illosineodem 
sexu  et  in  eodem  gradu  consanguinitatis.  Aber  dem  Brudersohne,  quiafilius 
erat  masculi,  wurde  der  Comitat  zugesprochen:  preterquam  in  cetisivis  ei 
in  terris  provenientibus  de  villenagio,  in  quibus  communiier  participabant 
omnes.  Diese  Nichtbeachtung  des  Geschlechts  des  Stammes,  wie  sie  hier 
auch  für  Lehen  wenigstens  geltend  gemacht,  in  andern  Fällen  aber  aner- 
kannt wurde,  ist  um  so  beachtenswerther,  als  von  allen  sonstigen  Rechten, 
welche  das  Geschlecht  der  Person  beachten,  wohl  nur  das  isländische  in 
solcher  Nichtbeachtung  des  Geschlechts  des  Stammes  mit  dem  westfränki- 
schen übereinstimmt. 

917.  Nichts  aber  ftlllt  für  das  ausschliessliche  Massgeben  der  Nähe  des 
Grades  in  der  Seitenlinie  mehr  ins  Gewicht  als  die  Nichtbeachtung 
des  doppelten  Bandes.  Zeigt  das  spätere  Recht  da  manche  Abwei- 
chungen, so  haben  wir  für  das  älteste  Recht  zweifellos  volle  Gleichstel- 
lung von  Vollgeschwistern  und  Halbgeschwistern  anzuneh- 
men. Wo  beim  Erblande  beide  Elternsippen  gesondert  erbten,  konnte  der 
Unterschied  überhaupt  nicht  eingreifen;  alle  gleichvatrigcn  Geschwister 
theilten  sich  in  das  vom  Vater  herrührende  Gut ;  ob  sie  von  derselben  oder 
von  verschiedenen  Müttern  waren,  kam  da  selbstverständlich  nicht  in  Be- 
tracht. Anders  hätte  das  sein  können  bei  Gewinngut  und  Fahrniss,  welche 
in  der  Gesammtsippe  des  Erblassers  vererben  sollten.  Aber  nach  einer  Reihe 
von  Zeugnissen  wurden  diese  noch  später  unter  alle  Geschwister  kopfgleich 
getheilt  ohne  alle  Unterscheidung  von  Vollgeburt  und  Halbgeburt. 
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917]  Als  1278,  Olim  2,  123,  eine  Vollschwester  gegen  zwei  Halbbrüder 
die  gesammte  Fahrniss  beanspruchte,  wurde  durch  die  königliche  Curie 
entschieden:  dicta  mobilia  aequaliter  dehcre  dividi  inter  tres  die  tos  per- 
sonas  per  consuetudinem  villae  Parisiensis,  Durch  Spruch  des  Parlaments 
von  1294,  Boutaric  Actes  i,  453,  wurde  geurtheilt,  dass  eine  neptis  ex  uno 
laicre  gleichen  Theil  haben  solle,  wie  eine  neptis  ex  utroque  laiere  quantum 
ad  mobilia  et  conquestus,  Boutillier  1  t.  78  fühn  allerdings  die  Regel  des 
römischen  Rechts  an,  wonach  Halbgeschwister  durch  Vollgeschwister  und 
deren  Kinder  ausgeschlossen  sind,  bemerkt  aber,  ddis&par  cousiume  de  couri 
laye  Fahrniss  und  Gewinngut  von  Vollgeschwistern  und  Halbgeschwistern 
gleich  getheilt  werden.  In  der  Coutume  von  Paris  S  340  heisst  es  von  Halb- 
geschwistem:  sticcideni  egalemeni  aoec  les  autres  frires  et  soeurs  de  per e 
et  de  mere  ä  leur  frire  ou  soeur  aux  meubleSy  acquets  et  conquits  immeubies, 
wie  das  ebenso  sein  solle  aux  oncles  et  autres  parens  collateraux ,  qui  ne 
sontjoints  que  d'un  costS,  Dem  aber  schliesst  sich  in  dem  Gebiete,  in  wel- 
chem wir  zweifellos  westfränkische  Grundlage  anzunehmen  haben,  die 
überwiegende  Zahl  derCoutumes  ausdrücklich  an;  so  etwa  die  von  Amiens, 
Chalons,  fitampes,  Montfort,  Dourdan,  Meaux,  Melun,  Sens,  Auxerre,  Vi- 
try,  Sedan,  Bouillon,  die  neuern  von  Reims  ,  auch  die  der  Aemter  Lille 
und  Douai. 

918.  Dem  gegenüber  ergeben  freilich  eine  kaum  viel  geringere  Zahl  von 
Coutumes,  vgl.  Warnkönig  Fr.  R.  2,  475,  Beaune  Dr.  cout.  3,  394,  Be- 
achtung des  doppelten  Bandes,  indem  sich  bei  Fahrniss  und  Ge- 
winnland Ausschluss  der  Halbgeschwister  durch  Vollge- 
schwister ergibt.  Und  zwar  trifft  das  keineswegs  nur  solche  Coutumes, 
welche  auch  in  andern  Beziehungen  stärker  abweichen.  So  heisst  es  etwa 
in  der  von  Troyes  S  93  :  ^«  succession  escheant  de  lignecollatcrale,  fr  er  es 
de  pere  et  de  mere  sont  prefere^  quant  aux  biens  meubles,  debtes  et  con^ 
quests  immeubleSy  demeure:^  du  dece^  de  leur  fr  er e  ou  soeur  trespass/y  con- 
tre  le  frdre  ou  la  soeur  paternel  seulementy  et  leur  competent  et  appar Hen- 
nen t  pour  le  tout  lesdits  meubles  et  conquests;  et  quant  aux  heritages,  qui 
appartenoient  auditfrere  ou  soeur  trespassc  du  costd  paternel  ou  maternel 
seulementy  les  fr  er  es  ou  soeurs  estans  de  ce  costd  succedent  esgalement  aus- 
dits  heritages.  Wie  hier,  ergibt  sich  auch  sonst,  dass  bei  den  Propres  der 
Unterschied  nicht  eingreift.  Nur  ganz  vereinzelt,  so  nach  der  Coutume  von 
Berry  1 9  S  6 ,  sollen  auch  bei  den  Propres  der  Seite  Vollgeschwister  und 
Vollneffen  die  nur  auf  einer  Seite  Verwandten  ausschliessen,  was  um  so 
mehr  auffällt,  als  nach  S  2  Fahrniss  und  Gewinngut  ohne  Beachtung  des 
doppelten  Bandes  zu  vererben  scheinen. 

Es  ist  aber  zunächst  zu  beachten,  dass  sich  auch  da,  wo  sich  überhaupt 
Beachtung  des  doppelten  Bandes  findet,  durchweg  Beschränkung  auf 
Geschwister  ergibt,  so  dass  bei  entfernteren  Seitenverwandten  einfach 
die  Nähe  des  Grades  entscheidet,  etwa  der  Vollbruder  und  der  Halbbruder 
des  Vaters  gleichgestellte  Erben  sind. 
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Ausnahmen  finden  sich  allerdings,  indem  nach  einigen  Coutumes  der 
Ausschluss  der  weitern  Halbgeburt  durch  Vollgeburt  glei- 
chenGrades  ein  unbeschränkter  sein  soll  oder  wenigstens  noch  über 
Geschwister  hinausgreift.  So  heisst  es  in  der  Coutume  von  Peronne  $  1 8g 
nach  Erwähnung  des  Ausschlusses  der  Halbgeschwister  durch  Vollge- 
schwister :  Et  s'observe  le  semblahle  pour  le  regard  des  parens  collateraux 
conjoincts  de  deux  coste;[  contre  ceuXy  qui  ne  soni  conjoincis  que  d'un  cost(f, 
Oder  in  der  von  Cambrai  12  $  5,  dass  wegen  des  Vorrangs  des  Double  lien 
auch  vorgezogen  sind:  les  enfans  defreres  ei  soeurs  germains  aw^  enfans 
des  demyfreres  ou  demy  soeurs;  ei  correlative  V oncle  germain  au  demy 
oncle  en  la  succession  du  nepveu  coUaieral;  wobei  es  dann  fraglich  sein 
kann,  ob  damit  eine  bestimmte  Gränze  ausgesprochen  sein  oder  sich  das 
weiter  fortsetzen  soll.  Ueberwiegend  trifft  das  Coutumes,  welche  auch  sonst 
stärkere  Abweichungen  zeigen. 

Beschränkt  sich  aber  auch  da  die  Zurücksetzung  immer  auf  denselben 
Grad,  so  ergibt  sich  vereinzelt  der  weitergehende  Ausschluss  der  Halb- 
geschwister durch  Vollneffen  in  der  Coutume  von  Orleans  von 
1509  S  245  :  Les  nepveux  collaieraux  ex  uiroque  parente  d'aucun  trespasse 
Sans  hoir  de  son  corps  prefereni  ei  cxclueni  en  la  succession  dudict  ires- 
passä  leurs  oncles  ei  iantes,freres  et  soeurs  ex  uno  laier e  d^iqcluy  trespasse. 
Das  brachten  wir  bereits  S  835  in  Verbindung  mit  derTheilung  nach  Ehen, 
wie  sie  in  der  allen  Coutume  von  Lorris  ausgesprochen  war.  Beim  Aus- 
gehen von  der  Ehefamilie,  vgl.  S631,  musste  sich  Zurücksetzung  der  Halb- 
geschwister ergeben ;  und  zwar  insbesondere  auch  vom  Erbgut.  Nichts  be- 
rechtigt denn  auch,  jene  Angabe  auf  Gewinngut  und  Fahrniss  zu  be- 
schränken, da  trotz  der  Anerkennung  des  Fallrechts  der  Vorzug  des  dop- 
pelten Bandes  sich  ja,  wie  wir  das  ausnahmsweise  in  Berry  fanden,  auch 
beim  Erblande  sehr  wohl  geltend  machen  konnte.  Auch  in  der  Coutume 
von  Lorris- Montargis  15  S  22,  der  sich  die  von  Blois  S  »55  wörtlich  an- 
schliesst,  erscheint  der  Vorzug  des  doppelten  Bandes  zwar  auf  den  gleichen 
Grad  beschränkt ;  aber  eine  Beschränkung  auf  Gewinngut  ergibt  sich  auch 
da  nicht.  Erst  in  der  Coutume  von  Orleans  von  1583  S  330  findet  sich, 
wohl  in  Ausgleichung  mit  andern  französischen  Rechten,  ausdrückliche 
Beschränkung  des  Vorzugs  des  doppelten  Bandes  auf  Gewinngut  und  nur 
bis  Oheim  und  Neffen,  während  beim  Erbgut  Halbgeburt  und  Vollgeburt 
der  Seite  ausdrücklich  gleichgestellt  werden. 

Ein  Weitergreifen  des  Vorzugs  des  doppelten  Bandes 
.musste  sich  dann  freilich  auch  in  solchen  Rechten  ergeben,  in  welchen  ab- 
weichend von  der  Masse  der  westfränkischen  Coutumes  unbeschränkte 
Repräsentation  in  der  Seitenlinie  anerkannt  war.  So  wird  etwa  in  der 
Coutume  vonPoitou  $  295  ausdrücklich  betont,  dass  der  Halbbruder  durch 
den  Vollbruder :  et  qui  le  represente,  von  Fahrniss  und  Gewinngut  ausge- 
schlossen sei. 

Wie  aber  da,  wo  das  doppelte  Band  unbeachtet  bleibt ,  bezüglich  des 
Gewinnlandes  und  der  Fahrniss  die  Halbgeschwister  ganz  gleichgestellt  er- 
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918]  scheinen,  so  findet  sich  da,  wo  das  doppelte  Band  beachtet  erscheint, 
auch  überall  völliger  Ausschluss  der  Halbgeschwister.  Werden 
dieselben  bezüglich  der  Propres  in  beiden  Fällen  als  Glieder  nur  der  einen 
Elternfamilie  behandelt,  so  ergibt  sich  für  die  gemeine  P'olge  im  einen,  wie 
im  andern  Falle  Behandlung  alsGlieder  einerOesammtfamilie, 
vgl.  S  66i,  in  der  die  Halbgeschwister  als  schlechtweg  gleichstehende  oder 
aber  als  schlechtweg  nachstehende  Glieder  gefasst  erscheinen.  Findet  sich 
ganz  vereinzelt  zu  Reims ,  dass  Halbgeschwister  sich  mit  Vollgeschwistern 
nach  dem  Gesichtspunkte  der  beiden  Elternfamilien  nur  in  die  eine  Hälfte 
theilen,  so  wiesen  wir  schon  S  656  daraufhin,  wie  sich  das  nur  andern 
Belegen  für  flandrisch-friesische  Grundlage  des  Rechtes  von  Reims  an- 
schliesst. 

Um  so  unerklärlicher  erscheint  mir  eine  Angabe  des  Grand  Coutu- 
mier  2  eh.  40,  ed.  Laboulaye  368.  Es  wird  der  Fall,  dass  ein  Cousin  ger- 
main  die  ganze  Fahrniss  beansprucht,  weil  er  de  pere  ei  de  fnire,  der  Mit- 
ansprecher  nur/jr  le pire  sei,  dahin  beantwortet:  Lcs  nsaiges  et  coustu- 
mcs  dient  que  le  cousin  du  pire  et  de  la  mire  aura  les  deux  pars  et  l'aultre 
la  tierce  partie  quant  aux  meubles.  Das  führt  also  auf  die  S  666  bespro- 
chene und,  wie  ich  denke,  gleichfalls  an  die  Gesammtfamilie  anknüpfende 
vermittelnde  Gestaltung  des  halben  Kopftheils  der  Halbgeburt. 
Sie  ist  in  andern  Rechten,  insbesondere  auch  flandrischen,  durchaus  mass- 
gebend für  die  Regelung  des  Verhältnisses.  Sie  entspricht  so  sehr  dem  Um- 
stände, dass  der  Halbbruder  einmal,  der  Vollbruder  zweimal  dem  Erblasser 
ganz  in  demselben  Verhältnisse  verwandt  ist,  dass  es  in  keiner  Weise  be- 
fremden könnte,  wenn  Jemand,  der  den  Fall  unabhängig  von  jedem  gelten- 
den Recht  zu  entscheiden  hätte,  jene  Theilungsart  als  die  einzig  billige  be- 
zeichnen würde.  Aber  der  Verfasser  beruft  sich  ausdrücklich  auf  den  gel- 
tenden Rechtsbrauch.  So  weit  ich  nun  sehe,  findet  sich  in  keiner  westfrän- 
kischen Coutume  auch  nur  die  geringste  Andeutung  solcher  Theilung;  und 
insbesondere  gehen  ja  schon  die  älteren  Sprüche  des  Parlaments  durchaus 
von  der  Gleichstellung  gerade  bezüglich  der  Möbel  aus.  Ob  die  Angabe 
etwa  daraus  zu  erklären,  dass  dem  Verfasser  zufällig  ein  nach  flandrischem 
Sonderrecht  zu  beuriheilender  Einzelfall  vorlag,  lasse  ich  dahingestellt. 

919.  Sehen  wir  nun  von  allen  vereinzelten  Sondergestaltungen  ab,  so 
verbleibt  doch  im  spätem  Recht  der  Gegensatz  zwischen  Gleich- 
stellung undAusschluss  der  Halbgeschwister;  und  zwar  auch 
dann,  wenn  wir  uns  auf  die  Rechte  beschränken,  deren  sonstige  Bestim- 
mungen die  ausschliesslich  westfränkische  Grundlage  zweifellos  erscheine^ 
lassen.  Die  Herausbildung  dieses  Gegensatzes  gehört  sicher  nicht  erst  einer 
letzten  Entwicklungsstufe  an.  Betont  der  Parlamentsspruch  von  1278,  dass 
die  Gleichstellung  zunächst  Consuetudo  der  Stadt  Paris  sei,  so  scheint  man 
sich  dabei  doch  schon  abweichenden  Brauches  bewusst  zu  sein. 

Insbesondere  aber  ist  die  Beachtung  des  Double  lien  nicht  etwa  erst 
auf  römisches  Recht  zurückzuführen.  Denn  die  besondere  Gestaltung  weicht 
in  diesem  durchaus  ab ;  die  der  französischen  Coutumes  hat  sich  zweifellos 
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auf  westfränkischerGrundlage  ergeben.  Nur  dieser  entspricht  das 
Auseinanderhalten  des  Erblandes  und  des  Gewinnlandes,  wie  es  dem  römi- 
schen Rechte  fremd  ist.  Und  während  dieses  Halbgeschwister  auch  durch 
Kinder  der  Vollgeschwister  ausschliessen  lässt ,  beschrankt  sich  im  west- 
fränkischen  Gebiet  der  Vorzug  des  Double  lien  durchaus  auf  den  gleichen 
Grad.  Es  wäre  möglich,  dass  etwa  da,  wo  das  Recht  zweifelhaft  war,  das 
römische  Recht  die  Beachtung  des  doppelten  Bandes  gefördert  hat;  dann 
aber  hat  man  sich  auch  in  solchen  Fällen  der  Gestaltung  angeschlossen,  wie 
sie  sich  sichtlich  auf  westfränkischer  Grundlage  entwickelt  hatte. 

Steht  nichts  der  Annahme  im  Wege,  dass  der  Gegensatz  weit  zurück- 
reicht, so  ergibt  sich  die  Frage,  welche  der  beiden  Gestaltungen  für  die  ur- 
sprünglichere zu  halten  sei.  Sollte  wirklich  entsprechend  dem  S  662  vor- 
läufig Angedeuteten  die  fränkische  Erbenfolge  sich  von  einer  Vorstufe  aus 
entwickelt  haben,  auf  welcher  der  Unterschied  von  Halbgebun  und  Voll- 
geburt sich  überhaupt  noch  nicht  geltend  machte ,  so  wäre  allerdings  die 
Möglichkeit  nicht  ausgeschlossen,  dass  von  da  aus  die  fränkischen  Rechte 
sogleich  verschiedene  Wege  einschlugen,  die  einen,  sobald  der  Unterschied 
zu  beachten  war,  die  Halbgebun  der  Vollgeburt  gleichstellten ,  andere  so- 
gleich den  Vorzug  des  doppelten  Bandes  berücksichtigten,  so  dass  von  einer 
grössern  Ursprünglichkeit  einer  der  beiden  Gestaltungen  überhaupt  nicht 
die  Rede  sein  könnte. 

Ungleich  näher  liegt  aber  doch  die  Annahme,  dass  das  älteste  Recht 
noch  ein  einheitliches  war,  dass  sich  erst  nachträglich  die  eine  der  Gestal- 
tungen in  einem  Theile  der  fränkischen  Rechte  auf  Grundlage  der  andern 
entwickelt  hat.  Dann  aber  wird  meines  Erachtens  an  der  Ursprünglich- 
keit der  Gleichstellung  von  Halbgeburt  und  Vollgeburt  nicht  zu 
zweifeln  sein.  Es  ist  möglich,  dass  beide  Gestaltungen  sich  unabhängig  von 
einander  festgestellt  haben;  ist  aber  die  eine  überhaupt  auf  Grundlage  der 
andern  erwachsen,  so  kann  zweifellos  nur  die  Gleichstellung  das  Ursprüng- 
liche sein. 

In  dieser  Richtung  wird  doch  vor  allem  zu  beachten  sein,  dass  die  in 
fast  allen  Rechten  irgendwie  beachtete  engere  Verbindung  der  Vollge- 
schwister mit  dem  Erblasser  eine  so  auf  der  Hand  liegende  war,  ihre  Be  - 
vorzugung  so  sehr  der  Billigkeit  entsprach,  dass  es  in  keiner  Weise  auffallen 
kann,  wenn  in  Rechte,  welche  ursprünglich  das  doppelte  Band  nicht  be- 
rücksichtigten, die  Beachtung  desselben  nachträglich  Eingang  fand.  Da- 
gegen erscheint  es  mir  als  eine  unzulässige  Annahme,  dass  man  in  irgend- 
welchem Rechte,  in  welchem  bis  dahin  das  doppelte  Band  bereits  berück- 
sichtigt wurde,  erst  nachträglich  zur  Nichtbeachtung  desselben  überge- 
gangen sei. 

Weiter  wird  auf  den  schon  S  662  betonten  Umstand  hinzuweisen  sein, 
dass  auch  da ,  wo  der  Vorzug  des  doppelten  Bandes  überhaupt  anerkannt 
wird,  sich  das  durchweg  auf  Geschwister  beschrankt  und  im  weitern  Kreise 
Halbgeburt  und  Vollgeburt  gleichgestellt  erscheinen.  Das  aber  ist,  wie  schon 
S  664  bemerkt,  gerade  im  west fränkischen  Recht  von  besonderer  Bedeu- 


Digitized  by 


Google 


460  XVI.  Westfr.  R.  6.  Gemeine  RUckenfolge. 

919]  tung,  weil  sichtlich  auf  die  Gestaltung  der  Folge  desselben  der  engere 
Verband  der  Familie  keinerlei  Einfluss  geübt  hat,  sich  keine  verschiedene 
Folge  für  einen  engeren  und  fUr  einen  weiteren  Kreis  ergibt.  Der  einzige 
Ansatz  zu  einer  Sonderbehandlung  des  engern  Kreises  der  Familie  zeigt 
sich  lediglich  darin,  dass  in  den  bezüglichen  Coutumes  nur  innerhalb  jenes 
die  Halbgeburt  anders  behandelt  erscheint,  als  die  Vollgeburt.  Um  so  nSher 
muss  es  gerade  hier  liegen,  die  Beachtung  des  doppelten  Bandes  auf  erst 
nachträgliche,  unter  dem  Einflüsse  der  Gesammtfamilie ,  vgl.  S  616  ff.,  er- 
folgte Aenderung  zurückzuführen. 

Den  ältesten  frfinkischenQuellen  ISsst  sich  allerdings  kein  be- 
stimmterer Beleg  entnehmen;  vgl.  Amira  Erbenf  18.  Dass,  wie  die  Vita 
S.  Berthae  ergibt,  gleich vatrige  Kinder  von  verschiedener  Mutter  verschie- 
denen Theil  am  Vermögen  des  Vaters  hatten,  erklärt  sich  durchaus  aus  un- 
seren früheren  Erörterungen  über  die  Theilung  nach  Widumsrecht.  Aber 
die  altern  Quellen  ergeben  nirgends  einen  Halt,  dass  Vollgeschwister  und 
Halbgeschwister  verschieden  geerbt  hatten.  Und  selbst  im  spätem  Recht, 
vgl.  S  821,  fanden  wir  nur  ausnahmsweise  für  das  aus  dem  Douaire  rüh- 
rende Gut  einen  Vorzug  der  Geschwister  der  bezüglichen  Ehe;  Regel  ist 
auch  da,  das  dasselbe  als  Gut  der  Vaterseite  einfach  unter  die  gleichvatrigen 
Geschwister  getheilt  wird. 

Doch  ist  uns  in  der  Angabe  der  longobardischen  Quaestiones  ac  mo- 
nita  §  4  über  die  salische  Erbenfolge  in  Italien  ein  Zeugniss  er- 
halten, welches  wenigstens  mittelbar  ergeben  dürfte,  dass  jedenfalls  in 
karolingischer  Zeit  die  Nichtbe^ichtung  des  doppelten  Bandes  die  vorherr- 
schende Gestaltung  war.  Der  Kinderlose  wird  zunächst  von  den  Eltern  be- 
erbt :  Si  autem  non  habuerit,  et  ille  quidem  moriens  reliquerit  fratrem  vel 
sororem,  sive  sunt  germani  sive  non,  ipsi  succedant  Das  ist  sichtlich  zu- 
nächst betont  im  Gegensatze  zu  der  römischen  Erbenfolge  in  S  5 ,  wonach 
nur  die  Germani  erben.  Nun  werden  wir  allerdings  noch  mehrfach  Gele- 
genheit finden,  darauf  hinzuweisen,  wie  den  Angaben  der  Quaestiones  für 
das  ältere  salische  Recht  kaum  grösseres  Gewicht  beizulegen  ist,  wo  sie 
dem  langobardischen  entsprechen.  Um  so  sicherer  aber  werden  wir  da  auf 
salische  Grundlage  schliessen  dürfen,  wo  das,  wie  hier,  nicht  zutrifft.  Denn 
nach  longobardischem  Recht  sind,  wie  das  auch  hier  §  31  betont  wird, 
nicht  die  Halbgeschwister  schlechtweg  den  Germani  gleichgestellt,  sondern 
nur  die  de  patre,  die  Consanguinei. 

Danach  ist  wohl  nicht  zu  zweifeln,  dass  zur  Zeit,  als  seit  dem  Ende 
des  achten  Jahrhunderts  Franken  in  grösserer  Zahl  in  Italien  einwanderten, 
das  salische  Recht  im  allgemeinen  das  doppelte  Band  noch  nicht  berück- 
sichtigte. Schliesst  das  nicht  aus,  dass  dasselbe  sich  in  einzelnen  Theilen 
des  Gebietes  schon  geltend  machte,  so  kann  das  doch  gewiss  nur  in  be- 
schränktem Masse  der  Fall  gewesen  sein ,  da  sonst  kaum  abzusehen  wäre, 
wie  die  Nichtbeachtung  sich  in  Italien  schlechtweg  als  salisches  Recht  hätte 
feststellen  können;  zumal  der  Umstand,  dass  man  hier  nun  auch  vielfach 
mit  nach  römischem  Rechte  Lebenden  zusammentraf,  ein  Durchdringen  des 
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Vorzugs  des  doppelten  Bandes  hätte  fördern  müssen,  wenn  derselbe  schon 
damals  im  fränkischen  Rechtsgebiete  in  solcher  Ausdehnung  anerkannt  ge- 
wesen sein  wurde,  als  das  im  spätem  französischen  Rechte  der  Fall  war. 

Schliesslich  aber  wird  sich  für  die  UrsprUnglichkeit  der  Gleichstellung 
bezüglich  der  Fahrniss  und  des  Gewinnlandes  auch  noch  geltend  machen 
lassen,  dass  wir  dieselbe  auch  im  gothisch-spanischenRecht  wieder 
finden  werden,  welches  sich  bezüglich  alles  dessen ,  was  mit  der  verschie- 
denen Vererbung  der  Bestandtheile  des  Nachlasses  zusammenhängt  ^  dem 
fränkischen  Recht  so  eng  anschliesst,  dass  an  Zurückgehen  auf  gemeinsame 
Wurzel  kaum  zu  zweifeln  sein  wird. 

920.  Für  die  Ursprünglichkeit  des  ausschliesslichen  Massgebens  der 
Nahe  des  Grades  wird  sich -endlich  auch  noch  die  Nichtbeachtung 
des  Vertretungsrechts  in  der  Seitenlinie  geltend  machen  lassen. 
In  manchen  Coutumes  ist  allerdings  unbeschränkte  Repräsentation  in  der 
Seitenlinie  ausgesprochen,  wodurch  die  Folge  nach  der  Nähe  des  Grades 
vollständig  gestört  erscheint.  Aber  es  trifft  das  vorzüglich  solche  Coutumes, 
welche,  wie  die  von  Anjou  und  dessen  Nachbarländern  im  untern  Gebiete 
der  Loire,  auch  sonstige  stärkere  Abweichungen  von  der  Masse  der  west- 
fränkischen Coutumes  ergeben,  dagegen,  wie  eben  auch  in  diesem  Falle, 
vgl.  S  447,  auffallenden  Anschluss  an  fremde  Rechtsgruppen.  Wir  lassen 
das  vorläufig  unbeachtet,  um  in  anderm  Zusammenhange  darauf  zurück- 
zukommen. Halten  wir  uns  an  die  für  das  westfränkische  Recht  zunächst 
massgebenden  Coutumes,  so  ist  in  ihnen  auch  durchweg  das  Fehlen  der 
Repräsentation  in  der  Seitenlinie  ausgesprochen. 

Als  einzige  Ausnahme  wird  da  in  vielen  Coutumes  das  Eintritts- 
recht der  Neff«n  erwähnt,  während  andere  auch  den  Neffen  neben  Ge- 
schwistern ein  solches  nicht  zugestehen.  Jene  Ausnahme  wird  in  der  Regel 
erst  auf  den  Einfluss  des  römischen  Rechts  zurückgeführt.  Es  ist  denn  auch 
zweifeUos  das  Eintrittsrecht  der  Neffen  mehrfach  erst  nachträglich  einge- 
führt, und  in  manchen  Coutumes  wird  für  dasselbe  ausdrücklich  auf  das 
Jus  scriptum  verwiesen.  Aber  es  ergeben  sich  da  ganz  ähnliche  Bedenken, 
wie  bei  der  Zurückführung  des  Vorzugs  des  Double  lien  auf  römischen 
Einfluss.  Man  hätte,  wie  ich  S  454  näher  ausführte,  sich  nur  bezüglich  des 
Kintrittsrechtes  im  engern  Sinne  dem  römischen  Rechte  angeschlossen,  aber 
die  sonstigen  Bestimmungen  des  römischen  Rechts  über  die  Ausdehnung 
des  umfassenderen  Repräsentationsrechtes  auf  Neffen  unbeachtet  gelassen, 
und  wäre  damit  zu  einer  Gestaltung  gelangt,  wie  sie  sich  ebenso  in  andern 
germanischen  Rechten  auf  zweifellos  germanischer  Grundlage  ergeben  hat. 
Ich  sprach  daraufhin,  vgl.  auch  S  447,  die  Vermuthung  aus,  dass  der  ins- 
besondere im  burgundischen  und  westgothischen  Recht,  vgl.  §  437  ff., 
schon  in  den  ältesten  Quellen  nachweisbare  Eintritt  der  Neffen  wenigstens 
in  einzelnen  fränkischen  Rechten  schon  unabhängig  vom  römischen  Recht 
zur  Gehung  gelangt  sei. 

Dafür, durfte  doch  auch  zu  beachten  sein,  wenn  ßeaumanoir  14  S  27, 
ed.  Beugnot  240,  sagt:  Aucunpais  sont^  wie  das  fürBeauvais  zutreffe,  lä  u 


Digitized  by 


Google 


402  XVI.  Westfr.  R.  6.  Gemeine  RUckenfolge. 

920]  //  nUs  partisi  ä  V  oncle ;  dass  das  aber  ^«r  nosire  coustume,  also  der 
der  Grafschaft  Clermont,  nicht  gelte,  wo  vielmehr  Alles,  soit  en  descendaniy 
sott  d'  esqueanccy  nur  an  den  Nächsten  falle  und  also  an  den  Oheim  unter 
Ausschluss  seines  einen  Grad  entfernteren  Neffen.  Allerdings  wurde  das 
nach  einem  spätem  Zusätze  durch  einen  Spruch  des  Parlamentes  von  1 509 
nur  auf  Eintritt  des  Neffen  zu  seinem  Oheim  bei  Vererbung  in  der  geraden 
Linie,  nicht  bei  Beerbung  eines  Bruders  des  Oheims  bezogen.  Aber  doch 
nicht  ohne  Widerspruch ;  und  die  ganze  Fassung  bei  Beaumanoir  scheint 
mir  doch  zu  ergeben,  dass  er  bereits  einen  Brauch  im  Auge  hatte,  wonach 
der  Neffe  immer  zu  seinem  Oheim  eintrat,  sei  es  als  Enkel,  sei  es  als  Neffe 
des  Erblassers.  Und  S  477  wies  ich  darauf  hin,  wie  der  ausdrückliche  Aus- 
schluss des  Eintritts  der  Neffen  im  Gesetze  von  596  doch  darauf  deute,  dass 
auch  damals  von  einem  solchen  schon  die  Rede  war. 

Doch  können  wir  fUr  den  nächsten  Zweck  davon  absehen.  Auch  wenn 
sich  der  Eintritt  der  Neffen  auf  fränkischer  Grundlage  entwickelt  haben 
sollte,  wäre  nicht  zu  bezweifeln,  dass  das  erst  nachträglich  geschehen.  Denn 
auch  abgesehen  von  dem  ausdrücklichen  Ausschluss  des  Eintritts  der  Neffen 
im  Gesetze  von  596  hielt  man  ja  im  westfränkischen  Gebiete  so  zäh  an 
dem  ausschliesslichen  Massgeben  der  Nähe  des  Grades  fest,  dass  selbst  in 
der  absteigenden  Linie  das  Eintrittsrecht  der  Enkel  mehrfach  überhaupt 
niqht  durchdrang  und  jedenfalls  in  einer  sehr  grossen  Zahl  von  Coutumes 
erst  nachträglich  anerkannt  wurde. 

Ist  durchweg  auch  da,  wo  der  Eintritt  der  Neffen  anerkannt  ist,  daran 
festgehalten,  dass  beim  Fehlen  eines  Geschwister  als  Klassenhalter  die 
Neffen  erst  mit  den  Oheimen  des  Erblassers  erben,  so  findet  sich  als  seltene 
Ausnahme  Ausschluss  der  Oheime  durc^hNeffea,  Nach  der  altern 
Coutume  von  Sens  von  1506  S  62  sind  Oheime  durch  Neffen  beiFahrniss, 
Gewinngut  und  dem  Erbgute  der  Seite  ausgeschlossen,  während  Oheime 
das  vor  Cousins  germains  nehmen.  Dieselbe  Bestimmung  findet  sich  in  der 
Coutume  von  Auxerre  von  1 507  S  66,  fand  aber  Widerspruch  und  wurde 
erst  bei  der  Redaction  von  1561  S  243  angenommen;  vergl.  Couu  ge'n. 
3,  629. 

Das  dürfte  doch  auf  rOmischrechtlichen  Einfluss  zurückzuführen  sein. 
Jedenfalls  hängt  es  nicht  zusammen  mit  dem  Ausschluss  der  obem  Ver> 
wandten  durch  die  untern.  Denn  dana^  müsstt'  der  Oheim  auch  durch  den 
Cousin  ausgeschlossen  sein.  Während  überdjes  in  der  einzigen  westfrän- 
kischen Coutume,  in  der  wir  bei  Besprechung  des  Nichtsteigens  den  Aus- 
schluss der  obern  Verwandten,  vgl.  $^423,  ausgesprochen  finden  werden, 
in  der  von  Melun,  sich  das  auf  Erbland  beschränkt.  Nur  bei  diesem  musste 
sich  dann  freilich  auch  ein  Ausschluss  des  Oheim  durch  den  Neffen  er- 
geben, wenn  in  den  später  näher  zu  besprechenden  Coutumes  soucheres 
den  Nachkommen  des  Erwerbers  ein  Vorfolgei-echi  zugestanden  wurde  und 
es  sich  um  Gewinnland  der  Eltern  handelte.  Diese  Ausnahme  wird  etwa 
erwähnt  in  der  Coutume  von  Cambrai  12  §  4,  aber  ausdrücklich  hinzuge- 
fügt, dass,  wenn  das  Gut  von  Grosseltern  oder  höhern  Vorfahren  herrührt, 
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die  Oheime  mit  den  Neffen  nach  Köpfen  theilen,  da  sie  in  gleichem  Grade 
stehen. 

So  weit  die  Gestaltung  des  spätem  Droit  coutumier  einen  RUckschluss 
auf  das  ältere  frfinkische  Recht  gestattet,  weist  sie  nach  allem  Gesagten 
zweifellos  darauf  hin,  dass  schon  in  diesem  für  die  Folge  der  Seitenver- 
wandten, mögen  sie  nun  für  Fahrniss  und  Gewinngut  in  der  Gesammt- 
sippe,  mögen  sie  für  Erbland  nur  in  der  einen  Elternsippe  berufen  sein, 
lediglich  die  nach  Einzelgraden  vom  Erblasser  aus  bemessene  Nähe  der  Ver- 
wandtschaft ausschlaggebend  war;  dass  dabei  insbesondere  der  Unterschied 
der  näheren  und  entfernteren  Parentel  oder  der  untern  und  obern  Ver- 
wandtschaft in  keiner  Weise  beachtet  wurde. 


^.  Fallrecht. 

921.  Von  der  dargelegten  gemeinen  Folge,  wie  sie  zunächst  für  Fahr- 
niss und  Gewinngut  zur  Geltung  gelangt,  unterscheidet  sich  die  Folge  in 
das  Erbland  aufs  wesentlichste.  Einmal  durch  das  Nichtsteigen  des  Erb- 
landes. Es  fehlt  nicht  allein  jeder  Vorrang  der  aufsteigenden  Linie.  Auch 
da,  wo  die  Vorfahren  die  Gradnächsten  sein  würden,  sind  sie  durch  alle 
erbberechtigten  Seitenverwandten  bis  zur  Erbgränze  hin  von  der  Folge  in 
das  Erbland  ausgeschlossen.  Weiter  durch  das  Fallrecht,  wonach  das  Erb- 
land nicht,  wie  Gewinnland,  in  der  Gesammtsippe  nach  der  Nähe  des  Gra- 
des vererbt,  sondern  beide  Eltemsippen  für  die  Folge  auseinandergehalten 
werden,  so  dass  das  von  der  einen  Seite  ererbte  Gut  auch  nur  an  die  Freunde 
dieser  Seite  zurückfällt.  Es  wird  sich  empfehlen,  zunächst  dieses  letztere 
Verhältniss  ins  Auge  zu  fassen  und  es  zu  versuchen,  dasselbe  bis  auf  seine 
Anfänge  zu  verfolgen,  da  erst  damit  eine  Grundlage  geboten  sein  wird,  um 
über  das  Entstehen  des  Nichtsteigens  und  dessen  Bedeutung  im  spätem 
Recht  urtheilen  zu  können. 

Man  hat  das  in  so  vielen  germanischen  Rechten  vorkommende,  andern 
allerdings  durchaus  fremde  Fall  recht  wohl  erst  als  einErgebniss  jün- 
gerer Rechtsbildung  gefasst,  vgl.  Heusler  Inst.  2,  527.  607,  wie  das 
allerdings  nahe  liegen  kann,  wenn  man  den  vielfach  hervortretenden  Vor- 
zug des  Vaters  und  der  Vatermagen  bei  Vererbung  des  Erblandes  als  die 
ursprüngliche  Gestaltung  fasst;  es  würde  sich  dann  erst  mit  der  Zeit  auf 
Grundlage  von  Billigkeitsrücksichten  das  vom  gleichen  Rechte  beider  Seiten 
ausgehende  Fallrecht  entwickelt  haben.  Auch  für  das  fränkische  Recht  ins- 
besondere ist  das  wohl  angenommen,  vgl.  Lauriere  zu  Loysel  S  332,  zu- 
nächst nach  Massgabe  der  später  genauer  zu  besprechenden  Angabe  in 
Texten  der  Lex  Salica,  wonach  im  weitern  Kreise  ausschliesslich  die  Ge- 
neratio patema  zum  Erbe  berufen  sein  soll ;  man  hat  gefolgert,  dass  das  die 
Mutterseite  gleichmässig  berücksichtigende  Fallrecht  sich  erst  unter  den 
Karolingern  im  Anschlüsse  an  das  Lehnwesen  entwickelt  habe ;  vgl.  auch 
Beaune  Dr.  cout.  Intr.  406.   Aber  dem  gegenüber  hat  doch  auch  Glasson 
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921]  in  der  Hist.  du  dr.  Fr.  3,  161  das  Zurückgehen  auf  ältestes  Recht  ak 
wahrscheinlich  bezeichnet,  wahrend  er  sich  dann  allerdings  später  Nouv. 
Revue  hist.  16,  548.  700,  vgL  Hist.  7,  473,  für  feudalen  Ursprung  aus- 
spricht. 

Für  Zurückgehen  auf  ältestes  Recht  spricht  doch  vor  allem, 
dass  später  kaum  ein  anderer  Satz  des  Droit  coutumier  so  ausnahmslos  an- 
erkannt ist,  wie  das :  Patema  paterniSy  matema  maternis.  Und  zwar  für 
Roturiers,  wie  für  Nobles,  für  Allod  und  Zinsgut,  wie  für  Lehen,  so  dass 
es  jedenfalls  ganz  unwahrscheinlich  ist,  dass  dasselbe  sich  erst  im  Zusam- 
menhange mit  dem  Lehen  entwickelt  habe.  Ebenso  treffen  wir  es  überall 
in  näherverwandten  Rechtsgruppen,  wie  der  lothringischen  und  ostfran- 
kischen.  Dann  aber  in  manchen  ostgermanischen  Rechten,  so  insbesondere 
im  westgothischen ,  wo  nach  bezüglichen  Bestimmungen  der  Lex  das  Zu- 
rückgehen auf  frühere  Zeiten  von  vornherein  nicht  zu  bezweifeln  ist.  Alles 
das  lässt  doch  von  vornherein  vermuthen,  dass  das  Fallrecht  sich  irgendwie 
schon  an  älteste  fränkische  Rechtszustände  anknüpft. 

Reichen  urkundliche  Zeugnisse  für  das  Fallrecht  wohl  bis  in  das  eilfte 
Jahrhundert  zurück,  vgl.  Revue  hist.  8,  556.  558,  so  scheinen  die  Angaben 
des  ältesten  Textes  der  Lex  Salica ,  wonach  der  Kinderlose  nur  voq  der 
Mutter  und  ihrer  Sippe  beerbt  wird ,  allerdings  ebenso  gegen  ein  Zurück- 
gehen des  Fallrechts  auf  älteste  Zeiten  zu  sprechen,  wie  die  schon  erwähnten 
spätem  Texte,  welche  umgekehrt  nur  dem  Paternum  genus  Erbrecht  zu- 
sprechen. Um  so  wichtiger  wird  es  sein,  das  spätere  Recht  möglichst  genau 
festzustellen,  um  es  dann  zu  versuchen ,  von  diesem  auf  die  ältere  Gestal- 
tung zurückzuschliessen  und  zu  prüfen ,  in  wie  weit  sich  die  spätem  mit 
den  anscheinend  widersprechenden  frühesten  Zeugnissen  in  Verbindung 
bringen  lassen  dürften.  Haben  die  Untersuchungen  über  die  spätere  Nach- 
kommenfolge ergeben,  dass  diese  sich  eng  der  altern  Gestaltung  anschloss, 
und  dieser,  ohne  dass  jede  Weiterentwicklung  ausgeschlossen  gewesen 
wäre,  doch  in  allem  Wesentlichen  entsprach,  so  ist  gewiss  zu  vermuthen, 
dass  auch  bei  diesem  Verhältnisse  eine  ähnliche  Stätigkeit  der  Entwicklung 
eingriff,  die  alte  Grundlage  sich  wesentlich  erhalten  haben  wird. 

922.  Stimmen  aUe  spätem  Coutumes  darin  überein,  dass  das  von  der 
einen  Seite  herrührende  Erbland  jedenfalls  erst  dann  auf  die  andere  Seite 
vererben  kann,  wenn  bis  zur  Erbgränze  hin  kein  Angehöriger  der  zunächst 
berechtigten  Seite  vorhanden  ist,  so  finden  wir  vereinzelt  noch  später  im 
westfränkischen  Rechtsgebiete,  wie  in  solchen  benachbarten  Gebieten,  in 
welchen  das  Fallrecht  sichtlich  auf  derselben  Grundlage  beruht,  die  beiden 
Seiten  ungleich  schärfer  dadurch  auseinandergehalten,  dass  ein  Erbrecht 
desFiscus  beim  Fehlen  von  Erben  der  berechtigten  Seite 
anerkannt  wird. 

So  heisst  es  1298  in  den  Olim  2,418:  Quia  in  sticcessione  filii Bausi 
Lombardi  de  Trecis  non  invcniebatur  aliquis  hercs  ex  parte  pairis,  pronun- 
ciaiumfuity  bona  mobilia  ipsius  filii  ex  latere  patris  proveniencia  ianquam 
vacancia  ad  d.  regem  periinere,  wo  zweifellos  immobilia  zu  lesen  sein  wird., 
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da  ein  Auseinanderhaltea  der  Mobilien  aach  der  Herkunft  allen  fränkischen 
Rechten  durchaus  fremd  ist.  So  besonders  bestimmt  in  der  altern  Coutume 
von  Bar  von  1 506  S  27 :  Quand  une  per  sonne  va  de  vie  ä  trespas  sans  hoirs 
de  son  corps,  et  il  delaisse  aucuns  heritiers  d'un  costd  setdetnent,  cotnme  de 
par  son  pere,  et  il  a  aucuns  heritages  de  par  sa  mere,  sans  avoir  nuls  he- 
ritiers de  par  icelle  sa  mere,  ses  heritiers  de  par  son  pere  nauront  rien  en 
heritages  quil  auroit  de  par  sa  mere ;  mais  les  empörter a  le  seigneur  par 
faute  d*  hoirs ;  car  par  ladite  coustume  on  regarde  les  lignes  et  d*  oü  les 
heritages  sont  procedans»  So  heisst  es  in  der  altern  Coutume  des  Herzog- 
thums  Lothringen  von  1 5 1 9,  ed.  Bonvalot  99 ,  von  den  Gütern  der  erb- 
losen Seite:  ils  demeurent  au  seigneur  hault  justicier  soud^  qui  ils  sont, 
pour  jouyr  comme  de  biens  despave.  Ebenso  nach  der  Coutume  von  Marsal 
S  27  und  noch  1698  nach  der  von  Muno  südöstlich  von  Bouillon  1 1  S  3, 
Cout.  de  Luxemb.  i,  408;  dann  nach  der  der  Normandie  S  285.  Masuer, 
Pract.  forensis,  Propos.  S  14,  Succ.  S  8,  stellt  es  als  schlechtweg  geltendes 
Recht  hin ,  was  danach  jedenfalls  für  die  Auvergne  zugetroffen  sein  wird. 
In  Gebieten,  wo  auch  Fahrniss  und  Gewinngut  nach  den  Seiten  gehälftet 
werden,  ist  das  dann  wohl  auch  darauf  ausgedehnt;  nach  der  Coutume  von 
Anjou  und  Maine  von  1463  S  214,  ed.  Beautemps  3,  349,  nimmt  der  Seig- 
neur beim  Fehlen  von  Erben  der  einen  Seite  nicht  allein  das  von  dieser 
herrührende  Erbgut,  sondern  auch  die  Hälfte  von  Fahrniss  und  Gewinn- 
gut gegen  Uebernahme  der  halben  Schulden. 

Dass  diese  Bestimmung  früher  weiter  verbreitet  war  und  vielfach  erst 
nachträglich  beseitigt  wurde,  ist  nicht  zu  bezweifeln.  Zu  Bar  und  in  Lo- 
thringen ist  sie  in  den  neuern  Coutumes  nicht  wiederholt.  Auch  zu  Paris 
war  sie  nach  Coutumes  not.  N.  92  und  Desmares  Dec.  184  früher  gelten- 
des Recht  und  wurde  erst  1580  geänden;  vgl.  Nouv.  Revue  9,  569.  16, 
704.  Es  dürfte  in  dieser  Beziehung  auch  zu  beachten  sein,  dass  in  solchen 
Coutumes,  welche  das  eventuelle  Recht  der  andern  Seite  anerkennen,  nicht 
selten  ausdrücklich  betont  wird,  dass  das  geschehe,  um  die  Nachfolge  des 
Fiscus  auszuschliessen.  Wie  das  darauf  schliessen  lässt,  dass  vielfach  das 
nähere  Recht  dieses  anerkannt  wurde,  so  sagt  auch  Pothier,  dass  diese  An- 
sicht früher  weit  verbreitet  war ;  er  scheint  es  erst  dem  Einflüsse  der  neuern 
Coutume  von  Paris  von  1580  zuzuschreiben,  dass  das  eventuelle  Erbrecht 
der  andern  Seite  allgemeiner  anerkannt  wurde. 

Damit  ergibt  sich  eine  Gestaltung ,  wonach  für  das  Erbgut  die  durch 
die  Ehe  der  Eltern  begründete  zweiseitige  Gesammtsippe  des  Kindes  über- 
haupt nicht  zur  Geltung  gelangt ;  beide  Seiten  stehen  sich  nach  dem  Tode 
des  sie  zusammenhaltenden  Kindes  wieder  so  fremd  gegenüber,  als  wenn 
da  nie  eine  nähere  Verbindung  eingegriffen  hätte.  Das  Gut  ist  einfach,  wie 
früher,  wieder  Gut  nur  der  einen  Sippe ;  ist  diese  bis  zur  Erbgränze  hin 
ausgestorben,  so  wird  das  Gut  als  erblos  betrachtet  und  fällt  als  solches  an 
den  Fiscus  oder  Gerichtsherrn. 

Ganz  entsprechende  Behandlung  finden  wir  beim  verwandtschaft- 
lichen Näh  er  recht,  beim  Retrait  lignager;  dasselbe  steht  lediglich  den 
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923]  Angehörigen  der  Seite  zu,  von  der  das  Gut  rührt ;  fehlt  ein  solcher, 
so  tritt  nicht  die  andere  Seite  ein,  sondern  es  kann  dann  überhaupt  nur 
noch  von  einem  nicht  auf  Verwandtschaft  beruhenden  Nähenrechte  die 
Rede  sein.  Bei  Beaumanoir  ist  das  bestimmt  ausgesprochen.  Wir  erwähnten 
bereits  S  579  seine  Angabe,  wonach  der  Käufer  in  Besitz  bleibt,  wenn  er 
nachweist,  dass  das  Gut  nicht  von  der  Seite  herrührt,  welcher  der  bean- 
spruchende Blutsfreund  angehön.  Nach  51  S  22  kann  der  Herr  die  ihm  vom 
Verkäufer  aufgelassene  Saisine  des  Lehen  oder  Zinsgut  dem  Käufer  nicht 
verweigern,  wenn  dieser  der  berechtigten  Seite  angehört :  mais  si  liaceterrs 
est  estranges,  ou  il  apartient  au  vendeur  d'  autre  cosU  que  de  cell  dont  li 
heritages  muet,  li  sires  pot  retenir  le  saisine  por  soi,  par  le  bourse  paiani 
au  vendeur ;  car  li  sires  est  plus  pres  de  ravoir  par  le  bourse  ce  qui  mtut 
de  li,  que  n  est  persone  esirange.  Das  Band  der  Gesammtsippe  übt  da 
keinerlei  Wirkung.  Der  Blutsfreund  der  andern  Seite  erscheint  da  durch- 
aus dem  Blutsfremden  gleichgestellt ;  dem  einen,  wie  dem  andern  gegen- 
\Xbcv  tritt  das  Näherrecht  des  Herrn  in  Kraft. 

923.  Lässt  sich  nun  diese  Bestimmung  bis  in  das  dreizehnte  Jahr- 
hundert zurückverfolgen  und  ist  nach  dem  Gesagten  nicht  zu  bezweifeln, 
dass  sie  damals  noch  weiter  verbreitet  war  und  erst  nachträglich  mehr  und 
mehr  ausser  Geltung  kam,  so  ist  damit  das  Zurückgehen  auf  älteste 
Zeit  allerdings  noch  nicht  genügend  erwiesen.  Gerade  in  einem  Falle,  bei 
dem  ein  nutzbringendes  Recht  des  Staates  und  der  Gerichtsherren  in  Frage 
kiim,  würde  ja  die  Annahme  besonders  nahe  liegen,  dass  es  sich  da  um  eine 
im  frühern  Mittelalter  im  Anschlüsse  an  das  Lehngut  und  Zinsgut  aufge- 
kommene Neuerung  handle.  Würde  aber  der  Nachweis  des  Zurückgehens 
gerade  der  besprochenen  Auffassung  auf  ältestes  Recht  von  besonderm  Ge- 
wichte sein,  so  denke  ich,  dass  sich  dieser  mit  ausreichender  Sicherheit 
führen  lässt. 

Es  mag  zunächst  zu  beachten  sein ,  dass  jedenfalls  die  Scheidung  der 
Bestandtheile  des  Nachlasses,  an  welche  jene  Bestimmung  anknüpft,  auf 
ältestes  Recht  zurückgeht.  Schon  in  den  ältesten  fränkischen  Formeln  und 
Urkunden  wird  nicht  blos  das  Comparatum  oder  Acquisitum  von  derHae- 
rcditas  parentum,  sondern  auch  wohl  die  Haereditas  paternica  von  der  ma- 
icrnica  unterschieden;  vgl.  GlassonH.  du  dr.  Fr.  3,  161 ;  Mon.Germ.  Form., 
Index.  Es  lassen  nun  aber  weiter  AngabenderLexSalica  wohl  keinen 
Zweifel,  dass  das  älteste  Recht  die  beiden  Elternseiten  als  ausser  aller  ver- 
mögensrechtlichen Verbindung  stehend  betrachtete. 

So  insbesondere,  wenn  nachT.  62  die  eine  Hälfte  des  Wehrgeldes 
des  Erschlagenen  seinen  Kindern  zukommen,  die  andere  Hälfte  aber  die : 
parenies  qui  proximiores  sunf  tarn  de  patre,  quam  de  matre,  theilen  sollen : 
quöd  si  de  una  parte ,  paterna  seu  materna,  nullus  parens  non  fuerit ,  illa 
poriio  infisco  colligatur.  Das  ist  um  so  bezeichnender,  als  es  sich  da  über- 
haupt nicht  um  Gut  handelt,  welches  bereits  von  den  Seiten  herrührt,  son- 
dern um  einen  Vermögensbestandtheil ,  der,  wenn  man  ihn  als  Nachlass 
des  Erschlagenen  fassen  will,  sich  wohl  nur  als  Gewinngut  des  Erschlagenen 
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betrachten  lasst,  wie  wir  das  in  friesischen  Rechten  wohl  ausgesprochen 
finden  werden.  Die  Scheidung  beider  Seiten  wäre  danach  damals  eine  noch 
weitergehende,  als  im  spätem  westfränkischen  Recht,  in  welchem  beiThei- 
lung  des  Gewinngutes  die  Scheidung  überhaupt  nicht  zur  Geltung  gelangt. 

Aehnliches  ergeben,  wie  ich  denke,  die  schon  $  369  besprochenen 
Bestimmungen  des  T.  44  über  den  R  e  i  p  u  s.  Nach  einer  dort  begründeten 
und  nun  auch  von  Brunner,  Berliner  Sitzungsber.  1894  S.  1291,  gebilligten 
Annahme  kommt  der  Reipus  in  erster  Reihe  nur  aufgezählten  Verwandten 
des  verstorbenen  Mannes  und  zwar  nur  seiner  Muttersippe  bis  zum  sechsten 
Knie  zu.  Heisst  es  dann:  Jam post  sexto genuculum^  sinonfuerint,  infisco 
reipus  ipse  vel  causa y  quae  ex  inde  ortafuerity  colligaiury  so  ist  doch  auch 
das  zweifellos  auf  die  Muttersippe  zu  beschränken.  Es  ergibt  sich  damit  also 
wieder  ein  Betrag,  der  von  keiner  Seite  herrühn,  der  nur  der  Mutterseite 
zukommt,  und  bei  NichtVertretung  dieser  nicht  der  Vaterseite,  sondern  dem 
Fiscus  zufällt. 

Auf  Bedenken,  welche  sich  gegen  meine  Annahme  bezüglich  des  Rei- 
pus und  damit  gegen  die  Verwerthung  der  Angabe  für  den  nächsten  Zweck 
erheben  Hessen,  werde  ich  zurückkommen.  Tritt  aber  selbst  bei  solchen  Be- 
trögen, welche  nicht  schon  von  einer  Seite  herrühren,  die  eine  nicht  für  die 
andere  ein,  so  ist  das  zweifellos  um  so  sicherer  anzunehmen  bezüglich  des 
Erbgutes,  welches  von  vornherein  nur  von  einer  Seite  herrührt.  Und  die 
Ergebnisse  späterer  Erörterungen  werden  damit  übereinstimmen. 

924.  Der  Annahme  ursprünglichen  Fehlens  jeder  vermögensrecht- 
lichen Verbindung  zwischen  'beiden  Sippen  entspricht  denn  auch  das 
Fehlen  unvollständigen  Fallrechts,  vgl.  S  577,  in  allen  spätem 
westfränkischen  Rechten.  Solches  unvollständiges  Fallrecht  ergibt  sich  etwa 
nach  westgothischem,  nach  schwedischen  und  lothringischen  Rechten  da- 
mit, dass  nicht  blos  der  überlebende  Elterntheil ,  sondern  auch  ein  einzeln 
Ueberlebender  von  den  Grosseltern  das  ganze  Gut  nimmt  ohne  Rücksicht 
auf  die  Seite,  von  der  es  herrührt,  während  allerdings  überlebende  Gross- 
eltem  beider  Seiten  nicht  nach  Köpfen,  sondern  nach  Fallrecht  theilen.  Dann 
ergibt  sich  auch  leicht,  dass  in  Rechten ,  in  welchen  in  solcher  Weise  das 
Fallrecht  wohl  beachtet,  aber  der  Rücksicht  auf  Linie  und  Grad  unterge- 
ordnet erscheint,  entweder  von  jeher  jene  vollständige  vermögensrechtliche 
Scheidung  beider  Sippen  nicht  Rechtens  gewesen  sein  kann,  oder  sich  we- 
nigstens zu  der  Zeit,  als  jene  erbrechtlichen  Bestimmungen  sich  feststellten, 
bereits  sehr  wesentlich  abgeschwächt  hatte.  Zeigen  dem  gegenüber  die  spä- 
tem westfränkischen  Rechte  nicht  die  geringste  Spur  solchen  unvollstän- 
digen Fallrechts,  kommt  selbst  da,  wo  der  Anfall  an  den  Fiscus  nicht  aner- 
kannt ist,  auch  der  nächste  Angehörige  der  einen  Seite  nicht  zum  Erbe,  so 
lange  ein  noch  so  entfernter  Angehöriger  der  zunächst  berechtigten  Seite 
vorhanden  ist,  so  deutet  doch  auch  das  darauf  hin,  dass  dieses  scharfe  Aus- 
einanderhalten beider  Seiten  auf  ältestes  Recht  zurückgehen  muss,  da  sich 
andernfalls  doch  irgendwelche  Reste  einer  altem  Beachmng  der  Gesammt- 
sippe  in  unvollständigem  Fallrecht  erhalten  haben  dürften. 
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ft*i4]  Haben  wir  nun  aber  auch  vom  unvollständigem  Fallrechte  ganz  ab- 
zusehen, stimmen  alle  spätem  Goutumes  darin  überein,  dass  dasselbe,  so 
weit  es  überhaupt  eingreift,  auch  ein  vollständiges  ist,  dass,  so  lange  bis  zur 
lirbgränze  hin  ein  Angehöriger  der  Seite  vorhanden  ist,  von  der  das  Gut 
herrührt,  auch  der  nächste  Freund  der  andern  Seite  keinen  Anspruch  auf 
dasselbe  haben  kann,  so  sind  damit,  wie  wir  S  577  ff.  ausführten,  noch  sehr 
verschiedene  Gestaltungen  vollständigen  Fallrechts  durch- 
aus vereinbar.  Bei  einfachem  Fallrechte  wurden  nur  die  beiden  Seiten  aus- 
einandergehalten, die  Herkunft  des  Guts  über  Vater  und  Muner  hinaus 
nicht  weiter  verfolgt.  Oder  das  Fallrecht  war  ein  fortgesetztes;  man  ging 
der  Herkunft  bis  auf  den  ersten  nachweisbaren  Besitzer  oder  den  ersten 
Erwerber  nach,  vgl.  S  582  ff.,  und  sprach  das  Gut  nur  den  Verwandten 
oder  auch  nur  den  Nachkommen  desselben  zu.  In  den  spätem  ftanzösischeu 
Coutumes  finden  sich  alle  diese  Gestaltungen  vertreten.  Es  beruht  darauf 
die  übliche  Dreitheilungin  Coutumes  de  simple  cöte',  de  cote'  et  ligne 
und  soucheres;  vgl.  Pothier  Succ.  2,  2  Art.  4,  Warnkönig  Fr.R.G.  2,  478, 
Giraud  Dr.  cout.  50,  Beaune  Dr.  com.  3,  398,  VioUet  Hist.  849,  Glasson 
in  Nouv.  Revue  1 6,  702  ff. 

Ist  nun  auch  nach  dem  schon  Bemerkten  nicht  wohl  zu  bezweifeln, 
dass  das  Fallrecht  im  allgemeinen  irgendwie  auf  das  älteste  fränkische  Recht 
zurückgeht,  so  ist  es,  um  genauere  Einsicht  in  die  ältesten  Verhältnisse  zu 
£^ewinnen,  unerlässlich,  der  Frage  nachzugehen,  ob  sich  auch  für  jene  Un- 
terscheidungen schon  eine  Anknüpfung  im  altern  Recht  gefunden  habe 
oder  ob  sie  erst  das  Ergebniss  nachträglicher  Entwicklung  sein  dürften, 
wührend  das  älteste  Recht  in  dieser  Richtung  einheitlich  gestaltet  war. 

Haben  wir  dabei  von  den  spätem  Coutumes  auszugehen ,  so  wird  es 
^zweckmässig  sein,  uns  dabei  nicht  streng  auf  diejenigen  zu  beschränken, 
deren  sonstige  Gestaltung  die  westfränkische  Grundlage  von  vornherein 
nicht  bezweifeln  lässt,  sondern  zuweilen  auch  solche  der  benachbarten 
lothringischen  Rechte  zu  beachten.  Dass  da  das  Fallrecht  durchweg 
auf  dieselbe  Grundlage  zurückgeht,  wie  in  Westfranken,  ist  nicht  zu  be- 
zweifeln. Zeigt  sich  vielfach  volle  Uebereinstimmung,  so  beugen  wir  zweck- 
losen Wiederholungen  vor,  wenn  wir  das  schon  jetzt  berücksichtigen.  Zeigen 
sich  dann  allerdings  auch  Abweichungen,  so  wird  die  Beachtung  derselben 
vielfach  dazu  dienen  können,  die  abweichende  Fassung  westfränkischer  Be- 
stimmungen klarer  hervortreten  zu  lassen ;  während  die  übereinstimmen- 
den Angaben  eben  hier  unter  dem  Einflüsse  abweichender  Nachbarrechte 
vielfach  genauer  und  ausführlicher  sind,  als  das  in  wesifränkischem  Gebiete 
selbst  beim  Fehlen  des  Gegensatzes  nöthig  scheinen  mochte. 

925.  Das  macht  sich  sogleich  geltend  bei  den  Angaben  über  ein- 
faches Fallrecht  in  den  sogenannten  Coutumes  de  simple  cöte- 
in  manchen  westfränkischen  Coutumes  wird  einfach  darauf  verwiesen,  dass 
das,  was  dem  Erblasser  vom  Vater  oder  der  Mutter  zugekommen,  an  die 
bezügliche  Seite  zurückfällt.  Es  fehlt  jeder  Grund  für  die  Annahme,  dass  in 
solchem  Falle  nicht  alles  Gut  der  Elternseite  an  den  Nächstverwandten  der 
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Seite  fallen  soll;  aber  es  wird  wenigstens  nicht  ausdrücklich  betont,  dass 
der  Herkunft  des  Gutes  nicht  weiter  nachgegangen  werden  soll ,  dass  der 
Erbe  nicht  Nachkomme  oder  doch  Verwandter  des  ersten  nachweisbaren 
Besitzers  oder  Erwerbers  sein  soll. 

Es  wird  im  Hinblicke  auf  spätere  Erörterungen  sich  empfehlen,  den 
Wortlaut  solcher  Angaben  bestimmter  ins  Auge  zu  fassen.  So  heisst  es  in 
der  Coutume  von£tampes  S  120:  Les  biens  paternels  viennent  au  lignager 
paternely  et  les  maternels  au  matemel,  encores  quHl  ne  sott  le  plus  prochain 
du  defunct;  in  der  von  Gerberoy  S  5 1 :  Les  heritages  venus  au  trdpassd  du 
cotä  de  sonfeu  pere  iront  aux  heritiers  du  costd  dudit  deffuntson  pere,  und 
ebenso  auf  Mutterseite ;  in  der  von  Blois  S  150:  Quant  aux  heritages  qui 
seront  escheus  audict  deffunt  par  succession,  il  s*  en  vont  aux  collatereaux 
plus  prochains  dudict  deffunct  du  coste  dont  procedent  lesdits  heritages  ;  in 
der  von  La  M arche  S  2 1 8 :  Les  parens  succederont  les  uns  aux  autres  tant 
que  lignage  se  peut  prouver ;  cest  ä  sgavoir  les  parens  du  costi  paternel  es 
biens  de  V  estoc  paternel,  et  les  maternels  es  biens  provenus  du  costd  mater- 
fiel;  nach  der  altern  von  Orleans  S  251  folgen  nicht  die  GradnMchsten : 
mais  seulement  ceux  qui  sont  de  la  ligne  dont  lesdicts  heritages  procedent, 
referendo  paterna  paternis,  materna  maternis.  So  sagt  Beaumanoir  14  S  23, 
dass,  wenn  ich  kinderlos  sterbe:  mes  heritages  de  par  mon  pere  ne  revient 
pas  ä  ma  mere,  anfois  esquient  au  plus  prochain  qui  m'apartient  de  par  le 
pere,  nis  s'  il  estoit  el  quart  degrd  de  lignage  y  car  me  mere  est  estrange  de 
r  iretage  qui  me  vient  de  par  le  pere.  So  heisst  es  in  den  ältesten  Usages 
von  Amiens,  eAMarnier  156,  einfach:  Etli  hyrtages  des  enfans  esquerront 
au  costd  de  le  part  dont  il  leur  est  venus. 

Aehnlich  auch  in  lothringischen  Coutumes.  So  in  der  von  Verdun  2 
S  1%.  Et  au  regard  des  heritages  anciens  et  de  ligne,  ils  retournent  chacun 
ä  son  costd:  paterna  paternis,  materna  maternis ;  oder  der  von  Bouillon 
1 7  S  6 :  Es  successions  sera  observde  la  difference  des  biens  paternels  et 
maternels^  pour  suivre  iceux  les  proismes  de  chacun  costd  respectivement 
So  auch ,  wenn  nach  der  ältesten  Coutume  der  Bourgogne,  Giraud  Essai 
2,  272,  lediglich  zu  beachten  ist,  ob  die  Heritages  dem  Erblasser  de  par  son 
pere  oder  de  par  la  mere  zugekommen  sind,  und  dem  entsprechend  au 
lignage  de  par  le  pere  oder  aber  an  die  Linie  der  Mutter  fallen  sollen,  auch 
wenn  nähere  Angehörige  der  andern  Linie  vorhanden  sind. 

Nichts  berechtigt  bei  solchen  Angaben  zu  der  Annahme,  dass  sich  das 
weiter  fortsetzen  und  gefragt  werden  soll,  ob  das  vom  Vater  herrührende 
Gut  an  diesen  vom  Vatervater  oder  von  der  Vatermutter  gekommen  ist  und 
dem  entsprechend  in  jenem  Falle  nach  der  Uebersicht  S  573  nur  an  VVb 
oder  auch  VVbs  unter  Ausschluss  von  VMb  kommen  soll;  wir  haben  viel- 
mehr anzunehmen,  dass  VMb  als  Angehöriger  der  Vaterseite  auch  für  das 
von  W  gekommene  Gut  gleichberechtigter  Erbe  mit  Wb  oder  der  ent- 
ferntere Wbs  durch  ihn  ausgeschlossen  ist. 

Fand  man  aber  im  allgemeinen  keinen  Grund,  das  ausdrücklich  zu  be- 
tonen, so  wurde  im  lothringischen  Gebiete,  wo  wir  jenen  Unterschied  mehr- 
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925]  fach  beachtet  finden,  der  Ausschluss  jedes  fortgesetzten  Fall- 
rechts auch  wohl  ausdrücklich  ausgesprochen.  So  wesentlich  überein- 
stimmend in  den  Coutumes  von  Sedan  S  182,  Metz  1 1  S  30  und  Gorze  10 
S  45  :  Les  heritages  serontreputesi  paternels  qui  soni  escheu^  de  la  succ^ssion 
du  pere  de  defunct  011  de  V  un  des  parens  lignagers  dudit  defünct  du  costc 
de  sondtt pere;  et  ceux  seront  repute:^  maternels,  qui sont escheu:{  de  la  suc- 
cession  de  la  mere  ou  des  parens  maternels  dudit  defunct;  et  pour  les  juger 
patemels  ou  maternels  nefaut  enquerir  plus  ancienne  ligne  ou  souche ,  que 
de  celuy  y  auquel  Vheritage  afait  souche  et  luy  est  escheu  de  successton  ou 
en  advancement  d'hoirie  oufaveur  de  mariage.  Oder  besonders  bestimmt 
in  den  Consuetudines  Lossenses  11  S  22,  Cout.  de  Looz  i,  105 :  Bona  di- 
cuntur  paternUy  quando  pleno  iure  spectaruntad  patrem,  etiamsi  olim  pro- 
venissent  ex  linea  aviae ;  idem  est  de  maternis. 

926.  Für  die  Weiterführung  der  Untersuchung  mag  nun  zu  beachten 
sein,  dass  im  westfrflnkischen  Gebiete  auch  da ,  wo  die  Angaben  genauer 
sind,  sich  nie  in  ähnlicher  Weise  betont  findet,  dass  der  Herkunft  des  Guts 
überhaupt  über  die  Eltern  hinaus  nicht  nachgegangen  werden  soll,  wäh- 
rend nicht  selten  der  Ausschluss  der  Forderung  der  Abstam- 
mung vom  Erwerber  ausdrücklich  ausgesprochen  ist. 

So  heisst  es  wesentlich  übereinstimmend  in  den  Coutumes  von  Amiens 
S  87,  Chalons  S  86  und  Clermont  en  Argonne  8  S  9 :  Les  biens  soni  esti- 
mei^  patemels  ou  maternels  pour  appartenir  aux  lignagers  patemels  ou  ma-' 
ternels,  quand  ils  viennent  du  costd  et  ligne  de  pere  ou  mere,  encores  quils 
ne  viennent  de  la  souche  commune^  qui  est  ä  dire  de  pere  ou  mere,  ayeul  ou 
ayeule,  dont  sont  descendus  lesdits  lignagers ;  en  maniere  que  les  biens  ac- 
quis  par  le  pere,  qui  sont  propres  ä  son  fils,  retoumeni  par  le  deces  dudit 
fils  ä  Poncle  paternely  ou  autre  parent  paternel  et  non  ä  la  soeur  oufrere 
uterin,  Gut,  welches  erst  von  Foder  VF  erworben  ist,  fklltauchan  VJoder 
Wb,  obwohl  diese  nicht  vom  Erwerber  abstammen,  und  nicht  etwa  an 
den  nächsten  Angehörigen  Mh,  da  dieser  der  Mutterseite  angehört.  Ent- 
sprechend heisst  es  in  der  neuern  Coutume  von  Paris  S  329  und  in  der 
neuern  von  Orleans  S  325,  nachdem  gesagt  ist,  dass  das  väterliche  Erbgut 
an  die  Vaterfreunde,  das  mütterliche  an  die  Mutterfreunde  fällt:  Ei  soni 
repute^  parens  du  costd  et  ligne,  dont  procede  V  heriiage,  suppose  quils  ne 
soient  descendus^  de  celuy  qui  a  acquis  ledit  heritage. 

Dasselbe  aber  ist  wohl  für  das  Näherrecht  ausgesprochen,  obwohl 
sich  ergeben  wird,  dass  dabei  die  Abstammung  vom  Erwerber  zuweilen 
auch  da  gefordert  wird ,  wo  sie  für  das  Erbrecht  nicht  berücksichtigt  er- 
scheint. So  zu  Qermont  en  Argonne  1 5  S  8 :  Le  lignager  doit  esire  receu 
au  retrait,  supposd  que  Vheritage  vendu  ne  soit  de  son  estoc  et  branchage, 
mais  seulement  du  costd  et  ligne  du  vendeur ;  en  teile  maniere  que  si  lefils 
vend  f  heritage  ä  luy  venu  par  son  pere,  et  quesioii  acquest  ä  sondit  pere^ 
ledit  heritage  pourra  estre  retrait  par  son  oncle  ou  auire  du  costd  de  son 
pere,  Aehnlich  in  der  Coutume  von  Reims  SU91 ;  es  genügt:  que  la  chose 
vendue  au  commencement  ait/ait  souche  en  la  personne  du  vendeur  du  costd. 
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d'ou  vient  le  retrayant.  Schon  Beaumanoir  44  S  2  erwähnt  einen  Einzelfall, 
bei  welchem  geurtheilt  wurde,  dass  an  dem  auf  den  Sohn  vererbten  und 
dadurch  zu  He'ritage  gewordenen  Gewinngut  des  Vaters  allen  Verwandten 
di^  Erwerbers  das  Nttherrecht  zustehe. 

Erscheint  da  überall  die  Forderung  der  Abstammung  vom  Erwerber 
ausdrücklich  beseitigt,  steht  diese  also  der  Annahme  nur  einfachen  Fall- 
rechts nicht  im  Wege,  so  ist  damit  freilich  wenigstens  nicht  ausdrücklich 
gesagt,  dass  der  Herkunft  des  Gutes  überhaupt  über  die  Eltern  zurück  nicht 
weiter  nachgegangen  werden  soll.  Kann  in  ein  von  VV  erworbenes  Gut 
auch  VVb  folgen,  obwohl  er  nicht  vom  Erwerber  abstammt,  so  ist  damit 
nicht  zugleich  gesagt,  dass  das  auch  für  FAf*  zutrifft,  der  überdies  W nicht 
blutsverwandt  ist.  Wir  werden  darauf  zurückzukommen  haben.  Jedenfalls 
ergibt  sich  auch  hier  kein  bestimmterer  Grund ,  irgendwelches  fopgesetzte 
Fallrecht  anzunehmen. 

Zweifellos  ist  nach  allem  Gesagten  in  einer  grössern  Zahl  von  Cou- 
tumes  des  westfränkischen  und  lothringischen  Rechtsgebiets  das  nur  ein- 
fache Fallrecht  bestimmt  ausgesprochen.  Und  diese  Gestaltung  scheint 
später  die  verbreitetste  gewesen  zu  sein,  da  sie  insofern  als  gemeines  Recht 
behandelt  erscheint,  als  man  nach  ihr  die  schweigenden  Coutumes  beur- 
theilte,  welche  sich  über  die  weitere  Folge  in  das  Erbgut  nicht  aussprechen, 
in  denen  sich  selbst  das  Vorrecht  der  Seitenverwandten  auf  dasselbe  viel- 
fach nur  mittelbar  daraus  ergibt,  dass,  wie  etwa  in  der  vonChartres  S  101, 
die  Folge  der  Vorfahren  auf  Fahmiss  und  Gewinngut  beschränkt  erscheint. 
Es  wurde  angenommen  und  dem  entsprechend  in  Einzelteilen  geurtheilt, 
dass  auch  nach  ihnen  das  Erbgut  zwar  an  beide  Seiten  zurückfalle,  aber  über 
die  Eltern  hinaus  der  Herkunft  desselben  nicht  nachgegangen  werden  solle. 

927.  Schon  dieser  Umstand,  wonach  auch  später  das  einfache  Fall- 
recht  als  die  Regel  erscheint,  macht  es  wenigstens  wahrscheinlich,  dass  wir 
in  demselben  zugleich  die  ursprünglichste  Gestaltung  zu  sehen 
haben.  Und  wenigstens  bisher  sind  wir  auf  nichts  gestossen,  was  dieser  An- 
nahme im  Wege  stünde.  Insbesondere  dürfte  doch  zu  beachten  sein ,  dass 
die  S  g22  angeführten  Belege,  wonach  beim  Fehlen  eines  Angehörigen  der 
berechtigten  Seite  Anfall  an  den  Fiscus  eintritt,  hier  nie  über  die  bei- 
den Elternseiten  hinausgehen.  Gut,  welches  vom  Vater  herrührt,  fällt  an 
jeden  durch  den  Vater  Verwandten  vor  dem  Fiscus,  ohne  dass  weiter  nach 
den  Vierteln  unterschieden  wurde ;  auch  wenn  kein  Angehöriger  des  Viertels 
FF  vorhanden  ist  und  das  Gut  von  FF  herrührt,  Ml  es  nicht  an  den  Fis- 
cus, sondern  an  VMb  oder  sonstige  Angehörige  des  Viertels  FAf.  Während 
das  doch  keineswegs  überall  so  war,  wo  sich  das  Recht  des  Fiscus  auch 
später  erhalten  hatte.  So  fällt  nach  Schependomsrecht ,  in  dem  nicht  blos 
die  beiden  Hälften,  sondern  auch  die  Viertel  und  Achtel  auseinanderge- 
halten werden,  das  Gut  des  nicht  vertretenen  Viertel  oder  Achtel  nicht  an 
das  entsprechende  andere  Viertel  oder  Achtel,  sondern  an  den  Grafen ;  vgl. 
H.  de  Groot  Inleid.  2,  28  S  6  und  dessen  Gutachten  bei  v.  d.  Vorm  153  ff. 
Und  auch  bei  den  ältesten  Belegen,  aufweiche  wir  S  923  hinwiesen,  ist 
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927]  lediglich  von  Vaterseite  und  Mutterseite  die  Rede,  fehlt  jede  Andeu- 
lung  einer  Beachtung  der  Weiterspaltungen  der  Sippe. 

Allerdings  hat  Glasson,  der  diese  Dinge  zuletzt  erörterte,  Nouv.  Revue 
16,  702,  Hist.  du  dr.  Fr.  7,476,  die  Ansicht  ausgesprochen,  dieCoutumes 
de  simple  cote' stellten  die  jüngste  Gestaltung  dar,  wqW  sie  sich  am  weitesten 
von  dem  lehn  rechtlichen  Gesichtspunkte,  dass  das  Lehen  nur  den  Nach- 
kommen des  Erstbeliehenen  zukomme,  entfernten.  Die  Folgerung  ist  aber 
doch  jedenfalls  nur  unter  der  Voraussetzung  berechtigt,  dass  die  Annahme 
lehnrechtlichen  Ursprungs  desFaUrechts  sich  überhaupt  genügend 
begründen  lässt.  Aber  ich  betonte  schon  S  921,  dass  mir  nichts  bestimmter 
für  diese  Voraussetzung  zu  sprechen  scheint.  Und  auch  hier  scheint  mir 
der  umgekehrte  Schluss  näher  zu  liegen.  Wenn  sich  jenem  feudalen  Ge- 
sichtspunkte lediglich  die  am  seltensten  vorkommenden  Coutumes  soucheres 
fügen,  nicht  aber  die  ganze  Masse  der  übrigen  Coutumes,  so  kann  das  doch 
nur  das  Gewicht  der  sonstigen  Gründe  verstärken,  welche  gegen  das  Zu- 
rückgehen des  französischen  Fallrechtes  erst  auf  feudale  Wurzel  sprechen. 

Gerade '  auch  in  dieser  Richtung  wird  noch  ein  anderer  Umstand  zu 
berücksichtigen  sein,  das  Massgeben  einfachen  Fall  rechts  bei  der 
Folge  in  Lehen.  Macht  sich  bezüglich  des  Erstgeburtsrechts  und  son- 
stiger Bestimmungen  auch  in  den  spätem  französischen  Coutumes  der  Un- 
terschied lehnrechtlicher  und  landrechtlicher  Folge  vielfach  geltend,  so  trifft 
das,  so  weit  ich  sehe,  bezüglich  des  Fallrechtes  nirgends  zu.  Insbesondere 
wird  auch  in  den  Coutumes  de  simple  c6te'  nie  betont,  dass  wenigstens  bei 
Lehen  der  Herkunft  des  Guts  über  die  Eltern  hinaus  nachgegangen  werden 
soll.  Schon  mehrfach,  vgl.  etwa  S  788,  habe  ich  daraufhingewiesen,  wie 
sichtlich  in  Westfranken,  als  die  Erblichkeit  der  Lehen  sich  fesstellte,  die 
Folge  in  dieselben  sich  überall  der  donigen  land rechtlichen  Folge  anpasste, 
so  weit  nicht  die  besonderen  Zwecke  des  Lehens  auf  eine  Abweichung  hin- 
wiesen. Wenn  diese  aber  etwa  den  Vorzug  von  Männern  vor  gleichnahen 
Weibern  nahe  legen  mussten,  so  war  es  für  sie  ganz  gleichgiltig,  ob  ein 
von  der  Mutter  rührendes  Lehen  an  einen  nähern  Verwandten  des  Vaters 
kam  oder  an  einen  entfernteren  Mutterfreund  zurückfiel.  Fand  sich  land- 
rechtlich bereits  das  einfache  Fallrecht  vor,  so  kann  es  nicht  auffallen,  wenn 
sich  die  Lehnsfolge  dem  unmittelbar  anschloss. 

Dafür  aber,  dass  sich  gerade  beim  Lehen  das  einfache  Fallrecht  nicht 
etwa  erst  nachträglich  entwickelt  hat .  scheint  ein  Umstand  sehr  bestimmt 
zu  sprechen.  Wir  fanden,  dass  der  gemeinen  Folge  des  Aasdomsrechts,  vgl 
S  705  ff.,  und  des  wälschflandrischen  Rechts,  vgL  S  741,  das  Fallrecht 
durchaus  fremd,  dass  es  aber  ausnahmsweise  für  Lehen  anerkannt  war.  Wir 
glaubten  das  daraus  erklären  zu  müssen,  dass  das  Lehnwesen  hier  über- 
haupt erst  von  Westfranken  her  und  in  der  Gestaltung,  die  es  im  An- 
schlüsse an  das  dortige  Landrecht  gewonnen  hatte,  Eingang  fand.  Nun  er- 
gibt sich  aber,  so  weit  ich  sehe,  in  den  Gebieten,  in  welchen  das  Fallrecht 
nur  als  Ausnahme  für  Lehen  anerkannt  ist,  nirgends  ein  Beleg,  dass  dabei 
der  Herkunft  des  Guts  über  die  Eltern  hinaus  nachgegangen  wurde;  für 
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das  Aasdomsrecht  fandea  wir  S  7o6  das  nur  einfache  Fallrecht  aufs  be- 
stimmteste ausgesprochen,  wenn  das  Lehen  einfach  an  den  dem  letzten 
Erblasser  Nächstverwandten  der  Seite  fallen  soU ,  auch  wenn  er  nicht  vom 
Erstbeliehenen  abstammt.  Dann  aber  wird  auch  der  Schluss  nicht  abzu- 
weisen sein,  dass  schon  zu  der  Zeit,  als  das  Lehenwesen  hier  überhaupt 
Eingang  fand,  in  Westfranken  die  Folge  in  Lehen  nach  einfachem  Fallrecht 
geordnet  war. 

928.  Werde  ich  auch  weiterhin  die  Annahme  zu  venreten  suchen, 
dass  das  einfache  Fallrecht  die  ursprungliche  Gestaltung  des  westfränkischen 
Rechts  darstellt,  so  wird  freilich  vor  allem  zu  beachten  sein,  dass  dasselbe 
zwar  auch  später  weit  verbreitet,  aber  doch  keineswegs  die  einzige  Gestal- 
tung war.  Von  den  Coutumes  de  simple  cote'  unterschied  man  später  Rechte 
mit  unbeschränkt  fortgesetztem  Fallrecht,  die  sogenannten 
Coutumes  de  c6t^  et  ligne.  Man  begnügte  sich  nicht  zu  fragen,  ob 
das  Gut  von  der  Vaterseite  oder  der  Mutterseite  herrührt,  um  es  dann  dem 
Nächstverwandten  dieser  Seite  zuzusprechen.  Es  wurde  der  Herkunft  des 
Gutes  über  die  beiden  Eltern  hinaus  nachgegangen  bis  auf  die  vier  Gross- 
eltem  oder  acht  Urgrosseltern  und  weiter.  Das  Gut  wurde  dann  in  der 
S  578  angegebenen  Weise  dem  nächsten  Angehörigen  nicht  der  bezüg- 
lichen Seite,  sondern  des  bezüglichen  Viertels  oder  Achtels  zugesprochen, 
von  dem  das  Gut  herrührte,  unter  Ausschluss  Näherverwandter  der  Seite, 
die  aber  nicht  dem  bezüglichen  Vienel  oder  Achtel  angehörten. 

Es  konnte  sich  also  darum  handeln,  dem  Gute  bis  auf  den  ersten 
nachweisbaren  Besitzer  nachzugehen.  Sprechen  die  französischen 
Juristen  in  der  Regel  nicht  vom  ersten  Besitzer,  sondern  von  dem  Erwerber 
des  Guts,  dem  Acquereur ,  so  betonen  sie  doch,  dass  es  für  die  Folge  ganz 
gleichgiltig  sei,  ob  der  erste  nachweisbare  Besitzer  zugleich  der  Erwerber 
war  oder  selbst  das  Gut  bereits  ererbt  hatte.  Und  das  war  richtig,  wie  wir 
S  581  näher  ausfühnen,  wenn  ein  Vorfolgerecht  allen  Angehörigen  des  be- 
züglichen Viertels  oder  Achtels ,  also  allen  Verwandten  des  Erwer- 
bers oder  ersten  Besitzers,  zustehen  sollte.  Und  gerade  darin  sah  man  das 
Unterscheidende  der  Coutumes  de  c6te'  et  ligne  von  den  später  zu  bespre- 
chenden Coutumes  soucheres ,  dass  bei  diesen  das  Vorfolgerecht  nur  den 
Nachkommen,  bei  jenen  aber  allen  Blutsfreunden,  also  auch  den  Seitenver- 
wandten des  Acque'reur  zustehen  sollte.  Dass  nur  dieses  letztere  folgerich- 
tig fongesetztem  Fallrechte  entspricht,  wurde  schon  S  582  betont. 

Dass  nach  Ansicht  der  spätem  französischen  Rechtskun- 
digen die  Coutumes  de  c6te  et  ligne  so  auszulegen  seien,  unterliegt  keinem 
Zweifel.  So  bezeichnet  Pothier  gegenüber  den  für  die  Paterna  jeden  näch- 
sten Freund  der  Vaterseite  berufenden  Coutumes  die  von  Paris  und  Or- 
leans als  solche :  qui  n'appelleni  que  les  parenis  paternels  de  la  famille  par- 
ticuliere  du  premier  acquereur  d*oü  procdde  le  propre.  Und  dass  man  da- 
für die  Verwendung  des  Doppelausdrucks  Cote'  et  ligne  als  massgebend 
hinstellte,  zeigen  die  Angaben  von  Brodeau  im  Commentar  zur  Coutume 
von  Paris  S  141,  ed.  1669  S.  290,  dass,  wie  zu  Paris,  auch  nach  der  anders 
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928]  aufgefassten  Coutume  von  Amiens  und  allen  andern:  qui  parlent  du 
cosid  et  ligne,  dont  rheritage  procede,  ou  de  V  estoc  et  ligne^  il  faut  pour 
oüoir  la  capaciid  de  retirer  par  retraict  Ugnager,  estre  parent ,  non  seule- 
ment  du  costd paternel  ou  matcrnel  de  vendeur^  comme  il  se  pratique  erro- 
ndmeni  et  abusivement  en  cette  coustume,  maus  aussi  de  la  ligne  du  premier 
acquereur  de  Vheritage,  sans  neantmoins  quil  soit  necessaire  d^  estre  dr  sa 
souche,  ny  descendu  de  luy  en  droite  ligne;  was  ebenso  für  das  Erbrecht 
gelte. 

Sehr  klar  sind  diese  Verhaltnisse  im  Anschlüsse  an  die  Auffassung  der 
damaligen  französischen  Jurisprudenz  dargelegt  in  einem  bei  den  Verhand- 
lungen über  die  Abfassung  der  Coutume  vdn  Luxemburg  abgegebenen 
Gutachten  des  Generalprocurator  von  1621,  Cout.  deLuxemb.  2,  315,  und 
an  einem  zunächst  aufRetrait  bezüglichen  Einzelfalle  erläutert.  Ucbenragen 
wir  diesen  auf  die  Uebersicht  S  573,  so  verkauft  A  ein  Gut,  welches  seiner 
Zeit  von  W  erkauft  wurde,  der  also  der  erste  Besitzer  war.  Um  dieses  Gut 
zu  retrahiren ,  sei  Abstammung  vom  ersten  Besitzer  nicht  nOthig.  Wohl 
aber  Verwandtschaft  von  der  Seite,  von  welcher  das  Gut  an  den  Verkäufer 
gekommen  sei.  Der  Retrait  stehe  daher  auch  VVb  und  allen  dessen  Nach- 
kommen zu,  da  sie  zwar  nicht  Nachkommen,  wohl  aber  Verwandte  des 
Erwerbers  seien.  Wäre  aber  das  Gut  nicht  von  VV  erkauft,  sondern  ihm 
von  VM  zugebracht,  so  hänen  Wb  und  dessen  Nachkommen  kein  Recht, 
da  sie  zwar  Verwandte  des  Verkäufers  von  der  Vaterseite  waren,  aber  nicht 
der  Vaiermutterseite  angehörten,  von  der  das  Gut  an  den  Verkäufer  ge- 
kommen war. 

In  Vielem,  was  mit  diesen  Verhältnissen  zusammenhängt,  gingen  aller- 
dings die  Ansichten  der  Rechtskundigen,  wie  das  die  Darstellung  bei  Pothier 
ergibt,  sehr  auseinander.  Aber  wenigstens  darin,  dass  in  den  Coutumes  de 
cote'  et  ligne  ausser  den  Seiten  auch  die  Weiterverzweigung  zu  beachten 
sei,  scheinen  doch  alle  übereinzustimmen.  Das  würde  sich  natürlich  nicht 
erklären  aus  einer  zunächst  persönlichen  Ansicht  Einzelner.  Es  lässt  darauf 
schliessen,  dass  sie  damals  auch  im  thatsächlichen  Rechtsleben  so  gehand- 
habt wurden ;  und  Pothier  weist  denn  auch  mehrfach  auf  Urtheile  der  Ge- 
richte hin,  welche  das  zu  bestätigen  scheinen. 

Weiss  ich  dem  selbst  nicht  näher  nachzugehen,  so  mag  es  genügen, 
daraufhinzuweisen,  dass  nach  Glasson  in  Nouv.  Revue  16,  703  jene  Auf- 
fassung des  Fallrechts  seil  dem  sechszehnten  Jahrhundert  so  üblich  war, 
dass  sie  als  gemeines  Recht  betrachtet  werden  konnte,  während  dann  später 
manche  Rechtskundige  wieder  die  Annahme  einfachen  Fallrechts  bevor- 
zugten. War  da  aber  überhaupt  ein  Schwanken  bei  der  Auslegung 
möglich,  so  deutet  doch  schon  das  darauf  hin,  dass  die  Angaben  der  Cou- 
tumes nicht  so  klar  waren,  dass  sie  nicht  verschiedene  Auffassung  gestattet 
hätten.  Und  bei  dem  grossen  Gewichte,  welches  ich  der  Ursprünglichkeit 
des  einfachen  Fallrechts  im  westfränkischen  Rechte  beilegen  möchte,  wird 
es  sich  empfehlen,  dem  näher  nachzugehen. 
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939.  Diese  Aufgabe  ist  nun  freilich  sehr  durch  die  Unbestimmt- 
heit der  Fassung  in  den  meisten  Rechten  erschwert,  dadurch,  dass  in 
denjenigen  Coutumes,  deren  sonstige  Bestimmungen  ausschliesslich  auf 
westfränkische  Grundlage  deuten,  sich  kaum  Angaben  finden ,  welche  mit 
voller  Bestimmtheit  jene  Gestaltung  ergeben ,  wonach  dem  Gute  über  die 
beiden  Seiten  hinaus  auch  auf  die  Viertel  und  weiter  nachzugehen  und  das- 
selbe dem  nächsten  Verwandten  des  Vienels  zuzusprechen  ist.  Gerade  die 
Coutumes,  welche  in  der  Regel  als  Beleg  für  diese  Gestaltung  angeführt 
zu  werden  pflegen,  unterscheiden  sich  von  denen  mit  anerkannt  einfachem 
Fallrecht  lediglich  dadurch,  dass  sie  von  C6t^  et  ligne  statt  des  einfachen 
Cöte'  reden,  während  wir  dann  doch  sehr  bald  auf  Bedenken  stossen  wer- 
den, ob  diesem  Unterschiede  der  Ausdrucksweise  wirklich  auch  ein  sach- 
licher Unterschied  entsprechen  sollte.  Bei  anderen  wieder  lassen  die  An- 
gaben allerdings  keinen  Zweifel,  dass  der  Herkunft  des  Gutes  über  die  El- 
tern hinaus  nachgegangen  werden  sollte.  Während  aber  in  manchen  mit 
genügender  Bestimmtheit  ausgesprochen  ist,  dass  das  geschehen  solle,  weil 
nur  den  Nachkommen  des  ersten  Erwerbers  ein  Vorrecht  auf  das  Gut  zu- 
stehen solle,  fehlen  auch  da  in  den  zweifellos  auf  westfränkischer  Grund- 
lage beruhenden  Coutumes  Angaben,  welche  bestimmt  ergeben,  dass  man 
dabei  auch  wohl  beabsichtigte,  das  Gut  nicht  blos  an  die  Nachkommen  des 
ersten  Erwerbers,, sondern  überhaupt  an  die  Verzweigung  der  Sippe,  von 
der  es  herrührte,  zurückzubringen,  indem  man  jedem  Blutsfreunde  des 
ersten  Besitzers  oder  Erwerbers  ein  Vorfolgerecht  auf  dasselbe  zugestand. 

Greifen  wir  über  den  Kreis  der  zweifellos  westfränkischen  Coutumes 
hinaus,  so  finden  wir  allerdings  in  benachbarten  Gebieten  ausdrückliche 
Belege  für  fortgesetztes  Fallrecht;  aber  es  trifft  das  durchweg 
Rechte,  bei  welchen  auch  sonstige  Bestimmungen  es  sehr  zweifelhaft  er- 
scheinen lassen ,  ob  da  die  besondere  Gestaltung  des  Fallrecht$  auf  west- 
fränkische Grundlage  zurückgeht.  Es  dürfte  sich  aber  empfehlen,  von  sol- 
chen genauer  gefassten  Angaben  auszugehen,  um  damit  einen  bestimmteren 
Halt  für  die  Beantwortung  der  Frage  zu  gewinnen,  in  wie  weit  wir  berech- 
tigt sind,  die  ungenauere  Fassung  der  westfränkischen  Coutumes  auf  die- 
selbe Gestaltung  zu  beziehen. 

Ausdrücklich  ausgesprochen  finden  wir  ein  wenigstens  auf  die  Viertel 
fortgesetztes  Fallrecht  in  der  Coutume  von  Reims  von  1481  S  52,  Varin 
Arch.  legisl.  1,  669,  wo  zum  Verständniss  zu  beachten,  dass  Naissant  hier 
Erbgut  überhaupt  bezeichnet  und  Jeder  befugt  ist,  über  die  Hälfte  desselben 
frei  zu  verfügen,  so  dass  dann  der  Erbe  nur  Anspruch  auf  die  andere  Hälfte 
hat :  Se  ledict  trespass^  a  eu  hdritage  de  naissant  de  pluseurs  cosia^  etligneSy 
ainsi  quil  en  peult  avoir  de  quatre  lignes,  comme  des  ayeul  et  ayeule  pater- 
nel\,  ayeul  et  ayeule  fnaiemel:^^,  ou  de  tnoindre  nombre  de  lignes,  ei  il  y  a 
pluseurs  hdritiers  ä  demy-naissant  de  pluseurs  et  diverses  lignes ,  il^  luy 
succSderont  chascun  en  la  moictie  du  naissant  venu^  de  sa  ligne  y  sans  en- 
ireprendre  Vune  des  lignes  sur  V  autre.  Dem  entsprechend  darf  der  Erb- 
lasser nach  S  53  nur  die  Hälfte  von  dem  von  jeder  Linie  gekommenen  Erb- 
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929]  gut  veräusseni.  Ganz  in  derselben  Weise  sollten  dann  nach  der  schon 
S  575  mitgetheilten  Angabe  der  Coutume  auch  Fahrniss  und  Gewinngut 
nach  fortgesetzter  Hälftung  unter  die  vier  Viertel  getheiit  werden.  Nun 
werden  wir  aber  ähnlichen  Angaben  so  häufig  in  flandrisch  -  friesischen 
Rechten  begegnen,  und  entspricht  das  Recht  von  Reims,  vgl.  S  652,  auch 
in  andern  Bestandtheilen  der  Erbenfolge  diesen  so  auffallend,  dass  wir  für 
das  westfränkische  Recht  von  diesem  Belege  zweifellos  abzusehen  haben. 

Beaclnenswerther  dürfte  es  sein,  dass  auch  inRechtenderlothrin- 
gischenGruppe,  welche  sich  auch  sonst  insbesondere  bezüglich  der 
mit  dem  Fallrechte  zusammenhängenden  Verhältnisse  vielfach  näher  den 
westfränkischen  anschliessen ,  wenigstens  vereinzelt  das  fortgesetzte  Fall- 
recht ausdrücklich  ausgesprochen  wird.  Könnte  das  auch  da ,  worauf  wir 
zurückkommen,  in  Flandern  benachbarten  Orten  auf  Beeinflussung  von 
daher  zurückgehen,  so  trifft  das  jedenfalls  nicht  zu  für  die  ältere  Coutume 
von  Limburgs  21  \y  Cout.  de  Limb.  63:  i4  sfavoir,  que  quani  auctins 
biens  eschient  de  gens  qui  ne  laissent  nulle  hoir,  si  doivent  les  biens  hcri- 
iables  d*  iceux  retourner  atix  proumes  de  costä  dont  lesdict  biens  sont  venus, 
ä  Sfavoir  de  quatre  cosU:  de  pdre  ou  de  mire,  de  grandsor  ou  de  gran- 
dame ;  et  ne  doit  avoir  nuls  proumes  desdicts  biens  plus  avant  que  sa  pari 
de  ce  quil  aurat  monsird  quil  est  venu  de  son  coste\  Dem  entsprechend 
wird  denn  auch  in  Einzelfällen  geurtheilt.  So  werden  von  den  Schöffen 
von  N  a  m  u  r ,  Cout.  de  Namur  2,195,  Güter  dem  Vaterbruder  abgesprochen, 
weil  sie  von  der  Mutterseite  herrührten;  sie  werden  nun  aber  auch  nicht 
ungetheilt  dem  nächsten  Verwandten  dieser  Seite  zugesprochen,  sondern 
sollen  nach  ihrer  Herkunft  theils  den  nächsten  Freunden  der  Muttervater- 
seite, theils  denen  der  Muttermunerseite  zufallen ,  während  das  aus  dem 
Gewinngut  der  Ehe  der  Muitereltern  Herrührende  unter  ihnen  zu  hälften  ist 

Entsprechende  Gestaltung  findet  sich  im  Bourbonnais.  Nach  der 
altern  Coutume  9  S  4  und  nach  der  neuern  S  187,  Cout  ge'n.  3,  1 198. 
1245,  vererbt  das  Kind  eines  Bastard  von  echter  Ehefrau  die  Hälfte  seiner 
Fahrniss  und  Errungenschaft  beim  Fehlen  von  Eltern,  Geschwistern  und 
Nachkommen  derselben  auf  die  nächsten  Verwandten  der  echten  Muner, 
die  andere  Hälfte  aber  auf  den  für  die  unechte  Vaterseite  eintretenden  Ge- 
richtsherrn. Hat  aber  jener  Bastardsohn  wieder  einen  echten  Sohn,  der  also 
zwei  echte  Elternseiten  hat,  so  erhält  der  Gerichtsherr,  der  dann  nur  das 
unechte  Vatervatervieriel  vertreten  würde,  nichts :  car  en  meubles  na pas 
quatre  costei^,  mais  deux  seullement.  Das  ergibt  doch  zweifellos ,  dass  bei 
den  Immeubles  auf  die  vier  Seiten  zurückgegangen  wurde.  Damit  stimmt 
denn  auch,  wenn  es  1 2  S  4,  und  wesentlich  übereinstimmend  in  der  neuern 
Coutume  S  315»  heisst,  dass,  wenn  jemand  ohne  Nachkommen  und  Vor- 
fahren stirbt :  il  y  a  deux  heritiers  en  meubles  et  conquest^,  cest  ä  Sfovoir 
le  plus  prochain  du  costd  et  estoc  paternel  succede  pour  la  moitid,  et  le  plus 
prochain  maiernel  pour  V  autre  moitie;  et  es  heritaiges  succedent  les  plus 
prochains  des  estocs  dont  ils  sont  venu^,  tant  du  costd  et  estoc  patenul  que 
maternel.   Auch  hier  weist  wenigstens  die  Betonung  der  beiden  Erben  nur 
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für  Fahmiss  und  ErruDgenschaft  darauf  hin,  dass  die  Heritaiges  auch  an 
mehrere  Erben  fallen  konnten,  dass  bei  den  Estocs,  von  welchen  sie  her- 
rühren, daher  an  die  Weiterverzweigung  über  beide  Seiten  hinaus  zu  denken 
ist.  Aber  für  westfränkisches  Recht  werden  wir  auch  das  nicht  verwenhen 
dürfen.  Wie  die  hier  betonte  Hälftung  von  Fahrniss  und  Gewinngut  nach 
den  beiden  Seiten  dem  westfränkischen  Rechte  durchaus  fremd  ist,  sich 
aber  genau  den  lothringischen  Rechten  anschliesst,  so  werden  wir  bei  Be- 
sprechung dieser  noch  auf  manche  andere  Bestimmungen  stossen,  welche 
daraufhinweisen,  dass  das  Recht  des  Bourbonnais  auf  lothringische  Grund- 
lage zurückgeht. 

In  allen  angefühnen  Belegen  ist  ausdrücklich  nur  noch  auf  die  Viertel, 
auf  die  vier  Grosselternseiten  hingewiesen.  Von  der  Frage,  ob  damit,  wie 
das  für  andere  Rechte,  vgl.  S580,  nicht  zu  bezweifeln  ist,  gesagt  sein  sollte, 
dass  der  Herkunft  des  Guts  über  Grosseltern  hinaus  überhaupt  nicht  nach- 
zugehen sei,  oder  ob  man  sich  mit  dem  Hinweis  auf  die  Vienel  begnügte, 
weil  die  Herkunft  des  Guts  über  Grosseltern  hiuaus  sich  vielfach  schwer 
feststellen  liess  und  damit  die  Achtel  thatsächlich  nur  selten  in  Frage  kamen, 
können  wir  für  den  nächsten  Zweck  absehen.  Auf  unbegränzt  fortgesetztes 
Fallrecht  ist  aber  jedenfalls  in  einer  Angabe  des  LivredeJostice  hinge- 
wiesen. Heisst  es  da  zunächst  12,  21  S  13  :  Li  paran:^^  au  pire  soeni  apele^ 
d  r  er  Hage  au  pire,  li  plus  pris ;  et  eil  ä  la  mere,  ä  l'äritage  ä  la  mere ;  ei 
doit  li  h^ritages  aler  par  le  coU,  don  ele  muet,  so  scheint  damit  bestimmter 
nur  einfaches  Falliecht  ausgesprochen  zu  sein.  Auch  24  S  6  ist  zunächst 
nur  von  den  nächsten  Verwandten  des  Vaters  und  der  Mutter  die  Rede, 
dann  aber  hinzugefügt:  Et  se  la  chose  deparlamire  motde par  lasoetnirt 
et  de  par  son  pere,  et  la  chose  eschee  dofis{^y  quenfera  Pen?  Et  Ven  ditque 
chascune  porroi^  pr andre  portant  comme  a  (eile)  devra ,  segont  le  nombre 
qui  tnovra  de  la  paroi;  et  issint  en  consigance.  Weiss  ich  den  Ausdruck 
Paroi  oder  Porroi  in  andern  Quellen  nicht  nachzuweisen,  so  bezeichnet  er 
jedenfalls  die  Weiterverzweiguug  der  Sippe,  zunächst  das  Viertel,  womit 
stimmt,  dass  4,  8  S  i  gegen  den  Retrahirenden  eingewandt  wird :  qWil  nest 
pas  de  cel paroi  dont  la  chose  muet  Auch  soll  damit  doch  schwerlich  nur 
auf  Nachkommen  des  bezüglichen  Grosselterntheils  hingewiesen  werden, 
da  dann  die  Scheidung  der  Viertel  lediglich  für  Halbgeschwister  der  Eltern 
Bedeutung  hätte;  das  von  einem  der  Grosseltern  auf  die  Eltern  Vererbte 
soll  zweifellos  allen  x^ngehörigen  des  bezüglichen  Viertels  zukommen.  Und 
dann  ist  hier  in  den  Schluss Worten  bestimmt  gesagt,  dass  sich  das  weiter, 
also  auch  über  die  Grosseltern  hinaus,  so  fortsetzen  solle,  so  dass  wir  da 
unbeschränkt  fortgesetztes  Fallrecht  ausgesprochen  finden.  Und  zwar  so- 
wohl für  das  Erbrecht,  wie  nach  4,  8  S  i  für  das  Näherrecht. 

Nun  ergeben  sich  aber  auch  hier  die  bestimmtesten  Bedenken,  das  für 
westfränkisches  Recht  zu  verwerthen.  Wir  sahen  S  835,  wie  der  Verfasser 
des  Livre  de  Jostice  sich  auch  durch  das  vom  westfränkischen  ganz  abwei- 
chende Recht  der  Stadt  Orleans  und  der  altern  Coutume  von  Lorris  leiten 
lässt,  wonach  das  Ehegut  den  Kindern  der  Ehe  verfangen  ist.  Es  steht  daher 
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929]  nichts  der  Annahme  im  Wege,  dass  er  auch  hier  nur  örtliches  Son- 
derrecht im  Auge  hatte.  Und  das  liegt  um  so  näher,  als  jene  besonders 
kennzeichnende  Theilung  unter  die  Kinder  nach  Ehen  bestimmter  auf  Zu- 
sammenhang mit  den  Verfangenschaftsrechten  deutet,  wie  sie  vorzugsweise 
auch  in  der  lothringischen  Gruppe  vertreten  sind ,  während  wir  gerade  in 
dieser  aber  auch  das  fortgesetzte  Fallrecht  nicht  selten  mit  voller  Bestimmt- 
heit ausgesprochen  finden,  so  dass  es  sich  auch  da  recht  wohl  um  Zusam- 
menhang handeln  könnte,  falls  sich  ergeben  sollte,  dass  den  westfiränki- 
schen  Rechten  im  allgemeinen  solche  Gestaltung  fremd  war. 

Fortgesetztes  Fallrecht  dürfte  dann  auch  schon  in  älterer  Zeil  anzu- 
nehmen sein  für  die  Gruppe  der  Rechte  mit  unbeschränkter  Re- 
präsentation, welche  sich  dann  freilich  wieder  schon  dadurch,  wie 
durch  andere  Bestimmungen  von  den  für  das  westfränkische  Recht  zunächst 
massgebenden  Coutumes  unterscheiden.  Möchte  ich  das  annehmen  wegen 
des  S  57S  besprochenen  engen  Zusammenhanges  zwischen  fortgesetztem 
Fallrechte  und  unbeschränkter  Repräsentation ,  so  finden  sich  denn  auch 
wohl  Angaben,  welche  auf  Beachtung  der  Weiterverzweigung  der  Seiten 
hinweisen.  Was  Poitou  betrifft,  so  ist  im  Livre  des  Droiz  S  45.  124.  561. 
775  wiederholt  für  Erbrecht  und  Näherrecht  auf  Beachtung  der  Branchage 
ausser  der  Lignage  hingewiesen ,  welche  letztere  da  freilich  auch  die  ge- 
sammte  Verwandtschaft,  nicht  blos  die  Seite,  bezeichnen  könnte.  Bestimmter 
ist  bezüglich  des  Nöherrechts  in  den  Coutumes  von  Anjou  S  382,  vonTou- 
raine  15  $  22,  von  Loudonais  15  S  20  von  dem  vom  Quartier  herrühren- 
den Gute  die  Rede,  wie  auch  andere  Angaben  der  Coutume  der  Touraine, 
auf  welche  wir  bei  Besprechung  der  Coutumes  soucheres  zurückkommen 
werden,  auf  fortgesetztes  Fallrecht  deuten.  Für  den  nächsten  Zweck  aber 
haben  wir  von  ihnen  abzusehen,  da  die  bezüglichen  Bestimmungen  doch 
in  keiner  Weise  mit  derselben  Bestimmtheit,  wie  das  bei  den  vorhin  ange- 
fühnen  zutrifft,  das  fortgesetzte  Fallrecht  ergeben. 

930.  Vergleichen  wir  nun  mit  den  angeführten,  bestimmt  auf  die  Gross- 
elternviertel hinweisenden  Belegen  die  bezüglichen  Angaben  der  angeb- 
lichen westfränkischenRechte  mit  fortgesetztemFallrecht, 
so  muss  doch  von  vornherein  auffallen,  dass  da  nie  ausdrücklich  gesagt  ist, 
dass  es  nicht  genügt,  der  bezüglichen  Elternseite  anzugehören,  dass  Ange- 
hörigkeit zum  bezüglichen  Grosselternviertel  hinzukommen  müsste.  Bei 
diesem  Fehlen  ausdrücklichen  Hinweises  auf  die  Weiterver- 
zweigung kann  es  sich  also  nur  fragen ,  ob  aus  ihnen  sich  anderweitig 
die  Beachtung  nicht  blos  der  Seiten,  sondern  auch  ihrer  Weiterverzwei- 
gungen mit  genügender  Sicherheit  ergibt.  Das  aber  ist  meines  Erachtens 
nirgends  der  Fall. 

Als  Beispiel  einer  Coutume  de  cote'  et  ligne  pflegt  zunächst  auf  die 
von  Paris  S  326  hingewiesen  zu  werden:  Et  quant  aux propres  heriiages, 
luy  succedeni  les  parens  qui  soni  Ics  phis  proches  du  cosie  ei  ligne ,  dont 
sont  advenus  et  escheu^  au  defunt  lesdits  heriiageSy  encores  qu*ils  ne  sount 
plus  proches  parents  du  ddfunt  Dann  S  329.  330:  Et  sont  repute^  parens 
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du  cosU  et  Iigne  supposd  quils  ne  soient  descendus  de  celuy  qui  a  acquis 
rheritage.  Et  s'il  tCy  a  aucuns  heritiers  du  cost(f  et  Iigne  dont  sont  venus 
les  heritagesy  ils  appartiennent  au  plus  prochain  habile  ä  succeder  de  Vau- 
tre  costd  et  Iigne  en  quelque  degrd  que  ce  soit,  Vergleichen  wir  das  mit  den 
Angaben  über  einfaches  Fallrecht  S  925,  so  ergibt  sich  lediglich  der  Unter- 
schied, dass  wir  hier  Verwendung  des  Doppelausdruckes  Cote' 
et  Iigne  finden,  wo  in  jenen  schlechtweg  vom  Cote  die  Rede  ist.  Lassen 
wir  das  unbeachtet,  so  entspricht  Alles  genau  den  Angaben  über  einfaches 
Fallrecht.  Auch  bei  diesem  erbt  nicht  der  nächste  Verwandte  des  Verstor- 
benen, sondern  der  nächste  der  Seite.  Und  zwar  auch  dann,  wenn  er  nicht 
vom  Erwerber  abstammt.  So  bestimmt  hier,  wie  sonst,  vgl.  $  926,  der  Ge- 
gensatz gegen  die  später  zu  besprechenden  Coutumes  soucheres  betont  ist, 
so  fehlt  doch,  abgesehen  von  jenem  Doppelausdruck,  jede  Andeutung,  dass 
es  sich  nicht  um  einfaches,  sondern  fortgesetztes  Fallrecht  handle. 

Ebenso  handelt  es  sich  in  den  andern  Coutumes,  welche  als  Beleg  an- 
geführt werden,  lediglich  um  jenen  oder  einen  entsprechenden  Doppelaus- 
druck. Nur  der  darf  erben  oder  retrahiren,  von  dessen  Cöte'  et  Iigne  das 
Gut  gekommen  ist.  Oder  in  der  Coutume  von  Artois  S  105,  Com.  g.  i, 
267:  Hdritaiges  pairitnoniauhc  en  succession  tant  de  Iigne  directe  ^  comme 
collateralle,  succedent  aux  plus  prochains  heritiers  du  le^  et  cost(f,  dont  il^ 
viennent  et  procedenU  Und  heisst  es  in  der  von  Anjou  $270,  Com.  g.  4, 
556  :  les  plus  prochains  lignagers  collateraux  chascun  en  sa  Iigne  en  auront 
la  proprietdy  so  würde  das  doch  überhaupt  nur  daher  zu  ziehen  sein,  wenn 
fesstände,  dass  da  unter  Ligne  nicht  lediglich  die  Elternseite  zu  verstehen  sei. 

931.  Sehen  wir  nun  ganz  von  der  Auffassung  der  Rechtskundigen  ab, 
fassen  wir  nur  die  Angaben  an  und  für  sich  ins  Auge,  so  würden  sie  dem- 
nach für  fortgesetztes  Fallrecht  lediglich  dann  etwas  erweisen ,  wenn  sich 
feststellen  Hesse,  dass  da  von  den  Ausdrücken  Cöte  und  Ligne  der  eine 
nur  auf  die  Elternseite,  der  andere  nur  auf  die  Weiterverzweigungen  hin- 
weise. Nun  ist  aber  das  genauere  Verständniss  solcher  Angaben  ausser- 
ordentlich durch  einen  schwankenden  Sprachgebrauch  erschwert, 
wonach  sich  gerade  bezüglich  jener  und  anderer,  auf  Seiten  oder  Verzwei- 
gung deutenden  Ausdrücke,  wie  Lez,  Estoc,  Tronc,  Estre,  oder  auch  in 
deutschen  Quellen  Staeck,  Stock,  Struick,  Tronck  kein  fester  Sprachge- 
brauch dahin  festgestellt  hat,  dass  sich  unmittelbar  entscheiden  Hesse,  ob 
man  nur  die  Hauptverzweigung  oder  die  Weiterverzweigung  oder  auch 
beide  im  Auge  hatte.  Werden  andere  Ausdrücke,  wie  Branche,  Branchage, 
Ramage,  Fourchage,  in  der  Regel  nur  von  den  Weiterverzweigungen  ge- 
braucht, so  ergeben  sich  auch  da  wohl  Abweichungen.  Was  nun  insbe- 
sondere die  zunächst  massgebenden  Ausdrücke  Cöte'  und  Ligne  betrifft,  so 
können  diese  dem  Wortsiime  nach  ganz  ebensowohl  die  beiden  Hauptseiten 
oder  Hauptlinien,  wie  die  sich  aus  der  Weiterverzweigung  ergebenden  Seiten 
und  Linien  bezeichnen,  und  werden  denn  auch  so  verwandt. 

Der  Ausdruck  Cöte'  wird  allerdings  am  häufigsten  verwandt,  wo 
es  sich  um  die  Hauptabtheilung  der  Sippe  nach  den  beiden  Elternseiten 
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931]  handelt.  Dass  er  aber  ebenso  auch  die  sich  aus  der  Weiterspahung 
ergebenden  Theilseiten  der  Sippe  bezeichnen  kann,  ergeben  bereits  die  S  929 
angeführten  Belege.  In  der  Coutume  von  Limburg  ist  mit  dem  Ausdruck 
unmittelbar  auf  die  vier  Grosselternseiten  hingewiesen;  in  der  des  Bour- 
bonnais  ist  nebeneinander  von  den  zwei  und  von  den  vier  Cdtes  die  Rede. 
Und  ebenso  häufig  in  den  französischen  Texten  solcher  Coutumes,  i^elche 
auch  die  Weiterverzweigung  bestimmt  beachten.  So  ist  in  der  von  Brügge, 
Cout.  g.  I,  516,  einmal  von  coste  paiernel,  dann  aber  ebenso  von  coste  pa- 
ternel  du  pere  de  defunt  und  den  weitern  Grosselternseiten,  in  der  von 
Furnes,  Cout.  g.  i,  646,  von  den  quatre  quartier s  ou  costei^^  die  Rede. 

Noch  weniger  feststehend  ist  die  Bedeutung  des  AusdrucksLigne. 
Während  sich  Cote  wenigstens  nie  auf  die  ganze  Sippe,  immer  nur  auf 
einen  Theil  derselben  bezieht,  werden  die  Ausdrücke  Ligne,  Lignage,  Li- 
gnager überaus  häufig  verwandt,  um  die  gesammte  Bluts  fr  eun  d- 
schaft  ohne  alle  Berücksichtigung  der  Theile  der  Sippe  zu  bezeichnen. 
So  insbesondere  auch  wohl  in  Fällen,  wo  gesagt  werden  soll,  dass  es  nicht 
genügt,  Blutsfreund  überhaupt  zu  sein ,  sondern  Blutsfreund  der  bezüg- 
lichen Seite.  So  erörten  Beaumanoir  44  S  8  den  Fall,  dass  der  Retrahent 
erklärt:  qu  il  voloit  bien  prover  le  lignage,  dass  er  aber  nicht  beweisen 
könne :  que  li  heritages  venist  de  son  cosU,  weil  die  Herkunft  derselben 
Niemand  mehr  kenne ;  und  es  wurde  dem  entsprechend  entschieden ,  dass 
der  Beweis  der  Lignage  im  allgemeinen  genügen  solle,  falls  der  Käufer 
nicht  erweisen  könne:  que  li  heritages  venist  d*  autre  costS  que  du  cost^doni 
li  rescoeres  apartenoit  au  vendeur.  So  wenn  es  in  der  Coutume  der  Stadt 
Lille  7  S  5  heisst,  dass  das  Näherrecht  dem  plus prochain  de  lignage,  de 
quelque  le{  ou  costd  quil  sott,  zustehen  solle.  So  wird  umgekehrt  oft  be- 
tont, vgl.  etwa  Coutume  von  Troyes  $  144  ff.,  dass  der  Rctraa  nicht  dem 
Lignager  als  solchen,  sondern  nur  dem :  lignager  du  costd ,  dont  meut  et 
naist  ledit  heritage,  zustehL  Oder  es  heisst,  vgl.  etwa  fitampes  S  1 20,  dass 
Fahrniss  und  Gewinngut  an  dtn  plus  prochain  lignager,  die  Erbgüter  aber 
an  den  lignager  patemel  oder  maternel  fallen,  auch  wenn  er  nicht  über- 
haupt der  nächste  Lignager  ist.  In  einem  engern  Sinne  wird  der  Ausdruck 
wohl  verwandt,  um  die  absteigenden  Stämme  zu  bezeichnen.  So 
wenn  nach  der  altern  Coutume  von  Auxerre  $  68  gradgleiche  Verwandte 
nach  Köpfen:  et  non  mye par  ligne  ou  lignes  theilen  sollen. 

Nun  kann  allerdings  Ligne  ebenso,  wie  Cote',  auch  die  Weiterver- 
zweigungenderSeite  bezeichnen.  So  in  der  S  929  angeführten  Stelle 
der  Coutume  von  Reims,  wo  ausdrücklich  die  Viertel  als  vier  Linien  be- 
zeichnet sind.  Aber  es  scheint  das  doch  nur  vereinzelt  üblich  gewesen  zu  sein. 
Wo  es  sich  zweifellos  um  die  Weiterverzweigungen  handelt,  da  bedient 
man  sich  in  der  Regel  des  Ausdrucks  Branchage  oder  ähnlicher.  Insbeson- 
dere aber  dürfte  zu  beachten  sein,  dass  auch  jene  Angabe  der  Coutume  von 
Reims  keineswegs  die  Annahme  rechtfertigen  würde,  man  habe  im  Gegen- 
satz zu  den  beiden  Cote's  gerade  nur  die  Viertel  als  Lignes  bezeichnet.  Es 
ergibt  vielmehr  die  S  575  angeführte  Stelle  derselben  Coutume  aufs  bc- 
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stimmteste,  dass  man  die  Viertel  bald  als  Lignes,  bald  als  Cote's  bezeichnete, 
wie  denn  auch  die  Vergleichung  sonstiger  Angaben  der  Coutume  ergibt, 
dass  in  derselben  beide  Ausdrucke  ganz  gleichbedeutend,  und  zwar  bald  für 
die  beiden  Seiten,  bald  für  die  Viertel  gebraucht  werden. 

Führt  schon  das  auf  Gleichbedeutung  der  Ausdrücke  C6te 
und  Ligne,  so  fehlt  es  dafür  nicht  an  sonstigen  Belegen.  Auch  in  andern 
Coutumes  wird  nicht  selten  bald  der  eine,  bald  der  andere  Ausdruck  ge- 
braucht, während  doch  sichdich  dieselbe  Sache  bezeichnet  werden  soll.  So 
fallen  etwa  nach  der  von  Meaux  S  43  die  Propres  an  die  Verwandten :  du 
cosie  dont  ils  soni  venus ;  nach  S  44  fallen  sie  zurück  en  la  ligne  dont  ils 
sont  venus.  So  ist  in  der  S  922  angeführten  Angabe  der  Coutume  von  Bar, 
wo  es  sich  um  das  Recht  des  Fiscus  auf  das  Gut  der  fehlenden  Seite  han- 
delt, zuerst  vom  Cote,  dann  von  den  Lignes  die  Rede. 

Wird  am  häufigsten  Göte  für  die  beiden  Seiten  gebraucht,  so  ist  doch 
auch  nicht  selten  Beziehung  des  Ausdrucks  Ligne  auf  die  El- 
ternseite von  vornherein  nicht  zu  bezweifeln,  weil  da  nur  die  beiden 
Elternseiten  in  Frage  kommen  können.  So  bei  den  S  925  erwähnten  Gou- 
tumes  von  Orleans  und  Bourgogne.  In  derGoutume  vonAnjou  S  268  und 
der  von  Maine  S  286  heisst  es  von  den  Liegenschaften :  s'en  vont  en  deux 
lignes;  Tune  en  ligne  de  per e,  et  Vautre  en  ligne  de  mere.  Auch  sonst  wer- 
den häufig  nur  die  Ligne  paternelle  und  maternelle  auseinandergehalten. 
Insbesondere  ergibt  sich  auch  wohl,  dass  Ligne  sich  nur  auf  die  ungetheilte 
Elternseite  im  Gegensatze  zu  den  weitern  Verzweigungen  derselben  bezieht. 
In  dem  auf  die  Goutume  der  Bretagne  gestützten  Satz  Loysel  S  342 :  Oiit 
ramage  ddfauty  lignage  succide,  bezeichnet  der  Ausdruck  ausdrücklich  ge- 
rade die  umfassendere  Elternseite  im  Gegensatze  zu  deren  Weiterverzwei- 
gungen; nicht,  wie  angenommen  zu  werden  pflegt,  die  gesammte  Ver- 
wandtschaft gegenüber  den  Elternseiten.  Denn  in  der  alten  Goutume  der 
Bretagne  S  219,  Gout.  gen.  4,  250,  heisst  es  ausdrücklich,  dass  zunächst 
unter  die  ligne  devers  le  pere  und  die  Linie  der  Mutter  zu  hälften,  dann  aber 
unter  die  Ramages  beider  Seiten  zu  theilen  ist :  pour  ce  que  la  ligne  vient 
de  plusieurs  ramaiges, 

Waren  nun  die  spätem  französischen  Juristen  darüber  einig, 
dass  bei  dem  Doppelausdruck  G6te'  et  ligne  sich  das  eine  auf  die  ungetheilte 
Seite,  das  andere  auf  die  Weiterverzweigung  beziehe,  während  doch  zwei- 
fellos beide  Ausdrücke  dasselbe  bezeichnen  können,  so  ergibt  sich  bei  ihnen 
denn  auch  wohl  Unsicherheit  der  Beziehung.  Es  scheint  keineswegs  fest- 
gestanden zu  haben,  wie  da  jeder  der  Ausdrücke  aufzufassen  sei.  So  be- 
zieht Pothier  S.  3 1 1  Gote'  auf  die  Viertel,  Ligne  auf  die  Hälften.  Schliesst 
dagegen  auch  er  sich  der  Unterscheidung  zwischen  Goutumes  de  simple 
cote  und  Goutumes  de  cote  et  ligne  an,  so  konnte  bei  dieser  Ausdrucks- 
weise  gerade  Ligne  sich  nur  auf  die  unterscheidende  Beachtung  der  Viertel 
beziehen. 

932»  Ergibt  nun  der  sonstige  Sprachgebrauch  keine  feststehende  ver- 
schiedene Bedeutung  für  G5te  und  Ligne,  so  Hesse  sich  allerdings  geltend 
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machen,  dass  man,  da  beide  Ausdrücke  zwar  dasselbe  bezeichnen 
können,  aber  nicht  mUssen,  wenigstens  in  den  Einzelquellen,  wo  sie  neben- 
einander genannt  werden,  verschiedene  Verhaltnisse  durch  sie  bezeichnen 
wollte.  Dem  gegenüber  glaube  ich  nach  Massgabe  aller  Angaben  der  Cou- 
tumes,  welche  da  eine  Prüfung  gestatten,  Beziehung  desDoppelau s- 
drucks  auf  die  ein  facheHälftung  der  Sippe  annehmen  zu  mUssen. 
Das  würde  kaum  auffallen  können,  wenn  wir  da  nicht  von  vornherein  von 
der  abweichenden  Auffassung  der  spätem  französischen  Rechtskundigen 
beeinflusst  sein  würden.  Es  wäre  ja  leicht,  aus  den  germanischen  Rechts- 
sprachen zahlreiche  Belege  für  den  Brauch  anzuführen ,  ein  und  dieselbe 
Sache  tautologisch  durch  zwei  Ausdrücke  zu  bezeichnen.  Dass  das  aber 
insbesondere  den  Ausdruck  Cöte'  et  ligne  trifft,  scheint  mir  nach  allen  Halt- 
punkten gar  nicht  zweifelhaft  zu  sein. 

Zunächst  muss  auffallen,  dass  in  denselben  Coutumes  überaus  häufig 
bald  der  Doppelausdruck,  bald  einer  der  einfachen  gebraucht  wird ,  wäh- 
rend man  doch  trotz  dieses  wechselnden  Gebrauchs  des  Doppel- 
ausdrucksunddereinfachen  sichtlich  dieselbe  Sache  im  Auge  haL 
So  heissi  es  etwa  in  der  Coutume  von  Meaux  S  87 ,  dass  der  Retraa  dem 
Verwandten  du  cosU  et  ligne  zusteht,  woher  das  Gut  gekommen;  nach  S  90 
dem  du  costd^  nach  §  9 1  dem  de  la  ligne.  Nach  der  von  £tampes  S  1 69 
steht  er  dem  Verwandten  du  coste,  nach  S  1 7 1  dem  du  costc  et  ligne  zu. 
Ebenso  wohl  in  Fällen,  wo  mit  Cöte  einer  der  andern  sichtlich  gleichbe- 
deutenden Ausdrücke  verbunden  erscheint.  So  folgen  nach  der  Coutume 
von  Bassigny  %  143  in  die  eine  Hälfte  des  Gewinnguts:  les plus prochains 
du  cosfd  et  estoc  paternel,  in  die  andere  les  plus  prochains  du  costc  maier- 
nely  in  das  Erbgut  aber  les  plus  prochains  lignagers  des  estocs  ctoii  ils  soni 
venus,  Aehnlich  in  der  Coutume  der  Auvergne  23  §  i.  24  ff.  Entsprechen- 
des findet  sich  so  überaus  häufig,  dass  es  überflüssig  ist,  weitere  Belege  an- 
zuführen. 

Gebrauchte  man  so  ganz  unterschiedslos  die  doppelten  und  die  ein- 
fachen Ausdrücke,  so  ist  auch  die  Folgerung  nicht  abzuweisen,  dass  man 
entweder  auch  die  letztern  für  ausreichend  hielt,  um  zugleich  die  Weiterver- 
zweigungen zu  bezeichnen ,  oder  aber,  dass  man  auch  bei  den  Doppelaus- 
drücken lediglich  die  beiden  Seiten  im  Auge  hatte.  Und  eine  Reihe  von 
Haltpunkten  weisen  dann  bestimmt  auf  das  Letztere  hin. 

Dahin  gehört  zunächst  das  Fehlen  jedes  Hinweises  auf  die 
Weiterverzweigung.  Die  Gestaltung  der  Coutumes  de  simple  cöte 
war  jedenfalls  eine  weitverbreitete.  Gab  es  neben  ihnen  Coutumes  sou- 
cheres,  wonach  der  nächste  Angehörige  der  wSeite  nur  dann  folgen  sollte, 
wenn  er  vom  Erwerber  abstammte,  so  ist  auf  den  sich  damit  ergebenden 
Unterschied  nach  den  Belegen  §  926  oft  genug  aufs  bestimmteste  hinge- 
wiesen. Sollte  es  sich  nun  in  den  Cöte  und  Ligne  nennenden  Coutumes 
um  eine  dritte  abweichende  Gestaltung  handeln ,  bei  welcher  Zugehörig- 
keit zu  den  Vierteln  und  weitern  Verzweigungen  der  Sippe  verlangt  wurde, 
so  hätte  es  doch  auch  da  eines  bestimmteren  Hinweises  um  so  mehr  be- 
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dürft,  als,  wie  gesagt,  nach  dem  sonstigen  Sprachgebrauch  für  keinen  der 
beiden  Ausdrücke  die  Beziehung  auf  die  Weiterverzweigung  an  und  für 
sich  feststand.  In  den  S  929  angeführten  Belegen,  bei  denen  diese  zweifel- 
los beachtet  werden  sollte,  wird  denn  auch  ausdrücklich  auf  die  Vienel  hin- 
gewiesen. In  den  Seite  und  Linie  nennenden  Coutumes  ist  von  den  Vier- 
teln nie  die  Rede. 

Und  nicht  das  allein.  Sollten  die  Vienel  beachtet  werden,  so  wflre  doch 
mindestens  zu  erwarten,  dass  sich  das  aus  den  erläuternden  Beispielen  er- 
gäbe. Aber  überall  ergibt  sichßeschränkung  derBeispiele  auf  das 
Auseinanderhalten  beider  Seiten.  Ebenso  wie  in  den  Coutumes 
de  simple  c5te'  gehen  auch  in  den  Cöte'  und  Ligne  nennenden  die  erläu- 
ternden Beispiele  niemals  über  die  beiden  Hälften  hinaus,  machen  lediglich 
kenntlich,  dass  der  Rückfall  an  diese  ohne  Rücksicht  auf  die  Nähe  des  Gra- 
des und  der  Abstammung  vom  Erwerber  erfolgen  soll.  So,  wenn  nach  der 
S  926  mitgetheilten  Stelle  in  der  Coutume  von  Amiens  und  den  gleichlau- 
tenden auf  der  einen  Seite  die  gleich muttrigen  Halbgeschwister,  auf  der  an- 
dern der  Vaterbruder  oder  noch  entferntere  Vaterfreunde  genannt  werden. 
Nirgends  habe  ich  ein  derartiges  Beispiel  gefunden,  bei  dem  auch  die 
Viertel  in  Frage  kämen,  aus  denen  sich  ergeben  würde,  dass  auf  ein  ''om 
Vatervater  erworbenes  Gut  wohl  der  Vatervatersbruder,  nicht  abet  der 
Vatermutterbruder  Anspruch  habe. 

Dagegen  stossen  wir  auf  eine  Reihe  von  Belegen,  bei  denen  der  son- 
stige Inhalt  ergibt,  dass,  obwohl  von  Cote  und  Ligne  die  Rede  ist,  das  Fall- 
recht nur  ein  einfaches  sein  sollte.  Solche  Verwendung  des  Doppel- 
ausdrucks bei  einfachemFallrecht  ergibt  sich  doch  zweifellos  beiden 
$926  mitgetheilten  Angaben  der  Coutumes  von  Amiens,  Chalons  undQer- 
mont,  wo  schon  der  Ausdruck  cosid  et  ligne  de  pere  ou  mere  darauf  hin- 
weist und  schliesslich  aUe  Vaterfreunde  ohne  alle  weitere  Unterscheidung 
den  nur  gleichmuttrigen  Geschwistern  gegenübergestellt  werden.  Aehn- 
lich  in  einem  Spruche  des  Obergerichts  der  Loi  de  Beaumont  von  1605, 
Cout.  de  Luxemb.  1,  20,  wonach  der  Retract  keiner  Person  zusteht,  quine 
prouvient  du  costd  et  ligne  dont  les  hiens  vendus  procddeni,  so  dass ,  wenn 
sie  kommen  du  costd  et  ligne  du  pere^  alle  Cousins  und  sonstigen  Ver- 
wandten du  coste  et  ligne  de  la  mere  kein  Recht  haben.  Nach  der  Coutume 
von  Orleans  S  324  folgen  in  die  Propres  seulemeni  ceux  du  coste  et  ligne y 
nämlich :  retournani  les  heritages  paterncls  aux  parens  paternels^  et  les  Jic- 
ritages  maternels  aux  parens  tnaternels.  Nicht  anders  bei  Häufung  der  auf 
die  Seiten  deutenden  Ausdrücke.  Nach  der  Coutume  von  Peronne  S  190: 
les  propres  retonnient  ä  ceux  de  Vestoc^  Branche  et  ligne ^  dont  ils  sont  pro- 
cede^,  auch  wenn  sie  nicht  die  nächsten  Verwandten :  tellement  que  les  pro- 
pres paternels  retournent  aux  parens  paternels,  et  les  propres  maternels  aux 
parens  maternels.  Nach  der  des  Nivernais  348?  folgen  die  Erbgüter :  la 
ligne  du  tronc  et  etre  dont  ils  sont  issuSj  en  maniere  que  les  heritages  pro- 
cedans  du  cote  paternel  retournent  et  appartienneni  seulement  aux  hdritiers 
du  ddfunt  d'  icelui  cötd ;  und  entsprechend  die  der  Mutterseite. 
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932]  Der  Doppelausdruck  wird  weiter  häufig  auch  da  gebraucht,  wo  sich 
von  vornherein  UnzulSssigkeit  der  Beziehung  des  Doppelaus- 
drucks aufdieWeiterverzw  ei  gung  ergibt,  weil  da  überhaupt  ledig- 
lich der  Unterschied  der  beiden  Seiten  in  Frage  kommen  kann.  So  beim 
Verhältnisse  der  Vollgeschwister  und  Halbgeschwister.  Nach  dem  Grand 
Coutumier  2  eh.  40 :  les  frires  et  seurs  hdritent  quant  aux  hdritaiges  du 
coste  ei  ligne,  desqxiels  ils  (toucheni)  au  trespasse.  Ebenso  in  der  altem 
Coutume  von  Auxerre  S  64.  Nach  der  Coutume  des  Bisthums  Metz  1 1  S  Q 
sind  Eltern  auch  durch  Halbgeschwister  ausgeschlossen :  pour  ce  qui  meui 
du  coste  et  ligne  duqnel  ils  esioient  freres  et  soeurs  au  decedd.  Auch  Cou- 
sins germains  können  nur  einer  Seite,  nicht  einem  bestimmten  Viertel  der- 
selben angehören.  Dennoch  ist  in  einem  15 10  beseitigten  Artikel  der  altem 
Coutume  von  Paris,  vgl.  Cout.  ge'n.  3,  24,  die  Rede  von;  le  frere,  la  soeur 
ou  autre  parent  prochain  dudit  vendeur  du  coste  et  ligne  doni  ledit  heriiage 
est  mouvant  jusques  au  cousin  germain.  Ebenso  bei  einem  Grosscltempaare. 
Ist  nach  der  Coutume  der  Touraine  S  3 1 2  nur  ayeul  ou  ayeule  d'un  coste 
vorhanden,  so  haben  diese  mit  den  Seitenverwandten  de  fautre  coste  et 
ligne  zu  hälften.  Selbst  da,  wo  es  sich  um  das  Sondergut  eines  der  Ehe- 
gatten handelt,  findet  sich  wohl  der  Doppelausdruck  verwandt.  Die  Schöffen 
von  Luttich,  Coutumes  de  Liege  3,  34,  sagen  von  Gütern,  welche  die 
Wittwe  beansprucht,  dass  sie  herrühren:  de  la  propre  coistie  et  lingne  du- 
dit son  feu  mari. 

Es  ergibt  sich  weiter  Verwendung  des  Doppelausdrucks  bei 
Gegenüberstellung  nur  der  beiden  Seiten  bei  Angaben,  welche 
deutlich  ergeben ,  dass  man  nur  zwei ,  nicht  eine  Mehrzahl  von  C6tes  et 
lignes  im  Auge  hatte.  So  nach  der  Coutume  von  Sedan  §  168.  Stirbt  Je- 
mand kinderlos:  ses  parens  d^ un  costd  et  ligne  seulement,  en  defaut  quil 
ny  ait  parent  d*  autre  coste  et  ligne,  succederont  totalement  is  heritages  de 
divers  naissant ,  so  dass  der  Fiscus  durch  sie  ausgeschlossen  ist.  Nun 
können  wir  ganz  davon  absehen,  dass  gerade  in  jener  Coutume,  vgl.  S923, 
besonders  bestimmt  gesagt  ist,  dass  der  Herkunft  des  Guts  über  Eltern  hin- 
aus nicht  nachzugehen  sei.  Hatte  man  da  wirklich  einen  Unterschied  von 
Seite  und  Linie,  ein  Zurück  verfolgen  des  Guts  auch  bis  auf  die  Viencl  im 
Auge,  so  wäre  doch  zu  sagen  gewesen,  dass  das  Gut  dann  zunächst  an  die 
andere  Linie  derselben  Seite,  und  erst  dann,  wenn  auch  in  dieser  ein  Erbe 
fehle,  an  die  andere  Seite  falle.  Oder  aber,  wenn  nach  der  von  Pothier  ver- 
tretenen Ansicht  beim  Fehlen  eines  Erben  der  bezüglichen  Linie,  etwa  der 
des  Vatervatervaters,  Fallrecht  überhaupt  nicht  eintreten,  sondern  nur  nach 
der  Nähe  des  Grades ,  also  unter  Ausschluss  von  Vettern  der  Vatervater- 
mutterseite auf  die  Mutter  oder  gleichmuttrige  Geschwister  vererbt  werden 
sollte ,  hätten  nicht  einfach  beide  Seiten  gegenübergestellt  werden  dürfen. 
Ebenso  nach  der  Coutume  von  Orleans  S  326;  fehlen  Erben  du  cost/  et 
ligne  dont  sont  venu^  les  heritages,  so  folgt  der  Nächste :  de  r autre  coste 
et  ligne.  Ganz  ebenso  aber  auch  nach  der  S  930  angeführten  Angabe  der 
Coutume  von  Paris,  auf  welche  wohl  vorzugsweise  als  Beleg  für  die  Cou- 
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tumes  de  cöte  et  ligne  hingewiesen  wird.  Durchaus  zweifellos  ist  dieNicht- 
beziehung  des  Doppelausdrucks  auf  die  Weiterverzweigung,  wenn  nach 
der  Coutume  von  Clermont  en  Argonne  1 6  S  8  der  Retrait  jedem  du  cosid 
et  ligne  zusteht,  wenn  das  Gut  auch  nicht  de  son  esioc  et  branchage  her- 
rührt 

Ergibt  sich  damit,  dass  Überall,  wo  ein  Halt  für  die  Prüfung  geboten 
ist,  der  Ausdruck  Cote  et  ligne  lediglich  die  eine  der  beiden  Seiten  be- 
zeichnet, dass  sich  dagegen,  so  weit  ich  sehe,  auch  nicht  ein  einziger  Beleg 
ergibt,  der  uns  nöthigen  würde,  nur  den  einen  oder  den  andern  Ausdruck 
auf  die  Seiten,  den  andern  aber  auf  die  Viertel  zu  beziehen,  so  werden  wir 
auch  sagen  dürfen,  dass  in  den  Quellen  selbst  der  einfache  und  der  Doppel- 
ausdruck ganz  in  derselben  Bedeutung  gebraucht  sind,  dass  damit  in  ihnen 
jeder  Halt  für  die  Unterscheidung  der  Coutumes  de  simple  cote  und  der 
de  cöte'  et  ligne  fehlt,  dass  vielmehr  in  allen  Coutumes,  welche  mit  dem  ein- 
fachen oder  dem  gleichbedeutenden  Doppelausdruck  überhaupt  auf  Rück- 
faU  an  die  Seiten  hinweisen,  nur  einfaches,  nie  fortgesetztes  Fallrecht  aus- 
gesprochen sein  soll. 

933,  Nun  würde  ich  dem  Umstände,  dass  auch  die  für  fortgesetztes 
Fallrecht  geltend  gemachten  Coutumes  ihrem  Wonlaute  nach  ein  solches 
meines  Erachtens  in  keiner  Weise  ergeben ,  ihre  Angaben  vielmehr  ein- 
faches Fallrecht  nicht  blos  zulassen,  sondern  bestimmter  auf  dasselbe  hin- 
weisen, der  nun  einmal  feststehenden  spätem  Auffassung  derselben  gegen- 
über nicht  so  viel  Gewicht  beilegen,  wenn  nicht  sonstige  Gründe  fürdie 
Ursprünglichkeit  nur  einfachen  Fallrechtes  hinzukamen.  Auf 
einen  dieser  Gründe  wiesen  wir  schon  S  927  hin.  Tritt  das  zweifellos  auf 
älteste  Zeiten  zurückgehende  Recht  des  Fiscus  immer  nur  beim  Fehlen 
der  ganzen  Elternseite  ein,  nie  aber  entsprechend  auch  beim  Fehlen  eines 
Viertels,  so  kann  sich  das  lediglich  auf  Grundlage  einfachen  Fallrechts  er- 
geben haben.  Aber  auch  davon  abgesehen  finden  sich  ebenso  in  den  Cou- 
tumes de  cote'  et  ligne,  wie  in  den  Coutumes  de  simple  cote  Angaben  über 
die  sonstige  Erbenfolge,  welche  sich,  wie  ich  denke,  lediglich  auf  Grund- 
lage einfachen  Fallrechts  festgestellt  haben  können. 

Dahingehört  einmal  die  Folge  der  Seitenverwandten  nach 
derNähe  desGrades,  vgl.  S916  ff.,  wie  sie  ganz  allgemein  in  den  fran- 
zösischen Rechten,  abgesehen  von  den  die  Abstammung  vom  ersten  Er- 
werber betonenden  Coutumes  soucheres,  ausgesprochen  ist;  und  zwar  ohne 
jeden  Hinweis  darauf,  dass  das  bei  der  Vererbung  des  Erblandes  nach  Fall- 
recht  nicht  ebenso  zutreffen  solle,  wie  bei  der  des  Gewinngutes.  Steht  auch 
den  Neffen  vielfach  Eintrittsrecht  zu  Geschwistern  zu,  vgl.  S  920,  so  hatten 
sie  doch  in  der  Regel  kein  Vorfolgerecht,  wenn  Geschwister  fehlten,  stan- 
den dann  nach  der  Nahe  des  Grades  den  Oheimen  gleich.  Jedenfalls  galt 
darüber  hinaus  lediglich  die  Nahe  des  Grades,  wie  wir  denn  auch  S  559  in 
der  Coutume  von  Chalons  ausdrücklich  Grands  oncles  und  Petits  neveux 
als  gleichgestellte  Erben  bezeichnet  fanden ,  was  dann  ausser  ihnen  noch 
die  Cousins  germains  getroffen  haben  würde. 
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933]  Das  traf  auf  keine  Schwierigkeiten,  wenn  es  sich  um  einfaches  Fall- 
recht handelte  und  es  demnach  genügte,  festzustellen,  was  von  dieser  oder 
jener  Eltemseite  an  den  Erblasser  gekommen  war.  Wie  dann  gleichvatrige 
Halbgeschwister  mit  den  Vollgeschwistern  nur  das  Vatergut,  gleichmuttrigc 
nur  das  Muttergut  nach  Köpfen  theilten,  Vollgeschwister  also  auf  beiden 
Seiten  erbten ,  so  theilten  dann  auch  Vatergeschwister  mit  Neffen  nur  das 
Vatergut,  wahrend  dieselben  Neffen  mit  den  Muttergeschwistern  das  Mutter- 
gut theilten;  vgl.  S  575.  Und  nicht  anders,  wenn  noch  entferntere  Ver- 
wandte der  ungetheilten  Sippe,  also  Grossneffen,  mit  gradgleichen  Vettern 
oder  Grossoheimen  zu  theilen  hatten.  Dass  jene  nur  einer  Hälfte,  diese  nur 
einem  Viertel  angehörten,  hatte  da  der  Gradnähe  gegenüber  keine  Be- 
deutung. Hielt  das  einfache  Fallrecht  nur  die  beiden  Seiten  auseinander,  so 
hatte  es  in  dieser  Richtung  lediglich  die  Wirkung,  dass  die  der  ungetheilten 
Sippe  angehörenden  Seitenverwandten  ihren  Kophheil  auf  beiden  Seiten 
erhielten. 

Nun  wiesen  wir  aber  schon  S  i)78  darauf  hin,  dass  das  Festhalten  an 
der  Nahe  des  Grades  neben  fortgesetztem  Fallrechte  auf  die  grössten  Schwie- 
rigkeiten stossen,  dass  dieses  fast  nothwendig  auf  ein  von  der  Nahe  des 
Grades  ganz  absehendes  Vorfolgerecht  der  nahern  Seitenlinie  vor  der  ent- 
fernteren, also  zu  einer  Folge  nach  Einzelparentelen  führen  musste,  wie  sie 
sich  denn  auch  durchweg  in  den  Rechten  findet,  in  welchen  das  Fallrecht 
erweislich  ein  fortgesetztes  war.  Trifft  das  für  die  Coutumes,  welche  nur 
die  Seite  oder  die  Seite  und  Linie  betonen ,  nicht  zu ,  ist  da  lediglich  die 
Gradnähe  massgebend,  so  dürfte  auch  der  schon  S  578  betonte  allgemeine 
Schluss  hier  zutreffen,  dass  man  da  ursprünglich  nur  einfaches,  lediglich 
die  Ehernseiten  im  Auge  haltendes  Fallrecht  im  Auge  haben  konnte. 

Auf  ganz  entsprechenden  Schluss  führt  es  aber,  wenn  wir  allgemein 
in  den  die  Seite  und  Linie,  wie  in  den  nur  die  Seite  betonenden  Coutumes 
zugleich  dasNichtsteigen  desErblandes  ausgesprochen  finden  wer- 
den. Fällt  etwa  nach  der  Coutume  von  Paris  S  326  das  Gut  an  den  Näch- 
sten der  Seite  und  Linie,  von  der  es  gekommen,  vgl.  S  930,  so  ist  S  312 
auch  das  Nichtsteigen  des  Erblandes  auf  alle  Vorfahren  aufs  bestimmteste 
ausgesprochen.  Wir  führten  nun  bereits  S  601  im  allgemeinen  aus,  wie 
bei  fortgesetztem  Fallrechte  der  Satz  vom  Nichtsteigen  des  Erbguts  ein 
durchaus  überflüssiger  war,  da  jenes  ohnehin  verhindert  hätte,  dass  ererbtes 
Gut  auf  einen  noch  lebenden  Vorfahren  der  betreffenden  Seite  steigen 
konnte.  Traf  das  aber  bei  nur  einfachem  Fallrechte  über  Eltern  hinaus  nicht 
mehr  zu,  so  ist  auch  der  Schluss  gerechtfertigt,  dass  der  in  allen  späteren 
Coutumes  ausgesprochene  Satz  vom  Nichtsteigen  sich  nur  auf  Grundlage 
einfachen  Fallrechtes  festgestellt  haben  kann. 

Nach  allem  Bemerkten  glaube  ich  davon  ausgehen  zu  dürfen,  dass 
einerseits  das  liltere  fränkische  Recht  nur  einfaches  Fallrecht  gekannt  haben 
kann,  dass  andererseits  aber  auch  die  Angaben  der  spätem  Quellen  ledig- 
lich solches  im  Auge  haben,  da  insbesondere  jeder  Grund  fehlt,  den  Aus- 
druck Cote  et  ligne  gerade  auf  fortgesetztes  Fallrecht  zu  beziehen.    Es  ist 
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zweifellos  blosser  Zufall,  dass  in  den  Coutumes  bei  den  Angaben  über  die- 
selbe Sache  bald  nur  von  Cote'  oder  Ligne,  bald  von  Cote'  et  ligne  die  Rede 
ist.  Erübrigt  damit  die  Frage,  was  denn  die  spatern  französischen  Rechts- 
kundigen veranlasst  haben  dürfte,  den  Doppelausdruck  auf  fortgesetztes 
Fallrecht  zu  beziehen,  so  steht  das,  wie  ich  denke  in  enger  Verbindung  mit 
der  Gestaltung  der  Coutumes  soucheres,  so  dass  es  sich  empfehlen  dürfte, 
erst  nach  Besprechung  dieser  auf  jene  Frage  zurückzukommen. 

934.  Fehlt  es  nach  dem  Ergebnisse  unserer  Erönerungen  noch  in  den 
Coutumes  des  sechszehnten  Jahrhunderts  an  jedem  Halt  für  die  von  der 
Jurisprudenz  angenommene  Scheidung  zwischen  einfachem  und  unbe- 
schrankt fortgesetztem  Fallrecht,  sind  auch  die  für  das  letztere  geltend  ge- 
machten Angaben  auf  einfaches  Fallrecht  zu  beziehen,  so  ergeben  nun  aller- 
dings einige  Coutumes  mit  voller  Bestimmtheit  ein  bis  zum  Erwerber 
fortgesetztes  Fallrecht,  indem  sie  nur  den  Nachkommen  des  Er- 
werbers ein  Vorfolgerecht  auf  das  Gut  zusprechen  und  damit  nöthigen,  der 
Herkunft  des  Gutes  über  die  Eltern  hinaus  bis  auf  den  Erwerber  nachzu- 
gehen. Es  sind  die  sogenannten  Coutumes  soucheres  oder  Rechte 
mitSlammrecht,  wie  wir  sie  in  Unterscheidung  von  denen  mit  ein- 
fachem oder  unbeschrankt  fortgesetztem  Fallrecht  nennen  können. 

Der  Ausdruck  Souche,  gleichbedeutend  mit  T r o n c ,  bezeichnet 
zunächst  jeden  gemeinsamen  Stammvater  mehrerer  Personen,  wie  das  bei 
den  Besprechungen  der  Verzweigung  der  Verwandtschaft  oft  gesagt  ist; 
vgl.  etwa  Grand  coutumier  ed.  Laboulaye  S.  815.  Bezüglich  des  einzelnen 
Erbguts  ist  die  Souche  der  Erwerber  des  Gutes.  So  lange  der  Erwerber  lebt, 
ist  dasselbe  nur  Acquet;  es  wird  Propre  erst  durch  das  Faire  souche,  durch 
die  Vererbung  auf  einen  Nachkommen,  wird  dadurch  aber  nicht  allein  Pro- 
pre für  diesen,  sondern  für  alle  Nachkommen  des  Erwerbers,  für  alle,  auf 
welche  das  Gut  vererbt  sein  würde,  wenn  der  thatsächliche  Erbe  nicht  vor- 
handen gewesen  wäre.  Alle  diese  werden  denn  auch  als  Souche,  als  Stamm 
zusammengefasst.  Die  zu  derselben  Souche  Gehörenden  sind  daher  immer 
untereinander  blutsverwandt,  während  beim  Ausgehen  vom  Erblasser  die 
Angehörigen  derselben  Seite,  wenn  die  Weiterverzweigungen  derselben 
nicht  beachtet  werden,  nicht  blutsverwandt  sein  müssen. 

Gleichbedeutend  finden  wir  auch  den  Ausdruck  Estoc,  den  Stock 
der  deutschen  Quellen,  gebraucht.  Stock  bezeichnet  die  aufsteigende  Vor- 
fahrenlinie, wie  sich  das  insbesondere  bei  der  schon  S  8 1  5  erwähnten  Schei- 
dung zwischen  Stockgut  und  Seitengut  ergibt.  Der  Stock  ist  aber  kein  ein- 
heitlicher, sondern  spaltet  sich  bei  jedem  aufsteigenden  Grad;  rührt  das  Gut 
von  einem  der  Grosseltern  oder  Urgrosseltern  des  Erblassers ,  so  gehören 
nur  die  dem  Stocke  an,  von  welchem  das  Gut  herrührt,  welche  gleichfalls 
Nachkommen  des  bezüglichen  Vorfahren  des  Erblassers  sind.  Wesentlich 
gleichbedeutend  werden  denn  auch  die  Ausdrücke  Branche  ge,  Ramage, 
Fourchaige  gebraucht,  um  die  sich  aus  der  gemeinsamen  Herkunft  von 
einem  Stammvater  ergebenden  Theile  der  Elternseite  zu  bezeichnen,  ob- 
wohl, wie  schon  §  931  bemerkt  und  etwa  die  S  932  angeführten  Belege 
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934]  ergeben,  auch  diese  Ausdrücke  wohl  nur  auf  die  beiden  Seiten  be- 
zogen wurden,  insbesondere  aber  dazu  dienten,  um  die  aufsteigenden  Wei- 
terverzweigungen der  Seite  zu  bezeichnen.  Die  blossen  Ausdrücke  bieten 
auch  hier  keinen  festen  Halt,  so  lange  nicht  sachliche  Angaben  hinzukom- 
men, aus  denen  sich  die  Bedeutung  im  Einzelfalle  ergibt. 

Wir  hflbetx  die  Gestaltung  derCoutumes  soucheres  bereits S  583  ff- 
besprochen.  Wir  betonten,  dass  sie  bis  zum  ersten  Erwerber  hin  allerdings 
ganz  dieselbe  Folge  ergeben  musste,  wie  das  unbeschränkt  fortgesetzte  Fall- 
recht; dass  sie  aber,  weil  sie  nicht  überhaupt  alle  Verwandte  des  ersten 
Erwerbers,  also  nicht  alle  Angehörige  des  Bruchtheils  der  Sippe ,  voa  der 
das  Gut  herstammt,  beruft,  sondern  nur  ein  Vor  folgerecht  derNach- 
kommen  des  Erwerbers  anerkennt,  über  diese  hinaus  dem  Gesichts- 
punkt des  Fallrechies  nicht  mehr  entspricht. 

Sahen  wir  uns  damit  auf  die  Auffindung  eines  andern  für  diese  Ge- 
staltung massgebenden  Gesichtspunktes  hingewiesen,  so  ergab  sich  dieser, 
vgl.  S  592,  in  der  Rücksichtnahme  auf  die  früheren  Miterben;  das  Gut 
sollte  nur  an  Solche  oder  an  die  Nachkommen  Solcher  fallen,  welche  das- 
selbe nach  dem  Tode  des  ersten  Erwerbers  mit  dem  Erblasser  oder  einem 
Vorfahren  desselben  getheilt  hatten.  Fiel  Gut ,  welches  der  Vater  des  Erb- 
lassers erworben  hatte,  an  die  gleich vatrigen  Geschwister  des  letztem,  so 
entsprach  das  sowohl  dem  Fallrecht,  da  das  Gut  von  der  Vaterseite  herge- 
kommen war,  als  dem  an  das  Verhältniss  der  Miterben  anknüpfenden 
Stammrecht,  da  der  Erblasser  den  Nachlass  des  Vaters  einst  mit  seinen  Ge- 
schwistern getheilt  hatte.  Fiel  es  beim  Fehlen  gleich vatriger  Geschwister 
an  die  Kinder  solcher  unter  Ausschluss  von  Vatergeschwistern,  so  entsprach 
das  nur  dem  Stammrechte,  nicht  auch  dem  Fallrechte;  denn  nach  diesem 
wäre  das  Gut  unter  väterliche  Oheime  und  Neffen  als  gleichnahe  Verwandte 
der  Vaterseite  zu  theilen  gewesen.  Waren  nur  Vatergeschwister  vorhanden, 
so  kam  das  Gut  nach  Fallrecht  diesen  zu,  während  dann  Niemand  da  war, 
der  nach  Stammrecht  auf  das  Gut  hätte  Anspruch  erheben  können. 

935.  Damit  ergibt  sich  nun  aber  die  schon  S  584  im  allgemeinen  er- 
örterte Frage,  wie  in  solchen  Coutumes,  welche  sich  in  erster  Reihe  an  das 
Stammrecht  halten,  sich  die  Folge  der  nicht  zum  Stamme  gehören- 
den Erben  gestaltete,  wenn  für  ein  Gut  ein  früherer  Miterbe  oder  Nach- 
komme desselben  nicht  vorhanden  war.  An  und  für  sich  stand  dann  einer 
Berücksichtigung  des  Fallrechts  in  zweiter  Reihe  nichts  im 
Wege.  Für  ein  von  V  erworbenes  Gut  war  Vb  nicht  Miterbe  gewesen  und 
war  dann  trotz  des  nähern  Grades  durch  ASss  oder  noch  entferntere  Nach- 
kommen des  Vaters  ausgeschlossen.  Fehlten  aber  solche ,  so  konnte  dann 
in  zweiter  Reihe  das  Fallrecht  berücksichtigt  und  das  Gut  dem  VS  als 
nächsten  Verwandten  der  Vaterseite  unter  Ausschluss  des  gradnäheren  Ute- 
rinus  Mh  zugesprochen  werden. 

Dem  gegenüber  pflegt  nun  als  normale  Gestaltung  der  Coutumes  sou- 
cheres Ausschluss  des  Fallrechts  beim  Fehlen  von  Nachkom- 
men des  Erwerbers  angenommen  zu  werden,  so  dass  dann  einfach, 
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wie  beim  Gewinngute,  die  Nähe  des  Grades  zum  Erblasser  entscheidet. 
Diese  Gestaltung  finden  wir  allerdings  in  einigen  Coutumes  aufs  bestimm- 
teste ausgesprochen.  So  in  der  vonMantes  S  166.  167,  und  ganz  ähnlich 
in  der  von  Dourdan  S  116  ff.,  Cout.  gen.  3,  130.  194:  Et  quant  aux  he~ 
ritages  propres y  les  heriiiers ,  qui  soni  de  festoc  et  branchage  dont  lesdits 
heritages  sont  procede^,  y  succederont.  Et  s'entendent  lesdits  heritiers  estre 
de  Vestoc  et  branchage  dont  sont  procede^  lesdits  heritages,  quandiceux  he- 
ritiers sont  descendus  de  celuy  par  qui  lesdits  heritages  ont  este  premierc- 
ment  acquis ;  ausquels  ils  succederont  encores  qu'ils  ne  soient  les  plus  pro- 
chains  parens  dudit  defunt ;  autremcnt  non,  Comme  si  ledit  defunct  esioit 
decedc  Sans  hoirSy  delaisse^freres  ou  soeurs  uterins  et  un  oncle  paterneL 
Car  ledit  oncle  ne  succcdera  es  biens  acquis  par  sonfeufrere,  qui  auroient 
fait  souche  en  la  per  sonne  d"  iceluy  defunct y  ains  lesdits  uterins  seuls  succe- 
deront Mais  si  lesdits  heritages  avoient  estd  acquis  par  Vayeul  paternel 
dudit  defunct y  audit  cas  ledit  oncle  succederoit  seul  ä  iceux  et  non  lesdits 
uterins.  Die  Uebereinstimmung  mit  fortgesetztem  Fallrechte  ergibt  sich  aller- 
dings bestimmt;  aber  nur  bis  zum  ersten  Erwerber.  Wäre  dieser  etwa  schon 
VFVl^ gewesen,  so  würden  auch  noch  durch  WVb  und  dessen  Nach- 
kommen nicht  blos  die  Mutterseite,  sondern  das  andere  Viertel  und  die  an- 
deren drei  Achtel  der  Vaterseite  ausgeschlossen  gewesen  sein.  Ebenso  be- 
stimmt ergibt  sich  aber  die  völlige  Nichtbeachtung  des  Fallrechts,  wenn 
kein  Nachkomme  des  ersten  Erwerbers  da  ist,  da  schon  das  vom  Vater  Er- 
worbene beim  Fehlen  gleichvatriger  Geschwister  nicht  an  den  Vatersbruder 
als  nächsten  Freund  der  Vaterseite,  sondern  an  nur  gleichmutirige  Ge- 
schwister als  die  überhaupt  dem  Grade  nach  Nächsten  fallen  soll. 

Dass  aber  in  solchem  Falle  nicht  blos  die  nächsten  Seitenverwandten 
berufen  waren,  sondern  nach  dem  §  604  Bemerkten  ganz  folgerichtig  auch 
die  Vorfahren,  wie  beim  Gewinnland,  ergibt  die  Coutume  von  Lorris- 
Montargis  von  1531  eh.  15  S  3,  Cout.  ge'n.  3,  849;  ed.  Tardif  S  257: 
En  succession  de  tigne  collaterale,  les  heritages  du  trepassS  appartiennent 
ä  ses  plus  prochains  parens ,  estans  de  la  souche  et  ligne  dont  procedent  les- 
dits heritages  et  ausquels  sont  propres  et  retrayables,  et  en  forcloent  lesau- 
tr es  parens  d'  autre  ligne  plus  prochains ;  et  si  lesdits  heritages  n  avoient 
faici  souche  au  degrd  de  la  per  sonne  qui  veut  succeder,  ne  sont  dicts  pro- 
pres et  y  succedent  les  plus  prochains  en  degre.  Und  zwar  folgen  nach  S  7 
in  diesem  Falle  unter  Ausnahme  von  der  Regel  des  Nichtsteigens :  les  plus 
prochains y  soient  ascendans  ou  coli ater aux ;  wie  denn  auch  §  10  die  Gleich- 
behandlung mit  den  steigenden  Theilen  des  Nachlasses  betont  ist:  En  suc- 
cession quant  aux  meubles  et  conquests  immeubles  y  qui  sont  d'  une  mesme 
qualitSy  le  plus  prochain  forclost  tous  les  atitres;  et  pareillemeni  ds  autres 
heritages  dont  ny  a  parens  ausquels  puissent  estre  dicts  propres.  Auch  das 
ererbte  Land  wird  also  beim  Fehlen  von  Nachkommen  des  Erwerbers  über- 
haupt nicht  als  Erbland,  als  Propre,  sondern  als  Gewinngut  betrachtet  und 
gleich  diesem  vererbt. 
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936]  Bei  der  Lehnsfolge  findet  sich  dieselbe  Gestaltung  auch  wohl 
ausserhalb  des  westfränkischen  Gebiets.  In  den  Costumen  des  Lehnhofes 
von  Mecheln,  Christyn  1079,  heisst  es  3  S  14,  dass  die  aus  der  Seite  ver- 
sterbenden Lehen :  volghen  den  struyck  oft  sironck,  van  daer  die  ghecomen 
sijn,  so  dass  bei  Lehngütern :  die  by  eenen  ghemeynen  vader  ofl  grooivader 
sijn  vercreghen  geweest^  der  nähere  Erbe  anderer  Seite  ausgeschlossen  ist. 
Anders  nach  §  15  bei  Lehngütern:  die  noyni gheweest  en  sijn  in  den  boe- 
setn  van  den  ghemeynen  struyck ;  bei  solchen  schliesst  immer  der  nähere 
Erbe  den  entfernteren  aus :  sonder  distinctie,  van  wai  sijde  hy  den  overle- 
denc  is  nader  verstände.  Da  man  auch  da  sichtlich  nicht  etwa  nur  Gewinn- 
gut des  Erblassers  selbst  im  Auge  hat,  ist  damit  das  eventuelle  einfache  Fall- 
recht ausgeschlossen. 

Das  Vorkommen  dieser  Gestaltung  scheint  nun  allerdings  sehr  gegen 
unsere  Annahme  zu  sprechen,  dass  wir  für  das  westfränkische  Recht  überaU 
einfaches  Fallrecht  als  Ausgang  anzunehmen  haben.  Denn  wenn  es  auch 
nicht  an  Erklärungen  dafür  fehlen  würde ,  wie  nachträglich  in  ein  Recht 
mit  einfachem  Fallrecht  die  Vorfolge  der  Nachkommen  des  Erwerbers  Ein- 
gang finden  konnte,  so  wäre  dann  doch  zu  erwarten,  wie  schon  S  583  an- 
gedeutet, dass  wenigstens  dann,  wenn  solche  nicht  vorhanden  waren,  das 
einfache  Fallrecht  in  Geltung  blieb;  während,  wenn  dann  einfach  nach  der 
Nähe  des  Grades  vererbt  werden  sollte,  das  darauf  schliessen  lassen  mUsste, 
dass  solchen  Rechten  das  Fallrecht  von  jeher  unbekannt  war. 

936.  So  bestimmt  nun  aber  auch  das  Stammrecht  unter  Nichtberück- 
sichtigung des  Fallrechts  in  den  angeführten  Coutumes  ausgesprochen  ist, 
so  glaube  ich  doch,  dass  von  dieser  Gestaltung  für  Rückschlüsse  auf  ältestes 
fränkisches  Recht  im  allgemeinen  abzusehen  ist.  Dabei  möchte  ich  nicht 
gerade  grösseres  Gewicht  darauf  legen,  dass  es  sich  nur  um  eine  geringere 
Zahl  von  Coutumes  handelt.  Stehen  aber  diese  allerdings  in  scharfem  Ge- 
gensatze gegen  die  Coutumes  mit  Fallrecht,  so  scheinen  mir  eine  Reihe  von 
Haltpunkten  darauf  zu  deuten,  dass  auch  in  ihnen  früher  nur  einfaches 
Fallrecht  ausgesprochen  war,  dass  es  sich  bei  ihnen  um  eine  sich  erst  im 
sechszehnten  Jahrhunderte  bestimmter  geltend  machende  nachträgliche 
Regelung  derFolge  nach  Stamm  recht  unterBeseitigungdes 
Fallrechts  handelte. 

Dahin  rechne  ich  zunächst  die  bestimmtere  Betonung  des  Stamm- 
rechts erst  im  sechszehntenJahrhunderte.  Sehen  wir  vorläufig 
von  den  Fällen  ab,  wo  die  Folge  in  ein  Lehen  von  vornherein  nur  den 
Nachkommen  des  Erstbeliehenen  zugestanden  wurde,  halten  wir  uns  an 
die  Bestimmungen,  welche  die  Folge  in  die  Propres  im  allgemeinen,  ohne 
Scheidung  zwischen  Lehen  und  anderm  Erbguie  treffen,  so  scheinen  mir 
vor  dem  sechszehnten  Jahrhunderte  alle  bestimmteren  Zeugnisse  zu  fehlen, 
in  welchen  in  Weise  der  angeführten  Coutumes  die  Folge  nach  Stamm  recht 
unter  Nichtberücksichtigung  des  Fallrechtes  ausgesprochen  wäre.  Wäh- 
rend wir  doch  den  Gesichtspunkt  des  fortgesetzten  Fallrechts  nach  S  929 
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wenigstens  ausnahmsweise  schon  früher  in  Nachbarrechten  und  insbeson- 
dere auch  im  Livre  de  Jostice  ausgesprochen  fanden. 

Dagegen  scheint  die  Vergleichung  der  verschiedenen  für  dasselbe  Ge- 
biet bestimmten  Coutumes,  welche  vielfach  dem  Anfange  und  dann  wieder 
den  spatern  Zeiten  des  sechszehnten  Jahrhunderts  angehören,  oder  der  Cou- 
tumes  selbst  und  der  über  die  Feststellung  des  Textes  geführten  ständischen 
Verhandlungen  bestimmt  darauf  hinzuweisen,  dass  im  Wortlaute  der  be- 
züglichen Angaben  aus  dem  Anfange  des  Jahrhunderts  noch  jede  ausdrück- 
lich auf  das  Stammrecht  deutende  Wendung  fehlt,  dieselben  nach  Massgabe 
unserer  bisherigen  Erörterung  lediglich  auf  einfaches  Fallrecht  hinwiesen; 
dass  sich  dann  aber  vielfach  die  Ansicht  geltend  machte,  dieselben  seien  im 
Sinne  des  Stammrechts  zu  verstehen,  was  dann  dazu  fühne,  dass  man  später 
bei  Abfassung  der  neuern  Coutume  die  Nothwendigkeit  fühlte,  sich  in  dieser 
Richtung  bestimmter  auszusprechen,  und  in  Folge  dessen  nun  theils  die 
Abstammung  vom  ersten  Erwerber  ausdrücklich  gefordert,  theils  ebenso 
ausdrücklich  als  nicht  erforderlich  bezeichnet  wird. 

Einen  besonders  beachtenswerthen  Beleg  für  solchen  Uebergang 
vom  einfachen  Fallrecht  zum  Stammrecht  ergeben  die  beiden 
Coutumes  derBailliage  Melun  von  1506  und  1560.  Die  ältere  gehört  in- 
sofern zu  den  schweigenden,  als  in  der  Haupistelle  über  die  Folge  der  Pro- 
pres S  109  einfach  gesagt  ist,  dass  sie  an  6\^  parens  collatereaux  fallen. 
Aber  eine  Reihe  anderer  Angaben  ergeben  jedenfalls  Einhaltung  einfachen 
Fallrechts  bei  Propres  jeder  Art:  soyeni  enfief,  en  censive  oufranc  aloy, 
wie  S  98  ausdrücklich  betont  ist.  So  wenn  nach  S  99  Halbgeschwistcr  nur 
in  die  Propres  ihres Cote'  folgen;  wenn  dasDouaire,  welches  der  kinderlose 
Erblasser  nach  seiner  Mutter  genommen,  nach  §  1 1 1  nur  an  die  Vaterge- 
schwister fallen  soll,  weil  das  Gut  von  der  Vaterseite,  vergl.  %  820,  ge- 
kommen ist.  Ganz  ebenso  beim  Naherrecht;  derRetrait  steht  nach  S  28.  34 
nur  dem  Angehörigen  des  Cote  oder  Cöte  et  ligne  zu,  woher  das  Gut  ge- 
kommen. Nirgends  aber  findet  sich  die  geringste  Andeutung,  dass  der  Her- 
kunft des  Guts  über  die  Eltern  hinaus  nachgegangen  werden  soll. 

Aber  nicht  das  allein.  Nach  §  57  ist  die  Forderung  der  Abstammung 
vom  ersten  Erwerber  aufs  bestimmteste  ausgeschlossen.  Verkauft  ein  Kind 
Gut,  welches  Acquet  seiner  beiden  Eltern  war  und:  le  cousin  germain  ou 
autre  lignagier  veuli  retraire  ledit  heritage,  il  ne  peiili  retraire  que  la  ntoy- 
US  qui  est  du  cosU  dont  il  est  lignagier ;  denn  wenn  das  Kind ,  ohne  das 
Gut  verkauft  zu  haben,  gestorben  wäre,  so  würde  nur  die  Hälfte  an  die 
Vaterseite,  die  andere  an  die  Mutterseite  gefallen  sein.  Wie  da  einerseits  das 
einfache  Fallrecht  aufs  bestimmteste  ausgesprochen  ist,  so  andererseits  das 
Recht  jedes  nächsten  Angehörigen  der  Seite,  auch  wenn  er  nicht  vom  Er- 
werber abstammte.  Denn  nach  den  Coutumes  soucheres  hittte  dem  Cousin 
germain  an  Gut,  welches  erst  die  Eltern  des  Erblassers  erworben ,  weder 
Vorfolgerecht,  noch  Naherrecht  zugestanden.  Und  bezüglich  keiner  dieser 
Angaben  wurde  beim  Proces  verbal,  Cout.  ge'n.  3,  427  ff.,  eine  Einsprache 
erhoben  oder  auch  nur  ein  Zweifel  angeregt. 
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936]  Dagegen  erscheint  nun  die  Coutume  von  1 560  als  souchere.  Nach 
S  264  fallen  die  Propres  an  die  Nächsten:  de  Vesioc^  costi  et  ligne ,  doni 
procedent  lesdits  heriiages ,  auch  wenn  sie  nicht  überhaupt  die  nächsten 
Verwandten  des  Erblassers  sind.  So  weit  ist  das  noch  mit  einfachem  Fall- 
recht vereinbar,  da  ja  auch  die  ZufUgung  des  in  sehr  verschiedener  Bedeu- 
tung verwandten  Ausdruckes  Estoc  dasselbe  an  und  für  sich  nicht  noth- 
wendig  ausschliesst.  Dann  aber  ist  die  massgebende  Erläuterung  zugefügt : 
ei  s' eniendent  lesdits  heritiers  estre  de  V estoc  et  ligne ,  dont  soni  procede^ 
lesdits  heriiageSy  quand  iceux  heritiers  sont  descendus  de  celuy^  auquel  les- 
dits heritages  avoient  appartenu ;  auirement  non.  Und  ganz  entsprechend 
heisst  es  $  137  bezüglich  des  Näher  rechts  in  bestimmtester  Abweichung 
von  S  57  der  Altern  Coutume,  dass  das  Gewinngut  der  EQtern  bei  Verkauf 
durch  ein  Kind  von  Geschwistern  und  andern  Nachkommen  desselben  El- 
terntheils retrahirt  werden  kann :  et  non  par  les  oncles,  tanieSy  cousins  ger- 
mains  et  autres  collateraux,  qui  ne  sont  descendus  des  acquereurs,  encores 
quils  soyent  leurs  parens  et  lignagers. 

Nun  würde  der  Vergleich  mit  der  altern  Coutume  an  und  für  sich  ge- 
nügend ergeben,  dass  da  erst  zwischen  1 506  und  1 560  das  Stammrecht 
unter  Beseitigung  des  einfachen  Fallrechts  zur  Geltung  gelangt  sein  kann. 
Aber  wir  ersehen  überdies  bestimmt  aus  dem  Proces  verbal  von  1 560,  Cout. 
ge'n.  3,  471.  475,  dass  die  Neuerung  erst  damals  nach  Gutachten  der  Stände 
eingeführt  wurde.  Der  alte  $  57  wurde  gestrichen  und  durch  den  neuen 
S  137  ersetzt.  Der  neue  S  246  trat  an  die  Stelle  des  altern  $192,  worin  es 
hiess,  dass  Gewinngut  des  Erblassers  an  dessen  nächsten  Erben  falle,  Ge- 
winngut der  Eltern  zwischen  deux  cousins  zu  hälften  sei :  et  tous  autres  he- 
ritages des  propres  desdit^  pere  et  mere  retourneront  du  costd  et  ligne  dont 
sont  yssu^»  Es  wird  dann  noch  betont,  dass  die  bestimmt  auf  den  ersten 
Besitzer  hinweisende  Erläuterung  zugefügt  sei :  pour  avoir  Heu  ä  fadvenir^ 
Sans  prejudice  du  passd  et  de  procis  pendans,  si  aucuns  en  y  a. 

Ganz  Entsprechendes  wird  aber  auch  für  die  Coutume  von  Mantes 
von  1556  anzunehmen  sein,  in  deren  S  935  mitgetheilten  Angaben  das 
Stammrecht  unter  Nichtberücksichtigung  des  Fallrechts  so  besonders  be- 
stimmt ausgesprochen  ist.  In  der  altern ,  wohl  in  den  frühern  Zeiten  des 
Jahrhunderts  entstandenen  Coutume  ist  bezüglich  des  Retrait  2  S  2  ledig- 
lich betont,  dass  der  Retrahirende  du  costd  et  ligne  oder  auch  nur  de  la 
ligne,  dont  meut  Vhdriiage,  sein  müsse ,  so  dass  da  nichts  bestimmter  auf 
Stammrecht  hindeutet.  Bezüglich  der  Erbenfolge  aber  ist  nichts  Einschlä- 
giges gesagt,  als  1 7  S  2,  dass  die  Propres  nicht  auf  Eltern  steigen,  sondern 
an  die  Geschwister  fallen.  Dass  sie,  wenn  Vollgeschwister  fehlen,  nach  Fall- 
recht  vererben ,  scheint  hier ,  wie  in  andern  schweigenden  Coutumes  als 
selbstverständlich  vorausgesetzt. 

Anders  in  der  neuern  Coutume  von  1556.  Bezüglich  des  Retrait  be- 
schränkt sich  die  Aenderung  §72  darauf,  dass  zweifellos  absichtlich,  wie 
zu  Melun,  das  einfache  costS  et  ligne  durch  estoc,  costä  et  ligne  ersetzt  ist. 
Dann  aber  findet  sich,  wie  angegeben,  S  166.  167  für  die  Erbenfolge  das 
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Massgeben  der  Souche  besonders  bestimmt  ausgesprochen.  Das  aber  war 
auch  hier  nicht  etwa  schon  früher  feststehendes  Recht,  das  nur  bisher  nicht 
bestimmt  ausgesprochen  war,  sondern  Neuerung.  Denn  im  Proces  verbal, 
Cout.  gen.  3,  205,  heisst  es  ausdrücklich,  dass  die  bezügliche  Bestimmung : 
a  esU  ordonni par  Vadvis  desdits  estais,  quils  auront  Heu  pour  V  advenir, 
Sans  prejudice  du  passd. 

Es  geben  dann  weiter  die  Verhandlungen  über  die  Coutume  der  ßail- 
Hage  fitampes  von  1556,  Cout. gen.  3,  1 17,  einen  sehr  beachtenswerthen 
Beleg  dafür,  wie  man  gerade  zur  Zeit  der  neuen  Redaction  vieler  Cou- 
tumes  die  dem  Wortlaut  nach  nur  auf  einfaches  Fallrecht  bezüglichen  An- 
gaben auf  Stammrecht  zu  beziehen  suchte.  Wir  führten  S  925  den  S  120 
der  Coutume  an,  in  dem  lediglich  gesagt  ist,  dass  die  väterlichen  Güter  an 
die  Vaterfreunde,  die  mütterlichen  an  die  Mutterseite  fallen  sollen.  Bei  der 
Verhandlung  machte  sich  nun  aber  eine  Verschiedenheit  der  Meinungen 
geltend  über  das,  was  unter  biens  paternels  et  maiernels  zu  verstehen  sei : 
a  sgavoir,  si  par  cy-devani  les  biens  auroieni  estd  repute:^^  paternels  ou  ma- 
temelSy  quand  ils  estoient  procede^  de  souche  ou  branchage  commun,  cest- 
d-dire  du  parent  commun^  (f  ou  sont  descendus  lesdits  defunct  et  lignager  ; 
ou  bien  si  pour  estre  repute^  paternels  ou  maternels  il  suffit  estre  parent 
du  costd  et  ligne  de  celuy  qui  a  acquis  lesdits  biens ,  ores  que  ledit  parent 
ne  soit  descendu  de  luy.  Es  wird  das  dann  an  dem  üblichen  Beispiele  dahin 
erläuten,  dass  es  sich  danach  frage,  ob  ein  erst  vom  Vater  erworbenes  Gut 
an  den  Vaterbruder  als  Verwandten  des  Erwerbers,  oder  an  mütterliche 
Halbgeschwister  als  nächste  Verwandte  des  Erblassers  zu  fallen  habe.  Da 
man  sich  nicht  einigen  konnte  und  da  noch  mehrere  bezügliche  Processe 
anhängig  waren,  denen  man  durch  eine  Entscheidung  nicht  vorgreifen 
wollte,  beschloss  man ,  sich  an  das  Parlament  um  eine  Interpretation  der 
Worte  Paterna  und  Materna  zu  wenden.  Der  Fall  zeigt  deutlich,  wie  wenig 
man  sich  noch  durch  den  einfach  auf  die  Herkunft  von  Vater  oder  Mutter 
hinweisenden  Wortlaut  bestimmen  liess.  Denn  auch  die  Gegner  des  Stamm- 
rechts scheinen  nicht  einfaches,  sondern  fortgesetztes  Fallrecht  geltend  zu 
machen,  wenn  auch  sie  Verwandtschaft  mit  dem  Erwerber  verlangen. 

Dass  die  Ansicht ,  es  genüge  nicht  blos  die  Zugehörigkeit  zur  Seite, 
sondern  es  müsse  Abstammung  vom  Erwerber  hinzukommen,  eine  damals 
vielfach  geltend  gemachte  gewesen  sein  muss,  ergeben  dann  auch  manche 
Coutumes,  in  welchen  nur  auf  die  Seite  oder  auf  Seite  und  Linie  hinge- 
wiesen, dann  aber,  vgl.  S  926,  ausdrücklich  zugefügt  ist,  dass  Abstammung 
vom  Erwerber  nicht  erforderlich  sei.  Dieser  ausdrückliche  Aus- 
schluss des  Stammrechts  wäre  ganz  überflüssig  gewesen,  wenn  nicht 
behauptet  worden  wäre,  dass  auch  da ,  wo  einfach  von  der  Vaterseite  und 
Mutterseite  die  Rede,  dennoch  auf  den  Erwerber  zurückzugehen  sei.  Und 
es  ergibt  sich  denn  auch  hier  wohl  bestimmter,  dass  bis  dahin  die  Angabe 
der  Coutume  nicht  einheitlich  aufgefasst  war.  Nach  dem  Proces  verbal  zur 
neuern  Coutume  von  Paris  von  1580,  Cout.  ge'n.  3,  80.  84,  sind  die  Be- 
stimmungen S  141.  329,  wonach  weder  beim  Erbrecht,  noch  beim  Näher- 
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936]  recht  Abstammung  vom  Erwerber  nöthig  sein  soll,  damals  neu  zuge- 
fügt, aber:/ö«r  avoir  Heu  ä  V  advenir  ei  sans  prdjudice  du  passe  et  procc{ 
pendans. 

937.  Ein  Fingerzeig  zur  Beantwortung  der  Frage,  wie  sich  eine  solche 
Annahme  entwickeln  konnte,  dürfte  nun  darin  geboten  sein,  dass  wir  mehr- 
fach in  derselben  Coutume  Massgeben  des  Stammrechts  nur  für  das 
Näherrecht  neben  Vererbung  nach  einfachem  Fall  recht  fin- 
den. Dann  ist,  da  sich  das  umgekehrte  Verhältniss  nirgends  findet,  auch 
der  Schluss  kaum  abzuweisen,  dass  Ausgang  des  Stammrechts  vom 
Näherrechte  anzunehmen  sein  wird,  so  dass  sich  die  Beachtung  der 
Souche  dann  erst  nachträglich  mehrfach  auf  die  Erbenfolge  ausgedehnt  hat. 
Dieser  Schluss  wird  dadurch  unterstützt,  dass  die  bezüglichen  Belege  für 
den  Retrait  wohl  weiter  zurückzuführen. 

In  der  Coutume  des  Nivernais  von  1534  ist  26  S  13  auf  den  be- 
tonten Unterschied  ausdrücklich  hingewiesen :  Immeubles  sont  repuies  he- 
riiageSy  qui  aviennent  par  succession  de  pareni,  pos^  que  le  deßini  i'aii  ac- 
quis;  ei  suivent  l'etre  et  cdiä  de  l'acquSreur  quant  ä  succession;  et  quant  ä 
retrait  lignager,  il  n  est  repute  de  V  eire,  s'  il  ny  a  eu  descendant  qui  yait 
succdde;  et  pour  y  venir^  est  requis  que  le  retrayant  soit  descendu  dudit 
acquereur.  Es  stimmt  damit,  wenn  wir  S  932  nach  34  S  7  für  das  Erbrecht 
lediglich  Zugehörigkeit  zur  bezüglichen  Elternseite  verlangt  fanden. 

Dem  gegenüber  wird  denn  auch  zu  beachten  sein,  dass  in  andern 
Coutumes,  in  welchen  der  Gegensatz  nicht  gerade  ausdrücklich  betont  ist, 
doch  die  Verschiedenheit  der  in  beiden  Fällen  verwandten 
Ausdrücke  deutlich  auf  denselben  hinweist.  Nach  der  Coutume  von 
Blois  von  1523  S  150  erben  die  Nächsten:  du  cosie  dont procedent  lesdits 
heritages,  während  §  i  56  darauf  nochmals  als  dtva:  paterna patemis,  ma~ 
ierna  maternis  entsprechend  zurückverwiesen  ist.  Dagegen  soll  nach  S  193 
der  Retrait  zustehen  dem :  parent  lignager  du  costd,  estoc  ei  fourchage  dont 
meut  ledii  her  Hage,  Nach  der  Coutume  von  Sens  von  i  506  S  3 1  soll,  wenn 
Jemand  Erbgut  verkauft  ä  per  sonne  etrange  du  lignage  et  branchage  du  cot/ 
et  ligne,  woher  das  Gut,  sei  es  Fief  oder  Censive,  herrührt,  der  Retrait  Je- 
dem :  du  coie  et  branchage  zustehen.  Dagegen  ist  im  Erbrecht  S  60  aus- 
schliesslich von  Seite  und  Linie  oder  auch  nur  von  der  Seite  allein  die 
Rede.  Entsprechend  in  der  Coutume  von  Auxerre  von  1507  S  39  ver- 
glichen mit  S  64  ff. 

Sehr  bestimmt  macht  sich  dann  der  Unterschied  insbesondere  in  der 
Coutume  von  Orleans  von  1509  geltend.  In  dem  schon  S  925  ange- 
führten S  251  ist  für  die  Erbenfolge  lediglich  auf  die  beiden  Elternseiten 
hingewiesen;  und  in  der  neuern  Coutume  von  1583  S315  ist  überdies  aus- 
drücklich gesagt,  dass  Abstammung  vom  Erwerber  nicht  erforderlich  sei. 
Dagegen  wird  für  den  Retrait  schon  i  509  nicht  allein  S  276  Angehörig- 
keit zur:  ligne,  souche  ei forchaige  verlangt,  sondern  es  ist  S  278  ausdrück- 
lich auf  das  Massgeben  des  Acquereur  hingewiesen,  indem  gesagt  ist,  dass 
bei  Verkauf  von  Acquet  der  Eltern  der  Retrait  wohl  den  Geschwistern  und 
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deren  Kindern  zustehe,  nicht  aber  Oheimen  und  Vettern,  da  das  Gut  nicht: 
de  leur  estoc,  souche  et  ligne  gekommen. 

Diese  ßestimmungen  über  den  Retract  gehen  zweifellos  schon  auf  die 
alteCoutume  vonLorris,  vgl.  S  835,  zurUck,  da  sie  sich  wesentlich  über- 
einstimmend auch  in  der  Coutume  von  Montargis  von  1531  eh.  16  S  x.  2 
finden.  Um  so  auffallender  ist  es,  dass  wir  in  dieser  1 5  S  3  nach  der  schon 
S  935  mitgetheilten  Stelle  auch  für  die  Erbenfolge  das  Stammrecht  aufs  be- 
stimmteste ausgesprochen  finden.  Innere  Gründe  würden  durchaus  darauf 
hinweisen,  dass  sich  in  der  Redaaion  von  1509  die  altere  Gestaltung  der 
Coutume  von  Lorris  erhalten  hat,  dass  nach  dieser  das  Stammrecht  nur  erst 
beim  Retract  anerkannt  war  und  dass  es  sich  von  da  aus  auf  die  Erbenfolge 
ausdehnte.  Dazu  würde  durchaus  stimmen,  dass  1531  ausdrücklich  beider 
P'olge  auf  den  Retract  hingewiesen  ist,  da  die  Erbgüter  auf  die  vererben 
soUen,  für  welche  sie  sind :  propres  et  retrayables.  Ich  weiss  dem  nicht  be- 
stimmter nachzugehen,  da  mir  die  Redaction  der  Coutume  von  Lorris- 
Montargis  von  1494,  vgl.  Tardif  Cout.  de  Lorris  vi  ff.,  nicht  zugänglich 
war.  Würde  da  der  Wortlaut  bereits  dem  von  1531  entsprechen,  so  würde 
damit  allerdings  ein  besonders  früher  Beleg  für  das  Massgeben  des  Stamm - 
rechts  auch  für  die  Erbenfolge  vorliegen,  da  die  sonst  erwähnten  nicht  mit 
Sicherheit  über  die  Mitte  des  sechszehnten  Jahrhundens  zurückführen.  Aber 
auch  das  würde  meines  Erachtens  nicht  ausschliessen,  dass  sich  in  der  Re- 
daction von  1509,  welche  unabhängig  von  der  von  1494  entstand,  die  Ge- 
staltung der  ältesten  Coutume  von  Lorris  erhalten  habe. 

Jedenfalls  ergeben  die  angeführten  Belege,  dass  das  Stammrecht  für 
das  Näherrecht  schon  um  den  Beginn  des  sechszehnten  Jahrhunderts  in 
solchen  Coutumes  anerkannt  war,  welche  für  die  Erbenfolge  noch  einfaches 
Fallrecht  bestimmen ;  dass,  abgesehen  von  der  von  Montargis,  die  Angaben 
der  Coutumes,  nach  welchen  es  für  beide  Verhältnisse  massgebend  sein 
soll,  erst  der  zweiten  Hälfte  des  Jahrhunderts  angehören  und  überdies  viel- 
fach als  neu  eingeführt  bestimmt  zu  erweisen  sind ;  dass  damit  eine  Ent- 
wicklung doch  kaum  bezweifelt  werden  kann ,  wonach  die  Beachtung  der 
Souche  sich  anfänglich  auf  das  Näherrecht  beschränkte ,  dann  erst  auf  die 
Erbenfolge  ausgedehnt  wurde. 

938.  Fragen  wir  nun  von  dem  bisherigen  Ergebnisse  ausgehend  nach 
der  Veranlassung  des  Uebergangs  zum  Stammrechte,  so  ist 
allerdings  oft  die  Annahme  lehnrechtlichen  Ursprungs  ausge- 
sprochen. Diese  ist  freilich  eine  überaus  naheliegende.  In  den  verschie- 
densten Lehnrechten,  so  im  lombardischen,  so  im  englisch-normannischen, 
vgl.  Brunner  Angionorm.  Erbf.  37  ff.,  erscheint  das  Recht  zur  Erbfolge  in 
Lehen  durch  die  Abstammung  vom  ersten  Erwerber  bedingt.  Auch  in 
Hennegau  ist  das  in  der  Karte  von  1200,  Cout.  de  Hainaut  i,  4,  für  alle 
Lehen  ausgesprochen.  Das  ergibt  sich  auch  in  Frankreich  noch  später  für 
manche  Einzellehen.  Haben  wir  für  Lehen  auf  den  Begriff  des  Schenkguts 
zurückzugehen,  so  fanden  wir  wohl  noch  spät,  vgl.  S  750,  ausgesprochen, 
dass  auch  das,  was  dem  Beschenkten  und  seinen  Erben  gegeben  war,  beim 
P  ic  k  e  r ,  Untenochnngeii.  IIL  33 
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938]  Aussterben  der  Nachkommenschaft  des  Beschenkten  an  den  Schenker 
oder  dessen  Erben  zurückfalle. 

Dafür  aber,  dass  das  später  nicht  als  für  jedes  Lehen  an  und  für  sich 
giliig  betrachtet  wurde,  spricht  schon  der  Umstand ,  dass  da,  wo  Erbrecht 
nur  den  Nachkommen  des  Erwerbers  zustehen  sollte,  das  bei  Neuverlei- 
hungen ausdrücklich  ausgesprochen  wurde.  So  bediente  sich  der  König 
häufig  der  Wendung,  dass  das  Verliehene  zustehen  solle:'  sibi  et  heredibus 
suis  de  uxore  desponsata  oder  ex  uxore  legitima;  in  den  Olim  finden  sich 
eine  Reihe  von  darauf  bezüglichen  Urtheilen.  In  den  Etablissements  de 
S.  Louis  wird  1  eh.  117  betont,  dass,  wenn  etwas  verliehen  sei:  ä  lui  et  ä 
son  oir  quil  avroit  de  safame  espousee,  die  Wittwe  daran  kein  Douaire 
beanspruchen  könne.  Nun  lässt  doch  die  Betonung  der  besondern  Formel 
schon  schliessen,  dass  man  die  Beschränkung  auf  Nachkommen  nicht  als 
selbstverständlich  betrachtete.  So  meint  denn  auch  Philipp  von  Navarra 
eh.  66^  Ass.  de  Jerus.  ed.  Beugnot  1,  537,  wenn  ein  Lehen  gegeben  ist:  d 
iin  komme  et  ä  ses  heirSy  so  komme  es  nur  an  diejenigen :  qui  soni  descendu 
de  li  qui  est  la  souche ;  solche  Lehen  aber:  qui  sont  ä  tous  heirs  et  non  pas 
cspeciaument  as  heirs  de  moller ^  könnten  vererben :  ä  to^^  ceaus  qui  sont 
heirs  de  ses  biens,  soit  frere  ou  soeur  ou  parent,  ja  ne  soit  il  descendu  de 
la  souche  dou  conqueror,  mais  quil  soit  de  cele  part  dont  lefiä  muet. 

Wenn  es  aber  in  Frankreich  auch  später  immer  Einzellehen  gab,  auf 
welche  nach  dem  Wortlaut  der  Verleihung  nur  die  Nachkommen  des  Er- 
werbers Erbrecht  hatten,  so  ist  das  jedenfalls  für  die  gemeine  lehnrechtliche 
Folge  nicht  massgebend  gewesen.  Hat  das  Erbrecht  in  Lehen  sich  zweifel- 
los schrittweise  entwickelt,  so  blieben  immer  gewisse,  mit  dem  Zwecke  des 
Lehens  in  näherm  Zusammenhange  stehende  Abweichungen  der  Folge, 
wie  Ersigeburtsrecht  und  Zurücksetzung  der  Weiber.  Wo  aber  dergleichen 
nicht  eingriff,  da  hat  sich,  wie  schon  S  788  betont,  die  lehnrechtliche  Folge 
durchaus  der  landrechtlichen  angepasst.  Insbesondere  bezüglich  alles  dessen, 
was  das  Recht  der  Seiten  auf  das  von  ihr  herrührende  Gut  betrifft.  Für 
alles,  was  damit  zusammenhängt,  fällt  lediglich  der  Unterschied  zwischen 
den  an  die  Seite  fallenden  Propres  oder  Heritages  einerseits,  den  nach  Linie 
und  Grad  vererbenden  Acquets  und  Meubles  andererseits  ins  Gewicht.  Ob 
die  He'ritages  Lehngut,  Zinsgut  oder  Allod  waren,  wird  nicht  beachtet,  zu- 
weilen die  Gleichbehandlung  aller  Arten  von  He'ritages  ausdrücklich  be- 
tont; vgl.  etwa  S  936.  Es  wird  weder  in  denCoutumes  mit  einfachem  Fall- 
recht  eine  Ausnahme  bezüglich  der  Leben  erwähnt,  vgl.  S  Q2i,  noch  etwa 
umgekehrt  in  denCoutumes  soucheres  gesagt,  dass  nur  für  Lehen  Abstam- 
mung vom  Erwerber  nothwendig  sei.  Auch  da  nicht,  wo  wir  Erbrecht  und 
Näherrecht  verschieden  behandelt  finden.  Auch  der  Retrait  trifft  schlecht- 
weg alle  He'ritages,  das  nichtlehnbare  Gut  ebenso,  wie  das  lehnbare.  Und 
es  wird  doch  zu  beachten  sein,  dass  die  Coutumes  soucheres  keineswegs, 
wie  manche  Lehnrechie,  den  Nachkommen  des  Erwerbers  ein  ausschliess- 
liches Erbrecht  zusprechen,  sondern  lediglich  ein  Vorfolgerecht,  welches 
das  eventuelle  Erbrecht  aller  andern  Blutsfreunde  in  keiner  Weise  aus- 
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schliesst.  Es  scheint  mir  da  jeder  Haltpunkt  zu  fehlen,  wonach  die  Beach- 
tung der  Souche  im  allgemeinen  auf  lehnrechtliche  Folge  zurückzuführen 
wäre. 

Es  dürfte  aber  weiter  zu  beachten  sein,  dass  sich  zweifellos  wenigstens 
ein  Ansatz  zumStammrechte  im  altern  fränkischen  Recht  be- 
reits vorfand,  so  dass,  wenn  wir  überhaupt  Grund  hätten,  für  die  Beach- 
tung der  Souche  schon  an  älteres  Recht  anzuknüpfen,  sich  dieselbe  auch 
ohne  jedes  Eingreifen  lehnrechtlicher  Gesichtspunkte  leicht  erklären  lassen 
würde.  Denn  in  dem  zweifellos  im  fränkischen  Rechte  schon  früh  beach- 
teten Unterschiede  von  Gewinngut  und  Erbgut,  vgl.  S  91 1,  war  für  jedes 
Gut,  mochte  es  Leihgut  oder  Freieigen  sein,  eine  Anknüpfung  geboten, 
welche  die  Beachtung  der  Souche  hätte  als  billig  erscheinen  lassen  können. 

Gut,  welches  der  Erblasser  selbst  erst  erworben,  wie  solches,  das  er 
bereits  ererbt  hatte,  kamen  in  erster  Reihe  nur  an  seine  Nachkommen. 
Wenn  man  nun,  wenn  solche  fehlten,  das  vom  Vater  ererbte  Gut  nur  an 
gleichvatrige  Geschwister,  das  vom  Erblasser  selbst  erworbene  Gut  aber  an 
den  nächsten  Verwandten,  an  die  Mutter  oder  an  Geschwister  beider  Seiten 
fallen  Hess,  so  war  der  massgebende  Gesichtspunkt  zweifellos  die  Rück- 
sicht aufdie  frühern  Miterben,  die  Beachtung  des  Umstandes,  dass 
für  jenes  die  gleichvatrigen  Geschwister  einst  Miterben  gewesen  waren, 
dass  sie  dasselbe ,  wenn  der  Verstorbene  nicht  vorhanden  gewesen  wäre, 
gleichfalls  geerbt  haben  würden,  während  das  für  das  erst  von  ihm  erwor- 
bene Gut  nicht  zutraf,  für  das  man  demnach  lediglich  die  persönliche  Ver- 
bindung mit  dem  Erblasser,  die  Gradnähe,  ins  Auge  fassen  konnte. 

Es  hätte  nun  immerhin,  wie  schon  S  604  betont,  nahe  liegen  können, 
denselben  Gesichtspunkt  folgerichtig  weiter  zurückzuverfolgen.  Was  der 
Erblasser  vom  Vater  ererbt  hatte,  konnte  Gewinngut  des  Vaters  oder  schon 
von  diesem  vom  Vatervater  ererbt  sein.  Während  nun  jedenfalls  für  Ge- 
winngut des  Erblassers  selbst,  wie  für  das  schon  durch  den  Vater  ererbte 
Gut  der  Vaierbruder  und  der  Neffe  nach  der  Nähe  des  Grades  gleichge- 
stellte Erben  waren,  konnte  man  beachten,  dass  das  Gewinngut  des  Vaters 
beim  Nichtvorhandensein  des  Erblassers  nur  auf  dessen  gleichvatrige  Ge- 
schwister und  durch  diese  auf  die  Neffen  gefallen  sein  würde;  es  hätte  nahe 
gelegen,  diesen  als  Nachkommen  des  erwerbenden  Vaters  für  dessen  Ge- 
winngut ein  Vorfolgerecht  unter  Ausschluss  der  Vatergeschwister  zuzu- 
sprechen. Und  da  alles  Erbland  schliesslich  Gewinngut  irgendwelcher  Vor- 
fahren des  Erblassers  gewesen  sein  musste,  so  hätte  sich  folgerichtig  darauf- 
hin der  allgemeine  Satz  entwickeln  sollen,  dass  allem  Gqt  bis  auf  den  Er- 
werber oder  doch  ersten  nachweisbaren  Besitzer  nachzugehen  und  dasselbe 
nur  Nachkommen  des  ersten  Erwerbers  als  früheren  Miterben,  beziehungs- 
weise Nachkommen  solcher,  zuzusprechen  sei. 

Wäre  damit  auch  ganz  abgesehen  von  den  besonderen  Verhältnissen 
des  Leihguts  ein  für  jedes  Gut  giltiger  Gesichtspunkt  gegeben  gewesen,  der 
die  Beachtung  der  Souche  hätte  billig  erscheinen  lassen  können,  so  ist  der- 
selbe doch  sichtlich  für  das  westfränkische  Reclit  im  allgemeinen  nicht  mass- 
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938]  gebend  geworden.  Zu  den  mehrfachen  Unfolgerichtigkeiten,  welche 
die  Gesammtfolge  desselben  ergibt,  gehört  auch  die  Beachtung  desEr- 
werbers nurbeim  GewinngutedesErblassers  selbst ,  während 
bei  der  Folge  in  das  von  einem  Vorfahren  ererbte  Gut  ganz  unberücksich- 
tigt bleibt,  ob  dasselbe  von  diesem  ererbt  oder  erworben  war.  Darauf,  dass 
diese  unfolgerichtige  Gestaltung  die  ursprünglichere  war,  deutet  schon  cüe 
grosse  Masse  derCoutumes,  welche  sowohl  beim  Erbrecht,  wie  beim  Näher- 
recht, dem  Gut  nicht  über  die  Eltern  hinaus  nachgehen,  lediglich  fragen, 
ob  dasselbe  vom  Vater  oder  der  Mutter  an  den  Erblasser  gekommen  ist, 
während  nur  in  wenigen  Coutumes  das  Weiterverfolgen  bis  zur  Souche 
bestimmt  ausgesprochen  ist.  Und  würde  das  an  und  für  sich  die  UrsprUng- 
lichkeit  der  unfolgerichtigen  Gestaltung  nicht  erweisen  müssen,  so  ist  diese 
doch  zweifellos,  nachdem  unsere  bisherige  Erörterung  bestimmt  ergab,  dass 
das  folgerichtigere  Stammrecht  erst  nachträglich  und  zunächst  nur  für  das 
Näherrecht  Platz  griff,  und  sich  dann  erst  von  da  aus  im  sechszehntea  Jahr- 
hunderte auf  das  Erbrecht  ausdehnte. 

939.  Versuchen  wir  es  nun  von  dem  damit  gebotenen  Haltpunkte  aus 
der  Entwicklung  dieser  Verhältnisse  näher  nachzugehen,  so  ergibt  sich  vor 
allem  die  Frage  nach  der  Veranlassung  des  Uebergangszum  Stamm- 
rechte beim  verwandtschaftlichen  Näherrechte,  beim  Retrait 
lignager.  Nun  Hesse  sich  daran  denken,  dieses  Näherrecht  sei  selbst  erst  ein 
Ergebniss  späterer  Rechtsentwicklung,  bei  der  sich  dann  in  manchen  Cou- 
tumes von  vornherein  jener  im  allgemeinen  nicht  beachtete  Billigkeitsge- 
sichtspunkt geltend  gemacht  habe.  Davon  glaube  ich  von  vornherein  ab- 
sehen zu  sollen.  Wie  ich  das  schon  §831  angedeutet  und  später  näher  aus- 
zuführen beabsichtige,  gibt  es  wohl  kaum  ein  anderes  Institut  des  Liegen- 
schaftsrechts, bei  welchem  die  Uebereinstimmung  fast  aller  germanischen 
Rechte  auch  in  der  besondern  Gestaltung  so  bestimmt  auf  Zurückreichen 
auf  älteste  Zeiten  deutet,  wie  das  Näherrecht. 

Sehen  wir  nicht  auf  die  eigenthümliche  Gestaltung  des  Näher- 
rechts, welche  dasselbe  in  diesem  oder  jenem  Einzelrechte  gewonnen 
haben  mag,  sondern  auf  das,  worin  da  fast  alle  germanischen  Rechte  der 
verschiedensten  Gruppen  übereinstimmen,  so  ergibt  sich  insbesondere,  dass 
das  Näherrecht  nicht  auf  die  Auffassung  zurückgeht,  dass  Jemand  über  sein 
Erbgut  nicht  ebenso  frei  verfügen  darf,  wie  über  selbst  gewonnenes  Gut. 
Er  mag  dasselbe  verschenken,  vgl.  §  833,  er  mag  es  gegen  ein  anderes  Gut 
vertauschen ,  ohne  dass  er  durch  den  Einspruch  von  Blutsfreunden  daran 
gehindert  wäre.  Er  mag  es  auch  nach  seinem  Gutdünken  verkaufen,  also 
gegen  Fahrniss  vertauschen.  Nur  hält  man  es  allgemein  für  billig,  dass  in 
solchem  Falle  das  Gut  dem  Blutsfreunde  verbleiben  solle,  wenn  dieser  bereit 
war,  dasselbe  dafür  zu  geben,  wie  ein  Fremder.  Aber  auch  daraus  ergab 
sich  keine  Beschränkung  des  Eigenthümers.  Hielt  man  es  für  billig  und 
zweckmässig,  dass  er  das  Gut  zunächst  dem  Blutsfreunde  anbiete,  so  war 
er  doch  auch  daran  nicht  gebunden.  Er  mochte  das  Gut  auch  ohnedem  an 
einen  Fremden  verkaufen,  ohne  dass  ihm  selbst  daraus  irgendwelcher  Rechts- 
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aachtheil  erwuchs.  Nur  dem  Käufer  gegenüber  sollte  dem  Blutsfreunde  das 
Recht  zustehen,  binnen  bestimmter  Zeit  gegen  Ersatz  nicht  blos  des  Kauf- 
preises, sondern  auch  der  rechtmässigen  Kosten  das  Gut  wieder  an  sich 
zu  ziehen. 

Erbrecht  und  Näherrecht  erscheinen  nun  insbesondere  auch  in  Frank- 
reich durchweg  in  so  weit  in  näherer  Verbindung,  als  sich  Beschrän- 
kung des  Näherrechts  auf  Erbberechtigte  ergibt,  als  dasselbe 
immer  nur  solchen  zusteht,  welche  eventuell  als  Erben  für  das  Gut  be- 
rufen sein  könnten,  nach  dem  Satze  Loysel  S  439 :  Qui  ne  seroH  habile  ä 
succedefy  ne  petit  ä  reirait  aspirer.  So  etwa  nach  der  Coutume  von  Anjou 
S  368:  Qui  ne  succede  ne  vient  ä  retraicU  Der  nächste  Erbe  ist  dem  ent- 
sprechend denn  auch  zunächst  zum  Näherrecht  zuzulassen ;  so  zu  Blois 
S  1 99 :  Ä  est  celuy  repuid  le  plus  prochain  audit  retraict,  qui  seroii  le  plus 
prochain  ä  succeder  audit  heritage.  Macht  aber  der  nähere  Erbe  von  seinem 
Rechte  keinen  Gebrauch,  so  steht  das  Recht  auch  allen  zu,  welche  beim 
Fehlen  eines  nähern  Erben  Erbrecht  auf  das  Gut  haben  würden.  Das  traf 
also  nach  den  Coutumes  mit  einfachem  Fallrecht  jedenfalls  alle  Angehörigen 
der  bezüglichen  Elternseite,  wie  wir  das  S.  926  wohl  ausdrücklich  ausge- 
sprochen fanden. 

Nun  wird  aber  jener  Satz  nicht  gerade  auch  umgekehrt  berechtigt  sein 
und  jedem  Näherrecht  zustehen  müssen,  der  ein  eventuelles  Erbrecht  hatte. 
Auch  wenn  das  ursprünglich  der  Fall  gewesen  sein  sollte,  könnte  es  nicht 
gerade  befremden,  wenn  sich  mit  der  Zeit  eine  engereGränze  für  das 
Näh  er  recht,  als  für  das  Erbrecht  feststellte.  Bei  letzterem  mussten  Ge- 
sichtspunkte der  Billigkeit  dafür  sprechen,  dass  dasselbe  bezüglich  des  ge- 
sammten  Nachlasses  so  weit  reichte,  als  überhaupt  noch  Rechte  und  Pflichten 
der  Blutsverwandtschaft  anerkannt  wurden.  Bezüglich  des  Gewinngutes 
undderFahrniss  war  das,  wenigstens  so  weit  der  spätere  Zustand  da 
einen  Rückschluss  gestattet,  von  jeher  der  Fall,  während  da  umgekehrt 
wenigstens  im  westfränkischen  Rechtsgebiete  ein  Näherrecht,  selbst  der 
nächsten  Blutsfreunde,  nicht  anerkannt  wurde. 

Dagegen  wiesen  wir  S  922  darauf  hin,  wie  nach  Massgabe  von  Be- 
stimmungen, welche  noch  später  vielfach  in  Geltung  waren,  für  das  Erb- 
land  ursprünglich  lediglich  ein  Erbrecht  der  Seite  anerkannt  war,  von  der 
es  herrührte.  Aber  man  hat  es  im  Laufe  der  Zeit  sichtlich  als  billig  aner- 
kannt, dass,  wenn  auch  ein  Angehöriger  der  zunächst  berechtigten  Seite 
nicht  vorhanden  war,  das  Gut  nicht  überhaupt  als  erblos  betrachtet  wurde ; 
dass  dann,  so  lange  überhaupt  noch  Blutsfreunde  des  Erblassers  vorhanden 
waren,  diesen  wenigstens  eventuell  auch  ein  Erbrecht  auf  alles  von  ihm 
hinterlassene  Gut  zustehen  soll.  Und  im  spätem  Recht  fanden  wir  das  we- 
nigstens überwiegend  anerkannt. 

Dieser  Entwicklung  aber  ist,  so  weit  ich  sehe,  im  westfränkischen 
Rechtsgebiete  das  Näherrecht  nirgends  gefolgt;  es  ergibt  sich  da  überall 
mindestens  eine  Beschränkung  desNäher  rechts  auf  das  Erbland 
der  Seite,  wobei  wir  von  der  auch  sonst  vielfach  abweichenden  Coutume 
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93A]  der  Bourgogne  absehea,  weiche  10  S  4  allerdings  eventuell  auch  der 
andern  Seite  Naherrecht  zugesteht.  Sollte  unsere  S735  ausgesprochene  Ver- 
muthung  richtig  sein,  dass  die  Erbenfolge  des  Aasdomsrechts  sich  durch 
Ausdehnung  der  westfränkischen  Folge  in  Gewinngut  und  Fahmiss  auf 
den  gesammten  Nachlass  ergeben  habe,  so  mUsste  sich  damit  das  lediglich 
auf  Erbgut  beziehende  Näherrecht  ganz  verloren  haben,  wie  das  denn  auch 
überwiegend  im  Aasdomsrechte,  vgl.  §705,  wie  im  wfilschflandrischeQ,  vgl. 
§  741,  zutraf,  während,  so  weit  ein  Näherrecht  überhaupt  anerkannt  war, 
dasselbe  den  nächsten  Blutsfreunden  ohne  alle  Rücksicht  auf  die  Seite  zu* 
stand.  Im  westfränkischen  Recht  erscheint  das  Näherrecht  auch  später  durch- 
aus auf  die  Seite  beschränkt ;  überall  finden  wir  betont,  dass  das  Näherrecht 
nur  dem  Lignager  der  Elternseite  zusteht,  von  welcher  das  Gut  herrührt. 
Nie  ist  da  in  ähnlicher  Weise ,  wie  beim  Erbrecht  gesagt,  dass,  wenn  An- 
gehörige der  Vaterseite  fehlen  oder  dieselben  von  ihrem  Rechte  keinen  Ge- 
brauch machen,  ein  vom  Vater  herrührendes  Gut  auch  von  Angehörigen 
der  Mutterseite  retrahirt  werden  könne.  Es  ist  wohl  umgekehrt  ausdrück- 
lich gesagt,  so  von  Beaumanoir  51  S  20,  dass,  wenn  Lehen  oder  Zinsgut 
an  einen  Angehörigen  der  andern  Seite  verkauft  ist,  auch  diesem  gegen- 
über dem  Herrn  das  Retractrecht  zusteht. 

Das  findet  ja  leicht  seine  Erklärung.  Durch  eine  der  Billigkeit  entspre- 
chende Ausdehnung  des  Erbrechts  auf  die  andere  Seite  wurde  kein  Interesse 
irgendwelcher  Einzelpersonen  verletzt.  Anders  beim  Näherrechte.  Der 
Kciufer  hatte  ein  Interesse  daran,  dass  der  Kauf  bestehen  bleibe;  andernfalls 
würde  er  überhaupt  auf  denselben  nicht  eingegangen  sein.  Er  hatte  dem 
Näherrechie  nur  desshalb  zu  weichen,  weil  er  der  Seite,  die  ein  Vorrecht 
auf  das  Gut  hatte,  fremd  war.  Das  aber  traf  für  Angehörfge  der  andern  Seite 
ebenso  zu.  Es  hätte  unbillig  erscheinen  müssen,  wenn  er  auch  solchen  hätte 
weichen  sollen.  Das  Interesse  der  Kaufer  musste  verhüten,  dass  das  Näher- 
recht sich  irgendwie  über  diejenigen  ausdehnte,  welche  von  altersher  dazu 
berechtigt  waren.  Ebenso  aber  auch  wohl  das  Interesse  der  Verkäufer,  die 
ja  vielfach  günstigere  Bedingungen  erzielen  mochten,  wenn  sie  in  der  Lage 
waren,  dafür  einzustehen,  dass  der  Käufer  nicht  etwa  auch  noch  durch 
Freunde  der  andern  Seite  wieder  ausser  Besitz  gesetzt  werden  könne. 

940.  Nun  ist  aber  nicht  zu  verkennen,  wie  sich  ein  BedUrfniss 
nach  weiterer  Beschränkung  des  Näherrechts  geltend  machen 
konnte,  weil  auch  bei  Beschränkung  auf  die  eine  Seite  das  Näherrecht  ak 
eine  überaus  lästige  Hinderung  des  Verkehrs  empfunden  werden  musste. 
Denn  eine  solche  ergab  sich  doch,  wenn  der  Käufer  noch  durch  Jahresfrist 
darauf  gefasst  sein  musste,  dass  irgendwelcher  entfernte  Angehörige  der 
Seite,  von  dessen  Vorhandensein  bis  dahin  vielleicht  er,  wie  der  Verkäufer 
nicht  gewusst  hatten,  sein  Näherrecht  werde  geltend  machen.  Wenn  das 
es  erklärt,  dass  das  Näherrecht  sich  nicht,  wie  das  Erbrecht,  auch  noch  auf 
die  andere  Seite  ausdehnt,  so  musste  sich  umgekehrt  das  Bedürfniss  noch 
weiterer  Beschränkungen  ergeben.  In  den  spätem  Zeiten  des  Mittelalters 
machte  sich  überhaupt  eine  Abneigung  gegen  den  Retrait  lignager  geltend; 
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vgl.  Glasson  H.  du  dr.  Fr.  7,  S^^.  585.  Die  bezüglichen  Angaben  im  Grand 
Coutumier  2  eh.  34,  ed.  Laboulaye  331  ff.,  zeigen,  in  wie  verschiedener 
Weise  man  das  Näherrecht  zu  umgehen  suchte.  In  Desmares  Dec.  258 
wird  betont,  dass  der  Retrait  gegen  das  geschriebene  Recht  sei.  Boutillicr 
in  der  Somrae  rurale  i  t.  i  führt  denselben  als  Beispiel  eines  Droit  haineux 
an,  welches  die  Coutume  allerdings  zulasse,  während  es  dem  Rechte  ent- 
gegen sei. 

Hielt  man  da  aber  im  Interesse  der  Käufer,  denen  das  der  Verkäufer 
entsprach,  eine  engere  Gränze  für  billig,  so  mussten  auch  nächsdiegende 
Gesichtspunkte  auf  Beschränkung  auf  die  Nachkommen  des  Er- 
werbers hinweisen.  War  nach  S  938  ein  Ansatz  dazu  ohnehin  für  das 
Erbrecht,  wie  für  das  damit  zusammenhängende  Näherrecht  gegeben ,  so 
galt  es  nur,  denselben  zunächst  für  das  letztere  folgerichtig  weiter  durchzu- 
führen. Der  Erwerber  konnte  sein  eigenes  Gewinngut  verkaufen,  ohne  dass 
dabei  ein  Näherrecht  seiner  Geschwister  anerkannt  war.  Verkaufte  nun  Je- 
mand Gewinngut  seines  Vaters,  so  konnte  man  es  als  billig  betrachten,  wenn 
den  Geschwistern  als  frühern  Miterben  ein  Näherrecht  zustand ;  und  doch 
zugleich  geltend  machen,  dass  es  unbillig  sei,  auch  Geschwistern  des  Vaters 
ein  Näherrecht  zuzugestehen ,  denen  doch  solches  gefehlt  haben  würde, 
wenn  bereits  der  Vater  selbst  das  von  ihm  erworbene  Gut  wieder  verkauft 
haben  würde.  Und  entsprechend  bei  höhern  Vorfahren,  so  dass,  wenn  man 
das  beachtete,  sich  daraufhin  die  Auffassung  feststellen  konnte,  dass  folge- 
richtig ^ein  Näherrecht  immer  nur  den  Nachkommen  des  Erwerbers  zu- 
stehen dürfe. 

Es  lässt  sich  nun  aber  erweisen,  dass  das  mindestens  schon  im  drei- 
zehnten Jahrhundene  beachtet  wurde.  Beaumanoir  44  §  2  weist  ausdrück- 
lich auf  einen  Fall  hin,  bei  dem  es  sich  um  die  uns  beschäftigende  Frage 
handelt.  Ein  Cousin  germain  des  Verkäufers  macht  sein  Retractrecht  gel- 
tend. Der  Käufer  aber  wendet  dagegen  ein,  dass  der  Vater  des  Verkäufers : 
aquesia  le  dU  heritage,  et  le  peust  donnery  amtnosner  ou  vendre  sans  reiraifcy 
que  il  ni  avoit  pas  de  retrait  quant  li  peres  Vavoit  aquis.  Er  stützt  sich  also 
gerade  auf  die  von  uns  betonte  Unfolgerichtigkeit,  die  also  schon  damals 
nicht  unbeachtet  blieb,  die  aber  zweifellos  dem  geltenden  Rechte  entsprach. 
Nach  diesem  wurde  denn  auch  zu  Gunsten  des  Vetters  geurtheilt ;  que  en 
aqueste  naroit  point  de  retraite,  se  eil  qui  avoit  aqueste  le  revendoit ;  mais 
s'il  moroity  f  aqueste  demoiroit  as  hoirs  heritages ;  et  si  li  hoir  Icvcndoienty 
li parent  as  oirs  de  par  celi  qui  Vaqiiesta^  le  pooient  retraire.  Und  das 
findet  sich  ebenso  auch  später  wohl  aufs  bestimmteste  anerkannt.  So  eiw^a 
in  der  Coutume  von  Clermont  en  Argonne  1 6  S  8 :  Le  lignager  doit  cstre 
receu  au  retrait,  supposd  que  Vheritage  vendu  ne  soit  de  son  estoc  et  brau- 
chage,  mais  seulement  du  coste  et  lignc  du  vendeur,  en  teile  manicre  que  si 
lefils  vend  Vheritage  ä  luy  venu  par  son  pere,  et  qu^estoit  acquest  ä  sondit 
pere^  ledit  heritage  pourra  estre  retrait  par  son  oncle  ou  autre  du  coste  de 
son  pere. 
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941.  Est  ist  das  nicht  der  einzige  Fall,  bei  dem  die  einfachste  Erwä- 
gung Unfolgerichtigkeiten  der  spätem  Erbenfolge  ak  solche 
unmittelbar  erkennen  Hess.  Wie  es  unfolgerichtig  war,  wenn  den  Seiten- 
verwandten des  Erwerbers  kein  Näherrecht  zustand ,  wenn  es  von  diesem 
selbst,  wohl  aber,  wenn  es  von  einem  Nachkommen  desselben  verkauft 
wurde,  so  stellte  es  sich  etwa  unmittelbar  auch  als  unfolgerichtig  dar,  wenn 
man  bei  einfachem  Fallrecht  für  die  Folge  zwar  das  von  beiden  Eltern  her- 
rührende Gut  auseinanderhielt ,  nicht  aber  entsprechend  auch  das  Vater- 
vatergut und  das  Vatermuttergut.  Solche  Gestaltungen  waren  Ergebniss 
einer  weiterhin  näher  zu  erörternden  Entwicklung,  welche  ältesten ,  längst 
beseitigten  Zuständen  durchaus  entsprochen  haben  mochten,  an  welchen 
man  dann  aber  auch  nach  Verschiebung  der  Grundlagen,  auf  denen  sie  sich 
zuerst  entwickeh  hatten,  als  althergebracht  festhielt. 

Sobald  solche  Unfolgerichtigkeiten  einmal  schrifdich  fixirt  und  in  einer 
die  Richter  verpflichtenden  V^eise  als  geltendes  Recht  anerkannt  waren, 
konnten  sie  allerdings  zu  keiner  Rechtsunsicherheit  führen.  So  lange  aber 
die  Stätigkeit  des  hergebrachten  Rechts  nur  durch  die  thatsächliche  U^ung 
und  die  sich  gleichbleibenden  Entscheidungen  der  Gerichte  verbürgt  waren, 
da  musste  es  nahe  liegen,  dass  solche  Parteien,  welche  sich  durch  die  Un- 
folgerichtigkeiten verletzt  fühlten,  dieselben  als  solche  für  ihre  Ansprüche 
geltend  zu  machen  suchten,  wie  das  jener  bei  Beaumanoir  angeführte  Fall 
und  manche  andere  ergeben,  bei  welchen  uns  die  Gründe,  aufweiche  die 
Parteien  sich  stützten,  genauer  bekannt  sind. 

Solchen  Bestrebungen  nach  Beseitigung  von  Unfolge- 
richtigkeiten gegenüber  konnten  allerdings  die  Gerichte  einfach  an 
dem,  was  einmal  Rechtens  war,  festhalten.  Wurde  aber  einmal  wieder  und 
wieder  auf  bestimmte  Unfolgerichtigkeiten  hingewiesen,  schien  ihre  Besei- 
tigung so  sehr  dem  Bedürfnisse  zu  entsprechen,  wie  das  bei  der  weiten 
Ausdehnung  des  Näherrechtes  der  Fall  war,  so  kann  es  auch  nicht  befrem- 
den, wenn  sich  dem  das  Rechtsbewusstsein  mehr  und  mehr  anpasste  und 
sich  mit  der  Zeit  dem  auch  manche  Gerichte  fügten.  Führte  das  zu  Rechts- 
unsicherheiien,  so  musste  man  sich  insbesondere  bei  den  Verhandlungen  über 
die  amtlichen  Feststellungen  der  Coutumes  darüber  einigen,  was  da  fortan 
Recht  sein  solle;  und  dann  kann  es  nicht  auffallen,  wenn  man  da  vielfach 
das  bevorzugte,  was  der  Billigkeit  und  der  Folgerichtigkeit  entsprach. 

Dazu  stimmt  durchaus,  was  wir  S  936  ff.  über  das  erste  Auftreten  des 
Stammrechts  bemerkten.  Fanden  wir  vorhin  zur  Zeit  des  Beaumanoir  den 
folgerichtigen  Gesichtspunkt  bereits  geltend  gemacht,  aber  abgewiesen ,  so 
wird  derselbe  damals  kaum  schon  allgemeiner  beachtet  sein;  wenigstens 
ergeben  die  in  den  Olim  erhaltenen  zahlreichen  Gerichtsverhandlungen, 
so  weit  ich  sehe,  keinen  Beleg  dafür,  dass  auf  den  Erwerber  des  Guts,  wenn 
dieser  nicht  der  Erblasser  selbst  war,  bereits  irgendwelches  Gewicht  gelegt 
wurde.  Aber  schon  im  vierzehnten  Jahrhunderte  scheint  zu  Paris  für  das 
Näherrecht  die  Abstammung  vom  Erwerber  wohl  schon  mit  Erfolg  geltend 
gemacht  zu  sein.  Gebührt  der  Retrait  nach  dem  Grand  coutumier  2  eh.  34 
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und  Desmares  Dec.  82.  284  dtn  prochains  du  cosU  et  ligne y  dont  li  hire- 
tage  vieniy  so  berechtigt  uns  nach  den  Ausführungen  S  931  ff.  allerdings 
der  Doppeiausdruck  in  keiner  Weise,  dabei  an  Anderes  zu  denken ,  als  an 
die  beiden  Elternseiten.  Aber  Coutumes  notoires  N.  16  heisst  es,  dass  es 
bei  ConquSt,  welches  der  Acquereur  selbst  verkauft,  keinen  Retrait  gebe: 
mais  si  pere  et  mere  acquierent  her  Hages  y  ei  eux  morts  V  un  des  enfans  vend 
sa  Partie  d'tceux  heritages,  les  autres  enfans  la  peuvent  retraire  etfilii  eo- 
mm  et  non  avunculi,  per  xx,  approbata,  Ist  Cout.  not.  N.  57  einfach  gesagt, 
dass  Geschwister  am  Gewinngut  der  Ehern  Näherrecht  haben,  woraus  sich 
für  den  nächsten  Zweck  nichts  folgern  iHsst,  so  ergibt  hier  die  ausdrückliche 
Ausdehnung  auf  Geschwisterkinder  unter  Ausschluss  der  Elterngeschwister 
aufs  bestimmteste  die  Auffassung,  dass  nur  den  Nachkommen  des  Erwerbers 
das  Näherrecht  zustehe. 

Doch  scheint  diese  Auffassung  nur  langsam  festen  Boden  gewonnen 
zu  haben.  Zu  Paris  selbst  scheint  die  Frage  streitig  geblieben  zu  sein,  wäh- 
rend man  dann  schliesslich  auch  für  das  Näherrecht  nicht  an  jener  Auf- 
fassung festgehalten  hat;  vgl.  $  936.  In  andern  Coutumes  finden  wir  dann 
freilich  später  das  Stammrecht  aufs  bestimmteste  anerkannt.  Und  zwar 
früher  für  das  Näherrecht,  wo  das  Bedürfniss  bestimmter  auf  dasselbe  hin- 
wies. Auch  lässt  sich  wohl  bestimmter  nachweisen,  wie  auch  da  die  ältere 
Coutume  noch  an  der  Beachtung  nur  der  Seiten  festhielt,  erst  durch  die 
neuere  Redaaion  das  Stammrecht  Eingang  fand.  Wir  stiessen  zugleich  auf 
Zeugnisse  für  Rechtsunsicherheit  in  dieser  Richtung,  die  dann  auch  darin 
Ausdruck  fand,  dass  man  in  solchen  Coutumes,  welche  an  der  Beachtung 
nur  der  Seiten  festhielten ,  es  für  nöthig  hielt,  ausdrücklich  auszusprechen, 
dass  Abstammung  vom  ersten  Erwerber  nicht  erforderlich  sei;  vgl.  S  926. 

042.  Für  unsere  Annahme,  dass  diese  Verhältnisse  sich  zunächst  beim 
Näherrechte  entwickelten  und  dass  Massgeben  des  Interesse  der 
Käufer  für  die  Beschränkungen  des  Näherrecht  anzunehmen 
ist,  lassen  sich  auch  Bestimmungen  geltend  machen,  welche  in  der  Zeit  des 
Uebergangs  Nichtberücksichtigung  des  Stammrechts  zu  Gun- 
sten des  Näherberechtigten  ergeben.  Sollte  das  Näherrecht  nicht 
mehr  der  ganzen  Seite,  sondern  nur  noch  den  zur  Souche  Gehörenden  zu- 
stehen, so  war  das  jedenfalls  im  Interesse  des  Käufers,  wenn  es  sich  um  ein 
einzelnes^  Xiut  handelte.  Anders  konnte  sich  das  stellen,  wenn  er  eine 
grössere  Gütermasse  gekauft  haue,  welche  dem  Verkäufer  von  verschie- 
denen Seiten  und  Stämmen  zugekommen  war  und  nun  das  Retractrecht 
nur  für  einen  Theil  der  Güter  durch  den  dazu  Berechtigten  geltend  ge- 
macht wurde,  während  dem  Käufer  an  der  ungetheilten  Masse  lag.  Wir 
finden  nun  in  dieser  Richtung  um  den  Beginn  des  sechszehnten  Jahrhun- 
derts Bestimmungen ,  welche  einerseits  ergeben,  dass  man  vor  allem  auf 
Wahrung  der  Interessen  des  Käufers  bedacht  war.  Welche  andererseits  aber 
auch  darauf  hinweisen,  dass,  wenn  für  das  Näherrecht  ursprünglich  nur  die 
Scheidung  der  beiden  Seiten  massgebend  sein  sollte,   sich  auch   Bestre- 
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942]  bungen  der  Retrahenten  geltend  machten ,  welche  dasselbe  enger  zu 
begränzen  suchten,  wie  das  in  solchem  Falle  in  ihrem  Interesse  liegen 
konnte. 

Steht  nach  der  Coutume  der  Auvergne  von  1510  eh.  23  S  i  der  Re- 
traii  zu  dem  :  lignager  du  costd  et  estoc  dont  provient  Icdit  heritagc,  so  er- 
gibt sich  aus  den  weiteren  Bestimmungen  S  24  ff.  aufs  bestimmteste,  dass 
durch  den  Doppelausdruck  nur  die  beiden  Elternseiten  auseinandergehalten 
werden  sollen.  Nach  S  26  ff.  konnte  allerdings  ein  Angehöriger  der  einen 
Seite  nicht  etwa  nur  einen  Theil  des  von  dieser  Seite  herrührenden  Guts, 
also  etwa  nur  das  von  seinen  Vorfahren  Herrührende  verlangen.  Forderte 
er  aber  Alles  von  seiner  Seite  gekommene  Gut,  so  konnte  ihm  das  der  Käufer 
auch  dann  nicht  vorenthalten ,  wenn  kein  Angehöriger  der  andern  Seite 
sein  Näherrecht  geltend  machte.  Aber  der  Käufer  hatte  dann  nach  $  29 
das  Recht ,  dem  Retrahenten  Eintritt  in  den  gesammten  Kauf  anzubieten, 
worauf  dieser  eingehen  musste,  wenn  er  sein  Recht  überhaupt  geltend 
machen  wollte. 

In  der  Coutume  von  Anjou  von  r  508  weist  gleichfalls  die  ganze  Fas- 
sung darauf  hin,  dass  für  den  Retract  nur  die  beiden  Elternseiten  in  Frage 
kommen,  wlihrend  überdies  beiläufig  S  382  bemerkt  wird:  retrait  ne  s'eti 
va  par  parties ,  nc  ä  quariiers  qnant  aux  lignagers.  Was  man  bei  dieser 
sichtlich  nur  zu  Ungunsten  der  Lignagers,  nicht  der  Käufer,  ausgespro- 
chenen Bestimmung  im  Auge  hatte,  ergibt  bestimmter  die  Coutume  von 
Touraine  von  1507  eh.  11,  S  22,  womit  die  Coutume  von  Lx)udonais  von 
1518  eh.  15  S  20  übereinstimmt.  Es  heisst:  Retrait  ne  se  cognoist  point  ä 
quartier  au  prejudice  de  Vacquereur,  s'  il  ne  luy  piaist.  Sind  nämlich  Güter 
verkauft,  welche  de  plusieurs  branches  herrühren,  und  macht  Jemand :  qui 
ne  soit  lignagier  que  de  l'une  des  branches ,  sein  Näherrecht  geltend,  so 
muss  derselbe  auch  hier,  wenn  der  Käufer  es  verlangt,  in  den  gesammten 
Kauf  eintreten,  wenn  er  nicht  sein  Recht  überhaupt  verlieren  will.  Umge- 
kehrt aber,  wenn  der  Verwandte  in  den  ganzen  Kauf  einzutreten  verlangt: 
et  r  achepteur  ne  le  voulsist  cognostre,  si  non  en  la  partie  regardant  le 
lignage  et  branchage  dudit  retrayeur,  il  nen  aura  si  non  eniant  quil  en  y 
aura  de  son  branchage.  Sichtlich  handelt  es  sich  hier  bei  der  Branchage 
nicht  mehr  blos  um  die  Seite,  sondern  auch  um  die  Weiterverzweigungen, 
zunächst  die  Viertel.  Aber  nur  im  Interesse  des  Käufers  kommen  dieselben 
zur  Geltung.  Wie  in  der  Auvergne  der  nur  der  einen  Seite ,  so  muss  hier 
der  nur  einem  Viertel  Angehörende  auf  Verlangen  des  Käufers  das  Ganze 
nehmen,  wenn  er  überhaupt  sein  Recht  üben  will.  Der  Käufer  aber,  der 
andernfalls  in  der  Auvergne  noch  das  ganze  Gut  der  einen  Seite  herauszu- 
geben halte,  kann  hier  auch  das  Gut  der  Seite  des  Retrahirenden  zurück- 
halten, so  weit  es  nicht  von  dessen  Branchage  herrührt.  Begann  man,  wie 
ich  denke,  um  den  Beginn  des  sechszehnten  Jahrhunderts  zunächst  beim 
Retract  die  Souche  zu  beachten,  so  ergeben  die  erwähnten  Bestimmungen 
besonders  deutlich,  wie  dafür  das  Interesse  der  Käufer  massgebend  wurde. 
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943.  Wurde  das  Stammrecht  aber  einmal  als  massgebend  für  das 
Näherrecht  anerkannt,  so  kann  es  kaum  befremden,  wenn  wir  in  den 
bezuglichen  Coutumes  durchweg  auch  Ausdehnung  des  Stamm- 
rechts aufdie  Erbenfolge  finden,  wenn  dieselbe  sich  auch  überwie- 
gend erst  später  ergeben  zu  haben  scheint.  Näherrecht  und  Erbrecht  war 
man  gewohnt,  als  in  enger  Verbindung  stehend  zu  betrachten.  Hatte  man 
für  jenes  einmal  ein  ausschliessliches  Recht  der  frühern  Miterben,  der  Nach- 
kommen des  Erwerbers  anerkannt,  so  lag  es  nahe,  denselben  Gesichtspunkt 
auch  für  die  Erbenfolge  zu  beachten,  es  billig  zu  finden,  dass  ein  vom  Vater 
erworbenes  Gut  nur  auf  die  Geschwisterkinder  vererbe,  während  dieselben 
es  nach  dem  bisher  geltenden  einfachen  Fallrecht  mit  den  Geschwistern  des 
Vaters  zu  theilen  hatten. 

Der  Ausgang  vom  Näherrecht  ist  aber  noch  in  anderer  Beziehung  be- 
achtenswerth,  insofern  er  uns  die  nächstliegende  Erklärung  für  die  Besei- 
tigung des  einfachen  Fallrechts  für  die  nicht  vom  Erwerber 
abstammenden  Erben  bietet.  Wir  wiesen  $935  daraufhin,  wie  auch 
dann,  wenn  für  die  Erbenfolge  in  erster  Reihe  das  Stammrecht  massgebend 
war,  nichts  im  Wege  gestanden  hätte,  dass  wenigstens  für  die  nicht  zur  Souche 
gehörenden  Erben  am  einfachen  Fallrechte  festgehalten  wurde.  Statt  dessen 
wird  aber  als  Regel  für  die  Coutumes  soucheres  angenommen ,  dass  beim 
Fehlen  von  Nachkommen  des  Erwerbers  auch  für  das  Erbland  Vererbung 
nach  Linie  und  Grad,  wie  beim  Gewinngute,  eintritt. 

Das  ist  denn  auch  aufs  bestimmteste  in  den  S  935  angeführten  An- 
gaben der  Coutumes  von  Mantes  und  Dourdan,  dann  unabhängig  von  diesen 
in  der  von  Montargis  ausgesprochen.  Fehlt  ein  Angehöriger  der  Souche, 
so  wird  die  Herkunft  des  Gutes  überhaupt  nicht  mehr  beachtet ,  es  steigt, 
wie  Gewinngut,  auf  Vorfahren ,  fSllt  an  den  nächsten  Seitenverwandten, 
auch  wenn  dieser  nicht  der  Seite  der  Herkunft  des  Guts  angehört.  Damit 
ergeben  sich  dann  allerdings,  wie  schon  S  Q35  betont,  Bedenken  gegen 
unsere  Annahme,  dass  früher  im  ganzen  westfränkischen  Rechtsgebiete  ein- 
faches Fallrecht  massgebend  war,  da  dann  auch  da,  wo  man  in  erster  Reihe 
die  Souche  beachtete,  zu  erwarten  wäre,  dass  man  wenigstens  eventuell  am 
einfachen  Fallrecht  festhielt.  Gehen  wir  aber  dem  Verhältnisse  näher  nach, 
so  beseitigt  sich  dieses  Bedenken  aufs  bestimmteste.  Denn  es  ergibt  sich 
einmal,  dass  auch  solche  Coutumes,  welche  später  beim  Fehlen  von  Ange- 
hörigen der  Souche  die  Herkunft  des  Gutes  überhaupt  nicht  beachteten, 
früher  die  beiden  Seiten  auseinanderhielten.  Es  ergibt  sich  aber  weiter,  dass 
es  keineswegs  richtig  ist,  dass  später  alle  Coutumes  soucheres  das  einfache 
Fallrecht  nicht  beachteten,  dass  vielmehr  manche  wirklich  in  zweiter  Reihe 
sich  an  das  letztere  hielten. 

Was  das  erstere,  den  nachträglichen  Uebergang  vom  einfachen 
Fallrechte  zum  ausschliesslichen  Stammrechte  betrifft,  so 
wiesen  wir  $936  nach,  dass  in  den  Coutumes  von  Melun  und  Mantes  erst 
in  der  zweiten  Hälfte  des  sechszehnten  Jahrhunders  dass  Massgeben  der 
Souche  festgestellt  wurde,  während  sie  doch  noch  im  Anfange  des  Jahr- 
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943]  Hunderts  einfaches  Fallrecht  anerkannten.  Ist  nun  insbesondere  in  der 
von  Mantes,  vgl.  $935,  aufs  bestimmteste  anerkannt,  dass  beim  Fehlen  eines 
Nachkommen  des  Erwerbers  auch  das  Erbgut  lediglich  nach  der  Nähe  des 
Grad  vererbe,  so  ergibt  sich  auch ,  dass  das  Fallrecht  hier  nicht  etwa  von 
jeher  fehlte,  sondern  dass  es  sich  erst  durch  das  Aufkommen  des  Stamm- 
rechts beseitigte.  Und  das  erklärt  sich  leicht,  wenn  nach  den  S  937  gege- 
benen Belegen  nicht  zu  bezweifeln  ist,  dass  die  Annahme  des  Massgebens 
der  Souche  sich  zunächst  auf  dem  Gebiete  des  Näherrechts  entwickelt  hat. 

Wäre  sie  vom  Gebiete  des  Erbrechts  ausgegangen,  so  würde  allerdings, 
da  ja  das  Erbrecht  überhaupt  nicht  auf  die  Souche  beschränkt  war  und  es 
sich  nur  um  ein  Vorrecht  dieser  handelte,  jeder  Anlass  gefehlt  haben,  für 
die  Ordnung  der  in  zweiter  Reihe  berufenen  Erben  vom  einfachen  Fall- 
rechte abzugehen.  Anders  bei  Ausgehen  vom  Gebiete  des  Näherrechts.  Hier 
wurde  nicht  ein  blosses  Vorrecht ,  sondern  ein  ausschliessliches  Recht  der 
Souche  beansprucht;  gegenüber  dem  hergebrachten  Rechte,  wonach  jedem 
Angehörigen  der  Seite  der  Retract  zustand ,  wurde  behauptet  und  vielfach 
durchgesetzt,  dass  lediglich  den  Nachkommen  des  Erwerbers  das  Näher- 
recht zukomme.  Es  kann  nicht  befremden,  wenn  sich  das  auch  geltend 
machte,  als  die  entsprechende  Auffassung  in  das  Erbrecht  Eingang  fand. 

Allerdings  musste  hier  anerkannt  bleiben,  dass  auch  beim  Fehlen  eines 
Angehörigen  der  Souche  das  Erbrecht  sonstigen  Verwandten  des  Erblassers 
zustehe.  Wohl  aber  konnte  sich  jene  Auffassung  in  so  weit  geltend  machen, 
als  man  bei  Fehlen  der  Souche  überhaupt  kein  sich  auf  die  Herkunft  des 
Guts  stützendes  Vorrecht  mehr  annahm.  Das  gesammte  Erbrecht  drehte 
sich  um  den  Gegensatz  von  Acquet  und  Propre.  Im  allgemeinen  war  Propre 
der  Seite  alles  vom  Vater  oder  der  Mutter  ererbte  Gut.  Im  Anschluss  an 
das  Naherrecht  bildete  sich  nun,  wie  das  insbesondere  die  Ausdruckweise 
der  Coutume  von  Montargis,  vgl.  $935,  ergibt,  die  Auffassung  aus,  dass 
ein  Gut  nur  für  die  Nachkommen  des  Erwerbers  Propre  sei;  dass  demnach, 
wenn  Jemand  fehlte ,  für  den  das  Gut  Propre  ist ,  dasselbe  auch  nur  als 
Acquet  zu  behandeln  sei ;  dass,  wie  der  Erblasser  es  gleich  seinem  eigenen 
AcquSt  hätte  veräussern  können,  ohne  durch  irgendwelches  Retractrecht 
gehinden  zu  sein,  so  auch  nach  seinem  Tode  das  Erbrecht  sich  ledig- 
lich nach  der  gemeinen  Folge  nach  Linie  und  Grad  zu  regeln  habe,  wie  sie 
bei  Acquets  und  Meubles  und  überhaupt  bei  Allem,  was  nicht  als  Propre 
behandelt  wurde,  üblich  war. 

Auch  das  mag  zu  beachten  sein ,  dass  nun  das  römische  Recht  mehr 
und  mehr  Einfluss  gewann,  dem  das  Fallrecht  fremd  war,  dass  auch  das 
darauf  einwirken  musste,  dieses  nicht  mehr  zu  beachten,  so  weit  nicht  das 
enger  begränzte  Stammrecht  in  Frage  kam.  Nach  den  Costumen  von  Ma- 
stricht  von  1664  t.  43  $  8,  Christyn  1067,  fallen  die  Stockgüter  nicht  an 
den  Nächsten  überhaupt,  sondern  an  den,  der  ist :  procederende  van  den 
eersten  acqnesteur  of  besitter  der  vors^,  goederen^  het  welche  wort  gheex- 
primeeri  met  de  woorden:  Paierna  paternis,  materna  maternis.  Und  5  14 
heisst  es  dann  ausdrücklich,  dass  wenn  Niemand  von  dem  Tronck  vorhan- 
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den  ist :  in  den  welchen  de  voorsT;^,  goederen  eerst  ^ijn  gheradiceerty  worden 
gheobserveert  de  ghemeene  gheschreven  rechte;  also  die  Erbenfolge  Justi- 
nians.  Dass  hier  ursprünglich  einfaches  Fallrecht  galt,  ist  bei  dem  ausdrück- 
lichen Hinweis  auf  die  Regel  Paterna  paternis  gewiss  nicht  zu  bezweifeln. 
Aber  wir  fanden  schon  S  936  zu£tampes  die  Ansicht  vertreten,  dass  dieser 
auch  durch  das  blosse  Stammrecht  bereits  genUgt  sei.  Und  dann  stand  aller- 
dings nichts  im  Wege ,  dass  über  dieses  hinaus  einfach  die  Folge  des  ge- 
meinen Rechts  in  Kraft  trete. 

944,  Es  ist  aber  weiter  nicht  richtige  dass  alle  Coutumes  soucheres  das 
einfache  Fallrecht  nicht  anerkannten.  Es  gab  auch  später  zweifellos  Rechte 
mitStammrecht  und  eventue  11  emeinfachenFall recht,  sodass 
dieses  eintrat,  wenn  kein  Nachkomme  des  Erwerbers  vorhanden  war.  Im 
Anschluss  an  die  später  üblichen  Unterscheidungen  könnte  man  solche 
Rechte  dann  als  Coutumes  soucheres  et  de  simple  c6te'  bezeichnen. 

Zunächst  wird  zu  beachten  sein,  dass  wir  S  937  Coutumes  fanden,  in 
welchen  sowohl  Stammrecht,  als  Fallrecht  in  Geltung  waren,  nur  so,  dass 
jenes  auf  das  Näherrecht  beschränkt  blieb,  sich  überhaupt  nicht  auf  das  Erb- 
recht ausdehnte,  wie  das  insbesondere  die  Coutumes  von  Orleans  und  Ni- 
vernais  ergaben.  Aber  zweifellos  blieb  das  einfache  Fallrecht  mehrfach  auch 
da  anerkannt,  wo  die  Souche  auch  für  das  Erbrecht  massgebend  wurde.  Ist 
das  in  den  Coutumes  nicht  so  ausdrücklich  ausgesprochen ,  so  erklärt  sich 
das  leicht.  Das  einfache  Fallrecht  war  so  allgemein  anerkannt,  dass  man  es 
als  selbstverständlich  betrachten  konnte,  dass  dasselbe  einzutreten  habe, 
wenn  kein  Angehöriger  der  Souche  vorhanden  war.  Sollte  das  nicht  der 
Fall  sein,  so  war  es  allerdings  ausdrücklich  zu  betonen. 

Die  Coutume  von  Auxerre  wird  den  S  937  erwähnten  anzureihen 
sein,  in  welchen  das  Stammrecht  zunächst  nur  für  das  Näherrecht  aner- 
kannt war,  da  nach  der  altern  Redaction  von  1507  S  39  für  dieses  auf  die 
lignage  et  branche  du  costä  et  ligne,  im  Erbrecht  aber  nur  auf  die  Seite  oder 
auf  Seite  und  Linie  hingewiesen  ist.  Dagegen  ist  in  der  Redaction  von  1 561 
zweifellos  absichtlich  die  Fassung  mehrfach  so  geändert,  dass  sie  auch 
für  das  Erbrecht  auf  den  Stamm  hinwies.  So  heisst  es  etwa  1 507  S  64, 
dass  Schwestern  und  Brüder  erben:  quant  aux  heritages  propres  du  cost^et 
ligne,  desquels  ils  attienneni  audii  trespassd ;  dagegen  1561  S  241,  dass 
die  Propres  an  Geschwister  und  andere  Verwandte  fallen:  estans  de  f  estoc^ 
costd  et  ligne,  dont  seroient  procede^  lesdits propres.  Wie  sie  vererben,  wenn 
kein  Nachkomme  des  Besitzers  oder  Erwerbers  vorhanden  war,  ist  aller- 
dings in  der  Coutume  selbst  nicht  gesagt.  Aber  1598,  Cout.  gen.  3,  608, 
wird  geurtheilt,  dass  Gewinngut  des  Vaters  nicht  dem  gleichmuttrigen  Bru- 
der, sondern  dem  Vaterbruder  zukomme,  woraus  sich  ergibt,  dass  eventuell 
nicht  die  Nähe  des  Grades,  sondern  einfaches  Fallrecht  als  massgebend  be- 
trachtet wurde: 

In  der  Touraine  fanden  wir  §  942  schon  1507  die  Beschränkung 
des  Näherrechts  auf  die  Branchage  im  Interesse  des  Käufers  anerkannt  In 
der  neuen  Redaction  von   1559  ist  das  S  178  einfach  wiederholt   Im  Ab- 
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944]  schnitt  über  das  Erbrecht  ist  1 507  bezüglich  des  Fallrechts  nichts  ge- 
sagt, und  nur  25  $  30  betont:  En  succession  tant  de  noble,  que  de  roturier, 
representation  ä  Heu  en  Touraine.  Soll  damit,  wie  das  die  neuere  Coutume 
nicht  bezweifeln  lässt,  abweichend  von  den  zweifellos  westfränkischen 
Rechten,  unbeschrankte  Repräsentation  auch  in  der  Seitenlinie  ausgespro- 
chen sein,  so  ergibt  sich  damit  an  und  für  sich  überhaupt  nicht  nothwendig 
Fallrecht.  Wird  nur  nach  der  Nähe  des  Grades  geerbt  und  fehlen  nach  der 
Uebersicht  §753-4^  oder  Nachkommen  derselben,  so  können  die  Reprä- 
sentanten von  Vb  und  Mb  zusammen  berufen  sein. 

Dass  aber  überhaupt  Fallrecht  beachtet  wurde ,  ergibt  zweifellos  27 
S  1 7,  wonach  weitergehend,  als  in  den  westfränkischen  Rechten,  auch  Ge- 
winngut und  Fahrniss  nicht  nach  der  Nähe  des  Grades  vererben,  sondern 
nach  den  Seiten  gehälftet  werden.  Dann  aber  ist  es  bei  der  S  578  betonten 
engen  Verbindung  der  unbegränzten  Repräsentation  mit  fortgesetztem  Fall- 
rechte  höchst  wahrscheinlich,  dass  hier  schon  damals  dieses  letztere,  wie  in 
andern  Nachbargebieten,  vgl.  %  929,  hergebracht  war.  E)s  muss  daher  keine 
Neuerung  sein,  wenn  es  1  559  §  287  genauer  heisst:  En  succession^  tant  de 
noble  que  de  roturievy  representation  a  Heu  inßniment  en  tous  degre:^,  tant 
en  ligne  direct  que  collaterale,  egal  ou  inegal  degrd;  et  ne  prendront  tous 
les  represefttans  plus  grand  droit,  que  celuy  ou  celle  quils  representent.  Et 
retourncront  les  biens  paternels  aux  heritiers  paternels,  et  les  maternels  aux 
maternels,  de  Vestoc  etbranchage,  dont  sont  procede^lesdits  biens,  combien 
que  lesdits  parens  ne  fussent  les  plus  prochains.  Das  würde  der  Annahme 
fortgesetzten  Fallrechts  durchaus  entsprechen  und  ich  möchte  annehmen, 
dass  da  nur  ausgesprochen  war,  was  ohnehin  althergebrachtes  Recht  war. 
Es  wurde  nun  aber  nach  Gutachten  der  Stände,  vgl.  Coui.gdn.  4,  098,  zur 
Erläuterung  nach  %  288  zugefügt :  Et  s'entendent  lesdits  heritiers  estre  de 
f  estoc  et  branchage  dont  sont  procede^  lesdits  heritages^  quand  ils  sont  des- 
cendus  de  celuy,  par  qui  ils  sont  pr emier ement  acquis ;  et  y  succederont  en- 
cores  quils  ne  se  treuvent  les  plus  prochains  parens  dudit  deffunt.  Damit 
war  nun  die  Coutume  zweifellos  souchere;  auf  ein  erst  vom  Vater  erwor- 
benes Gut  konnten  der  Vaterbruder  oder  dessen  Nachkommen  kein  Vor- 
recht geltend  machen,  wie  das  nach  fortgesetztem  Fallrecht  zugetroffen  sein 
würde.  Wenigstens  bei  Richtigkeit  unserer  Vermuthung,  dass  dieses  hier 
früher  in  Geltung  war,  würde  sich  damit  ein  weiterer  Beleg  zu  dem  S  936 
Bemerkten  ergeben,  wie  sehr  gerade  in  der  zweiten  Hälfte  des  sechszehnten 
Jahrhunderts  der  Acqudreur  beachtet  wurde.  Ist  nun  aber  anzunehmea, 
dass  auch  hier,  wie  nach  einigen  andern  Couiumes  soucheres,  beim  Fehlen 
eines  Nachkommen  des  Erwerbers  einfach  nach  Linie  und  Grad  vererbt 
werden  sollte?  Gewiss  nicht.  Der  Hinweis  %  287  auf  den  Rückfall  des  Guts 
nach  den  beiden  Elternseiten  deutet  doch  zweifellos  darauf  hin,  dass  zwar 
die  Angehörigen  der  einzelnen  Branchage  ein  Vorrecht  haben,  beim  Fehlen 
solcher  aber  wenigstens  die  Seiten  zu  beachten  sind.  Bestimmter  noch 
scheint  das  $  310  zu  ergeben.  Weder  Eltern,  noch  sonstige  Vorfahren  folgen 
in  die  Propres :  ains  leurs  autres.plus  proches  parens  collateraux  sehn  Fesioc 
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ei  branchage,  dontlesdits  propres  sont  procede^y  y  succedeni gar danS,  quant 
a  ce,  le  droit  de  representation.  Et  s'il  ne  se  trouve  parent  collateral  dudit 
branchage  ou  d'autre,  les  pere  et  mere  seront  prefere:^  aufisque.  Nach  den 
nur  die  Seuche,  nicht  eventuell  auch  die  Seiten  berücksichtigenden  Cou- 
tumes  erbt  der  überlebende  Elterntheil  das  Gut  der  andern  Seite  schon 
dann,  wenn  die  bezügliche  Branchage  nicht  venreten  ist.  Hier  erst  dann, 
wenn  auch  kein  Angehöriger  d'autre  branchage  vorhanden,  der  also  even- 
tuell nach  einfachem  Fallrecht  zu  erben  hatte;  nur,  wenn  die  ganze  Seite 
uDvertreten,  fällt  ihr  Gut  an  den  überlebendem  Elterntheil,  wie  in  andern 
Rechten,  vgl.  %  922,  an  den  Fiscus. 

Entsprechendes  Verhaltniss  ergibt  sich  weiter  in  der  Coutume  von 
Cambrai  von  1564  t.  12,  Cout.  gen.  2,  294,  welche  sich  insbesondere 
bezüglich  der  Vererbung  von  Fahrniss  und  Gewinngut,  welche  nach  S  5.7 
zunächst  auf  Eltern  und  Grosseltern,  sonst  lediglich  nach  der  Gradnahe 
vererben,  den  westfränkischen  Coutumes  näher  anschliesst,  während  sich 
in  andern  Verhältnissen  Annäherung  an  die  lothringischen  ergibt.  Von  den 
Heritages  patrimoniaux  heisst  es  §  3  :  doivent  en  succession  tenir  et  stiivir 
la  cotte  et  ligne  du  celuy,  duquel  primttivement  ils  viennent  et  procedent,  et 
succeder  aux  plus  prochains  de  son  coste;  mais  ladite  ligne  du  tout  cessante, 
les  plus  prochains  du  defunct  d'autre  ligne  y  peuvent  succeder.  Ist  da  nicht 
gerade  vom  Erwerber  die  Rede,  würde  die  Angabe  auch  den  ersten  nach- 
weisbaren Besitzer  treffen,  ist  weiter  nicht  dessen  Nachkommenschaft,  son- 
dern seine  Seite  betont ,  so  sollte  das  zunächst  auf  fortgesetztes  Fallrecht 
schliessen  lassen.  Aber  der  von  diesem  abweichende  Gesichtspunkt  der 
Coutumes  soucheres  ist  dann  §  4  mit  grösster  Bestimmtheit  ausgesprochen : 
En  la  succession  collateralle  d'  heritages  patrimoniaux  venans  de  l*  acquest 
de  pere  ou  mere  du  defunct y  les  enfans  des  fr  er  es  ou  soeurs  dudit  defunct^ 
qui  sont  de  la  ligne  descendante  des  acquesteurs,  sont  prefere's  aux  oncles 
et  tantes  d'iceluy  defunct,  qui  sont  seulement  de  la  ligne  collateralle  desdits 
acquesteurs.  Mais  si  lesdits  heritages  viennent  ei  procedent  des  ayeuls  ou 
ayeulles  du  defunct  ou  de  plus  haut,  lesdits  oncles  et  tantes  de  la  mesme 
ligne  succedent  en  iceux  avec  lesdits  enfans  de  fr  er  es  ou  soeurs  dgallement 
teste  ä  teste,  comme  estans  tous  en  pareille  ligne  et  dgal  degrd  audit  defunct. 
Das  führt  also  wieder,  wie  jener  Zusatz  zur  Coutume  der  Touraine  auf  die 
Zeit,  wo  auch  in  andern  Coutumes  das  Massgeben  der  Souche  für  die  Er- 
benfolge zur  Geltung  gelangte.  Weiter  aber  ist  doch  auch  hier  nach  S  3 
sicher  nicht  zu  bezweifeln,  dass,  wenn  Nächstberechtigte  fehlen,  wenigstens 
einfaches  Fallrecht  eintritt.  Denn  es  soll  dann  nicht  einfach  nach  der  Nähe 
des  Grads,  sondern  auf  die  andre  Linie,  worunter  hier  sichtlich  die  Hälften, 
wie  ihre  Weiterverzweigungen  zu  verstehen  sind,  vererbt  werden.  Es  soll 
sichtlich  gesagt  sein,  dass,  wenn  das  berechtigte  Vienel  der  Vaierseite  fehlt, 
das  andere  Viertel  derselben  erbt ,  und  nur  dann ,  wenn  die  ganze  Vater- 
seite unvertreten  ist,  der  Nächste  der  Mutterseite  folgt. 

In  der  altern  Coutume  des  Herzogthum  Lothringen  von  1519, 
ed.  Bonvalot  S.  98,  heisst  es  vom  alten  Erbgute:  il  faict  succession  ä  ses 
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944]  plus  prochains  parens  de  par  son  p^re  des  h^itages  qui  luy  sonf 
escheuj^  de  par  son  dict  pire,  ei  ä  ses  parens  de  par  sa  mire  de  ceulx  quil 
possedoit  de  par  sa  mirey  sil  y  en  a  sott  de  lung  ou  de  laultre,  wfihrend 
wenn  ein  solcher  Erbe  fehlt,  das  Gut  als  erblos  an  den  Gerichtsherm  fallt. 
An  mindestens  eventuellem  Fallrecht  ist  da  natürlich  gar  nicht  zu  zweifeln. 
Aber  es  ergibt  sich  auch  schon  Beachtung  des  Stammrechts ,  wenn  kurz 
nachher  von  der  Voraussetzung  die  Rede  ist,  dass  der  Erblasser  und  der 
Erbe :  soyent  descendu^  du  tronc  dont  les  biens  sont  venuj^.  Und  weiter  fan- 
den wir  bereits  S  423  die  Bestimmung,  dass  das  Erbgut  nicht,  gleich  dem 
sonstigen  Nachlass,  an  den  Vetter,  sondern  an  den  Oheim  kommen  soll, 
damit  begründet,  dass  das  Gut  an  die  zurückfallen  soll :  conirequt  les  biens 
soni  este  partis  ensemble,  wo  also  auf  den  für  das  Stammrecht  massgeben- 
den Vorzug  der  frühern  Miterben  hingewiesen  ist.  Ganz  zweifellos  ergibt 
sich  dann  aber  das  Zurückverfolgen  des  Guts  bis  auf  seinen  Erwerb  in  der 
Coutume  von  i  594  t.  9  $  5,  Cout.  gdn.  2,  1 107 :  Et  quant  aux  heritages 
ancienSy  par  ce  quils  doivent  suivre  le  tronc  et  souche,  d'oü  ils  sont  descen- 
dus,  fourchoient  retournans  aux  parens  de  V  estoquage  des  lignes  d^ou  ils 
sont  mouvans  et  descendans^  sehn  que  chacun  s'y  trouve  capable  de  son  che/ 
ou  par  representation ,  sans  aucune  consideration  de  la  proximit/  des  uns 
en  degre  plus  que  des  autres ;  parce  que  representation  tant  en  ligne  colla- 
terale  que  directe  a  Heu  infiniment  et  sont  telles  formes  de  successions  com- 
munement  dites  et  appellees  revestement  de  lignes,  Ist  wohl  die  Souche, 
nicht  aber  gerade  die  Abkunft  vom  Erwerber  betont,  so  könnte  es  nur  etwa 
zweifelhaft  sein,  ob  damit  auf  Stammrecht  oder  fongesetztes  Fallrecht  hin- 
gewiesen sein  sollte. 

Dass  damit  auch  das  15 19  so  bestimmt  ausgesprochene  einfache  Fall- 
recht beseitigt  sein  sollte,  ist  kaum  wahrscheinlich.  Allerdings  ist  von  dem- 
selben, wie  von  dem  eventuellen  Anfall  an  den  Fiscus,  1594  ausdrücklich 
nicht  die  Rede ;  und  auch  in  den  gleichzeitigen  Novellen  2  S  7,  Cout.  gen. 
2,  1 123,  heisst  es  von  den  von  Eltern  oder  Grosseltern  ererbten  Gütern  nur : 
reiourneroni  ä  ceux  de  la  ligne  d'  oü  ils  seront  procede^.  Sollte  aber  das 
einfache  Fallrecht  hier  nicht  mehr  anerkannt  gewesen  sein,  so  würde  uns 
die  Vergleichung  der  beiden  Coutumes  jedenfalls  einen  weitem  sehr  be- 
stimmten Beleg  dafür  ergeben ,  dass  das  noch  in  den  frühern  Zeiten  des 
sechszehnten  Jahrhunderts  so  zweifellos  anerkannte  einfache  Fallrecht  sich 
erst  im  Laufe  desselben  durch  die  steigende  Beachtung  der  Souche  verlor. 

946.  Sahen  wir  uns  nach  Massgabe  unserer  bisherigen  Erönerungen 
darauf  hingewiesen,  dass  das  westfrtfnkische  Recht  ursprünglich  nur  ein- 
faches Fallrecht  kannte,  und  haben  wir  nachgewiesen,  wie  sich  im  Anschlüsse 
zunächst  an  das  Näherrecht  erst  nachträglich  in  manchen  Rechten  die  An- 
sicht feststellte,  dass  ein  Vorrecht  auf  das  Gut  nicht  der  ganzen  Seite,  son- 
dern nur  den  Nachkommen  des  Erwerbers  zustehe ,  so  erübrigt  noch  die 
S  933  vorläufig  unbeantwortet  gelassene  Frage  nach  der  Veranlassung 
der  Annahme  fortgesetztenFallrechtsim  späternRecht,  wie 
sie  sich  für  die  sogenannten  Coutumes  de  c6te  et  ligne  fesstellte,  wahrend 
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doch,  wie  wir  S  930  ff.  nachzuweisen  suchten,  der  Wortlaut  der  bezüg- 
lichen Coutumes  selbst  eine  solche  Annahme  in  keiner  Weise  rechtfertigt, 
derselbe  vielmehr  zweifellos  nur  auf  einfaches  Fallrecht  hinweist. 

Nun  ist  im  allgemeinen  gewiss  nicht  zu  bezweifeln ,  dass  auch  diese 
Annahme  irgendwie  veranlasst  ist  durch  eine  der  schon  S  941  betonten  Un- 
folgerichtigkeiten  des  einfachen  Fallrechts,  welche  auf  die 
Dauer  nicht  wohl  unbeachtet  bleiben  konnten.  Wir  hatten  da  für  das 
Stammrecht  an  die  Unfolgerichtigkeit  anzuknüpfen ,  dass  nach  einfachem 
Fallrecht  wohl  dem  Bruder  des  Vaters  ein  Vorrecht  auf  das  erst  vom  Vater 
erworbene  Gut  zustand^  nicht  aber  auch  dem  Bruder  des  Erblassers  auf  das 
von  diesem  erworbene.  Nicht  minder  auffallend  war  aber  doch  die  Unfolge- 
richtigkeit, dass  ein  vom  Vater  herrührendes  Gut  an  keinen  Freund  der 
Mutterseite,  also  etwa  den  Mutterbruder  fallen  konnte,  wöhrend  auf  ein 
vom  Vatervater  herrührendes  Gut  dem  Vatermutterbruder  ein  Vorrecht  zu- 
stand. Es  läge  nun  die  Annahme  nahe,  dass  auch  für  die  Beachtung  dieser 
zweiten  Unfolgerichtigkeit  an  das  Bedürfniss  einer  Beschränkung  des  Näher- 
rechts im  Interesse  der  Käufer  anzuknüpfen  sei.  Wir  fanden  S  940  schon 
im  dreizehnten  Jahrhunderte  geltend  gemacht ,  dass  es  unbillig  sei ,  dass, 
wenn  der  Vater  selbst  sein  AcquSt  noch  nach  Belieben  ohne  Einspruch 
seines  Bruders  habe  veräussern  können,  diesem  und  dessen  Nachkommen 
ein  Näherrecht  zustehen  solle,  wenn  der  Erbe  des  Vaters  das  Gut  verkaufte. 
Ganz  ebenso  hatte  ein  Käufer  aber  auch  einwenden  können ,  dass ,  wenn 
dem  Mutterbruder  kein  Näherrecht  auf  ein  vom  Vater  herrührendes  Gut  zu- 
stand, auch  derh  Vatermunerbruder  ein  solches  nicht  auf  ein  vom  Vater- 
vater herrührendes  Gut  zustehen  dürfe;  denn  derselbe  sei  der  Vatervater- 
seite, von  der  das  Gut  herrührte,  ebenso  fremd ,  wie  der  Mutterbruder  der 
Vaterseite. 

Gelang  es,  diesen  Gesichtspunkt  zur  Geltung  zu  bringen,  so  ergab  sich 
alllerdings  keine  so  starke  Beschränkung  des  Näherrechts,  wie  beim  Stamm- 
recht; aber  immerhin  eine  sehr  erhebliche,  indem  nun  das  Näherrecht  nicht 
mehr  der  ganzen  Elternseite,  sondern  nur  nach  den  Angehörigen  des  be 
züglichen  Viertels,  Achtels  und  weiter  zustand.  Das  könnte  also  die  An- 
nahme nahe  legen ,  dass  man,  als  sich  ein  Bedürfniss  nach  Beschränkung 
des  Näherrechts  geltend  machte,  etwa  gleichzeitig  hier  die  eine,  dort  die 
andere  Unfolgerichtigkeit  ins  Auge  fasste,  und  damit  im  Gebiete  einiger 
Coutumes  zum  Stammrechte,  in  dem  anderer  zum  fortgesetzten  Fallrechte 
gelangte. 

So  wenig  solcher  Annahme  an  und  für  sich  etwas  im  Wege  stehen 
würde,  so  ergeben  doch  ganz  bestimmte  Haltpunkte,  dass  die  thatsächliche 
Entwicklung  eine  andere  war,  dass  wir  nachträglichesAufkommen 
der  Annahme  fortgesetztenFallrechtsimAnschlusse  an  das 
Stammrecht  anzunehmen  haben. 

In  dieser  Richtung  wird  doch  zunächst  die  Nichterwähnung  in 
denCoutumes  dessechszehntenJahrhunderts  zu  beachten  sein. 
Dass  das  Stammrecht  zu  jener  Zeit  in  manchen  Einzelrechten  bereits  zur 
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945]  Anerkennung  gekommen  war,  ergeben  die  ausdrucklichen  Angaben 
der  damals  aufgezeichneten  Coutumes.  Es  sprechen  dafür  auch  die  S  920 
erwähnten  Angaben  anderer  Coutumes,  welche  ausdrücklich  betonen,  dass 
nur  die  Seite ,  nicht  aber  die  Souche  zu  beachten  sei.  Sie  weisen  meines 
Erachtens  aufs  bestimmteste  darauf  hin,  dass  damals  lediglich  der  Unter- 
schied zwischen  Seite  und  Souche  in  Frage  stand.  Hatte  sich  schon  damals 
zur  Zeit  der  neuesten  Redactionen  der  Coutumes  daneben  auch  die  An- 
sicht bestimmter  festgestellt  gehabt,  dass  nicht  jedem  Angehörigen  der  Seite, 
sondern  nur  dem  Blutsverwandten  des  Erwerbers  ein  Vorrecht  zustehe,  so 
mUsste  das  in  entsprechender  Weise  zum  Ausdruck  gelangt  sein.  Aber 
weder  findet  sich  das  in  einer  Coutume  zweifellos  westfränkischer  Grund- 
lage mit  Bestimmtheit  ausgesprochen ,  noch  finden  andere  Veranlassung, 
das  ausdrücklich  auszuschliessen.  Auch  wenn  1556  bei  den  S  936  er- 
wähnten Verhandlungen  über  die  Coutume  von  £umpes  die  Fassung  zu- 
nächst auf  den  Unterschied  von  Stammrecht  und  fortgesetztem  Fallrecht 
hinweisen  würde,  so  deutet  doch  auch  da  das  gewählte  Beispiel  darauf  hin, 
dass  man  letzteres  nicht  bestimmter  beachtete.  Man  hält  es  für  nöthig,  sich 
darüber  auszusprechen ,  ob  auf  ein  vom  Vater  erworbenes  Gut  auch  der 
Vaterbruder  ein  Recht  habe  oder  nicht.  Nie  aber  findet  sich  eine  Angabe, 
welche  sich  bestimmter  darüber  ausspräche,  ob  auf  ein  vom  Vatervater  auf 
den  Vater  vererbtes  Erbgut  auch  dem  Vatermutterbruder  ein  Recht  zustehe 
oder  nicht. 

Alles  das  lässt  doch  nur  die  Erklärung  zu,  dass  im  thatsächlichen 
Rechtsleben,  welches  sich  im  allgemeinen  an  das  einfache  Fallrecht  hielt, 
der  Gegensatz,  der  sich  da  aus  der  Annahme  fortgesetzten  Fallrechts  ergeben 
konnte,  überhaupt  noch  nicht  beachtet  wurde.  Es  scheint  vielmehr  damals 
die  Berücksichtigung  der  Souche  so  weit  gegangen  zu  sein,  dass  in  solchen 
Rechten,  in  welchen  unabhängig  von  der  später  erfolgenden  Entwick- 
lung das  fortgesetzte  Fallrecht  wohl  schon  früher  anerkannt  war,  dasselbe 
nun  durch  den  Gesichtspunkt  der  Coutumes  soucheres  beseitigt  wurde.  So 
wohl  1559  in  der  Touraine  nach  dem  $  944  Bemerkten.  Selbst  da,  wo  die 
Beachtung  der  Souche  so  bestimmt  ausgeschlossen  ist,  wie  in  der  Coutume 
von  Paris  von  1 580  S  329,  scheinen  die  Gerichte  sie  zeitweise  beachtet  zu 
haben ;  es  wird  durch  Urtheil  von  1 646,  vgl.  Cout.  ge'n.  3,  54,  dem  Neffen 
ein  Gut  gegen  den  Oheim  zugesprochen,  weil  es  Propre  naissant  des  Erb- 
lassers sei,  also  nur  jener  vom  Erwerber  abstamme ;  während  doch  in  der 
Coutume  selbst  S  339  Oheim  und  Neffe  schlechtweg  als  gleichgestellte 
Erben  genannt  sind. 

Wird  danach  anzunehmen  sein,  dass  die  spätere  Anerkennung  fortge- 
setzten Fallrechts  sich  nicht  im  thatsächlichen  Rechtsleben  entwickelt  hat, 
sondern  zunächst  auf  eine  Ansicht  derRechtskundigen  zurückgeht, 
so  ist  es  leicht  erklärlich,  wie  eine  solche  sich  entwickeln  konnte,  nachdem 
sich  in  weiteren  Kreisen  einmal  die  Ansicht  festgestellt  hatte,  es  sei  über 
die  beiden  Eltern  hinaus  der  Herkunft  des  Guts  bis  auf  den  Erwerber  nach- 
zugehen. Wir  führten  das  zurück  aufBeachmng  der  Unfblgerichtigkeit,  die 
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darin  lag,  dass  an  Gewinngut  des  Erblassers  selbst  seinen  Geschwistern 
weder  Näherrecht,  noch  bevorzugtes  Erbrecht  zustehen  solle ,  wohl  aber 
den  Geschwistern  der  Eltern  an  deren  Gewinngut.  Griff  damit  Überhaupt 
einmal  die  Auffassung  ein,  dass  dem  Gut  überhaupt  bis  auf  den  Erwerber 
nachzugehen  sei,  so  mochte  man  allerdings  zögern,  dem  hergebrachten 
Rechte  gegenüber,  wonach  alles  vom  Vater  ererbte,  wie  gewonnene  Gut 
beim  Fehlen  von  Geschwistern  an  den  nächsten  Verwandten  des  Vaters, 
zunächst  den  Vaterbruder  fiel,  so  weit  vorzugehen,  dass  man  nur  den  Nach- 
kommen des  Erwerbers  ein  Vorrecht  zugestand.  Aber  man  musste  damit 
doch  aufmerksam  werden  auf  die  zweite  Unfolgerichtigkeit  des  einfachen 
Fallrechts,  wonach  wohl  unterschieden  wurde,  was  vom  Vater  oder  der 
Mutter,  nicht  aber,  was  vom  Vatervater  oder  der  Vatermutter  herrühne.  Es 
lag  dann  die  vermittelnde  Annahme  nahe,  es  sei  die  Beachtung  des 
Erwerbers  weniger  weitgehend  mit  dem  hergebrachten  Recht  so  in  Verbin- 
dung zu  bringen,  dass  man  nur  den  mit  dem  Erwerber  und  durch  diesen 
mit  dem  Erblasser  Verwandten  das  Recht  zusprach. 

Konnte  sich  diese  Ansicht  aber  wegen  der  Unfolgerichtigkeit  der  her- 
gebrachten Gestaltung  unter  Einfiuss  des  vielfach  bereits  anerkannten 
Stammrechts  leicht  bei  einzelnen  Rechtskundigen  feststellen,  so  mussten 
die  Versuche  derselben,  dem  im  thatsächlichen  Rechtsleben  Geltung  zu  ver- 
schaffen, sehr  dadurch  gefördert  werden ,  dass  es  dazu  keiner  andern  Fas- 
sung, nur  einer  andern  Interpretation  der  bezüglichen  Coutumes  bedurfte, 
um  die  Ansicht  auch  auf  diese  stützen  zu  können.  Der  S  93 1  ff.  erönerte 
schwankende  Gebrauch  der  Ausdrücke  C6te  und  Ligne, 
dann  die  häufige  Verwendung  des  Doppelausdruck  C6t^  et  ligne  ermög- 
lichte es,  dieselben  nicht  blos  auf  die  beiden  Elternseiten,  sondern  auch  auf 
die  Weiterverzweigungen  derselben  zu  beziehen.  Denn  die  Annahme,  dass 
etwa  der  Doppelausdruck  C6te  et  ligne  den  nächsten  Anlass  zu  jener  An- 
nahme der  Rechtskundigen  gegeben  habe,  ist  gewiss  unzulässig.  Nach  den 
früher  angeführten  Belegen  scheint  doch  der  Sprachgebrauch ,  beide  Aus- 
drücke auch  da  zu  verwenden,  wo  einer  von  ihnen  genügt  haben  würde, 
ein  so  allgemein  verbreiteter  gewesen  zu  sein,  dass  er  an  und  für  sich  nicht 
wohl  Veranlassung  zu  einem  Missverständniss  geben  konnte.  Es  wird  viel- 
mehr anzunehmen  sein,  dass,  nachdem  sich  einmal  auf  andere  Gründe  hin 
die  Ansicht  festgestellt  hatte,  es  sei  der  Herkunft  des  Gutes  auch  über  die 
Elternseite  hinaus  nachzugehen,  man  es  erwünscht  fand,  dafür  nun  auch 
dem  Wortlaut,  der  sich  zweifellos  schon  viel  früher  so  formulirt  hatte ,  ehe 
er  in  die  uns  vorliegenden  Aufzeichnungen  übernommen  wurde,  einen  Be- 
leg entnehmen  zu  können,  indem  man  die  Ligne  nicht  als  gleichbedeutend 
mit  dem  C6t^,  sondern  diesem  gegenüber  als  die  Weiterverzweigungen  der 
Elternseite  bezeichnend  fasste. 

946«  Einen  ganz  bestimmten  Beleg  dafür,  dass  die  im  Wortlaut  der 
bezüglichen  Coutumes  nach  unserer  früheren  Ausführung  nicht  bestimmter 
begründete  Annahme  der  spätem  französischen  Rechtskundigen  sich  erst 
nachträglich  und  zwar  im  Anschlüsse  an  die  vielfach  auch  im  thatsächlichen 
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946]  Rechtsleben  durchgedrangene  Ansicht,  dass  ein  Vorrecht  nur  den 
Nachkommen  des  Erwerbers  zustehe,  entwickelt  hat,  ergibt  die  aus- 
schliessliche Betonung  desErwerbers  im  spttternSprachge- 
brauche,  sowohl  da,  wo  es  sich  um  Stammrecht ,  wie  um  fortgesetztes 
Fallrecht  handelte,  obwohl,  wie  schon  S  582  ausgeführt,  der  Erwerber  nur 
für  das  erstere  Bedeutung  hat,  während  es  für  das  letztere  ganz  gleichgihig 
war,  ob  der  erste  nachweisbare  Besitzer,  von  dem  her  das  Gut  an  den  Erb- 
lasser gekommen  war,  zugleich  der  erste  Erwerber  war,  oder  nicht 

Wo  die  spatere  französische  Rechtswissenschaft  überhaupt  die  Weiter- 
spaltungen der  Sippe  zu  beachten  hat,  knüpft  sie  dieselben  immer  nach 
feststehendem  Sprachgebrauch  an  denjenigen  an:  qui  a  acquis  rheritage, 
an  den  premier  acquereur,  qui  a  mis  l'hdritage  dans  la  famille ,  mag  nun 
Abstammung  von  demselben,  oder  nur  Verwandtschaft  mit  ihm  geforden 
sein.  Hatte  die  Ansicht,  dass  das  Gut  nicht  blos  nach  den  Eltemseiten,  son- 
dern auch  nach  seiner  Herkunft  von  den  aufsteigenden  Theilseiten  zurück- 
fallen solle,  sich  selbststttndig  entwickelt,  so  wfire  da  zweifellos  das  Zurück- 
gehen auf  den  Premier  possesseur  zu  betonen  gewesen.  Wird  statt  des- 
selben immer  auch  da  auf  den  Premier  acquereur  hingewiesen ,  so  kann 
sich  das  nur  daraus  erklären,  dass  die  Annahme  fortgesetzten  FaUrechts  sich 
erst  in  engstem  Anschluss  an  die  in  den  Coutumes  soucheres  gefordene 
Abstammung  vom  Erwerber  entwickelt  hat,  indem  man  zugab,  dass  auf 
den  ersten  Erwerber  zurückzugehen,  das  Gut  dann  aber  nicht  ausschliess- 
lich den  Nachkommen,  sondern  allen  Verwandten  desselben  zuzusprechen  sei. 

Mit  dem  Ausdrucke  Acque'reur  war  nun  aber  streng  genommen  eine 
Beschränkung  ausgesprochen,  welche  doch  da  nicht  beabsichtigt  war,  wo 
man  annahm,  dass  das  Gut  an  jeden  Angehörigen  des  Zweiges  der  Sippe 
fallen  sollte,  von  dem  es  herrührte.  Mancher  mochte  erweisen  können,  dass 
er  einem  früheren  Besitzer  des  Gutes  verwandt  sei,  nicht  aber,  dass  dieser 
das  Gut  zuerst  erworben,  nicht  schon  selbst  ererbt  hatte.  Man  hat  sichtlich 
gefühlt,  dass  bei  Annahme  fortgesetzten  Fallrechts  der  Ausdruck  Acquereur 
an  und  für  sich  ungenau  sei  und  suchte  seine  Beibehaltung  zu  rechtfertigen 
durch  die  Annahme  der  Gleichstellung  des  ersten  nachweis- 
baren Besitzers  mit  dem  Erwerber.  So  sagt  etwaPothier:  en  cecas 
le  plus  ancien  des  anciires  qui  est  connu  pour  /'  avoir  poss^dd^  est  repute 
celui  qui  Va  mis  enfamille.  Das  aber  findet,  wenigstens  so  weit  ich  sehe, 
in  keiner  Coutume  eine  bestimmtere  Begründung;  der  Satz  kann  sich  nur 
auf  Grundlage  der  Erwägung  der  Rechtskundigen,  denen  jene  Ungenauig- 
keit  auffiel,  so  ergeben  haben  und  wird  dann  durch  sich  derselben  fü- 
gende Entscheidungen  der  Gerichte  zu  allgemeinerer  Anerkennung  ge- 
langt sein. 

In  wie  weit  dieser  Satz  berechtigt  war,  haben  wir  bereits  S  582  ff.  ge- 
prüft. Es  ergab  sich,  dass  bei  den  auf  fortgesetztes  Fallrecht  bezogenen 
Coutumes  de  c6te'  et  ligne  zwar  die  Betonung  des  Acquereur  eine  unge- 
naue war,  davon  abgesehen  aber  nichts  im  Wege  stand,  den  ersten  Besitzer 
und  den  Erwerber  gleichzustellen,  da  die  Folge  sich  ganz  gleich  gestaltete, 
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ob  man  nun  zunächst  jenen  oder  diesen  ins  Auge  fasste.  Aber  das  spätere 
Recht  hat  da  zwischen  den  Coutumes  de  cöte  et  ligne  und  den  Coutumes 
soucheres  nicht  unterschieden ,  und  auch  in  diesen  den  ersten  nachweis- 
baren Besitzer  dem  Erwerber  gleichgestellt.  Bei  solcher  Ausdehnung 
derGleichstellungaufdie  Rechte  mitStammrecht  stellte  sich 
aber  jenes  Verhaltniss  anders. 

Theoretisch  ist  in  diesen  allerdings  keine  Grflnze  gezogen.  Konnte 
Jemand  erweisen,  dass  ein  noch  so  entfernter  Vorfahre  das  Gut  erworben 
habe,  so  schloss  er  Alle  aus,  welche  nicht  von  diesem  abstammten.  Wo 
aber  nicht  besondere  Beweismittel,  wie  Neuverleihungen  oder  Kaufbriefe 
zur  Hand  waren,  da  wird  der  Beweis  nicht  blos  des  Besitzes,  sondern  auch 
des  Erwerbes  durch  den  bezüglichen  Vorfahren,  wie  er  ursprünglich  zwei- 
fellos gefordert  wurde,  schon  für  Grosselterngut  und  selbst  Elterngut  oft 
nicht  zu  erbringen  gewesen  sein.  Sollte  nun  zumal  nach  den  S  935  er- 
wähnten Coutumes,  in  welchen  das  Massgeben  der  Souche  am  weitesten 
durchgeführt  erscheint,  das  Gut  beim  Fehlen  eines  Nachkommen  des 
ersten  Erwerbers  einfach  an  den  nächsten  Blutsfreund  des  Erblassers 
fallen,  so  konnte  es  doch  überaus  unbillig  erscheinen,  dass,  wenn  Je- 
mand etwa  noch  so  bestimmt  nachweisen  konnte,  dass  ein  Gut  von  seinem 
Vatervater  an  den  Erblasser  gekommen,  aber  nicht  gerade  von  ihm  erworben 
sei,  dasselbe  dennoch  an  die  Mutter  oder  nähere  Verwandte  der  Mutter- 
seite kommen  solle. 

Es  ist  erklärlich,  dass,  wenn  der  Satz  von  der  Gleichstellung  des  Er- 
werbers und  frühern  Besitzers  durch  die  jetzige  Auslegung  der  Coutumes 
de  cot^  et  ligne  zur  Anerkennung  gelangt  war,  man  ihn  nun  auch  für  die 
Coutumes  soucheres  verwandte.  Hier  aber  war  er,  wie  schon  S  583  ff.  aus- 
geführt, gegenüber  dem  der  ganzen  Gestaltung  sichtlich  zu  Grunde  liegen- 
den Gesichtspunkt,  dass  das  Gut  nur  früheren  Miterben  oder  deren  Nach- 
kommen zukommen  solle,  entschieden  nicht  gerechtfertigt.  War  ein  vom 
Vater  an  den  Erblasser  gekommenes  Gut  als  von  diesem  erworben  zu  er- 
weisen, so  gebührte  es  allerdings  nur  dem  Brudersohne  als  Nachkommen 
des  Erwerbers.  War  aber  nur  Besitz  zu  erweisen,  war  damit  wahrschein- 
lich, dass  der  Vater  es  bereits  ererbt  hatte,  so  hatten  sich  Vaterbruder  und 
Bruderssohn  darin  zu  theilen;  jener  war  in  seinem  Rechte  verkürzt,  wenn 
man  trotzdem  den  ersten  nachweisbaren  Besitzer  auch  als  den  Erwerber 
betrachtete  und  daraufhin  das  Gut  ausschliesslich  dem  Brudersohne  zu- 
sprach. 

947.  Wo  man  fortgesetztes  Fallrecht  annahm  und  nur  den  Ver- 
wandten des  Erwerbers  ein  Vorrecht  zusprach,  da  musste  sich  dann  ganz 
entsprechend,  wie  bei  den  Coutumes  soucheres,  die  Frage  nach  der  Folge 
beim  Fehlen  von  Verwandten  des  Erwerbers  ergeben.  Fehlte 
ein  Angehöriger  des  berechtigten  Viertels  oder  Achtels,  so  war  es  fraglich, 
ob  nun  das  Gut  unter  Berücksichtigung  wenigstens  des  einfachen  Fallrechts 
an  den  sonstigen  Nächsten  der  Seite  oder  an  den  dem  Grade  nach  Nächsten 
fallen  solle.  Ist  das  Letztere  aber  wenigstens  in  einigen  Coutumes  soucheres 
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047]  ausdrücklich  ausgesprochen,  so  findet  sich  nie  eine  entsprechende  An- 
gabe in  den  auf  fortgesetztes  Fallrecht  bezogenen  Coutumes.  Aus  dem  ein- 
fachen Grunde,  wie  ich  denke,  weil  man  bei  ihrer  Abfassung  überhaupt 
nur  einfaches  Fallrecht  im  Auge  hatte.  Sagen  sie  in  dieser  Richtung  nichts 
weiter,  als  dass  beim  Fehlen  der  einen  Seite  und  Linie  die  andere  Seite  und 
Linie  folgen  solle,  so  machte  ich  das  schon  S  Q32  dafür  geltend,  dass  sie 
bei  dem  Ausdruck  Cote'  et  ligne  überhaupt  nur  die  eine  der  beiden  Seiten, 
nicht  auch  deren  Weiterverzweigungen  im  Auge  hatten. 

Bezog  erst  die  Rechtswissenschaft  den  Doppelausdruck  auf  fortgesetztes 
Fallrecht,  so  sah  sie  sich  damit  nun  ebenfalls  vor  die  Frage  gestellt,  an  wen 
das  Gut  fallen  soll,  wenn  ein  Angehöriger  des  zunächst  berechtigten  Viertels 
oder  Achtels  nicht  vorhanden  war.  Die  Ansichten  der  Rechtskundigen 
waren  da  getheilt.  Manche  machten  geltend,  dass  der  Satz:  Patema  patemis, 
immer  massgebend  sein  müsse,  also  auch  in  solchem  Falle  nur  der  nächste 
sonstige  Angehörige  der  Elternseite  ein  Recht  habe.  Dagegen  meint  Pothier 
Succ.  ed.  1784  S.  311,  dass  ein  auf  den  Vatersvatervater  zurückgehendes 
Gut  beim  Fehlen  von  Verwandten  desselben  etwa  an  die  Mutter  oder  gleich- 
muttrige  Geschwister,  nicht  aber  an  sonstige  Vettern  der  Vaterseite  falle. 
Aber  er  geht  dabei  von  dem  Satze  aus,  dass  das  gemeine  Recht,  wonadi 
der  Gradnttchste  erbt,  immer  eintreten  müsse,  wo  nicht  eine  ausdrückliche 
Ausnahme  ausgesprochen  sei,  während  jene  Coutumes  eine  solche  Aus- 
nahme lediglich  zu  Gunsten  der  Verwandten  oder  Nachkommen  des  ersten 
Erwerbers  aussprechen  wollten ;  Ittugnet  er  das  Paterna  patemis  als  allge- 
meine Regel  nicht,  so  meint  er,  diese  Regel  sei  in  Jenen  Coutumes  in  an- 
gegebener Weise  eingeschränkt  worden.  Wir  finden  demnach  bei  ihm  ganz 
denselben  Gesichtspunkt  ausgesprochen,  den  wir  für  die  entsprechende  Be- 
stimmung jener  Coutumes  soucheres  als  massgebend  betrachteten. 

048.  DasErgebniss  bezüglich  der  späternGestaltungdes 
Fallrechts  würde  demnach  sein,  dass  wir  im  westfränkischen  Recht  als 
gemeinsamen  Ausgang  nur  einfaches  Fallrecht  anzunehmen  haben, 
welches  nur  die  beiden  Ehernsippen  auseinanderhält,  alles  vom  Vater  ge- 
kommene Gut  dem  Nächsten  der  Vatersippe  zuspricht,  ohne  alle  Rücksicht 
darauf,  ob  das  Gut  erst  vom  Vater  gewonnen  oder  schon  von  ihm  ererbt 
war,  und  darauf,  ob  er  es  in  diesem  Falle  vom  Vatervater  oder  von  der 
Vatermutter  ererbt  hatte.  Wenigstens  in  allen  Coutumes,  bei  welchen  auch 
die  sonstigen  Bestimmungen  die  lediglich  westfränkische  Grundlage  zwei- 
fellos erscheinen  lassen,  sehen  wir  uns  darauf  zurückgewiesen.  Ist  nicht  zu 
bezweifeln,  dass,  wie  mehrfach  in  der  lothringischen  Gruppe,  so  auch  in 
manchen  französischen  Coutumes,  vgl.  $  929,  auch  S  944,  schon  von  alters- 
her  der  Herkunft  des  Guts  im  Sinne  fortgesetzten  Fallrechts  über  Eltern 
hinaus  nachgegangen  wurde,  so  trifft  das  solche  Rechte,  bei  welchen  auch 
andere  abweichende  Bestimmungen  es  fraglich  erscheinen  lassen ,  ob  wir 
bei  ihnen  nur  westfränkische  Grundlage  zu  berücksichtigen  haben. 

Sind  auch  später  die  Coutumes  de  simple  cote'  die  überwiegenden,  so 
werden  dann  von  ihnen  allerdings  die  Coutumes  soucheres  und  die  de 
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c6t^  et  ligne  unterschieden.  Aber  diese  Dreitheilunghat  zweifellos  für 
das  altere  Recht  keine  Bedeutung,  ist  erst  das  Ergebniss  nachträglicher  Ent- 
wicklung. Die  Beachtung  derSouche,  die  Beschränkung  des  Rechts  auf  die 
Nachkommen  des  Erwerbers,  hat  sichtlich  zunächst  auf  dem  Gebiete  des 
Näherrechts  festen  Fuss  gefasst  und  erscheint  noch  zu  Beginn  des  sechs- 
zehnten Jahrhunders  auf  dieses  beschränkt.  Nach  der  Mitte  des  Jahrhun- 
derts erscheint  sie  dann  mehrfach  auch  in  den  Coutumes  ausdrücklich  auf 
das  bisher  nach  einfachem  Fallrecht  beurtheilte  Erbrecht  ausgedehnt.  Schloss 
das  nicht  aus,  neben  dem  Stammrecht  sich  wenigstens  eventuell  noch  an 
das  einfache  Fallrecht  zu  halten,  so  hat  es  in  einigen  Coutumes  dieses  über- 
haupt beseitigt. 

Machte  sich  daneben  die  Ansicht  geltend ,  dass  das  Fallrecht  ein  fort- 
gesetztes sein  solle,  so  ist  dieselbe  in  den  Coutumes  selbst  überhaupt  nicht 
zur  Geltung  gelangt,  da  diese,  wie  wir  S  931  ff.  nachwiesen,  auch  da,  wo 
sie  von  C6t6  und  Ligne  sprechen,  nur  einfaches  Fallrecht  im  Auge  haben. 
Es  handelte  sich  dabei  nicht  um  eine  Aenderung,  sondern  um  eine  von  den 
Rechtskundigen  ausgehende  anderweitige  Interpretation  mancher  Coutumes. 
Den  Anlass  dazu  bot  wohl  weniger  der  Umstand,  dass  manchen  Nachbar- 
rechten  ein  solches  fortgesetztes  Fallrecht  geläu6g  war.  Sie  scheint  sich  erst 
auf  Grundlage  der  Betonung  des  ersten  Erwerbers,  wie  sie  zunächst  in  Be- 
ziehung auf  das  Retractrecht  im  spätem  Mittelalter  üblich  wurde ,  in  der 
Weise  entwickelt  zu  haben,  dass  die  Rechtskundigen  zugaben,  es  sei  aller- 
dings auf  den  Erwerber  zurückzugehen,  aber  nicht  blos  den  Nachkommen, 
sondern  allen  Verwandten  desselben  ein  Vorfolgerecht  zuzugestehen.  Und 
da  es  dann  für  die  Folge  gleichgiltig  war,  ob  der  erste  nachweisbare  Be- 
sitzer zugleich  der  Erwerber  war  oder  nicht,  so  hat  sich  von  da  aus  zwei- 
fellos der  Satz  von  der  Gleichstellung  beider  ergeben,  nach  dem  dann  auch 
die  Coutumes  soucheres  beurtheilt  wurden,  obwohl  er  von  dem  diesen  zu 
Grunde  liegenden  Gesichtspunkte  aus  an  und  für  sich  nicht  berechtigt  war. 

Sind  diese  Annahmen  über  die  Entwicklung  der  späteren  Gestaltungen 
des  Fallrechts  richtig,  so  erklärt  es  sich  auch  leicht,  wenn  sich  später  kaum 
auf  einem  andern  Gebiete  des  Droit  coutumier  eine  solche  Verschieden- 
heit der  Ansichten  geltend  machte,  als  bei  Allem,  was  mit  dem  Rück- 
fall des  Erbgutes  zusammenhängt.  Die  Unfolgerichtigkeiten  des  altherge- 
brachten einfachen  Fallrechts  waren  nicht  zu  verkennen.  Machte  sich  ein 
Bedürfniss  geltend,  sie  in  dieser  oder  jener  Weise  zu  beseitigen,  so  konnte 
der  schwankende  Gebrauch  der  massgebenden  Ausdrücke  die  darauf  ge- 
richteten Bestrebungen  fördern.  Es  handelte  sich  weniger  um  ausdrück- 
liche Aenderungen  der  bisherigen  Bestimmungen,  als  um  eine  sich  allmählig 
ändernde  Auffassung  derselben.  Vielfach  hielt  man  auch  dieser  gegenüber 
am  althergebrachten  Rechte  fest.  Wo  sie  aber  durchdrang,  da  konnte  sich 
dann  wieder  überall  die  Frage  ergeben,  in  wie  weit  nun  wenigstens  in 
zweiter  Reihe  am  alten  Rechte  dennoch  festzuhalten  sei.  Und  handelte  es 
sich  überwiegend  weniger  um  den  Wortlaut  der  Bestimmungen  selbst,  als 
um  die  Ansicht  der  Rechtskundigen,  wie  sie  auszulegen  seien,  so  ist  es  er- 
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948]  klärlich,  wenn  es  vielfach  immer  bestritten  blieb,  ob  in  einer  Coutume 
diese  oder  jene  Gestaltung  ausgesprochen  sein  solle. 

Ich  bin  damit  Fragen  nachgegangen,  welche  meines  Wissens  zum 
Theil  bisher  überhaupt  nie  näher  erörtert  wurden.  Waren  dabei  meine 
Hilfsmittel  vielfach  unzureichende,  war  ich  genöthigt,  mir  bezüglich  der 
darauf  zu  verwendenden  Zeit  gewisse  Schranken  zu  ziehen,  so  wird  eine 
eingehendere  Einzeluntersuchung  vielleicht  manche  meiner  Annahmen  be- 
züglich der  Art  und  Weise,  wie  sich  die  später  allgemein  angenommene 
Dreitheilung  der  Coutumes  entwickelte  und  feststellte,  als  unzutreffend  er- 
weisen. Um  da  genügende  Einsicht  zu  gewinnen,  würde  man  sich  ja  nicht 
mit  der  Einsicht  der  Quellen  selbst  begnügen  dürfen ;  es  würde  die  ge- 
sammte  sie  erläuternde  und  an  sie  anknüpfende  Rechtslitteratur  durchzuar- 
beiten sein.  Für  meine  Zwecke  aber  hat  die  Beantwortung  dieser  Fragen 
an  und  für  sich  keine  weitere  Bedeutung,  sobald  nur  anerkannt  wird,  dass 
ich,  wie  ich  denke,  den  Gegenstand  so  weit  verfolgt  habe,  dass  das  Haupt- 
ergebniss  damit  als  genügend  sichergestellt  erscheint ;  die  Behauptung  näm- 
lich, dass  jene  Dreitheilung  überhaupt  erst  ein  Ergebniss  späterer  Entwick- 
lung ist,  dass  die  gemeinsame  Grundlage  der  später  verschieden  gestalteten 
oder  doch  verschieden  ausgelegten  Coutumes  ein  Recht  mit  nur  einfachem 
Fallrecht  gewesen  sein  muss,  welches  auch  für  das  Erbgut  lediglich  auf  den 
Unterschied  der  beiden  Seiten  Gewicht  legte,  und  dasselbe  auf  jeder  Seite 
dann  ebenso  nach  der  Nähe  des  Grades  vererben  Hess,  wie  das  Gewinngut 
in  der  Gesammtsippe  vererbte,  während  ihm  die  Beachtung  jeder  Weitcr- 
spaltung  der  Sippe  fremd  gewesen  sein  muss. 

Darauf  aber  möchte  ich  Gewicht  legen ,  weil  einerseits  das  gothisch- 
spanische  Recht  ganz  ähnliche  Verhältnisse  ergeben  wird,  andererseits  theil- 
weise  die  lothringischen,  insbesondere  aber  die  flandrisch-friesischen,  sich 
örtlich  mit  den  fränkischen  Rechten  vielfach  so  nahe  berührenden  Rechte 
die  Beachtung  der  Weiterspaltungen  der  Sippe  für  Erbgut,  wie  Gewinngut 
am  weitesten  durchgeführt  haben,  so  dass  damit,  wie  ich  denke,  ein  wich- 
tiger Haltpunkt  für  die  Entscheidung  gegeben  ist,  wo  es  sich  um  die  Frage 
handelt,  ob  ein  Recht  auf  fränkische  oder  aber  friesische  oder  lothringische 
Grundlage  zurückgehe.  Insbesondere  muss  jenes  Ergebniss  dann  aber  von 
grösster  Bedeutung  sein  für  die  Frage  nach  den  An&ngen  des  Fallrechts 
und  seinem  Zusammenhange  mit  der  ältesten  fränkischen  Erbenfolge. 


8.  Mutterrechtliche  Rückenfolge« 

949.  Unsere  bisherigen  Erörterungen  über  die  Folge  der  RUcken- 
erben  in  späterer  Zeit  ergaben  ein  wesentlich  anderes  Ergebniss ,  als  die 
über  die  Folge  der  Brusterben.  Bei  dieser  finden  sich  noch  später  die 
Folge  nach  dem  Vater  und  die  nach  der  Mutter  wesentlich  verschieden  be- 
handelt. Beim  Rückenerbe  ergibt  sich  später  volle  GleichsteUung  beider 
Seiten.  Die  gemeine  Folge  in  Gewinnland  und  Fahrniss  berücksichtigt  die 
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beiden  Seiten  überhaupt  nicht;  sie  vererben  in  der  Gesammtsippe  nach 
Linie  und  Grad.  Sind  dann  beim  Erblande  beide  Seiten  durch  das  Falh-echt 
auseinandergehalten ,  so  erscheinen  auch  da  beide  ganz  gleich  behandelt 
Jede  erhält  das  zurück,  was  von  ihr  herrührt,  und  auf  der  einen,  wie  auf 
der  andern  Seite  wird  dasselbe  lediglich  nach  der  Nahe  des  Grades  vererbt, 
wie  auch  das  später  zu  besprechende  Nichtsteigen  des  Erblandes  beide  Seiten 
ganz  gleichmässig  trifft.  Damit  ergibt  sich  nun  der  bestimmteste  Gegensatz 
gegen  die  Angabe  über  die  Erbenfolge ,  wie  sie  sich  im  ältesten  Text  der 
Lex  Salica  findet,  nach  welcher  wir  zweifellos  ursprüngliches  Erb- 
recht nur  der  Mutterseite  anzunehmen  haben. 

Nach  der  ursprünglichen  Fassung  der  ErbentafelderLexSalica 
wird  der  Kinderlose  in  erster  Reihe  von  seiner  Mutter  beerbt.  Sind  dann 
beim  Fehlen  der  Mutter  Frater  oder  Soror  zu  berufen,  so  könnte  das  aller- 
dings an  und  für  sich  Geschwister  jeder  Art,  auch  solche,  welche  nur  den 
Vater  gemeinsam  haben,  treffen.  Aber  in  einem  Zusammenhange,  in  wel- 
chem unmittelbar  vorher  nur  die  Mutter,  unmittelbar  nachher  nur  die  Soror 
matris  genannt,  die  gesammte  Vaterseite  nirgends  ausdrücklich  erwähnt  ist, 
kann  doch  nicht  leicht  bezweifelt  werden,  dass  man  da  nur  die  Kinder  der 
in  erster  Reihe  berufenen  Mutter,  die  gleichmuttrigenGeschwister 
im  Auge  hatte.  Folgt  dann  nach  Geschwistern  die  Soror  matris,  so 
steht  da  natürlich  das  ausschliessliche  Recht  der  Mutterseite  ausser  Frage. 
Dagegen  muss  es  auffallen,  dass  nicht  auch  hier,  wie  in  der  vorangehenden 
Angabe,  Bruder  und  Schwester  der  Mutier  genannt  sind. 

Man  hat  die  in  einigen  germanischen  Rechten  erwähnte  Bevorzu- 
gung der  Schwester  wohl  mit  dem  Mutterrechte  in  Verbindung  zu 
bringen  gesucht;  vgl.  Dargun  Muttern  61.  Dafür  scheint  mir  ein  ausreichen- 
der Grund  zu  fehlen.  Setzte  sich  die  Sippe  nur  durch  die  Töchter  und 
Schwestern  fort ,  so  lag  darin  kein  Grund ,  die  Brüder  vom  Erbe  auszu- 
schliessen ,  deren  Gut ,  falls  nach  mutterrechtlicher  Folge  der  Vater  von 
seinen  einer  andern  Sippe  angehörenden  Kindern  nicht  beerbt  wurde, 
ohnehin  wieder  an  die  durch  Weiber  Verwandten  fiel.  Und  im  gegebenen 
Falle  bliebe  dann  zu  erklären,  wesshalb  das  nicht  schon  für  den  Bruder, 
sondern  erst  für  den  Mutterbruder  zutreffen  sollte.  Ist  in  Rechten  der  nor- 
wegischen Gruppe  die  Schwester  mehrfach  bevorzugt ,  so  ist  das  sichtlich 
daraus  zu  erklären,  dass  ihr  völliger  Ausschluss  als  Tochter  neben  Söhnen 
einigermassen  ausgeglichen  werden  sollte,  wenn  ein  kinderloser  Bruder  zu 
beerben  war.  Hier  würde  das  nicht  zutreffe^.  Es  liesse  sich  weiter  etwa 
daran  denken,  dass,  wenn  nach  S  5  die  ganze  Terra  an  den  Mutterbruder 
kommen  würde,  dafür  der  Mutterschwester  die  gesammte  Fahrniss,  welche 
die  Angaben  zunächst  im  Auge  haben,  zufallen  solle.  Aber  auch  diese  Er- 
klärung kann  nicht  wohl  befriedigen.  Handelt  es  sich  sichtlich  um  eine 
uralte,  zur  Zeit  der  Niederschrift  kaum  noch  streng  eingehaltene  Erben- 
folge, so  ist  auch  schwerlich  anzunehmen,  dass  man  bei  erster  Feststellung 
dieser  der  Terra  schon  solches  Gewicht  beilegte,  dass  man  darin  einen  Er- 
satz für  Ausschluss  von  der  Fahrniss  sah. 
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060.  Ich  möchte  die  Erklärung  der  auffallenden  Angabe  in  anderer 
Richtung  suchen^  in  Beziehung  des  Ausdruckes  Soror  auf  Ge- 
schwister beiderlei  Geschlechts,  so  dass  es  sich  bei  der  Soror 
matris  um  Muttergeschwister  überhaupt  handeln  wUrde.  Dem  Lateinischen, 
wie  spätem  romanischen  Sprachen,  ist  ein  Brüder  und  Schwestern  zusam- 
menfassender einfacher  Ausdruck  fremd.  Den  germanischen  Sprachen  fehlt 
es  nicht  an  solchen  Ausdrücken,  vgLDeecke  Verwandtschaftsn.  2 1 3,  welche 
aber  nicht,  wie  in  einigen  indogermanischen  Sprachen,  an  den  Bruder,  son- 
dern sflmmtlich  an  die  Schwester  anknüpfen.  Wenn  Delbrück  Verwandt- 
schaftsn. 91  den  Grund  dafür  darin  sucht,  dass  man  damit  habe  ausdrücken 
wollen,  dass  die  Schwestern  gleichfalls  damit  gemeint  seien,  wflhread  das 
bei  den  Brüdern  selbstverständlich  sei,  so  denke  ich,  dass  ich  kaum  der 
einzige  sein  werde,  den  solche  Erklärung  nicht  befriedigt.  Beim  Ausgehen 
von  mutterrechtlich  gestalteter  Sippe  kann  der  Umstand  nicht  auffallen.  Für 
den  Bruder  gibt  es  dann  nur  eine  durch  seine  Schwester  vermittelte  Ver- 
wandtschaft ;  für  ihn  kommt  von  der  folgenden  Generation  nur  das  Schwe- 
sterkind in  Betracht;  Vetterschaft  besteht  nur  unter  den  Kindern  zweier 
Schwestern.  Trat  dann  mit  der  Zeit  die  zweiseitige  elterliche  Sippe  an  die 
Stelle  der  einseitigen  Muttersippe,  so  kann  es  nicht  auffallen,  wenn  man 
die  ursprünglich  nur  an  die  Schwester  anknüpfenden  Beziehungen  mach  da 
für  die  entsprechenden  Verwandtschaftsgrade  beibehielt,  wo  dieselben 
Männer  trafen  oder  durch  Männer  vermittelt  waren. 

Es  würde  das  ja  gerade  für  das  uns  beschäftigende  Rechtsgebiet  nicht 
der  einzige  Fall  aufmutterrechtlicheGrundlage  deutenderGc- 
sammtbezeichnungen  sein.  So  bei  den  Elternbrüdern,  Wo  in 
germanischen  Sprachen  beides  auseinandergehalten  wird,  bezeichnet  Vetter 
zunächst  den  Vatersbruder,  Oheim  den  Mutterbruder.  Für  den  zusammen- 
fassenden Ausdruck  hat  dann  wohl  die  Vater seite  den  Ausschlag  gegeben; 
in  den  Alpenländern  ist  es  noch  durchaus  üblich,  beide  Anen  von  Eltern- 
brüdern als  Vettern  zu  bezeichnen.  Ueberwiegend  aber  halten  sich  die 
deutschen  Sprachen  an  den  Oheim ;  und  dass  das  insbesondere  auch  bei 
den  Franken  der  Fall  war,  als  sich  für  sie  das  Bedürfniss  ergab,  für  ihre 
Verwandtschaftsbezeichnungen  lateinische  Ausdrücke  aufzunehmen ,  folgt 
doch  aufs  bestimmteste  daraus,  dass  sie  von  dem  Ausdrucke  Patruus  keinen 
Gebrauch  machten,  und  den  Vaterbruder  ebenso ,  wie  den  der  Muner  als 
Avunculus,  Oncle,  bezeichneten.  Delbrück  124  meint,  wir  wüssten  nicht, 
warum  der  Name  für  den  mütterlichen  Oheim  den  Sieg  davon  trug.  Aber 
ich  denke,  dass  da  doch  die  Angabe  des  Tacitus  Germ.  c.  20:  SororumfiUä 
idem  apud  auuncu/um,  gut  apud  pairem  honor ;  quidam  sanctiorem  arcHo- 
remque  hunc  nexum  sanguinis  arbitraniur ,  einen  recht  beachtenswertben 
Fingerzeig  ergibt.  Für  die  einseitige  Mutterfamilie  ist  der  Mutterbruder  das 
männliche  Haupt.  Von  den  Elternbrüdern  kommt  ursprünglich  nur  er  in 
Betracht.  Es  kann  nicht  auffallen,  wenn  sich  bei  Herausbildung  der  zwei- 
seitigen Sippe  der  Ausdruck  auf  den  entsprechenden  Verwandten  der  Vaicr- 
seite  ausdehnte. 
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Solchen  Ausdrucken  ist  wohl  auch  anzureihen  eine  Bezeichnung  der 
Vollgeschwister,  welche  ich  nur  vereinzelt  in  der  Coutume  von  Pe- 
ronne,  CouL  ge'n.  2,  605,  gefunden  habe.  Kinder  aus  einer  zweiten  Ehe 
des  überlebenden  Ehegatten  werden  nicht  von  ihren  Geschwistern  erster 
Ehe  beerbt:  parce  quils  ne  luy  soni  que  consanguins  ou  uierins  du  cosU 
dudit  Premier  survivant,  et  les  autres  dudit  second  mariage  luy  sonifreres 
et  soeurs  d'un  venire,  issus  et  venus  tous  ctun  pere  et  d'une  mere.  Die  Be- 
ziehung nur  auf  VoUgeschwistcr  ist  da  so  zweifellos,  wie  nur  möglich  aus- 
gesprochen, während  doch  nach  dem  Wonsinne,  wie  nach  dem  sonstigen 
Gebrauche,  vgl.  etwa  S  479  und  848,  Kinder  d'un  venire  nur  die  Uterini 
ohne  Rücksicht  auf  Vollgeburt  und  Halbgeburt  sind.  Ich  weiss  die  auffal- 
lende Bezeichnung  nicht  wohl  anders  zu  erklären,  als  durch  Zurückgehen 
auf  eine  Zeit,  in  welcher  in  der  mutterrechtlichen  Familie  rechtswirksame 
Geschwisterschaft  nur  unter  Kindern  derselben  Mutter  bestand,  vgl.  S  6 1 2, 
nur  diese  gegenüber  denjenigen ,  welche  nur  den  Vater  gemeinsam  hatten, 
als  VoUgeschwister  betrachtet  werden  konnten,  während  dann  der  Ausdruck 
für  solche  vereinzelt  beibehalten  wurde ,  als  mit  der  Beachtung  auch  der 
Vaterschaft  sich  der  Begriff  einer  engern  Verbindung  zwischen  den  Ge- 
schwistern, welche  auch  den  Vater  gemeinsam  hatten,  ergab. 

Dem  schliesst  es  sich  an,  wenn  wir  vereinzelt  auch  sonst  die  Ehe 
nach  dem  Ventre  bezeichnet  finden.  Ganz  gleichbedeutend  mit  dem  Aus- 
druck Lit  rompu  oder  Table  rompu  wird  im  flandrischen  Rechtsgebiete  die 
durch  den  Tod  eines  der  Ehegatten  gelöste  Ehe  auch  wohl  als  Ventre 
rompu  bezeichnet,  was  sich  doch  ursprünglich  nur  auf  eine  durch  den  Tod 
der  Mutter  gelöste  Ehe  beziehen  kann.  So  wenn  nach  der  Coutume  von 
Bourbourg  10  S  5.  10,  und  ähnlich  nach  der  von  Nieuport  20  S  16,  Cout 
g^n.  1, 493. 747,  das  Kind :  le  ventre  estant  encore  entier,  von  beiden  Eltern 
beerbt  wird ;  während  der  überlebende  Elterntheil :  le  ventre  estant  rompu, 
durch  Geschwister  ausgeschlossen  ist.  Es  könnte  das  doch ,  ohne  dass  ich 
das  hier  weiter  verfolgen  möchte,  den  Gedanken  nahe  legen ,  dass  diese 
schon  S  652  erwähnte  Art  der  Folge  der  Eltern  auf  eine  Gestaltung  zurück- 
geht, bei  der  nur  das  Vorversterben  der  Mutter  das  Recht  des  Vaters  be- 
seitigte, und  man  den  Ausdruck  vereinzelt  beibehielt,  nachdem  sich  die  erb- 
rechtliche  Stellung  von  Vater  und  Mutter  in  jeder  Beziehung  ausgeglichen 
hatte. 

Wenn  Delbrück  1 27  meint,  dass  auch  in  der  Bezeichnung  des  Eliern- 
bruder  nur  nach  der  Mutter  und  in  andern  an  die  Mutterseite  anknüpfen- 
den Benennungen  nichts  von  einem  Mutterrecht  stecke,  so  will  ich  das  Aus- 
gehen von  solchem,  so  weit  es  sich  um  das  indogermanische  Gesammtge- 
bict  handelt,  daraufhin  in  keiner  Weise  behaupten.  Und  mit  Rücksicht  auf 
das  S  899  Bemerkte  lasse  ich  es  auch  zunächst  ganz  dahingestellt,  ob  der 
Nachweis  mutterrechdicher  Grundlage  für  einzelne  germanische  Rechte  die- 
selbe auch  für  das  germanische  Urrecht  erweisen  muss.  Es  handelt  sich  für 
mich  zunächst  nur  um  die  fränkischen  Stämme.  Und  fehlt  es  da  nicht  an 
andern  Haltpunkten,  so  denke  ich  immerhin,  dass  auch  jene  Benennungen 
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060]  eine  nicht  ungewichtige  Bestätigung  für  die  Annahme  bieten,  dasssich 
jedenfalls  bei  den  Franken  die  Familienverhältnisse  auf  mutterrechtlicher 
Grundlage  entwickelt  haben. 

051.  Bezeichneten  nun  zweifellos  auch  die  Franken  in  ihrer  heimat- 
lichen Sprache  die  BrUder  und  Schwestern  der  Mutter  zusammenfassend 
als  deren  Geschwister  oder  Schwestern,  so  scheint  mir  auch,  da  dem  Latei- 
nischen ein  zusammenfassender  Ausdruck  fehlt,  die  Annahme  nicht  zu  ge- 
wagt, man  habe  in  einem  ältesten  Schriftstück,  mit  der  Soror  matris  kurz- 
weg die  Muttergeschwister  ohne  Rücksicht  auf  das  Geschlecht  be- 
zeichnet, was  ja  nicht  gerade  ausschliesst,  dass  man  in  der  unmittelbar  vor- 
hergehenden Angabe  genauer  von  Frater  und  Soror  sprach.  Damit  besei- 
tigen sich  die  Schwierigkeiten  in  einfachster  Weise. 

Immerhin  würde  ich  zögern,  diese  Annahme  zu  vertreten,  wenn  ich 
nicht  wenigstens  einen  andern  Fall  nachweisen  könnte,  bei  dem  mir  die 
Beziehung  des  Ausdrucks  Sorores  auf  Geschwister  zweifellos  zu  sein  scheint 
In  der  Lex.  Burgund.  14  S  2  heisst  es:  Si  forte  deßinctus  nee  filium  nee 
filiam  reliquerii,  ad  sorores  vel  propinquos  parenies  hereditas  redeat.  Man 
hat  auch  das  auf  Folge  der  Schwestern  unter  Ausschluss  der  BrUder  be- 
zogen. Aber  nicht  allein,  dass  die  spStern  Rechte  des  burgundischen  Ge- 
biets beide  gleichstellen.  Auch  aus  sonstigen  Angaben  der  Lex  ergibt  sich 
die  Unhaltbarkeit  jener  Beziehung.  Nach  genauerer  Prüfung  derselben 
weisen  sie,  wie  ich  denke,  mit  Bestimmtheit  darauf  hin,  dass  im  allgemeinen 
verstorbene  Geschwister  von  Brüdern  und  Schwestern  zu  gleichem  Recht 
beerbt  werden;  nur  so,  dass  die  Brüder  vom  Nachlasse  des  verstorbenen 
Bruders  dessen  Portio  von  der  Medietas  des  Vaterguts,  vgl.  S  438,  die 
Schwestern  aber  vom  Nachlasse  der  Schwester  deren  Portio  von  der  Muner- 
gerade  vorwegnehmen.  Der  anscheinende  Widerspruch  scheint  mir  keine 
andere  Lösung  zuzulassen,  als  die,  dass  jenes  Sorores  nicht  mit  Schwestern, 
sondern  mit  Geschwister  zu  übersetzen  ist. 

Halte  ich  mich  berechtigt,  dahin  auch  jene  Stelle  der  Lex  Salica  zu 
verstehen,  so  dürfte  noch  ein  anderes  zu  beachten  sein.  Die  Erbentafel  der 
Lex  wird  kaum  noch  zur  Zeit  der  ersten  Niederschrift  dem  thatsflchlichen 
Erbgange  entsprochen  haben ;  jedenfalls  wurde  sie  bald  als  veraltet  erkannt. 
Denn  in  den  spätem  Texten  hat  man  sie,  worauf  wir  zurückkommen, 
sichtlich  in  verschiedenster  und  willkürlichster  Weise  geändert,  um  sie  mit 
dem  geltenden  Recht  in  Uebereinstimmung  zu  bringen ,  insbesondere  das 
veraltete  ausschliessliche  Erbrecht  der  Mutterseite  zu  beseitigen.  Sollte  wirk- 
lich nach  dem  ältesten  Texte  die  Mutterschwester  unter  Ausschluss  des 
Mutterbruders  erben,  so  fügt  sich  das  so  wenit;  der  sonstigen  Ordnung,  wie 
der  spätem  Folge,  dass  zu  erwarten  wäre ,  man  habe  vor  allem  an  dieser 
Bestimmung  Anstoss  genommen.  Aber  alle  Aenderungen  derselben  haben 
nur  die  Berücksichtigung  beider  Seiten  im  Auge,  beschränken  sich  darauf, 
der  Soror  matris  die  Soror  patris  zuzufügen.  Dagegen  ist  man  in  keineni 
der  Texte  mit  Einschluss  der  Emendata  und  der  Lex  Ribuaria  darauf  ver- 
fallen, dass  ausser  der  Soror  auch  der  Frater  zu  nennen  seL   Das  scheint 
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mir  nur  erklärlich,  wenn  man  auch  weiterhin  den  Ausdruck  Soror  für  aus- 
reichend hielt,  um  alle  Geschwister  zu  bezeichnen. 

053«  Mag  nun  meine  Erklärung  richtig  sein  oder  nicht,  so  trifft  die 
Angabe  Jedenfalls  nur  die  Mutterseite.  Das  wird  dann  doch  auch  für  die 
Frage  nach  der  Folge  der  entfernteren  Verwandten  zu  beachten 
sein,  bezüglich  deren  es  nun  weiter  heisst :  Ei  inde  de  Ulis  gener ationibus^ 
quicumque  proximior  fuerity  ille  in  herediiatem  succedat,  Soll  nicht  jeder 
nächste  Freund  erben,  ist  da  durch  die  Zurückverweisung  eine  Beschran- 
kung ausgesprochen,  so  ist  diese  doch  zweifellos  darauf  zu  beziehen ,  dass 
auch  weiterhin,  wie  bisher,  nur  die  Mutterseite  berücksichtigt  werden  soll. 
Und  das  würde  dann  doch  auch  massgebend  sein  müssen  für  die  noch 
folgende  Bestimmung,  wonach  die  Terra  nicht  an  Weiber,  sondern  ad  vi- 
rilem sexunty  qui  fraires  fuerinty  kommen  soll,  also  nur  an  den  gleichmut- 
trigen  Bruder  oder  Mutterbruder,  nicht  auch  an  die  Schwester  oder  Muner- 
sch  wester. 

Ein  solches  ursprüngliches  Erbrecht  nur  der  Mutterseite  kann 
aber  nach  Massgabe  unserer  früheren  Erörterungen  kaum  auffallen,  insbe- 
sondere dann,  wenn  sich  auch  die  S  910  vorläu6g  geäusserte  Vermuthung 
bestätigen  sollte,  dass  das  gesetzliche  Erbrecht  der  Kinder  nach  dem 
Vater  und  dessen  Sippe  erst  Ergebniss  nachträglicher  Entwicklung  war. 
Dann  hatte  auch  der  Erblasser  Erbrecht  nur  nach  der  Mutterseite  gehabt. 
Denn  wenn  ihm  auch  durch  die  Dos  ein  Theil  des  ursprünglichen  Vermö- 
gens des  Vaters  gesichert  war,  so  war  dieser  doch  zu  Muttergut  geworden, 
würde  bei  Mangel  von  Kindern  freies  Eigenthum  der  Mutter  gewesen  und 
von  dieser  ursprünglich,  wie  ihr  anderes  Gut,  nur  auf  ihre  Sippe  vererbt 
sein.  Wenn  so  die  Kinder  ursprünglich  nur  von  der  Mutterseite  erbten,  so 
kann  es  auch  nicht  auffallen,  wenn  sie  auch  nur  auf  diese  vererben  sollten ; 
es  würde  das  nur  dem  Satze  Materna  maternis  entsprechen. 

Aber  auch  wenn  wir  davon  ausgehen,  dass  für  das  Rückenerbe  nur 
die  Mutterseite  in  Betracht  kommen  sollte,  so  erübrigen  eine  Reihe  Zweifel, 
wie  sich  nun  auf  der  Mutterseite  die  Einzelnheiten  der  Folge  ge- 
stalteten. Nun  wies  ich  schon  S  9 1 5  darauf  hin,  dass,  wenn  wir  den  Wort- 
laut im  engsten  Sinne  als  massgebend  betrachten  wollten,  sich  daraus  eine 
Folge  ergeben  würde,  welche  von  der  später  auf  jeder  Seite  eingehaltenen 
Folge  ganz  abweicht  und  an  und  für  sich  unwahrscheinlich  ist.  Es  würde 
die  Mutter  vor  dem  Enkel  erben,  die  Muttermutter  durch  ihre  eigenen  Kin- 
der, das  Geschwisterkind  durch  die  Muttergeschwister  ausgeschlossen  sein. 
Kommt  dann,  wie  S  915  betont,  noch  hinzu,  dass  die  spätere  Gestaltung 
zum  Theil,  insbesondere  bezüglich  des  Vorfahrenrechts ,  ganz  unerklärlich 
sein  würde,  wenn  sie  nicht  auf  älteste  Zeiten  zurückreichte,  so  zweifle  ich 
auch  nicht ,  dass  die  Lex  Salica  bereits  dieselbe  Folge  im  Auge  hatte ,  wie 
sie  später  auf  jeder  Seite  üblich  war;  dass  sie  weniger  die  Folge  aller  zu- 
nächst zu  berufenden  Personen,  als  die  Richtung  der  Linien  kenntlich 
machen  will,  denen  das  Erbrecht  folgt,  indem  sie  die  dem  Erblasser  nächst- 
stehenden Personen  nennt;  dass  durch  die  Filii  die  gesammte  absteigende, 
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952]  durch  die  Mater  die  gesammte  aufsteigende  Mutterlinie  angedeutet  sein 
soll,  durch  Geschwister  und  Muttergeschwister  die  Seitenlinien. 

Massgebend  für  die  Folge  der  Seitenverwandten  wird  dann  das:  qui- 
cumque proximior fuerity  also  dieNflhe  desGrades,  sein  müssen.  Wer- 
den nach  den  Geschwistern  unmittelbar  die  Muttergeschwister  genannt,  so 
soll  sicher  nicht  gesagt  sein,  dass  durch  diese  die  Kinder  der  Geschwister 
ausgeschlossen  sein  sollten ;  es  soll  nur  angedeutet  sein,  dass  ausser  der  Ge- 
schwisterlinie auch  die  Muttergeschwisterlinie  in  Betracht  kommt  Im  all- 
gemeinen aber  wird  für  die  gesammte  Seitenlinie  lediglich  das  Proximior 
massgebend  sein.  Es  sind  die  dem  Grade  nach  Nächsten,  gleichviel,  welcher 
Generation  sie  angehören,  zu  berufen,  also  etwa  Geschwister  der  Mutter 
zugleich  mit  Kindern  der  Geschwister.  Dann  entspricht  Alles  der  spätem 
Folge  in  Fahrniss  und  Gewinngut.  Wird  zugegeben  werden  müssen, 
dass  die  Angaben  der  Lex  Salica  nicht  dem  engsten  Wortsinne  nach  ver- 
standen werden  können,  so  wird  es  doch  am  nächsten  liegen ,  uns  zur  Er- 
klärung an  die  Folge  zu  halten,  die  spater  im  bezüglichen  Rechtsgebiete  als 
die  allgemein  eingehaltene  erscheint. 

Auch  bezüglich  eines  andern  Punktes  gibt  die  Fassung  unmittelbar 
keinen  Aufschluss.  Wird  nur  nach  der  Mutterseite  hin  vererbt,  so  lässt 
auch  das  die  Frage  offen,  ob  das,  wie  das  später  bei  Vererbung  der  Materaa 
zweifellos  der  Fall  ist,  alle  dem  Erblasser  durch  dessen  Mutter  Blutsver- 
wandten trifft,  also  auch  etwa  die  Kinder  des  gleich mutirigen  Bruder,  oder 
nur  die  Muttermagen,  vgl.  S428,  diejenigen,  welche  durch  ihre  Mutter 
und  auch  weiter  nur  durch  Weiber  mit  dem  Erblasser  zusammenhangen, 
wie  das  nach  einer  rein  mutterrechtlichen  Folge,  vgl.  S  612,  nach  welcher 
das  Kind  nur  zur  Sippe  seiner  Mutter  gehört,  allerdings  der  Fall  sein  sollte. 
Nun  ist  aber  schon  im  ältesten  Texte  der  Lex  Salica  die  rein  mutterrecht- 
liche Folge  dadurch  durchbrochen ,  dass ,  vgl.  S  9 1  o ,  der  Vater  in  erster 
Reihe  nicht  auf  seine  Muttersippe,  sondern  auf  seine  Kinder  vererbt.  Der 
Text  nennt  von  Männern  ausdrücklich  nur  den  (gleichmuttrigen)  Bruder 
und,  nach  unserer  Annahme,  den  (gleichmuttrigen)  Mutterbruder,  so  dass 
sich  ihm  unmittelbar  nicht  entnehmen  lässt,  ob  zu  den  erbberechtigten  Pro- 
ximiores  nicht  blos  die  Schwesterkinder  und  Mutterschwesterkinder,  son- 
dern auch  die  Bruderkinder  und  Mutterbruderkinder  gehören. 

Nach  Massgabe  der  Erwähnung  der  Filii,  die  nach  der  Fassung  auch 
die  Filii  des  Vaters  treffen  muss,  sollte  man  das  letztere  annehmen.  Aber 
wie  man  sich  bezüglich  der  Filii  zögernd  ausdrückte,  mag  man  auch  hier 
genauere  Angaben  absichtlich  unterlassen  haben.  Schon  die  erste  Aufzeich- 
nung der  Lex  Salica  fällt  sichtlich  in  eine  Zeit,  in  welcher  die  Gleichstel- 
lung beider  Sippen  im  thatsüchlichen  Rechtsleben  schon  weiten  Spielraum 
gewonnen  und  die  mutierrechtliche  Ordnung  durchbrochen  hatte,  während 
noch  kaum  feststand ,  wie  weit  dem  nachzugeben  sei.  So  finden  sich  An- 
gaben,  welche,  wie  das  Erbrecht  nach  demVater,  bereits  als  Abschwächung 
derselben  zu  betrachten  sein  dürften.  Das  aber  schloss  nicht  aus ,  dass  an- 
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dere  ahhergebrachte  Bestimmungen  noch  enger  an  sie  anschliessen ,  da  da 
weniger  Veranlassung  war,  von  dem  einmal  Hergebrachten  abzuweichen. 

953.  Mehr  Gewicht,  als  auf  den  noch  manchen  Zweifeln  Raum  ge- 
benden Titel  De  alodis  möchte  ich  insbesondere  auf  die  Bestimmungen 
über  den  Reipus  legen,  welche  ich  bereits  S  369  besprochen  habe.  Ist 
seitdem  die  Abhandlung  von  Brunner,  Zu  Lex  Salica  t.  44:  De  reipus,  in 
den  Berliner  Sitzungsber.  53,  1289  S.  erschienen,  so  schliesst  sich  dieser 
vorbehaltlos  meiner  Ansicht  an,  dass  es  sich  um  Zahlungen  ausschliesslich 
an  die  Verwandten  dos  verstorbenen  Mannes  der  sich  wiederverheirathen- 
den  Wittwe  handle,  nicht,  wie  früher  vielfach  angenommen,  in  erster  Reihe 
um  Zahlungen  an  Verwandte  der  Wittwe  selbst.  Um  so  unbedenklicher 
werde  ich  davon  auch  hier  ausgehen  dürfen.  Dagegen  erklärt  sich  Brunner 
ebenso  bestimmt  gegen  meine  Annahme,  dass  die  Betrage  im  Anschluss  an 
die  altere  mutterrechtliche  Erbenfolge  zunächst  an  entferntere  Manner  vom 
Weibe  der  Mutterseite  gelangen  und  damit  einen  Beleg  fur  das  Mutterrecht 
bieten. 

Hat  man  bisher  gerade  die  Bestimmungen  über  den  Reipus,  die  dann 
bald  ausser  Geltung  gekommen  sind,  als  besonders  alterthUmliche  betrachtet, 
so  hat  nun  Brunner  die  Annahme  römischrechtlichenUrsprungs 
venreten;  er  halt  es  für  wahrscheinlich,  dass  den  Ausgang  eine  Constitu- 
tion Valeutinians  von  371  gebildet  habe,  welche  in  die  Lex  Romana  Cod. 
Theod.  3,  7  S  I  übergegangen  ist.  Danach  soll  auch  die  vaterlose,  noch 
nicht  volljährige  Wittwe  sich  nicht  eigenmächtig,  sondern  mit  Zustimmung 
ihrer  Blutsfreunde  wieder  verheirathen ;  und  zwar  soll  dabei  zunächst  das 
Unheil  der  Freunde  massgebend  sein,  welche  die  Wittwe  nicht  beerben 
würden,  welche  damit  also  auch  kein  Interesse  haben ,  eine  Wiederverhei- 
rathung  zu  hindern.  Die  Bestimmungen  über  den  Reipus  seien  eine  auf 
das  salische  Recht  zugeschnittene  Nachahmung  der  Praxis,  wie  sie  sich  in 
Gallien  bei  der  römischen  Bevölkerung  auf  Grund  der  Constitution  von  371 
gebildet  habe. 

Aber  an  Gegengründen  dürfte  es  nicht  fehlen.  Scheint  mir  die 
Annahme,  dass  die  Franken  gerade  für  familienrechtliche  Bestimmungen 
römisches  Recht  aufgenommen  haben,  an  und  für  sich  bedenklich  und 
scheint  sie  sich  auch  in  andern  Fallen  nicht  zu  bewahren,  vgl.  S  872,  so 
können  wir  davon  absehen.  Denn  vor  allem  würde  doch  der  Unterschied 
einer  ausreichenden  Erklärung  bedürfen ,  dass  es  sich  bei  der  römischen 
Bestimmung  um  die  Verwandten  der  Wittwe  selbst,  bei  der  frankischen  um 
die  des  verstorbenen  Mannes  handelt.  Brunner,  dessen  bezüglichen  An- 
nahmen sich  WolfF  Zur  Gesch.  der  Witwenehe  in  Mittheil,  des  österr.  Inst. 
17,  369  ff.  durchweg  anschliesst,  verweist  in  dieser  Richtung  darauf,  dass 
nach  altdeutschem  Recht  die  Wittwe  lebenslänglich  unter  Vormundschaft 
stand  und  dass  sie  in  dieser  Richtung  nicht  dem  vaterlichen  Hause ,  son- 
dern der  Sippe  des  verstorbenen  Ehemannes  angehöne,  was  dann  auf  die 
Annahme  eines  Verlobungsrechts  der  Sippe  des  verstor- 
benen Mannes  führt.    Das  ist  allerdings  für  das  sachsische  und  longo- 
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bardische  Recht  nicht  zu  bestreiten;  wo  der  Eingehung  der  Ehe  sichtlich 
die  Aufifassung  zu  Grunde  liegt,  dass  die  Frau  selbst,  wie  bei  den  Sachsen, 
oder  doch  das  Mundium  über  dieselbe,  wie  bei  den  Longobarden,  von  ihrer 
Sippe  verkauft  werde,  vgl.  S  885,  da  konnte  sich  auch  die  Anschauung  er- 
geben, dass  die  Frau  selbst  oder  doch  das  Mundium,  wie  anderes  Gut  des 
Mannes,  auf  dessen  Verwandte  vererbe. 

War  das  aber  auch  bei  den  Franken  der  Fall?  Es  ist  doch  schon 
bedenklich,  dass  fUr  die  Behauptung,  dass  bei  ihnen  die  Wittwe  in  der 
Mundschaft  der  Magen  des  verstorbenen  Mannes  stand,  wie  sonst,  so  auch 
nun  von  Brunner  lediglich  derVenrag  von  Andlauvon  587  angeführt  wird. 
Aber  bereits  früher,  Mitth.  des  österr.  Inst.  E.  B.  2,  504,  habe  ich  betont, 
dass  da  die  Tuitio  und  Defensio  des  einen  Königs  nicht  blos  der  Wittwe, 
sondern  ebenso  der  Mutter,  Tochter  und  den  Söhnen  des  andern  zuge- 
sichert wird,  dass  sie  überdies  als  eine  vertragsweise  bedungene,  nicht 
rechtlich  feststehende  erscheint.  Hat  man  dann ,  wie  ebendort  erwähnt, 
wohl  auf  die  Formel  für  die  Desponsatio  der  saiischen  Wittwe  im  longo- 
bardischen  Canular  hingewiesen,  wo  sich  die  Betonung  des  Mundium  leicht 
aus  dem  Anschluss  an  longobardischen  Brauch  erklärt,  so  fällt  es  doch  un- 
gleich schwerer  ins  Gewicht,  wenn  sich  aus  Carolus  de  Tocco  zu  Lombarda 
2,  7  1.  2  ergibt,  dass  die  Franca  dem  Mundium  so  wenig  untersteht,  wie  die 
Romana,  sondern  nur  die  Longobarda. 

Ist,  wie  ich  denke,  von  diesen  Belegen  ganz  abzusehen,  so  ergibt  sich 
damit  überha  upt  FehlenältererZeugnisse.  Insbesondere  findet  sich 
auch  in  den  zahlreichen  Formeln,  so  weit  ich  sehe,  nicht  das  Geringste, 
was  auf  ein  Mundium  und  Verlobungsrecht  der  Verwandten  des  Verstor- 
benen hindeutete,  wie  das  doch  kaum  denkbar  wäre,  wenn  ein  solches  wirk- 
lich bestand  und  dann  zu  den  verschiedensten  rechtlichen  Abmachungen 
Anlass  geben  musste.  Auch  sonst  sind  unsere  Nachrichten  über  bezügliche 
Verhältnisse  der  nächstfolgenden  Jahrhunderte  gerade  aus  dem  fränkischen 
Rechtsgebiete  doch  keineswegs  so  spärlich ,  dass  das  Fehlen  jedes  Beleges 
für  eine  doch  schliesslich,  insbesondere  auch  dem  Rechte  der  römischen 
Bevölkerung  gegenüber,  auffallende  angebliche  Gestaltung  nicht  an  und  für 
sich  das  Eingreifen  derselben  höchst  unwahrscheinlich  machen  muss. 

Es  Hesse  sich  vielmehr  umgekehrt  gehend  machen,  dass,  wenn  in  den 
Bestimmungen  über  den  Achasius  Capit.  I  S  7  Rede  ist  von  der  Wittwe, 
welche  post  mortem  mariti  sui  ad  altera  marito  se  dare  voluerit  oder  ad 
alias  nuptias  ambulare  voluerity  die  P'assung  doch  durchaus  darauf  deutet, 
dass  die  Eingehung  einer  zweiten  Ehe  lediglich  Sache  der  freien  Entschlie- 
ssung  der  Wittwe  selbst  ist. 

Sehen  wir  aber  auch  davon  ganz  ab ,  gehen  wir  einfach  davon  aus, 
dass  es  sich  hier  um  ein  Verhältniss  handelt,  über  welches  die  ältesten  frän- 
kischen Quellen  schweigen,  so  sehen  wir  uns  auf  die  S  25  ff.  erörterte  me- 
thodische Frage  hingewiesen,  ob  es  in  solchen  Fällen  richtiger  ist,  uns  für 
den  Versuch  der  Ergänzung  an  die  Angaben  der  annähernd  gleichzei- 
tigen Aufzeichnungen  der  Rechte  anderer  Stämme  zu  halten, 
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oder  aber  an  die  spatere  Gestaltung  der  Rechte  desselben  Stammes.  Ent- 
schied ich  mich  dort  im  allgemeinen  fUr  das  Letztere ,  so  hat  Brunner  be* 
zUglich  der  uns  beschäftigenden  Frage  mit  Entschiedenheit  den  ersteren 
Weg  eingeschlagen. 

Dass  auch  dieser  bei  geeigneter  Sachlage  zu  haltbaren  Ergebnissen 
führen  könne,  möchte  ich  in  keiner  Weise  bestreiten.  Aber  Vorbedingung 
dafür  durfte  doch  sein,  dass  alle  Rechte,  welche  das  Verhttltniss  überhaupt 
berühren,  dasselbe  in  übereinstimmender  Weise  ergeben;  dann  wird,  zumal 
wenn  es  sich  dabei  nicht  gerade  um  nttchstverwandte  Rechte  handelt,  der 
Schluss  berechtigt  sein  können,  dass  es  in  ältester  Zeit  auch  in  den  schwei- 
genden Rechten  nicht  anders  geordnet  war,  dass,  wenn  das  in  späterer  Zeit 
nicht  mehr  der  Fall  war,  das  auf  die  mit  der  Zeit  sich  einstellenden  neuen 
Bedürfnisse  und  geänderten  Anschauungen  zurückzufuhren  sein  wird.  Trifft 
das  aber  hier  irgend  zu?  Stimmen  andere  Rechte  da  mit  dem  sächsischen 
und  longobardischen  überein? 

Brunner  weist  selbst  darauf  hin,  dass  nach  isländischem  Recht  das 
Verlobungsrecht  nicht  den  Verwandten  des  Mannes,  sondern  denen  der 
Wittwe  selbst  zusteht;  und  ebenso  ergeben  die  andern  scandinavischen 
Rechte,  dass,  so  weit  sie  überhaupt  noch  vormundschaftlichen  Befugnissen 
umersteht,  diese  nach  dem  Tode  des  Mannes  wieder  ihren  eigenen  Bluts- 
verwandten zukommen;  vgl.  Mittheil,  des  österr.  Inst.  E  B.  2,  529;  auch 
Wolff  in  Mitth.  17,  379.  Da  handelt  es  sich  freilich  um  erst  später  aufge- 
zeichnete Rechte.  Aber  stimmen  denn  die  Angaben  anderer  Leges  da  mit 
dem  sächsischen  und  longobardischen  Rechte  überein?  Ich  will  kein  Ge- 
wicht darauf  legen,  dass  sich  in  den  ausführlichen  Bestimmungen  der  Lex 
Visigothorum  nicht  das  Geringste  findet,  was  auf  ein  Verlobungsrecht  der 
Verwandten  des  verstorbenen  Mannes  deutet.  Während  aber  Lex  Alamann. 
53  ff.  die  Noih wendigkeit  des  Erwerbes  des  Mundium  vom  Vater  für  die 
rechtswirksame  Ehe  aufs  schärfste  betont  wird,  hat  Atv  proximus  defuncti 
mariü  sichtlich  nicht  das  geringste  Recht,  die  Wittwe  an  Eingehung  einer 
andern  Ehe  zu  hindern  oder  irgend  etwas  von  dem  ihr  zukommenden  Ver- 
mögen zurückzubehalten.  Nicht  anders  wird  Lex  Bajuvar.  1 5  S  8  aufzu- 
fassen sein.  Selbst  in  Rechten,  in  welchen  entschieden  der  Begriff  des  Kaufes 
der  Frau  von  ihren  Verwandten  eingreift,  ergibt  sich  nicht  überall  eine  Be- 
schränkung der  Verlobungsfreiheit  durch  die  Verwandten  des  verstorbenen 
Mannes.  Nach  Lex  Burgund.  52  S  3  verlobt  sich  die  Wittwe:  posi  mariii 
prioris  obitum  in  sua  poiesiaie^  nach  eigenem  Ermessen  unter  Zustimmung 
ihrer  Verwandten ;  nur  den  Wittemon ,  welchen  der  zweite  Mann  zahlt, 
können  nach  c  69  die  Verwandten  des  ersten  Mannes  beanspruchen,  wäh- 
rend bei  driuer  Ehe  auch  das  entfällt. 

Man  kann  ja  in  solchen  Fällen  annehmen,  dass  es  sich  da  überaU  um 
spätere  Abschwächung  handelt ,  dass  sich  nur  im  sächsischen  und  longo- 
bardischen Recht  die  ursprünglichere  Gestaltung  erhalten  hat.  Wenn  das 
aber  der  vorherrschenden  Ansicht  entspricht,  so  ist  es  damit  noch  nicht  er- 
wiesen. Es  liegt  uns  zunächst  nichts  vor,  als  abweichende  Gestaltung  in  den 
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963]  ältesten  Aufzeichnungen,  bei  denen  daher  nach  andern  Haltpunkten  erst 
zu  prüfen  w9re,  ob  wir,  falls  überhaupt  einheitlicher  Ausgangspunkt  vor- 
auszusetzen ist,  Abschwächung  auf  der  einen  Seite  oder  umgekehrt  Ver- 
stärkung auf  der  andern  anzunehmen  haben. 

Nun  will  ich  auch  in  Fällen,  wo  nicht  alle  ältesten  Aufzeichnungen 
germanischer  Rechte  übereinstimmen,  die  Berechtigung,  Lücken  der  einen 
Lex  nach  den  Bestimmungen  anderer  zu  ergänzen,  nicht  immer  bestreiten. 
Aber  jedenfalls  liegt  sie  doch  nur  dann  vor,  wenn  es  sich  um  Rechte  han- 
delt, welche  überhaupt  nähere  Verwandtschaft  gegenüber  den  abweichen- 
den zeigen.  Nun  sind  aber  sächsisches  und  longobardisches  Recht  diejenigen, 
welche  sich  in  allem,  was  mit  familienrechtlichen  Verhältnissen  zusammen- 
hängt, gerade  am  weitesten  vom  fränkischen  entfernen,  während  diesem 
von  den  genannten  das  alemannische  und  westgothische  ungleich  näher 
stehen.  Wenn  irgendwo,  so  scheint  mir  gerade  im  gegebenen  Falle  die 
Berechtigung,  Lücken  des  fränkischen  Rechts  nach  den  Bestimmungen  jener 
Rechte  zu  ergänzen,  durchaus  zu  fehlen. 

In  solchen  Fällen  nun  erscheint  mir,  wie  ich  S  26  betonte,  der  einzig 
richtige  Weg  der  einer  Vergleichung  der  spätem  Sonderrechte 
des  Stammes  zu  sein  und  davon  auszugehen,  dassdas,  worin  diese  unter 
sich,  aber  auch  mit  andern  in  geschichdicher  Zeit  ganz  unabhängig  von 
ihnen  entwickelten  germanischen  Rechten  übereinstimmen,  auch  dem  älte- 
sten Rechte  des  Stammes  entsprechen  müsse.  Dann  aber  kann  nicht  wohl 
zweifelhaft  sein,  dass  den  Verwandten  des  verstorbenen  Mannes  keinerlei 
Recht  auf  die  Verlobung  der  Wittwe  zustand,  wie  denn  ja  auch  in  den  al- 
tern Quellen  selbst  jeder  Beleg  dafür  fehlt.  Ich  glaubte  mich  auf  die  Ver- 
gleichung nicht  blos  der  spätem  Coutumes,  sondern  auch  der  altem  Quellen 
gestützt,  S8go  dahin  aussprechen  zu  dürfen,  dass  bei  den  Franken  eine  Ge- 
schlechtsvormundschaft bei  der  Verehelichung  überhaupt  nicht  eingreift, 
da  der  Sohn  da  denselben  Beschränkungen  unterliegt,  wie  die  Tochter,  und 
diese  sich,  wo  nicht  Altersvormundschaft  eingreift,  nur  aus  der  elterlichen 
Gewalt  ergeben.  Steht  die  Ehefrau  lediglich  unter  der  Gewalt  ihres  Mannes, 
so  findet  es  sich  nie  auch  nur  als  fraglich  angedeutet,  dass  diese  Gewalt 
ganz  oder  theilweise  nach  dem  Tode  des  Mannes  auf  dessen  Erben  über- 
gehen könne. 

Nur  das  scheint  wohl  in  Frage  gekommen  zu  sein ,  ob  die  Wittwe, 
deren  Eltern  noch  leben ,  wieder  in  die  Gewalt  derselben  zurückkommt, 
oder  trotzdem  nach  dem  Entfallen  der  eheherrlichen  Gewalt  ganz  selbst- 
ständig wird.  Für  ersteres  Hesse  sich  etwa  geltend  machen ,  dass  nach  den 
Capitula  addita  von  819  S  8,  M.  G.  Capit.  i,  293,  die  Wittwe  nicht  nach 
der  Vorschrift  dör  Lex  Salica  zur  Ehe  genommen  werden  soQ:  sed  cum  pa^ 
rentorum  consensu  et  voluntaie  y  velut  usque  nunc  antecessores  eorum  fece- 
runi.  Vereinzeh  wird  auch  in  spätem  Ritualen  der  Priester  angewiesen, 
noch  nicht  volljährige  Söhne  und  Töchter,  auch  wenn  sie  verwittwet  sind, 
nicht  ohne  Zustimmung  ihrer  Eltern  oder  Vormünder  zusammenani- 
geben. 
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Aber  ganz  überwiegend  geht  das  spatere  Recht  von  der  Auffassung 
der  vollen  Selbstständigkeit  der  Wittwe  aus,  so  dass  diese  als 
solche,  auch  wenn  die  Eltern  noch  leben,  keinerlei  Gewalt  untersteht. 'Schon 
Beaumanoir  43,  27  sagt  von  der  Vraxx :  st  tost  comtne  ses  barons  est  mors, 
ele  revient  en  se  pleine  voUntd.  In  der  Coutume  des  Bisthums  Metz  i  S  1 5 
werden  die  Wittwen  als  solche  genannt,  welche :  sont  en  leur  puissance. 
So  sind  nach  Rechtssprüchen  aus  dem  Luxemburgischen,  Cout.  de  Luxemb. 
I,  452.453,  alle  Wittwen  dames  usans  de leurs plains  droict^  und  zu  allen 
Rechtsgeschäften  sans  authoritä  de  tuieurs  ny  mambours  befugt.  So  in  der 
tfltem  Coutume  des  Bourbonnais  6  S  1 1 :  f /  s'il  advient  quelle  retoume  en 
viduitdy  eile  ne  retoume  plus  en  la  puissance  de  sondict  pere^  ains  est  re- 
puide  dame  de  ses  droits;  ähnlich  in  der  der  Auvergne  14  S  2 :  neantmoins 
ne  retoume  en  la  puissance  de  son  pere,  nayeul  patemel,  mais  demeure 
dame  de  ses  droits.  Nach  der  der  Normandie  S  232 :  Femme  mariSe  ne  re- 
tombe  en garde,  encores  que  son  mary  meure  avant  quelle ait  attaint  Vaage 
de  vingt  ans. 

Würde  ein  Verbleiben  in  der  Gewalt  der  Verwandten  des  verstor- 
benen Mannes  an  und  für  sich  irgend  wahrscheinlich  sein,  so  liesse  sich 
etwa  geltend  machen,  dass  eben  desshalb,  weil  dieses  mit  der  Zeit  sich  ver- 
lor, die  Wittwe  nun  überhaupt  keiner  Gewalt  mehr  unterstand.  Wie  die 
Sachen  aber  liegen  und  da  die  Unterstützung  anderer  germanischer  Rechte 
hinzukommt,  wird  nicht  zu  zweifeln  sein,  dass  für  die  Wittwe  schon  in 
ältester  Zeit  jede  Verbindung  mit  der  Sippe  des  verstorbenen  Mannes  auf- 
hörte. Schon  S905  wurde  darauf  hingewiesen,  wie  sehr  dem  die  Gestaltung 
des  Widum  entsprach,  der  auch  bei  Kinderlosigkeit  der  Wittwe  ursprüng- 
lich nicht  an  die  Freunde  des  verstorbenen  Mannes  zurückfiel,  auf  ihre 
eigene  Sippe  vererbte,  andererseits  sich  aber  auch  auf  nichts  erstreckte,  was 
nicht  beim  Tode  des  Mannes  bereits  in  dessen  Händen  war,  so  dass  mit  der 
Auseinandersetzung  nach  dem  Tode  des  Mannes  jeder  vermögensrechtliche 
Zusammenhang  mit  der  Sippe  des  Mannes  aufhörte.  Erst  nachträglich,  vgl. 
S  873,  stellte  sich  ein  solcher  dadurch  her,  dass  der  Widum,  wenigstens  so 
weit  er  in  Liegenschaften  bestand,  der  Wittwe  nicht  zu  Eigen,  sondern  nur 
zu  Zucht  verblieb  und  nach  ihrem  Tode  an  die  Freunde  des  Mannes  zu- 
rückfallen sollte.  Hat  aber  auch  das  zu  keinerlei  Gewalt  dieser  über  die 
Wittwe,  insbesondere  zu  keinem  Verlobungsrecht  geführt,  so  ist  das  um  so 
sicherer  für  älteste  Zeiten  anzunehmen,  wo  für  die  Erben  des  Mannes  jedes 
vermögensrechtliche  Interesse  fehlte,  eine  Wiederverheirathung  der  Wittwe 
zu  hindern. 

964«  Beruht  die  gesammte  Annahme  Brunners  auf  der  Voraussetzung, 
dass  die  Gewalt  über  die  Wittwe  und  damit  das  Verlobungsrecht  der  Sippe 
des  Mannes  verbleibe,  so  ist  dieselbe  nach  dem  Gesagten  meines  Erachtens 
eine  durchaus  unzulässige.  Aber  selbst  bei  der  Annahme,  sie  sei  eine  zu- 
treffende, würde  sich  von  ihr  aus,  wie  ich  denke,  die  eigenthümliche  Ge- 
staltung der  Bestimmungen  über  denReipus  nicht  wohl  erklären  lassen;  es 
würde  sich  dann  nur  weiter  Fehlen  einer  Erklärung  für  die  Rei- 
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954]  henfolge  der  Empfänger  desReipus  ergeben.  Brunner  meint, 
man  habe  das  Verlobungsrecht  nicht  den  Erben  des  verstorbenen  Mannes, 
sondern  solchen  zugesprochen,  deren  Erbrecht  durch  die  Wiederverheira- 
thung  der  Wittwe  keine  Einbusse  erleiden  konnte ,  um  einen  Missbrauch 
des  Verlobungsrechtes  zu  verhüten. 

Wie  dieser  letztere  Gesichtspunkt  sichtlich  jener  Constitution  Valen- 
tinians  zu  Grunde  liegt,  so  ist  er  allerdings  auch  germanischen  Rechten 
nicht  fremd.  Zu  den  von  Brunner  angeführten  Belegen  liessen  sich  auch 
aus  fränkischem  Rechtsgebiete  solche  anführen,  welche  die  Schwester  gegen 
den  Bruder  schützen  sollen ;  und  das  ganze  Institut  des  Double  bail,  vei^. 
VioUet  Hist.  539,  beruht  ja  auf  entsprechendem  Gesichtspunkte.  Sehen  wir 
aber  vom  longobardischen  Recht  ab,  welches  ein  Erbrecht  des  Mundwaldes 
anerkennt  und  damit  eine  Sonderstellung  gegenüber  allen  andern  genna* 
nischen  Rechten  einnimmt ,  so  ist  ja  der  Erbe  des  Mannes  nicht  zugleich 
Erbe  der  Wittwe.  Diese  wird  von  ihren  eigenen  Freunden  beerbt;  nur 
diese  konnten  ein  Interesse  haben ,  ihre  Wiederverheirathung  zu  hin- 
dern. Brunner  gibt  denn  auch  selbst  zu,  dass  es  seine  Schwierigkeiten  habe, 
ein  solches  vermögensrechtliches  Interesse  der  Erben  des  Mannes  nachzu- 
weisen. Weist  er  zögernd  auf  die  Dos  hin,  so  wurde  schon  betont,  dass 
gerade  die  ältere  Gestaltung  derselben  ein  solches  Interesse  nicht  begrün- 
den konnte. 

Nehmen  wir  aber  selbst  an,  der  nächste  Erbe  habe  ein  solches  Interesse 
gehabt,  und  man  habe  daher  das  Verlobungsrecht  und  den  Reipus  einem 
Nichterben  zugesprochen,  so  ist  doch  gar  nicht  abzusehen,  wesshalb  man, 
wenn  nicht  mutterrechtliche  Folge  eingriff,  diese  Nichterben  nur  unter  den 
Muttermftgen,  unter  den  Männern  vom  Weibe,  suchte.  Brunner  glaubt 
daraus  folgern  zu  sollen,  dass  diesen  Muttermagen  damals  kein  oder  nur 
ein  sehr  beschränktes  Erbrecht  zustand.  Dem  gegenüber  möchte  ich  nun 
nicht  blos  das  geltend  machen,  was  umgekehrt  für  ein  ausschliessliches  Erb- 
recht der  Mutterseite  spricht.  Nehmen  wir  auch  an ,  es  lasse  sich  durch 
irgendwelche  Interpretation  das  Gewicht  der  Nichtnennung  der  Vaterseite 
im  Titel  De  alodis  beseitigen  oder  es  sei  selbst  nach  der  weiterhin  zu  be- 
sprechenden Angabe  späterer  Texte  nur  das  Paternum  genus  zu  berufen, 
so  wird  die  Aufzählung  der  Empfänger  des  Reipus  desshalb  nicht  erklär- 
licher. 

Es  sollte,  wie  das  die  Angaben  über  den  Bruder  und  über  den  Proxi- 
mior  nicht  bezweifeln  lassen,  nicht  gerade  solchen  zukommen,  welche  über- 
haupt auch  kein  eventuelles  Erbrecht  hatten,  sondern  solchen ,  welche  im 
gegebenen  Falle  thatsächlich  nicht  geerbt  hatten,  weil  sie  durch  einen 
nähern  Erben  ausgeschlossen  waren.  Beim  Fehlen  der  Mutter  waren  nächste 
Erben  Brüder  und  Schwestern  und  zwar  unter  Ausschluss  auch  der  Kinder 
vorverstorbener  Geschwister.  Dem  entspricht  es  nach  mutterrechtlicher 
Folge  durchaus,  wenn  der  Nepus  sororis  filius  zuerst  berufen  wird.  Aber 
warum  nicht  ebenso  der  Nepus  fratris  filius,  der  in  solchem  Falle  doch 
ebenfalls  vom  Erbe  ausgeschlossen  war?  warum  auch  weiter  nur  der  Sohn 
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der  Nichte,  dann  der  Consobrina  von  Mutterseite,  während  ja  überall  gleich- 
stehende oder  auch  näherstehende  Nichterben  der  Vaterseite  vorhanden 
sein  konnten? 

966.  Scheint  mir  der  Versuch  Brunners,  durch  eine  anderweitige  Er- 
klärung den  gewichtigen  Beweis,  den  gerade  der  Titel  über  den  Reipus  für 
mutterrechtliche  Folge  bietet,  zu  beseitigen,  auf  Unzulössigkeiten  zu  führen, 
von  welchen  Voraussetzungen  aus  man  ihn  auch  prüfen  mag,  so  ist  es  für 
unsere  nächsten  Zwecke  eine  untergeordnete  Frage,  ob  der  Gesichtspunkt 
der  Zahlung  des  Reipus  behufs  Abwendung  der  Fehde,  den 
ich  S  369  als  den  für  das  ganze  Institut  massgebenden  hinstellte  und  den 
ich  noch  für  den  durchaus  nächstliegenden  halte,  wirklich  der  zutreffende 
sei.  Ich  möchte  annehmen,  vgl.  auch  S  871,  dass  nach  ursprünglichster 
Auffassung  die  Dos  auch  die  Wittwe  verpflichten  sollte,  dem  Verstorbenen 
die  Treue  zu  bewahren,  dass  derjenige,  welcher  sie  trotzdem  zur  Frau  nahm, 
die  Sippe  des  Verstorbenen  zur  Fehde  berechtigte,  welche  er  ursprünglich 
nur  abwenden  konnte  durch  Zahlung  eines  der  Dos  entsprechenden  Be- 
trages; wahrend  sich  dann  der  Brauch  feststellte,  dass,  wenn  er  das  nicht 
eigenmächtig,  sondern  auf  Grund  vorhergehender  gerichdicher  Verhand- 
lung that,  nur  ein  verhältnissmässig  geringer  Betrag  zur  Sühne  der  Fehde 
genügen  sollte.  Daraufscheint  mir  einmal  zu  deuten,  dass  bei  der  spätem 
Bestinmiung  über  den  Achasius,  welchen  die  sich  wiederverheirathende 
Frau  selbst  nächsten  Verwandten  des  Verstorbenen  zahlen  soll ,  als  Motiv 
ausdrücklich  angegeben  ist:  ut pacem  habeam parenium. 

Es  wird  aber  weiter  zu  beachten  sein,  dass  es  sich  beim  Reipus  aus« 
schliesslich  um  eine  Zahlung  an  Männer  handelt.  Ist  dem  fränkischen 
Rechte,  wenn  wir  von  Liegenschaften  absehen,  eine  vermögensrechtliche 
Zurücksetzung  der  Weiber  durchaus  fremd,  so  scheint  mir  der  Umstand 
am  leichtesten  seine  Erklärung  zu  finden,  wenn  wir  annehmen,  dass  es  sich 
um  eine  Abwendung  der  Fehde  handelte,  für  welche  nur  die  Männer  in 
Betracht  kamen.  Dann  aber  möchte  ich  in  dieser  Richtung  noch  einen  an- 
dern Umstand  betonen,  die  eigenthümliche  Ein  reih  ung  des  Oheim. 
Der  nach  der  S  423  betonten  Scheidung  zu  den  obem  Verwandten  gehö- 
rende Avunculus  erscheint  in  auffallender  Weise  hinter  entferntere  untere 
Verwandte  zurückgesetzt ,  so  dass  ihm  erst  nach  dem  Fehlen  eines  Sohnes 
der  Consobrina  der  Reipus  zukommen  soll.  Handelt  es  sich  um  Fehde,  so 
würde  sich  das  ja  in  naheliegender  Weise  daraus  erklären ,  dass  für  diese 
die  Freunde  derselben  oder  jüngerer  Generation  mehr  ins  Gewicht  fielen, 
ak  die  der  älteren  Generation.  Und  fehlen  in  den  spätem  westfränkischen 
Quellen  genauere  Angaben  über  Fehde  und  Sühne,  so  finden  wir  wenig- 
stens in  verwandten  Rechtskreisen  dieZurücksetzungderobernVer- 
wandten  wohl  ausdrücklich  ausgesprochen.  Schon  S  423  wies  ich  auf 
eine  Bestimmung  der  Fueros  von  Navarra  hin,  wonach  das  Recht  Sühne 
zu  gewähren,  dem  Sohn,  Bruder,  Neffen,  dann  dem  Vetter  zusteht,  aber 
erst  in  Ermanglung  eines  solchen  dem  Oheim,  was  also  auf  eine  ganz  ent- 
sprechende Einreihung  führt,  wie  im  Titel  über  den  Reipus.  Weiter  finden 
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955]  sich  dann  insbesondere  auch  in  Brabant  eine  Reihe  von  Angaben, 
welche  Zurücksetzung  der  obern  Verwandten  ergeben,  so  dass  ak  Mund- 
sühner  zunächst  Sohn,  Bruder;  Brudersohn  und  Schwestersohn  vor  dem 
Vater  und  andern  obern  Verwandten  berufen  sind,  wobei  sich  in  Einzeln- 
heiten  dann  wohl  Abweichungen  zeigen;  vergl.  die  Costumen  von  Lrier  2 
S  62,  Deurne  S  722,  Herenthals  19  S  17,  Gheel  21  S  3,  Casterle  13  S  3- 

Wird  meine  Annahme,  dass  es  sich  beim  Reipus  um  Sühne  der  Fehde 
handelt,  als  zutreffend  anerkannt,  so  würde  das  insofern  von  Gewicht  sein, 
als  sich  damit  dann  auch  zweifellos  ursprüngliche  Beschränkung 
des  Fehderechts  auf  die  Muttermagen  ergeben  würde.  Kommt 
der  Reipus  ausschliesslich  Männern  vom  Weibe  der  Mutterseite  zu,  so  wird 
auch  die  Folgerung  nicht  abzuweisen  sein,  dass  die  Bestimmungen  sich  in 
einer  Zeit  festgestellt  hatten,  in  welcher  nur  die  Muttermagen  für  die  Fehde 
in  Betracht  kamen.  Da  liegt  allerdings  der  Einwand  nahe ,  dass  in  einem 
ganz  entsprechenden  Falle  nach  L.  Sal.  62  die  Hälfte  der  Compositio  ho- 
micidii,  welche  nicht  an  die  Kinder  fttllt,  won  dtn  parent^s,  qui  proximiores 
sunt  tarn  de  patre  quam  de  matre,  nach  den  Seiten  gleich  getheilt  wird,  so 
dass,  wenn  eine  Seite  nicht  venreten  ist,  dessen  Theil  an  den  Fiscus  fUlt. 
Dass  zur  Zeit  der  Aufzeichnung  der  Lex  Salica  im  allgemeinen  die  muner- 
rechtliche  Auffassung  bereits  durch  die  elternrechtliche,  beide  Seiten  gleich- 
stellende verdrängt  war,  ist  gewiss  nicht  zu  bezweifeln.  Kommt  das  aber 
bei  manchen  Bestimmungen  auch  zu  rechtlichem  Ausdruck,  so  ergeben  an- 
dere, dass  sie  sich  in  einer  Zeit  noch  thatsächlich  geltenden  Mutterrechts 
festgestellt  haben  müssen ;  und  es  ist  dann  erklärlich,  wenn  man  insbeson- 
dere in  Fällen,  welche  von  geringerer  Bedeutung  waren,  davon  absah,  das, 
was  einmal  von  altersher  Brauch  gewesen  war,  nun  der  geänderten  Sach- 
lage anzupassen. 

Im  Erbrecht  erscheint  beim  wichtigsten  Falle  der  Beerbung  auch  des 
Vaters  durch  dessen  Kinder  die  mutterrechtliche  Folge  bereits  durchbrochen; 
beim  Rückenerbe  beliess  man  sie  vorläufig.  Die  Bestimmungen  über  den 
Fall  der  Todtschlagsühne  sind  L.  Sal.  62  der  Gleichstellung  beider  Seiten 
angepasst.  Aber  in  der  übrigens  übereinstimmenden  Angabe  des  Capit.  II 
S  3  hat  sich  daneben  ein  mutterrechtlicher  Rest  in  dem  Anspruch  der 
Mutter  auf  ein  Viertel  der  Todtschlagsühne  erhalten,  da  die  den 
Kindern  nicht  zukommende  Hälfte  derselben  nur  dann  ganz  und  nicht  blos 
zur  Hälfte  an  die  nächsten  Vaterfreunde  und  Mutterfreunde  kommen  soll: 
si  mater  viva  nonfuerit,  während  vom  Vater  auch  hier,  wie  in  der  Erben- 
tafel nicht  die  Rede  ist;  vgl  dazu  Brunner  in  Zeitschr.  f.  Rechtsg.  i6,  33 
u.  Rechtsg.  I,  218;  Heusler  Inst.  2,  522.  Der  Fall  des  Ueberlebens  der 
Mutter  wird  L.  Sal.  62  nicht  berücksichtigt,  dann  aber  die  Angabe  Capit.  II 
S  3  dem  entsprechend  ergänzt  sein.  Denn  dass  ein  solcher  einseitiger  An- 
spruch der  Mutter  sich  erst  nachträglich  entwickelt  haben  sollte,  ist  nach 
dem  schon  S  6 1 3  betonten  allgemeinen  Gesichtspunkte  sicher  nicht  anzu- 
nehmen. Wir  werden  uns  zweifellos  daraufhingewiesen  sehen,  dass  sich 
da  in  der  jungem  Aufzeichnung  die  ältere  Bestimmupg  erhalten  hat  Stellte 
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man  im  allgemeinen  beide  Sippen  schon  gleich ,  so  konnte  man  immerhin 
noch  einige  Zeit  an  dem  damit  unfolgerichtig  gewordenen,  aber  einmal  alt- 
hergebrachten Vorrecht  der  Mutter  selbst  festhaken.  Und  ebenso  war  dann 
kein  Grund,  auch  bei  dem  verhMltnissmässig  geringfügigen  Reipus  von  der 
althergebrachten  Reihenfolge  abzuweichen,  wenn  bezüglich  des  wichtigern 
Falls  derTodtschlagssühne  auch  die  Gleichstellung  der  beiten  Seiten  bereits 
durchgedrungen  war. 

Ergibt  sich  im  allgemeinen  später  überall  Gleichstellung  beider  Seiten, 
so  scheint  sich  doch  vereinzelt  wohl  noch  ein  Rest  vorzugsweiser 
Berücksichtigung  der  Mutterseite  bezüglich  des  Fehderechts  er- 
halten zu  haben.  Nach  der  Coutume  des  Hennegau  von  1534  S  27  ff.. 
Com.  gdn.  2,  5,  Com.  de  Hainaut  i,  256,  kommen  Gewährung  des  Frie- 
dens bei  Todschlag  und  das  Sühngeld  zunächst  den  Kindern ,  dann  Vater 
oder  Mutter  zu.  Fehlen  diese  Verwandten  der  geraden  Linie,  so  hat  der 
Todtschläger  sich  zu  wenden :  au  prochain  hoir  de  Voccis  en  ligne  colla- 
terale;  ei  le  plus  prochain  hoir  profitera  dela  moitid  de  la  paix ;  etlafem- 
me,  s'aucune  en  aooit,  Vauire  moitid,  ou  le  plus  prochain  du  costd  matemel. 
Da  jeder  Grund  fUr  die  Annahme  fehlt,  dass  der  nächste  Erbe  der  Seiten- 
linie etwa  nur  der  Vaterseite  angehören  solle,  so  weiss  ich  in  der  Schluss- 
bestimmung doch  nichts  Anderes  zu  sehen,  als  den  Rest  einer  Auffassung, 
wonach  ursprünglich  der  Sühnbetrag  überhaupt  nur  der  Mutterseite  zu- 
kam. Es  mag  auch  zu  beachten  sein ,  dass  nach  der  Coutume  von  Ipern 
S  216,  Cout.  gen.  i,  859,  die  Bastarde  zwar  auf  der  Vaterseite  den  Frie- 
denskuss  weder  geben  noch  nehmen,  wohl  aber  auf  der  Mutterseite. 

Soll  der  Achasius  nach  dem  Bruder  zunächst  dem  nepuSy  fratris  senio- 
risfilius,  gehören^  so  könnte  das  daran  denken  lassen,  es  hätten  sich  auch 
bei  den  Franken,  wie  bei  andern  Stämmen,  diese  Verhältnisse  so  umgestaltet, 
dass  die  Fehde  nur  noch  Sache  der  Schwertmagen,  der  Männer  vom  Manne, 
war.  Aber  es  erklärt  sich  das  wohl  genügend  daraus,  dass  der  Schwester- 
sohn ohnehin  den  neben  dem  Achasius  beibehaltenen  Reipus  erhielt  Wo 
sich  Reste  erhalten  haben,  da  wird  wohl  noch  später  die  volle  Berechtigung 
der  Männer  vom  Weibe  betont.  So  heisst  es  in  einem  Weisthume  der  Cour 
de  Feix  zu  Namur  von  1446,  Cout.  de  Namur  2,  1 1 1 ,  es  sei  chief  pour  faire 
la  paix  ou  guerre  de  la  tnori  immer  der  älteste  nächste  männliche  Ver- 
wandte und  daher  im  gegebenen  Falle  der  älteste  Sohn  der  jüngeren  Schwe- 
ster vor  dem  Sohn  der  ältesten  Schwester,  weil  dieser  jünger  sei. 

956«  Wenn  man  aber  meiner  Annahme,  dass  es  sich  beim  Reipus  um 
Ablösung  der  Fehde  handelt,  auch  nicht  beistimmen  soUte,  wenn  man  eine 
genügendere  Erklärung  zu  finden  weiss  und  die  Bestimmungen  dann  nicht 
als  Beleg  für  die  mutterrechtliche  Gestaltung  des  Fehderechts  dienen  könn- 
ten, würden  sie  dadurch  ihre  Bedeutung  für  die  älteste  Gestal- 
tung der  Erben  folge  in  keiner  Weise  verlieren.  Mag  der  Reipus  aus 
diesem  oder  jenem  Grunde  gezahlt  sein,  so  lässt  doch  die  ganze  Fassung 
der  Bestimmungen  keinen  Zweifel,  dass  er  immer  einem  Manne  zukommen 
soQte,  der  selbst  nicht  Erbe  des  verstorbenen  Mannes  der  Wittwe,  sondern 
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966]  durch  näherstehende  Erben  ausgeschlossen  war,  w&hrend,  wenn  er 
selbst  Erbe  gewesen  sein  würde,  der  Reipus  an  den  ihm  im  Grade  nSchst- 
stehenden  Freund  gefallen  wäre.  Sind  nun  die  Empfänger  einzeln  aufge- 
führt, so  lässt  sich  daraus  zugleich  entnehmen,  in  welcher  Folge  das  Erbe 
selbst  genommen  wurde.  Ich  suchte  das  S  369  dahin  zu  verwerthen,  dass, 
wenn  der  Reipus  noch  an  einen  im  sechsten  Knie  stehenden  Blutsfreund 
fallen  kann,  das  darauf  schliessen  lässt,  dass  das  Erbrecht  selbst  nur  bis  zum 
fünften  Knie  reichte. 

Zunächst  ergibt  sich  nun  zweifellos  auch  hier  nur  ein  Erbrecht  der 
Mutterseite.  Haben  wir  bei  der  Erwähnung  von  Geschwistern,  wie  im 
Titel  De  alodis,  nur  nach  dem  Zusammenhange  vorauszusetzen,  dass  gleich- 
muttrige  Geschwister  gemeint  sind,  so  ist  bei  den  entfernteren  Graden  die 
Seite  ausdrücklich  betont;  es  heisst:  consobrinae filius,  qui  ex  matemo ge- 
nere  venu,  und:  aounculus  f rater  mairis.  So  weit  besagt  also  der  Titel  be- 
züglich der  Rückenerben  nichts  weiteres ,  als  wir  auch  dem  De  alodis  ent- 
nehmen konnten.  Aber  seine  Wichtigkeit  in  dieser  Richtung  liegt  nun  darin, 
dass  sich  hier  aufs  bestimmteste  ergibt,  was  dort,  wie  S952  betont,  wenig- 
stens dahingestellt  bleiben  musste,  dass  nach  rein  mutterrechtlicher  Folge, 
vgl.  S  612,  nur  die  Muttermagen,  nur  diejenigen,  welche  nur  durch 
Weiber  mit  dem  Erblasser  zusammenhängen,  Erbrecht  haben,  nicht,  wie 
bei  der  spätem  Vererbung  der  Materna,  alle  dem  Erblasser  durch  die  Mutter 
Blutsverwandten. 

Vom  angegebenen  Gesichtspunkte  aus  ist  sichtlich  vorausgesetzt,  dass 
das  Erbe  selbst  an  Geschwister  des  verstorbenen  Mannes,  Bruder  oder 
Schwester,  gefallen  ist  und  der  Reipus  dem  durch  diese  ausgeschlossenen 
nächstfolgenden  männlichen  Erben  zukommt.  Als  solcher  wird  aber  nur 
der  Sohn  der  Schwester,  nicht  der  doch  auch  seiner  mütterlichen  Sippe  an- 
gehörende Sohn  des  Bruders  genannt.  Ebenso  weiter  nur  der  Sohn  der 
Neptis,  worunter  nach  dem  Zusammenhange  nur  der  Sohn  der  Schwester- 
tochter, nicht  etwa  auch  der  Sohn  der  Bruderstochter  verstanden  werden 
kann,  während  wieder  der  Sohn  des  Nepos  nicht  genannt  ist  Weiter  dann 
wieder  nur  der  Sohn  der  Consobrina,  nicht  auch  der  des  Consobrinus. 
Folgt  dann  erst  der  doch  dem  Grade  nach  näher  stehende  Mutterbruder, 
so  habe  ich  bereits  S  955  darauf  hingewiesen,  wie  sich  das  wenigstens  bei 
Richtigkeit  meiner  dort  vertretenen  Annahme  unschwer  daraus  erklärt,  dass 
für  die  Fehde  die  obern  Verwandten  erst  in  zweiter  Reihe  in  Betracht 
kommen. 

Auffallender,  weil  auch  daraus  nicht  zu  erklären ,  kann  es  scheinen, 
dass  der  Consobrinus,  Sohn  der  Mutterschwestcr,  nicht  erwähnt  wird,  wäh- 
rend er  nach  dem  sonst  für  die  Folge  sichtlich  eingehaltenen  Gesichtspunkte 
vor  dem  Filius  consobrinae  einzureihen  gewesen  wäre.  Aber  es  wird  doch 
zu  beachten  sein,  wie  manche  Schwierigkeiten  der  Versuch  bieten  musste, 
Bestimmungen,  welche  bis  dahin  nur  thatsächlich  angewandt  waren,  nun 
schriftlich  so  zu  fixiren ,  dass  jeder  Einzelfall  sich  unmittelbar  nach  ihm 
entscheiden  Hess,  wie  leicht  da  einzelne  Glieder  übersehen  werden  konnten« 
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Für  unsere  Zwecke  ist  das  jedenfalls  ohne  alle  Bedeutung,  da  die  ausdrück- 
lich berücksichtigten  Fälle  die  Auffassung,  die  der  ganzen  Folge  zu  Grunde 
lag,  bestimmt  genug  erkennen  lassen. 

957.  Besonders  auffallend  ist  dann  freilich  die  Einreihung  des  Bru- 
ders, der  nicht  Erbe  ist,  erst  nach  dem  Avunculus.  Aber  nicht  minder  würde 
seine  frühere  Nichtnennung  auffallen  müssen ,  wenn  er  durch  Kinder  des 
Verstorbenen  vom  Erbe  ausgeschlossen  gewesen  wäre.  Der  Titel  über  den 
Reipus  scheint  mir  insbesondere  auch  desshalb  von  grösster  Bedeutung  zu 
sein,  weil  er  mir  einen  bestimmten  Beleg  für  das  S  910  vermuthete  ur- 
sprünglicheFehlen  desErbrechts  derKindernach  dem  Vater 
zu  bieten  scheint.  Schon  die  bisher  besprochenen  Angaben  dürften  doch 
bestimmt  darauf  hinweisen ,  dass  den  Kindern  in  der  Sippe  ihres  Vaters 
kein  Erbrecht  zusteht.  Der  Vater  des  Brudersohnes  kann  als  gleichmuttriger 
Bruder  selbst  Erbe  sein.  Soll  aber  der  Reipus  sichtlich  an  den  fallen,  der 
durch  den  Erben  selbst  ausgeschlossen  ist,  der,  wenn  dieser  nicht  vorhan- 
den, Miterbe  gewesen  sein  würde ,  so  ist  auch  die  Folgerung  nicht  wohl 
abzuweisen,  dass  die  Bestimmungen  über  den  Reipus  sich  noch  auf  Grund 
einer  Folge  festgestellt  haben  müssen,  bei  der  wohl  der  Schwestersohn  seine 
Mutter,  nicht  aber  auch  der  Brudersohn  seinen  Vater  beerbte.  Sehen  wir 
aber  auch  davon  ab,  nehmen  wir  an,  dass  aus  irgend  welchem  anderen 
Grunde  den  Reipus  nur  die  Männer  vom  Weibe  erhalten  sollten ,  so  hätte 
die  Reihe  sich  nicht  so  gestalten  können ,  wenn  der  Vater  bereits  in  erster 
Reihe  von  seinen  Kindern  beerbt  wurde. 

In  diesem  Falle  konnten  neben  den  Kindern  nichterbende  Enkel  vor- 
handen sein  und  es  wäre  in  erster  Reihe  der  Filius  filiae,  der  Tochter- 
sohn des  verstorbenen  Mannes,  zu  berufen  gewesen.  Die  Nichtnennung 
wird  nicht  daraus  zu  erklären  sein,  dass  ein  solcher  für  die  Fehde  noch 
nicht  in  Betracht  kam,  insofern  auch  der  aufgeführte  Sohn  der  Schwester- 
tochter derselben  Generation  angehörte.  Auch  nicht  daraus,  dass  man  etwa 
voraussetzte,  eine  Grossmutter  werde  nicht  leicht  mehr  zu  einer  weiteren 
Ehe  schreiten,  oder  Kinder  und  Enkel  nicht  beachtete ,  weil  sie  auch  der 
Sippe  der  Muner  angehörten;  es  konnten  ja  Kinder  und  Enkel  des  Vaters 
aus  einer  andern  frühern  Ehe  desselben  vorhanden  sein.  Sind  die  Kinder 
bereits  als  nächste  Erben  des  Vaters  vorausgesetzt,  so  würde  die  Nichtnen- 
nung des  Filius  filiae  mit  dem  sichtlich  übrigens  massgebenden  Gesichts- 
punkte nicht  wohl  zu  vereinen  sein. 

Wir  können  aber  vom  Vorhandensein  von  Enkeln  ganz  absehen. 
Wurde  der  Verstorbene  in  erster  Reihe  von  seinen  Kindern  beerbt,  so  war 
als  Empfänger  des  Reipus  an  erster  Stelle  zweifellos  auch  sein  in  der  Regel 
durch  die  Kinder  vom  Erbe  selbst  ausgeschlossener  Bruder  zu  nennen 
Wird  statt  dessen  in  erster  Stelle  der  Schwestersohn  genannt ,  so  weiss  ich 
das  nur  daraus  zu  erklären,  dass  Kindern  überhaupt  noch  kein  Erbrecht 
nach  dem  Verstorbenen  zugestanden  wurde,  dass  als  nächste  Erben  des- 
selben Bruder  und  Schwester  vorausgesetzt  sind  und  damit  die  Nennung 
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967]  des  Schwestersoha  als  erstberufenen  Empfängers  durchaus  der  sonst 
eingehaltenen  Folge  entspricht 

Wie  ist  nun  aber  die  so  sonderbare  Ei nr ei hung  des  nichterben- 
den  Bruder  erst  nach  dem  Sohn  der  Consobrina  und  nach  dem  Muner- 
bruder,  aber  doch  wieder  vor  andern  nichtgenannten  Freunden,  also  etwa, 
wenn  wir  von  dem  vielleicht  nur  vergessenem  Sohne  der  Mutterschwester 
absehen,  vor  dem  Sohne  der  Tochter  der  Consobrina  oder  vor  dem  Sohne 
der  Tochter  der  Muttermutterschwester,  zu  erkltfren?  Ich  kann  mir  unmög- 
lich denken,  dass  diese  Stellung  des  Bruders  einer  ursprünglich  thatsachlicb 
feststehenden  Reihenfolge  entspricht.  Denn  es  scheint  jede  Möglichkeit  zu 
fehlen,  sie  mit  den  sonst  eingehaltenen  Gesichtspunkten  in  Zusammenhang 
zu  bringen. 

Der  Fall,  dass  der  eine  Bruder  erbte,  ein  anderer  nicht ,  ist  durch  die 
ganze  Gestaltung  der  landrechtlichen  Folge  ausgeschlossen ;  es  erbten  alle 
oder  keiner.  Nun  konnte  allerdings,  auch  wenn  Kinder  kein  Erbrecht 
hatten,  für  Brüder  Ausschluss  durch  die  Mutter  zutreffen;  wurde 
das  aber  beachtet,  so  wttre  wieder  der  gleichmuttrige  Bruder  vor  allen  an- 
dern Seitenverwandten  für  den  Reipus  zu  berufen  gewesen.  Ich  denke, 
dass  man  eben  bei  Angabe  der  mit  dem  Schwestersohne  beginnenden  Reihe, 
von  der  Voraussetzung  ausging,  dass  die  Mutter  nicht  überlebte.  Es  wäre 
möglich,  dass  man  bei  der  schriftlichen  Fixirung  darauf  aufmerksam  wurde, 
dass  dieser  Fall  nicht  immer  zutreffen  müsse,  dass  auch  der  Bruder  zu 
nennen  sei  und  diesen  nun  in  ungeschickter  Weise  statt  am  Anfange  erst 
am  Schlüsse  der  einzeln  aufgeführten  Empfänger  einschob.  Sehen  wir  von 
der  sonderbaren  Stellung  des  Bruder  ab,  so  ist  die  ganze  Aufzahlung  eine 
leicht  erklärliche  und  folgerichtige.  Würde  sich  die  Nichtnennung  des  Bru- 
der überhaupt  genügend  daraus  erklären ,  dass  man  ihn  als  den  erstberu- 
fenen Erben  behandelte ,  so  weiss  ich  seine  Nennung  an  so  unpassender 
Stelle  nur  durch  irgendwelchen  Missgriff  bei  der  Redaction  zu  erklären. 

Daran  würde  sich  aber  nichts  ändern,  wenn  man  bei  dem  Bruder,  der: 
in  hereditatetn  non  est  venturus,  nicht  Ausschluss  durch  die  Mutter ,  son- 
dern Ausschluss  durch  die  Kinder  des  Verstorbenen  im  Auge 
hatte.  Denn  die  Beachtung  dieses  Falles  konnte  besonders  nahe  liegen. 
Weiss  ich  das  Beginnen  der  Reihe  mit  dem  Schwestersohn  statt  mit  dem 
Bruder  allerdings  nur  daraus  zu  erklären,  dass,  als  die  Reihe  sich  fesstellte, 
den  Kindern  des  Verstorbenen  ein  gesetzliches  Erbrecht  noch  nicht  zustand, 
so  schloss  das  nicht  aus,  dass  sie  thatsächlich  die  Erben  sein  konnten.  Denn 
den  Geschwistern,  wie  allen  Rückenerben,  stand  irgendwelches  Warterecht 
zweifellos  nicht  zu.  Es  lag  in  der  Befugniss  des  Vaters ,  seine  Kinder  zu 
Erben  zu  Hetzen;  und  wir  glaubten  S  910  annehmen  zu  dürfen,  dass  das 
gesetzliche  Erbrecht  der  Kinder  nach  dem  Vater  sich  dadurch  entwickelte, 
dass  das  mit  der  Zeit  so  regelmässig  geschah ,  dass  man  auch  ohne  aus- 
drückliche Erbeseinsetzung  die  Kinder  als  nächstberufene  Erben  betrachtete. 
Als  die  Reihe  sich  zuerst  feststellte,  mag  das  noch  nicht  so  häufig  voige- 
kommen  sein,  dass  man  den  Fall  berücksichtigte.    Zur  Zeit  der  Nieder* 
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Schrift  aber  wird  das  bereits  so  üblich  geworden  sein,  dass  man  ihn  nicht 
wohl  unbeachtet  lassen  konnte. 

Es  ist  mir  wahrscheinlicher,  dass  das  nachtragliche  ZufUgung  des  Bru* 
ders  veranlasste,  als  das  Aufmerksamwerden  auf  den  Fall  der  Vorfolge  der 
Mutter.  Denn  Nichtberücksichtigung  dieses  würde  sich  nicht  blos  durch 
Voraussetzung  ihres  Vorversterbens  erklären  lassen.  Es  konnte  da  auch  die 
Auffassung  eingreifen,  vgl.  $  906,  dass  das,  was  die  Mutter  erbte,  Gesammt- 
gut  der  Mutterfamilie  werde,  nach  deren  Tode  den  Geschwistern  des  Ver- 
storbenen verblieb,  so  dass  diese  von  vornherein  als  Miterben  gefasst  wer- 
den konnten.  Kam  aber  das  Erbe  des  Verstorbenen  an  dessen  Kinder,  so 
war  es  voraussichtlich  seinen  Geschwistern  für  immer  verloren. 

Wurde  aber  dieser  Fall  berücksichtigt,  so  war  nach  dem  sonst  einge- 
haltenen Gesichtspunkte  selbstverständlich  der  Bruder  ebenso  als  erster  Em- 
pfänger des  Reipus  zu  nennen.  Die  sonderbare  Einschiebung  wird  dadurch 
nicht  erklärlicher.  Es  ist  möglich ,  dass  ein  Anderer  auf  eine  genügendere 
Erklärung  verMt.  Bis  dahin  ist  mir  am  wahrscheinlichsten,  dass  die  Grund- 
lage eine  nur  mündlich  überlieferte  oder  schon  früher  schriftlich  fixirte  Reihe 
bildete,  welche  den  Bruder  überhaupt  nicht  nannte;  dass  man  dann  bei  der 
uns  vorliegenden  Redaction,  als  thatsächlich  der  Vater  bereits  durchweg 
von  seinen  Kindern  beerbt  wurde,  die  Nichtberücksichtigung  des  Bruder 
als  unbillig  empfand  und  ihn  nun  nach  den  einzeln  genannten  Empftingem 
an  an  und  für  sich  ungeeigneter  Stelle  einschob.  Vielleicht  aber  auch  dess- 
halb  erst  hier,  weil  man  zögerte ,  den  geändenen  thatsächlichen  Verhält- 
nissen so  weit  nachzugeben,  wie  das  bei  Nennung  des  Bruders  an  der  ihm 
nach  dem  sichtlich  massgebenden  allgemeinen  Gesichtspunkte  gebührenden 
ersten  Stelle  der  Fall  gewesen  sein  würde.  Hatte  sich  in  ältester  Zeit  den 
damaligen  Verhältnissen  entsprechend  einmal  der  Rechtssatz  festgestellt, 
dass  der  Schwestersohn  der  erste  Empfänger  des  Reipus  war  und  nach  ihm 
genannte  andere  Muttermagen,  so  mochten  diese  auch  unter  geänderten 
Verhältnissen  an  ihrem  hergebrachten  Rechte  festhalten;  war  der  Bruder 
von  altersher  ausgeschlossen,  so  mochte  man  doch ,  als  der  dafür  massge- 
bende Gesichtspunkt  nicht  mehr  zutraf,  zögern,  ihn  nun  unter  Hintan- 
setzung des  Rechtes  jener  an  erster  Stelle  zuzufügen  und  ihn  da  einschieben, 
wo  die  ausdrücklich  genannten  Empfänger  aufhönen  und  auf  die  Proxi- 
miores  schlechtweg  übergegangen  wurde,  zu  denen  ja  auch  der  Bruder  ge- 
hörte. 

Es  sind  sichdich  vielfach  Unfolgerichtigkeiten  in  den  Angaben  der 
Lex  Salica  darauf  zurückzuführen,  dass  manche  ältesten  Zuständen  entspre- 
chende Bestimmungen  als  strenges  Recht  nie  ausser  Gelmng  gesetzt  waren, 
aber  auf  Grundlage  der  Sitte  sich  das  thatsächliche  Rechtsleben  so  vielfach 
umgestaltet  hatte,  dass  sich  gerade  bei  der  Aufzeichnung  leicht  eine  Unge- 
wissheit  ergeben  konnte,  was  nun  als  Norm  hinzustellen  sei,  das  abster- 
bende alte  Recht  oder  das,  was  auf  Grundlage  der  Sitte  oder  auch  des  früher 
nur  als  Ausnahme  Zugelassenen  bereits  so  üblich  geworden  war,  dass  jenes 
kaum  noch  neben  demselben  beachtet  wurde. 
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957]  Ist  in  der  Stellung,  die  der  Bruder  einnimmt,  jedenfalls  eineUnfolge- 
richtigkeit  zu  sehen,  so  kann  das  den  Werth  der  Bestimmungen  über  den 
Reipus  im  allgemeinen  nicht  beeinträchtigen.  Sie  ergeben  eine  rein  mut- 
terrechtliche Erben  folge  der  Muttermagen  und  daran  anknüpfend 
Berufung  der  nSchstgesippten  mannlichen  Muttermagen  zum  Empfange  des 
Reipus.  Und  zwar  so,  dass  die  rein  mutterrechtliche  Folge  hier  selbst  durch 
ein  Erbrecht  der  Kinder  nach  dem  Vater  noch  nicht  abgeschwächt  erscheint. 
Die  Nichtnennung  des  Bruder  als  ersten  Empfängers  lässt  meines  Erachtens 
keine  Erklärung  zu,  als  die,  dass  zur  Zeit,  als  die  Reihe  sich  feststellte,  ein 
solches  Erbrecht  nicht  anerkannt  war.  Und  selbst,  wenn  unsere  Annahme 
richtig,  dass  der  Bruder  eingeschoben  wurde,  weil  man  beachtete,  dass  das 
Erbe  an  die  Kinder  gefallen  sein  konnte,  folgt  daraus  noch  nicht,  dass  auch 
nur  zur  Zeit  der  Einschiebung  deren  Erbrecht  bereits  ein  gesetzlich  aner- 
kanntes war.  Es  genügte  dazu,  dass  thatsächlich  der  Vater  mit  Umgehung 
seiner  gesetzlichen  Erben  sein  Vermögen  häufiger  seinen  Kindern  zuwandte. 

968.  Auch  die  Bestimmungen  über  die  Chrenecruda  im 
Titel  58  möchte  ich  zu  jenen  zählen,  bei  welchen  ein  ältester  Text  ledig- 
lich ein  Erbrecht  der  Muttermagen  kannte,  und  wohl  noch  ausschliesslicher, 
als  das  schon  Dargun  Mutterrecht  70  flf.  angenommen  hat.  Allerdings  wird 
hier  diese  Annahme  nicht  in  gleicherweise  durch  die  ältesten  Handschriften 
unterstutzt.  Aber  auch  diese  enthalten  nicht  den  ursprunglichsten  Text 
selbst,  vgl.  Brunner  Rechtsg.  i,  295,  so  dass  es  nach  den  Haltpunkten  für 
die  Geschichte  der  Entwicklung  des  Textes  der  Lex  doch  keineswegs  aus- 
geschlossen ist,  dass  sich  in  Einzelfällen  in  einer  im  allgemeinen  jungem 
Familie  die  ursprunglichste  Fassung  erhalten  haben  kann,  wenn  innere 
Gründe  daraufhinweisen.  Wenigstens  derjenige,  der  zugibt,  dass  in  den 
Titeln  Über  Allod  und  Reipus  ursprünglich  nur  die  Muiterseite  berück- 
sichtigt ist,  wird  nicht  leicht  anstehen,  ohne  alle  Rücksicht  auf  sonstige 
Haltpunkte  den  Text  für  den  ursprünglichsten  zu  halten,  in  dem  sich  noch 
dieselbe  Auffassung  ausspricht.  Denn  die  ausschliessliche  Berücksichtigung 
der  Mutterseite  war  sichtlich  den  Thatsachen  gegenüber  bereits  veraltetes 
Recht.  Alle  Abweichungen  der  Texte  weisen  darauf  hin,  wie  man  das  Be- 
dUrfniss  fühlte,  beide  Sippen  gleichzustellen.  Es  ist  begreiflich,  wenn  trotz- 
dem in  einzelnen  Texten  die  veraltete,  auf  den  ursprünglichsten  Text  zu- 
rückgehende Fassung  beibehalten  wurde. 

Dagegen  ist  mir  nicht  wohl  denkbar,  dass  man  in  irgendwelchem  spä- 
tem Texte  eine  bereits  die  Vaterseite  berücksichtigende  Fassung  wieder  im 
Sinne  der  mutterrechdichen  Gestaltung  folgerichtig  umgestaltet  hätte.  Das 
aber  müsste  geschehen  sein,  wenn  hier  nicht  die  Handschriften  der  zweiten 
Familie,  ed.  Hesseis  Codd.  5.  6,  den  ursprünglichsten  Text  erhalten  haben 
sollten.  Der  Todtschläger  verzichtet  durch  den  Schollenwurf  auf  sein  Ver- 
mögen zu  Gunsten  seiner  nächsten  Erben  und  verpflichtet  damit  diese  zur 
Zahlung  des  noch  nicht  aufgebrachten  Theiles  des  Wehrgeldes;  vgl.  Brunner 
Sippe  37.  Nun  heisst  es  in  jenen  Texten:  debet  de  illa  terra  iactare  super 
quem  proximiorem  patentem  hßbet;  ^uod  si  iam  mater  et /rater  solserit. 
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hinc  super  sororem  mairis  aut  super  suos  filios  debei  de  illa  terra  iactare, 
idem  super  fr  es  de  gener atione  mairis  ^  qui  proxitniores  sunt;  erst  weiter- 
hin, wo  nochmals  auf  diese  drei  zurückgewiesen  ist,  heisst  es:  et  Uli  tres 
solvant;  hoc  est,  et  illiy  qui  de  paterna  gener atioue  veniunt,  similiter  fa- 
ciunt.  Dass  die  letzte  Bemerkung  nachtraglicher  Zusatz  zu  einem  die  Vater- 
seite Überhaupt  noch  nicht  berücksichtigenden  Text  sein  dürfte ,  legt  doch 
schon  die  Fassung  und  die  Nichtberücksichtigung  des  Vaters  selbst  nahe. 
Während  dann  die  gesammten  Bestimmungen  ebenso  in  der  Lex  emendata 
wiederkehren,  nur  dass  da  auch  der  Vater  selbst  eingefügt  erscheint. 

Es  kommt  dann  hinzu,  dass  die  die  Vaterseite  stärker  betonenden 
Texte  der  ersten  Familie  in  ihrer  schwankenden  Fassung  mehrfach  sicht- 
lich durch  einen  entsprechenden  Text  beeinflusst  sind,  insbesondere  nicht, 
wie  Cod.  I.  2,  in  erster  Reihe  Vater,  Bruder  und  Söhne,  sondern  Mutter, 
Brüder,  Muiterschwester  und  deren  Sohn  nennen.  Nach  allem  dem  möchte 
ich  doch  kaum  bezweifeln ,  dass  der  ursprünglichste  Text  die  Vatersippe 
Überhaupt  nicht  erwähnte  und  dem  der  Handschriften  der  zweiten  Familie 
entsprach,  abgesehen  von  dem,  was  nach  innern  Gründen  Zusatz  sein  dürfte. 

Dann  aber  entspricht  die  Stelle  genau  unsern  bisherigen  Annahmen. 
Der  Vater,  der  mit  der  Dos  allen  Verpflichtungen  gegen  die  Kinder  der  Ehe 
genügt  hat,  kann  zu  weitern  Zahlungen  für  dieselben  nicht  verhalten  wer- 
den, wie  er  ja  auch  nicht  Erbe  derselben  ist.  Dasselbe  gilt  von  der  ganzen 
Vatersippe.  Dagegen  tritt  dann  die  Munersippe  im  allgemeinen  in  derselben 
Folge  ein,  in  welcher  sie  zum  Erbe  berufen  sein  würde,  Mutter,  Bruder, 
Mutterschwester  und  deren  Kinder,  dann  die  weitern  Nächsten  der  Mutter- 
sippe. Kinder  des  Bruders  gehören  so  wenig  zur  Muttersippe ,  wie  die 
eignen  Kinder.  Aber  allerdings  die  Schwester  und  deren  Kinder,  deren 
Nichtberücksichtigung  dann  wieder  auf  einen  der  früher  betonten  Um- 
stände zurückzuführen  wäre,  jedenfalls  nicht  gegen  die  ausschliessliche  Be- 
rücksichtigung der  Muiterseite  würde  geltend  gemacht  werden  können. 

Nach  allem  Gesagten  werden  wir  schliessen  müssen,  dass  nach  ältester 
fränkischer  Folge  das  Kind,  wie  es  nur  nach  der  Mutter  erbte,  auch  nur 
von  der  Mutter  und  den  Muttermagen  beerbt  wurde.  War  diese  Folge  von 
der  Ehe  ganz  unabhängig,  so  wird  sie  sich  trotz  der  Ehe  noch  längere  Zeit 
erhalten  haben,  wie  das  bei  dem  engen  Anschlüsse  dieser  an  den  die  Ver- 
hältnisse der  Mutter  und  Kinder  unabhängig  von  der  Sippe  des  Vaters  stel- 
lenden Widum  nicht  auffallen  kann. 

959.  Macht  sich  bei  der  Folge  der  Brusterben  nach  unsern  frühem 
Erörterungen  die  mutterrechtliche  Grundlage  noch  in  spätester  Zeit  da- 
durch kenntlich,  dass  die  Kinder  sich  unter  Verzicht  auf  das  Erbe  nach  dem 
Vater  nur  an  das  Gut  der  Mutter  mit  Einschluss  des  Douaire  derselben 
halten  könaen,  so  haben  sich  kaum  noch  spätere  Reste  der  Bevor- 
zugungderMutterseite  bei  der  Rückenfolge  erhalten.  Im  allgemeinen 
ist  später  jeder  Vorzug  der  Muiterseite  beseitigt.  Wie  Vater  und  Mutter 
selbst,  so  erscheinen  auch  die  gleichgestellten  Freunde  beider  Seiten  als 
gleichberechtigte  Erben.    Glaubten  wir  insbesondere  in  den  altern  Zeug- 
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969]  nissen  nach  dem  ganzen  Zusammenhange  unter  den  Fratres  und  So- 
rores  lediglich  die  Uterini ,  die  gleichmuttrigen  Geschwister  verstehen  zu 
sollen,  so  ergiht  sich  im  spätem  Recht  auch  fUr  diese  keine  Bevorzugung. 
Entweder  finden  wir,  dass  ohne  alle  Berücksichtigung  des  doppelten  Ban- 
des wenigstens  bezüglich  Fahrniss  und  Gewinngut,  um  die  es  sich  fUr  uns 
zunächst  handelt,  Vollgeschwister  und  Halbgeschwister  beider  Seiten  ganz 
gleichgestellt  sind;  und  kann  das  auffallen,  so  wiesen  wir  schon  S  662  da- 
rauf hin,  wie  sich  das  leichter  erklärt,  wenn  wir  von  ursprünglichem  Erb- 
recht nur  der  einen  Seite,  also  bei  den  Franken  nur  der  Mutterseite,  aus- 
gehen. Oder  aber  es  wurde  einfach  der  Unterschied  des  doppelten  und  ein- 
fachen Bandes  beachtet,  so  dass  alle  Halbgeschwister  durch  Vollgeschwister 
ausgeschlossen  sind,  nach  diesen  aber  ohne  allen  Unterschied  der  Seiten 
erben. 

Wie  wir  aber  S  955  glaubten,  noch  einen  späten  vereinzelten  Rest  der 
ursprünglich  mutterrechtlichen  Gestaltung  des  Fehderechts  nachweisen  zu 
können,  so  ergibt  sich  sehr  vereinzelt  wohl  auch  später  noch  eine  Be- 
vorzugung der  Mutterseite  bei  der  Erbenfolge.  Handelt  es  sich  um  Ober- 
lothringen und  weicht  da  die  sonstige  Folge  vielfach  von  der  westfrftn- 
kischen  ab,  so  wird  doch  auch  da  das  Ausgehen  von  mutterrechtlicher 
Folge,  wenn  man  sie  für  Westfranken  zugibt,  gleichfalls  nicht  zu  bezweifeln 
sein«  Dafür  spricht  insbesondere  die  Gestaltung  der  Nachkommenfolge; 
gerade  in  den  Rechten,  welche  wir  als  Gruppe  von  Metz  zusammenfassten, 
fanden  wir  S  848  die  bestimmtesten  Belege,  dass  das  Gut  der  Mutter  unter 
alle  ihre  Kinder  nach  Köpfen,  das  des  Vaters  aber  nach  Ehen  getheilt  wurde. 
Wäre  damit  aber  eine  Grundlage  geboten  gewesen,  wonach  sich  eine  ver- 
schiedene Behandlung  der  Uterini  und  Consanguinei  bei  Beerbung  von 
Geschwistern  hätte  entwickeln  können,  so  ist  das  im  allgemeinen  nicht  der 
Fall;  auch  die  Rechte  jener  Gruppe  lassen  einfach  zunächst  die  Germains, 
dann  die  Non  germains  ohne  Unterschied  der  Seiten  erben. 

Eine  Ausnahme  bildet  da  das  sichtlich  auch  sonst  manche  besonders 
alterthümliche  Bestimmungen  bewahrende  Recht  der  Stadt  Metz  und 
ihres  Gebietes;  wir  erwähnten  schon  S  906,  wie  da  der  Vater  das  Vermögen 
seiner  Kinder  nur  als  Vormund  verwaltet,  wahrend  nach  dem  Tode  des 
Vaters  Gesammteigenthum  der  Mutterfamilie  eintritt.  Ich  werde  auf  son- 
stige Einzelnheiten  der  Folge  desselben  erst  im  Zusammenhange  mit  der 
Besprechung  der  anderen  Rechte  der  lothringischen  Gruppe  eingehen,  da 
da  vielfach  Eigenthümlichkeiten  dieser  eingreifen,  sich  insbesondere  auch, 
wies  673  erwähnt,  das  Vorfolgerecht  einer  erweiterten,  ausser  Geschwistern 
und  deren  Nachkommen  auch  die  beiderseitigen  Grosseltern  umfassenden 
Gesammtfamilie  festgestellt  hat.  Für  den  nächsten  Zweck  genügt  es  zu  be- 
tonen, dass  nach  den  Bestimmungen  11  S  2 1  ff.  sich  bei  der  Folge  inner- 
halb dieser  Gesammtfamilie  doch  eine  auffallende  Bevorzugung  der  Mutter- 
seite geltend  macht. 

Sind  Vollgeschwister  vorhanden,  so  sind  durch  diese  allerdings  Vor- 
fahren, wie  Halbgeschwister  bezüglich  alles  Erbgutes  ausgeschlossen.  Fehlen 
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aber  Vollgeschwister,  so  ist  iaaerhalb  jenes  engem  Kreises  am  Nichtsteigen 
des  Erbguts  nicht  festgehalten,  während  sich  dabei  eine  sehr  verschiedene 
Behandlung  beider  Seiten  ergibt  Das  ohne  Vollgeschwister  verstorbene 
Kind  vererbt  bei  Vorversterben  des  Vaters  auch  das  von  diesem  ererbte  Gut 
auf  die  Mutter,  dann  auf  die  mütterlichen  Grosseltern,  und  zwar  auch  auf 
diese  unter  Ausschluss  gleichvatriger  Geschwister,  endlich  auf  die  gleich- 
muttrigen  Geschwister,  wenn  nur  solche  vorhanden  sind,  so  dass  bis  dahin 
vom  Fallrecht  ganz  abgesehen  ist  Dieses  tritt  erst  ein ,  wenn  neben  den 
Uterini  auch  Consanguinei  vorhanden  sind.  Während  so  aber  im  engem 
Kreise  auch  das  Vatergut  zunächst  auf  die  Mutterseite  kommt,  verbleibt  das 
Muttergut  der  Mutterfamilie,  so  lange  noch  ein  Glied  derselben  vorhanden 
ist.  Hat  das  ohne  Vollgeschwister  verstorbene  Kind  die  Mutter  bereits  be- 
erbt, so  Mt  deren  Gut  nicht  in  entsprechender  Weise  zunächst  an  den 
Vater,  sondern  an  die  mütterlichen  Grosseltern ,  dann  an  die  nur  gleich- 
muttrigen  Geschwister  und  deren  Kinder  und  erst  beim  Fehlen  solcher 
unter  Nichtberücksichtigung  der  münerlichen  Freunde  des  weitern  Kreises 
an  die  Vaterseite  des  engem,  zunächst  den  Vater,  dann  an  väterliche  Gross- 
eltern, endlich  an  gleichvatrige  Geschwister. 

Auf  irgendwelchen  Vorzug  der  Mutterseite,  den  ich  freilich  nicht  näher 
zu  bestimmen  weiss,  deutet  es  dann  auch ,  wenn  es  in  der  Coutume  der 
Bourgogne  von  1 4(^9  eh.  7  S  20  heisst^  dass  der  Vorzug  des  doppelten 
Bandes  für  Vollgeschwister  und  deren  Kinder  gelte:  saufle  droit  des  heri' 
Hers  matemels  desdits  enfans,  Dass  es  sich  in  beiden  Fällen  nur  um  ver- 
einzelte Reste  ursprünglicher  Bevorzugung  der  Mutterseite  handelt,  ist  ge- 
wiss nach  dem  S  6 1 3  betonten  allgemeinen  Gesichtspunkte  nicht  zu  be- 
zweifeln. 


9.  Zweiseitige  Rückenfolge.  ' 

960«  Suchen  wir  uns  den  Uebergang  zum  zweiseitigen  Erb- 
rechte genauer  zu  vergegenwänigen,  so  beschränkte  sich  das  einseitige 
Erbrecht  der  Muttersippe  zweifellos  nicht  auf  Fahrniss.  Der  Titel  De  alodis 
in  ältester  Fassung  hat  zunächst  die  gesammte  Hereditas  im  Auge ;  ist  dann 
aber  am  Schlüsse  eine  Sonderbestimmung  bezüglich  der  Terra  zugefügt, 
so  fehlt,  wie  schon  S  952  betont,  jeder  Grund  zur  Annahme,  dass  diese  im 
allgemeinen  anders  vererben  solle ;  auch  in  diese  folgen  nur  die  Mutter- 
mageo,  nur  mit  dem  Unterschiede,  dass  die  Weiber  von  der  Terra  ausge- 
schlossen sind. 

Das  traf  also  jedenfalls  auch  das  Er  bland  des  Kindes.  Hat  sich  nun 
später  die  gemeine  fränkische  Erbenfolge  dahin  gestaltet,  dass  beide  Seiten 
nicht  blos  gleichstehen,  sondern  überhaupt  nicht  geschieden  werden ,  eine 
einzige  Gesammtsippe  bilden,  in  der  nach  Linie  und  Grad  vererbt  wird,  so 
finden  wir  bezüglich  des  Erblandes  beide  so  scharf  auseinandergehalten, 
dass  selbst  beim  Fehlen  der  einen  Seite  vielfach  noch  später  und  ursprüng- 
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lieh  zweifellos  allgemein,  vgl.  S  92a,  das  von  derselben  herrührende 
Erbland  nicht  an  die  andere  Seite,  sondern  an  den  Fiscus  fiel.  Scheiat  an- 
dererseits das  Vorkommen  und  die  im  allgemeinen  gleichmässige  Gestaltung 
des  Fallrechts  im  gesammten  fränkischen  Rechtsgebiete  daraufhinzuweisen, 
dass  dasselbe  auf  älteste  Zeiten  zurückreicht,  so  scheint  das  unserer  bishe- 
rigen Ausführung  insofern  durchaus  zu  widersprechen,  als  sie  zwar  das 
Materna  maternis  ausreichend  erklärt,  dafür  aber  für  das  Patema  paternis 
überhaupt  keinen  Raum  zu  lassen  scheint. 

Dennoch  glaube  ich,  dass  gerade  die  Zurückführung  des  Fall- 
rechts auf  mutterrechtlicheFolge  keinen  grossem  Schwierigkeiten 
begegnet,  dass  vielmehr  anzunehmen  ist,  dass  da  schon  zu  der  Zeit,  als  nur 
ein  Erbrecht  der  Mutterseite  anerkannt  war,  die  thatsächliche  Folge  sich 
nicht  wesendich  anders  gestaltete,  wie  später.  Hatte  das  Kind  noch  kein 
gesetzliches  Erbrecht  nach  dem  Vater,  so  rührte  aUerdings  alles  Land,  wel- 
ches dasselbe  kraft  solchen  ererbt  hatte,  von  der  Mutterseite  her,  war  ur- 
sprüngliches Gut  dieser  oder  ihrer  Sippe,  oder  stammte  aus  dem  Widum 
der  Mutter,  der  ursprünglich,  vgl.  S  875,  gleichfalls  einfach  als  Muttergut 
betrachtet  wurde,  so  dass  dasselbe  als  Erbgut  lediglich  Materna  haben 
konnte.  Stand  dann  bei  unbeerbtem  Tode  das  Erbrecht  nur  der  Mutterseite 
zu,  so  ergab  sich  unmittelbar  das  Materna  maternis. 

Das  aber  schloss  nicht  aus ,  dass  sich  im  Nachlasse  des  Kindes  auch 
Paterna  befanden.  Was  der  Vater  zur  Zeit  seines  Todes  an  Land,  welches 
nicht  als  Dos  der  Mutter  und  den  Kindern  gehörte,  besass,  fiel  allerdings 
nach  gesetzlichem  Erbrecht  an  die  Vaiermuttermagen,  also  etwa  zunächst 
an  seinen  gleichmutirigen  Bruder.  Aber  diese  hatten  kein  Warterecht;  der 
Vater  konnte  über  sein  Vermögen  und  auch  über  sein  Erbland  frei  ver- 
fügen und  wird  in  den  meisten  Fällen  gewünscht  haben,  dasselbe  seiner 
Familie  zu  erhaken.  Einseitige  Schenkungen  an  die  Frau  über  die  Dos 
hinaus  waren  nun  allerdings  im  allgemeinen  unzulässig;  vgl.  S  747.  Aber 
Vergabungen  an  die  Kinder  stand  zweifellos  nichts  im  Wege.  Er  wird  sein 
Vermögen  vorzugsweise  diesen  zugewandt  haben,  sei  es,  dass  er  ihnen  Ein- 
zelnes schenkte,  sei  es,  dass  er  sie  überhaupt  zu  seinen  Erben  setzte ,  was, 
wie  sonst,  auch  L.  Sal.  46  als  Schenkung  aufgefasst  erscheint,  insofern  da 
das  Donare  der  Fortuna  und  das  Heredem  appellare  in  unmittelbaren  Zu- 
sammenhang gebracht  wird. 

So  konnte  das  Kind  allerdings  auch  Paterna  haben,  hatte  sie  aber  nicht 
als  Erbgut,  sondern  als  S  c  h  e  n  k  g  u  t.  Schenkgut  aber  sollte  nach  in  den 
germanischen  Rechten  weitverbreiteter  Auffassung,  vgl.  $  607.  750,  bei 
kinderlosem  Tode  des  Beschenkten  nicht  auf  dessen  gesetzliche  Erben  kom- 
men, sondern  an  den  Schenker,  also  hier  den  Vater,  oder  dessen  Erben  zu- 
rückfallen, so  dass  damit  trotz  ausschliesslichen  Erbrechts  der  Mutterseite 
auch  Raum  für  das  Paterna  paternis  geboten  war.  Und  dass  gerade  auch 
im  fränkischen  Recht  dieser  Gesichtspunkt  von  jeher  massgebend  gewesen 
sein  muss ,  ergibt  wohl  genugsam  die  allgemeine  Anerkennung  des  schon 
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S  607  besprochenen  und  noch  weiter  zu  besprechenden  Droit  de  retour 
oder  RUckkehrrecht. 

Gerade  das  einseitige  Erbrecht  der  Muttersippe  muss  bewirkt  haben, 
dass  auf  dieses  Rückkehrrecht  streng  gehalten  wurde.  Hatte  der  Vater 
zu  befürchten  gehabt,  dass  das,  was  er  seinen  Kindern  schenkte,  nach  kin- 
derlosem Absterben  dieser  mit  ihrem  sonstigen  Gut  auf  die  ihm  fremde 
Muttersippe  vererben  und  nicht  wieder  an  seine  Sippe  kommen  würde,  so 
würde  er  zu  solchen  Schenkungen  weniger  geneigt  gewesen  sein  oder  sie 
doch  nur  unter  der  Bedingung  des  Rückfalls  gemacht  haben.  Wäre  nicht 
allem  Anscheine  nach  anzunehmen,  dass  der  Satz  vom  Rückfalle  des  Schenk- 
gutes ein  ohnehin  in  den  germanischen  Rechten  ohne  Rücksicht  auf  den 
Einzelfall  feststehender  gewesen  sei,  so  würde  bei  mutterrechtlicher  Erben- 
folge der  Wunsch  des  Vaters  einerseits,  sein  Gut  seinen  Kindern  zuzu- 
wenden, es  andererseits  aber  bei  kinderlosem  Vorversterben  derselben  sich 
und  seiner  Sippe  zu  erhalten,  das  Aufkommen  jenes  Satzes  genügend  er- 
klären. Wird  unsere  Annahme  als  zutreffend  anerkannt,  so  schliessen  sich 
einseitiges  Erbrecht  der  Mutterseite  und  Fallrecht  in  keiner  Weise  aus.  Wie 
später,  galt  dann  schon  in  ältester  Zeit  thatsächlich  Fallrecht;  die  Materna 
fielen  an  die  Muttermagen  nach  Erbrecht;  die  Patema  an  den  Vater  oder 
dessen  Erben  nach  Schenkerrecht.  Dabei  wird  aUerdings  anzunehmen  sein, 
dass  schon  in  einer  Zeit,  wo  Kinder  noch  nicht  als  gesetzliche  nächste 
Erben  des  Vaters  anerkannt  waren,  in  solchen  Fällen  gleichvatrige  Ge- 
schwister vor  den  gesetzlichen  Erben  des  Vaters  in  das  Gut  schon  desshalb 
folgten,  weil  der  Vater  solche  Schenkungen  in  der  Regel  nicht  einzelnen 
bestimmten  Kindern,  sondern  allen  zu  gesammter  Hand  zugewandt  haben 
wird. 

Ist  dieser  anscheinend  auf  älteste  Zeiten  zurückgehende  thatsäch- 
liche  Rückfall  nach  den  Seiten  auch  später  für  das  Erbgut  massge- 
bend geblieben,  obwohl  die  sonstige  Folge  sich  da  nach  dem  Gesichtspunkte 
einer  einheitlichen,  beide  Seiten  umfassenden  Gesammtsippe  ordnete,  so 
scheint  mir  das  eine  Bestätigung  zu  bieten  für  die  $910  vertretene  Annahme, 
dass  das  Erbrecht  der  Kinder  nach  dem  Vater  wenigstens  bezüglich  des 
Erblandes  sich  im  Anschluss  an  die  übliche  Vergabung  desselben  an  die 
Kinder  feststellte,  indem  man  annahm,  dass  der  Vater,  auch  wenn  er  einen 
bezüglichen,  das  ausdrücklich  aussprechenden  Act  unterlassen ,  aber  auch 
nicht  etwa  anderweitig  verfügt  hatte,  beabsichtigt  habe,  seine  Liegenschaften 
auf  seine  Kinder  zu  übertragen.  Waren  dann  diese  nach  ihrer  Vererbung 
auf  die  Kinder  streng  genommen  nicht  mehr  Schenkgut,  waren  sie  aber  an 
die  Kinder  gekommen,  weil  man  die  Absicht  der  Schenkung  voraussetzte, 
so  erklärt  es  sich,  wenn  man  sie  in  der  Zeit  des  Uebergangs  ebenso  behan- 
delte, wie  das  Gut,  welches  vom  Vater  ausdrücklich  geschenkt  war,  es 
ebenso  bei  unbeerbtem  Tode  der  Kinder  an  die  Vatersippe  zurückfallen 
liess,  so  dass  in  dieser  Richtung  das  sich  feststellende  Erbrecht  derKin- 
der  nach  dem  Vater  zu  keinerlei  Aenderung  führen  musste,  und  die 
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960]  Gestaltung  ganz  dieselbe  blieb ,  wie  sie  zu  der  Zeit  rein  munerrecht' 
lieber  Folge  gewesen  war. 

Es  erklän  sieb  damit  aber  auch  das  sich  noch  spflter  geltend  machende 
Fehlen  erbrechtlichen  Zusammenhanges  beider  Sippen,  in- 
dem an  jede  das  vom  Vater  oder  von  der  Mutter  Herrührende  zurückfiel, 
und  auch  dann,  wenn  kein  Erbe  der  einen  Sippe  da  war,  das  Gut  nicht  an 
die  andere,  sondern  an  den  Fiscus  fiel,  und  da  erst  später  die  Auffassung 
einer  Gesammtsippe  wenigstens  in  so  weit  zur  Geltung  gelangte,  dass  dann 
die  eine  Sippe  für  die  andere  eintrat.  Denn  bei  Richtigkeit  unserer  An- 
nahme ging  da  allerdings  der  Rückfall  an  beide  Seiten  auf  tflteste  Zeiten 
zurück,  beruhte  aber  aufursprünglich  verschiedenerGrundlage, 
so  dass  die  überhaupt  nicht  erbberechtigte  Vaterseite  auf  die  Materna  auch 
kein  eventuelles  Erbrecht  geltend  machen  konnte,  umgekehrt  aber  auch  der 
Muiterseite  jeder  sich  auf  Schenkerrecht  stützende  Anspruch  abgehen  musste. 
Es  ist  dann  aber  erklärlich ,  wenn  man  mit  der  Zeit  sich  des  verschiedenen 
Ursprungs  eines  thatsächlich  auf  beiden  Seiten  gleich  gestalteten  Rechtes 
nicht  mehr  bewusst  blieb  und  einfach  von  einem  Erbrecht  jederSeite 
auf  das  von  ihr  herrührende  Gut  sprach. 

Ist  das  Fallrecht,  wie  ich  denke,  ein  Rest  ältester  mutterrechtlicher 
Folge,  so  hat  sich  der  massgebende  Gesichtspunkt  selbst  da  nie  geänden. 
Eine  Aenderung  im  Fortschreiten  der  Entwicklung  trat  da  nur  in  so 
weit  ein,  als,  wie  wir  S  875  ff.  ausführten,  der  Widum  später  nicht  mehr 
als  Maternum,  sondern  als  Paternum  behandelt  wurde  und  als  solches  an 
die  Vaterseite  zurückfiel.  Handelt  es  sich  da  zweifellos  um  einen  langsamen 
Uebergang,  so  ist  es  möglich,  dass  derselbe,  seit  das  Douaire  mehr  und 
mehr  an  Liegenschaften  bestellt  wurde,  durch  die  Auffassung  gefbrden 
wurde,  dass  es  sich  auch  dabei  um  eine  Schenkung  an  die  Mutter  und 
durch  diese  an  die  Kinder  handle,  welche  bei  kinderlosem  Tode  an  die 
Erben  des  Schenkers  zurückzufallen  habe. 

961.  Scheinen  die  Bestimmungen  über  Reipus  und  Chrenechruda  sich 
in  einer  Zeit  festgestellt  zu  haben,  wo  noch  rein  mutterrechtliche  Folge  galt, 
so  erscheint  diese  in  dem  Titel  De  Alodis  lediglich  dadurch  abgeschwächt, 
dass  auch  der  Vater  nicht  zunächst  von  seinen  Muttermagen,  sondern  von 
seinen  Kindern  beerbt  wird,  wie  ja  von  vornherein  anzunehmen  ist,  dass 
gerade  in  diesem  Punkte  unter  dem  Einflüsse  der  Ehe  die  älteste  Folge  zu- 
erst eine  Aenderung  erleiden  musste.  Wird  daher  auch,  um  uns  die  Wei- 
terentwicklung zu  vergegenwärtigen,  von  dieser  Aenderung  auszugehen 
sein,  so  glaubten  wir  annehmen  zu  dürfen,  dass  durch  die  Festsetzung  des 
Erbrechts  der  Kinder  nach  dem  Vater  bezüglich  des  Landes ,  das  von  der 
Mutter  oder  aber  vom  Vater  herrührte,  sich  nichts  änderte.  Schon  das  weist 
auf  Ank  üpfung  der  Weiterentwicklung  an  die  Verhältnisse 
der  Fahrniss  und  des  Gewinn  gutes  hin. 

Ist  die  ganze  spätere  fränkische  Erbenfolge  von  dem  Gegensatze  zwi- 
schen Erbland  einerseits,  Fahrniss  und  Gewinnland  andererseits  beherrscht, 
so  ist  gewiss  nicht  zu  bezweifeln,  dass  er  schon  für  die  älteste  Folge  irgend- 
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wie  massgebend  war.  In  den  Angaben  der  Lex  Salica  über  die  Erbeafolge 
macht  er  sich  unmittelbar  in  keiner  Weise  bemerklich.  Die  Muttersippe 
nimmt  die  gesammte  Hereditas  des  Verstorbenen  mit  Einschluss  der  Terra, 
ohne  dass  es  dafür  ins  Gewicht  fiel,  ob  diese  erst  von  ihm  selbst  erworben 
oder  ererbt  war.  Ist  aber  unsere  Annahme  über  den  Ursprung  des  Fall- 
rechts richtig,  so  gehöne  das  in  seinem  Nachlasse  befindliche  väterliche 
Schenkgut  Überhaupt  nicht  zu  seiner  Hereditas,  zu  seinem  vererblichen 
Gute,  da  es  behufs  Rückfall  an  die  Vatermagen  auszuscheiden  war.  Wurde 
dann  nach  Feststellung  des  Erbrechts  des  Kindes  nach  dem  Vater  auch  das 
von  diesem  herrührende  Gut  als  ererbt  betrachtet,  so  ergab  sich  erst  damit 
mittelbar  eine  Unterscheidung  zwischen  dem  von  beiden  Seiten  ererbten 
Erbgute  und  dem  eigenen  Gewinngute,  welche  darauf  führen  konnte,  bei- 
des bei  der  Vererbung  bestimmter  auseinanderzuhalten.  Das  beiderseitige 
Erbgut  blieb  von  der  Weiterentwicklung  unberührt,  da  es  als  selbstverständ- 
lich erscheinen  musstc,  dass,  wie  die  Paterna  von  jeher  an  die  Vaterseite 
zurückfielen,  auch  die  schon  früher  nur  auf  die  Munerseite  vererbten  Ma- 
terna  ausschliesslich  der  Mutterseite  zufielen. 

Vererbten  nach  ältestem  Recht  Fahrniss  und  Gewinngut  nur  von  der 
Mutter  auf  die  ihrer  Sippe  angehörenden  Kinder,  vom  Vater  aber  gleich- 
falls auf  seine  Muttermagen ,  so  ist  wohl  anzunehmen,  dass  wir  für  diese 
Vermögensbestandtheile  frühere  Feststellung  des  Erbrechts  der 
Kinder  nach  dem  Vater  anzunehmen  haben,  da  hier  der  Anfall  an 
dessen  Muttermagen  zu  besondern  Harten  führen  musste.  Dabei  ergibt  sich 
dann  allerdings  die  Frage,  was  von  Fahrniss  und  Gewinngut  als  Eigenthum 
des  Vaters  zu  betrachten  sei. 

Ohne  das  hier  näher  zu  verfolgen,  glaube  ich  doch,  davon  ausgehen 
zu  dürfen,  dass  die  Behandlung  der  Fahrniss  und  des  Gewinn- 
guts als  ehelichen  Gemeinguts,  wie  wir  sie  später  wesentlich  über- 
einstimmend nicht  blos  in  westfränkischen,  sondern  auch  in  denselben  näher 
verwandten  Rechten  finden,  bis  auf  die  Anfänge  der  rechten  Ehe  zurück- 
reichen dürfte.  Von  einzelnen  Abweichungen  abgesehen  werden  Fahrniss 
und  Gewinngut  als  eheliches  Gemeingut  betrachtet ,  von  welchem  bei  Lö- 
sung der  Ehe  die  Hälfte  als  Gut  des  Mannes ,  die  Hälfte  als  Gut  der  Frau 
behandelt  wird ;  wobei  wir  für  den  nächsten  Zweck  davon  absehen  können, 
dass  mehrfach  der  Frau  nur  ein  Drittel  zukommt.  Allerdings  finden  sich, 
wie  schon  S  603  betont.  Rechte,  wie  etwa  das  gothisch-spanische,  in  welchen 
auch  die  eingebrachte  Fahrniss  nicht  Gewinngut  wird,  sondern,  so  weit  sie 
beim  Bruche  der  Ehe  noch  vorhanden,  als  Sondergut  des  einen  Ehegatten 
betrachtet  wird.  Es  ist  möglich,  dass  das  ursprünglich  bei  den  Franken 
nicht  anders  war  und  anfangs  nur  die  zugewachsene  und  neu  erworbene 
Fahrniss,  die  also  zur  Errungenschaft  gehörte,  in  die  Gemeinschaft  fiel; 
wenigstens  ergibt  sich  Capit.  I  S  7,  dass  das  Bett  und  andere  von  der  Frau 
zugebrachte  Fahrniss  ihr  ungetheilt  nach  dem  Tode  des  Mannes  verblieben 
war.  Da  aber  handelt  es  sich  um  Gegenstände,  welche  auch  in  andern 
Rechten  anders  behandelt  erscheinen,  als  die  übrige  Fnhrniss,  so  dass  die 
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961]  Erwähnimg  nicht  ausschliesst,  dass  diese  im  allgemeinen  bereits  als 
zu  halftendes  Gemeingut  behandelt  wurde;  wir  werden  in  anderm  Zusam- 
menhange bei  Besprechung  des  ehelichen  Voraus  darauf  zurückkommen. 
Jedenfalls  ist  es  erklärlich,  wenn  man  schon  früh  davon  ausging,  dass  bei 
längerm  Zusammenhausen  die  Fahrniss  im  allgemeinen  sich  nur  schwer 
als  Sondergut  behandeln  Hess,  dass  man  sie  als  Gemeingut  au ffasste,  gleich- 
viel, ob  von  der  einen  Seite  mehr  eingebracht  war,  als  von  der  andern. 

Es  ist  nicht  einmal  nöthig  anzunehmen,  dass  diese  Auffassung  sich  ge- 
rade erst  mit  der  Ehe  einstellte,  da  wir  auch  Eintritt  von  Gemeinschaft 
nach  Jahr  und  Tag  unabhängig  von  der  Ehe  finden.  Wir  er- 
wähnten bereits  Anm.  zu  S  803  den  allgemeinen  Satz  des  französischen 
Rechts,  wonach,  wenn  zwei  Personen  zusammenhausen  und  jede  ihre  Fahr- 
niss in  den  gemeinsamen  Haushalt  eingebracht  hat,  nach  Jahr  und  Tag  still- 
schweigend Gemeinschaft  fUr  Fahrniss  und  Errungenschaft  eintritt,  wenn 
dieselbe  nicht  ausdrücklich  ausgeschlossen  wurde ;  vgl.  auch  Glasson  Hist. 
7,  359  ff.  Beaumanoir  21  S  5  ff.  behandelt  den  Fall  ausführlicher  und  weist 
darauf  hin,  wie  danach  Jemand,  der  aus  Barmherzigkeit  einen  armen  Ver- 
wandten in  sein  Haus  nimmt,  seines  halben  Vermögens  an  denselben  ver- 
lustig werden  kann. 

In  so  weit  handelt  es  sich  also  bei  der  ehelichen  Gemeinschaft  um 
nichts  der  Ehe  EigenthUmliches;  das  Zusammenhausen  hatte  einfach  die- 
selbe Wirkung,  die  es  bei  irgendwelchen  andern  Personen  gehabt  haben 
würde.  Noch  im  Grand  Coutumier  2  eh.  40  werden  die  Fälle  nicht  unter- 
schieden :  Nota  que  par  usaige  ei  coustume  se  deux  conjoincts  ou  deux  affins 
demeurent  ensemble  par  an  et  jour  Sans  faire  division  ou  protesiaiion  ,  i/s 
acquidrent  l'ung  avec  Vaultre  communaulie  quantaux  meubles  ei  conquests. 
Erscheint  da  auch  für  Eheleute  die  Frist  von  Jahr  und  Tag  noch  festge- 
halten, so  wies  ich  schon  Anm.  zu  $  803  darauf  hin,  wie  das  ebenso  in  den 
Coutumcs  des  Südwestens,  dann  aber  auch  in  dem  sich  in  diesen  Verhält- 
nissen dem  westfränkischen  sehr  nähernden  Aasdomsrechte  der  Fall  ist.  Es 
ist  daher  gewiss  nicht  unwahrscheinlich,  dass  ursprünglich  die  eheliche  Ge- 
meinschaft nichts  Anderes  war,  als  eine  Anwendung  der  für  jede  Gemein- 
schaft bestehenden  Regeln  auf  den  Einzelfall,  während  sich  dann  erst  bei 
der  Weiterentwicklung  für  den  grössten  Theil  des  Gebietes  eine  Aenderung 
dahin  ergab,  dass  die  Gemeinschaft  nicht  erst  nach  Jahr  und  Tag,  sondern 
sofort  mit  der  Ehe  selbst  eintritt. 

962.  Andere  Abweichungen  mussten  sich  dann  allerdings  aus  der  be- 
sondern Natur  der  Ehe  ergeben.  Kam  die  Frau  mit  ihrem  Gut  auf  Lebens- 
zeit in  die  Gewalt  des  Mannes,  so  hatte  sie  bis  zum  Tode  des  Mannes  kein 
Recht,  Aufliebung  der  Gemeinschaft  und  Auftheilung  des  Gemeinguts  zu 
verlangen.  Ebenso  ergab  sich  daraus,  dass  der  Mann  als  Haupt  der  Ge- 
meinschaft nach  Belieben  über  das  Gemeingut  verfügte.  Insbesondere  in 
Rechten  der  lothringischen  Gruppen  erscheint  diese  Gewalt  so  gesteigert, 
dass  er  auch  über  sein  und  der  Frau  eingebrachtes  Gut  nach  Belieben  ver- 
fügen durfte,  so  dass  bei  schlechter  Wirthschaft  bei  seinem  Tode  möglicher- 
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weise  nichts  erübrigte.  Ursprünglicher  sind  zweifellos  die  Bestimmungen 
nicht  blos  westfränkischer,  sondern  auch  anderer  Rechte,  die,  indem  sie 
Verzicht  der  Wittwe  auf  die  Gemeinschaft  gestatten,  darauf  be- 
rechnet waren,  dass  wenigstens  ihr  und  damit  ihrer  Kinder  Sondergut  sich 
in  Folge  schlechter  Wirthschaft  des  Mannes  nicht  mindern  konnte.  Beim 
Tode  des  Mannes  konnte  nicht  blos  eine  Errungenschaft  fehlen,  sondern 
statt  der  Fahrniss  konnten  Schulden  da  sein,  für  welche  die  Wittwe  auf 
Grundlage  der  Gemeinschaft  zu  haften  gehabt  hätte.  Ganz  so ,  wie  die  Si- 
cherung der  Kinder  darin  lag,  dass  sie  sich  nach  dem  Tode  des  Vaters  ver- 
mögensrechtlich ganz  vom  Vater  lossagen  und  an  die  Mutterseite  halten 
konnten,  vgl.  S  909,  so  war  auch  die  Wittwe  dadurch  gesichert,  dass  ihr 
eingebrachtes  Erbgut  und  ihr  Widum  der  Verfügung  des  Mannes  entzogen 
waren  und  es  nun  nach  dem  Tode  des  Mannes  bei  ihr  stand ,  auf  die  Ge- 
meinschaft zu  verzichten  und  nur  jene  zu  nehmen. 

Bedenken  dagegen,  auch  das  auf  älteste  Zeiten  zurückzuführen,  könnte 
etwa  der  Umstand  ergeben ,  dass  Eingebrachtes,  wie  Widum  ursprünglich 
zunächst  in  Fahrniss  bestanden  haben  werden  und  also  als  solche  Gemein- 
gut und  der  willkürlichen  Verfügung  des  Mannes  anheimgegeben  gewesen 
sein  würden.  Dem  gegenüber  möchte  etwa  darauf  hinzuweisen  sein ,  dass 
auch  spater  das  verfangene  Douaire  noch  in  Fahrniss  bestehen  konnte ;  dass 
aber  weiter  auch  das  in  Fahrniss  bestehende  eingebrachte  Maritagium  der 
Frau  später  als  Erbgut  und  damit  als  der  Verfügung  des  Mannes  entzogenes 
Sondergut  der  Frau  behandelt  wurde;  vgl.  S  837.  Dürfte  es  an  Haltpunkten 
fehlen,  das  genauer  festzustellen,  so  steht  doch  nichts  im  Wege  anzunehmen, 
dass  in  ältester  Zeit  Vorkehrungen  getroffen  waren ,  die  der  Frau  für  den 
Fall,  dass  sie  nach  dem  Tode  des  Mannes  auf  die  Gemeinschaft  verzichten 
und  sich  an  den  Stand  ihres  Vermögens  zur  Zeit  des  Beginnes  der  Ehe 
halten  wollte,  das  etwa  durch  Herausgabe  oder  Ersatz  ihrer  eingebrachten 
Fahrniss  ermöglichten,  so  dass  der  Verzicht  ausser  der  vom  Manne  einge- 
brachten nur  die  errungene  Fahrniss  traf. 

Nichts  scheint,  wie  ich  denke,  der  Annahme  im  Wege  zu  stehen,  dass 
die  eheliche  Gemeinschaft  an  Fahrniss  und  Gewinngut  bis  auf  die  Anfänge 
der  Ehe  zurückreicht.  Und  in  solchen  Fällen  spricht  doch  meiner  Ansicht 
nach  immer  die  wohlbegründete  Vermuthung  dafür,  dass  das,  worin  die 
spätem  Rechte  des  Gebiets  so  gut  wie  ausnahmslos  übereinstimmen,  auch 
schon  in  ältester  Zeit  nicht  anders  geordnet  war. 

Im  gegebenen  Falle  kommt  aber  noch  ein  besonderer  Umstand  hinzu, 
der  meines  Erachtens  sicher  erweist,  dass  die  Gemeinschaft  der  Fahrniss 
und  damit  der  Schulden  bei  den  Franken  in  vorgeschichtliche  Zeit  zurück- 
reicht. Gemeinschaft  der  Fahrniss  mag  sich  in  verschiedenen  Rechten  ganz 
unabhängig  von  einander  entwickelt  haben;  ebenso  mochten  unabhängig 
von  einander  in  verschiedenen  Rechten  dieselben  Billigkeitsrücksichten  da- 
zu führen ,  einen  Verzicht  der  Wittwe  zu  gestatten.  Anders  aber  doch, 
wenn  sich  in  mehreren  Rechten  Uebereinstimmung  in  einer  Form  des 
VerzichtsderWittwe  ergibt,  die  auch  eine  durchaus  andere  hätte  sein 
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962]  können  und  in  andern  Rechtsgruppen  denn  auch  wohl  eine  andere 
gewesen  ist.  Dann  ist  doch  auch  die  Folgerung  nicht  abzuweisen,  dass  die 
Gemeinschaft  der  Fahrniss ,  wie  sie  das  Recht  des  Verzichts  voraussetzt, 
bereits  Üblich  war,  ehe  die  bezüglichen  Rechte  sich  von  einander  trennten. 

Nun  bestand  die  westfränkische  Form  des  Verzichts  in  dem  soge- 
nannten SchlUsselrecht;  die  Wittwe  hatte  am  Tage  des  Begräbnisses 
die  Schlüssel  oder  den  Gürtel  mit  Schlüsseln  und  Börse  auf  den  Leichnam 
oder  auf  das  Grab  des  Mannes  zu  legen.  Das  wird  als  allgemein  franzö- 
sische Sitte  bezeichnet;  vgl.  Grimm  R.  A.  176.  Die  Geschichtschreiber  er- 
wähnen es  in  Einzelfällen;  es  wurde  so  streng  daraufgehalten,  dass,  als 
Johanna  von  Navarra  sich  1 343  beim  Begräbnisse  ihres  Mannes  zu  diesem 
Zweck  durch  Bevollmächtigte  vertreten  liess,  es  später  für  die  Rechtskräf- 
tigkeit eines  königlichen  Gnadenbriefes  bedurfte;  vgl.  zuLoyselS  132*  Nach 
der  ältesten  Coutume  der  Bourgogne  S  3,  Giraud  Essai  2,  268 ,  verzichtet 
die  Frau  auf  Fahrniss  und  Errungenschaft:  sa  eile  se  desscinct  sur  lafossr 
de  son  dit  maru  Nach  der  Somme  rurale  2  t.  2 1  soll  der  Verzicht  beim  Bc- 
gräbniss  erfolgen.  Auch  in  den  spätem  Coutumes  finden  sich  noch  Erwäh- 
nungen. So  heisst  es  in  der  von  Meaux  von  1509  S  32.  53  von  derFemme 
noble,  wie  von  der  Roturiere :  doit  meitre  les  clefs  sur  la  fasse  du  trepasse'; 
ebenso  gleichzeitig  in  der  von  Chaumont  S  7 :  mettant  en  signe  de  laditt 
renonciaiion  sa  ceinture^  clefs  ou  autre  chose  apparant  sur  la  fasse  du  ires- 
pass(f.  Nach  der  von  Vitry  S  9 1  wird  die  Einhaltung  der  Form  nur  noch 
von  der  Roturiere  verlangt.  Im  allgemeinen  genügt  später  eine  Erklärung 
vor  Richter  oder  Notar.  Aber  der  frühere  Brauch  ergibt  sich  dann  wohl 
daraus,  dass  in  einzelnen  Coutumes,  so  denen  von  Vermandois  S  26,  Cha- 
lons  S  30,  ausdrücklich  betont  wird,  dass  der  Verzicht  giltig  sei,  auch  wenn 
die  Schlüssel  nicht  aufs  Grab  gelegt  seien. 

Dabei  aber  handelt  es  sich  um  keine  nur  dem  westfränkischen  Rechte 
cigcnthtUnliche  Form.  Sie  findet  sich  zunächst  auch  im  lothringischen 
Rechtsgebiete.  Nach  den  Costumen  von  Löwen  1 2  S  1 7  verzichtet  die  Frau : 
stehende  den  sleutel  op  de  deure,  als  sy  metten  lijcke  uyt  gaet,  oft  legghendc 
dien  op't  mans  graf,  als  hy  begraven  wort;  es  wird  spätere  Abschwächung 
sein,  wenn  sie  nach  Recht  von  Herenthals  12  S  10,  Christyn  735,  den 
Schlüssel  aufs  Gericht  zu  bringen  hat.  Aehnlich  im  Landrecht  von  Saar- 
brück,  vergl.  Grimm  R.  A.  453;  sie  soll  das  Haus  zuschliessen  und  den 
Schlüssel  auf  das  Grab  legen.  Da  die  Form,  so  weit  ich  sehe,  friesischen 
Rechten  fremd  ist,  so  dürfte  es  nach  dem  Anm.zu  369  vorläufig  Bemerkten 
auf  Zusammenhang  mit  den  lothringischen  Rechten  zurückzuführen  sein, 
wenn  die  Form  in  Flandern  häufig  erwähnt  wird;  so  legt  etwa  nach  Recht 
von  Brügge  4  §  7  die  Wittwe  die  Schlüssel  aufs  Grab,  nach  dem  von 
Nieuwport  20  S  6  auf  den  Leichnam  oder  aufs  Grab.  Weitere  Fälle  finden 
sich  im  Aasdomsrechte.  Nach  Recht  von  Hasselt  soll  sie:  de  slotelen  leggen 
opten  dootbatt  ende  gaen  voer  der  baren  uth  ;  ebenso  soll  sie  nach  dem  von 
Kampen  die  Schlüssel  auf  die  Leiche  legen;  vgl.  Overyss.  St.  R.  5,  287. 
1 1,  99.  Nach  Recht  von  Amsterdam,  Roseboom  Costumen  42  S  24,  hat  sie 
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die  Schlüssel  auf  das  Grab  zu  legen.  Endlich  Hnden  sich  Belege  für  das 
SchlUsselrecht  in  Schwaben.  So  zu  Ulm;  vgl.  Heusler  Inst.  2,  415^  Stobbe 
Privatr.  4,  97.  Nach  dem  Recht  von  Herrenberg  nordwestlich  von  Tü- 
bingen, Fischer  Gesch.  der  Erbf.  2,  213,  hat  sie  die  Schlüssel  auf  die  Bahre 
zu  legen. 

Das  wird  kaum  auf  gesammtgermanischen  Brauch  zurückgehen,  da 
sich  wenigstens  so  weit  ich  sehe,  in  andern  Rechten  wohl  Belege  für  den 
Verzicht,  nicht  aber  für  die  besondere  Form  finden.  Es  handelt  sich  um 
Rechte,  bei  denen  auch  andere  Haltpunkte,  vgl.  Anm.  zu  803  wegen  des 
Aasdomsrechts,  wohl  darauf  deuten,  dass  sie  mit  dem  westfrHnkischen 
schliesslich  auf  eine  gemeinsame  näiiere  Grundlage  zurückgehen  dürften, 
während  doch  ihre  ganze  Gestaltung  ergibt,  dass  die  Verzweigung  schon 
in  weit  zurückliegender  vorgeschichtlicher  Zeit  erfolgt  sein  muss.  Ist  nicht 
abzusehen,  wie  ein  solcher  Brauch  sich  mehrfach  unabhängig  von  einander 
entwickelt  oder  wie  er  erst  in  geschichtlicher  Zeit  aus  einem  der  Rechte  in 
die  andern,  sichtlich  ganz  selbstständig  weiterentwickelten  Rechte  Eingang 
gefunden  haben  sollte,  so  werden  wir  auch  schliessen  müssen,  dass  derselbe 
und  damit  die  Gemeinschaft  der  Fahrniss,  die  er  zur  Voraussetzung  hat,  in 
allen  diesen  Rechten,  also  auch  im  westfränkischen,  schon  für  eine  Zeit  an- 
zunehmen sein  wird,  die  weit  über  die  der  ältesten  Rechtsaufzeichnungen 
zurückliegt. 

963.  Gehen  wir  davon  aus,  so  würde  sich  auch  bei  mutterrechtlicher 
Folge  das  Verhältniss  bei  Lösung  unbeerbter  Ehe  nicht  anders  gestaltet 
haben,  wie  später;  je  die  Hälfte  des  Gemeinguts  verblieb  dem  Ueberleben- 
den  oder  den  Rückenerben  des  Verstorbenen.  War  aber  die  Ehe  eine  be- 
erbte, so  musstesich  auch  alsbald  dieUnbilligkeit  des  Ausschlusses 
derKinder  vom  Vatertheile  des  Gemeingutes  ergeben.  Die  Hälfte 
der  Mutter  kam  dann  mit  ihrem  übrigen  Gute  an  ihre  Kinder  als  an  ihre 
nächsten  Erben,  entweder  bei  Vorversterben  der  Mutter  sogleich,  oder  später 
nach  deren  Tode.  Waren  die  Kinder  aber  noch  nicht  als  Erben  des  Vaters 
anerkannt,  so  kam  dessen  Hälfte  sogleich  oder  später  nach  gesetzlichem  Erb- 
recht an  dessen  Muttersippe.  Allerdings  mag  der  Vater  in  der  Regel  seine 
Hälfte  den  Kindern  geschenkt  haben.  Starb  der  Vater  aber  ohne  solche  Ver- 
fügung bei  Ueberleben  von  Kindern,  so  musste  es  doch  besonders  hart  er- 
scheinen ,  wenn  diese  nun  die  Hälfte  der  Fahrniss,  mit  der  bisher  die  ge- 
meinsame Wirtschaft  betrieben,  und  die  Hälfte  des  Gewinngutes ,  welches 
zum  grössten  Theile  Ergebniss  ihrer  Thätigkeit  sein  konnte,  etwa  an  die 
Geschwister  des  Vaters  herausgeben  sollten.  Bei  den  Liegenschaften,  die 
schon  der  Vater  ererbt  hatte,  liess  sich  immerhin  geltend  machen,  dass  sie 
von  der  Vatersippe  herrührten,  dass  dessen  Geschwister  früher  als  Miterben 
durch  den  Vater  verkürzt  waren ,  dass  es  nicht  unbillig  scheinen  konnte, 
wenn  wenigstens  der  Theil  derselben ,  der  nicht  ohnehin  als  Widum  den 
Kindern  verfangen  war,  an  des  Vaters  Geschwister  zurückfiel.  Hier  aber 
handelte  es  sich  um  Gut,  welches  nicht  gerade  von  der  Sippe  des  Vaters 
herrührte,  welches  zu  der  Ehe,  der  die  Kinder  entsprossen ,  in  bestimmter 
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963]  Verbindung  stand ,  grosscnthcils  erst  während  dieser  Ehe  unter  Bei- 
hilfe  der  Kinder  erworben  war.  Es  ist  gewiss  höchst  wahrscheinlich,  dass 
zuerst  bezüglich  dieses  Gutes  auch  ohne  ausdrückliche  Vergabung  das  Erb- 
recht der  Kinder  nach  dem  Vater  allgemein  anerkannt  wurde,  schon  in 
Zeiten,  wo  sich  ein  gesetzliches  Erbrecht  der  Kinder  am  Erblande  desselben 
noch  nicht  festgestellt  hatte. 

Wir  glaubten  nun  allerdings  annehmen  zu  dürfen,  dass  die  Aner- 
kennung der  Kinder  als  gesetzlicher  Erben  des  Vaters  für  das 
Erbland  zu  keinen  weitern  Aenderungen  der  Folge  fühne,  weil  man  da  ein- 
fach an  dem  Gesichtspunkte  festhalten  konnte,  dass,  wie  schon  früher  das 
vom  Vater  Geschenkte,  so  auch  nun  das  vom  Vater  Ererbte  an  die  Vater- 
seite zurückfiel.  Anders  war  das,  wenn  für  Alles,  was  der  Vater  als  seinen 
Theil  an  der  Gemeinschaft  an  Fahmiss  und  Gewinngut  hinterliess,  seine 
Kinder  als  gesetzliche  Erben  anerkannt  wurden.  Dann  musste  sich,  wie 
früher  die  Herausgabe  des  Vaterantheils  am  Gemeingute  an  die  Vatermagen 
unbillig  schien  und  zum  Erbrecht  der  Kinder  fühne,  nun  umgekehrt  die 
Unbilligkeit  des  Ausschlusses  der  Vaterseite  vonGewinn- 
gut  und  Fahrniss  der  Kinder  geltend  machen;  es  musste  unbillig 
scheinen,  dass  diese  auch  weiter  nicht  blos  an  die  Mutter,  sondern  beim 
Vorversterben  derselben  lediglich  an  die  Muttersippe  unter  Ausschluss  des 
Vaters  kommen  sollten.  Es  konnte  nicht  wohl  anders  sein,  als  dass  sich 
dann  alsbald  die  Auffassung  feststellte,  dass,  wie  Vater  und  Mutter  bei  der 
Vererbung  auf  Kinder  nun  gleichgestellt  waren,  so  auch  nurG leich Stel- 
lung beider  Eltern  und  ihrer  Seiten  bei  Beerbung  der  Kinder  der 
Billigkeit  entsprechen  könne.  Und  das  musste  um  so  näher  liegen,  als  es 
sich  da  um  Gut  handelte,  welches  von  keiner  der  Seiten  herrührte,  auf 
welches  dennoch  auch  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  keine  derselben 
grössern  Anspruch  erheben  konnte,  als  die  andere. 

964.  Es  durfte  sich  nun  empfehlen,  wenn  wir  den  U  eher  gang  von 
mutterrechtlicher  zu  zweiseitiger  Folge  bestimmter  verfolgen 
wollen,  vorläufig  von  den  zu  grossen  Bedenken  Anlass  gebenden  Angaben 
der  spätem  Texte  der  Lex  Salica  ganz  abzusehen  und  es  mit  einem  Aus- 
gehen von  der  gemeinen  Folge  des  spätem  we st  fränkischen 
R  e  c  h  ts  zu  versuchen,  die  eine  durchweg  übereinstimmende  ist,  von  der  doch 
zu  vermuthen,  dass  sie  auf  gemeinsame  Wurzel  zurückgeht,  auf  die  Folge, 
wie  sie  sich  beim  Uebergange  vom  mutterrechtlichen  zum  elternrechtlichen 
Gesichtspunkte  gestaltet  hatte.  Wir  finden  dann  eine  Folge ,  wie  sie  sich 
durchaus  folgerichtig  im  Anschlüsse  an  die  ältere  mutterrechtliche  Gestal- 
tung durch  Ausdehnung  der  die  Mutter  und  ihre  Seite  treffen- 
den Bestimmungen  auf  den  Vater  und  dessen  Seite  herstellen 
konnte.  Häne  die  Entwicklung  an  und  für  sich  auch  eine  andere  sein 
können,  so  lässt  doch  ihr  uns  in  der  spätem  gemeinen  Folge  vorliegendes 
Schlussergebniss  deutlich  erkennen,  wie  sie  thatsächlich  erfolgt  sein  muss. 

Beim  Ueberleben  beider  Eltern  trat  nun  der  Mutter  als  erstbe- 
rufenen Erbin  der  Vater  gleichberechtigt  zur  Seite,  so  dass  der  ganze  Nadi- 
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lass  des  Kindes  an  die  Eltern  Hei.  Dabei  war  es  gleichgiltig,  ob  man  das 
dahin  auffasste,  dass  wenigstens  vom  Gewinnlande  nur  je  die  Hälfte  Son- 
dergut eines  der  Ehegatten  wurde,  oder  ob  man ,  wie  das  bei  der  Fahrniss 
jedenfalls  der  Fall  sein  musste,  das  Erbe  nach  dem  Kinde  als  Gewinn  der 
Eltern  fasste,  der  in  das  Gemeingut  fiel,  womit  dann  wieder  nach  Lösung 
der  Ehe  die  Hälfte  als  Gut  jedes  Ehegatten  zu  behandeln  war. 

Massgebend  für  die  ganze  weitere  Folge  musste  vor  allem  die  Behand- 
lung desFalles  desUeberlebens  nur  einesElterntheils  sein.  Wäre 
die  ganze  Folge  von  vornherein  von  einer  Gleichstellung  beider  Eltern  und 
beider  Sippen  ausgegangen,  so  konnte  sich,  wie  ich  $  570  ausführte,  die 
Auffassung  anknüpfen,  dass,  wie  von  beiden  lebenden  Eltern  jedes  nur  die 
Hälfte  erhalten  und  diese  dann  nur  aufseine  Seite  weitervererbt  hätte,  auch 
der  überlebende  Elterntheil  nur  die  eine  Hälfte  erhalten  sollte,  während  die 
andere  an  die  Erben  des  Verstorbenen  fiel ;  und  in  den  folgerichtig  hälften- 
den  Rechten  finden  wir  das  wirklich  so  durchgeführt.  Finden  wir  im  spätem 
fränkischen  Recht  Folge  des  überlebenden  Elterntheil  in  den 
ganzen  Nachlass,so  würden  sich  ja  immerhin  Gesichtspunkte  auffinden 
lassen,  welche  das  bei  Ausgehen  von  schon  ursprünglicher  Gleichstellung 
beider  Seiten  erklären  könnten.  Aber  es  ist  doch  nicht  zu  verkennen ,  wie 
sehr  dieser  AusschlussderHälftungim  fränkischen  Recht  durch  das 
Zurückgehen  auf  mutterrechtliche  Folge  gefördert  werden  musste,  wenn 
bei  den  Aenderungen  nur  der  Gesichtspunkt  massgebend  war,  die  Rechte, 
welche  bisher  nur  der  Munerseite  zustandet!,  auf  die  Vaterseite  auszudehnen. 

Lebte  bei  Vorversterben  des  Vaters  nur  die  Mutter,  was  im  allgemeinen 
der  häufiger  vorkommende  Fall  war,  so  war  nach  ältestem  Recht  die  Mutter 
Erbin  des  Nachlasses  ihres  Kindes,  wobei  wir  hier,  wie  weiter,  von  den 
Sonderbestimmungen  bezüglich  der  Terra  vorläufig  absehen.  An  diesem 
vollen  Rechte  der  überlebenden  Mutter  irgend  etwas  zu  ändern,  nachdem 
man  es  für  billig  hielt,  dass  auch  der  Vater  seine  Kinder  beerbe,  fehlte  jeder 
Grund,  da  eben  ein  Vater,  der  der  Mutter  das  volle  Recht  hätte  streitig 
machen  können,  nicht  mehr  lebte.  Hatte  die  Mutter  von  jeher  das  Ganze 
genommen,  so  fehlte  jeder  Gesichtspunkt,  der  darauf  hätte  führen  können^ 
ihr  nun  etwa  nur  die  Hälfte  zuzusprechen.  Dann  aber  war  es  selbstver- 
ständlich, dass  man  ebenso  auch  dem  überlebenden  Vater  das  Recht  auf 
das  Ganze  zusprach,  sobald  man  es  für  billig  hielt ,  dass  dieser  dasselbe 
Recht  gegen  seine  Kinder  habe,  wie  die  Mutter. 

Auffallender  noch  macht  sich  die  Entstehung  der  spätem  Folge  durch 
einfache  Ausdehnung  des  Rechts  der  Mutterseite  auf  die  Vaterseite  kennt- 
lich bei  Behandlung  der  Geschwister.  Nach  unsern  Erörterimgen  S  9 1 7  ff. 
werde  ich  davon  ausgehen  dürfen,  dass  die  auffallende  Nichtbeachtung  des 
doppelten  Bandes,  die  Gleich  st  eilung  vonHalbgeschwistern  und 
Vollgeschwistern,  wie  sie  sich  im  grössten  Theile  des  westfränkischen 
Gebietes  noch  später  findet,  für  die  ursprünglichere  zu  halten  sei  gegenüber 
den  Coutumes,  in  denen  sich  der  Vorzug  des  doppelten  Bandes  geltend 
macht.   Nun  wies  ich  schon  S  662  darauf  hin,  wie  sich  jene  auffallende 
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964]  Nichtbeachtung  leichter  erklärt,  wenn  wir  von  einseitigem  Erbrecht 
ausgehen.  Erben  nach  der  Lex  Salica  beim  Fehlen  der  Muner  die  Brüder 
und  Schwestern,  so  betonte  ich  bereits  S  949,  dass  sich  das  im  Zusammen- 
hange nur  auf  Uterini  beziehen  könne,  ganz  gleichgiltig,  ob  diese  zugleich 
Consanguinei  waren  oder  nicht.  War  der  mutterrechtlichen  F'olge  der  Un- 
terschied zwischen  Halbgeburt  und  Vollgeburt  überhaupt  fremd ,  so  war 
auch  kein  Anlass  geboten,  auf  einen  solchen  unmittelbar  überzugehen,  wenn 
die  Vaterseite  gleichberechtigt  sein  sollte.  Hatte  man  nun  in  Fällen,  wo  aeben 
blossen  Uterini  auch  Germani  da  waren,  diese  jenen  vorgezogen,  so  hatte 
man  jene  an  dem  Rechte  der  Gleichstellung,  wie  es  ihnen  bisher  zustand, 
verkürzt.  Dazu  fehlte  der  Anlass.  Dem  jetzt  massgebenden  Gesichtspunkte 
war  genügt,  wenn  man  dasselbe  Recht,  welches  bisher  nur  der  Mutterseite, 
nur  den  Uterini  zustand,  auch  auf  die  Vaterseite,  auf  die  Consanguinei,  aus- 
dehnte, ohne  dass  eine  nähere  Veranlassung  vorlag,  zu  beachten,  dass  einige 
Uterini  zugleich  Consanguinei  sein  konnten. 

965.  Sind  keine  Vorfahren  und  Geschwister  vorhanden,  so  ergibt  sich 
nach  späterm  Recht  für  Fahrniss  und  Gewinngut  Folge  der  Angehö- 
rigen der  Gesammtsippe  nach  der  Nahe  des  Grades  ohne  alle 
Rücksicht  auf  den  Unterschied  der  Seiten  oder  des  Mannsstammes  und 
Weiberstammes.  Wird  in  der  Erbentafel  der  Lex  Salica  nur  noch  die  Soror 
matris  ausdrücklich  genannt  und  ist  es  richtig,  wenn  ich  das  S  951  auf  alle 
Geschwister  der  Mutter  bezog,  so  würde  auch  da  das  Recht  der  Mutterge- 
schwister einfach  auf  die  Vatergeschwister  ausgedehnt  sein.  Und  ebenso, 
wenn  dann  weiter  nach  alter  Folge  jeder  Proximior  der  genannten  Gene- 
rationen, also  nur  der  Mutterseite,  folgt ;  später  aber  jeder  Proximior  ohne 
Rücksicht  auf  die  beiden  Seiten. 

Nun  handelte  es  sich  aber  nicht  blos  um  den  Gegensatz  der  beiden 
Seiten.  Spricht  sich  der  Titel  De  alodis  nicht  bestimmter  darüber  aus ,  so 
lassen  insbesondere  die  Bestimmungen  über  den  Reipus,  vgl.  $  956,  keinen 
Zweifel,  dass  entsprechend  der  mutterrechdichcn  Folge  nur  die  Mnner- 
magen,  die  durch  Weiber  verwandten  Glieder  der  Mutterseite  erbberech- 
tigte Proximiores  waren,  dass  nur  diese  zur  Muttersippe  des  Erblassers  ge- 
hörten. Das  wurde  unhaltbar  und  musste  zu  einer  Gleich  Stellung  der 
Vatermagen  mit  den  Muttermagen  beider  Seiten  führen,  nach- 
dem einmal  im  engsten  Kreise  die  mutterrechtliche  Auffassung  durch- 
brochen, den  Kindern  gesetzliches  Erbrecht  auch  nach  dem  Vater  und  diesem 
nach  ihnen  zuerkannt,  und  damit  ausgesprochen  wurde,  dass  dieselben  dem 
Vater  ebenso  nahe  stünden,  als  der  Mutter.  Standen  die  Kinder  dem  Vater 
gleich  nahe,  als  der  Mutter,  so  musste  dasselbe  für  Muttervater  und  Mutter- 
mutter, für  gleich vatrige  utid  gleichmuttrige  Geschwister  angenommen 
werden.  Und  gehörte  früher  nur  der  Schwestersohn  zur  Sippe  des  Erb- 
lassers, so  musste  dasselbe  jetzt  für  den  Brudersohn  zutreffen,  seit  dieser 
nicht  mehr  blos  als  zu  seiner  dem  Erblasser  fremden  Muttersippe  gehörend 
gefasst  wurde,  sondern  als  Angehöriger  seiner  Vatersippe,  durch  die  er  nun 
mit  dem  Erblasser  in  Verbindung  stand. 
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Das  tindet  bestimmteren  Ausdruck  in  den  Bestimmungen  über  den 
A  c  h  a  s  i  u  s ,  welchen  nach  Cap.  I  S  7  die  sich  wiederverheifathende  Wittwe 
ausser  dem  von  ihrem  zweiten  Manne  zu  entrichtenden  Reipus  nächsten 
Verwandten  des  Verstorbenen  zu  zahlen  hat,  wobei  allerdings  nicht,  wie 
beim  Reipus,  verlangt  ist,  dass  dieselben  nicht  Erben  des  Verstorbenen  sein 
sollen.  Vater  oder  Mutter,  die  also  gleichgestellt  erscheinen,  werden  in  erster 
Reihe  genannt;  dann  der  Bruder,  endlich  aber  der:  nepuSyfratris  senioris 
ßlius.  Erscheint  dieser  damit  dem  ältesten  Schwestersohn  nicht  blos  gleich- 
gestellt, sondern  vorgezogen,  so  mag  das  damit  zusammenhängen,  dass 
diesem  in  erster  Reihe  der  Reipus  zukam.  Die  Bestimmung  deutet  also  auf 
eine  Zeit,  wo  für  die  Fehde,  vgl.  S  955,  nicht  mehr  blos  die  Muttermagen 
in  Betracht  kamen.  Während  aber  der  Reipus  von  den  Muttermagen  bis 
zum  sechsten  Knie  beansprucht  werden  konnte ,  fällt  der  Achasius  schon 
nach  dem  dritten  Knie  an  den  Fiscus. 

Es  lassen  sich  ja  immerhin  begründete  Einwendungen  gegen  eine  zu 
weit  gehende  Parallelisirung  beider  Institute  erheben.  Andernfalls  läge  der 
Schluss  nahe,  dass  als  das  Fehderecht  sich  von  den  Muttermagen  auf  die 
Vatermagen  ausdehnte,  das  von  vornherein  in  geringerem  Umfange  geschah, 
weil  das  Fehderecht  überhaupt  nur  noch  in  solchem  Bedeutung  hatte.  Und 
dann  könnte  auch  das  mit  den  uns  beschäftigenden  Verhältnissen  zusam- 
menhängen. So  lange  nur  die  Männer  vom  Weibe  der  Mutterseite  in  Be- 
tracht kamen,  traf  das  eine  so  geringe  Zahl  von  Personen,  dass  die  Ausdeh- 
nung auf  sehr  entfernte  Grade  nicht  auffallen  kann.  Mit  der  Ausdehnung 
auf  die  Männer  vom  Manne  beider  Seiten  aber  musste  sich  die  Zahl  schon 
in  den  nächsten  Graden  verdoppeln  und  vervierfachen,  während  wir  in 
entfernteren  zu  einer  kaum  mehr  übersehbaren  Zahl  gelangen  würden. 

Vererbte  sich  damit  Fahmiss  und  Gewinngut  in  der  Gesammtsippe 
ohne  irgendwelches  Auseinanderhalten  der  Seiten,  während,  wie  schon 
S  687  betont,  andere  Rechte  dasselbe  unter  die  Seiten  hälfteten ,  so  erklärt 
sich  das  durchaus  bei  unserer  Annahme ,  dass  die  spätere  Folge  sich  im 
Atischluss  an  die  mutterrechtliche  daraus  ergab,  dass  einfach  das  Recht  der 
Muttermagen  auf  die  entsprechenden  Vatermagen  ausgedehnt  wurde.  Denn 
bei  dieser  Annahme  finden  wir  eine  durchaus  folgerichtige  Du rch- 
führungderGesammtfolge.  Wie  der  überlebende  Vater  ebenso  das 
Ganze  nahm,  wie  die  überlebende  Mutter,  so  nahmen,  auch  wenn  nur 
gleichvatrige  Geschwister  überlebten,  diese  ebenso  das  Ganze,  wie  das  schon 
früher  beim  Ueberleben  nur  gleichmuttriger  der  Fall  gewesen  sein  würde; 
und  entsprechend ,  wenn  etwa  nur  Vatergeschwister  da  gewesen  wären. 
Ordnete  sich  die  mutterrechtliche  Folge  nach  Linie  und  Grad  und  danach 
bemessenen  Klassen,  so  traten  nun  ausser  den  Muttermagen  auch  die  ent- 
sprechenden Vatermagen  in  die  Klassen  ein,  ohne  dass  das  ein  Grund  ge- 
wesen sein  müsste,  nun  nicht  weiterhin,  wie  früher,  in  der  Klasse  einfach 
nach  Köpfen  zu  theilen,  da  insbesondere  für  Hälftung  nach  den  Seiten  bis 
dahin  jeder  Anhalt  fehlt,  wenn  man  davon  absieht,  dass,  wenn  Vater  und 
Mutter  lebten,  an  jeden  schliesslich  die  Hälfte  kam ,  wie  das  aber  auch  da 
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965]  nicht  unmittelbar  ersichtlich  wurde.  Und  auch  das  lässt  sich  doch 
ungezwungen  dahin  auffassen,  dass  der  jetzt  gleichgestellte  Vater  in  die  bis- 
her nur  durch  die  Mutter  vertretene  Erbenklasse  eintrat,  in  der  nun  nach 
Köpfen  zu  theilen  war  und  sich  damit  Hälften  nur  desshalb  ergaben ,  weil 
die  Klasse  höchstens  durch  zwei  Erben  vertreten  sein  konnte.  Während 
dann  die  Auffassung,  dass  man  wenigstens  da  jeder  Seite  nur  die  Hälfte  zu- 
theilen  wollte,  sich  aufs  bestimmteste  damit  beseitigte,  dass  man  dem  über- 
lebenden Elterntheil  nicht  die  Hälfte,  sondern  das  ganze  Gut  zusprach. 

Von  diesem  Ausgange  aus  konnte  sich  folgerichtig  nur  ein  einheit- 
liches, der  Linie  und  dem  Grade  folgendes  Erbrecht  der  Gesammtsippe  in 
das  Gewinngut  und  die  demselben  gleichbehandelte  Fahrniss  ergeben. 
Rührte  dasselbe  von  keiner  der  Seiten  her,  ging  es  nur  aut  den  Erblasser 
zurück,  so  lag  auch  kein  Grund  vor,  für  die  Vererbung  desselben  irgend- 
welchen andern  Gesichtspunkt  ins  Auge  zu  fassen,  als  die  An  der  Verwandt- 
schaft zum  Erblasser  selbst,  sobald  einmal  in  dieser  Richtung  zwischen  der 
durch  die  Mutter  und  der  durch  den  Vater  vermittelten  nicht  mehr  unter- 
schieden wurde. 

966.  Mit  dem  Gesagten  hängt  nun  weiter  eine  Aenderung  der 
Folge  in  das  Erbland  eng  zusammen.  Ging  nach  unserer  Annahme 
das  Fallrecht,  wonach  das  Erbland  nach  der  Herkunft  an  die  Vaterseite 
oder  die  Mutterseite  zurückfiel,  auf  ältestes  Recht  zurück,  so  musste  sich 
daran,  wie  S  960  betont,  dadurch  nichts  ändern,  dass  die  Kinder  als  gesetz- 
liche Erben  nach  dem  Vater  anerkannt  wurden.  Denn  dem  Billigkeitsgc- 
sichtspunkte,  dass,  wie  die  Kinder  den  Vater,  auch  dieser  die  Kinder  beerbte, 
war  da  ohnehin  bereits  in  der  Weise  genügt ,  dass  das  vom  Vater  an  die 
Kinder  Gekommene  auch  an  den  Vater  oder  dessen  Erben  zurückkam. 
Man  konnte  in  dieser  Richtung  einfach  an  dem  Hergebrachten  festhalten, 
dem  gegenüber  eine  Aenderung,  wonach  der  Vater  nun  auch  etwa  das  von 
der  Mutter  herrührende  Gut  genommen  hätte,  nicht  wohl  Platz  greifen 
konnte. 

Aber  die  an  das  Zugehören  der  Kinder  auch  zur  Vatersippe  anschlies- 
sende allgemeine  Gleichstellung  der  Vatermagen  und  Muttermagen  beider 
Seiten  musste  auch  da  zu  einer  Aenderung  der  Folge  führen.  Sollte  das 
Gut  nach  seiner  Herkunft  an  die  nächstberechtigten  Erben  des  Vaters  oder 
aber  der  Mutter  fallen,  so  waren  das  bisher  nur  die  Muttermagen  beider  ge- 
wesen. Wurden  diesen  nun  die  beiderseitigen  Vatermagen  gleichgestellt,  so 
ergab  sich  einfach  Anfall  an  die  dem  Grade  nach  nächsten  Verwandten  je- 
der Seite,  also  einfaches  Fallrecht  nach  der  Nähe  des  Grades, 
wie  wir  es  S  927  ff.  als  die  ältere  Gestaltung  des  fränkischen  Rechts  nach- 
zuweisen suchten. 

Denn  in  den  besprochenen  Verhältnissen  lag  nichts ,  was  nun  etwa 
auf  fortgesetztes  Fallrecht  hätte  hinweisen  können.  Bei  dem  ursprünglichen 
einseitigen  Erbrecht  der  Muttermagen  war  für  ein  solches  Ufberhaupt  kein 
Raum  gewesen.  Wurde  nun  aber  die  Mutter  selbst  nicht  mehr  blos  als  An- 
gehörige der  Muttermuttersippe,  sondern  ebenso  der  Muttervatersippe  be- 
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trachtet,  griff  damit  die  AufTassuag  Platz,  dass  die  entsprechenden  Glieder 
beider  Sippen  dasselbe  Recht  auf  das  ganze  Erbe  der  Mutter  hatten  und 
alle  entfernteren  Grades  von  demselben  ausschlössen,  wie  das  ebenso  beim 
Gewinngute  der  Fall  war,  so  waren  auch  etwa  Vettern  der  Mutter  von  der 
Muttermutterseite  und  der  Muttervaterseite  gleichgestellte  Erben,  welche 
sich  nach  Köpfen  in  das  auf  die  Erben  der  Mutter  zurückfallende  Gut  zu 
theilen  hatten,  aber  auch  das  Ganze  nahmen^  wenn  etwa  nur  Vettern  der 
einen  Seite  vorhanden  waren. 

Nach  der  ganzen  Art  und  Weise,  wie  sich  diese  Verhältnisse  sichtlich 
entwickelt  hatten,  bei  der  man  nicht  eine  Gleichstellung  beider  Seiten  als 
solcher,  sondern  eine  Gleichstellung  der  auf  beiden  Seiten  entsprechend 
verwandten  Personen  im  Auge  hatte,  und  bei  dem  Umstände,  dass  sich  das 
Recht  jeder  der  beiden  gesammten  Eltemseiten  nach  unserer  Annahme  auf 
von  vornherein  verschiedener  Grundlage  ergeben  hatte,  auf  der  Muttersette 
auf  der  Grundlage  des  Erbrechts,  auf  der  Vaterseite  aus  dem  Rückfall  des 
Schenkgutes,  fehlte  da  jede  bestimmtere  Veranlassung,  der  Herkunft  des 
Gutes  über  die  Eltern  hinaus  weiter  nachzugehen.  Das  von  der  Folge  der 
Gesammtsippe  des  Erblassers  ausgeschlossene  Erbland  vererbte  nun  so,  wie 
einerseits  von  der  Mutter,  andererseits  vom  Vater  auf  deren  Gesammtsippe 
vererbt  sein  würde. 

DasErgebniss  des  Vergleiches  der  sptttern,  in  allen  west fränkischen 
Rechten  nahezu  ausnahmslos  übereinstimmend  geordneten  Folge  mit  der 
ältesten  mutterrechtlichen  ist  demnach,  wie  ich  denke,  dass  jene  aus  dieser 
ganz  folgerichtig  abgeleitet  erscheint,  wenn  wir  annehmen,  dass  die  rein 
mutter rechtliche  Folge  zunächst  dadurch  durchbrochen  wurde,  dass  die 
Kinder  auch  als  gesetzliche  Erben  ihres  Vaters  anerkannt  wurden,  dass  das 
dann  weiter  dazu  führen  musste,  dass  es  umgekehrt  billig  scheinen  musste, 
dass  nun  auch  die  Kinder  ebenso  von  ihrem  Vater  zu  beerben  seien ,  wie 
von  der  Mutter,  und  sich  damit  dann  folgerichtig  die  Auffassung  feststellte, 
dass  auch  bei  der  weitern  Folge  zwischen  zu  derselben  Klasse  gehörenden 
Muttermagen  und  Vatermagen  nicht  zu  scheiden  sei,  womit  sich  dann  ein 
nach  Linie  und  Grad  geordnetes  Erbrecht  der  Gesammtsippe  ohne  weitere 
Unterscheidung  der  Seiten  ergab.  Dieses  knüpfte  für  Fahrniss  und  Gewinn- 
gut unmittelbar  an  die  Person  des  Erblassers  an ,  während  es  für  das  nach 
unserer  Annahme  schon  von  altersher  verschieden  behandelte  Erbland  erst 
von  den  beiden  Eltern  ausging  und  das  von  jedem  derselben  herrührende 
Gut  entsprechend  nicht  in  der  Gesammtsippe  des  Erblassers ,  sondern  in 
jeder  der  beiden  Gesammtsippen  seiner  Eltern  vererben  Hess. 

967,  Schwierigkeiten  ergeben  sich  nun  freilich,  wenn  wir  es  ver- 
suchen, dieses  Ergebniss  mit  den  bisher  absichtlich  nicht  berücksichtigten 
Angaben  der  spätem  Texte  der  Lex  Salica  in  Uebereinstimmung 
ÄU  bringen.  Haben  im  ältesten  Texte  insbesondere  die  Angaben  über  den 
Reipus,  vgl.  S  956,  noch  die  rein  mutterrechtliche  Folge  zur  Grundlage,  so 
bat  man  keine  Veranlassung  gefunden,  daran  in  den  spätem  Texten  irgend 
etwas  zu  ändern;  wie  es  denn  ja  auch  nicht  unwahrscheinlich  ist,  dass  man, 
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967]  so  lange  die  zu  Beginn  des  neunten  Jahrhunderts  nach  Cap.  VII  S  8 
längst  veralteten  Bestimmungen  überhaupt  noch  eingehalten  wurden,  an 
der  einmal  hergebrachten  Folge  der  Empftinger  festhielt,  obwohl  sie  zu  der 
inzwischen  geänderten  Erbenfolge  in  keiner  Weise  mehr  passte.  Die  Erben- 
tafel des  ältesten  Textes  steht  dann  auf  der  ersten  Stufe  der  angenommenen 
Weiterentwicklung,  indem  er  bereits  das  Erbrecht  der  Kinder  nach  dem 
Vater  anerkennt,  nicht  aber  dem  entsprechend  neben  der  Mutter  auch  den 
Vater  als  Erben  nennt. 

Sei  es  nun ,  dass  die  althergebrachte  mutterrechtliche  Folge  thatsSch* 
lieh  bereits  überhaupt  nicht  mehr  eingehahen  wurde,  sei  es,  dass  bald  nach 
der  ersten  Aufzeichnung  die  Aenderung  der  Folge  so  bestimmt  durchdrang, 
dass  man  sie  nicht  mehr  unbeachtet  lassen  konnte ,  jedenfalls  lag  sichtlich 
das  BedUrfniss  vor,  den  Text  durch  Aenderungen  mit  dem  thatsächlichen 
Rechtsleben  in  Einklang  zu  bringen.  Alle  Aenderungen  des  ältesten 
Textes  beruhen  denn  auch  darauf,  dass  man  fühlte,  den  thatsächlichen  Ver- 
hähnissen  gegenüber  seien  die  Vatermagen  mehr  zu  berücksichtigen.  Aber 
in  allen  spätem  Texten  ergibt  sich  für  die  Aenderungen  die  grösste  ü  n- 
folgerichtigkeit  und  Unwahrscheinlichkeit  der  Ueberein- 
stimmung  mit  demthatsächlichenRechtszustande.  Der  frühere 
Text  wurde  durchweg  belassen,  ihm  sichtlich  nur  willkürlich  bezügliche 
Zusätze  zugefügt,  ohne  dass  die  Ueberarbeiter  sich  genügend  Rechenschaft 
gaben,  ob  nun  nicht  weitere  Aenderungen  nöthig  seien,  um  den  Text  ein- 
heitlich zu  gestalten  und  mit  der  thatsächlichen  Folge  in  Uebereinstimmung 
zu  bringen. 

In  einem  der  Texte  der  ersten  Familie,  Cod.  2  der  Ausgabe  von  Hes- 
seis, beschränkt  sich ,  wenn  wir  von  der  vereinzelten  Nichtnennung  der 
Schwester  neben  dem  Bruder  absehen,  die  ganze  Aenderung  darauf,  dass 
nach  den  Sorores  der  Mutter  auch  denen  des  Vaters  Erbrecht  zugesprochen 
wurde.  Die  Vatersschwester  würde  ako ,  wenn  wir  uns  an  den  Wortlaut 
halten,  erben,  während  der  Vater  selbst  noch  nicht  Erbe  ist. 

hl  den  weitern  Texten  ist  nun  allerdings  der  Vater  der  Mutter  als 
gleichberechtigt  zugefügt,  und  zwar  entsprechend  der  von  uns  angenom- 
menen Entwicklung  so,  dass  jeder  überlebende  Elterntheil  das  Ganze  nimmt 
Werden  dann  als  weitere  Klasse  die  Geschwister  genannt,  so  war  da  ein 
Zusatz  überflüssig ,  da ,  auch  wenn  sich  das  nicht  ihehr  auf  Uterini  be- 
schränken sollte,  die  Consanguinei  ebensowohl  Geschwister  waren.  Mass- 
gebend für  das  vorhin  Ausgesprochene  ist  dann  aber  vor  allem  die  Behand- 
lung der  folgenden  Klasse  der  Soror  matris;  selbst  dann,  wenn  wir 
von  der  von  mir  S  951  vertretenen  Annahme  ausgehen,  dass  sich  der  Aus- 
druck nicht  gerade  nur  auf  Schwestern,  sondern  auf  Geschwister  überhaupt 
beziehen  soll.  Entsprechend  jenem  vereinzelten  Zusätze  in  Cod.  2,  mög- 
licherweise durch  diesen  veranlasst,  sollen  beim  Fehlen  von  Geschwistern 
des  Erblassers  zunächst  die  Geschwister  der  Mutter,  und  nur  wenn  diese 
fehlen,  die  Geschwister  des  Vaters  erben.  Das  weicht  von  der  von  uns  an- 
genommenen Entwicklung  dadurch  ab,  dass  Muttermagen  und  Vatcmnagcn 
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nicht  gleichgestellt  sind,  soadern  jene  den  Vorzug  haben,  während  doch  in 
den  vorhergehenden  Absätzen  bereits  Vater  und  Mutter  und,  wie  ich  denke, 
gleichvatrige  und  gleichmunrige  Geschwister  ganz  gleichgestellt  sind. 

Nun  liesse  sich  ja  eine  solche  Unfolgerichtigkeit  an  und  für  sich  recht 
wohl  daraus  erklären,  dass  man  im  weitern  Kreise ,  wie  auch  sonst  wohl 
anzunehmen,  vgl.  S  1 1 3,  manchen  Aenderungen,  wenn  sie  auch  im  engern 
bereits  durchgedrungen  waren,  nicht  sofon  folgte,  dass  man  den  Vater - 
magen  allerdings  auch  hier  bereits  Erbrecht  zugestand,  sie  aber  noch  durch 
die  entsprechende  Klasse  der  Muttermagen  ausschliessen  liess.  Nun  ge- 
schieht das  aber  gerade  in  denselben  Texten,  welche  nach  der  folgenden, 
später  zu  besprechenden  Bestimmung  beim  Fehlen  von  Elterngeschwistern 
nur  noch  denen:  y«/  ex paterno  gener e  veniunt,  überhaupt  Erbrecht  zuge- 
stehen. Ist  es  nun  denkbar,  dass  eine  Folge  thatsächlich  in  Geltung  gewesen 
sein  sollte,  welche  im  engem  Kreise  Vater  und  Mutter  gleichstellt ,  welche 
dann  im  weitern  Kreise  den  Vaterbruder  erst  nach  dem  Mutterbruder  erben 
lässt,  dagegen  dem  Mutterbrudersohn  neben  dem  Vaterbrudersohne  und 
sonstigen  Vatermagen  überhaupt  kein  Erbrecht  mehr  gewährt? 

Dennoch  ergibt  sich  diese  Gestaltung,  deren  Unfolgerichtigkeit  eine 
geradezu  beispiellose  sein  würde ,  übereinstimmend  in  einer  ganzen  Reihe 
von  Handschriften,  Codd.  5 — 10,  welche  drei  wesentlich  verschiedenen  Fa- 
milien, vgl.  Brunner  R.  G.  1,293,  angehören.  Wenn  ich  glaube  annehmen 
zu  müssen,  dass  es  sich  da  um  eine  ungeschickte  und  willkürliche  Aende- 
rung  handelt,  welche,  nachdem  sie  einmal  in  den  Text  Eingang  gefunden, 
gedankenlos  beibehalten  wurde,  so  bestätigt  sich  das  doch  dadurch,  dass 
man  schliesslich  in  der  Emendata  wenigsten»  an  der  auffallendsten  Unfolge- 
richtigkeit, welche  zuerst  die  Mutterseite,  dann  die  Vaterseite  bevorzugt, 
Anstoss  nahm  und  sie  unter  sonstiger  Beibehaltung  des  Textes  einfach  da- 
durch zu  beseitigen  suchte,  dass  man  die  Folge  der  Elterngeschwister  um- 
kehrte und  die  Munergeschwister  erst  nach  den  Vatergeschwistern  erben  Hess. 

Damit  ist  aber  der  zweite  Umstand  nicht  beseitigt,  der  als  Unfolge- 
richtigkeit erscheint,  dass  nämlich  im  engern  Kreise  beide  Seiten  gleichge- 
stellt erscheinen,  dagegen  im  weitern  die  eine  vor  der  andern  bevorzugt  ist. 
An  und  für  sich  hätte  ja  das  Eingreifen  dieses  oder  jenes  Gesichtspunktes 
immerhin  zu  einer  derartigen  verschiedenen  Behandlung  eines  engern  und 
weitern  Kreises  führen  können.  Aber  es  wird  doch  auch  zu  beachten  sein, 
dass  allen  spätem  westfränkischen  Rechten  ein  solches  Auseinanderhalten 
der  Seiten  unter  Bevorzugung  der  einen  ganz  fremd  ist,  dass  sie,  wie  sie 
Vater  und  Mutter  gleichstellen,  auch  alle  Vatermagen  und  Muttermalen 
gleichen  Grades  als  gleichberechtigte  Erben  behandeln ;  dass  selbst  da,  wo 
in  der  näherverwandten  lothringischen  Gruppe  im  weitern  Kreise  wieder 
ein  Auseinanderhalten  der  Seiten  eintritt,  vgl.  S673,  beide  durchaus  gleich- 
gestellt erscheinen,  indem  Fahrniss  und  Gewinngut  unter  sie  gehälftet  wer- 
den. Sollen  wir  nun  trotzdem  annehmen,  dass  zur  Zeit,  als  die  geändenen 
Texte  der  Lex  Salica  entstanden,  jene  unfolgerichtige  Ordnung  wirklich  in 
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967]  Geltung  war  und  sich  dann  erst  bei  der  nachtraglichen  Weiterentwick- 
lung in  allen  Einzelrechten  zu  einer  folgerichtigen  umgestaltete? 

Ich  habe  mich  nun  nicht  blos  mit  der  Erklärung  zu  begnügen ,  dass 
mir  das  einfach  undenkbar  scheint.  InderFolgederLexRibuaria  56 
liegt  uns  eine  geänderte  Fassung  des  Titels  De  alodis  vor,  welche  jedenfalls 
alter  ist,  als  manche  der  geänderten  Texte  der  Lex  Salica,  jedenfalls  alter, 
als  die  Lex  emendata.  Ob  sie  sich  so  schon  in  dem  benutzten  Texte  der 
Lex  Salica  fand,  ob  sie  erst  bei  der  Aufnahme  in  die  LexRibuaria  dem  gel- 
tenden Rechte  gemSss  so  umgestaltet  wurde ,  ist  für  den  nächsten  Zweck 
ohne  Bedeutung;  denn  es  fehlt  jeder  Halt  für  die  Annahme,  dass  gerade 
diese  Verhältnisse  im  ribuarischen  Gebiete  anders  gestaltet  gewesen  sein 
sollten,  als  im  salischen.  Hier  nun  finden  wir  gerade  jene  folgerichtige 
Gestaltung,  wie  sie  sich,  nachdem  Vater  und  Mutter  einmal  auch  in  den 
geänderten  Texten  der  Lex  Salica  gleichgestellt  waren,  für  die  weitere  Folge 
hätte  ergeben  müssen,  und  wie  sie  der  aller  späteren  fränkischen  Rechte  ent- 
spricht. Nach  Aufführung  der  Geschwister  heisst  es  hier:  Sin  auiem  neceos 
habuerint,  soror  mairis  patrisque  succedant ;  also  folgerichtiges  Zusammen- 
werfen der  gleichstehenden  Muttermagen  und  Vatermagen  in  eine  Erben- 
klasse. Nur  diese  Gestaltung  kann,  wie  ich  denke,  dem  thatsächlich  gelten- 
den Rechte  entsprochen  haben. 

Ich  bin  dabei  von  der  S  951  vertretenen  Annahme  ausgegangen,  dass 
sich  das  Soror  matris  auf  Geschwister  überhaupt  bezieht.  Es  bedarf  nun 
keiner  weitern  Auseinandersetzung ,  wie  sehr  sich  alle  betonten  Unwahr- 
scheinlichkeiten  noch  steigern  würden,  wenn  darunter  wirklich  nur  die 
Mutterschwester  verstanden  werden  sollte,  was  dann  doch  wohl  nur 
irgendwie  mit  einer  Eigenthümlichkeit  der  alten  mutterrechdichen  Folge 
zusammenhängen  könnte.  Trotzdem,  dass  man  änderte,  hätte  man  nirgends 
Anstoss  an  dieser,  dem  spätem  Rechte  gewiss  nicht  mehr  entsprechenden 
Bestimmung  genommen.  Und  nicht  allein  das.  Man  hätte  sie  nun  auch  auf 
die  Vaterseite  übertragen  und  auch  hier  nur  die  Schwester,  nicht  ebenso 
auch  den  Bruder  erben  lassen.  Bei  den  übrigen  Texten  würde  das  bei  deren 
sichtlichen  Entstehung  durch  wiUkürliche  und  gedankenlose  Zusätze  zum 
ältesten  Texte  nicht  auffallen  können.  Hier  würde  das  aber  auch  den  Text 
der  Lex  Ribuaria  treffen ;  und  da  dieser  sich  übrigens  durchaus  der  that- 
sächlich geltenden  Folge  anzuschliessen  scheint,  war  mir  das  schon  S  951 
ein  Grund  für  die  Annahme,  dass  der  Ausdruck  Soror  hier  nicht  im  engem 
Sinne  zu  fassen  sei,  sondern  die  Geschwister  überhaupt  bezeichnen  solle. 

968.  Die  besprochenen  Verhältnisse  werden  doch  auch  zu  beachten 
sein,  wenn  wir  nun  in  den  geänderten  Texten  der  Lex  Salica  die  Angabe 
ausschliesslichen  Erbrechts  der  Vatersippc  im  weitern 
Kreise  finden.  Diese  muss  andem  Zeugnissen  gegenüber  in  hohem  Grade 
auffallen.  Wo  schon  im  ältesten  Texte  entferntere  Freunde  beider  Seiten 
beachtet  werden,  wie  bei  den  Bestimmungen  über  das  Wehrgeld  L.  SaL 
58.  62,  da  erscheinen  auch  beide  Seiten  ganz  gleichgestellt  Ebenso  wohl 
in  Formeln;  vgl.  etwa  Form.  Lindenbr.  N.  21.  Von  vereinzelten,  später  zu 
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erwähnenden  Ausnahmen  abgesehen,  ergibt  auch  das  spätere  Droit  coutu- 
mier  vollständige  Gleichstellung  beider  Seiten  bei  der  Erbenfolge. 

Damit  stimmt  aber,  was  nach  dem  vorhin  Bemerkten  doch  besonders 
zu  beachten  sein  dürfte,  dieLexRibuaria  durchaus  überein.  Nachdem 
unmittelbar  vorher  gesagt  ist,  dass  Geschwister  der  Mutter  und  des  Vaters 
zusammen  folgen,  heisst  es:  Deinceps  usque  quinto genuclo^  gut proximus 
ßierat,  in  hereditatem  succedat,  Ist  da  lediglich  die  Nähe  des  Grades  ohne 
alle  Rücksicht  auf  die  Seiten  betont,  so  entspricht  das  wieder  durchaus  dem 
spätem  Rechte  und  dem ,  was  sich  aus  der  Gleichstellung  von  Vater  und 
Mutter  folgerichtig  ergeben  sollte.  Es  liegt  daher  gewiss  von  vornherein 
nahe,  anzunehmen,  dass  auch  hier  nur  die  Bestimmung  der  Lex  Ribuaria 
dem  thatsächlich  geltenden  fränkischen  Rechte  entsprach,  dass  jene  andere 
Angabe  nur  durch  Missgriff  und  Willkür  in  den  Text  gekommen  ist. 

In  den  altern  Texten  der  Codd.  5  bis  10  hat  sich  dieselbe  einfach 
daraus  ergeben,  dass  der  im  ursprünglichsten  Texte  nur  auf  die  Mutterseite 
bezüglichen  Bestimmung :  Et  inde  de  Ulis  generationibus,  quicumque  pro- 
ximior  fuerit,  ille  in  hereditatem  succedat y  einfach  die  Worte  angehängt 
sind :  qui  ex  patemo  genere  veniunt.  Und  da  in  der  dann  folgenden  Be- 
stimmung über  die  Terra  jede  einschränkende  Bestimmung  fehlt,  so  würde 
danach  im  weitern  Kreise  auch  das  von  der  Mutterseite  rührende  Erbland 
an  die  Generatio  paterna  gekommen  und  jedes  Fallrecht  ausgeschlossen 
sein.  Diese  ausserordentliche  Bevorzugung  der  Vaterseite  sollte  aber  gerade 
nach  Texten  eintreten ,  in  welchen  unmittelbar  vorher  ein  Zusatz  einge- 
schoben ist,  nach  welchem  Vatergeschwister  erst  nach  Muttergeschwistern 
erbten,  womit  sich  also  die  schon  besprochene  auffallende  Unfolgerichtig- 
keit  ergibt.  Gehen  alle  Zusätze  der  Codd.  5  bis  10  sichtlich  auf  eine  einzige 
Quelle  zurück,  so  würde  die  Annahme  kaum  zu  gewagt  sein,  dass  sie  von 
Jemandem  herrühnen,  der  das  Bedürfniss  fühlte,  auch  das  gleiche  Erbrecht 
der  Vaterseite  zu  betonen,  sich  dieser  Aufgabe  aber  so  gedankenlos  entle-  * 
digte,  dass  er  in  dem  ursprünglichen  Text  zuerst  der  Muuer  den  Vater  ein- 
fach zufügte,  womit  dieselben  gleichgesteUt  erscheinen,  dann  nach  der  Soror 
matris  in  entsprechender  Fassung  einen  die  Soror  patris  treffenden  Zusatz 
einschob,  wonach  die  letztere  nicht  gleichgesteUt,  sondern  zurückgesetzt  er- 
scheint, während  er  dann  dem  Schlusssatze  einfach  die  auf  die  Vaterseite 
weisenden  Worte  zufügte,  ohne  zu  beachten,  dass  damit  die  hier  im  ur- 
sprünglichen Text  nicht  ausdrücklich  genannte  Mutterseite  vollständig  aus- 
geschlossen war. 

In  der  Lexemendata  findet  sich  der  Hinweis  auf  die  Vatermagen 
in  sachlicher  Uebereinstimmung,  aber  abweichender  Fassung:  Si  autetn 
nulli  horumfuerint,  quicunque  proximiores  fuerint  de  paterna  gener atione^ 
ipsi  in  hereditatem  succedant  Da  zunächst  vorher  die  Elterngeschwister  ge- 
nannt sind,  so  sind  damit  nun  gleichfalls  alle  entfernteren  Muttermagen 
ausgeschlossen.  Jene  Fassung  aber  könnte  auch  an  ein  Anderes  denken 
lassen.  Die  Gleichstellung  der  Vatermagen  mit  den  Muttermagen  wird  sich 
nur  allmählig  vollzogen  und  anfangs  auf  den  Vater  selbst  beschränkt  haben. 

F  i  c  k  e  r  f  Untersuchungen.  III.  yj 
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968]  Wollen  wir  nun  überhaupt  Gewicht  darauf  legen,  dass  in  allen  ge- 
änderten Texten  mit  Ausnahme  der  Lex  emendata  die  Muttergeschwisier 
vor  den  Vatergeschwistern,  diese  aber  nach  ihnen  erbten,  so  Hesse  das  auf 
eine  Uebergangsstufe  schliessen ,  welche  zwar  den  Vatermagen  Erbrecht 
gewährte,  aber  erst  nach  den  entsprechenden  Muttermagen.  Dem  würde 
es  nun  durchaus  entsprechen,  wenn  wir  annähmen,  es  sei  dem  ungeäa- 
derten  ältesten  Texte  mit  dem  auf  die  Mutterseite  zurückverweisenden 
Schlusssatze  ursprünglich  die  das  Paternum  genus  nennende  Bestimmung 
in  der  Fassung  der  Lex  emendata  zugefügt  gewesen ;  nicht  schon  beim 
Fehlen  von  Elterngeschwistern,  sondern  beim  Fehlen  von  Proximiores  der 
Mutterseite  würden  die  der  Vaterseite  gefolgt  sein.  Durch  Ausfallen  des 
zurückverweisenden  alten  Schlusssatzes  würde  sich  dann  unmittelbar  das 
ausschliessliche  Erbrecht  der  Vatermagen  ergeben  haben. 

Das  Zutreffen  solcher  Erklärungsversuche  wird  sich  ja  freilich  nie  über- 
zeugend erweisen  lassen.  Ihnen  weiter  nachzugehen ,  hat  überhaupt  nur 
dann  Werth,  wenn  auf  die  zum  Eingange  betonten  Gründe  hin  von  vorn- 
herein anerkannt  wird,  dass  da  irgendwelcher  Missgri ff  vorliegen  müsse.  Im 
gegebenen  Falle  aber  liesse  sich  ja  darauf  hinweisen ,  dass  wenigstens  in 
der  Lex  emendata  der  stärkste  Anstoss  entfällt,  indem  da  auch  die  Vater- 
geschwister den  Muttergeschwistern  wenigstens  vorgestellt  sind,  es  also 
weniger  aufiallen  kaim,  wenn  da  weiterhin  überhaupt  nur  noch  Vatermagen 
als  berechtigt  genannt  sind.  Ich  möchte  denn  auch  hier  die  Möglichkeit  nicht 
gerade  bestreiten,  dass  ein  Ueberarbeiter  der  Lex  wirklich  beabsichtigte,  die 
Vaterseite  so  stark  zu  bevorzugen. 

Dann  aber  wird  zu  beachten  sein,  dass  er  sichtlich  nicht  nur  die 
Schwertmagen,  die  Männer  vom  Manne,  vgl.  $  429,  sondern  alle  Vater- 
magen, vgl.  S  428,  auch  die  Weiber  vom  Manne,  bevorzugen  wollte.  Denn 
nachdem  in  der  Emendata  S  5  gesagt  ist ,  dass  die  Proximiores  de  fmtema 
*generatione  folgen,  schliesst  sich  auch  hier ,  wie  in  den  andern  die  Vater- 
seite bevorzugenden  Texten,  S  6  an ,  wonach  die  Terra  salica  unter  Aus- 
schluss der  Weiber  an  die  Männer  kommen  soll.  Daraus  ergibt  sich  doch 
zweifellos,  dass  S  4,  wo  es  sich  um  die  Hereditas  im  allgemeinen  handelt, 
auch  die  Weiber  der  Vaterseite  als  Erben  anerkannt  sind;  wie  denn  ein 
Ausschluss  der  Weiber,  auch  deren  der  Vaterseite ,  nicht  blos  vom  Lande, 
sondern  vom  gesammten  Erbe,  allen  Gestaltungen  der  Lex  Salica,  wie  den 
sonstigen  fränkischen  Quellen  fremd  ist. 

969.  Schon  dieses  Umstandes  wegen  möchte  ich  denn  auch  keinerlei 
Gewicht  darauf  legen,  wenn  die  Angaben  der  longobardischen 
Quaestiones  acmonita  über  die  salische  Erbenfolge,  Mon. 
Germ.  L.  4,  590,  einen  Beleg  dafür  zu  bieten  scheinen,  dass  jene  Bestim- 
mung wirklich  in  Geltung  gewesen  sei.  Bezüglich  der  Salier  in  Italiep  ist 
nicht  zu  bezweifeln,  vgl.  auch  das  von  mir  Mitth.  des  österr.  Inst.  E.  B.  2, 
53  ff.  Bemerkte,  dass  sie  im  allgemeinen  nach  longobardischem  Recht  lebten, 
nur  in  Einzelnheiten  an  Bestimmungen  ihres  Volksrechtes  festhielten.  Das 
ist  zweifellos  auch  in  Einzelnheiten  der  Erbenfolge  der  Fall  gei^esen ,  so 
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dass  wir  jene  Angaben  in  dieser  Richtung  mehrfach  verwerthen  können, 
wie  das  bereits  S  9 1 9  bezüglich  der  Gleichstellung  der  Halbgeschwister  ge- 
schehen. Aber  es  wird  das  jedenfalls  nur  mit  Vorsicht  geschehen  dürfen ; 
insbesondere  nur  da,  wo  die  Bestimmungen  dem  longobardischen  Rechte 
nicht  entsprechen. 

Dem  Verfasser  scheint  ein  Text  der  Lex  Salica  und  zwar  der  Lex 
emendata  bekannt  gewesen  zu  sein,  da  sonst  kaum  abzusehen,  wie  er  zur 
Aufführung  der  Mutterschwester  als  Erbin  beim  Mangel  einer  Vaterschwe- 
ster gelangt  sein  sollte,  während  auch  die  Fassung  der  die  ntchtaufgezahlten 
Erben  treffenden  Bestimmung  sich  der  der  Emendata  näher  anschliesst. 
Aber  ganz  überwiegend  ist  doch  die  Fassung  eine  durchaus  selbstständige. 
Werden  nun  Tochter  und  Sohn,  Vater  und  Mutter,  dann  Halbgeschwister 
vom  Vater  und  der  Mutter  gleichgestellt,  so  weicht  das  aufs  bestimmteste 
vom  longobardischen  Recht  ab ;  es  wird  nicht  zu  bezweifeln  sein,  dass  die 
Salier  in  Italien  im  engern  Kreise  wesentlich  an  der  Folge  ihres  Volksrechts 
festgehalten  haben;  Einfluss  des  longobardischen  Rechts  macht  sich  da 
lediglich  darin  geltend,  dass  das  Eintrittsrecht  nicht  für  alle  Enkel,  sondern 
nur  für  den  Sohn  vom  Sohne  ausgesprochen  ist 

Dagegen  heisst  es  nun  nach  Aufzählung  der  Amita  und  Matertera  über 
den  weitern  Kreis:  tunc  quicunque propinquus  fuerit  masculus  de paierna 
gener acioney  ipse  succedat ;  sed  alias  feminas  non  vocant  ad  successionem 
hominis  Salicis  nisi  illas,  quas  supra  dixi.  Dieser  den  fränkischen  Quellen 
durchaus  fremde  Ausschluss  aller  Weiber,  auch  der  der  Vaterseite,  nicht 
blos  vom  Lande,  sondern  vom  gesammten  Erbe,  entspricht  genau  dem  lon- 
gobardischen Recht,  auf  das  es  auch  zurückzuführen  sein  wird,  wenn  der 
Unterschied  von  Land  und  Fahrniss,  von  Erbgut  und  Gewinngut  überhaupt 
nicht  berücksichtigt  ist.  Die  Erklärung  wird  doch  darin  zu  finden  sein,  dass 
die  Salier  in  Italien  für  die  Folge  im  engern  Kreise  zwar  auf  Beibehaltung 
ihres  Volksrechtes  Wenh  legten,  dagegen  sich  bezüglich  der  im  weitern 
Kreise  einfach ,  wie  in  den  meisten  andern  Verhältnissen ,  dem  geltenden 
Reichsrechte  fügten;  die  schon  S  1 13  betonten  Gesichtspunkte  würden  das 
ja  genügend  erklären.  Unter  solchen  Verhälmissen  ist,  wie  ich  denke,  von 
diesem  Zeugnisse  ganz  abzusehen. 

970.  Trotz  der  früher  betonten,  einen  Vorzug  der  Vaterseite  so 
überaus  unwahrscheinlich  machenden  Umstände  möchte  ich  an  und  für 
sich  die  Möglichkeit  nicht  gerade  bestreiten,  dass  ein  Ueberarbeiter  der  Lex 
Salica  wirklich  eine  Ansicht  vorfand,  wonach  die  Vatermagen  zu  bevor- 
zugen seien  und  dem  entsprechend  eine  absichtliche  Umgestaltung 
des  Textes  vornahm.  Denn  wenigstens  bei  der  Lex  emendata  scheint 
sich  doch  nicht  dieselbe  Gedankenlosigkeit  zu  ergeben,  wie  bei  den  altern 
Ueberarbeitungen.  War  man  zweifellos  nur  allmählig  vom  einseitigen  Recht 
der  Munerseite  ausgehend  zur  Gleichstellung  des  Vaters  und  der  Vaterseite 
gelangt,  so  ist  es  ja  sehr  wohl  denkbar,  dass  man  darin  nicht  sofort  einen 
festen  Abschluss  sah,  dass  sich  nun  auch  die  Neigung  zeigte,  in  derselben 
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970]  Richtung  weiter  zu  gehen,  die  Vaterseite  nicht  blos  gleicbzustelleo, 
sondern  zu  bevorzugen. 

Das  könnte  um  so  weniger  befremden,  als  das  durch  die  Bevorzu- 
gung der  Vatermagen  in  Nachbarrechten  gefördert  werden 
konnte.  Bei  den  Thüringern  nahm,  sobald  der  engere  Erbenkreis  Über- 
schrinen,  die  Paterna  generatio  nicht  blos  die  Terra ,  sondern  auch  die 
Fahrniss.  Insbesondere  finden  wir  dann  im  helvetischen,  vgl.  S  485,  und 
im  burgundischen  Recht,  vgl.  S483,  das  ausschliessliche  Erbrecht  der  Vater- 
magen, wie  es  auch  jene  spätem  Texte  der  Lex  Salica  im  Auge  haben. 
Ebenso  aber  auch  abweichend  vom  gothisch-spanischen  Recht  zu  Toulouse 
und  in  andern  Rechten  des  ehemals  gothischen  Gallien,  worauf  wir  später 
näher  eingehen  werden. 

Besonders  beachtenswerth  erscheint  dann  aber  die  Angabe  der  Cou- 
tume  der  Auvergne  12  S  6,  womit  die  der  Coutume  von  La  Marche 
S  232  übereinstimmt:  Tous  biens  acquis par  le  defunct  de  la succession du- 
quel  seroit  question  y  soni  tenus  ei  repute^  hiens  patemels  ei  provenus  du 
coste  paiernelle ;  iellement  que  les  parens  paiemels y  succedeni,  ei  en  soni 
les parens  maier nels  forclos.  Es  handelt  sich  da  um  Rechte,  welche  aller- 
dings vielfach  mit  dem  westfränkischen  Droit  coutumier  Übereinstimmen. 
Es  läge  daher  nahe  anzunehmen,  dass  wenigstens  hier  vereinzelt  sich  ein  Rest 
jener  Bevorzugung  der  Paterna  generatio  erhalten  habe.  Beschränkt  sich 
das  hier  auf  Gewinngut,  schliesst  es  damit  wenigstens  den  Rückfall  der 
Materna  an  die  Mutterseite  nicht  aus,  so  entftllt  damit  einer  der  Grtlnde, 
welche  mir  die  tiltern  Angaben  unwahrscheinlich  machten.  Dass  das  auf 
fränkische  Grundlage  zurückgehen  könne,  möchte  ich  gerade  nicht  be- 
streiten, falls  man  nicht  die  weitere  Folgerung  daraus  ziehen  will,  dass  die- 
selben zu  irgendwelcher  Zeit  allgemeingiltiges  fränkisches  Recht  gewesen 
sei.  Aber  jene  beiden  Rechte  weichen  doch  auch  sonst  so  vielfach  aufs  be- 
stimmteste vom  westfränkischen  Rechte  ab ,  dass  ich  es  zumal  in  Berück- 
sichtigung der  örtlichen  Lage  für  ungleich  wahrscheinlicher  halte,  dass  es 
sich  da  überhaupt  nicht  um  fränkische  Grundlage,  sondern  um  eine  durch 
Mischung  herbeigeführte  Abweichung  handle;  zumal  dieselbe  sich  auch  aus 
dem  benachbarten  burgundischen  Recht  erklären  liesse,  auf  dessen  auffal- 
lende Einflussnahme  auch  auf  Theile  Südfrankreichs,  welche  nie  zum  bur- 
gundischen Reich  gehörten,  schon  S  386  vorläufig  hingewiesen  wurde. 

Ist  in  der  Normandie  der  Muttermage  durch  den  Vatermagen 
gleichen  Grades  ausgeschlossen,  vgl.  Brunner  Angionorm.  Erbf.  46,  so  sind 
da  die  sichtlich  unter  Einfluss  fremden  Reclits  erfolgten  Abweichungen 
vom  westfränkischen  Recht  auch  sonst  so  starke,  dass  wir  für  den  nächsten 
Zweck  davon  absehen  können. 

971.  Nach  allem  Gesagten  ist  wenigstens  meiner  persönlichen  Ansicht 
nach  das  Ergebniss,  dass  auf  die  Erwähnung  des  Paternum  genus  in 
den  Textfamilien  der  Codd.  5  bis  10  überhaupt  keinerlei  Gewicht  zu  legen 
sei.  Geht  der  Text  in  allen  sichriich  auf  einen  einzigen  Ueberarbeiter  zu- 
rück, der,  nachdem  er  Vater  und  Mutter  gleichgestelk  hatte,  das  Bedürfniss 
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fühlte,  auch  weiterhin  die  Vaterseite  zu  berücksichtigen,  so  hat  er  sich, 
durch  den  vorliegenden  alten  Text  gehemmt,  dieser  Aufgabe  sichtlich  in 
so  willkürlicher  und  un folgerichtiger  Weise  entledigt,  dass  gewiss  nicht  an- 
zunehmen ist,  seine  Angaben  hanen  dem,  was  thatsächlich  geltendes  Recht 
war,  irgend  entsprochen.  Bietet  erst  die  Lexemendata  einen  selbststand  igern 
und  weniger  unfolgerichtigen  Text ,  so  ist  mir  keineswegs  unwahrschein- 
lich, dass  auch  da  nur  die  früheren  Missgriffe  nachwirkten,  dass  der  spätere 
Ueberarbeiter  weniger  darauf  ausging,  einen  dem  thatsächlich  geltenden 
Rechte  entsprechenden  Text  herzustellen,  als  den  einmal  vorliegenden  Text 
zu  glatten  und  weniger  unfolgerichtig  zu  gestalten.  Ist  er  aber  jedenfalls 
weniger  gedankenlos  vorgegangen,  so  ist  es  auch  möglich,  dass  er  irgend- 
welche Ansicht  vorfand,  wonach  die  Vatermagen  nicht  blos  gleichzustellen, 
sondern  zu  bevorzugen  seien,  und  er  sich  persönlich  dieser  Ansicht  an- 
schloss.  Selbst  das  wäre  möglich,  dass  diese  Ansicht  von  frankischer  Grund- 
lage aus  in  einzelnen  Gebieten,  zunächst  in  der  Auvergne  und  in  La  Marche, 
wirklich  zur  Geltung  gelangt  sei,  obwohl  mir  da  Beeinflussung  durch  ein 
fremdes  Nachbarrecht  ungleich  wahrscheinlicher  ist.  Durchaus  unzulässig 
erscheint  mir  aber  die  Annahme,  dass  zu  irgendwelcher  Zeit  nach  der  ersten 
Aufzeichnung  der  Lex  Salica  das  ausschliessliche  Erbrecht  der  Vatermagen 
allgemeingiltiges  Recht  geworden  sei. 

Zur  Begründung  dieser  Behauptung  bin  ich  zunächst  nach  den  S  24  fiT. 
entwickelten  Gesichtspunkten  davon  ausgegangen ,  dass  das,  was  in  allen, 
sonst  so  vielfach  von  einander  abweichenden  spateren  Rechten  des  zwei- 
fellos westfrankischen  Gebiets  ausnahmslos  übereinstimmt,  nur  auf  älteres 
frankisches  Recht  zurückgehen  kann  und  daher  für  die  Feststellung  nicht 
geringeres  Gewicht  beanspruchen  darf,  wie  altere  Aufzeichnungen.  Wir 
sind  aber  im  gegebenen  Falle  keineswegs  blos  auf  die  spatere  Gestaltung 
angewiesen.  Ich  suchte  S  964  ff.  nachzuweisen ,  wie  sich  diese  ganz  unge- 
zwungen und  folgerichtig  aus  einer  Entwicklung  ergeben  musste,  bei  wel- 
eher  sich  die  älteste  auf  Muttermagen  beschrankte  Folge  dadurch  umge- 
staltete, dass  den  Vatermagen  einfach  dasselbe  Recht  zugestanden  wurde, 
wie  den  in  entsprechender  Stellung  zum  Erblasser  stehenden  Muttermagen. 
Und  dafür,  dass  die  Entwicklung  wirklich  in  dieser  Richtung  erfolgte,  stehen 
uns  ja  auch  altere  Zeugnisse  zu  Gebote.  Auch  die  spatern  geänderten  Texte 
der  Lex  Salica  entsprechen  ihr  im  engem  Kreise  durchaus,  indem  sie  den 
Vater  der  Mutter  gleichstellen  und  zwischen  gleichvatrigen  und  gleichmut- 
trigen  Geschwistern  nicht  unterscheiden.  Insbesondere  aber  liegt  uns  dann 
in  der  Lex  Ribuaria  eine  Ueberarbeitung  der  ältesten  Folge  der  Lex  Salica 
vor,  die  genau  jener  Entwicklung  entspricht  und  schon  das  ausspricht,  was 
dann  spater  immer  Rechtens  geblieben  ist. 

Im  weitern  Kreise  zeigen  dann  allerdings  die  geänderten  Texte  der 
Lex  Salica  eine  mit  jener  Entwicklung  nicht  vereinbare  Gestaltung.  Wer 
sich  da  trotzdem  an  den  Wortlaut  anklammern  und  annehmen  will,  dass 
dieser  dem  zur  Zeit  der  ersten  Ueberarbeitung  geltenden  Rechte  entspro- 
chen habe,  der  muss  dann  auch  den  vollen  Wortlaut  hinnehmen  und 
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971]  glauben,  dass  eine  Gestaltung  zur  Geltung  gelangt  sei,  welche  mit 
Gleichstellung  beider  Seiten  beginnt,  dann  zuerst  die  Mutterseite  bevorzugt, 
um  schliesslich  dieselbe  Mutterseite  durch  die  Vaterseite  ganz  ausschliessen 
zu  lassen.  Eine  solche  Gestaltung  würde  in  ihrer  Unfolgerichtigkeit  beispiellos 
dastehen.  Wo  gesetzgeberische  Experimente  eingreifen,  kann  es  allerdings 
zu  zeitweisen  Gestaltungen  kommen,  die  der  allgemeinen  Richtung  der  Ent- 
wicklung nicht  entsprechen ,  dann  aber  auch  durchweg  im  thatsächlichen 
Rechtsleben  bald  wieder  beseitigt  erscheinen.  Wo  das  spätere  Recht  ledig- 
lich ein  erwachsenes ,  auf  Grundlage  der  geänderten  Bedürfnisse  und  An- 
schauungen weiterentwickeltes  ist,  da  wird  es  nie  zu  so  regellosen  Gestal- 
tungen gelangen.  Wohl  finden  wir  auch  da  insoweit  unfolgerichtige  Ge- 
staltungen, als  die  massgebenden  Gesichtspunkte  sich  durchkreuzen,  der  im 
weitern  Kreise  massgebende  im  engeren  durch  einen  andern  ersetzt  er- 
scheint. Dann  aber  ist  doch  durchweg  leicht  zu  erkennen,  was  zu  solchen 
Unfolgerichtigkeiten  geführt  hat.  Hier  aber  würde  wenigstens  mir  jede  ge- 
nügende Erklärung  zu  fehlen  scheinen. 

Eben  so  wenig  wüsste  ich  es  dann  aber  zu  erklären,  wie  man  von 
einer  so  regellosen  Gestaltung  aus  später  wieder  zu  einer  ganz  folgerich- 
tigen, auf  einfachsten  Gesichtspunkten  beruhenden  Folge  gelangt  sein  sollte ; 
und  zwar  auf  denselben  Gesichtspunkten ,  die  schon  für  die  Lex  Ribuaria 
und  selbst  für  den  engern  Kreis  der  geänderten  Lex  Salica  massgebend 
waren.  Nach  allem  Gesagten  halte  ich  mich  berechtigt  anzunehmen,  dass 
die  spätere  westfränkische  Gestaltung  sich  folgerichtig  von  der  ältesten 
mutterrechtlichen  Folge  aus  in  der  Weise  ergeben  hat,  dass  den  Mutter- 
magen die  entsprechenden  Vatermagen  gleichgestellt  wurden,  für  Fahmiss 
und  Gewinngut  durch  die  Gesammtsippe,  für  den  auf  ältestes  Recht  zurück- 
gehenden Rückfall  des  Erbgutes  aber  in  entsprechender  Weise  für  jede  der 
Elternsippen,  woraus  sich  dann  einfaches  Fallrecht  ergab. 


10.  NichtSteigen  des  Erblandes. 

972.  Es  wurde  $  921  betont,  dass  sich  die  Folge  in  das  Erbland  von 
der  gemeinen  Folge  in  Gewinnland  und  Fahmiss  nicht  blos  durch  das  be- 
sprochene und  bis  auf  seine  Anfänge  verfolgte  Fallrecht  unterscheide,  son- 
dern auch  durch  das  bishernicht  berücksichtigte  NichtSteigen  desErb- 
la  n  d  e  s.  Dasselbe  wird  in  den  westfränkischen  Coutumes  ebenso  allgemein 
anerkannt,  wie  das  Fallrecht,  während  wir  da  insbesondere  in  der  lothrin- 
gischen Gruppe  wesentlich  andere  Verhältnisse  finden  werden.  Wird  dieses 
NichtSteigen  häufig  dahin  ausgedrückt :  Les  propres  ne  remontent  pas ,  so 
versteht  man  darunter  in  den  westfränkischen  Coutumes  durchweg,  dass 
Erbland  nicht  auf  die  Eltern  oder  entferntem  Vorfahren  vererbt,  sondern 
auf  die  Seitenlinie,  auf  die  Geschwister  oder  sonstigen  nächsten  Seitenver- 
wandten. Damit  ergibt  sich  also  als  Regel  Beschränkung  des  Aus- 
druckes Remonteraufdie  gerade  aufs  teigendeLinie  der  Vor- 
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fahren,  so  dass  auch  ein  Anfall  an  die  einer  alteren  Generation  angehören* 
den  Eitemgeschwister  oder  Grosselterngeschwister  nicht  als  Steigen  be- 
trachtet wird, 

Ist  das  aber  die  Regel,  so  wiesen  wir  schon  S  423  auf  einen  abwei- 
chenden Sprachgebrauch  hin,  wonach  das  Rcmonter  sich  auch  auf  die  Sei- 
tenlinie bezieht  und  nicht  blos  der  Anfall  an  Vorfahren ,  sondern  auch  an 
Oheime  oder  irgendwelche  nicht  mit  dem  Erblasser  auf  gleicher  joder  nie- 
derer Querlinie  stehende  Freunde,  an  alle  oberen  Verwandte,  als  Remonier 
bezeichnet  wird,  so  dass  sich  damit  Ausdehnung  des  Ausdrucks  auf 
die  oberen  Seitenverwandten  ergibt.  So  etwa,  wie  in  andern  schon 
dort  angeführten  Belegen,  in  der  Coutume  von  Verdun  2  $  1 6 ;  sind  keine 
Geschwister :  la  succession  n*est  ä  ses  pere  ou  mere,  ancles  ou  auires  parcns 
ascendans,  ains  vient  ä  ses  cousins  en  pareil  degr^  ou  auires  plus  remots 
succedendo  in  stirpes;  cor  teile  succession  ne  remant  point ;  et  neanmoins 
cn  terres  feodales  le  plus  prochain  succede,  soit  V  oncle  ou  auire. 

Dieser  abweichende  Sprachgebrauch  erscheint  denn  auch  in  spätem 
Quellen  wohl  dadurch  berücksichtigt,  dass  man  das  NichtSteigen  ausdrück- 
lich auf  die  gerade  Linie  beschränkt.  So  in  der  Coutume  von  Paris  S  3 1 2 : 
En  succession  de  ligne  direcie  propres  hdriiages  ne  remonteni  et  ny  succe- 
dent pire  et  mire,  aieul  ou  dieule.  Oder  es  ist  überdies,  wie  in  der  Cou- 
tume des  Bourbonnais  1 2  $  4,  wohl  noch  hinzugefügt :  mais  en  succession 
en  ligne  collaterale  secus,  car  les  successions  montent.  Auch  Boutillier  i 
t.  76  berücksichtigt  das,  wenn  er  sagt,  dass  trotz  der  Bestimmung,  dass 
Lehen  nicht  steigen  soU,  dasselbe  auf  den  Oheim  vor  dem  Cousin  vererbt: 
et  ne  tiennent  pas  les  coustumiers  ä  ce  cognoissans  et  conseillans  quece  soit 
remonter ;  car  il  ne  revient  pas  ä  la  ligne  doni  il  descetid. 

Im  lothringischen  Rechtsgebiete,  worauf  wir  zurückkommen, 
hat  diese  Auffassung  thatsächlichen  Einfluss  auf  die  Folge  gewonnen ,  in- 
dem da  sehr  allgemein  der  Oheim  als  oberer  Verwandter  durch  den  einen 
Grad  ferner ,  aber  auf  gleicher  Linie  stehenden  Vetter  ausgeschlossen  ist. 
Aber  zunächst  nur  von  Fahmiss  und  Gewinngut,  während  entsprechend 
dem  schon  $423  aus  der  Coutume  des  Herzogthums  Lothringen  gegebenen 
Belege  beim  Erblande  der  Oheim  den  Vener  ausschliesst,  wie  das  wenig- 
stens für  Lehen  auch  in  der  vorhin  erwähnten  Angabe  aus  Verdun  be- 
tont ist. 

Es  besteht  demnach  zweifellos  kein  engerer  Zusammenhang,  wenn  wir 
ganz  vereinzelt  derselben  Auffassung  auch  im  west fränkischen  Ge- 
biete, aber  umgekehrt  gerade  für  das  Erbland  begegnen.  In  dem  $  423 
erwähnten  Urtheile  von  1 287,  durch  welches  für  den  Oheim  gegen  den 
Vetter  entschieden  wurde,  handelt  es  sich  um  Conquet  des  Vaters,  also  um 
Propre  des  Erblassers.  Massgebend  für  den  vereinzelten  Ausschluss  der 
obern  Verwandten  vom  Erblande  werden  aber  die  Angaben  der 
altern  Coutume  von  Melun  von  1506  sein  müssen,  der  einzigen,  so  weit 
ich  sehe,  in  der  derselbe  ausdrücklich  anerkannt  ist.  Meubles  und  Conquets 
steigen,  wie  sonst,  nach  S  1 10  auf  Vater,  Grossvater  undUrgrossvater;  wie 
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972]  sie  nach  S98  auch  ia  der  Seitenlinie  einfach  an  den  Nächstverwaadten 
fallen.  Dagegen  heisst  es  vom  Erblande  S  98 :  Les  heritages  propres  ä  au- 
cun  descendent  en  succession  tant  quil  y  ait  her  Hier  en  descendani ;  ef  s'il 
n'y  a  aucun  en  descendani,  lesdit^  heritages  propres  soyent  enfief,  en  cen- 
sive  oufranc  aloy,  remonier oient  ä  Boucle ,  ä  la  tanie,  ä  f  ayeul  ou  besayeul 
avani  qu^il^  ßissent  applicque:^  ei  confisque:^  au  seigneur.  Dass  das  Des- 
cendre  sich  hier  auf  die  gleiche  Querlinie  bezieht  und  der  Oheim  durch  den 
Vetter  ausgeschlossen  ist,  ist  wegen  der  Erwähnung  nicht  blos  der  Gross- 
eltern, sondern  auch  der  EJterngeschwister  als  nur  eventueller  Erben  gar 
nicht  zu  bezweifeln.  Dagegen  ist  das  in  der  Coutume  von  1 560  mit  dem 
sonstigen  Droit  coutumier  in  Uebereinstimmung  gebracht.  Denn  nicht 
allein,  dass  nach  S  264  die  Propres  an  den  Plus  prochain  der  Seite  fallen ; 
S  207  heisst  es  auch  ausdrücklich :  Uoncle  ou  ianie  succedent  äleur  nepiveu 
ou  niepce  avani  le  cousin  germain. 

Wird  dieser  Ausschluss  des  Vetter  durch  den  Oheim,  ob- 
wohl er  nach  der  übrigens  betonten  Nähe  des  Grades  selbstverständlich  sein 
soUte,  dennoch  schon Coutumes  not.  N.  gi,  dann  in  manchen  spätem  Cou- 
tumes,  so  Paris  A.  S  153,  N.  S  338,  Dourdan  S  121,  Chateauneuf  S  131, 
Orleans  S  328,  ausdrücklich  ausgesprochen,  so  lässt  das  darauf  schliessen, 
dass  jene  Auffassung  desRemonter  sich  wohl  auch  sonst  geltend  zumachen 
suchte.  Aber  bei  der  Uebereinstimmung  fast  aller  Coutumes  ist  sie  zwei- 
fellos nicht  die  des  altern  Rechts ;  wir  werden  weiterhin  von  ihr  absehen 
und  davon  ausgehen  dürfen,  dass  das  westfränkische  Recht  beim  Remonter 
lediglich  die  gerade  aufsteigende  Linie  im  Auge  hatte. 

978.  Wie  für  das  Fallrecht,  vgl.  S  921,  ist  auch  für  das  Nichtsteigen 
wohl  die  Annahme  lehnrechtlichen  Ursprungs  geltend  gemacht 
worden  im  Anschlüsse  an  den  oft  ausgesprochenen  Satz :  Feuda  non  ascen- 
duni.  Damit  liegt  es  aUerdings  nahe,  das  Nichtsteigen  überhaupt  erst  auf 
den  Einfluss  des  Lehnrechts  zurückzuführen,  wie  das  insbesondere  von 
Glasson,  der  diesen  Verhältnissen  zuletzt  nachging,  geschehen  ist;  vergl. 
Nouv.  Revue  16,  591  ff.,  699  ff.;  Hist.  du  dr.  7,  462  ff.,  472  ff.  Spricht 
Glanvilla  7,  i  S  10  den  Satz  aus:  Herediias  nunquam  ascendit^  so  würden 
die  besondern  Verhältnisse  in  England  es  ja  ausreichend  erklären  können, 
wenn  sich  da  einfach  der  lehnrechtliche  Satz  auf  das  gesammte  Erbe  aus- 
gedehnt haben  würde.  Auch  in  Frankreich  würde  das  kaum  einem  Beden- 
ken unterliegen,  wenn  es  sich  nur  um  die  Biens  nobles  handeln  würde,  für 
welche  auch  dann ,  wenn  sie  nicht  Lehen  waren ,  vielfach  die  Gesichts- 
punkte der  Lehensfolge  massgebend  geworden  sind. 

Aber  das  Nichtsteigen  trifft  zweifellos  ebenso  die  Biens  roturiers ,  die 
bäuerlichen  Güter,  für  welche  doch  Anderes^  was,  wie  etwa  das  Erst- 
geburtsrecht oder  der  Ausschluss  der  Töchter,  bestimmter  auf  lehnrecht- 
lichen Einfluss  zurückzuführen,  durchweg  nicht  massgebend  geworden  ist, 
so  dass  sicher  nicht  anzunehmen,  man  habe  sich  da  gerade  nur  in  dieser 
Beziehung  durch  lehnrechtliche  Einflüsse  bestimmen  lassen.  Allerdings 
nimmt  Glasson  N.  R.  16,  706,  Hist.  du  dr.  7,  479  an,  dass  für  Biens  rotu- 
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riers  das  Nichtsteigen  keine  Geltung  gehabt  habe.  Aber  weder  in  den 
Quellen,  auf  welche  er  im  allgemeinen  für  die  Folge  in  Tenures  roturieres 
hinweist,  noch  in  sonstigen  hieher  gehörenden  Coutumes  habe  ich  irgend 
einen  Beleg  gefunden,  in  welchem  das  Nichtsteigen  nicht  schlechtweg  für 
alle  Propres  ausgesprochen  wflre.  Und  es  wird  auch  wohl  ausdrücklich  für 
Roturiers  betont;  so  vererben  nach  der  Coutume  von  Anjou  von  1463 
S  206,  ed.  Beautemps  3,  343,  die  kinderlosen  Coutumiers  ihreMeubles  nuf 
die  Eltern,  ihre  Hdritages  aber  auf  die  Geschwister. 

Gewichtiger  scheint  mir  noch  ein  anderer  Umstand,  nämlich  das 
Steigen  lehnbaren  Gewinngutes.  In  allen  diesen  Verhaltnissen, 
wie  schon  S938  betont,  macht  sich  nicht  zunächst  der  Gegensatz  von  Lehen 
und  AUod,  sondern  von  Erbland  und  Gewinnland  geltend.  Ererbtes  Lehen 
steigt  allerdings  so  wenig,  wie  ererbtes  Allod.  Heisst  es  aber  in  den  Cou- 
tumes durchweg,  dass  AcquSts  immeubles  auf  Vorfahren  steigen,  wahrend 
da,  so  weit  ich  sehe,  nie  ein  Vorbehalt  bezüglich  der  Lehen  gemacht  wird, 
so  ist  doch  auch  die  Folgerung  nicht  abzuweisen,  dass  vom  Erblasser  er- 
worbene Lehen  ebenso  auf  Vorfahren  steigen,  wie  alles  andere  Gewinnland 
Dafür  finden  sich  denn  auch  wohl  bestimmtere  Belege. 

So  wird  1260  nach  den  Olim  1,  494  ein  Lehen,  welches  der  Erb- 
lasser de  conquesiu  suo  hatte,  dem  Vater  gegen  die  Ansprüche  der  Schwester 
zugesprochen.  So  heisst  es  bezüglich  der  gewonnenen  Lehen  sehr  bestimmt 
in  den  Coutumes  von  Vermandois  von  1448  S  132,  ed.  Beautemps  77,  für 
den  Fall,  dass  nur  ein  Sohn  (Bruder)  neben  mehreren  Töchtern  da  ist :  le 
fill  succddroit  en  taut  lesdicts  ßef:^,  comme  dict  est  dessus,  qui  seroient  ac- 
questes,  ou  cas  que  ledict  deffunci  n  averoit  pire  ne  m^e,  tayon  ou  taye; 
cor  sUl  en  aooit,  ils  succederoient  pr emiers  que  lesfrires  et  les  soeurs  en 
ladicte  succession  de  moeubles  et  acquestes,  parce  qu'il^  sont  prochains  et 
en  direcie  ligne.  Ausdrücklich  findet  sich  das  auch  mehrfach  ausgesprochen 
in  den  Coutumes  von  Gebieten,  in  welchen  die  sonstige  Folge  vielfach  ab- 
weicht, das  Lehnrecht  sich  aber  sichtlich  eng  dem  westfränkichen  anschliesst. 
So  in  der  Coutume  von  Cambrai  1  S  20 :  Mais  en  fiefs  acqueste^  par  Ic 
fils  oufille,  qui  decede  sans  hoirs  descendans,  le  pere  est  le  plus  prochain 
ä  y  succeder,  ou  la  mere^  sipoint  n'a  de  pere.  Oder  in  der  Karte  des  Hen- 
negau von  1619  eh.  92  S  I  :  Si  quelqu'un  ayant  acquis  aucuns  fiefs  alloit 
de  vie  ä  trespas  sans  gener ation,  delassant  ses  pere  ou  merevivans,  etaussi 
un  ou  plusieurs  freres  et  soeurs^  lesdiis  fiefs  appartiendront  ä  sesdits  pere 
ou  mere,  et  non  ä  sesdits  freres  ou  soeurs. 

Hat  da  eine  gegenseitige  Beeinflussung  stattgefunden,  so  ist  zweifellos 
das  Lehnrecht  das  durch  das  Landrecht  beinflusste.  Hat  sich  die  Erblich- 
keit der  Lehen  erst  mit  der  Zeit  weiter  ausgedehnt,  so  ist  man  da  in  Frank- 
reich schliesslich  sichtlich  dazu  gelangt,  dass  die  Folge  in  Lehen,  so  weit 
nicht  die  besondern  lehnrechtlichen  Gesichtspunkte  bei  Erstgeburt  und  Zu- 
rücksetzung der  Weiber  in  Geltung  blieben  oder  Lehen  von  vornherein  nur 
dem  Erwerber  und  seinen  Nachkommen  gegeben  wurden,  vgl,  S  938,  sich 
durchaus  der  Folge  in  das  Allod  anpasste.   Das  macht  sich  wohl  nirgends 
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973]  so  bestimmt  geltend,  als  bei  jenem  Steigen  des  lehnbaren  Gewinn- 
gutes,  welches  sich  sicher  auf  lehnrechtlicher  Grundlage  nicht  so  ergeben 
haben  würde.  Aber  es  macht  sich  kaum  minder  deutlich  geltend  bei  der 
Beschränkung  des  Nichtsteigens  auf  die  gerade  aufsteigende  Linie.  Von 
lehnrechtlichem  Gesichtspunkte  aus  hätte  es  ja  nur  billig  erscheinen  können, 
wenn  das  ererbte  Lehen  nicht  an  den  einer  altern  Generation  angehören- 
den Oheim,  sondern  an  den  Vetter  gefallen  wäre.  Trotzdem  finden  wir,  so 
in  der  S  972  angeführten  Stelle  aus  Verdun,  wohl  gerade  für  Lehen  das 
Steigen  auf  den  Oheim  ausdrücklich  bestimmt. 

Alles  das  findet  seine  Erklärung  doch  wohl  nur  dann,  wenn  das  sich 
entwickelnde  Erbrecht  am  Lehen  in  Westfranken  eine  auf  Nichtsteigen  des 
Erbgutes  und  Steigen  des  Gewinngutes  beruhende  Folge  bereits  vorfand 
und  sich  derselben  anpasste.  Und  das  bestätigt  sich  ja  dadurch ,  dass  das 
Nichtsteigen  sich  in  keiner  Weise  auf  das  Lehngut  oder  doch  das  adlige 
Gut  beschränkte.  Bei  Beachtung  dieser  Umstände  scheint  mir  auch  der 
Schluss  nicht  abzuweisen  zu  sein,  dass  das  Nichtsteigen  in  keiner  Weise 
erst  auf  lehnrechtlicher  Grundlage  sich  entwickelt  hat;  dass  uns  vielmehr 
umgekehn  der  Umstand ,  dass  es  im  Lehnrecht  genau  ebenso  gestaltet  er- 
scheint, wie  im  Landrecht,  einen  Beleg  dafür  gibt,  dass  das  Nichtsteigen  im 
Landrecht  schon  feststand ,  als  die  Erblichkeit  der  Lehen  sich  entwickelte. 
Es  steht  daher  von  dieser  Seite  nichts  im  Wege,  für  das  Nichtsteigen  eben- 
so, wie  für  das  Fallrecht,  Anschluss  an  das  älteste  fränkische  Recht  anzu- 
nehmen. 

974,  Ueber  das  für  alle  Untersuchungen  über  das  Nichtsteigen  be- 
sonders wichtige  V  er  hältniss  zum  Fallrechte  haben  wir  im  allge- 
meinen schon  S  601  ff.  gesprochen.  Wir  wiesen  dort  insbesondere  darauf 
hin,  wie  es  bei  fortgesetztem  Fallrechte  ganz  überflüssig  gewesen 
sein  würde,  ausserdem  noch  das  Nichtsteigen  des  Erblandes  auszusprechen. 
Denn  dieses  ergab  sich  an  und  für  sich  schon  aus  jenem.  Sollte  der  Her- 
kunft des  Gutes  über  Eltern  hinaus  nachgegangen  werden  und  dasselbe  nur 
einem  Angehörigen  des  bezüglichen  Viertels  oder  Achtels  zugesprochen 
werden,  so  konnte  das  nie  überlebende  Vorfahren  treffen,  da  von  solchen 
noch  kein  Gut  auf  den  Erblasser  vererbt  sein  konnte.  Finden  wir  trotzdem 
im  fränkischen  Rechte  neben  dem  FaUrechte  immer  auch  das  Nichtsteigen  be- 
tont, so  glaubten  wir,  vgl.  auch  S  9  3  3 ,  darin  einen  wichtigen  Beleg  dafür  sehen 
zu  müssen,  dass  das  Fallrecht  ursprünglich  nur  ein  einfaches  sein  konnte. 

Anders  bei  einfachem  Fall  rechte,  auf  welches  uns  auch  an- 
dere Gründe  als  die  ursprüngliche  Gestaltung  hinwiesen.  Dasselbe  geht 
sichtlich  auf  einen  Zustand  zurück,  bei  dem  die  Gesammtsippe  über- 
haupt kein  Erbrecht  am  Erblande  hatte,  dasselbe  nur  in  jeder  der  bei- 
den Elternsippen  zurückvererbte,  so  dass  es,  wenn  ein.  Angehöriger  der 
Elternseite,  von  der  es  herrührte,  fehlte,  als  erblos  an  den  Fiscus  fiel ;  vgl. 
S  923.  Damit  war,  so  weit  es  sich  um  Eltern  handelte,  durch  das  Fallrechi 
auch  bereits  das  Steigen  ausgeschlossen.  Nicht  aber,  da  wo  es  sich  um 
höhere  Vorfahren  handelte.  Würde  das  Erbland  auf  jeder  Seite  so  vererbt 
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sein,  wie  Gewiangut  und  Fahraiss  in  der  Gesammtsippe  vererbten,  also 
nach  Linie  und  Grad,  so  hätte  das  einfache  Fallrecht  in  keiner  Weise  ge- 
hindert, dass  das  väterliche  Erbland  unter  Ausschluss  der  Vollgeschwister 
und  sonstiger  Seitenverwandten  der  Vaterseite  auf  eines  der  väterlichen 
Grosseltern  wegen  des  Vorzugs  der  aufsteigenden  Linie,  wie  ihn  die  ge- 
meine Folge  anerkannte,  stieg. 

Der  Satz  vom  NichtSteigen  des  Erblandes  muss  sich  daher  ganz  unab- 
hängig vom  einfachen  Fallrechte,  von  dem  Rechte  der  beiden  Elternsippen 
auf  das  von  jeder  herrührende  Gut,  festgestellt  haben.  Eben  so  wenig  kann 
derselbe,  wie  schon  S  602  ausgefiihn,  in  Rücksichten  auf  den  engern  Ver- 
band der  Familie  oder  auf  die  Altersverhältnisse  seine  Erklärung  finden. 
Wir  sahen  uns  vielmehr  darauf  hingewriesen,  dass  im  allgemeinen  lediglich 
die  Rücksicht  auf  die  Nacherben  dafür  massgebend  gewesen  sein 
kann,  auf  diejenigen,  an  welche  ohne  das  im  allgemeinen  dem  regelmässigen 
Verlaufe  nicht  entsprechende  Ueberleben  von  Vorfahren  das  Gut  gefallen 
sein  würde.  Wäre  nach  der  Uebersicht  zu  S  573  nach  gemeiner  Folge  das 
von  Vauf  A  vererbte  Gut  zunächst  auf  VM,  wenn  diese  überlebte  gestiegen, 
wären  durch  diese  zunächst  ild  oder  beim  Fehlen  desselben  Vb  ausge- 
schlossen, so  ist  auch  zweifellos  anzunehmen,  dass  man  bei  Bestimmung 
des  Nichtsteigens  zunächst  das  Interesse  dieser  Nacherben,  welche  überdies 
zugleich  frühere  Miterben  waren,  im  Auge  hane. 

975.  Suchen  wir  uns  nun  das  Ergebniss  der  Verbindung  des 
einfachen  Fallrechts  mit  NichtSteigen  zu  vergegenwärtigen,  so 
ergibt  sich  leicht,  dass  dieses,  so  lange  es  sich  nur  um  Grosseltern  und  deren 
Nachkommen  handelt,  durchaus  mit  dem  fortgesetzten  FaUrechte  überein- 
sdmmt.  Ueberlcbt  VM,  so  kann  das  von  A  ererbte  Vatergut  nur  von  VV 
herrühren.  Das  Nichtsteigen  auf  VM  und  damit  der  Anfall  an  Ab  oder  Vb 
entspricht  also  zugleich  der  Forderung  des  fortgesetzten  Fallrechts,  dass  das 
Gut  an  den  ßruchtheil  der  Sippe  zurückfallen  soll,  von  dem  es  herrührt, 
wie  das  bei  blossem  einfachen  Fallrecht  ohne  Hinzukommen  des  Nicht- 
steigens nicht  der  Fall  gewesen  sein  würde.  Es  könnte  das  daran  denken 
lassen,  man  habe  bei  diesen  Bestimmungen  überhaupt  fortgesetztes  Fall- 
recht im  Auge  gehabt  und  dasselbe  aus  irgendwelcher  Veranlassung  nicht 
unmittelbar,  sondern  mittelbar  durch  die  beiden  Sätze  des  Rückfalls  an  die 
Elternseite  und  des  Nichtsteigens  ausgesprochen. 

Aber  es  ergibt  sich  alsbald,  dass  jene  Uebereinstimmung  nicht  mehr 
zutrifft,  dass  sich  wesentliche  Abweichungen  vom  fortgesetzten 
Fallrechte  und  damit  Unfolgerichtigkeiten  der  Gesammtge- 
staltung  ergeben,  sobald  wir  über  die  Grosseltern  und  deren  Nachkom- 
menschaft hinausgehen.  AUerdings  schliesst,  wie  schon  betont,  das  fortge- 
setzte Fallrecht  das  Steigen  des  Guts  überhaupt  aus.  Dagegen  hat  nicht 
auch  umgekehn  das  durch  Nichtsteigen  ergänzte  einfache  Fallrecht  die 
vollen  Wirkungen  des  fortgesetzten,  sobald  wir  jene  Gränze  überschreiten. 
Die  spätem  Quellen  beschäfdgen  sich  freilich  nur  selten  ausdrücklich  mit 
solchen  Fällen,  beschränken  sich  durchweg  auf  Angaben  darüber,  wie  sich 
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976]  das  Erbrecht  der  Elterageschwister  zu  Geschwistera  der  andern  Seite, 
vgl.  S  932,  oder  zu  Neffen  mit  Rücksicht  auf  das  Stammrecht,  vgl.  S  935, 
stellt,  wahrend  von  der  Folge  der  Grosselterngeschwister,  die  hier  zunächst 
in  Frage  kommt,  kaum  vereinzelt  die  Rede  ist.  Sprechen  sie  aber  im  allge- 
meinen bestimmt  aus,  dass  das  Erbland  unter  Ausschluss  der  Vorfahren 
auf  die  bezüglichen  Seitenverwandten  lediglich  nach  der  Nahe  des  Grades 
vererbt,  so  können  wir  uns  danach  auch  für  entferntere  Grade  die  Folge 
leicht  vergegenwärtigen. 

Ist  VMh  der  nächste  überlebende  Freund  der  Vaterseite,  so  Mt  an  ihn 
das  ganze  Vatergut,  da  er  nicht  Vorfahre  ist,  während  eine  überlebende 
VM  als  Vorfahre  von  demselben  ausgeschlossen  sein  würde.  Das  Nicht- 
steigen verhindert  also  nicht,  dass  auch  das  von  VY  herrührende  Gut  an  die 
Seite  VÄf  fällt.  Und  zwar  auch  dann  nicht,  wenn  in  VVbs  ein  Angehöriger 
der  Seite  VV  überlebt ,  da  derselbe  dem  Erblasser  einen  Grad  ferner  steht. 
Wahrend  nach  fortgesetztem  Fallrechte  das  von  W  herrührende  Gut  an 
Wbs  fallen  würde. 

Bestätigt  das  nur  das  frühere  Ergebniss,  dass  das  Recht  der  Seiten  f&r 
das  NichtSteigen  nicht  massgebend  sein  kann,  so  bedarf  es  einer  andern  Er- 
klärung für  die  auffallende  Erscheinung,  dass  wohl  VM,  nicht  aber  VMh 
von  der  Folge  ausgeschlossen  war.  Denn  das  konnte  sogar,  wenn  VM  und 
VMb  die  einzigen  nächsten  Ueberlebenden  der  Seite  waren,  zu  der  sonder- 
baren Erscheinung  des  Ausschlusses  vonGrosseltern  durch  ihre 
eigenen  Geschwister  führen,  während  das  Entsprechende  bei  Eltern- 
geschwistern nur  desshalb  noch  nicht  eintreten  konnte,  weil  bei  Ueberleben 
des  einen  Elterntheils  dessen  Geschwister  schon  nach  einfachem  Fallrechte 
kein  Recht  auf  das  Erbland  haben  konnten ,  da  dasselbe  dann  nur  von  der 
andern  Seite  herrührte.  Und  wie  durch  die  eigenen  Geschwister,  konnten 
überlebende  Grosseltern  dann  auch  durch  Kinder  ihrer  Geschwister  und 
noch  entferntere  Seitenverwandte  ausgeschlossen  sein. 

So  auffallend  dieser  Ausschluss  der  Grosseltern  durch  ihre  Geschwi- 
ster oder  noch  entferntere  Seitenverwandte  auch  sein  mag,  so  ergibt  er  sich 
doch  mit  voller  Bestimmtheit  aus  der  Regel  des  spätem  Rechts.  Ist  er,  so 
weit  ich  sehe,  nirgends  bestimmt  ausgesprochen,  so  erklärt  sich  das  daraus, 
dass  der  Fall,  dass  neben  einem  überlebenden  Grosselterntheil  Grosseltem- 
geschwister  oder  deren  Nachkommen  die  nächsten  Freunde  der  Seite  waren, 
so  selten  vorkam,  dass  man  ihn  nicht  beachtete,  sondern  voraussetzte,  dass 
in  der  Regel  ausser  dem  Grosselterntheil  nähere  Seitenverwandte,  zunächst 
Geschwister  oder  Elterngeschwister  des  Erblassers  vorhanden  waren. 

Dann  aber  erklärt  sich  leicht,  wenn  VMvon  einem  Gute  ausgeschlossen 
war,  in  welches  doch  eventuell  ihr  Bruder  VMb  folgen  konnte.  Der  mass- 
gebende Unterschied  lag  darin,  dass  nach  der  gemeinen,  nach  Linie  und 
Grad  geordneten  Folge  VM  vor  Ab  und  Vb  geerbt  hätte,  während  VMh 
nach  der  blossen  Nähe  des  Grades  überhaupt  nur  dann  zum  Erbe  gelangen 
konnte,  wenn  die  Klassen  Ab  und  Vb  nicht  vertreten  waren.  Das  Nicht- 
steigen auf  VM  erklärt  sich  dann  aus  der  Rücksicht  auf  die  frühem 
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Miterben;  das  nur  von  FV  herrührende  Erbland  sollte  nicht  an  VM 
fallen,  da  es  billig  scheinen  musste,  dass  dasselbe  zunächst  an  die  Nach- 
kommen von  FF  komme,  welche  dasselbe  einst  mit  A  selbst  oder  mitFge- 
theilt  hatten. 

Suchte  man  das  aber  nicht  dadurch  zu  erreichen,  dass  man  entspre- 
chend den  spatern  Coutumes  soucheres  allgemein  den  Satz  aussprach,  dass 
das  Erbland  zunächst  an  die  Nachkommen  des  Erwerbers  oder  ersten  Be- 
sitzers kommen  solle,  begnügte  man  sich  vielmehr  mit  der  Bestimmung  des 
Nichtsteigens  auf  Vorfahren,  so  hatte  das  einmal  jene  sonderbare  Gestaltung 
zur  Folge,  dass,  wenn  Nachkommen  von  VF  fehlten,  FA/ durch  ihren  Bru- 
der VMb  ausgeschlossen  war,  obwohl  in  solchem  Falle  der  Grund  ganz  ent- 
fiel, welcher  zunächst  beim  Vorhandensein  solcher  Nachkommen  den  Aus- 
schluss von  VM  billig  erscheinen  lassen  konnte. 

Es  hatte  das  aber  weiter  die  Folge,  dass  der  für  den  Ausschluss  über- 
lebender Grosseltern  anscheinend  zunächst  massgebende  Gesichtspunkt  der 
Rücksicht  auf  die  frühern  Miterben  nicht  mehr  zur  Geltung  gelangte,  so- 
bald es  sich  nicht  um  die  Grosseltern  selbst,  sondern  um  Seitenverwandte 
derselben  handelte,  sich  dann  vielmehr  Gleichstellung  oder  Aus- 
schluss früherer  Miterben  durch  blosse  Nacherben  ergeben 
konnte.  Waren  VM  und  Vbs  oder  Vbss  die  einzig  Ueberlebenden  der  Seite, 
so  fiel  wegen  des  Nichtsteigens  das  dann  von  FF  herrührende  Vatergut 
ausschliesslich  an  die  frühern  Miterben  Vds  oder  Vb^s.  Ueberlebte  aber  statt 
FAf  oder  auch  neben  derselben  ein  VMb,  so  hatte  wegen  der  Gleichheit 
des  Grades  Vlfs  mit  ihm  das  Vatergut  zu  theilen,  während  Vbss  durch  ihn 
ausgeschlossen  war,  obwohl  diese  frühere  Miterben,  VMS  aber  blosser  Nach- 
erbe war.  Und  ebenso  waren  dann  der  Grossneffe  Alfss  und  der  Gross- 
oheim VMlf  gleichgestellte  Erben,  wie  wir  das  S  559  vereinzelt  wohl  aus- 
drücklich ausgesprochen  fanden,  ohne  dass  dabei  eine  Ausnahme  bezüglich 
des  Erblandes  ausgesprochen  oder  irgend  wahrscheinlich  wäre. 

So  einfach  sich  nach  der  spätem  Regel,  dass  das  Erbland  auf  den  Grad- 
nächsten der  Seite  unter  Ausschluss  der  Vorfahren  vererbt,  die  Folge  ge- 
staltet, so  lange  nur  die  Grosseltern  und  deren  Nachkommen  in  Frage  kom- 
men, so  leicht  es  ist,  bis  dahin  einen  massgebenden  Gesichtspunkt  aufzu- 
finden, so  auffallend  und  un'folgerichtig  gestaltet  sich  da  Alles,  sobald  grad- 
nächste oder  gradgleiche  Glieder  der  urgrossväterlichen  Parentelen  ein- 
greifen. Ergibt  sich  für  das  fongesetzte  Fallrecht,  wie  für  das  Stammrecht 
der  Coutumes  soucheres  leicht  der  allgemein  massgebende  Gesichtspunkt, 
so  fehlt  ein  solcher  durchaus  für  eine  Gestaltung,  welche,  sobald  es  sich  nur 
um  Grosseltern  und  deren  Nachkommen  handelt,  durchaus  jenem  ent- 
spricht, dagegen  mit  ihm  in  Widerspruch  geräth,  sobald  auch  Seitenver- 
wandte der  Grosseltern  in  Frage  kommen.  Man  wird  von  vornherein  an- 
nehmen dürfen,  dass  das  nur  das  Ergebniss  einer  von  einer  ältesten,  wesent- 
lich anders  gestalteten  Folge  ausgehenden  Entwicklung  sein  kann^  die 
nächstliegenden  Bedürfnissen  gemäss  umgestaltet  wurde,  ohne  dass  es  doch 
zu  folgerichtiger  Durchführung  der  für  die  Aenderung  massgebenden  Ge- 
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975]  sichtspuakte  fUr  die  gesammte  Folge  kam.  Wir  werden  es  später  ver- 
suchen, uns  zu  vergegenwärtigen,  wie  sich  eine  solche  Gestaltung  im  An- 
schluss  an  unsere  bisherigen  Annahmen  bezüglich  der  Entwicklung  der 
altern  fränkischen  Erbenfolge  etwa  ergeben  haben  dürfte. 

976.  Allerdings  haben  wir  bei  unserer  bisherigen  Erönerung  unbe- 
rücksichtigt gelassen,  dass  das  spätere  Recht  vielfache  Ausnahmen  vom 
NichtSteigen  anerkennt.  Das  Fallrecht  erscheint  auch  später  insofern 
im  allgemeinen  als  ein  ausnahmloses,  als,  so  lange  ein  Angehöriger  der  be- 
rechtigten Seite  erübrigt,  das  Gut  nicht  auf  die  andere  Seite  fallen  kann; 
ergeben  da  nur  einige  Coutumes  soucheres  eine  Ausnahme,  insofern  das 
Gut  beim  Fehlen  von  Nachkommen  des  Erwerbers  ohne  Rücksicht  auf  die 
Seite  vererben  soll,  so  suchten  wir  $  94  3  ff.  nachzuweisen ,  dass  diese  sich 
erst  in  späterer  Zeit  festgestellt  haben  kann.  Dagegen  finden  sich  von  dem 
Satze,  dass  das  Gut  auch  auf  der  berechtigten  Seite  nicht  auf  Vorfahren 
steigen  soll,  so  viele  Ausnahmen,  dass,  worauf  wir  zurückkommen,  die  spa- 
tern Rechtskundigen  vielfach  der  Ansicht  waren,  dass  der  Bestimmung  des 
Nichtsteigens  neben  dem  Fallrechte  überhaupt  keine  weitere  Bedeutung  zu- 
komme, dasselbe  nichts  weiter  besage,  als  dass  Vatergut  nicht  auf  die  Vor- 
fahren der  Mutterseite  steigen  solle,  wie  sich  das  ohnehin  schon  aus  dem 
Fallfechte  ergab. 

Um  zu  prüfen ,  in  wie  weit  das  wirklich  zutraf,  wird  es  nöthig  sein, 
die  einzelnen  Ausnahmen,  welche  das  spätere  Recht  anerkannte,  bestimmter 
ins  Auge  zu  fassen.  Aber  auch  andere  Gründe  weisen  darauf  hin.  Bei  ein- 
zelnen der  Ausnahmen  ergibt  sich  allerdings  bestimmt  oder  ist  wenigstens 
wahrscheinlich,  dass  sie  sich  erst  in  späterer  Zeit  festgestellt  haben.  Bei  an- 
deren aber  steht  nichts  der  Annahme  im  Wege,  dass  sie  schon  auf  ältestes 
Recht  zurückgehen,  so  dass  sie  auch  bei  dem  spätem  Versuche,  den  An- 
fängen des  Nichtsteigens  nachzugehen,  zu  beachten  sein  dürften.  Und 
wiesen  wir  endlich  auf  die  Unfolgerichtigkeiten  hin ,  welche  sich  für  die 
Gesammtgestaltung  aus  der  Regel  des  Nichtsteigens  ergaben ,  so  wird  zu 
prüfen  sein,  in  wie  weit  sich  diese  nun  etwa  durch  die  Ausnahmen  be- 
seitigen. 

977.  Die  wichtigste  und  am  allgemeinsten  anerkannte  Ausnahme,  das 
Steigen  des  geschenkten  Erbguts  auf  den  Schenker,  das  Droit 
de  retour  oder  Rückkehrrecht,  wurde  im  allgemeinen  schon  S607  be- 
sprochen. Es  wird  wohl  unmittelbar  zum  Satze  vom  Nichtsteigen  als  haupt* 
sächliche  Ausnahme  erwähnt.  So  heisst  es  in  der  Coutume  von  Paris  S  3 1 3, 
dass  Propre  heritage  weder  auf  Eltern,  noch  sonstige  Vorfahren  steigt:  tou" 
tefois  succedeni  aux  choses  par  eux  donnces  ä  leur  enfants,  dec^dSs  sans 
enfants  ei  descendanis  d'etix. 

Wird  nun  wohl  darauf  hingewiesen,  vgl.  Glasson  inNouv.  Revue  16, 
703,  Hist.  du  dr.  7,  478,  dass  das  erst  in  der  Jüngern  Redaction  der  Cou- 
tume von  1580  ausgesprochen  sei,  so  kann  das  doch  nicht  einmal  für  Paris 
erweisen,  dass  da  der  Satz  nicht  schon  früher  in  Geltung  gewesen  war,  wie 
das  denn  auch  für  das  Ende  des  dreizehnten  Jahrhunderts,  vgl.  Brunner 
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Forsch.  696,  bezeugt  ist.  Es  dürfte  ganz  überflüssig  sein,  nach  der  er- 
schöpfenden bezüglichen  Erörterung  von  Brunner  690  ff.  nochmals  auf  die 
Belege  einzugehen,  welche  ergeben,  dass  das  RUckkehrrecht  eine  altherge- 
brachte Institution  des  Droit  coutumier  war,  dass  nicht  die  Rede  davon  sein 
könne,  es  habe  sich  erst  später  im  Anschlüsse  an  römischrechtliche  Bestim- 
mungen entwickelt.  Die  Zeugnisse  reichen  bis  in  die  früheren  Zeiten  des 
zwölften  Jahrhunderts  zurück ,  also  so  weit,  als  ausführlichere  Quellen  sie 
überhaupt  erwarten  lassen.  Dass  daneben  wohl  die  Ansicht  zur  Geltung 
zu  gelangen  suchte,  das  Nichtsteigen  schliesse  auch  das  Rückkehrrecht  aus, 
kann  nicht  gerade  befremden ;  fanden  wir  doch  S972  sogar  einzelne  Belege, 
dass  man  auch  im  westfränkischen  Gebiete  das  Nichtsteigen  sogar  auf  Sei- 
tenverwandte auszudehnen  suchte.  Auch  Beaumanoir  14  S  22  erwähnt 
allerdings  die  Ansicht,  dass  Erbgut,  welches  einmal  irgendwie,  wenn  auch 
durch  Schenkung,  von  den  Vorfahren  an  Nachkommen  gekommen,  nicht 
wieder  zurückvererben  soll;  fügt  er  aber  hinzu:  mais  sifet,  so  spricht  er 
damit  doch  aus,  dass  jene  Ansicht  dem  im  allgemeinen  geltenden  Rechte 
nicht  entsprach. 

Ist  jene  Ansicht  in  vereinzelten  Coutumes  durchgedrungen,  zeigen 
andere  ein  Schwanken,  so  kann  das  das  Hauptergebniss  nicht  beeinträch- 
tigen. Finden  wir  dann  das  Droit  de  retour  in  ganz  entsprechender  Weise 
auch  in  andern  Rechten  als  Ausnahme  vom  Nichtsteigen  betont,  steht  es 
sichtlich,  wie  schon  $  607  bemerkt,  in  engster  Verbindung  mit  dem  Satze, 
dass  alles  Geschenkte  beim  Fehlen  von  Nachkommen  an  den  Schenker  oder 
seine  Erben  zurückfällt,  den  wir  als  urgermanisch  zu  betrachten  haben,  so 
ist  gewiss  nicht  daran  zu  zweifeln,  dass  es  irgendwie  schon  auf  ältestes  frän- 
kisches Recht  zurückgeht.  Ich  habe  es  $  960  denn  auch  bereits  versucht, 
aus  dem  RUckkehrrecht  die  Vereinbarkeit  des  Paterna  paternis  mit  einsei- 
tigem Erbrecht  der  Mutterseite  nachzuweisen. 

Können  wir  nun  für  unsere  Zwecke  davon  absehen ,  dass  einzelne 
Quellen  da  weniger  das  Steigen  gerade  auf  den  Schenker  selbst,  als  auf 
dessen  Seite  Im  Auge  zu  haben  scheinen,  indem  nach  ihnen  das  vom  Vater- 
vater unmittelbar  einem  Enkel  Geschenkte  auch  auf  dessen  lebenden  Vater 
steigen  würde ,  so  hätte  sich  das,  was  als  Regel  und  Ausnahme  hingestellt 
zu  werden  pflegt,  auch  dahin  ausdrücken  lassen,  dass  das  Erbgut  zunächst 
auf  den  Vorfahren  steigt,  von  dem  es  hergekommen  ist.  Denn,  wie  S  576 
ausgefUhn,  kann  von  einem  noch  lebenden  Vorfahren  Erbgut  nie  durdi 
Vererbung,  sondern  immer  nur  durch  irgendwelche  als  Schenkung  zu  be- 
trachtende Vorherausgabe  an  den  Erblasser  gekommen  sein.  Oder  auch 
schon  an  einen  Vorfahren  desselben;  vgl.  Pothier  Succ.  2,  2,  3  S  2.  Hat 
der  Vatervater  dem  Vater  des  Erblassers  geschenkt,  so  wird  das  vom  Vater 
auf  den  Erblasser  vererbte  Geschenkte  allerdings  zunächst  an  Geschwister 
des  Erblassers  faUen,  da  diese  ja  gleichfalls  Nachkommen  des  Beschenkten 
sind ;  fehlen  aber  solche,  so  fällt  es  an  den  Schenker  zurück. 

Damit  ergibt  sich  nun  allerdings,  dass  trotz  jener  Ausnahme  das  Nicht- 
steigen weiter  reicht,  als  das  einfache  Fallrecht  reichen  würde.  Denn  von 
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977]  dem  vom  Vatervater  geschenkten  Gute  ist  wegen  des  Nichtsteigens 
die  Vatermutter  ausgeschlossen,  wie  sie  das  nach  einfachem  Fallrechte  nicht 
sein  würde.  Dagegen  ergeben  Regel  und  Ausnahme  vollständige  Ueberein- 
Stimmung  mit  fongesetztem  Fallrechte.  Ist  schlechtweg  ausgesprochen,  dass 
alles  Erbgut  dahin  zurückfallen  soll,  von  wo  es  hergekommen  ist,  so  bedarf 
es  keiner  Sonderbestimmung  für  das  Schenkgut;  vgl.  S  585.  Findet  sich 
diese  trotzdem  ausdrücklich  betont ,  so  spricht  das  doch  sehr  bestimmt  da- 
für, dass  entsprechend  unserer  Annahme  das  iilteste  fränkische  Recht  im 
allgemeinen  lediglich  die  Elternseiten  unterschied,  während  dann  besondere 
Gründe  darauf  hingewiesen  haben  müssen,  auch  auf  jeder  Seite  das  Gut 
nur  auf  den  Schenker  steigen  zu  lassen.  War  man  aber  andererseits  wenig- 
stens beim  Schenkgut  von  jeher  in  manchen  Fällen  genöthigt ,  nicht  blos 
auf  Eltern,  sondern  auf  Grosseltern  zurückzugehen,  so  konnte  auch  das 
dazu  beitragen,  dass  sich  bei  Handhabung  der  Coutumes  de  cöte  et  ligne 
die  Ansicht  feststellte,  dass  dem  Gute  überhaupt  über  Eltern  hinaus  auf  die 
Grosselternviertel  oder  noch  weiter  nachzugehen  sei.  Wo  dieses  fortgesetzte 
Fallrecht  anerkannt  wurde,  hatte  neben  diesem  das  Nichtsteigen  allerdings 
jede  Bedeutung  verloren,  da  es  sich  aus  demselben  an  und  für  sich  ergibt. 
So  weit  aber  an  dem  später  wieder  bevorzugten  System  der  Coutumes  de 
simple  cöte  festgehalten  wurde,  hatte  das  Nichtsteigen  noch  immer  seine 
Bedeutung,  indem  es  verhütete,  dass  vom  Vatervater  geschenktes  Gut  nach 
einfachem  Fallrecht  auch  auf  die  Vatermutter  vererben  konnte^  so  dass  die 
Ausnahme  es  nur  dem  Schenker  selbst  sicherte. 

Begegnen  wir  in  den  westfränkischen  Coutumes  durchweg  der  Auf- 
fassung, wonach  das  Nichtsteigen  die  Regel,  das  Steigen  des  Schenkgutes 
die  Ausnahme  bildet,  so  begründete  es  keinen  sachlichen  Unterschied,  wenn 
man  in  erster  Reihe  das  Steigen  des  Erbgutes  aussprach,  das  dann  aber  auf 
den  Fall  beschränkte,  dass  das  Gut  vom  bezüglichen  Vorfahren  herrührte. 
So  ist  in  der  Coutume  des  Nivernais  vom  Nichtsteigen  des  Erbguts  über- 
haupt nicht  die  Rede,  während  der  Rückfall  des  Geschenkten  an  Vater 
oder  Mutter  27  S  9  beiläufig  erwähnt  wird.  AUgemein  aber  heisst  es  34S  5 : 
Et  quant  aux  anciens  herUages^  ils  appartienneni  et  reiourneni  aux  ascen- 
dans  en  ligne  directe,  dont  ils sont procede^ ;  während:  sUls  n'en  sont pro- 
cede^,  dieselben  an  die  bezüglichen  nächsten  Seitenverwandten  fallen.  Kann 
von  lebenden  Vorfahren  Herrührendes  nur  Schenkgut  sein,  so  war  durch 
die  Bestimmung  sachlich  ganz  dasselbe  erreicht,  wie  durch  das  Droit  de 
retour,  und  verhütet,  dass  nach  einfachem  Fallrechte,  wie  es  nach  dem  S  032 
Bemerkten  hier  atizunehmen  ist,  vom  Vatervater  Geschenktes  auch  an  die 
Vatermutter  fallen  konnte.  Aber  trotz  der  vollen  sachlichen  Uebercinstim- 
mung  geht  die  Fassung  des  Satzes  doch  von  ganz  anderer  Auffassung  aus, 
was  damit  zusammenhängen  mag,  dass  die  Coutume,  worauf  wir  zurück- 
kommen, sich  in  manchen  Bestimmungen  auffallend  der  lothringischen 
Gruppe  nähen. 

Man  scheint  dann  auch  wohl  versucht  zu  haben,  das  Rückkehrrecht 
mit  der  regelmässigen  Folge  durch  Auffassung  des  Sehen  kguts  als 


Digitized  by 


Google 


RUckkehrrecht.  Steigen  auf  Grosseltern  der  berechtigten  Seite.        t^c 

Gewinagutin  Einklang  zu  bringen,  indem  man  annahm,  das  von  Vor- 
fahren Geschenkte  sei  für  die  Folge  nicht  als  Propre ,  sondern  als  Acquet 
zu  betrachten,  welches  ja  überhaupt  auf  Vorfahren  stieg.  So  heisst  es  in  der 
Coutume  von  La  Marche  S  225  von  dem  von  Eltern  oder  Grossehern  ge- 
gebenen Gut:  teile  renie  oh  chose  immeuble  atnsidonnee  sera  en  ce  cas  re- 
puUe  acquesi  audtt  enfani  ou  nepveu,  tellement  qu'en  ce  y  succedera  lepere, 
mercy  ayeul  ou  ayeule,  combien  qu'en  autre  case  sortisse  nature  de  propre. 
Aehnlich  heisst  es  in  der  Karte  des  Hennegau  von  1619  eh.  93  S  2  von 
einem  dem  Kinde  von  Vater  oder  Mutter  geschenkten  Lehen:  lediifiefre" 
monier a  au  pire  ou  ä  la  mere,  s'ils  sont  vivans ,  de  tant  que  don  est  repute 
pour  acquesi,  Zvireifellos  hatte  man  auch  da  nur  den  Rückfall  des  Ge- 
schenkten an  den  Schenker  im  Auge,  und  sollte  nicht  etwra  auch  das  vom 
Vater  Geschenkte  beim  Ueberleben  der  Mutter  als  AcquSt  auf  diese  steigen. 
Dann  aber  war  die  Gleichstellung  mit  dem  AcquSt  eine  ungenaue,  da  dieses 
auf  jeden  überlebenden  Vorfahren  stieg.  Es  zeigt  sich  dann  doch  auch  darin 
nur,  wie  sehr  man  das  BedUrfniss  fühlte ,  den  Satz  vom  Nichtsteigen  der 
Propres  mit  den  Ausnahmen  in  Einklang  zu  bringen.  Anders,  wenn  nicht 
gesagt  ist,  dass  das  Schenkgut  als  Acqu€t  zu  behandeln ,  sondern  dasselbe 
nur  mit  diesem  den  steigenden  Bestandtheilen  zugezahlt  wird.  So  wenn  es 
in  der  Coutume  der  Franche  Comte'  S  44  heisst:  Succession  ab  intestai  ne 
monte  poini  en  ligne  direcie,  si  ce  nest  au  regard  des  meubles,  acquests  ei 
donaiions  faiies  par  les  pere  et  mere  ou  par  fun  (Teux  ä  leurs  enfans. 

978«  Steht  im  allgemeinen  fest,  dass  vom  Vater  ererbtes  oder  ge- 
schenktes Gut  nicht  auf  die  Mutter  steigen  kann  oder  umgekehn,  so  dass 
wenigstens  nach  der  ursprünglichen  Gestaltung,  vgl.  $  922,  selbst  beim 
Fehlen  eines  Erben  der  berechtigten  Seite  der  überlebende  Eltemtheil  durch 
den  Fiscus  ausgeschlossen  ist,  so  erscheint  einSteigenaufGrosseltern 
der  berechtigten  Seite  mehrfach  auch  dann  zulässig,  wenn  das  be- 
zügliche Gut  von  dem  vorverstorbenen  Grosselterntheil  durch  Vererbung 
oder  Schenkung  an  den  Erblasser  gekommen  war.  • 

So  zunächst  beim  Fehlen  von  Nacherben  der  Seite.  Waren 
etwa  auf  der  Vaterseite  weder  Geschwister  noch  sonstige  Seitenverwandte 
vorhanden,  sondern  nur  eines  der  väterlichen  Grosseltern ,  so  konnte  nach 
einfachem  Fallrecht  nur  dieser  zum  Erbe  berufen  sein.  So  heisst  es  in  der 
Somme  rurale  1  t.  78  für  den  Fall,  dass  kein  Bruder  der  Seite  vorhanden 
ist:  V  her  Hage  revieniau  cousineisine  rexneni  nulle /oisäf  ayeul,  tani  quil 
puisse  irouver  aucun  cousin,  qui  descende  de  celuy  le^  ou  cosiä,  doni  Vheri- 
tage  demeure  /  ei  si  non,  il  revieni  ä  YayeuL  Auch  der  entfernteste  Seiten» 
verwandte  würde  wegen  des  Nichtsteigens  als  Nacherbe  den  Grossvater  aus- 
geschlossen haben ;  fehlte  aber  ein  solcher,  so  musste  es  selbstverständlich 
erscheinen,  dass  auch  die  Mutter  oder  gleichmuttrige  Halbgeschwister  durch 
den  Vatervater  als  einzigen  Vertreter  der  Vaterseite  ausgeschlossen  waren, 
obwohl  in  solchem  Falle  das  ererbte  Vatergut  von  der  Vatermutter  her- 
rührte. Scheint  das  ausnahmslos  anerkannt  zu  sein,  findet  sich  keine  An- 
deutung, dass  dann  der  Vatervater  oder  sonstige  Erben  seines  Viertels  durch 
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978]  denPiscus  ausgeschlossen  sein  sollten,  so  machten  wir  das  schon  $927 
fUr  die  UrsprUnglichkeit  nur  einfachen  Fallrechts  geltend. 

Aber  nicht  überall  erfolgt  das  Steigen  aufGrosseltem  erst  beim  Fehlen 
aller  Nacherben,  sondern  schon  beim  Fehlen  vonNachkommen  des 
Erwerbers;  vgl.  Pothier  Succ.  2,  2,  3  S  i.  Es  heisst  in  der Coutume von 
Paris  S  315  und  wesentlich  übereinstimmend  in  der  von  Orleans  S  317: 
Si  le  filsfaü  acquisiiion  d^hdritages  ou  auires  biens  immeubles  etil  decede 
delaissani  ä  son  enfant  lesdiis  hdritages  et  ledit  enfant  ddcäde  apres  sans 
en/ants  et  descendants  de  lui  et  sans  fr  er  es  etsoeurs,  faieul  ou  raieule  suc- 
cedefit  atixdits  hdriiages  en  pleine  propriete  et  exclueut  tous  les  autres  col- 
lateraux.  Entsprechend  in  der  Coutume  von  Blois  von  1523  S  15I9  nach- 
dem gesagt  ist,  dass  die  He'ritages  im  allgemeinen  an  die  Seitenverwandten 
fallen:  Si  toutesfois  lesdits  heritages  avoient  estd  acquis  par pere  ou  mere 
et  ilsfussent  depuis  escheu^par  succession  d'eux  ä  leurs  enfans,  en  ce  cas 
leurs  ayeul  ou  ayeule  du  coste  doni  seroit  venu  ledit  acquest,  leur  succede- 
ront  audit  acquest. 

Den  da  sichtlich  massgebenden  Gesichtspunkt  haben  wir  bereits  S  604 
besprochen-  Stieg  das  Gewinngut  des  Erblassers  selbst  auch  beim  Vorhan- 
densein von  Geschwistern  auf  die  Eltern,  wurde  da  also  das  Recht  der  Ge- 
schwister als  blosser  Nacherben  nicht  beachtet,  so  wurde  hier  weitergehend 
unterschieden,  ob  das  vom  Vater  Ererbte  Gewinngut  oder  Erbgut  des  Va- 
ters gewesen  war.  War  es  Gewinngut  des  Vaters,  so  waren  die  Geschwister 
allerdings  auch  für  dieses  nicht  blos  Nacherben,  sondern  auch  frühere  Mit- 
erben, so  dass,  wie  das  zu  Paris  ausdrücklich  betont,  zu  Blois  zweifellos 
vorauszusetzen  ist,  Grosseltern  durch  Geschwister  auch  vom  Gewinngute 
der  Eltern  ausgeschlossen  waren.  Aber  für  Elterngeschwister  traf  das  nicht 
in  derselben  Weise  zu.  Sie  waren  für  das  Gewinngut  der  Eltern  blosse 
Nacherben ;  und  wie  man  das  Gewinngut  des  Erblassers  selbst  auf  Eltern 
ohne  Berücksichtigung  der  Geschwister  als  Nacherben  steigen  Hess,  so 
konnte  es  billig  erscheinen ,  dass  ebenso  das  Gewinngut  der  Eltern  auf  die 
Grosseltern  unter  Nichtberücksichtigung  der  Elterngeschwister  stieg. 

Nach  demselben  Gesichtspunkte  hätte  sich  das  weiter  fortsetzen  lassen, 
so  dass  auch  das  Gewinngut  der  Grosseltern  beim  Fehlen  von  Elternge- 
schwistern auf  Urgrosseltern  unter  Ausschluss  der  Grosseltemgeschwister 
zu  steigen  hatte.  Und  ebenso  würden  dann  Grosseltern  nicht  blos  durch 
Geschwister,  sondern  auch  durch  Geschwisterkinder  als  frühere  Miterben 
auch  vom  Gewinngut  der  Eltern  ausgeschlossen  gewesen  sein.  Beide  Falle 
werden  in  jenen  Angaben  nicht  erwähnt;  und  Pothier  nimmt  daraufhin  an, 
dass,  da  nur  die  Geschwister  selbst  genannt  seien,  die  Grosseltern  auch  vor 
alleinerbenden,  nicht  zu  Geschwistern  eintretenden  Neffen  zu  erben  hätten. 
Aber  es  dürfte  doch  zu  beachten  sein,  dass  es  sich  in  beiden  Fällen  um  ein 
Zusammentreffen  von  Urgrosseltern  mit  ihren  Urenkeln  als  Erbansprechern 
handeln  würde.  Solche  Fälle  kamen  wohl  so  selten  vor,  dass  man  sie  durch- 
weg bei  der  Abfassung  der  Coutumes  nicht  beachtete  und  dass  sich  da 
kaum  feststehende  Rechtssätze  entwickelt  hatten.    Kam  dann  vereinzelt  ein 
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solcher  Fall  wirklich  vor,  so  musste  die  zu  treffende  Entscheidung  sich  nicht 
gerade  folgerichtig  an  den  ursprünglich  massgebenden  Gesichtspunkt  halten^ 
so  zweifellos  er  uns  auch  erkennbar  sein  mag;  man  konnte  sich  dann  durch 
die  verschiedensten  Erwägungen  oder  durch  allgemeinere ,  spflter  dann  in 
der  Regel  dem  römischen  Recht  entnommene  Bestimmungen  leiten  lassen. 

Allerdings  scheint  diese  Ausnahme  nicht  so  allgemein  anerkannt  ge- 
wesen zu  sein,  als  das  Droit  de  retour,  da  sie  andernfalls  gewiss  häufiger 
erwähnt  sein  würde.  Sie  führt  ganz  auf  denselben  Gesichtspunkt,  wie  die 
S  934  ff.  besprochenen  Coutumes  soucheres,  wonach  ein  Vorfolgerecht  nur 
den  Nachkommen  des  Erwerbers  zukommen  sollte.  Auch  diese  erscheinen 
als  Ausnahme,  während  wir  zugleich  glaubten  annehmen  zu  sollen,  dass 
durch  dieselben  erst  nachträglich  und  in  anfänglicher  Beschränkung  auf  das 
Näherrecbt  das  einfache  Fallrecht  abgeänden  sei.  Ergibt  sich  nun  für  diese 
Ausnahme  kein  älteres  Zeugniss ,  wird  sie  auch  zu  Paris  noch  nicht  1510, 
sondern  erst  1580  erwähnt,  so  ist  es  doch  sehr  wahrscheinlich,  dass  sie 
nicht  auf  ältestes  Recht  zurückgeht,  sondern  sich  erst  im  Anschlüsse  an  die 
sich  erst  später  überall  geltend  machende  Beachtung  der  Souche  vereinzelt 
festgestellt  hat.  Allerdings  entspricht  sie  einem  naheliegenden  Gesichts- 
punkte und  beseitigt  die  S  975  besprochene  Unfolgerichtigkeit ,  dass  Vor- 
fahren nicht  blos  durch  Miterben,  sondern  auch  durch  blosse  Nacherben 
ausgeschlossen  sein  sollen.  Aber  das  ältere  fränkische  Recht  zeigt  so  manche 
ähnliche  Unfolgerichtigkeiten,  vgl.  etwa  S  941 ,  wir  stiessen  so  oft  auf  Be- 
lege, dass  man  dieselben  erst  nachträglich  zu  beseitigen  suchte ,  dass  auch 
hier  die  grössere  Folgerichtigkeit  schwerlich  als  Kennzeichen  der  Ursprüng- 
lichkeit zu  fassen  sein  wird. 

Wir  glaubten  S  944  ff-  annehmen  zu  dürfen,  dass  die  Beachtung  der 
Souche  ursprünglich  das  einfache  Fallrecht  nicht  ausschloss,  dass,  wenn 
auch  kein  Nachkomme  des  Erwerbers  vorhanden  war,  dennoch  wenigstens 
beachtet  wurde,  ob  das  Gut  von  dieser  oder  jener  Elternseite  hergekommen 
war,  so  dass  es  dann  nur  dem  Nächstberufenen  dieser  Seite  zukam.  Das 
bestätigt  sich  denn  auch  hier,  indem  beim  Fehlen  von  Geschwistern  das 
Gewinngut  des  Vaters  nicht  etwa,  wie  das  eigene  Gewinngut  des  Erblassers, 
auf  alle  Grosseltern,  sondern  nur  auf  die  der  Vaterseite  stieg.  Das  ist  zu 
Blois  ganz  ausdrücklich  gesagt ,  während  es  sich  nach  der  ganzen  Fassung 
doch  auch  zu  Paris  nur  um  die  Grosseltern  auf  Seiten  des  Eltemtheils  han- 
delt, der  den  Gewinn  gemacht  hat.  In  einzelnen  Coutumes  soucheres  hatte 
sich  dann  freilich  das  Fallrecht  überhaupt  verloren.  War  kein  Nachkomme 
des  Erwerbers  vorhanden,  so  vererbte  das  Gut  ganz  so,  wie  das  Acquet  des 
Erblassers,  stieg  also  auch  auf  Vorfahren  beider  Seiten,  wie  wir  das  S  935 
zu  Montargis  ausdrücklich  gesagt  fanden. 

979,  Erfolgt  in  den  angeführten  Fällen  das  Steigen  auf  Grosseltem 
nur  unter  bestimmten  Voraussetzungen,  so  findet  sich  nun  vereinzelt  auch 
wohl  unbeschränktes  Steigen  auf  Grosseltern  der  berech- 
tigten Seite  ausgesprochen.  Nach  der  Coutume  der  Bailliage  Amiens 
von  1  307  S  36:  tant  que  la  ligne  directe  dur€^  sott  en  ascendant  ou  descen- 
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.979]  daniy  la  ligne  collaterale  n'  a  poini  Heu,  Würde  das  an  und  für  sich 
,aiif  volles  Vorfahrenrecht  auch  ohne  Berücksichtigung  des  in  derCoutume 
doch  sonst  anerkannten  einfachen  Fallrechts  schliessen  lassen,  so  ist  es  zwei- 
fellos nicht  Neuerung,  sondiern  genauere  Fassung,  wenn  es  in  der  neuem 
Redaction  von  1567  S  68  heisst:  Toni  que  la  ligne  ascendante  dure ,  la 
ligne  collaterale  na  Heu  pour  le  regard  des  meubles  et  acquets  du  defuni, 
ensemble  des  pairimoniaux procedans  de  ladite  ligne  ascendante;  en  ma- 
niere  que  le  pere^  mere,  ayeul  ou  ayeule  succedent  ä  leurs  enfans  en  Ums 
leurs  meubles  et  conquets  immeubles^  et  aussi  aux  propres  chacun  de  hur 
cotd ;  ä  sfavoir  les  ascendans  paternels  aux  biens  venans  du  coU  patemel 
et  les  ascendans  maternels  aux  biens  venans  du  cote  materruL  Nicht  anders 
wird  es  zu  fassen  sein,  wenn  in  der  altern  Coutume  der  Grafschaft  St.  Pol 
inArtois,  Cout.  gdn.  1,353,  zunächst  S  7  entsprechend  der  altem  Coutume 
von  Amiens  der  Ausschluss  der  Seitenlinie  durch  die  gerade  schlechtweg 
ausgesprochen  ist,  wahrend  es  dann  S  1 1  heisst,  dass  Eltern  alle  Meubles 
und  ConquSts  erben :  et  si  lesdits  enfans  delaissent  heritages  venans  de 
successiony  iceux  heritages  retoument  ä  leurs  plus  prochains  heritiers  du 
le^  et  costd,  dont  ils  leur  sont  succede^. 

Damit  ist  nun  von  dem  Nichtsteigen  überhaupt  abgesehen,  wie  es  denn 
auch  in  j^nen  Coutumes  nicht  erwähnt  wird.  Wie  das  AcquSt  des  Erb- 
lassers auf  alle  Vorfahren,  so  stieg  auch  das  Erbgut  auf  die  Vorfahren  der 
betreffenden  Seite.  Ueberlebende  Eltern  konnte  das  allerdings,  ausser  bei 
.Vorherausgabe  von  Erbgut,  nicht  trefifen,  da  diese  schon  durch  das  Fall- 
recht vom  Erbgute  der  andern  Seite  ausgeschlossen  waren.  Ist  aber  ledig- 
lich die  Herkunft  des  Guts  vom  Vater  oder  von  ^er  Mutter  als  massgebend 
hingestellt,  so  musste  danach  Vatervatergut,  das  durch  den  Vater  auf  den 
Erblasser  vererbt  war,  auch  beim  Ueberleben  von  Geschwistern  auf  die 
überlebende  Vatermulter  steigen.  Ebenso  aber  auch  Gut,  welches  der  ver- 
storbene Vatervater  dem  Enkel  geschenkt  hatte,  so  dass  hier  das  Droit  de 
retour  keinerlei  Bedeutung  hatte,  wie  es  denn  auch  in  jenen  Coutumes  nicht 
erwähnt  wird.  Alles  stellt  sich  so,  wie  es  entsprechend  der  Folge  in  Acquet 
und  Meubles  gewesen  sein  würde,  wenn  für  das  Erbgut  lediglich  einfaches 
Fallrecht,  nicht  aber  zugleich  Nichtsteigen  ausgesprochen  gewesen  wäre. 
Haben  die  spätem  französischen  Rechtskundigen  wohl  behauptet,  dass  der 
Satz  vom  Nichtsteigen  des  Gutes  nichts  anderes  besage,  als  die  Regel: 
Pat6rna  paternis,  so  würde  das  allerdings  für  diese  Gestaltung  genau  zu- 
treffen. 

Dass  es  sich  da  aber  nicht  erst  um  ein  Ergebniss  spaterer  Rechtsbil- 
dung handelt,  ergeben  die  Angaben  beiBeaumanoir  14S23  über  das 
Recht  des  früher  zur  Bailliage  Amiens  gehörenden  Beauvoisis.  Er  betont 
zunächst  aufs  bestimnlteste  das  Nichtsteigen  auf  Eltern:  mes  heritages  dt 
parmon  pere  nerevient  pas  ä  me  mere,  angois  esquient  au  plus  prochain  qui 
maparticni  de  par  le  pere,  tiiss'il  estoit  cl  quart  degrd  de  lignage ;  car  mc 
mere  est  c stränge  de  l'iretage  qui  me  vient  de  par  le pere^  und  umgekehrt; 
wührend  Fahrniss  und  Gewinngut  vor  jedem  andern  an  Vater  oder  Mutter 
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fallen:  Autremepit  iroit,  se  je  n'avoie  ne pere  ne  mere  ne  hoir  quifiist  tssus 
Je  mon  cors^  ei  je  aooie  aiol  ou  aiole,  ei  apris  defaloii  de  moi ;  que  mes  he- 
riiages  qui  seroii  Venus  de  par  mon  pere  ou  de  par  me  mere  y  monieroii  d 
mon  aiol  ou  ä  m'aiole,  de  qui  cosi4  il  seroii  descendus  y  aoaniquä  mes  fr  er  es 
ne  ä  mes  sereurs,  que  mes  fr  er  es  ei  mes  sereurs  m*  esioieni  S  auire  cosid  que 
de  le  droiie  ligne  en  descendani.  Sollen  dann  in  ganz  ungewöhnlicher  Weise 
gerade  Fahrniss  und  Gewinngut  an  die  Geschwister  fallen,  so  dass  Gross- 
eltern dieselben  nur  vor  Neffen  nehmen,  so  bezeichnet  er  das  selbst,  vgl. 
S  gi3,  als  dem  Rechte  nicht  entsprechend. 

Sehen  wir  aber  davon  ab,  halten  wir  uns  nur  an  das  Erbland,  so  er- 
gibt sich  volle  Uebereinstimmung  mit  jenen  spätem  Angaben.  Das  Nicht- 
steigen  als  solches  kommt  gar  nicht  in  Frage,  da  der  Nichtanfall  an  Eltern 
sich  ohnehin  aus  dem  Fallrecht  ergibt.  Aber  auf  jeder  Seite  steigt  das  Erb— 
land  und  ganz  so,  wie  in  der  Goutüme  von  Amiens,  wird  das  auch  hier 
auf  den  Vorzug  der  geraden  Linie  vor  der  Seitenlinie  zurückgeführt,  wie 
auch  14  S  24  der  Vorzug  der  Grosseltern  vor  Neffen  auch  beim  Gewinn- 
gut darauf  zurückgeführt  wird;  que  riens  nisse  de  droiie  ligne  de  descen- 
demeniy  soii  en  moniani^  soii  en  avalant  Ist  das  in  der  Goutume  von  Gler- 
mont  en  Beauvoisis  von  1339  nicht  mehr  ausdrücklich  bestimmt,  so  ist 
doch  S  1 50  nur  für  Eltern  selbst  die  Beschränkung  auf  Fahrniss  und  Ge- 
winngut, dann  S  1 5 1  Fallrecht  ausgesprochen,  so  dass  auch  da  Steigen  des 
Erblandes  auf  Grosseltem  der  berechtigten  Seite  wenigstens  nicht  ausge- 
schlossen ist. 

Damit  erklärt  es  sich  denn  auch,  dass  Beaumanoir  14  S  22  den  Satz: 
que  heriiages  ne  remonie  paSy  zwar  berücksichtigt,  ihn  aber,  wie  schon 
Brunner  Forsch.  701  betont,  durch  seine  Auslegung  thatsächlich  negirt. 
Denn  da  bei  der  Gestaltung,  die  er  im  Auge  hatte,  der  Satz  in  seiner  übli- 
chen Bedeutung  nicht  zur  Geltung  gelangte,  meint  er,  derselbe  sei  nur  da- 
hin zu  verstehen,  dass  Erbgut,  so  lange  noch  Nachkommen  da  sind ,  nicht 
auf  Vorfahren  steigt.  Dann  aber  war  der  Satz  ganz  überflüssig  und  un- 
genau, da  die  Vorfolge  der  absteigenden  Linie  ohnehin  für  den  gesammten 
Nachlass  feststand,  und  jede  Veranlassung  gefehlt  haben  würde ,  dann  ge- 
rade nur  das  Nichtsteigen  der  He'ritage  zu  betonen. 

Treffen  die  Zeugnisse  ein  zusammenhängendes  Gebiet,  so  ist  schwer- 
lich anzunehmen,  dass,  wenn  in  diesem  einst  das  Nichtsteigen  bereits  an- 
erkannt war,  dasselbe  sich  erst  nachträglich  wieder  beseitigt  habe.  Der  Aus- 
schluss der  Geschwister  durch  Grosseltern  musste  so  unbillig  scheinen,  dass 
man,  wo  sich  nicht  etwa  ein  bezüglicher  Vorzug  der  Grosseltern  aus  alter 
Zeit  erhalten  hane,  ihn  schwerlich  erst  nachträglicli  eingeführt  haben  wird. 
Jene  von  der  Masse  der  westfränkischen  Rechte  durchaus  abweichende  Ge- 
staltung würde  sich  daher  am  leichtesten  erklären,  wenn  wir  annehmen 
dürften,  dass  es  eine  Zeit  gab,  wo  zwar  das  einfache  Fallrecht  allgemein  an- 
erkannt, dasselbe  aber  noch  nicht  durch  das  Nichtsteigen  ergänzt  war,  und 
dass  einzelne  Rechte  im  Norden  auf  dieser  Entwicklungsstufe  verharrten. 
Die  sich  damit  ergebende  Abweichung  mag  früher  weiter  gereicht  haben 
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979]  und  erst  später  durch  Anpassung  an  das  sonstige  Droit  coutumier  be- 
seitigt sein.  Fehlt  in  der  ältesten,  um  1300  aufgezeichneten  Coutume  von 
Anois  eine  bezügliche  Angabe,  so  ist  allerdings  in  der  von  1 509  S  74  das 
NichtSteigen  ganz  allgemein  ausgesprochen. 

980.  Sollte  unsere  Annahme  richtig  sein,  dass  wenigstens  vereinzelt 
das  einfache  Fallrecht  überhaupt  nicht  durch  Nichtsteigen  ergänzt  wurde, 
so  würde  es  auch  nicht  auffallen,  wenn  in  einigen  Fällen  Steigen  auf 
Grosseltern  der  Seite  beim  Fehlen  von  Geschwistern  zuge- 
lassen wird.  Man  hätte  sich  dann  begnügt,  da  Abhilfe  zu  treffen,  wo  Ge- 
schwistern gegenüber  das  Steigen  auch  des  Erblandes  auf  Grosseltem  be- 
sonders unbillig  erscheinen  konnte,  würde  dagegen  andern  Seitenverwandten 
gegenüber,  mochten  diese,  wie  Elterngeschwister,  frühere  Miterben,  oder 
wie  Grosselterngeschwister,  blosse  Nacherben  sein,  an  der  gemeinen  Folge 
nach  Linie  und  Grad  auch  für  das  Erbland  auf  jeder  Seite  festgehalten 
haben.  ^ 

Diese  Gestaltung  ergibt  die  Angabe  des  Grand  coutumier  2  c.  40, 
ed.  Lpaboulaye  369 :  Nota  que  le  pire,  aieul  ou  aieulle,  hSriient  ei  soni  plus 
prochains  que  lesfreres  du  irespassd  quant  aux  meubles  et  conquesfs,  ei  les 
frires  et  seurs  hdriieni  quant  aux  heritaiges  du  costd  ei  ligne  desquels  ils 
iouchent  au  irespassd;  mais  en  toutes  choses  V aieul  ou  V aieulle  hdriieni par- 
devani  cousins  germains.  Unter  Cousins  germains  sind  hier  zweifellos  nicht 
blos  Vettern  im  engern  Sinne ,  sondern  alle  weiter  als  Geschwister  stehen- 
den nächsten  Seitenverwandten,  auch  Oheime  und  wohl  auch  Neffen  zu 
verstehen  *),  so  dass  beim  Fehlen  von  Geschwistern  Alles ,  also  auch  das 


*)  In  ganz  entsprechender  Fassung  heisst  es  in  der  Coutume  von  Au- 
xerre  von  1307  §  63,  dann  in  der  der  Bailliage  Troyes  §  104:  Ayeul  ou  ayeulU 
succedent  avant  les  cousins  germains  en  meubles  et  conquesfs*  Dass  es  sich  da 
nicht  um  Vettern  im  engern  Sinne  des  Worts  handelt  und  die  Angaben  nicht 
dahin  zu  verstehen  sind,  dass  Grosseltern  zwar  erst  nach  Oheimen,  aber  vor 
Vettern  erben,  bedarf  kaum  einer  weitern  Ausführung.  In  beiden  Coutumes 
ist  sogar  ausdrücklich  betont,  dass  auch  Geschwister  bei  jenen  Bestandtheüen 
durch  Grosseltern  ausgeschlossen  waren.  Der  Satz  ist  demnach  überflüssig  und 
wohl  desshalb  in  der  neuern  Coutume  von  Auxerre  nicht  wiederholt.  Aber 
die  Fassung  jener  Angaben  bietet  uns  eine  nicht  ungewichttge  Bestätigimg  für 
das,  was  wir  §  288  ff.  über  die  fränkische  Zählung  nach  Vetter- 
schaften bemerkten,  indem  sie  zweifellos  einen  Sprachgebrauch  ergeben, 
wonach  auch  der  Oheim  zu  den  Cousins  germains,  den  Rechtzweers  deutscher 
Quellen,  zählte.  —  In  einem  engern  Sinne  heisst  allerdings  Cousin  germain, 
erster  Vetter,  nur  das  Kind  von  Elterngeschwistern;  so  etwa  im  Livre  de  Jo- 
stice  12,  5  §  3:  li  coisin  germain,  ce  sont  eil  qui  nessent  des  deus  frhres  et  deus 
serors.  Danach  konnten  dann  auf  der  gleichen  Querlinie  weiter  zweite  und 
dritte  Vettern  gezählt  werden;  vgl.  §  247;  auch  Ste  Palaye  Dict.  zu  Cousin. 
Bemerkte  ich,  dass  die  Zählung  mit  den  dritten  Vettern  absclillesst,  so  findet 
sich  doch  auch  wohl  Weiterzählung;  so  spricht Beaumanoir  18  §7  von  einer: 
cousine  en  Hers  ou  en  quart  Aber  der  Ausdruck  Cousins,  Consanguinei ,  be- 
schränkt sich  nicht  auf  die  gleiche  Querlinie,  wie  ich  §  243  annahm.  Er  be- 
zeichnet auch  im  Französischen  alle  entfernter,  als  Geschwister,  stehenden  Sei- 
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Erbland  auf  Grosseltern  steigt,  wobei  auch  hier  zweifellos  nur  an  das  Erb- 
land ihrer  Seite  zu  denken  ist.    Dasselbe  ergibt  unter  der  Voraussetzung^ 

icnverwandten.  So  etwa  in  der  §  978  angeführten  Angabe  der  Somme  ru- 
rale;  so  im  Livre  de  Jostice  12,  6  §  2:  Nos  apelons  coisins  to\  ce\  que  la  lot 
ap^le  paren\  de  par  phre  ou  de  par  tfUre.  Es  ergeben  dann  aber  jene  Angaben, 
dass  auch  der  Ausdruck  Cousin  germain  sich  nicht  auf  den  rechten  Vetter  be- 
schränkte, sondern  sich  auf  alle  Seitenverwandten  ausdehnte,  welche  nach  der 
VetterschaftszUhlung  als  dem  rechten  Vener  gleichstehend  betrachtet  wurden, 
auf  Oheime  und  Neffen.  Wir  führten  §  262  diese  Zählung  darauf  zurück, 
dass  nicht  auf  der  gebrochenen  Zeugungslinie,  sondern  auf  der  geraden  und 
auf  der  Querlinie  gezählt  wurde,  und  damit  der  Bruder  als  in  gleichem  Grade 
mit  dem  Vater  und  dem  Sohne  stehend  gefasst,  gleichsam  in  die  gerade  Linie 
einbezogen  erscheint,  woraus  sich  dann  ergab,  dass  von  dieser  der  erste  Vetter 
nicht  weiter  abstand,  als  der  Oheim  und  Neffe.  —  Einen  sehr  bestimmten  Be- 
leg tUr  das  Zutreffen  der  Zählung  nach  Vetterschaften,  wie  ich  sie  §  260  zu- 
nächst nach  spanischen  Angaben  aufstellte,  und  dafür,  dass  dieselbe  auch  im 
fränkischen  Gebiete  bekannt  war,  ergibt  der  Arbre  de  consanguinete  in  der 
Somme  rurale  i  t.  79.  Die  Art  der  Zählung,  von  der  hier  wiederholt  aus- 
drUcklich  betont  wird,  dass  sie  auf  der  Ugne  equal  collateral  zu  erfolgen  hat, 
ist  da  genau  dieselbe;  nur  der  Beginn  der  Zählung  verschiebt  sich  dadurch 
um  eine  Einheit,  dass  wir  §  260  Eltern,  Geschwister  und  Kinder  als  unge- 
zählten Mittelpunkt  fassten,  während  sie  hier  sämmtlich  im  ersten  Grade  stehen. 
Damit  ergibt  sich  dann  volle  Uebereinstimmung  mit  der  Zählung  nach  der 
längsten  Linie,  wie  ich  sie  §  327  aufstellte  und  darauf  hinwies,  dass  sie  genau 
auf  dieselbe  Gestaltung  führt,  wie  die  Vetternzählung,  nur  dass  die  Zählung 
selbst  um  eine  Einheit  abweicht.  Auch  nach  der  Somme  rurale  stehen  die 
Primos  der  spanischen,  die  Cousins  germains  der  französischen  Zählung,  näm- 
lich erste  Oheime,  Vettern  und  Neffen,  in  demselben  zweiten  Grade.  Während 
dann  freilich  in  der  Erläuterung  entsprechend  dem  §  290  über  die  Zählung 
von  Lille  Bemerkten  der  Unterschied  gleicher  und  ungleicher  Grade  beachtet 
wird ;  Kinder  zweier  Geschwister  seien  Germains  und  ständen  im  zweiten  Grade ; 
ein  absteigender  Grad  mache  aber  in  der  Seitenlinie  nur  einen  halben  Grad; 
so  beim  Sohn  des  Vetter:  et pour  ce  vulgairement  rappeile  on  germain  detny 
Point  moins  ou  remuä  de  germain,  —  Ich  möchte  nun  weiter  annehmen,  dass 
auch  die  §  396  erwähnten  Angaben  des  Beaumanoir,  wonach  Geschwister 
einen  Grad  näher  stehen,  als  Grosseltern,  diese  aber  mit  Neffen  in  demselben 
zweiten  Grade  stehen,  mit  der  Zählung  nach  Vetterschaften,  wie  sie  sich  in 
der  Somme  rurale  findet,  wenigstens  in  Zusammenhange  steht.  Denn  in  dem 
für  die  Vettemzählung,  wie  für  die,  welche  ich  als  zurückbleibende  Einzel- 
zählung bezeichnete,  vorzugsweise  massgebenden  Gesichtspunkte,  dass  unmit- 
telbar nach  der  Seite  vom  Bruder  auf  den  Bruder  nur  ein  Grad  zu  zählen  sei, 
stimmen  sie  Überein.  Nach  den  von  mir  damals  übersehenen  genauem  An- 
gaben aber,  welche  Beaumanoir  eh.  19  über  seine  Zählung  gibt,  weichen  sie 
dann  darin  ab,  dass  nach  der  Somme  rurale  entsprechend  der  Vetternzählung 
der  Oheim  mit  dem  Vetter  in  demselben  zweiten  Grade  steht,  während  Beau- 
manoir auch  den  Oheim  in  den  ersten  Grad  setzt.  Seine  Angaben  machen 
mir  den  Eindruck,  dass  er  die  Zählung  nach  Vetterschaften  kannte,  sich  aber 
daran  stiess,  dass  der  Oheim  mit  dem  Vetter  in  demselben  zweiten  Grade 
stehen  sollte  und  das  dadurch  zu  beseitigen  suchte,  dass  er  statt  der  üblichen 
drei  Linien  vier  Linien  annahm  und  die  Seitenlinie  in  eine  lignage  de  costi  en 
montant  und  eine  lignage  de  costS  en  avalant  eintheilte.  Während  die  Somme 
rurale  den  Grad  der  geraden  Linie,  von  dem  aus  auf  die  Seite  überzugehen 
ist,  mitzählt,  was  über  den  im  ersten  Grade  stehenden  Vater  für  den  Oheim 
den  zweiten  Grad  ergibt,  lässt  Beaumanoir  den  Gradabstand  auf  der  graden 


Digitized  by 


Google 


582  XVI.  Westfr.  R.  10.  Nichtsteigcn  des  Erblandes. 

98<>]  dass  der  Doppelausdruck  Cote  et  ligne  nur  die  Eltemseite  bezeichnet. 
vgl.S  932,  dieCoutumevonSens  A.  S61,  N.S86;  nachdem  gesagt  ist,  dass 
Geschwister  das  Erbland  des  Cöte  et  ligne  unter  Ausschluss  von  Eltern  und 
Grosseltern  nehmen,  heisst  es :  Lesdiis  ayeuls  ou  ayeuües  succedent  aoani 
les  Cousins  germains  en  meubles  ei  conquets  et  en  propres  heritages  qui  pro- 
cedent  de  leur  cote  et  ligne.  Damit  würde  sich  hier,  allerdings  in  Beschrän- 
kung auf  das  Erbland  der  einen  Seite,  eine  Gestaltung  ergeben,  wie  wir  sie  nach 
S673  in  andern,  insbesondere  auch  lothringischen  Rechten,  für  den  gaiuen 
Nachlass  geltend  fanden,  wonach  alle  Vorfahren  durch  Geschwister,  aber 
auch  nur  durch  diese  oder  deren  Kinder  ausgeschlossen  waren. 

Solche  Ausnahmen  scheinen  doch  darauf  hinzudeuten,  dass  dasNicht- 
steigen  sich  nicht  von  einer  mit  gleicher  Bestimmtheit  feststehenden  Grund- 
lage aus  ergeben  haben  dürfte,  wie  das  ausnahmslos  eingehaltene  einfache 
Fallrecht.  Man  hätte  die  für  dasselbe  sprechenden  Gesichtspunkte  verein- 
zelt überhaupt  nicht  oder  doch  nur  in  einem  engsten  Kreise ,  nur  für  Ge- 
schwister, beachtet.  Während  dann  umgekehrt  ein  Satz,  der  zweifellos  zu- 
nächst durch  nur  für  einen  engem  Kreis  massgebende  Gesichtspunkte  ver- 
anlasst war,  in  der  Masse  der  Rechte  ganz  unbeschränkt  ausgesprochen 
wurde,  ohne  dass  man  nach  dem  S  975  Bemerkten  beachtete,  dass  man 
beim  Festhalten  an  demselben  auch  über  jenen  Kreis  hinaus  zu  Unbillig- 
keiten und  Unfolgerichtigkeiten  gelangen  musste. 

981.  Haben  andere  Rechte,  um  den  sich  aus  dem  Vorfahrenrechte  er- 
gebenden Unbilligkeiten  zu  begegnen ,  sich  wohl  mit  dem  Mittelwege  be- 
gnügt, das  Erbgut  zwar  steigen  zu  lassen,  aber  nur  zu  Zucht  unter  Verfan- 
genschaft für  die  Nacherben,  vgl.  S  598  ff.,  so  ist  dieser  im  allgemeinen  dem 
westfränkischen  Rechte  fremd;  das  Erbland,  welches  nicht  auf  Vorfahren 
steigen  soll,  fällt  sofort  an  die  bezüglichen  Seitenverwandten  zu  vollem 
Recht.  Eben  desshalb  aber  ist  beachtenswerth,  dass  wir  auch  hier  wenig- 
stens als  Ausnahme  wohl  Steigen  zu  Zucht  unter  Verfangenschaft  für 
die  Nacherben  erwähnt  finden. 

Die  hier  beachtenswertheste  Ausnahme  ist  das  Steigen  des  Ge- 
winngutes der  Ehe  auf  den  Miterwerber;  vgl.  Pothier  Succ.  2,  2 
Art.  2,  Loysel  S  334.  Starb  ein  Elterntheil,  so  wurde  nach  der  Regel  die 
eheliche  Errungenschaft  zwischen  dem  Ueberlebenden  und  den  Kindern 
als  Erben  des  Verstorbenen  gehälfcet.  Die  an  die  Kinder  gekommene  Hälfte 

Linie  unberücksichtigt  und  stellt  den  Oheim,  wie  den  Bruder  des  Erblassers 
selbst,  danach  in  den  ersten  Grad  der  aufsteigenden  Seitenlinie:  mes  oncUs 
m'est  el  pr emier  point  de  cosU  en  montant  Das  hätte  dann  aber  ebenso  den 
Grossoheim  treffen  müssen.  Der  Neveu  und  der  Cousin  germain  stehen  dann 
entsprechend  beide  im  zweiten  Grade,  aber  jener  en  avalant,  und  dieser  en 
montant  Ich  weiss  darin  doch  kaum  etwas  zu  sehen,  als  eine  willkürliche  per- 
sönliche Umgestaltung  der  Zählung  nach  Vetterschaften.  Denn  auch  mit  der 
§  423  besprochenen  Scheidung  zwischen  oberen  und  untern  Verwandten  er- 
gibt sich  da  keinerlei  Uebereinstimmung.  Auch  Glasson  Hist.  du  dr.  Fr.  7, 427. 
48 1  gelangt  zu  dem  Ergebnisse,  dass  das  System  des  Beaumanoir  eigene  Er- 
findung desselben  sei. 


Digitized  by 


Google 


Steigen  des  Gewinnguts  der  Ehe  auf  den  Miterwerber.  583 

derAcquets  wutde  dann  aber,  vgl.  891 1,  sogleich  Propre  he'ritage  derselben 
und  fiel  als  solche,  wenn  sie  sämmtlich  kinderlos  starben,  an  die  Erben  des 
Verstorbenen,  nicht  an  den  Ueberlebenden,  wie  das  etwa  in  der  altern  Cou- 
tume  von  Paris  von  1510  S  112  ausdrücklich  betont  wurde.  Auch  beim 
Droit  de  retour  wurde  entsprechend  vorgegangen.  Hatten  nach  Beauma- 
noir  14  S  29  beide  noch  lebende  Eltern  ihr  Kind  bei  der  Heirath  mit  Gut 
ausgestattet :  quil  aroient  aquis  ensanlUy  und  stirbt  dann  das  Kind  ohne 
Leibeserben,  so  fällt,  wenn  nur  ein  Elterntheil  lebt,  die  Hälfte,  als  von 
diesem  geschenkt,  an  denselben  zurück,  während  die  andere  Hälfte  an  die 
Erben  des  Verstorbenen  fällt. 

Ist  in  der  Coutume  von  Paris  von  1 510  noch  daran  festgehalten,  dass 
das  Acquet  der  Eltern  einfach  als  Propre  der  Kinder  vererbe ,  so  heisst  es 
nun  abweichend  jn  der  Coutume  von  Paris  von  1 580  $  3 14  und  tiberein- 
stimmend in  der  von  Orleans  $316:  Les pere  et  mere  jouissent par  usu- 
fruit  des  biens  ddlaissSs  par  leurs  enfants,  qui  oni  etd  acquis  par  lesdits pere 
et  mere  et  par  le  ddces  de  Vun  d'eux  advenus  ä  fun  de  leursdiis  enfaniSy 
encore  qtCils  soient  et  aient  dtd  faits  propres  auxdits  enfants ;  au  cas  toute- 
fois  que  lesdits  enfants  dScddent  sans  enfants  et  descendants  <feux.  Es  wird 
weiter  in  der  Coutume  von  Paris  5  230,  nachdem  gesagt  ist,  dass:  lamoitid 
des  conquets  echue  ä  un  hdritier  du  prddecddä  de  deux  conjoints,  devient  Ic 
propre  desdits  hdritiers,  hinzugefügt:  desquels  biens  toutefois  les  pere  ou 
mere^  a'ieul  ou  aieule  ,  succddant  ä  leurs  enfants y  jouiront  par  usufruit,  au 
cas  q'uil  n*y  ait  aucun  descendant  de  facquereur.  Aber  im  Proces  verbal 
zu  beiden  Contumes.  vgl.  Cout.  ge'n.  3,  82.  84.  823,  werden  diese  Bestim- 
mungen ausdrücklich  als  neueingeführte  bezeichnet,  so  dass  wir  uns  für 
unsere  Zwecke  nicht  weiter  mit  ihnen  zu  beschäftigen  hätten ,  wenn  sich 
nicht  wenigstens  vereinzelt  entsprechende  Angaben  fänden ,  bei  denen  es 
sich  um  althergebrachtes  Recht  zu  handeln  scheint.  Allerdings  in  Gegen- 
den, wo  sich  auch  wohl  andere  Abweichungen  von  der  Hauptmasse  der 
fränkischen  Rechte  ergeben. 

Nach  der  Karte  von  Amiens  von  1209  $  22,  Bouthors  i,  68,  hat  der 
Ueberlebende  Leibzucht  am  Gewinngute  der  Ehe,  wenn  die  Kinder  der  Ehe 
sterben.  In  den  spätem  Coutumes  von  Amiens  finde  ich  das  nicht  mehr  er- 
wähnt; aber  nach  dem  Ortsrecht  des  westlich  unweit  Amiens  belegenen 
MolHens-Vidame  von  1507  S  20,  Bouthors  1,  186,  hat  der  Ueberlebende, 
wenn  die  Kinder  erblos  sterben,  Nutzgenuss  an  der  auf  dieselben  vererbten 
Hälfte  des  ehelichen  Gewinnguts.  Nach  dem  Recht  von  Aire  in  ArtoisS  8, 
Cout.  g^n.  1,319,  beerben  sich  Geschwister  zunächst  untereinander ;  sterben 
aber  alle  Kinder  der  Ehe  ohne  Leibeserben  und  haben  dieselben  He'ritages : 
que  leur pere  ou  mere  eussent  acquesie^y  so  verbleibt  dem  Ueberlebenden: 
qui  auroii  fait  ou  aydd  ä  faire  lesdits  acquests,  die  Zucht  an  denselben,  so 
dass  sie  erst  nach  seinem  Tode  an  die  bezügliche  Seite  fallen.  Da  es  sich 
um  den  Norden  handelt,  läge  es  allerdings  nahe,  das  mit  der  S  755  ff.  be- 
sprochenen Blutsauflassung  in  Verbindung  zu  bringen ,  die  hier  dann  da- 
hin abgeschwächt  sein  würde,  dass  die  Fruchtbarkeit  der  Ehe  zwar  nicht 
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981]  Zucht  am  ganzen  Vermögen  des  Verstorbenen,  aber  doch  an  dessen 
Antheil  an  der  Errungenschaft  begründete. 

AberZucht  des  Ueberlebenden  amGewinngute  der  Ehe 
wird  auch  wohl  schlechtweg  anerkannt,  auch  in  Fallen,  wo  die  Ehe  eine 
unfruchtbare  war.  So  auch  im  Norden  nach  der  Somme  rurale  1 1.  78.  Hat 
die  Frau  mit  dem  verstorbenen  Manne  AUod  gemeinsam  erworben :  icellc 
fcmmc  tiendra  ious  lesdicis  aluex,  si  hoir  n'y  a  qtii  sott  demeure  d^  eux ;  et 
apres  lafemme  toui  ce  revieni  au  prochain  hoir  de  f  komme. 

Ist  da  Kinderlosigkeit  vorausgesetzt,  während  auch  nach  den  frühem 
Belegen  das  Recht  erst  eintritt,  wenn  alle  Kinder  vorher  gestorben  sind,  so 
tritt  dasselbe  nach  andern  Rechten  auch  nebenKindernein;  vgl.  Glasson 
H.  du  dr.  Fr.  7,  380.  So  nach  der  Coutume  von  Touraine  und  Anjou 
von  1246  S  129,  VioUet  Eiabl.  3,  87,  und  danach  EtabL  de  S.  Louis  i  c. 
140:  Se  aucuns  kom  ei  safame  achetoient  terres  ensemble  y  eil  qui  plus  vit 
maintient  sa  vie  les  acha^  ei  les  conquesis ;  eise  einsinc  estoii qu  il n  aiisent 
nulhoir  et  lafame  morust  avant,  li  hom  maintendroii  les  acha^sa  vie;  tout 
einsinc feroit  lafame^  se  ele  vivoit plus  que  li  hom;  ei  quani  ilseront  mori 
ambednij  si  retorneroni  li  achat,  Vune  moitid  au  lignage  de  pari  lafame  y  et 
l'auire  moitic  au  lignage  de  pari  Vome.  Entsprechend  behält  nach  der  Cou- 
tume von  Anjou  und  Maine  von  1463  S  225  ed.  Beautemps  3,  359,  der 
Ueberlebende  die  Acqu^ts  der  Ehe :  moiciid  comme  son  propre  heritaige,  ei 
fatiire  moiciii  comme  usufructier  et  ä  viaige.  Nach  der  Coutume  der  Bre- 
tagne von  1539  S  643,  Cout.  ge'n.  4,  325,  war  das  bis  dahin  ebenso  Recht 
der  an  Anjou  gränzenden  Grafschaft  Nantes,  wurde  jetzt  aber  auf  die  Zeil 
der  Wittwenschaft  des  Ueberlebenden  beschränkt. 

Dabei  handelt  es  sich  nun  allerdings  insofern  um  kein  Steigen  zu  Zucht 
von  Kindern  auf  Ehern,  als  die  Hälfte  der  AcquSts  überhaupt  nicht  in  Be- 
sitz der  Kinder  kommt,  sondern  von  vornherein  dem  Ueberlebenden  zu 
Zucht  verbleibt.  Das  ergeben  insbesondere  auch  Abschwächungen  in  der 
Coutume  der  Touraine  von  1 507  eh.  27  S  24.  Der  Ueberlebende  hat  den 
Kindern  nur  die  Hälfte  der  Fahrniss  und  das  ihnen  vom  Verstorbenen  zu- 
gefallene Erbgut  herauszugeben.  Reicht  das  aber  für  ihren  Unterhalt  nicht 
aus,  so  hat  der  Ueberlebende  die  Wahl,  auch  die  Kinderhälfte  der  Fahrniss 
und  das  Erbgut  zu  Zucht  zu  behalten,  dafür  aber  die  Kinder  zu  ernähren; 
oder  aber  ihnen  auch  ihre  Hälfte  am  AcquSt  herauszugeben ,  in  welchem 
Falle  er  aller  Verpflichtungen  ledig  ist.  Beim  Fehlen  von  Kindern  aber 
kommen  ihm  alle  Acqu^ts  zu ,  halb  zu  Zucht ,  halb  zu  Eigen :  sans  estre 
Charge  d*alimenier  ou  nourrir  les  heritiers  collaieraux  du  deced^;  also  ent- 
sprechend dem  S  595  für  die  Zucht  im  allgemeinen  betonten  Gesichts- 
punkte. In  der  Coutume  von  1559  S  319  sind  jene  Bestimmungen  dahin 
geändert,  dass  von  jener  Wahl  des  Ueberlebenden  nicht  mehr  die  Rede  ist, 
sondern  derselbe  schlechtweg  alles  Gut  der  Kinder  zu  Zucht  behält  gegen 
Verpflichtung  zum  Unterhalte,  aber  nur  bis  zur  Wiederverheirathung  oder 
bis  zur  Grossjährigkeit  dtt  Kinder.  Sterben  aber  die  Kinder,  so  hat  der 
Ueberlebende  noch  einen  weitern  Vortheil  bezüglich  der  AcquSts  seiner 
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Ehe:  Toutesfois  si  lesdits  enfans  dccedcnt  sans  hoirs  ile  Ictir  chair ,  Icdit 
survivant  pourra  aooir  la  moiiiS  desdiis  acquesis  qui  appartiennent  ausdits 
enfaniSy  en  payant  la  moitie  de  la  valeur  et  estimation  desdiis  heritagcs. 
Sichtlich  soUte  der  Ueberlebende  die  Wahl  haben,  die  Kinderhälfte  zu  Zucht 
zu  behalten,  oder  aber  auch  zu  Eigen,  wenn  er  deren  halben  Werth  sofort 
den  Nacherben  auszahlte;  also  entsprechend  einem  schon  S  600  betonten 
und  zunächst  aus  der  burgundischen  Lex  belegten  Gesichtspunkte. 

Gehören  die  altern  Zeugnisse  für  Zucht  des  Miterwerbers  Gebieten  an, 
welche  auch  sonstige  Abweichungen  vom  Droit  coutumier  zeigen,  so  denke 
ich,  dass  jene  Bestimmungen  doch  später  kaum  in  die  Coutumes  von  Paris 
und  Orleans  aufgenommen  worden  wären,  wenn  sie  nicht  schon  früher  als 
der  Billigkeit  entsprechend  der  strengen  Regel  des  Nichtsteigens  gegenüber 
geltend  gemacht  worden  wären.  Man  hat  sie  später  wohl  daraus  zu  er- 
klären versucht,  das  Steigen  des  aus  dem  Gewinngute  der  Eltern  Herrüh- 
renden erfolge  in  preiium  collaboraiionis.  Aber  der  Ersatz  für  seine  Mit- 
arbeit war  dem  Miterwerber  doch  schon  dadurch  zugekommen,  dass  er  die 
Hälfte  der  Errungenschaft  zu  Eigen  erhalten  hatte.  Es  hat  da  doch  zwei- 
fellos der  Gesichtspunkt  eingegriffen,  dass  das  aus  dem  Gewinngute  der 
Eltern  Herrührende  ein  Vermögensbestandtheil  war,  der  von  keiner  der 
Seiten  herrühne,  der  erst  in  der  Familie  erworben  war,  bei  dem  es  beson- 
ders unbillig  erscheinen  konnte,  wenn  der  Letzdebende  der  Familie  ihn 
schon  bei  Lebzeiten  an  entfernte  Verwandte  der  andern  Seite  herausgeben 
sollte. 

Dann  aber  macht  sich  wieder  der  für  die  Coutumes  soucheres  mass- 
gebende Unterschied  zwischen  frühern  Miterben  und  blossen  Nacherben 
geltend.  Das  Recht  des  überlebenden  Elterntheil  trat  sichtlich  erst  ein,  wenn 
in  Geschwistern  keine  frühern  Miterben  vorhanden  waren ,  wenn  das  ein- 
zige oder  letzte  Kind  der  Ehe  ohne  Leibeserben  starb.  Blossen  Nacherben 
gegenüber  aber  musste  eine  solcheAbschwächung  des  Nichtsteigens  doppelt 
nahe  liegen.  Fand  dieselbe  im  sechszehnten  Jahrhunderte  in  die  Coutumes 
von  Paris  und  Orleans  Eingang,  so  mag  das  damit  zusammenhängen,  dass, 
wie  wir  sahen,  gerade  damals  die  Abstammung  vom  Erwerber  besonders 
beachtet  wurde. 

Ist  sonst  nur  vom  Steigen  auf  Eltern  die  Rede,  so  sind  zu  Paris  $  230 
auch  die  Grosseltern  ausdrücklich  genannt.  Nun  ist  ja  nicht  zu  bestreiten, 
dass  sich  für  ein  Steigen  auf  diese  ganz  derselbe  Gesichtspunkt  geltend 
machen  Hess.  Sollte  damit  aber  gesagt  sein,  worauf  die  Fassung  allerdings 
hinweist,  dass  auch  der  ehelichen  Errungenschaft  über  die  Ehe  der  Eltern 
hinaus  nachgegangen  werden  sollte ,  so  dass  beim  Ueberleben  von  Mutter 
und  Vatermutter  jede  das  aus  der  Errungenschaft  ihrer  Ehe  Herrührende 
erhalten  sollte,  so  bedarf  es  doch  kaum  einer  Bemerkung ,  wie  gekünstelte 
und  schwer  nachweisbare  Verhältnisse  sich  daraus  ergeben  mussten.  So 
folgerichtig  das  sein  mag,  so  würde  es  sich  doch  erklären,  wenn  man  das 
auch  da,  wo  der  Gesichtspunkt  überhaupt  berücksichtigt  wurde,  unbeachtet 
Hess  und  im  allgemeinen  nicht  über  Eltern  zurückging. 
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983.  Ein  Steigen  des  Erbguts  zu  Zucht,  wie  es  insbesondere 
im  spanischen  und  rh&tischen  Recht  als  Regel  erscheint,  finde  ich  nur  ganz 
vereinzelt  in  der  Coutume  von  An jou  von  i  508  $  270  ausgesprochen:  Si 
aucnns  cnfans  ayans  meubles  ou  immeubles  vont  de  vie  ä  frcspassement  sans 
hoirs  de  Icurs  corps^  so  kommt  die  Fahrniss  zu  Eigen  an  beide  Eltern  oder 
an  den  Ueberlebenden :  et  au  regard  des  choscs  immeubles  audit  cas  lesdits 
perc  et  mere  ou  celuy  qui  survivra^  en  auront  Vusufruit  pour  le  tout;  et  les 
plus  prochains  lignagers  collaieraux  chascun  en  sa  ligne  en  auront  la  pro- 
prietd ;  beim  Fehlen  von  Eltern  haben  aber  Grosseltern  nicht  dasselbe 
Recht,  sondern  Fahrniss  und  Liegenschaften  fallen  dann  sogleich  an  die 
nächsten  Seitenverwandten.  Dass  man  dabei  nicht  etwa  nur  das  Gewinn- 
land, sondern  auch  das  Erbland  der  Kinder  im  Auge  hat,  ergibt  mit  Sicher- 
heit die  Betonung  des  nackten  Eigenthums  der  Verwandten  beider  Seiten. 

Es  ist  aber  nicht  zu  bezweifeln,  dass  es  sich  dabei  um  nachträgliche 
Weiterentwicklung  des  Rechts  von  Anjou  handelt.  Denn  einmal  findet  sich 
in  der  durchweg  auf  derselben  Grundlage  beruhenden  gleichzeitigen  Cou- 
tume von  Maine  $  288  zwar  eine  entsprechende,  grossentheik  selbst  im 
Wortlaute  übereinstimmende  Angabe,  die  sich  aber  dadurch  unterscheidet, 
dass  sie  nicht  Zucht  der  Eltern  an  allen  Immeubles  gewährt ,  sondern  nur 
an  denjenigen ,  welche  die  Eltern  oder  der  überlebende  Elterntheil  dem 
Kinde  geschenkt  haben,  so  dass  es  sich  da  nur  um  ein,  überdies  auf  blosse 
Zucht  abgeschwächtes  Droit  de  retour  handelt.  Weiter  aber  findet  sich  noch 
in  der  Coutume  von  Anjou  und  Maine  von  1463,  ed.  Beautemps  3,  343, 
von  jenem  Steigen  zu  Zucht  keine  Spur.  Es  heisst  S  206  einfach,  dass  Vater 
und  Mutter  in  die  Fahrniss  folgen  :  et  aux  heritaiges  succedent  sesfrcrcs  et 
socurs  ou  autres  parensy  sil  na  frere  ne  seure.  Danach  stieg  hier,  wie  das 
schon  S  914  als  Ausnahme  betont  wurde,  nicht  einmal  das  Gewinnland  auf 
Eltern.  Fand  man  das,  worauf  das  allgemeine  Steigen  der  AcquSts  im  Droit 
coutumier  Einfiuss  haben  mochte,  mit  der  Zeit  unbillig,  hatte  man  aber 
schon  bisher  in  dieser  Richtung  zwischen  Erbland  und  Gewinnland  nicht 
unterschieden,  so  erklärt  es  sich,  wenn  man  auch  bei  der  als  billig  erkannten 
Aenderung  unter  den  Anen  der  Immeubles  nicht  weiter  unterschied ,  alle 
auf  Eltern  steigen  liess,  aber  freilich  nur  zu  blosser  Zucht. 

Alle  besprochenen  Ausnahmen  sind  aUerdings  vereinzelte  und  zum 
Theil  erweislich  erst  später  anerkannte.  Treten  sie  aber  in  verschiedenen 
Gebieten  und  in  verschiedener  Gestaltung  auf,  so  ist  es  doch  sehr  möglich, 
dass  insbesondere  die  Auffassung,  dass  dem  überlebenden  Eheganen  am 
Gewinngute  seiner  Ehe  weitergehende  Rechte  zustehen ,  schon  im  altern 
fränkischen  Rechte  wenigstens  vertreten  war.  Und  das  würde  in  so  weit 
beachtenswerth  sein,  als  es  sich  da  ausnahmslos  nicht  um  Eigen ,  sondern 
nur  um  Zucht  des  Ueberlebenden  an  dem  auf  den  Verstorbenen  entfallen- 
den Theil  des  Gewinngutes  handelt.  Blosse  Zucht  unter  Verfangenschaft 
war  zweifellos  an  und  für  sich  schon  dem  ältesten  fränkischen  Rechte  nicht 
unbekannt;  es  genügt  der  Hinweis  auf  die  Zucht  der  Mutter  an  ihrem 
Douaire  unter  Verfangenschaft  für  die  Kinder;  vgl.  S877.  Im  allgemeinen 
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aber  hat  das  westfränkische  Recht  den  damit  gebotenen,  zwischen  den  An- 
sprüchen der  Vorfahren  und  der  Nacherben  vermittelnden  Weg  nicht  ein- 
geschlagen. Sollten  aber  jene  Ausnahmen  auf  älteres  Recht  zurückgehen, 
so  würde  sich  damit  wenigstens  eine  Ann&herung  an  solche  Rechte ,  wie 
die  spanischen  und  rhätischen,  ergeben,  in  welchen  das  Steigen  zu  blosser 
Zucht  die  vorherrschende  Gestaltung  war,  und  ein  Gegensatz  zu  solchen, 
welchen,  wie  etwa  dem  Aasdomsrechte,  nicht  blos  das  Nichtsteigen,  sondern 
auch  dieser  Mittelweg  unbekannt  war. 

983.  Erwähnten  wir  endlich  bereits  $  605  als  Ausnahme  das  Steigen 
beim  Fehlen  eines  Erben  der  berechtigten  Seite,  so  kann  es 
sich  da  wenigstens  dann  nur  um  nachtragliche  Weiterentwicklung  handeln, 
wenn  unsere  S  923  begründete  Annahme  richtig  ist,  dass  ursprünglich  im 
westfränkischen  Recht  beide  Sippen  erbrechtlich  so  ausser  aller  Verbin- 
dung standen,  dass,  wenn  Erben  der  berechtigten  Seite  fehlten,  das  Gut  als 
erblos  an  denFiscus  fiel.  Das  traf  natürlich  noch  nicht  zu,  wenn  zwar  keine 
Seitenverwandte,  aber  Grosseltern  der  berechtigten  Seite  vorhanden  waren ; 
vgl.  S  978.  Wurde  aber  mehr  und  mehr  anerkannt,  dass  beim  Fehlen  der 
einen  Seite  die  andere  folge,  so  entfiel  da  die  Rücksicht  auf  berechtigte 
Nacherben,  wie  bereits  §  605  ausgefühn;  es  war  kein  Grund,  auch  hier, 
wie  auf  der  berechtigten  Seite,  die  Vorfahren  erst  nach  Seitenverwandten 
erben  zu  lassen.  Das  Steigen  erklärt  sich  dann  daraus,  dass ,  wie  das  auch 
Pothier  S.  238  auffasst,  in  allen  FäUen,  wo  dem  kein  Sonderrecht  entge- 
gensteht, die  gemeine,  zunächst  die  Vorfahren  berufende  Folge  eintritt,  wie 
sie  sich  für  Fahrniss  und  Gewinngut  überhaupt  allgemein  erhallen  hat. 

Die  Ausnahme  ist  denn  auch  in  den  Coutumes  häufig  ausdrücklich 
anerkannt.  So  in  der  von  Orleans  von  1 583  §  326 :  5^/7  ny  a  aucuns  heri- 
Hers  du  cosU  et  ligne  dont  sont  venu^  les  heritages,  ils  appartiennent  au 
plus  prochain  habile  ä  luy  succeder  de  l'  autre  costd  et  ligne ,  en  quelgue 
degre'  que  ce  sott,  ascendant  ou  collateraL  Ist  dann  in  der  Fassung  der 
meisten  bezüglichen  Angaben  zwischen  den  Vorfahren  beider  Seiten  nicht 
weiter  unterschieden,  so  erklärt  sich  das  daraus,  dass  die  Vorfahren  der  be- 
rechtigten Seite  unmittelbar  nach,  die  der  unberechtigten  Seite  aber  unmit- 
telbar vor  den  bezüglichen  Seitenverwandten  erben,  so  dass  sich  beim  Fehlen 
nächstberechtigter  Seitenvervvandten  allgemeines  Steigen,  sei  es  auf  die  Vor- 
fahren dieser  oder  jener  Seite  ergab.  So  etwa  in  der  Coutume  von  Chalons 
S  96 :  Les  heritages  de  naissant  ne  sont  repute^  vacans^  quand  le  deffuncty 
nayant  descendans  ou  collateraux  du  costd  et  ligne,  dont  procedent  lesdits 
hiens  a  delaisse  pere,  mere,  ayeul  ou  ayeule  ou  autre  ascendant,*  et  remon- 
tent  les  heritages  du  naissant  en  ce  cas  pour  exclure  les  seigneurs  hauts- 
j'usticiers.  Und  ist  da,  wie  in  andern  entsprechenden  Angaben ,  nicht  aus- 
drücklich betont,  dass  das  dann  auch  Vorfahren  der  andern  Seite  trifft, 
Hesse  sich  daran  denken ,  dass  damit  nur  ausnahmsweises  Steigen  auf  der 
berechtigten  Seite  ausgesprochen  sein  sollte,  so  widerlegt  sich  das,  von  an- 
derm  abgesehen,  dadurch,  dass  es  dann  S  9?  ausdrücklich  heisst,  dass,  wenn 
weder  berechtigte  Seitenverwandte,  noch  Vorfahren  überhaupt  da  sind,  die 
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983]  sonstigen  Verwandten  der  andern  Seite  folgen.  Erben  damit  Eltern 
und  ürosseltern  der  nicht  berechtigten  Seite  auch  vor  den  Halbgeschwi- 
Stern  derselben ,  so  ergibt  sich  damit  auf  dieser  volles  Vorfahrenrecht  für 
den  gesammten  Nachlass.  Hat  sich  dann  in  einigen  Coutumes  soucheres 
nach  unserer  Annahme,  vgl.  S  943,  das  Vorrecht  der  Seite  beim  Nichtvor- 
handensein von  Nachkommen  des  Erwerbers  Überhaupt  verloren ,  so  trat 
da  denn  auch  über  die  Souche  hinaus  ohne  weitere  Beachtung  des  Nicht- 
steigens  dieselbe  Folge  von  Vorfahren  und  Seiten  verwandten  ein,  wie  beim 
Gewinngute,  wie  wir  das  $935  in  der  Coutume  von  Montargis  ausdrück- 
lich gesagt  fanden. 

So  weit  ich  sehe,  ergibt  sich  da  nirgends  eine  Ausnahme  in  der  Rich- 
tung, dass  dann,  wenn  das  Gut  auf  die  andere  Seite  vererbt,  auch  auf  dieser 
Vorfahren  durch  Seilenverwandte  ausgeschlossen  waren,  welche  damit 
darauf  deuten  würde,  dass  für  das  Nichtsteigen  auch  noch  andere  Gesichts- 
punkte massgebend  waren ,  als  die  Rücksicht  auf  die  Nacherben,  welche 
hier  nur  der  berechtigten  Seite  hatten  angehören  können.  Es  bestätigt  sich 
damit  wenigstens  für  das  wesifränkische  Recht  durchaus,  was  wir  in  dieser 
Richtung  §  602  im  allgemeinen  bemerkten. 

984«  Findet  sich  in  den  spätem  Zeiten  des  Mittelalter  das  Nichtsteigen 
wohl  mit  solcher  Strenge  durchgeführt,  dass  selbst  das  Droit  de  retour 
nicht  anerkannt  wurde,  vgl.  Brunner  Forsch.  707,  so  macht  sich  später 
durchweg  die  Annahme  eines  Zusammen fa Ileus  von  Nicht- 
steigen und  Fallrechi  geltend.  Gegenüber  der  Unbilligkeit  des  Nicht- 
steigens  des  von  einem  Vorfahren  Geschenkten  weist  im  sechszehnten  Jahr- 
hunderte Dumoulin  in  seinen  Bemerkungen  zur  Coutume  von  Paris  S  312 
darauf  hin,  dass  das  Nichtsteigen  nur  nach  Massgabe  des  Paterna  paternis 
zu  verstehen  sei,  nur  verhüten  solle,  dass  vom  Vater  ererbtes  Gut  nicht  auf 
die  Mutterseite  komme^  wie  das  bei  vom  Vater  geschenkten  Gute  nicht  zu- 
treffe. Auch  Pothier  Succ.  2,  2  Art.  2  spricht  sich  dahin  aus,  dass  die  Regel 
vom  Nichtsteigen  der  Propres  nicht  mehr  besage ,  als  dass  der  Vater  und 
die  väterlichen  Vorfahren  vom  Muttergute  ausgeschlossen  seien;  ähnlich 
Loysel  S  332.  Und  diese  Ansicht  ist  die  herrschende  geblieben.  Nach 
Viollet  Hist.  854  bedeutet  die  Regel  des  Nichtsteigens  nichts  weiter,  als  dass 
die  Propres  der  einen  Linie  nicht  an  die  andere  Linie  kommen,  während 
er  sich  S.  846,  ohne  sich  bestimmt  zu  entscheiden,  der  Ansicht  zuneigt, 
dass  die  Regel  auch  früher  keine  weitere  Bedeutung  gehabt  und  solche  nur 
durch  Missverständniss  gewonnen  habe.  Auch  Glasson  H.  du  dr.  Fr.  7, 478 
betont,  dass  seit  dem  sechszehnten  Jahrhundene  jene  Regel  vollständig  mit 
dem  Paterna  paternis  verschmolzen  sei. 

Das  aber  war  doch  nur  unter  bestimmten  Voraussetzungen  richtig. 
Es  traf  nach  unser n  Erönerungen  nicht  zu,  wo  man,  wie  das  doch  auch 
später  wohl  überwiegend  der  Fall,  an  dem  einfachen  Fallrecht  in  Verbin- 
dung mit  Nichtsteigen  und  Rückkehrrecht  festhielt.  Wenn  sich  trotzdem 
jene  Ansicht  so  allgemein  festsetzte,  so  war  wohl  einmal  der  Grund ,  dass 
man  bei  diesen  Verhältnissen  in  der  Regel  zunächst  den  am  häufigsten  vor- 
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kommenden  Fall  des  Ueberlebens  von  Eltern  ins  Auge  fasste,  bei  dem  aller- 
dings Fallrecht  und  Nichtsteigen  zu  demselben  Ergebnisse  führten,  und 
unbeachtet  liess,  dass  sich  das  bei  Grosseltern  anders  stellte,  dass  da  die 
überlebende  Vatermutter  zwar  nicht  wegen  des  einfachen  Fallrechts,  wohl 
aber  wegen  des  Nichtsteigens  vom  Vatervaiergut  ausgeschlossen  war.  Ein 
anderer  Grund  war  dann  wohl  der,  dass  man  zunächst  das  Bedürfniss  fühlte, 
der  Ansicht,  dass  auch  das  Schenkgut  nicht  steigen  solle,  entgegenzutreten, 
wobei  dann  ein  Hinweis  auf  das  Paterna  paternis  nahe  lag,  da  auch  das 
vom  Vater  Geschenkte  ein  Paternum  sei.  Dann  konnte  es  auch  hier  leicht 
unbeachtet  bleiben,  dass  sich  das  bei  Grosseltern  anders  stellte,  dass  das  vom 
Vatervater  Geschenkte  zwar  ein  Paternum  war,  das  aber  nur  nach  Rück- 
kehrrecht auf  den  Vatervater  stieg,  während,  wo  bei  der  Vatermutter  das 
Rückkehrrecht  nicht  eingriff,  diese  durch  das  Nichtsteigen  von  demselben 
ausgeschlossen  war. 

Mehr  Gewicht  aber  dürfte  darauf  zu  legen  sein,  dass  nach  vielen  Cou- 
tumes  oder  doch  nach  der  Auslegung,  welche  man  den  Bestimmungen  der- 
selben zur  Zeit  der  Feststellung  jener  gab ,  wirklich  Fallrecht  und  Nicht- 
steigen ganz  zu  demselben  Ergebnisse  führten.  Das  traf  einmal  zu  für  die 
S  979  ff.  besprochenen  Coutumes,  welche  die  Propres,  sei  es  vor,  sei  es 
nach  Geschwistern,  auf  die  Grosseltern  steigen  liess,  wenn  dieselben  der 
Elternseite  angehörten,  von  welcher  das  Gut  herrührte.  Da  griff  also  nur 
Fallrecht,  dagegen  überhaupt  kein  Nichtsteigen  ein,  so  dass  es  sich  erklän, 
wenn  Beaumanoir,  der  gerade  eine  solche  Couiume  vor  Augen  hatte ,  den 
ihm  bekannten  Satz  vom  Nichtsteigen  nur  in  ungeschicktester  Weise  zu  er- 
klären weiss.  Diese  Coutumes  sind  aber  doch  zu  vereinzelt,  als  dass  anzu- 
nehmen wäre,  sie  hätten  auf  die  Annahme  der  Gleichbedeutung  von  P'all- 
recht  und  Nichtsteigen  irgend  erheblichen  Einfiuss  geübt. 

Der  massgebende  Grund  für  die  Feststellung  jener  Ansicht  war  zwei- 
fellos der,  dass  sich  im  sechszehnten  Jahrhunderte  so  allgemein  die  Ansicht 
festgestellt  hatte,  für  das  Fallrecht  genüge  nicht  das  Zurückgehen  auf  Vater 
oder  Mutter;  es  sei  dem  Gute  über  Eltern  hinaus  bis  auf  den  Erwerber, 
dem  man  den  ersten  nachweisbaren  Besitzer  gleichstellte,  zurückzugehen, 
und  nur  den  Nachkommen  oder  Verwandten  desselben  ein  Erbrecht  auf 
das  Gut  zuzugestehen.  Sowohl  bei  den  Coutumes  soucheres,  wie  bei  den 
Coutumes  de  cote'  et  ligne  war  die  Bestimmung  des  Nichtsteigens  eine 
durchaus  überflüssige.  Gut,  welches  auf  den  Vatervater  als  Erwerber  oder 
Besitzer  zurückging,  konnte  nach  solchem  fortgesetzten  Fallrecht  auch  ganz 
abgesehen  vom  Satze  des  Nichtsteigens  nie  auf  die  überlebende  Vatermutter 
kommen ;  mit  dem  in  solcher  Weise  ausgelegten  Paterna  paternis  fiel  das 
Nichtsteigen  allerdings  vollständig  zusammen.  Sprach  man  dasselbe  trotz- 
dem nach  wie  vor  aus,  so  glaubten  wir  darin  S  933  einen  gewichtigen  Be- 
leg dafür  finden  zu  dürfen,  dass  das  Fallrecht  ursprünglich  überall  nur  ein 
einfaches  war. 

Sehen  wir  von  diesem  erst  einer  spätem  Zeit  angehörenden  und  doch 
auch  da  keineswegs  überall  massgebenden  Verhältnisse  ab,  gehen  wir  vom 
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984]  einfachen  Fallrechte  aus,  wie  es  auch  später  noch  für  die  Coutumes 
de  simple  c6te  angenommen  wurde ,  so  hat  neben  diesem  die  Regel  des 
Nichtsteigens  allerdings  ihre  volle  Berechtigung.  Aber  es  dürfte  schwer 
sein,  von  dieser  spätem  Gestaltung  ausgehend  einen  massgebenden  Gesichts- 
punkt aufzufinden,  auf  den  jene  Regel  zurückzuführen  sein  würde.  Denn 
einmal  erleidet  sie  so  viele  Ausnahmen,  dass  sie  nur  noch  in  seltenen  FsUen 
thatsächliche  Bedeutung  hatte;  schon  das  kann  die  Annahme  nahe  legen, 
dass  sie  sich  auf  einer  andern  Grundlage  festgestellt  habe,  als  die  war, 
welche  dann  die  Ausnahmen  veranlasste.  Wir  wiesen  weiter  S  975  darauf 
hin,  wie  das  Nichtsteigen  nur  in  einem  engern  Kreise  das  einfache  Fall- 
recht in  der  Richtung  des  fortgesetzten  nach  leicht  erkennbarem  Gesichts- 
punkte abändert,  darüber  hinaus  aber  zu  auffallenden  und  unfolgerichtigen 
Gestaltungen  führt.  Das  spätere  Recht  hat  nun  freilich  das  gleiche  Erbrecht 
beider  Elternseiten  zur  Voraussetzung,  während  wir  nachzuweisen  suchten, 
dass  das  ursprüngliche  fränkische  Erbrecht  nur  ein  einseitiges  der  Mutter- 
seite war.  Es  liegt  damit  nahe,  zu  prüfen,  ob  jene  auffallenden  Erscheinun- 
gen etwa  ihre  Erklärung  finden,  wenn  wir  berücksichtigen,  dass  da  der 
Uebergang  vom  einseitigen  zum  zweiseitigen  Erbrecht  nachgewirkt  haben 
kann. 


II.  Erbrecht  der  Weiber. 

985.  Der  Versuch  einer  Zurückführuag  des  Nichtsteigens 
auf  mutterrechtliche  Folge  führt  anscheinend  sehr  schnell  zum  Ziele 
im  Anschluss  an  die  Angabe  der  Lex  Salica  über  den  Ausschluss 
der  Weiber  vom  Lande:  De  terra  vero  nulla  inmuliere  hereditas  non 
pertinebit,  sed  ad  virilem  sexum,  qui  fratres  fuerint ,  tota  terra  pertituat 
Erbberechtigte  Vorfahren  konnten  nach  mutterrechtlicher  Folge  nur  Weiber, 
die  Mutter,  dann  die  Muttermutter,  sein.  Sollte  an  diese  kein  Land  kom- 
men, so  war  damit  an  und  für  sich  jedes  Steigen  der  Terra  ausgeschlossen, 
so  dass  da  schon  ursprünglich  nur  die  Seitenlinie  erben  konnte.  Man  könnte 
dann  annehmen,  dass  das  Recht  dieser  von  altersher  so  feststand,  dass,  als 
der  Vater  der  Mutter  als  Erbe  gleichgestellt  wurde,  man  ihm  auch  in  dieser 
Richtung  nicht  mehr  Recht  zugestand,  als  bisher  der  Muner  zugestanden 
hatte,  er  also,  wie  diese,  von  der  Terra  ausgeschlossen  blieb,  obwohl  da  der 
zunächst  an  das  Geschlecht  anknüpfende  Ausschliessungsgrund  nicht  zutraf. 

Eine  so  einfache  Erklärung  damit  aber  geboten  zu  sein  scheint,  so 
stehen  ihr  doch,  wie  ich  denke,  sehr  gewichtige  Bedenken  entgegen.  Um 
diese  zu  würdigen,  wird  es  freilich  nicht  zu  umgehen  sein,  auf  das  Erb- 
rechtderWeiber  nach  westfränkischem  Rechte  einzugehen,  so  misslich 
CS  auch  sein  mag,  dieses  Verhältniss  vorgreifend  zunächst  nur  nach  den 
Quellen  eines  Einzelrechts  zu  verfolgen,  da  doch,  wie  ich  denke,  nur  die 
Vergleichung  sämmtlicher  germanischen  Rechte  einen  ausreichenden  Halt 
für  die  Beantwortung  der  Frage  geben  kann,  ob  wir  für  die  Weherentwick- 
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luQg  von  ursprünglicher  Gleichstellung  oder  aber  ursprünglichem  Ausschluss 
der  Weiber  vom  Erbe  auszugehen  haben.  Und  denke  ich  bei  der  spätem 
zusammenhängenden  Erörterung  die  Annahme  ursprünglicher  Gleichstel- 
lung der  Geschlechter  zu  venreten,  so  ist  es  doppelt  misslich,  das  Verhält- 
niss  zunächst  gerade  für  ein  Recht  ins  Auge  zu  fassen,  in  welchem  das  älteste 
Zeugniss  mit  solcher  Bestimmtheit  den  Ausschluss  aller  Weiber  wenigstens 
fUr  alle  Liegenschaften  auszusprechen  scheint. 

Versuchen  wir  es,  von  jener  Angabe  auszugehen  und  sie  in  Verbin- 
dung zu  bringen  mit  dem ,  was  die  Zeugnisse  der  nächstfolgenden  Zeit, 
dann  aber  auch  die  spätem  westfränkischen  Rechte  und  die  Vergleichung 
näherverwandter  Rechte  an  bezüglichen  Haltpunkten  bieten,  so  ergeben  sich 
doch  die  gewichtigsten  Bedenken  dagegen,  dass  das ,  was  in  jener  Angabe 
so  bestimmt  ausgesprochen  zu  sein  scheint,  jemals  dem  sal fränkischen  Rechte 
entsprochen  haben  könne. 

Zunächst  muss  es  auffallen,  dass  der  älteste  Text  der  Lex  Salica  von 
der  Terra  schlechtweg  spricht,  so  dass  sich  keine  Beschränkung  des 
AusschlussesaufErbland  ergibt.  Für  die  gcsammte  spätere  west- 
fränkische Erbenfolge  ist  die  verschiedene  Vererbung  von  Erbland  und  Ge- 
winnland so  durchaus  massgebend,  dass  schwer  anzunehmen  ist,  das  älteste 
Recht  habe  diesen  Unterschied  unbeachtet  gelassen.  Insbesondere  ist  er  ja 
auch  durchaus  massgebend  für  das  Nichtsteigen.  Die  vorläufig  versuchte 
Erklärung  desselben  durch  das  Nichtsteigen  der  Terra  auf  Mutter  und  Mutter- 
mutter würde  nicht  ausreichen,  wenn  bei  der  Terra  an  Liegenschaften  über- 
haupt zu  denken  wäre;  es  würde  dann  jede  Erklärung  dafür  fehlen,  wess- 
halb  das  Gewinnland  später  ebenso  bestimmt  und  fast  ausnahmlos  auf  Vor- 
fahren steigt,  als  das  beim  Erblande  ausgeschlossen  ist.  Und  dafür,  dass 
gerade  auch  bei  diesem  Verhältnisse  der  Unterschied  schon  in  ältester  Zeit 
beachtet  wurde,  spricht  doch  auch  die  Uebereinstimmung  näher  verwandter, 
aber  zweifellos  ganz  unabhängig  weiterentwickelter  Rechte.  So  etwa  ins- 
besondere des  gothisch-spanischen  Rechts ,  wo  bereits  in  der  Lex  Visig.  4, 
2  1.  2  der  Unterschied  des  Errungenen  und  Ererbten  für  die  Folge  betont 
wird,  und  ganz  entsprechend  dem  westfränkischen  Recht  später  nur  das 
Gewinnland  auf  Vorfahren  zu  Eigen  steigt,  während  sie  am  Erblande  höch- 
stens Zucht  erhalten. 

Ich  möchte  daher  nicht  bezweifeln,  dass  man  bei  der  ersten  Aufzeich- 
nung der  Lex  Salica  bei  der  Terra  nur  das  Erbland  im  A  uge  hatte,  dagegen 
das  etwaige  Gewinnland  von  der  übrigen,  ausserdem  also  zunächst  die 
Fahrniss  umfassenden  Hereditas  nicht  unterschied,  so  dass  es  mit  dieser  in 
erster  Reihe  auf  die  Mutter  stieg.  Ausser  den  betonten  Gründen  spricht  da- 
für doch  insbesondere,  dass  man  bei  späteren  Aenderungen  des  Textes  das 
Bedürfniss  fühlte,  die  die  Terra  schlechtweg  nennende  Bestimmung  enger 
zu  begränzen.  Beschränken  die  geänderten  Texte  der  Lex  Salica  selbst  die 
Bestimmung  auf  die  Terra  Salica,  so  ergibt  der  Ausdruck  selbst  gerade 
keinen  bestimmteren  Hinweis  auf  das  Erbland.  Wie  man  aber  auch  den 
Ausdruck  genauer  erklären  will,  so  möchte  ich ,  ohne  das  hier  genauer  zu 
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986]  verfolgen,  vgl.  auch  Opet  Weibererbr.  35,  annehmen,  dass  wenigstens 
der  Ueberarbeiter,  auf  den  der  geänderte  Text  zurückgeht,  damit  auf  das 
Erbland  vervsreisen  wollte. 

Es  mag  genügen,  darauf  hinzuweisen,  dass  man  das  wenigstens  in 
jenen  Jahrhunderten  nicht  anders  verstanden  hat.  Denn  in  den  Formeln, 
Roziere  N,  135  ff.,  in  welchen  der  Vater  unter  ausdrücklichem  Hinweis  auf 
die  Lex  Salica  seiner  Tochter  in  Abweichung  von  derselben  gleiches  Erb- 
recht mit  ihren  Brüdern  zuspricht,  ergibt  sich  bestimmt,  dass  man  die  Be- 
stimmung der  Lex  nur  auf  das  Allodis  parentum ,  auf  das  von  den  Eltern 
ererbte  Land  bezog,  da  dasselbe  weiter  von  dem  Comparatum  oder  Con- 
tractum  des  Erblassers  selbst  bestimmt  unterschieden  wird.  In  der  Lex  Ri- 
buaria  ist  dann  mit  der  Hereditas  aviatica  ausdrücklich  auf  Erbgut  hinge- 
wiesen. Ist  da  die  Beschränkung  eine  weitergehende,  trifft  sie  die  Hereditas 
parentum  noch  nicht,  so  entspricht  das  genau  einer  Auffassung,  wie  sie  sich 
in  dem  lothringischen  Rechtsgebiete,  aber  auch  in  den  PyrenMenlandem 
findet,  wonach  nicht  schon,  wie  in  Westfranken ,  das  einmal  vererbte  Ac- 
quet,  das  Propre  naissant,  vgl.  S  911,  sondern  erst  das  zweimal  vererbte, 
also  auf  Grosseltern  zurückgehende,  als  Erbland  behandelt  wird. 

Ich  glaube  daher  annehmen  zu  dürfen,  dass  man  bei  der  ersten  Auf- 
zeichnung der  Lex  Salica  bei  Erwähnung  der  Terra  nicht  den  der  westfran- 
kischen  Folge  im  allgemeinen  durchaus  fremden  Gegensatz  von  Fahmiss 
und  Liegenschaften  überhaupt  im  Auge  hatte,  sondern  nur  die  Folge  in  das 
Erbland  abweichend  regeln  wollte.  Dann  stände  nichts  der  Annahme  im 
Wege,  dass  schon  nach  mutterrechtlicher  Folge  das  Gewinnland  mit  der 
übrigen  Hereditas  auf  die  Mutter  stieg;  und  es  könnte  nicht  befremden, 
wenn  das  dann  ebenso  beim  Vater  der  F*all  war,  als  dieser  der  Mutter  gleich- 
gestellt wurde. 

986,  Aber  es  ergibt  sich  noch  eine  andere  Schwierigkeit.  Auch  wenn 
wir  den  Ausdruck  Terra  auf  das  Erbland  beschränken,  sahen  wir  uns  nach 
der  bestimmten  Angabe  des  Textes  auf  die  Annahme  des  Aus- 
schlusses aller  Weiber  vom  Erblande  hingewiesen.  Dann  aber 
müsste  sich  solche  Zurücksetzung  der  Weiber  nachtraglich  im  westfranki- 
schen  Recht  bis  auf  die  letzte  Spur  verloren  haben;  es  würde  sich  da  der 
bestimmteste  Gegensatz  gegen  das  spatere  Recht  ergeben.  Selbst 
im  französischen  Lehnrecht  geht  die  Zurücksetzung  in  Abweichung  vom 
deutschen  und  longobardischen  nicht  weiter,  als  dass  das  Weib  durch  den 
Mann  gleichen  Grades  ausgeschlossen  ist,  wahrend  auch  das  Lehen  beim 
Mangel  von  Söhnen  an  die  Töchter,  beim  Mangel  von  Brüdern  an  die 
Schwestern  fUllt  unter  Ausschluss  aller  gradferneren  Manner.  Wo  aber  lehn- 
rechtliche oder  hie  und  da  verwandte  zinsrechtliche  Gesichtspunkte  nicht 
eingreifen,  da  ergibt  sich  überall  gleiches  Erbrecht  der  Töchter  mit  den 
Sühnen  und  überhauptder  Weiber  mit  Männern  gleichen  Grades;  und  zwar 
auch  für  das  Erbland.  Dass  bei  Roturiers  oder  bei  nichtlehnbarem  Gute  bei 
der  Theilung  der  Unterschied  des  Geschlechts  nicht  zu  beachten  sei,  ist  so 
überaus  häufig  gesagt,  es  finden  sich  nur  so  ganz  vereinzelte,  dann  aus  dem 
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Zinsverhültnisse  leicht  zu  erklärende  Ausnahmen,  dass  wir  darin  später 
schlechtweg  gemeines  westfränkisches  Recht  zu  sehen  haben.  Insbesondere 
aber  wird  überall  da,  wo  die  Folge  in  All  od  ausdrücklich  erwähnt  wird, 
die  gleiche  Theilung  ohne  Rücksicht  auf  Erstgebun  und  Geschlecht  be- 
stimmt betont;  nur  dass  später,  vgl.  S  791 ,  auch  Glasson  Hist.  du  dr.  Fr. 
7,  470,  auf  das  Allen  noble  vielfach  die  lehnrechtliche  Folge  ausgedehnt 
wurde,  so  dass  die  Gleichstellung  nur  noch  das  Alleu  roturier  trifft. 

Dem  gegenüber  muss  es  doch  auffallen,  dass  in  ältester  Zeit  alle  Weiber 
von  Liegenschaften  ausgeschlossen  sein  sollten.  Und  abgesehen  von  der 
Lex  Salica  würde  dafür,  so  weit  ich  sehe,  jedes  Zeugniss  fehlen.  Sowohl 
bei  den  Geschichtschreibern,  wie  in  den  Urkunden  und  Formeln.  Und 
doch  wäre,  wenn  einerseits  nach  gesetzlichem  Erbrecht  alle  Weiber  durch 
die  entferntesten  Männer  ausgeschlossen  waren,  andererseits  aber  der  Vater 
die  Befugniss  hatte,  in  Abweichung  von  demselben  zum  Erben  zu  setzen, 
wen  er  wollte,  gewiss  nichts  häufiger  gewesen,  als  Verbriefungen,  durch 
welche  ein  Vater,  der  nur  Töchter  hatte,  diese  unter  Ausschluss  aller  ent- 
fernteren männlichen  Erben  zu  Erben  gesetzt  hätte.  Aber  nicht  eine  einzige 
derartige  Formel  hat  sich  erhalten.  Umgekehrt  finden  sich  aus  den  nächst- 
folgenden Jahrhunderten,  vgl.  Opet  Weibererbr.  25  ff.,  zahlreiche  Zeugnisse, 
wonach  Weiber  ererbtes  Land  hatten,  während  es  doch  durchaus  unzu- 
lässig scheinen  mUsste,  dieselben  sämmtlich  dadurch  zu  erklären,  dass  es 
sich  da  um  Fälle  handeln  müsse,  in  welchen  männliche  Erbberechtigte  über- 
haupt fehlten. 

Unter  solchen  Verhältnissen  liegt  die  Vermuthung  überaus  nahe,  es 
greife  da  eine  ungeschickte  Fassung  der  Angabe  d  er  Lex  ein. 
Scheint  zunächst  der  Ausschluss  der  Weiber  schlechtweg  ausgesprochen  zu 
sein,  so  muss  es  auffallen,  dass  es  dann  weiter  nicht  einfach  heisst,  dass  die 
Terra  ad  virilem  sexum  falle,  sondern  hinzugefügt  ist:  qui  fratres fuerint, 
Dass  die  Wone  nicht  absichtslos  zugefügt  seien,  dass  unter  den  Fratres 
nicht  einfach  dasselbe,  wie  unter  dem  Virilis  sexus,  zu  verstehen  sei,  ist 
wohl  überwiegend  anerkannt.  Es  sind  die  verschiedensten  Erklärungen  ver- 
sucht. So  weit  solche  von  der  Voraussetzung  ausgehen,  es  liege  dem  Titel 
de  Alodis  nicht  mutterrechtliche  Folge  der  Rückenerben  zu  Grunde,  haben 
wir  nach  unseren  bisherigen  Ergebnissen  von  vornherein  von  ihnen  abzu- 
sehen. Aber  auch,  wenn  wir  von  jener  ausgehen,  kann  die  zutreffende  Er- 
klärung zweifelhaft  sein. 

987.  Fragen  wir  nach  dem  Zweck  derBetonungderBrüder 
neben  dem  Virilis  sexus,  so  Hegt  die  Annahme  allerdings  am  nächsten,  dass 
dadurch  die  Klassen  der  männlichen  Freunde,  welche  für  das  Landerbe  in 
Betracht  kämen,  irgendwie  beschränkt  sein  sollten.  Es  würde  sich  dann 
fragen,  welche  andern  männlichen  Verwandten,  die  nicht  Fratres  waren,  man 
da  als  Gegensatz  im  Auge  hatte. 

Ich  habe  zunächst  wohl  daran  gedacht,  dass  hier,  ähnlich  wie  ich  das 
S  975  für  die  Bestimmungen  über  den  Reipus  annahm,  die  Fratres  genannt 
wurden,  um  damit  den  Ausschluss  der  Söhne  auszusprechen.  Würde 
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987]  nach  dem  Vorhergehenden  die  Fahrniss  des  Vaters  jedenfalls  zunächst 
auf  seine  Kinder  vererben,  so  würde  doch  von  unsern  Annahmen  aus  eine 
S  963  erwähnte  Uebergangsstufe  nicht  gerade  unwahrscheinlich  sein ,  auf 
der  man,  wenn  der  Vater  sein  Vermögen  den  Kindern  nicht  ausdrücklich 
vergabt  hatte,  diesen  zwar  die  Fahrniss  des  Vaters  beliess ,  das  Land  aber 
noch  für  die  nach  Mutterrecht  berufenen  Männer  der  Vatersippe  bean- 
spruchte, also  zunächst  für  die  Brüder.  Es  würde  dann  in  jener  Stelle  aus- 
gesprochen sein,  dass  die  Terra  nicht,  wie  die  Fahrniss,  auf  Filii,  sondern 
auf  Fratres  zu  vererben  sei. 

Dieser  Erklärung  aber  stehen  doch  erhebliche  Bedenken  im  Wege.  Vor 
allem  das,  dass  die  ganze  Erbentafel  von  vornherein  nur  die  Folge  in  den 
Nachlass  des  Kinderlosen  im  Auge  hat  und  uns  doch  nichts  zu  der  An- 
nahme berechtigt,  dass  nun  im  Schlusssatze  diese  Voraussetzung  aufgegeben 
und  ausgesprochen  sein  solle ,  dass  auch  beim  Vorhandensein  von  Filii  die 
Terra  an  die  Fratres  fallen  solle.  Es  ist  weiter  in  dem  Edicte  Chilperichs, 
auf  das  wir  zurückkommen,  nicht  blos  ein  Erbrecht  der  Filii  auf  das  Land 
anerkannt,  sondern  dasselbe  auch  mit:  sicut  et  lex  Salica  habet,  ausdrück- 
lich auf  die  Folge  der  Lex  zurückgeführt.  Man  hat  also  sichtlich  angenom- 
men, dass  der  Ausdruck  Fratres  die  Filii  einschliesse ,  wie  das  ja  keinem 
Anstände  unterlag,  da  diejenigen,  welche  im  Verhähnisse  zum  Vater  Filii, 
den  unter  den  Kindern  befindlichen  Töchtern  gegenüber  Fratres  waren. 

Liesse  sich  endlich  der  Einwand,  dass  es  sich  nicht  blos  um  die  Folge 
nach  dem  Vater,  sondern  auch  nach  der  Mutter  handelte,  welche  ihr  Land 
zweifellos  zunächst  nicht  auf  ihre  Brüder,  sondern  auf  ihre  Kinder  vererbte, 
etwa  damit  beseitigen,  dass  der  Mutter  als  Weib  überhaupt  nach  der  Lex 
keine  Terra  zustehen  konnte,  so  würde  doch  auch  das  wenigstens  dann 
nicht  zutreffen,  wenn  wir  den  Ausdruck  Terra  richtig  auf  das  Erbland  be- 
schränkten. Eigenes  Gewinnland  der  Mutter  würde  dann  allerdings  über- 
haupt nicht  in  Betracht  kommen.  Aber  die  Mutter  konnte  recht  wohl  Ge- 
winnland ihrer  Mutter  oder  auch  ihrer  Eltern  von  diesen  vererbt  haben, 
das  dann  mit  dem  Anfall  an  sie  Erbland  geworden  war  und  zweifellos  von 
ihr  auf  ihre  Kinder  vererbt  wurde.  Konnte  sie  weiter  Liegenschaften  als 
Dos  erhaken  haben,  so  sehen  wir  davon  ganz  ab,  da  diese  von  vornherein 
den  Kindern  verfangen  war.  So  sehr  es  auf  den  ersten  Blick  scheinen  könnte, 
die  Betonung  der  Fratres  gebe  einen  weitern  Beleg  für  das  ursprünglich 
fehlende  Erbrecht  der  Kinder  nach  dem  Vater,  so  glaube  ich  den  betonten 
Bedenken  gegenüber  davon  absehen  zu  müssen. 

Es  liesse  sich  nun  weiter  annehmen,  man  habe  den  Ausschluss  des 
Vaters  im  Auge  gehabt,  die  Fratres  seien  im  Gegensatze  zum  Pater  be- 
tont, der  also  jedenfalls  durch  sie  ausgeschlossen  sein  würde,  da  der  Aus- 
druck Fratres  sich  wohl  auch  auf  die  Filii,  keinenfalls  aber  auf  den  Vater 
beziehen  konnte.  Wäre  das  richtig,  so  würde  hier  bereits  das  Nichtsieigen 
ausdrücklich  ausgesprochen  sein ;  das  Erbland  kommt  nur  an  Männer,  steigt 
aber  nicht  auf  den  Vater  oder  auch  Grossvater,  sondern  fällt  sogleich  an 
die  Seitenlinie,  an  die  Brüder.  Aber  auch  dieser  Erklärung  scheint  bestimmt 
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im  Wege  zu  stehen,  dass  die  Betonung  der  Fratrcs  sich  schon  im  ältesten 
Texte  so  findet,  welcher  den  Vater  und  die  Vatermagen  überhaupt  noch 
nicht  als  Erben  kennt,  in  dem  sich  daher  die  Beschränkung  auf  Fratres  auch 
nur  auf  Muttermagen ,  auf  die  den  vorher  genannten  Generationen  Ange- 
hörigen beziehen  kann;  es  soll  hier  zweifellos  nur  gesagt  sein,  dass  der 
Filius  und  nicht  dieFilia,  der  (gleichmuttrige)  Bruder  und  nicht  die  Schwe- 
ster, der  Schwestersohn  und  nicht  die  Schwestertochter,  der  Multerbruder 
und  nicht  die  Mutterschwester  das  Landerbe  nimmt. 

Das  würde  sich  erstgeänden  haben,  als  nun  in  den  geänderten  Texten 
der  Vater  als  gleichberechtigter  Erbe  neben  die  Mutter  eingeschoben  war. 
War  der  Vater  vorher  ausdrücklich  als  Erbe  anerkannt,  während  man  trotz- 
dem, wie  in  den  Handschriften  der  zweiten  Familie,  den  Codd.  5.  6,  der 
Fall,  die  Beschränkung  auf  Fratres  beibehielt,  so  war  damit  nun  allerdings 
das  NichtSteigen  der  Terra  auf  den  Vater  ausdrücklich  ausgesprochen.  Aber 
ich  möchte  darauf  als  Beleg  für  das  Nichtsteigen  kein  weiteres  Gewicht 
legen;  denn  die  ganzen Aenderungen  scheinen  nach  dem  S  967  Bemerkten 
so  gedankenlos  erfolgt  zu  sein ,  dass  der  Ueberarbeiter  sich  schwerlich  ver- 
gegenwärtigt haben  wird,  ob  nun  nach  Einschiebung  des  Vaters  der  Schluss- 
satz einer  Aenderung  bedürfe  oder  nicht. 

Eben  so  wenig  möchte  ich  freilich  irgendwelches  Gewicht  darauflegen, 
wenn  nun  in  den  weitern  Texten  die  einschränkende  Beziehung  auf  Fratres 
ganz  entfallen,  nur  die  Beschränkung  auf  Männer  geblieben  und  damit  also 
bei  Festhalten  am  Wortlaute  ausgesprochen  ist,  dass  das  Erbland  in  erster 
Reihe  auf  den  Vater  steigt,  obwohl  es  bei  Ueberleben  dieses  nur  von  der 
Mutterseite  herrührt.  Das  kann  nach  der  gesammten  Gestaltung  des  west- 
fränkischen Rechts  schwerlich  jemals  in  Geltung  gewesen  sein,  wenn  man 
nicht  annehmen  will,  dass  da  von  einer  stätigen  Weiterentwicklung  über- 
haupt nicht  die  Rede  gewesen  sei,  das  fränkische  Recht  sich  ganz  willkür- 
lich bald  in  dieser,  bald  in  jener  Richtung  änderte ,  um  dann  schliesslich 
doch  zu  einer  Gestaltung  zu  gelangen ,  wie  sie  sich  bei  ganz  folgerichtiger 
Weiterentwicklung  von  der  ältesten  mutterrechtlichen  Folge  aus  hätte  er- 
geben müssen.  Ich  denke,  dass  die  Behandlung  der  Erwähnung  der  Fratres 
in  den  spätem  Texten  nur  weitere  Belege  für  die  Willkür  gibt,  mit  der  die 
spätem  Aendemngen  des  Textes  vorgenommen  wurden. 

988.  Haben  wir,  wie  ich  denke,  davon  abzusehen,  dass  die  Fratres  im 
Gegensatze  zu  den  Filii  oder  aber  im  Gegensatze  zum  Pater  betont  seien,  so 
erübrigt  wohl  nur  die  Erklärung,  die,  wie  schon  von  Andern,  auch  von 
Amira  Erbenf.  14  vertreten  wird,  dass  Fratres  im  Gegensatze  zu  den  ent- 
fernteren Proximiores  männlichen  Geschlechts  zu  verstehen  sei,  dass  nur 
Ausschluss  der  Weiber  durch  Männer  gleichen  Grades, 
durch  solche,  welche  ihre  Brüder  sind,  ausgesprochen  sein  sollte;  also  der 
Tochter  durch  den  Sohn,  der  Schwester  durch  den  Bruder,  der  Mutter- 
schwester durch  den  Mutterbruder,  während  beim  Mangel  eines  Sohnes  die 
Tochter,  eines  Bruders  die  Schwester  vor  allen  entferntem  Männern  erbt. 
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98h]  Man  kann  ja  zugehen,  dass  es  dann  eine  ungeschickte  Fassung  ist, 
wenn  vorher  von  einem  Ausschluss  der  Weiber  schlechtweg  die  Rede  ist. 
Bedarf  aber  die  Betonung  cler  Fratres  jedenfalls  irgendwelcher  Erklärung 
und  scheint  keine  andere  zu  erübrigen ,  so  werden  wir  eben  eine  unge- 
schickte Fassung,  wie  sie  sich  ja  keineswegs  nur  an  dieser  Stelle  ergeben 
würde,  als  solche  hinzunehmen  haben.  Und  dieselbe  würde  doch  schon  in 
Handschriften  des  übrigens  noch  ungeändenen  Textes,  wie  in  den  spätem, 
dadurch  abgeschwächt  sein,  dass  es  nicht  heisst,  dass  den  Weibern  an  der 
Terra  nulla  hereditasy  sondern  nulla  poriio  oder  nulla  hereditatis  poriio 
zukommt,  was  sich  doch  ungezwungen  dahin  auslegen  lässt,  dass  sie  nur 
dann  nichts  vom  Lande  erhalten,  wenn  sie  zur  Minheilung  des  Nachlasses 
im  allgemeinen  berufen  sind,  wenn  sie  also  mit  Männern  gleichen  Grades 
erben.  Insbesondere  aber  hat  diese  Erklärung  für  sich,  dass  dann  die  An- 
gabe derLexSalica  auch  anderweitige  Unterstützung  findet,  nicht  so  durch- 
aus vereinzelt  steht,  wie  das  nach  S  986  der  Fall  sein  würde,  wenn  wir  sie 
auf  Ausschluss  der  Weiber  durch  alle  Männer  beziehen. 

In  dieser  Richtung  werden  doch  einmal  die  schon  $  985  erwähnten 
Formeln  zu  beachten  sein,  in  welchen  der  Vater  Töchtern  neben  Söhnen 
Erbrecht  an  seinem  elterlichen  Allod  zugesteht.  Ausschluss  durch  die  Söhne 
ergibt  sich  damit  allerdings.  Aber  auch  nur  durch  Söhne.  Denn  auch  ab- 
gesehen davon,  dass  sich  keine  andern  Formeln  finden,  in  welchen  Töchter 
neben  oder  gegenüber  entfernteren  Männern  berufen  werden,  hätte  doch 
auch  in  jenen  Formeln  selbst  nicht  leicht  eine  bezügliche  Wendung  fehlen 
dürfen,  wenn  der  Vater  seine  Töchter  genügend  sichern  wollte.  Hane  er 
Söhne,  so  konnten  diese  ja  vorversterben.  Die  ganze  Fassung  würde  kaum 
erklärlich  sein,  wenn  der  Vater  nicht  voraussetzen  durfte,  dass  lediglich 
durch  Söhne  das  gesetzliche  Erbrecht  der  Töchter  ausgeschlossen  sei. 

989.  Es  wird  hier  weiter  zu  beachten  sein  die  Bestimmung  über 
das  Vicin e*n recht  im  EdictChilperichs  um  574  S  3,  M.  G.  Gap. 
1,  8.  Liegenschaften,  an  welchen  die  Vicini  ein  Heim  fallsrecht  haben,  ver- 
erben zunächst  auf  Söhne,  beim  Mangel  solcher  auf  Töchter,  dann  auf  Brü- 
der, endlich  auf  Schwestern;  erst  wenn  auch  solche  fehlen,  fallen  sie  an  die 
Vicini.  Das  ist  in  doppelter  Richtung  beachtenswerth.  Einmal,  weil  hier 
das  Weib  nur  durch  den  Mann  gleichen  Grades  ausgeschlossen  erscheint. 
Weiter,  weil  auch  der  Kinderlose  solches  Land  nicht  auf  seine  Eltern,  son- 
dern auf  seine  Geschwister  vererbt,  damit  also  das  Nichtsteigen  desselben 
bestimmt  ausgesprochen  ist;  denn  es  fehlt  doch  jeder  ausreichende  Grund 
für  die  Annahme ,  der  Gesetzgeber  habe  übersehen ,  dass  auch  Eltern  des 
Erblassers  überleben  konnten. 

Allerdings  handelt  es  sich  dabei  nicht  um  die  Folge  in  Liegenschaften 
überhaupt.  Dass  solche  damals  im  vollen  Eigenthume  stehen  konnten,  ein- 
fach zur  Hereditas  des  Erblassers  gehörten  und  dann  gleich  dieser  bis  zur 
Erbgränze,  welche  wir  $  368  ff.  auf  das  fünfte  Knie  setzten,  vererbten,  ist 
gewiss  nicht  zu  bezweifeln.    Dagegen  reicht  hier  das  Erbrecht  nur  bis  zum 
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zweiten  Knie,  da  zweifellos  nicht  auch  etwa  den  Kindern  vorverstorbener 
Geschwister  Erbrecht  zustehen  sollte. 

Kann  es  sich  nur  um  eine  besondere  Art  von  Liegenschaften  handeln, 
so  scheint  es  mir  zweifellos  richtig,  wenn  Gierke  inZeitschr.  f.  Rechtsg.  12, 
436  unter  den  Vicini  die  Markgenossen  versteht,  so  dass  es  sich  um  zu 
einem  Markverbande  gehörende  Ländereien  handeln  würde.  Allerdings, 
wie  ich  denke,  weniger  um  solche,  welche  dem  Einzelneu  aus  dem  bereits 
bebauten  Gesammtgute  zugewiesen  waren,  als  um  bisher  unbebautes  Land, 
welches  derselbe  innerhalb  der  Mark  gerodet  und  ertragsfähig  gemacht 
hatte,  an  welchem  ihn  dann,  wie  schon  S  78q  bemerkt,  weiteres  Nutzungs- 
recht zugestanden  wurde,  ohne  dass  desshalb  das  Eigenthum  der  Gesammt- 
heit  beseitigt  war;  so  dass  insbesondere  dann,  wenn  er  sein  Nutzungsrecht 
nicht  übte,  dasselbe  überhaupt  hinfällig  wurde,  und  dann  jeder  andere  Ge- 
meindegenosse das  Recht  hatte,  das  Land  in  Besitz  zu  nehmen,  um  es  seiner- 
seits zu  bebauen. 

Scheint  mir  die  ganze  Gestaltung  des  spätem  germanischen  Liegen- 
schaftsrechtes, so  weit  es  auch  bei  den  in  geschichtlicher  Zeit  ausser  aller 
Verbindung  stehenden  Stämmen,  so  etwa  in  Scandinavien  und  in  Spanien, 
übereinstimmt,  darauf  zurückzuführen,  dass  die  Sonderrechte  an  Grund 
und  Boden  sich  ursprünglich  nicht  durch  Zuweisung  von  Seiten  der  Ge- 
sammtheit,  sondern  durch  von  dieser  geduldete  Aneignung  zum  Behufe 
der  Sondemutzung  entwickelten,  so  möchte  ich  darauf  hier  nicht  näher  ein- 
gehen, da  der  Unterschied  für  den  nächsten  Zweck  ohnehin  nicht  weiter 
ins  Gewicht  faUen  würde.  Aber  ich  möchte  doch  auf  eine  meines  Wissens 
für  die  Beurtheilung  dieser  Verhältnisse  bisher  nicht  beachtete  Angabe  einer 
sehr  späten  Quelle  hinweisen ,  welche  bei  Richtigkeit  meiner  Auffassung 
mit  den  Bestimmungen  Chilperichs  und  dem ,  was  ich  nach  andern  Halt- 
punkten bezüglich  der  ältesten  Gestaltung  dieser  Verhältnisse  annehmen 
möchte,  in  auffallendster  Weise  übereinstimmen  würde. 

Es  handelt  sich  um  die  1698  aufgezeichneten  Coutumes  der  Ge- 
sammtgemeinde  Muno,  Cout.  de  Luxembourg  1,  407  ff.,  welche  ab- 
gelegen in  den  Ardennen  südöstlich  von  Bouillon  drei  kleine  Ortschaften 
umfasste,  und  nach  22  §  i  zu  keinem  Königreiche,  Lande  oder  Herrschaft 
gehörte,  sondern  damals  nur  dem  Jesuitencollege  zu  LUttich  unterstand. 
Das  Erbrecht  erscheint  hier  im  allgemeinen  in  keiner  Weise  al»  ein  be- 
schränktes ;  es  wird  Fallrecht  ausgesprochen  und  1 1  §  8  noch  ausdrück- 
lich bestimmt,  wie  die  Heritages  unter  Cousins  des  Erblassers  zu  theilen 
sind. 

Es  finden  sich  dann  aber  17  S  i  ff.  eingehende  Bestimmungen  über 
die  Terres  epauves,  herrenlose  Ländereien,  welche,  wie  betont  wird,  weder 
Heritage,  noch  Meuble  seien.  Herrenlos  sind  sie  nur  in  so  weit,  als  sie 
nicht  im  Sondereigenthum  eines  Gemeindegenossen  stehen;  aber  sie  sind 
Gesammteigenthum  der  Gemeinde,  da  jeder  Gemeindegenosse,  aber  auch 
nur  ein  solcher,  sich  dieselben  aneignen  darf.  Aber  lediglich  zu  dem  Zwecke, 
um  sie  selbst  zu  nutzen.  Niemand  darf  sie  verkaufen  oder  gegen  Zins  aus- 
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989]  geben;  thut  er  es  dennoch,  so  ist  sein  Recht  erloschen.  Ebenso,  wean 
er  das  Land  Jahr  und  Tag  unbebaut  lltsst;  es  sei  denn,  dass  es  sich  um 
Land  handeh,  welches  nur  Hafer  trägt  und  nur  im  dritten  Jahre  besäet  wer- 
den kann ,  in  welchem  Falle  sich  der  Besitzer  durch  angegebene  Vorkeh- 
rungen für  drei  Jahre  sein  Recht  sichern  kann.  Erlischt  sein  Recht  aus 
einem  der  angegebenen  Gründe,  so  kann  jeder  zuerst  kommende  Gemeinde- 
genosse Hand  darauf  legen,  um  es  nun  fUr  sich  zu  nutzen. 

Werden  aber  die  Bedingungen  eingehalten,  so  ist  nicht  blos  das 
Nutzungsrecht  dessen,  der  sich  das  Land  zuerst  aneignete,  sondern  auch 
das  seiner  nächsten  Erben  dauernd  geschützt.  Aber  gegenüber  den  Mark- 
genossen ist  das  Erbrecht  ein  überaus  beschränktes.  Haben  Eheleute  solche 
Terres  dpauvesy  so  bleibt  dem  Ueberlebenden  der  lebenslängliche  Genuss, 
Nach  dem  Tode  der  Eltern  fallen  sie  an  die  Kinder  zu  gleichen  Theiien. 
Beim  Fehlen  solcher  fallen  sie  an  den  Bruder,  aber  nicht  an  die  Schwester, 
so  dass  sich  hier  noch  eine  engere  Beschränkung  ergibt,  als  im  Edict.  Dass 
auch  der  Bruderssohn  kein  Recht  hat,  ist  hier  ausdrücklich  betont.  Von 
einem  Steigen  auf  überlebende  Eltern  ist  hier  so  wenig  die  Rede,  als  im 
Edict.  Fehlen  Kinder  und  Brüder,  so  kann  das  Land  wieder  von  jedem 
Gemeindegenossen  occupirt  werden. 

So  ergeben  sich  hier  noch  ein  Jahrtausend  später  ganz  entsprechende 
Verhältnisse,  wie  sie,  wie  ich  denke,  im  Edict  geregelt  werden  sollten,  und 
insbesondere  ein  ebenso  beschränktes  Erbrecht.  Um  so  mehr  wird  anzu- 
nehmen sein,  dass  sich  auch  zur  Zeit  des  Edict  dasselbe  lediglich  auf  solche 
noch  im  Gesammteigenthum  der  Markgenossen  stehende  occupirte  Liegen- 
schaften bezog,  dass  wir  darin  keineswegs  gerade  einen  ersten  Ansatz  zum 
Erblich  werden  der  bäuerlichen  Hufe  sehen  müssen ,  welche ,  wenn  meine 
Voraussetzung  richtig,  trotzdem  bereits  so  unbedingt  vererblich  sein  konnte, 
wie  die  Hereditas  im  allgemeinen. 

Nun  ist  es  ja  richtig,  dass  wenn  das  Edict  nur  bestimmte  Ländereien  im 
Auge  hatte,  dasselbe  an  und  für  sich  nicht  massgebend  sein  kann  für  die 
Folge  in  das  Land  überhaupt.  Aber  seine  Bestimmungen  sind  doch  sieht- 
lieh  weniger  darauf  gerichtet,  die  Folge  der  Erben,  als  die  Gränze  des  Erb- 
rechts festzustellen.  Und  dann  ist  es  doch  durchaus  wahrscheinlich,  dass 
die  Folge  selbst  sich  der  auch  sonst  üblichen  anschloss.  Insbesondere  wird 
zu  beachten  sein ,  dass  die  Ansprüche  der  Vicini  auf  Heimfall  an  und  für 
sich  als  berechtigte  anerkannt  werden,  dass  nur  zu  weitgehende  Ansprüche 
derselben  zurückgewiesen  werden  sollen.  Dann  aber  wird  der  König 
schwerlich  gerade  bei  dieser  Gelegenheit  ein  Erbrecht  solchen  Personen  zu- 
gesprochen haben,  welchen  nach  der  gemeinen  Folge  auch  innerhalb  des 
von  ihn  als  berechtigt  anerkannten  engern  Kreises  ein  Erbrecht  nicht  zuge- 
standen hätte.  Waren  nach  dieser  die  Weiber  überhaupt,  nicht  blos  durch 
den  Mann  gleichen  Grades,  von  der  Terra  ausgeschlossen,  so  würden  die 
Vicini  gewiss  am  wenigsten  geduldet  haben,  dass  ihnen  nun  gerade  auf 
Land,  an  dem  die  Genossen  Heimfallsrechte  hatten,  ein  solches  zuge- 
sprochen wurde ;  viel  weniger  würde  es  auffallen  können,  dass,  wenn  ihnen 
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auch  im  allgemeincQ  Erbrecht  zustand,  dasselbe  hier  vorenthalten  geblieben 
wäre,  wie  das  etwa  zu  Muno  die  Schwester  trifft,  obwohl  sich  da  übrigens 
keinerlei  Zurücksetzung  der  Weiber  ergibt. 

Eher  könnte  es  Bedenken  erregen ,  das  Edia  als  Beleg  für  das  Nicht- 
steigen  zu  verwerthen,  welches  nur  das  Erbgut  trifft.  Denn  wenn  es  sich, 
wie  ich  denke,  zunächst  um  Rottland  oder  Neubruchland  handelte,  so  war 
solches  ja  Gewinngut  und  hätte  als  solches  auf  Eltern  steigen  sollen.  Aber 
es  erklärt  sich,  wenn  da  den  Ansprüchen  der  Vicini  gegenüber  eine  Aus- 
nahme gemacht  wurde  und  gewiss  um  so  leichter  gemacht  werden  konnte, 
wenn  wenigstens  beim  Erbland  das  Nichtsteigen  ohnehin  schon  herge- 
bracht war. 

990.  Weiter  aber  wird  doch  zu  beachten  sein,  dass  nur  für  Zurück- 
setzung der  Weiber  nur  durch  den  Mann  gleichen  Grades  auch  das 
spätere  Recht  einen  Halt  bietet.  Allerdings,  wie  schon  S  986  betont, 
nur  bei  der  lehnrechtlichen  Folge  und  auch  da  durchweg  nur  in  der 
Seitenlinie,  da  bei  Kindern  zwar  das  Erstgeburtsrecht  eingriff,  die  Töchter 
aber  den  nachgebornen  Söhnen  überwiegend  gleichstehen.  Der  Ausschluss 
nur  durch  den  Mann  gleichen  Grades  wird  in  der  Seitenlinie  überaus  häufig 
betont.  So  wird  etwa  1268  in  den  Olim  1,  734  einer  Maria  die  Nachfolge 
in  ein  Lehen  gegenüber  männlichen  Bewerbern  zugesprochen ,  weil  sie : 
proximior  erat  uno  gradu.  So  heisst  es  im  Grand  Coutumier  2  eh.  11,  ed. 
Laboulaye  298,  für  den  Fall,  dass  Jemand  nur  Brüder  und  Schwestern  hinter- 
lässt:  Les  deux  frdres  emporteront  tout  ThMiaige  enfief,  tant  du  propre y 
comme  des  conquest^,  et  les  seurs  nyprendront  riens;  car  parla  coustume 
nulle  fille  ne  hdrite  en  ligne  collatdralle  quant  aux  fiefs  puisqu  il  y  a  masle 
aussi  prochain  comme  eile. 

Dieselbe  Gestaltung  aber  finden  wir  durchweg,  wo  das  Lehnrecht  auf 
westfränkische  Grundlage  zurückgeht;  so  etwa  nach  dem  Lehnrecht  von 
Mecheln  $  15,  Christyn  1079;  so  im  Gebiete  des  Aasdomsrechts,  vgl.  $700; 
so  nach  der  ch urkölnischen  Rechtsordnung  t.  7  S  4;  so  im  Königreich  Je- 
rusalem, vgl.  Assises  ed.  Beugnot  i,  275.  Und  erscheint  da,  so  im  norman- 
nisch-englischen Recht,  die  Folge  nach  der  Gradnähe  wohl  durch  einen 
Vorzug  nicht  blos  des  Mannes,  sondern  auch  des  Mannstammes  durch- 
brochen, so  ist  auch  das  dem  westfränkischen  Lehnrecht  fremd;  ist  die 
Schwester  durch  den  Bruder  ausgeschlossen,  so  stehen  Bruderssohn  und 
Schwestersohn  sich  durchaus  gleich. 

Ist  nun  auf  diese  spätere  lehnrechtliche  Folge  für  die  Beurtheilung 
ältester  Zustände  überhaupt  irgendwelches  Gewicht  zu  legen?  Das  würde 
zweifellos  von  vornherein  zu  verneinen  sein,  wenn  diese  Gestaltung  eine 
solche  wäre,  dass  sie  gerade  dem  besondern  Zweck  des  Lehnverhältnisses 
bestimmter  entsprochen  haben  würde.  Wie  wenig  das  der  Fall,  bedarf 
keiner  weitern  Ausführung.  Gerade  beim  Lehen  musste  der  Ausschluss 
aller  Weiber  von  der  Folge  näher  liegen,  als  bei  irgendwelchen  andern  Lie- 
genschaften, und  in  andern  Lehnrechten  ist  derselbe  denn  auch  vollständig 
durchgeführt.  Ging  man  dabei  in  Westfranken  nicht  weiter,  als  bis  zum 
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990]  Ausschluss  durch  Mfinner  gleichen  Grades,  so  lässt  das  gewiss  nur  die 
Erklärung  zu,  dass,  als  die  Lehen  mehr  und  mehr  gleich  sonstigem  Eigen- 
ihum  behandelt  wurden  und  sich  insbesondere  die  Erblichkeit  derselben 
feststellte,  die  lehnrechtliche  Folge,  wie  schon  $  788  betont,  sich  durchweg 
der  landrechtlichen  anschloss,  wo  nicht,  wie  beim  Erstgeburtsrechte,  durch 
die  besondern  lehnrechtlichen  Gesichtspunkte  Abweichungen  besonders  nahe 
gelegt  waren.  Sprach  man  in  der  Seitenlinie  dem  Weibe  das  Lehen  vor 
allen  Männern  entfernteren  Grades  zu,  so  ist  dafür  doch  nicht  wohl  eine 
Erklärung  abzusehen,  als  die,  dass  man  sich  da  einer  landrechtlichen  Folge^ 
welche  man  vorfand,  einfach  anschloss;  während  das  schlechtweg  uner- 
klärlich sein  würde,  wenn  die  Entwicklung  des  Erbrechts  in  Lehen  auch 
nur  noch  stärkere  Reste  einer  Auffassung  vorgefunden  haben  würde,  wo- 
nach Weiber  schlechtweg  von  der  Folge  in  Liegenschaften  ausgeschlossen 
waren.  Es  würde  also  auch  das  darauf  hinweisen,  dass  man  bei  der  Beto- 
nung der  Fratres  in  der  Lex  Salica  nur  die  Männer  gleichen  Grades  im 
Auge  hatte. 

991.  Endlich  aber  scheint  mir  diese  Auslegung  der  Angabe  der  Lex 
Salica  eine  gewichtige  Unterstützung  dadurch  zu  erhalten,  dass,  wenn  in 
den  westfränkischen  Coutumes  selbst  sich  die  ihr  entsprechende  Folge  auf 
das  Lehnrecht  beschränkt  und  auch  da,  abgesehen  vom  Erstgebunsrechie, 
die  Töchter  selbst  nicht  trifft,  wenigstens  vereinzelt  die  spätere  landrecht- 
liche Folge  in  verwandten  Nachbarrechten  wohl  noch  volle 
Uebereinstimmung  ergibt. 

Besonders  beachtenswerth  scheinen  mir  da  die  Angaben  der  Coutume 
der  Castellanie  Lille  2  S  19  ff.  zu  sein.  Die  Fiefs  vererben  unter  Beach- 
tung des  Erstgeburtsrechts  nur  auf  Söhne,  nur  in  Ermanglung  solcher  auf 
Töchter,  wie  auch  in  der  Seitenlinie  der  Mann  gleichen  Grades  das  Weib 
ausschliesst.  Das  aber  beschränkt  sich  hier  nicht  auf  das  Lehen.  Die  Fahr- 
niss  und  die  He'ritages  reputez  pour  meubles  vererben  allerdings  nach  S  53. 
55  ganz  gleich  auf  Männer  und  Weiber,  also  nach  dem  S  787  Bemerkten 
insbesondere  auch  das  Allod.  Anders  beim  Zinsgut.  Die  He'ritages  cottiers 
patrimoniaux  vererben  nur  auf  Söhne,  beim  Mangel  solcher  auf  Töchter, 
dann  auf  die  nächsten  Verwandten  der  berechtigten  Seite :  le$  masles  ex- 
cluant  les  femelles  en  pareil  degre ;  et  en  faute  de  masles  en  pareil  degti! 
snccedent  aiix  femelles  esgalement.  Das  aber  gewinnt  auch  für  das  wcst- 
fränkische  Recht  grössere  Bedeutung,  falls  unsere  S  789  venretene  An- 
nahme richtig  ist,  dass  in  Wälschflandern  die  von  der  Folge  in  Allod  und 
städtische  Liegenschaften  abweichende  Folge  in  das  Zinsgut  auf  westfrän- 
kisches Recht  zurückgeht,  dem  daher  zur  Zeit,  als  es  hier  zuerst  festen  Fuss 
fasste,  jene  Art  der  Folge  nicht  fremd  gewesen  sein  wird. 

Diese  aber  beschränkt  sich  hier  nicht  auf  die  Folge  in  ererbte  Zins- 
güter; es  ist  sehr  beachtenswerth,  dass  sich  eine  entsprechende  Bestimmung 
auch  bezüglich  der  Tod  tsch  lag  sühne  findet,  also  bei  einem  Verhält- 
nisse, bei  dem  vorzugsweise  Anschluss  an  die  Verhältnisse  der  ältesten  Zeit 
zu  erwanen  ist.  Nach  der  Coutume  der  Stadt  Lille  i  §  24  fällt  allerdings 
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die  Reparation  d'homicide,  so  weit  sie  nicht  an  Wittwe  und  Kinder  kommt: 
aux  plus  prochains  parens  habiles  ä  succeder  es  meubles  d'iceluy ,  wo  also 
Gleichstellung  der  Weiber  nicht  zu  bezweifeln  ist.  Dagegen  fällt  sie  nach 
der  Coutume  der  Castellanie  Lille  1  %  ^1  beim  Fehlen  von  Verwandten 
der  geraden  Linie  in  der  Seitenlinie:  au  plus  prochain  tnasle;  et  en  /ante 
de  masle  en  pareil  degre,  ä  V aisnee  femelle. 

Zuweilen  wird  dann  weiter  dieselbe  Folge  auch  im  lothringischen 
Rechtsgebiete  erwähnt.  In  diesem  findet  sich  abweichend  vom  west- 
fränkischen Recht  mehrfach  Zurücksetzung  der  Töchter  auch  bei  nicht- 
lehnbaren  Liegenschaften ,  indem  die  Töchter  durch  Söhne  ganz  ausge- 
schlossen sind  oder  neben  ihnen  nur  halben  Kopftheil  nehmen ;  was  frei- 
lich auch  hier  in  der  Regel  das  Allod  nicht  trifft-  Auf  die  weitere  Folge  hat 
das  dann  überwiegend  keinen  Einfiuss,  indem  schon  Schwestern  den  Brü- 
dern gleichgestellt  sind.  Aber  vereinzelt  findet  sich  auch  die  Seitenfolge  mit 
Ausschluss  der  Weiber  durch  Männer  gleichen  Grades.  Insbesondere  auch 
in  Rechten,  in  welchen  die  Tochter  halben  Kopftheil  nimmt.  So  in  den 
Costumen  von  Mecheln  16  S  8:  /«  successie  comende  uyier  sijde  soo  ex- 
cludeert  de  mans-persoon  altijt  de  vrouwe  al  even  nae  besiaende  den  over- 
leden  in  erjfelijcke  goeden^  maer  niet  in  de  have.  Und  nach  den  Rechten 
von  Gheel  1 1  S  9  und  von  Befferen  4  $  8  sind  weitergehend  bei  Seitenerbe 
Schwestern  und  Schwesterkinder  unter  Gleichstellung  für  die  Fahrniss  von 
allen  Liegenschaften  durch  Brüder  und  Brüderkinder  ausgeschlossen.  In 
der  sich  den  lothringischen  Rechten  mehrfach  eng  anschliessenden  Cou- 
tume des  Nivernais  34  S  14,  vgl.  ed.  Dupin  43 1,  hiess  es  in  der  altern  Fas- 
sung bezüglich  der  Seitenfolge  in  alle  Liegenschaften :  Le  male  forclost  la 
femelle  en  pareil  degr^,  was  dann  1 534  auf  Geschwister  und  Geschwister- 
kinder beschränkt  wird. 

992«  Auch  wenn  wir  nach  dem  Gesagten  davon  ausgehen  dürfen, 
dass  nach  der  Lex  Salica  die  Weiber  nur  durch  Männer  gleichen  Grades 
vom  Lande  ausgeschlossen  sein  sollten,  so  muss  selbst  das  auffallen  gegen- 
über der  S  986  erwähnten  vollen  Gleichstellung  der  Weiber  bei 
allem  freieigenem  Gut,  wie  sie  sich  für  das  spätere  Recht  mit 
grösster  Bestimmtheit  ergibt,  da  demselben  abgesehen  vom  Lehen  und  den 
mit  diesem  gleichbehandelten  Biens  nobles  eine  Zurücksetzung  der  Weiber 
beim  Grundeigenthum  durchweg  ganz  fremd  ist,  insbesondere  ausnahms- 
los, so  weit  ich  sehe,  für  die  Folge  in  das  Allod  beide  Geschlechter  ganz 
gleichgestellt  erscheinen.  Finden  sich  einige  Angaben ,  wonach  Heritages 
im  allgemeinen  nur  den  Söhnen  zufallen  sollen,  so  mag  es  ja  sehr  fraglich 
sein,  ob  sich  in  dem  betreffenden  Rechtskreise  Allod  überhaupt  erhalten 
hatte,  während  ausser  bei  Lehen  sich  auch  beim  Zinsgut  immerhin  verein- 
zelt eine  abweichende  Folge  feststellen  konnte. 

Aber  ganz  überwiegend  ist  auch  die  Folge  in  das  Zinsgut  dieselbe, 
wie  in  das  Allod.  So  etwa  nach  denCoustumes  von  Vermandois  von  1448 
S  130,  nachdem  gesagt,  dass  die  Lehen  an  den  ältesten  Bruder  fallen:  Et 
quant  aux  censels ,  franc  aleux  et  moeubles,  fils  etßlles  y  succedeni  egale- 
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992]  mcnt.  So  nimmt  nach  der  ältesten  Coutume  der  Champagne  S  8  die 
Schwester  gegen  den  Bruder  nichts  von  Lehen :  Ei  deschancc  qui  mucve 
dalucfy  Ott  de  censivcy  une  suers  prent  conire  unfrere.  Und  ähnlich  durch- 
weg in  andern  Rechten. 

Wer  davon  ausgeht,  dass  Weibern  ursprünglich  überhaupt  kein  Erb- 
recht zustand,  wird  den  Umstand  allerdings  in  naheliegender  Weise  durch 
allmählig  fortschreitende  Besserstellung  erklären  können.  Glaube  ich  nach 
Vergleich ung  der  verschiedenen  germanischen  Rechte  von  der  Annahme 
ausgehen  zu  müssen ,  dass  ursprünglich  bei  der  Erbenfolge  Männer  und 
Weiber  ganz  gleichgestellt  waren,  wie  das  Ja  auch  nach  der  Lex  Salica  bei 
jeder  Auslegung  derselben  wenigstens  für  die  Fahrniss  noch  der  Fall  sein 
würde,  kann  ich  mich  weiter  nur  schwer  mit  der  Annahme  abfinden,  es 
könne  sich  eine  so  auffallende  Uebereinstimmung  aller  spätem  Sonder- 
rechte, wie  sie  hier  beim  Allod  vorliegt,  auch  dann  ergeben  haben,  wenn 
es  in  dem  gemeinsamen  Urrechte  an  jeder  Grundlage  dafür  fehlte,  so  musstc 
das  auf  die  Erwägung  führen,  ob  der  Ausschluss  der  Weiber  vom  Erblande 
durch  den  gleichstehenden  Mann  wirklich  so  allgemein  anerkanntes  Recht 
gewesen  sein  dürfte,  als  wir  nach  der  Lex  Salica  anzunehmen  hätten. 

Dass  wenigstens  in  der  karolingischen  Zeit  jener  Ausschluss 
nicht  mehr  anerkannt  gewesen  sein  kann,  ergeben  die  Urkunden;  vgLOpct 
Weibererbr.  40.  Einen  gewichtigen  mittelbaren  Beleg  dürfen  wir  dafUr  auch 
den  longobardischen  Quaestiones  ac  monita  S  4  entnehmen,  wo  es  von  der 
Successio  lege  Salica  heisst :  Si  homo  decesserit  et  reliquerii  filium  etfilianiy 
cqnaliter  succedani.  Wo  die  Angaben  dieser  Quelle  über  salische  Erben- 
folge auch  dem  longobardischen  Recht  entsprechen,  möchte  ich  keinerlei 
Gewicht  auf  sie  legen;  vgl.  S  969.  Um  so  grösseres,  wo  sie  von  demselben 
abweichen.  Es  muss  zur  Zeit  der  Unterwerfung  Italiens  unter  fränkische 
Herrschaft  das  gleiche  Erbrecht  der  Söhne  und  Töchter  sehr  bestimmt  und 
aUgemein  anerkannt  gewesen  sein ,  wenn  das  die  Weiber  am  stärksten  zu- 
rücksetzende longobardische  Recht,  dem  auch  die  einwandernden  Franken 
sich  in  vielen  Verhältnissen  durchaus  anpassten,  in  dieser  Richtung  keinerlei 
Einfluss  geübt  hat. 

Aber  die  Belege  für  Gleichstellung  der  Weiber  scheinen  mir  doch  auch 
weiter  bis  in  merovingische  Zeit  zurückzureichen.  Ich  will  auf  Ein- 
zelfälle, nach  denen  Weibern  ererbtes  Land  zusteht,  nicht  weiter  eingehen; 
sie  würden  sich  ja  immerhin  zur  Noth  daraus  erklären  lassen ,  dass  männ- 
liche Erben  gleichen  Grades  nicht  vorhanden  gewesen  waren,  oder  dass  es 
sich  nicht  um  Erbland,  sondern  um  Gewinnland  der  Eltern  handelte. 

Mehr  Gewicht  wird  da  auf  die  Formeln  zu  legen  sein.  Mit  den 
S  985  erwähnten  Formeln,  nach  welchen  der  Vater  den  Töchtern  neben 
Söhnen  das  ihnen  andernfalls  nicht  zustehende  Theilungsrecht  bezüglich 
seines  Erblandes  ausdrücklich  zugesteht  und  welche  bestimmt  ergeben,  dass 
der  in  der  Lex  Salica  ausgesprochene  Ausschluss  auch  im  thatsächlichen 
Rechtsleben  beachtet  wurde,  stellt  Opet  35  andere,  Roziere  N.  132.  133. 
170,  zusammen,  wonach  der  Vater  den  Kindern  der  verstorbenen  Tochter 
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denselben  Theil  zuspricht,  welchen  die  Tochter  in  omni  allode  mea,n\km\\ch 
terriSy  domibus,  vineis,  sihis,  campis  u.  s.  w. ,  mobilibus  et  immobilibus , 
anzusprechen  gehabt  haben  würde  cum  ceteris  filiis  meis,  avunculis  vestris  ; 
oder  Kindern  des  verstorbenen  Sohnes  aequalem  pariem  contra  avunculos 
vestros  vel  amitas  vestras,  wie  er  denn  Sohne  zugekommen  sein  würde; 
oder  einem  Sohne  als  Voraus  einen  Hof  schenkt ,  um  ihn  contra  iuos  ger- 
manos  et  germanas  zu  besitzen. 

Oper  findet  zwischen  beiden  Klassen  von  Formeln  keinen  Widerspruch ; 
er  möchte  sie  als  sich  ergänzend  fassen,  indem  die  letztern  ergäben,  dass 
Töchter  mit  Söhnen  zugleich  Lflndereien  erbten,  die  erstem  aber,  dass  dies 
Erben  kein  gleichberechtigtes  war,  da  die  Töchter  nur  von  dem  Erblande, 
der  Terra  Salica  ausgeschlossen  waren ,  also  das  Gewinnland  minheilten. 
Solches  Zusammenziehen  beider  Klassen  aber  scheint  mir  durchaus  unzu- 
lässig zu  sein.  Denn  nicht  allein,  dass  in  den  Formeln  der  zweiten  jede  noch 
so  geringe  Andeutung  fehlt,  dass  das  Erbrecht  der  Filia,  Germana  oder 
Amita  ein  irgendwie  beschränktes  sei.  Insbesondere  muss ,  zumal  der  Fas- 
sung der  ersten  Formel  gegenüber,  die  Beschränkung  auf  Gewinnland  ganz 
unzulässig  erscheinen,  wie  das  ebenso  noch  für  die  Formel  Roz.  N.  1 3 1  zu- 
trifft, welche  trotz  ihres  römischrechtlichen  Eingangs  nach  dem  Inhalte  für 
Franken  bestimmt  ist.  Soll  die  Tochter  gleichen  Theil  haben  in  omni  alode 
meo,  so  ist  darunter  zweifellos  auch  das  etwaige  Gewinnland  mitzuver- 
stehen.  Ebenso  zweifellos  aber  kann  sich  Alodis  nie  auf  das  blosse  Gewinn- 
land im  Gegensatze  zum  Erblande  beziehen.  Wo  zwischen  beiden  unter- 
schieden wird,  so  auch  insbesondere  in  der  ersten  Klasse  der  Formeln,  vgl. 
S  985,  da  wird  gerade  nur  das  Erbland  als  Alodis,  das  Gewinnland  aber  als 
Contractum  oder  Conparatum  bezeichnet. 

Beide  Klassen  von  Formeln  widersprechen  sich  zweifellos  insofern, 
als  die  einen  Ausschluss  der  Tochter  vom  Erblande,  die  andern  aber  volle 
Gleichstellung  der  Tochter  zur  Voraussetzung  haben.  Und  finden  sich  ins- 
besondere in  der  Sammlung  Marculfs  Formeln  der  einen  und  der  andern 
Klasse,  so  wird  es  doch  auch  kaum  zulässig  sein,  den  Gegensatz  aus  dem 
Unterschiede  der  Zeit  zu  erklären. 

Endlich  wird  doch  zu  beachten  sein,  dass  schon  die  Fassung  der  Be- 
stimm ung  über  das  Eintritts  recht  von  596:  ut  nepotes  exfilio  vel 
ex  filia  ad  aviaticas  res  cum  avunculos  vel  amitas  sie  venirent,  iamquam  si 
pater  aut  mater  vivi fuissent^  kaum  erklärlich  sein  würde,  wenn  man  da- 
bei nicht  volle  Gleichstellung  beider  Geschlechter  im  Auge  hatte.  Betont 
da  Opet  27,  dass  es  vel  und  nicht  et  heisse,  und  schliesst  er  daraus,  dass  die 
Amitae  nur  beim  Mangel  von  Avunculi  erben  sollen ,  so  nöthigt  nichts  zu 
der  Annahme,  das  vel  als  ausschliessend  zu  fassen.  Es  wäre  vielmehr  um- 
gekehrt in  diesem  Falle  das  Gesetz  so  unklar  gefasst,  es  würde  so  grossen 
Bedenken  Raum  geben,  dass  wir  schwerlich  voraussetzen  dürfen,  man  habe 
das  unbeachtet  gelassen.  Dass  dann  folgerichtig  auch  die  Nepotes  ex  filia 
erst  erben  könnten,  wenn  nur  Amitae  da  waren,  bietet  gerade  keine  Schwie- 
rigkeiten. Nichts  aber  berechtigt  doch,  unter  den  Nepotes  nur  Enkel  und 
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992]  nicht  auch  Enkelpnen  zu  verstehen.  Wie  nun,  wenn  Enkelinnen  von 
einem  Sohne  vorhanden  waren?  Nach  dem  Wortlaute  würden  diese  mii- 
geerbt  haben,  auch  wenn  Avunculi  da  waren,  obwohl  dann  nach  jener  An- 
nahme die  Töchter  selbst  ausgeschlossen  waren.  Sollte  die  Fassung  irgend 
genügen,  so  kann  sie  das  meines  Erachtens  nur  dann,  wenn  Weiber  und 
Männer  als  gleichzeitig  berufene  Erben  vorausgesetzt  sind.  Und  heisst  es 
einfach  Res  aviaticae,  sind  damit  die  Enkelinnen  schlechtweg  für  den  ganzen 
Nachlass  ihrer  Grosseltern,  beziehungsweise  die  Amitae  für  den  ihrer  Eltern 
berufen,  so  berechtigt  doch  wieder  nichts,  das  auf  Gewinnland  und  Fahr- 
niss  zu  beschränken,  das  Erbland  dabei  als  ausgeschlossen  zu  betrachten. 

993.  Ich  weiss  für  den  Widerspruch  der  Zeugnisse  keine  Erklärung 
abzusehen,  als  die  Annahme  einer  Nichteinheitlichkeit  des  altern 
fränkischen  Rechts  bezüglich  der  Weiberfolge,  so  dass  in 
merovingischer  Zeit  den  bezüglich  des  Gewinnlandes  und  der  Fahrniss  all- 
gemein gleichgestellten  Töchtern  am  Erblande  theils  neben  Söhnen  kein 
Erbrecht  zugestanden  wurde,  dass  sie  aber  nach  anderer  Ansicht  oder  in  an- 
dern Gebieten  auch  da  als  gleichberechtigt  betrachtet  wurden. 

Dann  bleibt  allerdings  der  Umstand ,  dass  gerade  das  älteste  Zeugniss 
der  Lex  Salica  für  jenes  spricht.  Ist  für  die  germanische  Rechtsentwicklung 
überhaupt  von  ursprünglichem  Ausschluss  der  Weiber  auszugehen,  so 
müsste  das  freilich  für  die  Annahme  genügen ,  dass  der  Ausschluss  der 
Weiber  zur  Zeit  der  Aufzeichnung  der  I^x  noch  gemeines  salfränkisches 
Recht  gewesen  sei,  dass  dann  erst  mehr  und  mehr  daneben  die  auf  Gleich- 
stellung der  Töchter  gerichteten  Bestrebungen  zur  Geltung  gelangten  und 
auf  landrechtlichem  Gebiete  schliesslich  völlig  durchdrangen. 

Das  stellt  sich  anders,  wenn  es  mir  gelingen  sollte,  meine  vorläufig 
schon  mehrfach  erwähnte  Annahme  genügend  zu  begründen,  dass  für  die 
germanischen  Rechte  im  allgemeinen  von  ursprünglicher  Gleichstellung 
der  Weiber  im  Erbrechte  auszugehen  sei.  Auch  das  würde  natürlich  nicht 
ausschliessen,  dass  bis  zur  Zeit  der  Aufzeichnung  der  Lex  Salica  der  Aus- 
schluss der  Weiber  vom  Erbland  bereits  zu  gemeinem  fränkischen  Rechte 
geworden  wäre.  Aber  auffallen  müsste  es  dann  doch,  dass  sobald  nachher 
eine  rückläufige  Bewegung  sich  mit  Erfolg  geltend  gemacht  und  nun  auf 
die  ursprüngliche  volle  Gleichstellung  zurückgeführt  haben  würde.  Das 
muss  doch  die  Erwägung  nahe  legen,  ob  das,  was  die  Lex  Salica  bestimmt, 
und  was,  wie  ich  nicht  bezweifle,  mindestens  vielfach  im  salfränkischen 
Gebiete  auch  thatsächlich  in  Geltung  war,  desshalb  nun  auch  überall  in 
demselben  anerkannt  sein  müsste. 

Nun  würden  sich  leicht  eine  Reihe  von  Belegen  für  das  schon  S  23 
angedeutete  Verhältniss  anführen  lassen,  dass  das  Recht  der  einzelnen 
Stämme  keineswegs  ein  so  einheitliches  war,  als  wir  das  nach  den  ältesten, 
nur  selten  Abweichungen  innerhalb  des  Rechtsgebietes  erwähnenden  Auf- 
zeichnungen voraussetzen  sollten.  So  habe  ich  Miith.  des  österr.  Inst  E. 
B.  5,  52  tf.  nachzuweisen  versucht,  dass  manche  Bestimmungen  der  Lex 
Ribuaria  nur  im  südlichen  Theile  des  Gebiets,  nicht  aber  in  dem  später  zu- 
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QKchst  als  Ribuarien  bezeichneten  Theile  in  Gehung  gewesen  sein  können. 
Von  manchen  Bestimmungen  der  Lex  Wisigothorum,  bei  welchen  der  Ge- 
setzgeber sich  sichtlich  durch  bereits  hergebrachtes  Recht  leiten  lässt,  würde 
sich  leicht  nachweisen  lassen,  dass  sie  auch  nach  Massgabe  der  spStern  Ein- 
zelrechte allerdings  in  einem  Theile  des  Reichs  wohl  von  jeher  in  Geltung 
waren,  dass  sie  aber  in  andern  schwerlich  jemals  in  Geltung  gewesen  sein 
können.  Diejenigen,  von  denen  die  ersten  Aufzeichnungen  herrühren, 
mochten  ja  überhaupt  nicht  die  genügende  Uebersicht  haben,  ob  das,  was 
in  ihrer  nühern  Umgebung  eingehalten  wurde,  auch  im  ganzen  Rechtsge- 
biete als  Recht  anerkannt  war.  Und  wenn  ihnen  Verschiedenheiten  des 
Rechts  bekannt  waren ,  mochten  sie  sich  nach  ihrer  persönlichen  Ansicht 
für  die  eine  oder  andere  Ansicht  entscheiden.  Bei  manchen  spätem  Rechts- 
aufzeichnungen war  das  ja  nicht  anders.  Es  mag  genügen,  darauf  hinzu- 
weisen, wie  wenig  Manches,  was  Eike  von  Repgow  als  gemeinsächsisches 
Recht  darstellt,  im  ganzen  Umfange  Sachsens  als  solches  anerkannt  gewesen 
sein  kann.  Und  über  die  Art  der  Entstehung  der  Lex  Salica  sind  wir  doch 
keineswegs  so  genau  unterrichtet,  *  dass  wir  von  vornherein  mit  Sicherheit 
davon  ausgehen  dürfen,  es  könne  da  nicht  Aehnliches  eingegriffen  haben, 
es  sei  jeder  ihrer  Satze  nun  auch  wirklich  überall  als  verbindliches  Recht 
betrachtet  worden. 

994.  Auch  wenn  zugegeben  wird,  dass  zur  Zeit  der  ältesten  Zeugnisse 
das  Weibererbrecht  nicht  einheitlich  geregelt  war,  so  erübrigt  allerdings  die 
Frage,  ob  wir  volle  Gleichstellung  der  Weiber  als  Ausgangs- 
punkt für  das  frankische  Recht  zu  betrachten  haben  oder  umgekehrt  den 
vollen  Ausschluss  derselben.  Diese  Frage  wird  sich  allerdings,  wie  schon 
betont,  mit  grösserer  Sicherheit  nur  auf  Grundlage  einer  Vergleichung  auch 
der  übrigen  germanischen  Rechte  lösen  lassen.  Aber  auch  dann,  wenn  wir 
uns  auf  das  salfränkische  Recht  beschränken,  fehlt  es  doch  nicht  an  Halt- 
punkten,  welche  für  die  ursprüngliche  Gleichstellung  sprechen. 

So  vor  allem  der  Umstand,  dass  diese  Gleichstellung  schon  in  den 
ältesten  Quellen  ausnahmslos  für  die  Fahrniss  anerkannt  ist,  den  ursprüng- 
lichsten und  durch  lange  Zeit  werthvoUsten  Bestandtheil  des  Vermögens, 
bei  dem  ein  nachträglicher  Uebergang  von  Ausschluss  zur  Gleichstellung 
am  schwersten  zu  erklären  sein  würde.  Während  es  leicht  erklärlich  ist, 
dass,  seitdem  auch  Grundeigenthum  einen  Theil  des  Nachlasses  bildete, 
das  zu  einer  Zurücksetzung  der  Weiber  bezüglich  des  ganzen  Nachlasses, 
oder  doch  bezüglich  der  Liegenschaften  führen  konnte.  Aber  es  musste 
auch  das  nicht  gerade  der  F'all  sein.  Wo  sich  aber  die  Weiber  bei  vollem 
Recht  erhalten  haben,  da  machen  sich  sichtlich  insbesondere  nach  der  Zeit 
der  grossen  Wanderungen  wohl  Bestrebungen  geltend,  sie  zurückzusetzen, 
wie  das  bei  andern  Stämmen ,  deren  Vorgang  da  nicht  ohne  Einfluss  ge- 
blieben sein  wird,  zweifellos  längst  der  Fall  war.  Hat  sich,  wie  schon  §2 11 
vorläufig  erwähnt  und  später  genauer  zu  begründen  sein  wird ,  bei  den 
Westgothen  die  volle  Gleichstellung  der  Weiber  immer  erhalten,  so  lässt 
doch  der  Umstand,  dass  die  Gesetze  dieselbe  so  bestimmt  betonen  und  aus- 
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994]  drUcklich  begründen ,  kaum  eine  andere  ErklSrung  zu ,  als  die ,  dass 
diese  Gleichstellung  damals  irgendwie  bestritten  wurde.  Wird  dieselbe 
dann  Lex  4,  2  1.  2  insbesondere  auch  für  den  Fall  betont,  dass  Hereditates 
nach  Fallrecht  auf  die  Mutterseite  vererben ,  so  wird  es  sich  auch  da  um 
das  Erbland  gehandelt  haben,  wie  ich  das  bei  Besprechung  der  bezüglichen 
westgothischen  Gesetze  bestimmter  nachweisen  werde. 

Nun  wäre  es  doch  denkbar,  dass  Aehnliches  sich  bei  den  Franken 
geltend  machte  und  dass  diese  Bestrebungen  hier  so  weit  Boden  gewonnen 
hatten,  dass  man  den  Ausschluss  vom  Erbland  als  geltendes  Recht  hin- 
stellen konnte,  ohne  dass  er  das  bereits  überall  geworden  war.  Wäre  der- 
selbe allgemein  anerkanntes  Recht  gewesen,  hätte  er  überall  dem  Rcchts- 
bewusstsein  des  Volkes  entsprochen,  so  wäre  es  doch  schwer  erklärlich, 
dass  derselbe  in  Formeln,  durch  welche  die  Tochter  im  Gegensatze  zur  Lex 
gleichgestellt  wird,  ausdrücklich  alsimpietas,  als  Impia  consuemdo  bezeichnet 
ist,  dass  schon  in  nächstfolgender  Zeit  Formeln  und  Gesetze  wieder  die 
Gleichstellung  zur  Voraussetzung  haben,  dass,  abgesehen  vom  Lehnrecht, 
wo  das  dem  besondern  Zweck  entspracÜ,  schliesslich  die  Folge  in  das  Allod 
und  durchweg  auch  in  das  Zinsgut  Weiber  und  Männer  durchaus  gleich- 
stellte. 

Denke  ich,  dass  es  sich  dabei  nur  um  Wiederanschluss  an  das  älteste 
Recht  gegenüber  einer  nur  zeitweise  und  kaum  allgemein  anerkannten  Ab- 
weichung handelt,  so  wird  man  dem  gegenüber  schwerlich  geltend  machen 
dürfen,  dass  die  allgemeine  Richtung  der  Entwicklung  auf  Besserstellung 
der  Weiber  ging.  Wo  diese  Zurücksetzung  andern  germanischen  Rechten 
gegenüber  eine  so  masslose  war ,  >vie  insbesondere  bei  den  Longobardeu, 
da  lässt  sich  allerdings  eine,  wie  ich  denke,  rückläufige  Bewegung  wohl  be- 
stimmter verfolgen,  indem  die  Gesetzgebung  wenigstens  die  nächstver- 
wandten Weiber  wieder  besser  zu  stellen  suchte.  Im  fränkischen  Gebiete 
ergibt  sich  umgekehrt,  wie  wenigstens  der  Adel  die  Töchter  erst  mit  der 
Zeit  mehr  und  mehr  zurückzusetzen  suchte.  Den  Ausschluss  von  Lehen 
dehnte  man  auf  das  Allod  aus ;  vgl.  S791.  Hatten  im  Herzogth um  Lothrin- 
gen bei  der  althergebrachten  Theilung  nach  Betten  bis  dahin  die  Tc>chter 
gleich  getheilt,  so  wurde  das  1 594  in  den  neuen  Coutumes  2  S  2  fürGen- 
tilhommes  ausdrücklich  abgeschafft.  Es  würden  sich  eine  Reihe  ähnlicher 
Fälle  anführen  lassen ,  wonach  die  weitergehenden  Beschränkungen  des 
Erbrechts  der  Töchter  erst  ein  Ergebniss  jüngster  Rechtsentwicklung  waren. 

Es  wird  weiter  der  Umstand  Berücksichtigung  verdienen,  dass,  wie 
S  916  erwähnt,  selbst  da,  wo  im  spätem  französischen  Recht  das  Weib 
gegen  den  Mann  gleichen  Grades  zurückgesetzt  erscheint,  das  den  Weibs- 
stamm nicht  trifft,  der  Schwestersohn  auch  dann  dem  Brudersohne  gleich- 
steht. Nun  ergibt  die  Vergleichung  der  übrigen  germanischen  Rechte,  dass 
durchweg  der  Zurücksetzung  des  Weibes  selbst  auch  eine  Zurücksetzung 
des  Weibsstammes  entspricht.  Ist  das  hier  und  ausserdem  nur  noch  im 
isländischen  Rechte  der  Fall,  so  weiss  ich  das,  ohne  schon  jetzt  näher  darauf 
eingehen  zu  wollen,  nur  aus  einer  Gestaltung  zu  erklären,  bei  der  ur- 
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sprtinglich  der  Geschlechtsuaterschied  überhaupt  nicht  beachtet  wurde, 
wahrend  man  sich  dann  bei  einer  spätem  Aenderung  damit  begnügte,  ledig- 
lich den  Weibern  gleichen  Grades  das  Erbrecht  abzusprechen,  ohne  zu- 
gleich Aenderungen  der  sonstigen  Folge  vorzunehmen,  wie  sie  nach  Mass- 
gabe der  andern  Rechte  jener  einzigen  Aenderung  entsprachen. 

Insbesondere  aber  dürfte  doch  für  aUe  diese  Verhaltnisse  zu  beachten 
sein,  dass  nach  S  851  selbst  beim  Lehensadel  die  Töchter  von  dem  ur- 
sprünglich als  Muttergut  zu  behandelnden  Widum  gleichen  Theil  nahmen, 
wie  die  Söhne;  dass  sie  nach  S  852  wohl  auch  da,  wo  sie  beim  Vatergute 
zurückgesetzt  waren,  beim  Muttergute  gleich  theilten.  Wenigstens  für  den, 
der  meiner  Annahme  zustimmt,  dass  die  fränkische  Entwicklung  auf  eine 
Grundlage  zurückgeht,  nach  welcher  Kinder  ursprünglich  überhaupt  nur 
gesetzliches  Erbrecht  nach  der  Mutter  hatten,  wird  darin  doch  ein  zweifel- 
loser Beweis  liegen,  dass  das  älteste  fränkische  Recht  von  voller  Gleichstel- 
lung beider  Geschlechter  beim  Erbe  ausgegangen  sein  muss. 


12.  Anfänge  des  Nichtsteigens. 

995.  Wir  sind  auf  die  Besprechung  des  Weibererbrechts  eingegangen, 
weil,  wie  S985  betont,  der  Gedanke  nahe  liegt,  die  Anfänge  des  Nicht- 
steigens im  Anschlüsse  an  die  Angabe  der  Lex  Salica  über  den  Aus- 
schluss der  Weiber  vom  Lande  auf  die  mutterrechtliche  Folge  zurückzu- 
führen ,  insofern  damit  durch  den  Ausschluss  der  einzig  erbberechtigten 
Vorfahren,  der  Muner  und  der  Muttermutter,  das  Nichtsteigen  des  Landes 
sich  unmittelbar  ergeben  haben  würde.  Aber  wenigstens  nach  Massgabe 
der  vorhin  von  mir  vertretenen  Annahme  werden  wir  davon  ganz  abzu  - 
sehen  haben.  Waren  Weiber  vom  Lande  überhaupt  nicht  ausgeschlossen,  so 
ergibt  sich  das  unmittelbar.  Aber  nicht  anders,  wenn  Weiber  nur  durch  einen 
dem  Erblasser  gleich  nahe  stehenden  erbberechtigten  Mann  ausgeschlossen 
sein  sollten.  Für  die  Mutter  gab  es  einen  solchen  nicht,  so  lange  dem  Vater 
noch  kein  Erbrecht  zustand.  Durch  ihre  Brüder  wäre  auch  dann  die  Mutter 
nur  ausgeschlossen  gewesen,  wenn  sie  als  Schwester,  und  nicht  als  Mutter 
erbte.  Und  in  letzterm  Falle  hätte  selbst  dann,  wenn  Weiber  überhaupt 
vom  Lande  ausgeschlossen  waren,  nicht  zunächst  der  Ausschluss  der  Mutter 
durch  ihre  Brüder,  sondern  nur  durch  ihre  Söhne,  die  Brüder  des  Erb- 
lassers, in  Frage  kommen  können. 

Suchen  wir  uns  die  Sachlage  genauer  zu  vergegenwärtigen,  so  ergibt 
sich  bald  das  Fehlen  einer  Veranlassung  für  Nichtsteigen  und 
Rückkehrrecht  bei  mutterrechtlicher  Folge.  Von  einem  Erb- 
lande des  Kindes,  das  von  diesem  auf  die  Mutter  oder  Muttermutter  hätte 
steigen  können,  konnte  überhaupt  nicht  die  Rede  sein.  Lebte  die  Mutter, 
so  hatte  das  Kind  noch  kein  Land  von  derselben  ererbt.  Hatte  sie  dem- 
selben solches  vorherausgegeben ,  so  würde  dasselbe  allerdings  schon  als 
Schenkgut  an  sie,  wie  an  jeden  andern  Schenker  zurückgefallen  sein;  aber 
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996]  es  fehlte  jede  Veranlassung,  das  ausdrücklich  auszusprechen  oder  als 
Ausnahme  zu  betonen ,  wenn  ohnehin  nach  Erbrecht  der  ganze  Nachlass 
des  Kindes  auf  die  Mutter  stieg.  Es  kann  sich  also  nur  fragen,  ob  das  Kind 
Land  von  andern  ererbt  haben  konnte.  Waren  die  Weiber  überhaupt  vom 
Lande  ausgeschlossen  gewesen,  so  würde  freilich  das  Land  vom  Bruder  der 
Mutter  nicht  auf  diese,  sondern  beim  Mangel  eines  andern  Bruders  auf 
deren  Sohn,  den  Neffen  des  Erblassers,  vererbt  sein.  Nicht  aber,  wenn  die 
Weiber  nur  durch  den  gleichstehenden  Mann  ausgeschlossen  waren.  Vom 
letzten  Bruder  vererbte  dann  das  Land  auf  die  Schwester  und  nicht  auf 
deren  Sohn.  Bei  mutterrechtlicher  Folge  konnte  das  Kind  überhaupt  kein 
Erbgut  haben ,  welches  auf  die  Mutter  hätte  steigen  können.  Und  wenn, 
wie  ich  nach  dem  S  879  Bemerkten  annehmen  möchte,  die  Mutter  mit 
allen  Kindern  in  Gesammtgut  sass  und  diese  nach  ihrem  Tode  ihr  Gut 
gleich  theilten,  vgl.  $  904,  so  war  an  und  für  sich  um  so  weniger  Veran- 
lassung geboten,  das  Land  des  Mutterbruders  sogleich  an  den  Neffen,  und 
dann  auch  weiter  von  diesem  auf  dessen  Geschwister  und  nicht  auf  die 
Mutter  vererben  zu  lassen. 

996.  Fehlte,  wie  ich  denke,  bei  rein  mutterrechtlicher  Folge  jede  Ver- 
anlassung, ein  NichtSteigen  des  Erblandes  auszusprechen ,  so  scheint  sich 
das  nun  wesentlich  anders  zu  stellen,  seit  jene  nach  unsern  Annahmen  zu- 
erst durchbrochen  wurde  durch  die  Anerkennung  der  Kinder  als  Erben  des' 
Vaters,  wie  sie  sich  schon  nach  dem  ältesten  Texte  der  Lex  Salica  ergibt, 
der  dann  sehr  bald  die  A  nerkennung  des  Vaters  als  Erben  der 
Kinder  gefolgt  sein  muss.  War  dieses  Erbrecht  des  Vaters  ein  unbe- 
schränktes, so  konnte  es  nun  allerdings  im  Nachlasse  Erbland  geben,  wel- 
ches von  der  vorverstorbenen  Mutter  herrührte,  und  welches  unter  jener 
Voraussetzung  nun  unter  Ausschluss  der  gleich  muttrigen  Geschwister  auf 
den  Vater  gestiegen  sein  würde.  Es  läge  nahe  anzunehmen ,  dass,  um  das 
zu  verhüten,  sich  nun  sogleich  mit  der  Anerkennung  des  Vaters  als  Erben 
das  NichtSteigen  des  Erblandes  festgestellt  hätte 

Aber  auch  auf  dieser  Stufe  dürfte  sich  noch  kaum  eine  Veranlassung 
ergeben  haben,  dasselbe  bestimmter  zu  betonen,  wegen  des  Zusammen- 
fallens  von  NichtSteigen  und  Fallrecht  bei  Eltern.  Dass  das 
FaUrecht  im  allgemeinen  einer  frühern  Entwicklungsstufe  angehön,  als 
jenes,  darauf  deutet  schon  seine  ausnahmslose  Einhaltung  im  spätem  Recht, 
wie  das  beim  Nichtsteigen  nicht  in  gleicher  Weise  zutrifft.  Wir  suchten 
S  960  für  das  Fallrecht  zunächst  an  das  Vatergut  anzuknüpfen  und  es 
darauf  zurückzuführen,  dass  die  Kinder  ursprünglich  nicht  gesetzliche  Erben 
des  Vaters  waren,  dass  das  Land  desselben,  welches  in  ihren  Händen  war, 
ihnen  nur  durch  Schenkung  des  Vaters  zugekommen  war  und  als  Schenk- 
gut an  diesen  oder  dessen  Erben  zurückfiel. 

Waren  dessen  Erben  aber  nach  rein  mutterrechtlicher  Folge  zunächst 
seine  gleichmuttrigen  Geschwister,  also  des  Erblassers  Vaiergeschwister,  so 
war  schon  vor  der  Anerkennung  der  Kinder  als  gesetzlicher  Erben  eine 
Grundlage  des  Ueberganges  des  Vaterguts  zunächst  auf  die  gleichvatrigen 
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Geschwister  damit  gegeben,  dass  der  Vater  in  der  Regel  solche  Vergabungen 
seinen  Kindern  zu  gesammter  Hand  gemacht  haben  wird,  so  dass  erst  nach 
dem  Tode  des  letzten  derselben  der  Rückfall  an  seine  mutterrechtlichen 
Erben  eintrat;  während  dann,  sobald  die  Kinder  als  gesetzliche  Erben  des 
Vaters  anerkannt  waren ,  schon  an  und  für  sich  das  Vatergut  zunächst  an 
gleichvatrige  üeschwjster  als  nächste  Erben  des  Vaters  zurückfiel. 

Hatte  aber  die  Mutter  an  und  für  sich  schon  nach  der  bisherigen  Ge- 
staltung keinen  Anspruch  auf  das  vom  Vater  an  ihre  Kinder  gekommene 
Land,  so  lag,  auch  nachdem  beide  Eltern  als  Erben  ihrer  Kinder  anerkannt 
waren,  in  diesen  Verhältnissen  nichts,  was  hätte  veranlassen  können,  neben 
dem  hergebrachten  Fallrechte  der  Vaterseite  noch  das  Nichtsteigen  auf  die 
Mutter  oder  Steigen  des  vom  Vater  Geschenkten  besonders  zu  betonen. 

Und  wenigstens  thatsächlich  lagen  diese  Verhältnisse  beim  Mutter- 
gute  kaum  anders.  Allerdings  hatten  hier  die  bisherigen  Verhältnisse  keinen 
Anlass  geboten,  zu  betonen,  dass  Alles,  was  von  der  Mutterseite  herrührte, 
auch  an  diese  zurückfallen  solle,  da  ohnehin,  abgesehen  von  dem  als  Schenk* 
gut  überhaupt  der  Vererbung  entzogenen  Vatergute,  der  gesammte  Nach- 
lass  des  Kindes  nur  an  die  Mutter  und  deren  Seite  fiel.  Erst  dann,  als  auch 
der  Vater  in  Gleichstellung  mit  der  Mutter  als  nächster  Erbe  seiner  Kinder 
anerkannt  war,  konnte  sich  die  Frage  ergeben,  ob  nun  der  Vater  den  ganzen 
Nachlass  seines  Kindes  und  insbesondere  auch  das  von  demselben  bereits 
ererbte  mütterliche  Erbland  nehmen  solle.  Aber  diese  PVage  dürfte  kaum 
aufgeworfen  sein,  da  ihre  Beantwortung  schon  auf  Grundlage  des  bis  dahin 
thatsächlich  vorliegenden  Zustandes  selbstverstöndlich  scheinen  konnte. 

Der  ganze  Uebergang  zum  zweiseitigen  Erbrechte  scheint  sich  nach 
unsern  frühern  Ausführungen  dadurch  vollzogen  zu  haben ,  dass  sich  das 
bisherige  ausschliessliche  Erbrecht  der  Muttermagen  auf  die  entsprechenden 
Vatermagen,  also  zunächst  das  der  Mutter  auf  den  Vater  ausdehnte.  Die 
Mutter  aber  erbte  von  ihrem  Kinde,  auf  das  bei  ihrem  Ueberleben,  vgl.  S  995, 
Erbland  noch  nicht  gekommen  sein  konnte,  nur  Gewinnland  und  Fahrniss; 
es  lag  daher  von  vornherein  die  Ansicht  nahe,  dass  auch  der  Vater  nur  diese 
Bestandtheile  nahm.  Und  erhielt  die  Mutter  von  jeher  nicht  das  vom  Vater 
an  die  Kinder  gekommene  Land,  so  entsprach  es  dem  nur,  wenn  ebenso 
der  Vater  das  mütterliche  Erbland  nicht  erhielt,  obgleich  bei  diesem  der 
Begriff  des  Rückfalls  des  Schenkgutes  nicht  in  gleicher  Weise  von  vorn- 
herein massgebend  gewesen  war. 

Ueberdies  aber  musste  sich  sofon  die  Rücksicht  auf  die  Nach- 
erben, aufweiche  wir  §602  das  Nichtsteigen  überhaupt  glaubten  zurück- 
führen zu  müssen,  geltend  machen,  zumal  diese  Nacherben  hier  nicht  allein 
frühere  Miterben,  sondern  auf  der  anzunehmenden  vorhergehenden  Ent- 
wicklungsstufe überhaupt  die  in  erster  Reihe  zu  berufenden  Erben  gewesen 
waren.  Hatte  das  Kind  seine  vorverstorbene  Mutter  beerbt,  so  waren  nach 
muiterrechtl icher  Folge  seine  gleichmuttrigen  Geschwister  überhaupt  die 
nächsten  Erben.  Wurden  sie  nun  allerdings  nach  Ausdehnung  des  Erbrechts 
auf  den  Vater  durch  diesen  vom  Gewinngut  des  Erblassers  ausgeschlossen, 

40- 


Digitized  by 


Google 


6io  XVI.  Westfr.  R.  12.  Anfänge  des  Nichtsteigens. 

996]  so  entgiQg  ihnen  wenigstens  nichts,  wofür  sie  frühere  Miterben ,  vgl. 
S  5921  gewesen  wSren,  wenn  der  Verstorbene  überhaupt  nicht  gelebt  hfitte. 
Anders  bei  dem,  was  dieser  mit  ihnen  von  der  verstorbenen  Mutter  geerbt 
hane,  für  das  sie  Miterben  gewesen  waren.  Es  hätte  im  höchsten  Grade 
unbillig  erscheinen  müssen ,  wenn  nun  auch  dieses  auf  den  überlebenden 
Vater  gestiegen  sein  würde ;  dann  wäre  ihnen  nicht  blos  die  Nutzung  für 
die  Lebenszeit  des  Vaters  entzogen  gewesen,  sondern  durch  mehrfache 
Heirathen  desselben,  vgl.  S  593,  htfne  dann  Gut,  für  welches  sie  bis  dahin 
erstberechtigte  Erben  waren,  zum  grossen  Theil  in  ihnen  fremde  Familien 
kommen  können. 

War  nach  unsern  Annahmen  ein  Steigen  auf  die  Mutter  von  jeher 
durch  das  Fallrecht  der  Vaterseite  ausgeschlossen,  so  war  mit  der  Anerken- 
nung des  Vaters  als  Erben  allerdings  bestimmtere  Veranlassung  geboten, 
auszusprechen,  dass  Erbland  des  Kindes  nicht  auf  denselben  steigen  solle. 
Es  lässt  sich  insoweit  immerhin  sagen,  dass  das  Fallrecht  zunächst  an 
das  Vatergut,  das  Nichtsteigen  zunächst  an  das  Munergut  anknüpfte. 
Stellte  sich  aber  auf  der  Vaterseite  alles  ganz  entsprechend,  wie  auf  der 
Mutterseite,  fehlte  es  daher  an  jeder  Veranlassung,  in  jener  Richtung  zu 
scheiden,  hatte  sich  aber  schon  früher  das  FaUrecht  dahin  festgestellt,  dass 
das  von  der  Vaterseite  Herrührende  an  diese  zurückfalle,  so  würde  man 
sich,  so  lange  nichts  Anderes  hinzukam,  wohl  einfach  mit  der  Nichtschei- 
dung  des  Nichtsteigens  vom  Fallrechte  begnügt  haben  und  da- 
von ausgegangen  sein ,  dass  an  jede  Seite  das  zurückfalle ,  was  von  der- 
selben herrühre,  ohne  dass  irgendwelche  Veranlassung  geboten  gewesen 
wäre,  neben  dem  Fallrechte  das  sich  bei  diesem  an  und  für  sich  ergebende 
NichtSteigen  auf  Eltern  besonders  zu  betonen.  Fiel  auch  bei  Ueberleben  des 
Vaters  das  von  der  Mutter  ererbte  Land  an  die  gleich muttrigen,  bei  Ueber- 
leben der  Mutter  das  vom  Vater  ererbte  an  die  gleichvatrigen  Geschwister, 
so  setzte  sich  damit  thatsächlich  nur  die  Folge  fon,  wie  sie  schon  auf  den 
Vorstufen  die  geltende  gewesen  war.  Und  eben  so  wenig  war  dann  Ver- 
anlassung, das  Steigen  des  Schenkguts  als  Ausnahme  zu  betonen,  da  das 
von  dieser  oder  jener  Seite  Geschenkte  dann  ohnehin  nach  FaUrecht  auf  den 
bezüglichen  Elterntheil  stieg. 

Aber  auch  das  eventuelle  E r b r e c h t  der  Grosseltern  bot  keine 
Veranlassung,  neben  dem  Fallrechte  noch  das  Nichtsteigen  zu  betonen,  so 
lange  die  Abweichung  von  der  mutterrechtlichen  Folge  sich  auf  die  Aner- 
kennung des  wechselseitigen  Erbrechts  von  Vater  und  Kindern  beschränkte, 
im  weitern  Kreise  aber  noch  an  jener  festgehalten  wurde.  Denn  nach  mut- 
terrechtlicher  Folge  gab  es  auf  jeder  Seite  nur  einen  erbberechtigten  Gross- 
elterntheil,  hier  die  Muttermutter,  dort  die  Vatermutter.  Dann  aber  genügte 
wieder  durchaus  das  Fallrecht,  um  jene  von  dem  vom  Vater,  diese  von  dem 
von  der  Mutter  ererbten  Lande  auszuschliessen ;  es  fehlte  bei  der  Fortdauer 
mutterrechtlicher,  wenn  auch  bereits  durch  das  Erbrecht  des  Vaters  selbst 
abgeschwächter  Folge  jede  Veranlassung,  auch  das  Nichtsteigen  auf  Vor- 
fahren neben  dem  Fallrechte  zu  betonen. 
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997,  Solche  war  erst  geboten  mit  der  Ausdehnung  des  Erb- 
rechts auf  die  Vatermagen  beider  Seiten,  wie  sie  sich  in  der 
S  964  ff.  näher  verfolgten  Weise  nach  Anerkennung  des  Erbrechtes  des 
Vaters  selbst  bald  entwickeln  musste.  Wurde  nun  das  bisher  nur  den 
Muttermagen  zustehende  Erbrecht  auf  die  entsprechenden  Vatermagen  aus- 
gedehnt, so  ergab  sich  damit  fUrFahrni  ss  undGewinnland  ein  Erb- 
recht der  Gesammtsippe ,  welches  entsprechend  der  früheren  mutterrechi- 
lichen  Folge  sich  einfach  nach  Linie  und  Grad  ordnete ,  ohne  dass  irgend 
eine  Veranlassung  geboten  wäre,  für  diese,  auch  dem  Fallrechte  nicht  un- 
terliegenden Bestandtheile  ein  Nichtsteigen  auf  Grosseltern  auszusprechen ; 
denn  sie  waren  schon  nach  ursprünglichster  Folge  auf  Mutter  und  Mutter- 
mutter  gestiegen,  so  dass  man  keinen  Anstoss  daran  nehmen  konnte,  wenn 
sie  nun  entsprechend  nicht  blos  auf  den  Vater  selbst,  sondern  auch  auf  den 
Muttervater  und  den  Vatervater  steigen  sollten. 

Anders  steUte  sich  das  beim  Erblande,  sobald  nicht  Eltern,  sondern 
Grosseltem  in  Frage  kamen.  Allerdings  waren  schon  nach  Fallrecht  die 
jeder  Seite  vom  Gute  der  andern  Seite  ausgeschlossen.  Aber  es  ergab  sich 
nun  eineZweizahl  erbberechtigterGrosselternauf  jederSeite, 
da  der  bisher  allein  berechtigten  Elternmutter  der  bezügliche  Elternvater 
gleichberechtigt  zur  Seite  stand.  Während  weiter  bei  mutterrechtlicher  Folge 
das  Kind  beim  Ueberleben  der  Muttermutter  überhaupt  kein  Erbland  hin- 
terlassen konnte,  vgl.  S  995,  so  stellte  sich  das  anders  nach  Anerkennung 
des  Erbrechts  der  Kinder  nach  dem  Vater,  da  jetzt  das  Kind  auch  bei  Ueber- 
leben der  Muttermuiter  Erbland  haben  konnte ,  welches  vom  vorverstor- 
benen Muttervater  auf  die  Mutter  und  von  dieser  auf  das  Kind  vererbt  war. 
Hätte  man  nun  für  den  ganzen  Nachlass,  auch  für  das  Erbland,  an  dem 
hergebrachten  Vorfahrenrechte  festgehalten,  so  würde  auch  das  Mutter- 
vatergut des  Kindes  an  die  überlebende  Muttermutter  gefallen  sein,  da  diese 
nach  Fallrecht  von  diesem  durch  die  Mutter  an  das  Kind  gekommenen  Gute 
nicht  ausgeschlossen  war. 

Wir  fanden  nun  S  978  einzelne  Rechte,  nach  welchen  das  wirklich 
noch  später  so  der  Fall  war,  welche  Steigen  des  Erblandes  auf 
Grosseltern  der  Seite  zulassen,  so  dass  das  Erbrecht  der  Grosseltern 
in  ihnen  lediglich  durch  Fallrecht,  nicht  aber  durch  Nichtsteigen  beschränkt 
war.  Da  nicht  wohl  anzunehmen  ist,  dass  eine  solche,  das  Vorfahrenrecht 
entgegen  der  allgemeinen  Entwicklung  dieser  Dinge  begünstigende  Ab- 
weichung vom  gemeinen  Recht  sich  erst  nachträglich  festgestellt  habe ,  so 
erübrigt  wohl  nur  die  Erklärung,  dass  die  Abweichung  auf  die  Zeit  des 
Uebergangs  vom  einseitigen  zum  zweiseitigen  Erbrecht  zurückreicht,  indem 
man  vereinzelt  unter  Nichtbeachtung  der  für  das  Nichtsteigen  sprechenden 
Gründe  auch  für  das  Erbland  jeder  Seite  an  dem  hergebrachten  Vorzug  der 
aufsteigenden  Linie  festhielt. 

Dagegen  ist  in  der  grossen  Masse  der  westfränkischen  Rechte  jener 
Anfall  des  von  einem  Grosselterntheil  der  Seite  herrührenden  Landes  an 
den  überlebenden  Grosselterntheil  durch  die  Bestimmung  des  Nicht- 
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997]  st  eigens  verhütet.  Suchen  wir  uns  nun  den  Gesichtspunkt  zu  ver- 
gegenwärtigen, der  dazu  führte,  so  ist  gewiss  nicht  zu  bezweifeln,  dass  da 
die  Rücksicht  auf  die  früheren  Miterben  das  Massgebende  war, 
also  zunächst  auf  die  Geschwister. 

Wurde  nach  der  Uebersicht  zu  S  573  i4  nach  Vorversterbea  von  M 
und  AfAfvon  dem  überlebenden -W^K  auch  bezüglich  des  Erblandes  der 
Mutterseite  beerbt,  so  waren  die  Geschwister  Ab  durch  denselben  ausge- 
schlossen. Das  war  an  und  für  sich  unbillig,  da  es  sich  nur  um  Gut  han- 
deln konnte,  welches  von  MM  auf  M  vererbt  und  nach  dem  Tode  von  M 
unter  A  und  Ab  getheilt  war,  so  dass  schon  das  darauf  hinweisen  musste^ 
dass  es  billig  sei ,  dass  wenigstens  jetzt  nach  dem  Tode  von  A  das  an  Ab 
komme,  was  dieselben  bei  seinem  Vorversterben  schon  nach  dem  Tode  von 
M  erhalten  haben  würden. 

Das  aber  musste  als  doppelt  unbillig  empfunden  werden  in  einer  Zeit, 
wo  sich  der  Uebergang  von  einseitigem  zu  zweiseitigem  Erbrechte  erst  voll- 
zog. Denn  nach  jenem  haue  MV  als  Vater mage  überhaupt  kein  Erbrecht 
gehabt,  waren  Ab  nach  Vorversterben  von  MM  und  M  die  für  den  ganzen 
Nachlass  von  A  zunächst  berufenen  Erben  gewesen.  War  man  nun  schon 
früher  gewohnt,  dass  beim  Ueberleben  von  MM  diese  die  Erbin  für  den 
dann  nur  aus  Fahrniss  und  Gewinnland  bestehenden  Nachlass  von  A  war, 
so  mochte  man  sich  leicht  damit  abfinden,  dass  für  diese  nun  auch  Jf  Fals 
Erbe  anerkannt  wurde.  Aber  es  ist  erklärlich,  dass  die  bisher  Berechtigten 
sich  der  Anerkennung  des  MV  d\%  Erben  auch  für  das  lediglich  von  MM 
herrührende  Erbland  in  jeder  Weise  widersetzt  haben  würden;  es  ist  er- 
klärlich, wenn  der  Uebergang  zum  zweiseitigen  Erbrechte  von  vornherein 
nur  unter  Vorbehalt  des  Nichtsteigens  des  Erblandes  erfolgen  konnte. 

Waren  es  vor  allem  die  Interessen  der  Geschwister,  welche  durch 
das  NichtSteigen  geschützt  werden  sollten,  so  scheinen  vereinzelte  Rechte, 
vgl.  S  978,  sich  wohl  damit  begnügt  zu  haben,  indem  sie  das  Steigen  des 
Erblandes  auf  Grosseltern  nur  dann  ausschlössen,  wenn  Geschwister  da 
waren.  Mochte  man  aber  zunächst  den  am  häufigsten  vorkommenden  Fall 
im  Auge  haben,  dass  Geschwister  überlebten ,  so  konnte  doch  im  allge- 
meinen nicht  unbeachtet  bleiben,  dass  es  nach  demselben  Gesichtspunkte 
ebenso  unbillig  sei,  wenn  überlebende  Elterngeschwister  Vb,  die  Mit- 
erben für  das  von  W  herrührende  Gut  gewesen  waren,  durch  VM^  oder, 
wenn  man  auch  den  möglichen  Fall  des  Ueberlebens  eines  einzelnen  Ur- 
grosselterntheils  berücksichtigen  wollte,  dass  überlebende  Grosseiter n- 
gcschwister  VVb  durch  VKAf  ausgeschlossen  sein  sollten.  Es  kann  nicht 
befremden,  wenn  sich  diesen  Unbilligkeiten  gegenüber  sofort  mit  dem 
Uebergange  zum  zweiseitigen  Erbrechte  der  Gesammtsippe  neben  dem  nuf 
ältere  Grundlagen  zurückgehenden  Fallrechte  auch  die  Ansicht  feststellte, 
dass  Erbland  überhaupt  nicht  steigen  dürfe. 

Damit  musste  sich  aber  zugleich  die  Noth wendigkeit  der  Anerken- 
nung des  Rückkehrrechts  als  Ausnahme  ergeben.  Der  Satz  vom 
NichtSteigen  schloss  sich  sichtlich  an  die  Erwägung  an ,  dass  der  Erblasser 
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von  einem  überlebenden  Vorfahren  noch  kein  Erbland  ererbt  hatte.  Hatte 
er  aber  solches  durch  Vorherausgabe,  durch  Schenkung,  von  demselben  er- 
halten, so  traf  die  Voraussetzung  des  Nichtsteigens  nicht  zu.  So  lange  es 
sich  nur  um  Eltern  und  einseitiges  Erbrecht  auf  jeder  Seite  handelte,  ge- 
nügte das  Fallrecht,  um  der  Unbilligkeit,  die  sich  daraus  ergeben  konnte, 
zu  begegnen.  Seit  es  aber  auf  jeder  Seite  zwei  überlebende  Grosseltern  gab 
und  auf  den  Ueberlebenden  das  Erbland  im  allgemeinen  nicht  steigen  sollte, 
war  es  nöthig,  das  Rückkehrrecht  als  Ausnahme  anzuerkennen. 

Musste  der  Satz  vom  Nichtsteigen  sich  sichtlich  schon  in  einer  frühem 
Zeit,  in  der  des  Ueberganges  vom  einseitigen  zum  zweiseitigen  Erbrechte 
feststellen,  so  gibt  er  damit  auch  einen  erwünschten  Beleg  für  die  Ur- 
sprünglichkeit desVorfahrenrechts  bei  denFranken.  Denn  zwei- 
fellos konnte  der  Satz  vom  Nichtsteigen  des  Erblandes  sich  als  Ausnahme 
nur  von  einer  Grundlage  aus  entwickeln,  bei  welcher  im  allgemeinen  der 
Vorzug  der  aufsteigenden  Linie  vor  der  Seitenlinie,  also  insbesondere  auch 
der  Grosseltern  vor  Geschwistern  anerkannt  war.  Erbten  diese  überhaupt 
vor  Grosseltern,  so  wäre  der  Satz  ganz  überflüssig  und  zwecklos  gewesen, 
da  dann  für  den  Ausschluss  des  überlebenden  Elterntheils  durch  Ge- 
schwister das  Fallrecht,  für  den  der  Grosseltem  aber  die  allgemeine  Erben- 
folge genügt  hätte.  Entspricht  dem  noch  die  spätere  Erbenfolge,  indem  sie, 
abgesehen  vom  Erblande,  volles  Vorfahrenrecht  anerkennt,  so  glaubten  wir 
S  915  schon  daraufhin  annehmen  zu  dürfen,  dass  auch  die  Angaben  der 
Lex  Salica,  nach  deren  engstem  Wortlaute  die  Geschwister  schon  beim 
Fehlen  von  Eltern  insbesondere  auch  die  Fahrniss  erben  sollten ,  dahin  zu 
verstehen  seien,  dass  Geschwister  erst  dann  erben ,  wenn  Vorfahren  über- 
haupt fehlen.  Und  dafür  gibt  denn  doch  eine  sehr  gewichtige  Bestätigung, 
dass  der  Satz  vom  Nichtsteigen  des  Erblandes  sich  nur  von  solcher  Grund- 
lage aus  entwickeln  konnte. 

998.  So  folgerichtig  durch  das  Nichtsteigen  den  sich  in  einem  engem 
Kreise  aus  dem  Vorfahrenrechte  ergebenden  Unbilligkeiten  abgeholfen  war, 
so  wiesen  wir  schon  S  975  auf  die  Unfolgerichtigkeiten  der  sich 
aus  dem  Nichtsteigen  ergebenden  Gesammtgestaltung  der 
Folge  hin.  Es  kann  für  das  Nichtsteigen  nicht  wohl  ein  anderer  Gesichts- 
punkt massgebend  gewesen  sein,  als  die  Rücksicht  auf  die  frühem  Miterben. 
Fehlten  solche,  handelte  es  sich  um  blosse  Nacherben,  so  ist  auch  nicht  ab- 
zusehen, was  den  Ausschluss  von  Vorfahren  auch  durch  diese  hätte  recht- 
fertigen können. 

Es  begreift  sich,  wenn  VM  von  dem  von  A  hinterlassenen  Erblande, 
das  nur  von  VV  herrühren  konnte,  durch  die  früheren  Miterben  Ab  und 
Vb  ausgeschlossen  war.  Auch  für  den  Ausschluss  von  V!Af  durch  den  Nach- 
erben Wb  hätte  sich  noch  immer  ein  genügender  Grund  darin  finden  lassen, 
dass  das  Gut  von  dem  Vienel  herkam,  dem  er  angehörte.  Dagegen  ist  doch 
schlechtweg  kein  Grund  abzusehen,  wesshalb  VM  auch  durch  ihren  eigenen 
Bmder  VMb  ausgeschlossen  sein  solke,  wie  das  beim  Fehlen  naherberech- 
tigter Seitenverwandten  allerdings  Folge  des  Nichtsteigens  sein  konnte.  Es 
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998]  war  unfolgerichtig,  wenn  das  Acqugt  des  Erblassers  selbst,  da  es  fbr 
dasselbe  keine  frühem  Miterben  gab,  auf  Grosseltern  stieg,  dagegen  das 
AcquSt  seiner  Eltern,  weil  es  durch  Vererbung  auf  ihn  zu  Propre  naissant 
geworden  war,  auch  dann  nicht  auf  Grosseltern  steigen  sollte,  wenn  keine 
Geschwister  und  damit  keine  frühem  Miterben  vorhanden  waren.  Fanden 
wir  diese  Unfolgerichtigkeit  nach  S  978  in  einzelnen  spätem  Rechten  wohl 
beseitigt,  so  schienen  doch  die  Umstände  dafür  zu  sprechen,  dass  das  erst 
Ergebniss  nachtraglicher  Entwicklung  war.  Wir  betonten  es  weiter  S  975 
als  Unfolgerichtigkeit,  dass  zwar  den  Vorfahren  gegenüber  die  Ansprüche 
früherer  Miterben  vollständig  gewahrt  waren,  dass  dieselben  aber  nicht  in 
gleicher  Weise  zur  Geltung  gelangten,  wenn  es  sich  nur  um  Seitenverwandte 
handelte  und  dann  frühere  Miterben  und  blosse  Nacherben  unterschieds- 
los nach  der  Nähe  des  Grades  berufen  wurden. 

Andere  Rechte  haben  solche  Unfolgerichtigkeiten  zu  vermeiden  ge- 
wusst,  indem  sie  das  Fallrecht  ein  fortgesetztes  sein  liessen.  Hat  sich  da- 
gegen das  altere  fränkische  Recht  mit  Ergänzung  des  einfachen 
Fallrechts  durch  Nichtsteigen  unter  Absehen  von  fortge- 
setztem Fallrechte  begnügt,  so  würde  das  kaum  erklärlich  sein,  wenn 
sich  diese  Verhältnisse  von  vornherein  auf  Grundlage  erbrechilicher  Gleich- 
stellung beider  Ehern  und  ihrer  Seiten  entwickelt  hätten  und  nicht  auf  der 
ausschliesslichen  Erbrechts  der  einen  Seite.  Fand  in  ein  Recht  mit  bereits 
feststehendem  zweiseitigen  Erbrecht,  wonach  entsprechend  der  spätem  ge- 
meinen Folge  in  Fahrniss  und  Gewinngut  der  ganze  Nachlass  nach  Linie 
und  Grad  in  der  zweiseitigen  Gesammtsippe  vererbte,  die  Ansicht  Eingang, 
dass  das  vom  Vater  Herrührende  an  dessen  Seite  zurückzufallen  habe,  und 
entsprechend  das  von  der  Mutterseite  Herrührende,  so  hätte  doch  sogleich 
nicht  leicht  unbeachtet  bleiben  können,  dass  jede  Seite  sich  entsprechend 
aus  zwei  Grosselternseiten  zusammensetze  und  jener  Rückfall  dem  ent- 
sprechend weiter  fortzusetzen  sei.  Waren  erbberechtigte  Viertel  und  Achtel 
bereits  vorhanden,  als  das  Fallrecht  sich  entwickelte ,  während  das  Nicht- 
steigen doch  deutlich  zeigt,  dass  man  schon  früh  das  Bedürfniss  fühlte,  auch 
die  Herkunft  des  Guts  von  den  vier  Grosseltern  zu  beachten,  so  wäre  es 
kaum  zu  erklären,  dass  man  diesem  Bedürfnisse  nicht  durch  die  so  nahe- 
liegende und  folgerichdge  Gestaltung  des  fortgesetzten  Fallrechts  zu  ent- 
sprechen suchte. 

Ist  das  nicht  der  Fall  gewesen,  so.  lässt  das  meines  Erachtens  in  Ueber- 
einstimmung  mit  unsern  bisherigen  Annahmen  nur  die  Erklärung  zu,  dass 
sich  bei  den  Franken  das  Fallrecht  schon  auf  einer  Stufe  feststellte,  auf  der 
es  erbberechtigte  Viertel  überhaupt  noch  nicht  gab.  Es  wird  da  das  Fehlen 
der  Grundlage  für  fortgesetztes  Fallrecht  bei  mutterrecht- 
licher Folge  zu  beachten  sein.  Erbrecht  im  engem  Sinne  des  Worten 
stand  nur  der  Mutterseite  und  auch  hier  nur  den  Muttermagen  zu,  während 
die  Mutterväter  und  die  durch  sie  vermittelte  Verwandtschaft  nicht  in  Be- 
tracht kamen,  von  einem  auf  die  Weiterverzweigung  der  erbberechtigten 
Muttersippe  fortgesetzten  Fallrechte   also  überhaupt  nicht  die  Rede  scis 
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konnte.  Das  Fallrecht  entwickelte  sich  dann  aber  nach  unserer  Annahme 
schon  auf  dieser  frühesten  Stufe,  ehe  noch  ein  wechselseitiges  Erbrecht  des 
Vaters  und  der  Kinder  anerkannt  war,  dadurch,  dass  das,  was  der  Vater 
seinen  Kindern  unter  Lebenden  oder  auf  den  Todesfall  geschenkt  hatte,  als 
Schenkgut  dem  Erbrecht  der  Muttersippe  entzogen  war,  und  an  den  Vater 
oder  dessen  Erben  zurückfiel,  wobei  dann  aber  wieder,  da  auch  nach  dem 
Vater  nur  dessen  Muttermagen  erbberechtigt  waren ,  für  eine  Fortsetzung 
des  Fallrechts  die  Grundlage  fehlte.  Wenn  noch  im  spätem  Mittelalter  im 
westfrflnkischen  Recht  lediglich  einfaches  Fallrecht,  dieses  aber  ausnahmst 
los  anerkannt  war,  so  entspricht  das  doch  durchaus  der  Annahme,  dass 
dieses  einfache  Fallrecht  und  nur  dieses  sich  schon  in  den  ältesten  Zeiten 
rein  munerrechdicher  Folge  festgestellt  hat. 

999.  Folgten  dann  nach  unseren  Annahmen  als  weitere  Entwick- 
lungsstufen Anerkennimg  des  Erbrechts  der  Kinder  nach  dem  Vater,  dann 
des  Vaters  nach  den  Kindern,  so  ergab  auch  das  nach  unsern  frühem  Aus- 
fühmngen  kein  Bedürfniss,  über  das  einfache  Fallrecht  hinaus  beim  Erb- 
lande von  der  Folge  nach  Linie  und  Grad  abzugehen,  so  lange  es  sich  auf 
beiden  Seiten  nur  um  das  Erbrecht  der  Muttermagen  handelte.  Erst  auf 
einer  folgenden  Stufe  musste  sich  dann  ein  Bedürfniss  nach  irgend- 
welcher Ergänzung  des  einfachen  Fallrechts  in  Folge  der 
Ausdehnung  des  Erbrechts  aufdie  Vatermagen  ergeben.  Hielt 
man  auch  nun  an  der  dem  gemeinen  hergebrachten  Erbrechte  entsprechen- 
den Vorfolge  der  aufsteigenden  Linie,  wenn  auch  unter  Beachtung  des  ein- 
fachen Fallrechtes,  fest,  so  musste  sich  alsbald  die  Unbilligkeit  fühlbar 
machen,  dass  durch  einen  überlebenden  Grosseltemtheil  die  frühern  Mit- 
erben vom  Erblande,  das  dann  nur  vom  vorverstorbenen  Grosseltemtheil 
herrühren  konnte,  ausgeschlossen  sein  sollten. 

Dem  sich  da  ergebenden  Bedürfnisse  konnte  man  nun  allerdings  auch 
bei  solcher  Vorentwicklung  im  Anschluss  an  den  im  einfachen  Fallrecht 
gebotenen  Ansatz  durch  Fortsetzung  des  Fallrechtes  abhelfen,  in- 
dem man  von  der  Ansicht  ausging,  es  habe  auch  an  jede  Grosseltemseite 
und  weiter  das  Gut  zurückzukommen,  das  von  ihr  herrühne.  Ich  möchte 
kaum  bezweifeln,  dass  sich  das  fortgesetzte  FaUrecht  mehrfach  erst  von 
dieser  Entwicklungsstufe  aus  festgestellt  hat,  da  wir  es  auch  wohl  in  solchen 
Rechten,  wie  manchen  lothringischen,  vgl  S929,  finden,  bei  welchen  auch 
andere  Umstände  daraufhinweisen,  dass  diese  Verhältnisse  sich  da  eben- 
faUs  von  entsprechender  mutterrechdicher  Folge  aus  entwickelt  haben. 
Durch  solches  fortgesetztes  Fallrecht  war  dann  allerdings  folgerichtig  für 
den  gesammten  Erbenkreis  vorgesorgt,  dass  alles  Gut  nur  an  Nachkommen 
oder  wenigstens  Seitenverwandte  des  frühern  Besitzers  kommen  konnte. 

Aber  kaum  minder  erklärlich  ist  es,  wenn  man  bei  den  Westfranken 
den  da  im  einfachen  Fallrechte  gebotenen  Ansatz  unberücksichtigt  liess  und 
die  Abhilfe  im  NichtSteigen  des  Erblandes  suchte.  Das  Fallrecht 
hatte  sich  nach  unsern  Annahmen  in  längstvergangener  Zeit  auf  ganz  ver- 
schiedenen Gmndlagen  entwickelt.  Zeigte  sich  nun  das  Bedürfniss,  den  sich 
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999]  aus  dem  Steigen  auf  Grosseltern,  wie  es  für  Erbland  erst  jetzt  in 
Frage  kommen  konnte ,  ergebenden  Unbilligkeiten  zu  begegnen ,  so  wies 
gerade  nichts  bestimmter  darauf  hin,  an  jenes  längst  feststehende  Verhalt- 
niss  anzuknüpfen,  wonach  ganz  unabhängig  vom  Begriffe  des  Steigens  nach 
Fallrecht  kein  Muttergut  auf  die  Vaierseite  und  umgekehrt  kommen  sollte. 
War  die  Ausdehnung  des  Erbrechts  auf  die  Vatermagen  eine  erst  später 
eingreifende  Aenderung,  hatte  erst  nach  dieser  das  der  gemeinen  Folge  ent- 
sprechende Steigen  die  Unbilligkeit  zur  Folge,  dass  Geschwister  undEltem- 
geschwister  durch  einen  überlebenden  Grosselterntheil  von  dem  von  ihrem 
vorverstorbenen  Grosselterntheil,  beziehungsweise  Elterntheil,  herrühren- 
den Erblande  ausgeschlossen  sein  sollten,  so  konnte  es  nahe  liegen,  nur 
das  an  und  für  sich  ins  Auge  zu  fassen  und  ihm  in  nächstliegender  Weise 
dadurch  zu  begegnen,  dass  man  zwar  am  Steigen  von  Fahrniss  und  Ge- 
winngut auf  jeden  der  vier  Grosseltern  keinen  Anstand  nahm,  das  Erbland 
der  Seite  aber  davon  ausnahm. 

Dieses  schlechtweg  ausgesprochene  Nichtsteigen  konnte  nun  aller- 
dings, wie  wir  sahen,  zu  Unfolgerichtigkeiten  führen,  sobald  die  Folge  über 
einen  bestimmten  Erbenkreis  hinausgriff.  Aber  eine  solche  Nichtbeach- 
tung der  erst  im  weitern  Kreise  eintretenden  Unfolgerich- 
tigkeiten wird  nicht  befremden  können.  Wir  wiesen  schon  $113110  all- 
gemeinen darauf  hin,  wie  für  Aenderungen  der  Erbenfolge  durchweg  zu- 
nächst die  Bedürfnisse  eines  engem  Erbenkreises  massgebend  waren,  wie 
man  zunächst  nur  im  Auge  hatte,  diesen  in  dieser  oder  jener  Weise  zu  ge- 
nügen, ohne  nun,  wenn  das  erreicht  war,  darauf  Gewicht  zu  legen,  dem 
da  massgebenden  Gesichtspunkte  entsprechend  auch  die  gesammte  wei- 
tere Folge  umzugestalten,  und  ohne  sich  zu  vergegenwärtigen,  dass  der  in 
der  Masse  der  Fälle  durchaus  entsprechende  Satz  in  seltenen  Fällen  auch 
eine  Unbilligkeit  zur  Folge  haben  könne.  Sollte  das  Nichtsteigen  sichtlich 
dem  Billigkeitsanspruche  genügen,  dass  das  Gut  den  frühem  Miterben  ge- 
wahrt bleibe,  so  entsprach  es  dem  vollkommen  in  allen  Fällen,  wo  neben 
Grosseltern  Geschwister  und  Elterngeschwister  nächstberechtigte  Eji>en 
waren.  Aber  man  hat  keine  Veranlassung  gefunden,  dem  entsprechend  nun 
auch  die  hergebrachterweise  nur  nach  der  Nähe  des  Grades  geordnete  Sei- 
tenfolge zu  ändern  und  damit  zu  verhüten,  dass  entferntere  Nachkommen 
von  Miterben  nicht  durch  gradnähere  blosse  Nacherben  ausgeschlossen  sein 
konnten.  Und  war  in  der  Masse  der  Fälle  der  Ausschluss  überlebender 
Grosseltern  durch  jenen  Gesichtspunkt  durchaus  gerechtfertigt,  so  wird  man 
sich  schwerlich  vergegenwärtigt  haben,  dass  das  in  selten  vorkommenden 
Fällen  auch  nicht  zutreffen  konnte,  dass  etwa  die  Möglichkeit  vorlag,  dass 
danach  Grosseltern  durch  ihre  eigenen  Geschwister  ausgeschlossen  sein 
konnten. 

War  das  Nichtsteigen  eine  nur  auf  die  nächstliegenden  Bedürfhisse 
berechnete,  in  ihren  möglichen  weiteren  Folgen  nicht  genügend  erwogene 
Massregel,  so  erklärt  sich  damit  auch  die  Nothwendigkeit  von  Aus- 
nahmen, um  den  sich  aus  demselben  ergebenden  Unbilligkeiten  zu  be- 
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gegneD.  Diejeaige,  die  sich  aus  dem  Nichtsteigea  des  Schenkgutes  ergebein 
hätte,  war  eine  so  auffallende,  dass  wir  gewiss  annehmen  dürfen,  dass  da 
mit  der  Regel  auch  sofort  die  Ausnahme  anerkannt  wurde ;  wahrend  da  ein 
Uebergang  zu  fortgesetztem  Fallrechte  jede  Sonderbestimmung  überflüssig 
gemacht  haben  würde.  Auf  andere  Unbilligkeiten,  wie  das  Nichtsteigen  des 
Elterngewinnguts  auf  Grosseltern  auch  beim  Fehlen  von  Geschwistern,  vgl. 
S  978,  scheint  man  erst  spater  aufmerksam  geworden  und  ihr  durch  eine 
bezügliche  Ausnahme  in  einzelnen  Coutumes  abgeholfen  zu  haben.  Ergab 
das  einfache  Fallrecht  in  Verbindung  mit  dem  Nichtsteigen  bei  eingehen- 
derer Erwägung  eine  Gesammtgestaltung,  die  sich  nicht  auf  einen  folge- 
richtig durchgeführten  Gesichtspunkt  zurückführen  Hess,  so  mag  das  viel 
dazu  beigetragen  haben,  dass  die  spatern  französischen  Rechtskundigen  ge- 
neigt waren ,  die  bezüglichen  Bestimmungen  der  Coutumes  im  Sinne  des 
unbeschrankt  oder  doch  bis  zum  Erwerber  fortgesetzten  Fallrechts  auszu- 
legen; wahrend  dann  doch  die  in  den  Coutumes  festgehaltenen  Satze  vom 
Nichtsteigen  des  Erbgutes  und  vom  ausnahmsweisen  Steigen  des  Schenk- 
gutes ganz  überflüssig  gewesen  sein  würden. 

Die  ganze  auffallende  und  unfolgerichtige  Gestaltung  scheint  sich  nur 
daraus  zu  erklaren,  dass  die  Grundlage,  auf  der  sich  die  fränkische  Erben- 
folge zuerst  entwickelte,  die  eines  einseitigen  Erbrechts  der  Muttermagen 
war;  dass  dann,  als  sich  dies  Erbrecht  auf  die  Vatermagen  ausdehnte,  die 
ältere  Folge  vielfach  nicht  mehr  passte;  dass  man  aber  keine  Veranlassung 
fand,  nun  nach  der  wohl  nur  schrittweise  erfolgten  Durchführung  jener 
Ausdehnung  die  gesammte  Folge  nach  einem  jener  Aenderung  entsprechen- 
den Gesichtspunkte  durchgreifend  umzugestalten ,  sondern  sich  damit  be- 
gnügte, nur  da,  wo  sich  ein  dringenderes  Bedürfniss  ergab ,  den  Unbillig- 
keiten in  dieser  oder  jener  Weise  abzuhelfen.  Daraus  mussten  sich  dann 
die  Unfolgerichtigkeiten  ergeben,  wie  sie  sich  in  der  Erbenfolge  des  spätem 
Droit  coutumier  so  vielfach  geltend  machen. 


13.  Ergebnisse. 

1000.  Wir  haben  es  versucht,  der  Entwicklung  der  westf ran- 
kischen Erben  folge  näher  nachzugehen,  indem  wir  uns  als  Aus- 
gangspunkt für  die  Forschung  nicht  zunächst  an  die  ältesten,  viel- 
fach lückenhaften  und  verschiedene  Auffassung  zulassenden  Zeugnisse 
hielten,  sondern  an  die  Zeugnisse  der  spatern  Zeit,  in  der  seit  dem 
dreizehnten  Jahrhunderte  die  Quellen  reichlicher  fliessen,  während  in  Folge 
der  amtlichen  Aufzeichnung  der  Coutumes  für  das  sechszehnte  Jahrhundert 
der  Bestand  des  in  den  verschiedenen  Gebieten  geltenden  Rechts  uns  so 
genau  bekannt  ist,  wie  wir  das  nur  wünschen  können. 

Allerdings  ist  bei  Verwerthung  der  Uebereinstimmung  des 
Rechts  der  spätem  Coutumes  zu  beachten,  dass  bei  ihrer  amtlichen 
Feststellung  vielfach  das  Streben  eingriff,  abweichende  Sonderbestim iDungen 
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1000]  des  Rechts  der  einzelnea  Landschaften  mit  dem  im  Gebiete  des  Droit 
coutumier  vorherrschenden  Rechte  oder  hie  und  da  auch  mit  dem  römi- 
schen Rechte  auszugleichen,  wie  das  der  Vergleich  der  altem  und  der 
neuem  Coutumes  derselben  Gebiete  und  die  Beachtung  der  behufs  der 
Feststellung  gepflogenen  Verhandlungen  nicht  bezweifeln  Ifisst.  Aber  eben 
dieselben  Hilfsmittel,  dann  die  vorhergehenden ,  lediglich  auf  Darstellung 
des  thatsächlich  geltenden  Rechts  gerichteten  Quellen  ei^eben  doch,  dass 
es  sich  bei  der  Aufzeichnung  der  Coutumes  überwiegend  um  die  Beibehal- 
tung des  althergebrachten  Rechts  handelte. 

Es  zeigen  sich  nun  freilich  auch  manche  Abweichungen  unter  den 
verschiedenen  Rechten,  wie  das  ja  auch  dann,  wenn  alle  auf  dieselbe  Wurzel 
zurückgehen,  als  Ergebniss  einer  langen ,  durchweg  unabhängig  von  ein- 
ander erfolgten  Weiterentwicklung  nicht  befremden  kann.  Aber  bezüglich 
der  auf  die  Erbenfolge  und  die  mit  derselben  naher  zusammenhangenden 
Verhaltnisse  bezüglichen  Satze  ergibt  sich  doch  im  allgemeinen  die  auffal- 
lendste Uebereinstimmung.  Und  zwar  bei  einem  Vergleiche  mit  an- 
dern germanischen  Rechten  vielfach  in  Abweichung  von  den  ent- 
sprechenden spateren  Bestimmungen  anderer,  nicht  selten  auch  naherver- 
wandter Rechte,  so  dass  schon  damit  die  Annahme  ausgeschlossen  erscheint, 
jene  Uebereinstimmung  der  spatern  Coummes  könne  lediglich  das  Ergeb- 
niss geänderter  Bedürfnisse  sein,  welche  sich  mit  der  Zeit  überall  gleich- 
massig fühlbar  machten ;  bei  welchen  man  demnach  auch  in  den  verschie- 
densten Rechten  unabhängig  von  einander  und  von  der  Verschiedenheit 
der  vorhergehenden  Gestaltungen  zu  denselben  Aenderungen  des  Rechts 
gelangen  konnte,  wie  das  etwa  für  das  Eintrittsrecht  der  Enkel  anzu- 
nehmen ist. 

Schon  das  weist  darauf  hin,  dass  das,  worin  das  Droit  coutumier  in 
Abweichung  von  andern  Rechten  übereinstimmt,  sich  entweder  ebenso  schon 
in  dem  gemeinsamen  Urrechte  fand ,  oder  doch  mit  demselben  in  so  weit 
in  naherm  Zusammenhange  steht,  als  nur  von  einer  besondern ,  von  an- 
dern germanischen  Rechten  abweichenden  Gestaltung  dieses  Urrechtes  aus 
auch  die  den  geänderten  Zeitbedürfnissen  sich  anpassende  Weiterentwick- 
lung in  den  verschiedenen  westfrankischen  Rechten  zu  wesendich  überein- 
stimmenden, von  andern  Rechten  abweichenden  Ergebnissen  führen  konnte. 

Dieser  Schluss  bestätigt  sich  dann  überdies  wohl  dadurch ,  dass  sich 
mehrfach  dieselben  Eigenthümlichkeiten  auch  in  Rechtsgruppen  wieder- 
finden, so  ausser  den  andern  frankischen  insbesondere  in  der  spanischen 
und  rhatischen,  deren  ganze  Gestaltung  ergibt,  dass  sie  zwar  nicht  aus 
demselben,  aber  doch  aus  näher  verwandten  Urrechten  abgeleitet  sein  müssen, 
so  dass  auch  das  auf  anderm  Wege  auf  den  Schluss  führt ,  dass  dieselbe 
EigenthUmlichkeit,  wie  etwa  die  Scheidung  des  Gewinnlandes  und  des  Erb- 
landes und  das  scharfe  Auseinanderhalten  der  beiden  Elteraseiten  bezüglich 
der  Folge  in  das  letztere,  schon  im  westfrankischen  Urrechte  anerkannt  ge- 
wesen sein  müsse.  Und  dabei  handelt  es  sich  dann  zuweilen  noch  über- 
dies um  Bestimmungen ,  bei  deren  von  andern  Rechten  abweichender  Ge* 
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staltUQg  nächstliegende  Gründe  darauf  hinweisen ,  dass  sie  wohl  aus  einer 
ältesten  Folge  als  einmal  hergebracht  beibehalten  werden  mochten,  so  etwa 
das  volle  Vorfahrenrecht,  wie  es  die  westfränkischen  und  spanischen  Rechte 
für  die  gemeine  Folge  zeigen ,  sich  aber  nicht  wohl  in  einer  spatern  Zeit 
erst  nachträglich  so  entwickeln  konnten;  vgl.  S  915. 

Auch  wenn  uns  alle  altem  Aufzeichnungen  fehlen  würden,  wenn  wir 
uns  lediglich  auf  die  Vergleichung  der  spätem  westfränkischen  0)utumes 
unter  sich  und  mit  andern  germanischen  Rechten  hingewiesen  sähen,  wür- 
den wir  uns  zu  einer  Reihe  wohlbegründeter  Schlüsse  bezüglich  der  Ge- 
staltung des  westfränkischen  Urrechts  berechtigt  halten  dürfen. 

1001.  Die  Sachlage  ist  nun  aber  insofern  eine  günstigere,  als  uns  für 
das  salfränkische  Recht,  auf  welches  die  spätem  westfränkischen  Rechte 
zweifellos  zurückgehen,  eine  Reihe  älterer,  wenn  auch  lückenhafter  und 
verschiedener  Auslegung  Raum  gebender  Zeugnisse  vorliegen,  die  eine 
Prüfung  der  Berechtigung  solcher  Schlüsse  gestatten.  Nun  bietet  aber,  wie 
ich  denke,  auch  die  Vergleichung  der  ältesten  Zeugnisse  nichts, 
was  das  Zutrefifen  der  erwähnten  Schlüsse  in  Frage  stellen  würde.  Vielfach 
findet  das,  worin  die  spätem  Rechte  übereinstimmen,  sich  schon  ebenso  in 
den  ältesten  Zeugnissen.  Ergeben  sich  dann  wesentlichere  Abweichungen, 
so  fanden  wir  doch  durchweg  keine  grössere  Schwierigkeit,  dieselben  aus 
Weiterentwicklung  von  der  in  den  ältesten  Zeugnissen  gebotenen  Grund- 
lage aus  zu  erklären. 

Für  das  Verfolgen  solcher  Weiterentwicklung  fehlt  es  ja  nicht  an  be- 
stimmteren Haltpunkten,  zumal  wir  dieselbe  zum  Theil  während  der  beiden 
Zeiträume,  welchen  die  altem,  dann  aber  wieder  die  Jüngern  Quellen  an- 
gehören, unmittelbar  verfolgen  und  damit  dieRichtungderEntwick- 
1  u  ng  feststellen  können ,  die  ohnehin  vielfach  schon  nach  allgemeineren 
Gesichtspunkten  nicht  zweifelhaft  sein  kann.  Wenn  jedes  sich  in  den  älte- 
sten Quellen  noch  kenntlich  machende  Vorrecht  der  Mutter  und  ihrer  Seite 
sich  im  spätem  Droit  coutumier  verloren  hat,  wenn  schliesslich  die  nach 
den  ältesten  Zeugnissen  verschiedene  Stellung  des  Vaters  und  der  Mutter 
bis  auf  wenige  Reste  ausgeglichen  erscheint,  so  würde  das  ja  auch  dann 
nicht  befremden  können,  wenn  uns  in  späteren  Quellen  der  ältesten  Zeit 
nicht  schon  die  unmittelbaren  Belege  für  Weiterentwicklung  in  dieser  Rich- 
tung vorlagen.  Tritt  noch  in  den  ältesten  Quellen  das  Grundeigenthum  sehr 
zurück,  gewinnt  es  sichtlich  erst  mit  der  Zeit  grössere  Bedeutung,  so  finden 
damit  manche  Abweichungen  des  spätem  Rechts  ihre  nächstliegende  Er- 
klämng. 

Insbesondere  aber  wird  zu  beachten  sein,  dass  ein  für  die  Weiterent- 
wicklung der  Folge  besonders  wichtiges  Verhältniss,  das  Lehen wesen 
und  der  damit  aufs  engste  zusammenhängende  Adelstand,  überhaupt  erst 
nach  der  Zeit  der  ältesten  Quellen  aufkam.  Wieder  und  wieder  sahen  wir 
uns  in  der  Lage,  darauf  Abweichungen  des  späteren  Rechts  zurückzuführen, 
während  sich  dann  das  Zutreffen  der  Erklärung  dadurch  bestätigte,  dass  die 
Abweichungen  nur  das  Lehen  und  den  Adel  trafen,  das  Recht  der  Roturiers 
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1001]  vielfach  noch  durchaus  dem  ältesten  Rechte  entsprach.  Und  nicht 
selten  doch  auch  die  Lehnsfolge  selbst,  vgl.  etwa  S  990;  und  zwar  in  Be- 
stimmungen, bei  welchen  der  Zweck  des  Lehens  selbst  eine  Abweichung 
näher  gelegt  hätte,  wo  der  daraus  zu  entnehmende  Haltpunkt  für  den  Be- 
stand des  alten  Rechtes  demnach  um  so  schwerer  ins  Gewicht  fällt. 

Zeigt  das  spätere  westfränkische  Recht  vielfach  noch  die  auffallendste 
Uebereinstimmung  mit  den  ältesten  salfränkischen  Quellen,  ergibt  sich 
weiter,  wie  ich  denke,  durchweg  keine  Schwierigkeit,  die  Abweichungen 
durch  Weiterentwicklung  von  der  in  jenen  gebotenen  Grundlage  aus  zu 
erklären,  und  ist  damit  zugleich  die  Richtung  dieser  Weiterentwicklung  be- 
stimmter gekennzeichnet,  so  sind  wir  zweifellos  auch  darauf  hingewiesen, 
da,  wo  die  ältesten  Zeugnisse  unvollständig  sind  oder  verschiedene  Aus- 
legung zulassen,  uns  behufs  Auslegung  und  Ergänzung  zunächst  an  das 
spätere  westfrtfnkische  Recht  zu  halten.  Disst  die  Erbentafel  der  Lex  Salica 
es  mindestens  zweifelhaft,  ob  volles  Nachkommenrecht  und  Vorfahrenrecht 
ausgesprochen  sein  sollte,  würde  der  Wortlaut  sich  eher  dagegen  geltend 
machen  lassen,  so  glaubte  ich  S  525  und  S915  nicht  das  geringste  Bedenken 
tragen  zu  dürfen,  in  dieser  Richtung  die  Uebereinstimmung  der  spätem 
Rechte  als  ausschlaggebend  zu  betrachten. 

Wir  werden  da  selbst  weitergehen  dürfen.  Wo  einzelne  ältere  Zeug- 
nisse, wie  etwa  die  S  967  ff.  besprochenen  Ueberarbeitungen  der  Lex  Salica, 
eine  Folge  ergeben,  welche  nicht  allein  der  später  geltenden  durchaus  wider- 
spricht, sondern  auch  eine  in  sich  unwahrscheinliche  und  der  genugsam 
erkennbaren  Richtung  der  Entwicklung  sich  nicht  fügende  sein  würde,  da 
werden  wir  uns  auch  zu  der  Annahme  berechtigt  halten  dürfen,  dass  solche 
Angaben  dem  thatsächlich  geltenden  Rechte  nicht  entsprachen,  dass  sie  nur 
auf  Missverständniss  oder  Willkür  beruhen  können.  Und  wo  wir  nicht  so 
weit  gehen  wollen,  da  wird  die  Vergleichung  der  übereinstimmend  abwei- 
chenden Jüngern  Rechte  wenigstens  die  Erwägung  nahe  legen  können,  ob 
das,  was  gerade  in  der  ältesten  Quelle  als  allgemeingiltiges  Recht  ausge- 
sprochen wurde,  nun  wirklich  solches  war,  ob  da  nicht  das  Recht  ein  nicht- 
einheitliches  seih  konnte;  und  das  um  so  mehr,  wenn,  wie  in  dem  S  993 
besprochenen  Falle,  bereits  andere,  wenig  jüngere  Zeugnisse  dem  später  all- 
gemein geltenden  Rechte  entsprechen. 

1002«  Lässt  sich  nun,  wie  ich  denke,  auf  Grundlage  des  Vergleichs 
des  uns  genau  bekannten  spätem  Rechts  mit  den  ältesten  Zeugnissen  auch 
da,  wo  diese  lückenhaft  oder  zweifelhaft  sind,  eine  genügende  Einsicht  in 
die  Gestaltung  der  gesammten  Folge  zur  Zeit  der  ältesten  Aufzeichnungen 
gewinnen,  so  werden  wir  uns  damit  nicht  begnügen  müssen;  wir  werden 
uns  doch  auch  zu  Rückschlüssen  auf  die  Folge  der  vorge- 
schichtlichen Zeit  berechtigt  halten  dürfen.  Es  ist  von  vornherein  un- 
wahrscheinlich, dass  die  Folge,  wie  sie  sich  für  die  Zeit  der  ältesten  Auf- 
zeichnung ergibt,  auch  die  ursprünglichste  des  Stammes  war.  Wie  wir  in 
der  geschichtlichen  Zeit  die  Weiterentwicklung  und  allmählige  Aenderung 
unmittelbar  verfolgen  können,  so  ist  ja  von  vornherein  anzunehmen ,  dass 
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es  auch  bis  zu  der  Zeit,  auf  welche  die  ehesten  Aufzeichnungen  zurück- 
leiten,  an  Aenderungen  nicht  gefehlt  haben  wird. 

Haltpunkte,  welche  auf  die  Art  der  Aenderung  schliessen  lassen,  lassen 
sich  dann  wohl  schon  dann  gewinnen ,  wenn  wir  uns  auf  das  zunächst  in 
Frage  stehende  Recht  selbst  beschränken.  Solchen  Halt  können  da  vor 
allem  Unfolgerichtigkeiten  der  ältesten  bezeugten  Gestal- 
tung bieten.  Wie  schon  S  565  betont,  ist  zweifellos  die  ursprünglichste 
Folge  überall  auch  eine  folgerichtige  gewesen.  Unfolgerichtigkeiten  mussten 
sich  aber  dann  einstellen,  wenn  ein  nächstliegendes  ßedUrfniss  auf  eine 
Aenderung  des  hergebrachten  Rechts  hinwies,  ohne  dass  man  doch  Veran- 
lassung fand,  dem  für  die  einzelne  Aenderung  massgebenden  Gesichtspunkte 
entsprechend  die  gesammte  Folge  umzugestalten.  Ist  diese  etwa  nach  dem 
ältesten  Texte  der  Lex  Salica  durchweg  an  die  durch  Mütter  vermittelte 
Verwandtschaft  geknüpft,  weicht  davon  lediglich  die  ßeerbung  des  Vaters 
durch  seine  Kinder  ab ,  so  glaubte  ich  darin  auch  eine  Unfolgerichtigkeit 
sehen  zu  dürfen,  die  an  und  für  sich  darauf  hinweist,  dass  eine  Zeit  vor- 
ausgegangen sein  wird,  in  welcher  Kinder  nicht  als  gesetzliche  Erben  ihres 
Vaters  anerkannt  waren.  Und  solche  Rückschlüsse  können  sich  dann  da- 
durch bestimmter  bestätigen,  dass  eine  einzelne  Aenderung  der  Erbenfolge 
selbst  nicht  sofort  auch  zu  dem  entsprechender  durchgreifender  Umgestal- 
tung solcher  Verhältnisse  führen  musste,  welche  bis  dahin  durch  die  ur- 
sprünglichste Folge,  beziehungsweise  die  ihr  zu  Grunde  liegende  Auffas- 
sung und  Gliederung  der  Familie  und  Sippe  bestimmt  waren.  Es  können 
dann,  wie  wir  das  etwa  S  957  bezüglich  der  Bestimmungen  über  den  Rei- 
pus  betonten ,  solche  Reste  der  altern  Ordnung  die  Gestaltung  derselben 
mit  grosser  Sicherheit  erkennen  lassen. 

Ausreichendere  Haltpunkte  für  Rückschlüsse  auf  die  vorgeschichtliche 
Gestaltung  eines  Rechts  wird  uns  dann  in  der  Regel  die  Vergleichung 
anderer  germanischer  Rechte  und  insbesondere  der  näherver- 
wandten bieten.  Sehen  wir  uns  für  mehrere  Rechtsgruppen  auf  ein  gemein- 
sames Urrecht  hingewiesen,  können  wir  uns  dann  aus  der  Vergleichung 
der  spätem  Rechte  den  Bestand  des  gemeinsamen  Urrechtes  vergegenwär- 
tigen, so  bedarf  es  keiner  weitern  Ausführung,  wie  sehr  damit  Rückschlüsse 
auch  auf  den  vorgeschichtlichen  Bestand  der  Einzelrechie  ermöglicht  sind. 
Wird  sich,  wie  ich  denke,  aus  der  Vergleichung  der  verschiedenen  germa- 
nischen Rechte  ergeben ,  dass  das  Urrecht  Weiber  und  Männer  bezüglich 
der  Erbenfolge  gleichgestellt  haben  muss,  so  würde  natürlich  auch  die  ur- 
sprünglichste Gestaltung  des  fränkischen  Rechts  trotz  der  abweichenden 
Angaben  ältester  Quellen,  vgl.  S  985  ff.,  nicht  bezweifelt  werden  können. 
Ist  wohl  darauf  hingewiesen,  dass  das  fränkische  Recht  schon  zur  Zeit  der 
altern  Aufizeichnungen  vom  römischen  Rechte  beeinflusst  sein  konnte, 
manche  Bestimmungen  dieser  demnach  dem  vorgeschichtlichen  Recht 
fremd  gewesen  sein  dürften,  so  glaubten  wir  dem  mehrfach  bezüglich  sol- 
cher Verhältnisse,  welche  in  die  Erbenfolge  eingreifen,  vgl.  etwa  $865,  mit 
dem  Hinweis  darauf  begegnen  zu  dürfen,  dass  wir  ganz  entsprechende  Be- 
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1002]  stimmuQgen  in  andern  germanischen  Rechten  finden,  bei  welchen 
an  Beeinflussung  durch  römisches  Recht  von  vornherein  nicht  zu  denken  ist. 

In  dieser  Richtung  werden  wir  freilich  eine  Sonderstellung  des 
salfränkischen  Rechts  zu  beachten  haben,  wonach  sich  gerade  be- 
züglich der  Erbenfolge  eine  Sachlage  ergibt,  bei  welcher  für  Rückschlüsse 
aus  der  Vergleichung  anderer  germanischer  Rechte  kein  Raum  geboten  ist 
oder  es  sich  wenigstens  empfiehlt,  dabei  von  solchen  Rückschlüssen  vor- 
läufig abzusehen.  Die  rein  mutterrechtliche  Folge ,  wie  sie  sich  trotz  des 
Eingreifens  der  Ehe  aus  der  ältesten  Aufzeichnung  salfränkischen  Rechts 
oder  doch  durch  Rückschlüsse  aus  derselben  ergibt,  steht  ganz  vereinzelt 
unter  sämmtlichen  germanischen  Rechten,  in  denen  sich,  vgl.  S  612,  Reste 
derselben  nur  etwa  für  die  uneheliche  Familie  erhalten  haben.  Das  könnte 
sich,  vgl.  S  684,  daraus  erklären,  dass  schon  das  älteste  germanische  Recht 
wenigstens  bezüglich  der  Erbenfolge  nicht  einheitlich  gestaltet,  und  diese 
im  fränkischen  Recht  von  vornherein  auf  ganz  anderer  Grundlage  erwachsen 
war.  Oder  aber  daraus,  dass  nur  das  fränkische  Recht  auf  einer  ältesten,  in 
allen  andern  Rechten  in  geschichtlicher  Zeit  bereits  überwundenen  Entwick- 
lungsstufe verharrt  war,  und  wir  demnach  in  seiner  Folge  den  gemeinsamen 
Ausgangspunkt  für  die  Gesammtheit  der  germanischen  Rechte  zu  sehen 
haben  würden. 

Nun  habe  ich  allerdings  schon  S  685  ff.  im  allgemeinen  die  Annahme 
zu  begründen  gesucht,  dass,  wenn  überhaupt  für  alle  germanischen  Rechte 
ein  gemeinsamer  Ausgangspunkt  anzunehmen  sei,  dieser  nur  im  einseitigen 
Erbrecht  der  Muttersippe  gefunden  werden  könne.  Freilich  wird  da  manche 
Behauptung  noch  der  nähern  Begründung  bedürfen ,  so  dass  ich  vorläufig 
von  dem  damit  gebotenen  weitern  Belege  für  das  Zutreffen  meiner  An- 
nahmen über  die  älteste  fränkische  Folge  glaubte  absehen ,  und  mich  auf 
das  beschränken  zu  sollen ,  was  die  Quellen  des  fränkischen  Rechts  selbst 
für  dieselbe  ergeben.  Denn  gerade  für  spätere  Versuche,  jene  vorläufig  aus- 
gesprochene Annahme  bestimmter  zu  begründen,  schien  es  vor  allem 
wichtig,  nachzuweisen,  wie  das  einstige  Bestehen  einer  Folge,  in  der  ich  den 
gemeinsamen  Ausgangspunkt  vermuthe,  wenigstens  für  eines  der  germani- 
schen Rechte  nicht  in  Abrede  zu  stellen  sei. 

Für  solche  Beweisführung  aber  scheint  die  Sachlage  eine  besonders 
günstige  zu  sein.  Denn  nicht  allein,  dass  die  älteste  Aufzeichnung  noch 
ausdrücklich  auf  die  einseitige  Folge  hinweist.  Steht  diese  ganz  vereinzelt 
unter  den  germanischen  Rechten,  scheint  die  Masse  derselben  durchaus  auf 
zweiseitiges  Erbrecht  als  gemeinsamen  Ausgang  hinzuweisen,  so  kann  es 
ja  nicht  befremden,  wenn  es  nicht  an  Versuchen  gefehlt  hat,  trotz  des,  wie 
ich  denke,  genügend  klaren  Wortlauts  die  ältesten  Zeugnisse  anders  zu  ver- 
stehen, sie  durch  diese  oder  jene  Auslegung  der  zweiseitigen  Folge  anzu- 
passen. Um  so  wichtiger  ist  es,  dass  auch  das  spätere  Droit  coutumier  an- 
dern germanischen  Rechten  gegenüber  noch  eine  Reihe  von  Eigenthüm- 
lichkeiten  zeigt ,  welche ,  wie  ich  das  im  Einzelnen  nachzuweisen  suchte, 
ihre  genügende  Erklärung  nur  dann  finden ,  wenn  wir  für  die  Weiterent- 
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Wicklung  an  die  in  den  Ältesten  Aufzeichnungen  gebotene  Folge  anknüpfen, 
welche,  vgl.  S  909 ,  selbst  dann  auf  mutterrechtliche  Grundlage  hinweisen 
müssten,  wenn  uns  bezügliche  ältere  Angaben  überhaupt  nicht  erhalten  sein 
würden.  Und  solche  noch  im  spatern  Recht  gebotene  Haltpunkte  sind  um 
so  werthvoUer,  da  uns  dieser  spätere  Bestand  ja  mit  grösster  Sicherheit  er- 
kennbar ist,  da  da  alle  Schwierigkeiten  entfallen,  welche  sich  aus  der  Un- 
voUständigkeit  oder  Unklarheit  der  altem  Zeugnisse  ergeben  können. 

Ist  das  spatere  Recht,  so  weit  da  nicht  gesetzgeberische  Willkür  oder 
Beeinflussung  von  Fremdrechten  in  Anschlag  zu  bringen  sind,  ein  in  stätiger 
Weiterentwicklung  langsam  erwachsenes ,  so  sind  nur  solche  Annahmen 
bezüglich  der  Grundlage  und  allmähligen  Weiterentwicklung  zulässig,  bei 
denen  es  sich  erklärt,  wie  sich  von  da  aus  die  uns  genauer  bekannte  spätere 
Gestaltung  ergeben  konnte.  Habe  ich  es  von  der  letzteren  ausgehend  ver- 
sucht, mir  zu  vergegenwärtigen ,  wie  dieselbe  bezüglich  der  einzelnen  Be- 
standtheile  der  Folge  mit  dem  in  Verbindung  gebracht  werden  könne,  was 
die  altern  Zeugnisse  mit  genügender  Sicherheit  über  den  Ausgangspunkt 
zu  ergeben  scheinen,  so  wird  es  sich  eben  bei  solchem  Gange  der  Unter- 
suchungen empfehlen,  uns  nochmals  die  Ergebnisse  derselben  in  umge- 
kehrter Reihenfolge  zu  vergegenwärtigen  und  in  Kürze  darzulegen,  wie 
sich  von  den  Ausgangspunkten  aus ,  auf  welche  wir  uns  da  hingewiesen 
sahen,  die  fränkische  Erbenfolge  weiter  entwickelt  haben  dürfte,  um  zu  der 
Gestaltung  zu  gelangen,  wie  sie  uns  in  den  Zeugnissen  der  spätem  Zeit 
vorliegt. 

1003.  Als  Ausgangspunkt  für  die  Entwicklung  der  salfrän* 
kischen  Erbenfolge  sehen  wir  uns  auf  eine  rein  mutterrechtliche 
Folge  hingewiesen,  bei  welcher  alles  Erbrecht  sich  auf  die  durch  Mütter 
vermittelte  Blutsfreundschaft,  auf  die  Muttermagen,  beschränkt.  Wenn  das 
Kind  auch  während  der  Dauer  der  Ehe  ebenso,  wie  die  Mutter  selbst,  der 
ausgedehntesten  Gewalt  des  Vaters  untersteht,  so  gehört  es  doch,  soweit  die 
durch  die  Ehe  der  Mutter  vermittelte  Verbindung  mit  dem  Vater  nicht  ein- 
greift, rechtlich  nur  zur  Mutter  und  deren  Sippe.  Sein  Stand  bestimmt  sich 
nach  dem  der  Mutter,  vgl.  S  907  ff. ;  für  die  Fehde  hat  es  nur  auf  die  männ- 
lichen Muttermagen  zu  rechnen;  vgl.  S955.  Dem  entsprechend  ist  das  Erb- 
recht geregelt.  Die  Mutter  vererbt  in  absteigender  Linie  auf  ihre  Kinder 
beiderlei  Geschlechts ;  beim  Mangel  solcher  nur  auf  die  Tochterkinder.  Beim 
Fehlen  erbberechtigter  Nachkommen  wird  zunächst  nach  Vorfahrenrecht 
in  der  aufsteigenden  Linie  auf  die  Mutter,  eventuell  auf  die  Muttermutter 
vererbt.  Ist  die  gerade  Linie  unvertreten,  so  folgen  die  Muttermagen  der 
Seitenlinie  lediglich  nach  der  Nähe  des  Grades,  vgl.  $  952.  956;  so  etwa 
beim  Fehlen  gleich muttriger  Geschwister  die  Muttergeschwister  zugleich 
mit  den  Schwesterkindern.  Mit  dem  Vater  und  dessen  Sippe  besteht  keine 
erbrechtliche  Verbindung;  wie  der  Vater  seine  Kinder  nicht  beerbt,  so  haben 
auch  die  Kinder  kein  Erbrecht  nach  dem  Vater;  vgl.  S957.  Starb  der  Vater 
ohne  über  sein  Vermögen  anderweitig  verfügt  zu  haben ,  so  steht  das  ge- 
setzliche Erbrecht  seiner  Mutter  oder  deren  Sippe  zu. 
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1003]  Wird  diese  Folge  sich  zunächst  in  Anschluss  an  voreheliche  Zu- 
stände gestaltet  haben,  so  konnte  sie  im  wesentlichen  auch  nach  dem  Ein- 
greifenderEheso  fortbestehen.  Nur  in  einer  Beziehung  musste  dieses 
zu  einer  Aenderung  führen.  Für  voreheliche  Zeiten  werden  wir  zweifellos 
kopfgleiche  Beerbung  der  Mutter  durch  alle  ihre  von  der  Sippe  anerkannten, 
vgl.  S  902,  Kinder  anzunehmen  hüben.  Die  fränkische  Ehe  beruhte  nuu 
aber  vor  allem  darauf,  vgl.  S  864  ff.,  dass  der  Mann  der  Frau  gegen  die 
Verpflichtung  zu  ausschliesslichem  und  lebenslänglichem  Verkehr  einen  be- 
deutenden Theil  seines  Vermögens  als  Widum  zusicherte,  der  aber  nicht 
blos  bestimmt  war,  ihre  eigene ,  sondern  auch  die  Zukunft  der  in  der  be- 
züglichen Ehe  erzeugten  Kinder  zu  sichern.  War  die  Ehe  kinderlos,  so  ver- 
blieb der  Widum  der  Wittwe  zu  freiem  Eigen  und  vererbte  als  solches  auf 
ihre  Sippe;  vgl,  S  870  ff,  Ueberlebten  aber  Kinder  der  Ehe,  so  sollte  diesen 
der  Widum  verfangen  sein.  Wurde  der  sonstige  Nachlass  der  Mutter  nach 
wie  vor  unter  ihre  Kinder  verschiedener  Ehen  nach  Köpfen  getheilt,  vgL 
S  834  ff.,  so  musste  allerdings  das  Recht  der  Kinder  auf  den  Widum  für 
den  Gesammtnachlass  zu  ungleicher  Theilung  nach  der  Mutter 
führen. 

Die  Verhältnisse  des  Widum,  durch  welchen  den  Kindern  ohnehin 
ein  bedeutender  Theil  des  Vermögens  des  Vaters  gesichert  war,  erklären  es 
zur  Genüge ,  wenn  der  Vater  trotz  der  Ehe  den  Kindern  zu  nichts  weiter 
verpflichtet  war  und  dieselben  nicht  als  gesetzliche  Erben  seines  Nachlasses 
betrachtet  wurden.  War  aber  andererseits  der  Vater  durch  die  Rücksicht 
auf  sonstige  Erben  an  der  freien  Verfügung  über  sein  Vermögen  in  keiner 
Weise  gehindert,  so  wird  er  in  der  Regel  durch  Schenkung  unter  Leben- 
den oder  auf  dem  Todesfall  dasselbe  seinen  Kindern  zugewandt  haben. 
Diese  besassen  dasselbe  dann  aber  nicht  als  Erbgut,  sondern  als  Schenkgut, 
so  dass  es,  vgl.  S  960,  als  solches  beim  Fehlen  erbberechtigter  Nachkommen 
der  Kinder  an  den  Vater  oder  dessen  Muttermagen  zurückfiel.  Wenigstens 
nach  seiner  thatsächlichen  Gestaltung  reicht  damit  das  Fallrecht  schon 
auf  die  älteste  Folge  zurück. 

Aber  es  ist  erklärlich ,  wenn  der  Einfluss  der  Ehe  und  der  durch  die- 
selbe begründete  engere  Verband  der  Gesammtfamilie  mit  der  Zeit  zu  Aen- 
derungender  mutterrechtlichen  Folge  führte.  War  es  wohl  schon 
längst  allgemein  üblich,  dass  der  Vater,  wenn  ihn  nicht  besondere  Gründe 
davon  abhielten,  sein  Vermögen  seinen  Kindern  bestimmte,  so  ist  es  erklärlich, 
wenn  die  rein  mutterrechtliche  Folge  zuerst  durch  Anerkennung  des  Erb- 
rechts der  Kinder  nach  dem  Vater  durchbrochen  wurde,  indem 
man  eine  bezügliche  Willensrichtung  des  Vaters  auch  dann  voraussetzte, 
wenn  dieser  sie  nicht  ausdrücklich  ausgesprochen  hatte.  Bot  das  keine  Ver- 
anlassung da,  wo  es  sich  um  Beerbung  eines  Kindes  handelte,  bezüglich 
des  Erblandes  von  dem  althergebrachten  Fallrechte  abzusehen,  so  musste 
es  nun  unbillig  erscheinen ,  wenn  in  Gewinnland  und  Fahrniss  nur  die 
Mutter  folgen  sollte.  Standen  dem  Kinde  Vater  und  Mutter  gleich  nahe, 
wurden  beide  jetzt  von  ihrem  Kinde  beerbt,  schien  es  demnach  auch  billig,. 
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dass  dem  Vater  dasselbe  Recht  am  Nachlasse  des  Kindes  zustehen  solle,  wie 
der  Mutter,  so  ergab  sich  damit  Anerkennuag  des  Erbrechts  des  Va- 
ters nach  dem  Kinde,  welches  dann  freilich,  da  auch  die  Mutter,  vgl 
S  995,  thatsflchlich  nur  Gewinnland  und  Fahrniss  vom  Kinde  hatte  erben 
können,  sich  auf  diese  Bestandtheile  beschränkte. 

Mochte  sich  die  Aenderung  anfangs  darauf  beschränken,  sodass,  wenn 
keines  der  Eltern  überlebte ,  zunächst  noch  an  der  mutterrechtlichen  Folge 
festgehalten  wurde,  so  musste,  nachdem  im  engsten  Kreise  einmal  Vater 
und  Mutter  gleichgestellt  waren,  es  auch  allmählig  billig  erscheinen,  dass 
die  Vatermutter  dasselbe  Recht  habe,  wie  die  Muttermutter,  weiter  aber 
auch  die  Grossväter  dasselbe  Recht,  wie  die  GrossmUtter,  die  gleichvatrigen 
Geschwister  dasselbe,  wie  die  gleichmuttrigen,  und  Überhaupt  die  entspre- 
chenden Vatermagen  dasselbe  Recht,  wie  die  Muttermagen.  Durch  diese 
Ausdehnung  desErbrechtsauf  die  Vater  mag  en  beider  Seiten, 
vgl.  S  964,  stellte  sich  dann  die  gemeine  Folge  inGewinnland  und 
Fahrniss  fest,  wonach  diese  Bestandtheile  in  der  Gesammtsippe  ohne  alle 
Rücksicht  auf  die  Seiten  nach  den  drei  Linien  und  der  Nähe  des  Grades 
vererbten.  Und  das  hat  sich  denn  auch  ungeändert  bis  in  die  spätesten 
Zeiten  so  erhalten. 

1004.  Für  die  Folge  in  das  Erbland  aber  ist  dieses  Erbrecht  der 
Gesammtsippe  nicht  massgebend  geworden,  da  da  die  erwähnten  Aende- 
rungen  ein  wenigstens  thatsächliches  Fallrecht  schon  vorfanden.  Fiel  das 
vom  Vater  herrührende  Land  auch  bei  rein  mutterrechtlicher  Folge  an  den 
Vater  oder  dessen  Erben  zurück,  konnte  es  von  jeher  nicht  an  die  Mutter 
oder  deren  Sippe  kommen,  so  ist  es  erklärlich,  wenn  da  auch  die  Feststel- 
lung des  wechselseitigen  Erbrechts  zwischen  Vater  und  Kindern  keine  Aen- 
derung  veranlasste,  wenn  auch  dann,  wenn  der  Vater  Erbe  wurde,  das  von 
der  Mutterseite  herrührende  Erbland  dieser  verblieb,  vgl.  $  966,  so  dass  an 
dem  thatsächlich  schon  früher  eintretenden  einfachen  Fallrechte  mit 
solcher  Strenge  festgehalten  wurde,  dass  selbst  dann,  wenn  ein  Angehöriger 
der  berechtigten  Seite  fehlte,  das  Gut  als  erblos  behandelt  wurde  und  an 
den  Fiscus  Hei;  vgl.  S  922. 

Genügte  da  aber,  so  lange  es  sich  nur  um  das  gleiche  Erbrecht  beider 
Eltern  handelte,  das,  was  ohnehin  schon  üblich  war,  so  war  das  anders,  als 
nicht  blos  der  Vater  selbst  der  Mutter  als  gleichberechtigter  Erbe  zur  Seite 
trat,  sondern  sich  weitergehend  das  Erbrecht  der  Muttermagen  auf  die  Vater- 
magen beider  Seiten  ausdehnte.  Man  musste  es  bald  als  unbillig  empfin- 
den, dass  zwar  Vatergut  nicht  an  die  Mutterseite  kommen  sollte,  dass  aber 
vom  Vatervater  herrührendes  Gut  nun  nach  der  die  aufsteigende  Linie  be- 
vorzugenden gemeinen  Folge  an  die  überlebende  Vatermutter  fallen  konnte, 
während  doch  in  Geschwistern  und  Elterngeschwistern  frühere  Miterben 
und  Nachkommen  des  einstigen  Besitzers  vorhanden  waren ,  deren  Aus- 
schluss als  unbillig  erscheinen  musste.  Um  dem  zu  begegnen,  stellte  sich 
der  Satz  vom  Nichtsteigen  des  Erblandes  auf  Vorfahren  fest,  zu 
dem  erst  nach  dem  Eintreten  jener  Aenderung  Veranlassung  geboten  war; 
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1004]  vgl.  S  997.  Wahrend  man  in  andern  Rechten  folgerichtig  vom  ein- 
fachen zum  fortgesetzten  Fallrechte  überging,  begnügte  man  sich  hier  da- 
mit, das  hergebrachte  einfache  Fallrecht  durch  das  auf  ganz  anderm  Gesichts- 
punkte beruhende  Nichtsteigen  zu  ergänzen. 

War  durch  diese  Verbindung  von  einfachem  Fallrecht  mit 
NichtSteigen  allerdings  in  den  am  häufigsten  vorkommenden  Fällen, 
dass  Vorfahren  neben  ihren  eigenen  Nachkommen  für  die  Folge  in  Frage 
kamen,  den  bezüglichen  Unbilligkeiten  in  ausreichender  Weise  genügt,  so 
hat  doch  der  Umstand,  dass  die  beiden  thatsächlich  ineinandergreifenden 
Satze  sich  auf  ganz  verschiedener  Entv^icklungsstufe  und  ohne  innera  Zu- 
sammenhang festgestellt  hatten,  in  seltener  vorkommenden  Fällen  zu  auf- 
fallenden Unbilligkeiten  und  Unfolgerichtigkeiten  geführt;  vgl  S  975.  Ins- 
besondere konnten  durch  das  Nichtsteigen  Vorfahren  auch  da  ausgeschlossen 
sein,  wo  der  dafür  sichdich  zunächst  massgebende  Gesichtspunkt  derRQck- 
sieht  auf  die  früheren  Miterben  überhaupt  nicht  zutraf. 

Für  die  fühlbarste  Unbilligkeit,  dass  durch  das  Nichtsteigen  Vorfahren 
auch  von  solchem  Gute,  vsrelches  sie  selbst  an  Nachkommen  geschenkt  hatten, 
ausgeschlossen  gewesen  wären,  fand  sich  allerdings  bei  Feststellung  des 
Nichtsteigens  in  dem,  zweifellos  schon  an  ältestes  Recht  anknüpfenden 
Rückkehrrecht,  vgl.  S  977,  die  Abhilfe  schon  vor.  Entsprach  dasselbe 
aber  an  und  für  sich  dem  Gesichtspunkte  des  Fallrechts ,  so  war  erst  mit 
dem  Nichtsteigen  Veranlassung  geboten,  dasselbe  als  Ausnahme  von  diesem 
bestimmter  zu  betonen;  vgl.  S  997.  Aber  die  andern  sich  aus  der  Ei^än- 
zung  des  einfachen  Fallrechts  durch  blosses  Nichtsteigen  ergebenden,  selten 
zu  thatsächlicher  Bedeutung  gelangenden  Unbilligkeiten  und  Unfolgerich- 
tigkeiten hat  man  als  einmal  in  dem  hergebrachten  Rechte  begründet  auch 
später  vielfach  hingenommen ;  die  als  Coutumes  de  simple  cöt^  behandelten 
Rechte  zeigen  noch  später  keine  andere  Gestaltung. 

1005.  Erst  seit  dem  spätem  Mittelalter  scheint  man  jene  Un- 
billigkeiten und  Unfolgerichtigkeiten  bestimmter  beachtet  zu  haben.  Unter 
Festhalten  an  der  bisherigen  Gestaltung  im  allgemeinen  ist  man  ihnen  dann 
wohl  durch  die  Anerkennung  weiterer  Ausnahmen  vom  Nichtsteigen  in 
bestimmten  näherliegenden  Einzelfällen  begegnet.  So  wurde  in  einzelnen 
spätem  Coutumes,  vgl.  S  978,  das  Steigen  des  Gewinnguts  der 
Eltern  beim  Fehlen  von  Miterben  anerkannt,  da  es  unfolgerichtig 
erscheinen  musste,  dass  wohl  das  Acqu€t  des  Erblassers  steigen  sollte,  nicht 
aber  das  Propre  naissant,  das  Acquet  seiner  Eltern,  obwohl  da  beim  Fehlen 
von  Geschwistern  die  für  das  Nichtsteigen  massgebende  Rücksicht  aufMit> 
erben  ebenso  wenig  zutraf.  Fand  man  es  weiter  mit  der  Zeit  unbillig,  dass 
beim  Fehlen  der  berechtigten  Seite  das  Gut  an  den  Fiscus  fallen  sollte,  vgl. 
S  922,  sprach  man  es  statt  dessen  der  andern  Seite  zu,  so  musste  sich  dann 
auch  als  Ausnahme  Steigen  auf  der  nicht  nächstberechtigten 
Seite,  vgl.  $983,  ergeben,  da  man  nicht  wohl  verkennen  konnte,  dass  hier 
von  einer  Rücksichtnahme  auf  Miterben  von  vornherein  nicht  die  Rede  sein 
konnte. 
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Insbesondere  sind  es  dann  im  spätem  Mittelalter  sichtlich  zunächst  die 
aus  der  Uebung  des  Näh  er  rechts,  des  Retrait  lignager,  sich  ergebenden 
Unzukömmlichkeiten  gewesen,  vgl.  $  939  ff.,  welche  auf  die  Unfolgerichtig- 
keiten  des  einfachen  F'allrechts  aufmerksam  machten.  Schloss  das  Recht 
zum  Retrait  sich  einfach  der  Erbenfolge  an ,  so  ergab  sich  damit  die  für 
Käufer,  wie  Verkäufer  lästige  Unfolgerichtigkeit,  dass ,  wenn  Jemand  sein 
eigenes  Gewinnland  verkaufte,  keinem  seiner  Nacherben  ein  Einspruch  zu- 
stand; dass  aber,  wenn  er  Gewinnland  eines  seiner  Vorfahren  verkaufte, 
nicht  blos  den  Nachkommen  desselben  als  früheren  Miterben,  sondern  auch 
den  entferntesten  Nacherben  der  Seite  das  Zugrecht  zustand.  Dem  gegen- 
über wurde  vielfach  zunächst  nur  auf  dem  Gebiete  des  Näherrechts  die  Auf- 
fassung massgebend,  dass  das  Recht  nur  den  Nachkommen  des  Erwerbers 
zustehen  könne. 

Diese  Beachtung  der  Souche  wurde  dann  mehrfach  später  auch  für 
die  Erbenfolge  massgebend,  und  führte  zur  Gestaltung  der  Coutumes  sou- 
cheres,  vgl.  934  ff.,  der  Rechte  mit  Stammrecht  oder  bis  zum  Erwerber 
fortgesetzten  Fallrecht,  in  denen  das  Erbgut  vor  allen  andern  Grad- 
näheren nur  den  Nachkommen  des  Erwerbers  zukommen  sollte.  Damit 
war  das  Fortbestehen  des  einfachen  Fallrechts  für  den  Fall,  dass  Nach- 
kommen des  Erwerbers  fehlten,  durchaus  vereinbar;  vgl.  §944.  In  einzelnen 
bezüglichen  Rechten  wurde  aber  die  Souche  so  einseitig  betont ,  dass  man 
nun  annahm,  dass,  wenn  ein  der  Souche  angehörender  Erbe  fehlte,  für  das 
Erbland  jede  Sonderbehandlung  aufhöre,  dasselbe  gleich  dem  Acqu€t  nach 
gemeiner  Folge  vererbe  und  dem  entsprechend  auch  auf  Vorfahren  steige. 

Wollte  man  nun  auch  nicht  so  weit  gehen,  Miterben  gegenüber  jedes 
Recht  der  Nacherben  zu  beseitigen,  machte  sich  aber  das  Bedürfniss  geltend, 
zunächst  bezüglich  des  Näherrechts  den  Kreis  der  Berechtigten  zu  be-^ 
schränken,  was  dann  auf  die  Erbenfolge  rückwirkte,  vgl.  $  943,  so  bot  sich 
ein  vermittelnder  Weg  in  der  naheliegenden  Annahme  unbeschränkt 
fortgesetzten  Fallrechts  bei  den  Coutumes  de  cdtd  et  ligne,  vergL 
S  945  ff.  Je  mehr  in  diesen  Dingen  mit  der  Zeit  auch  die  Erwägungen  der 
Rechtskundigen  zur  Geltung  gelangten,  um  so  weniger  konnte  die  Unfolge- 
richtigkeit unbeachtet  bleiben,  dass  zwar  der  Herkunft  des  Gutes  von  Vater 
und  Mutter,  nicht  aber  ebenso  von  den  weitem  Verzweigungen  der  Sippe 
nachgegangen  werden  solle ;  man  hielt  es  nun  in  folgerichtiger  Durchfüh- 
rung des  Fallrechts  für  richtig,  dass  alles  Gut,  wenn  auch  nicht  gerade  nur 
an  die  Nachkommen  des  Erwerbers,  doch  an  den  Zweig  der  Sippe  zurück- 
fallen solle,  von  dem  es  herrührte,  nur  an  die  Verwandten  des  Erwerbers 
oder  des  ersten  nachweisbaren  Besitzers. 

Es  ist  möglich,  dass  diese  naheliegende  Auffassung  wohl  schon  früher 
geltend  gemacht  wurde.  Aber  noch  zur  Zeit  der  amtlichen  Aufeeichnung 
der  Coutumes  scheint  sie  wenigstens  in  dem  Gebiete,  welches  uns  für  den 
Bestand  des  westfränkischen  Rechts  zunächst  massgebend  sein  muss,  noch 
nirgends  unbedingt  durchgedrungen  zu  sein.  Denn  während  wir  die  Ge-. 
staltung  der  Coutumes  soucheres  in  einigen  aufs  bestimmteste  ausgesprochen 
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1005]  finden,  suchten  wir  S  930  ff.  nachzuweisen,  dass  die  sachlichen  An- 
gaben der  übrigen  Coutumes  nirgends  ausdrücklich  auf  fortgesetztes  Fall- 
recht hinweisen,  nirgends  über  das  hinausgehen ,  was  sich  auch  aus  ein- 
fachem Fallrechte  ergeben  haben  würde.  Aber  die  übliche  Verwendung  des 
Doppelausdrucks  Cöte'  et  ligne  auch  da,  wo  man  nur  die  beiden  Eltem- 
seiten  im  Auge  hane ,  erleichterte  es,  ihren  Angaben  die  Beziehung  auch 
auf  die  Weiterverzweigung  der  Sippe  da  unterzulegen,  wo  man  ohnehin 
überzeugt  war,  dass  nur  das  fortgesetzte  Fallrecht  den  Forderungen  der 
Billigkeit  und  Folgerichtigkeit  entspreche. 

Die  vielfach  auffallende  Gestaltung  der  Folge  der  Rückenerben 
im  spätem  Droit  coutumier  ist  das  Ergebniss  eines  Prozesses,  auf  den  das 
nachtragliche  Eingreifen  des  Lehnwesens  ohne  Einfluss  war,  vgl.  S  938  und 
973,  der  sich  durchaus  von  landrechtlichen  Grundlagen  aus  vollzogen  hane. 
Die  manchen  Unfolgerichtigkeiten  des  spätem  Rechts  gehen  darauf  zurück, 
dass  in  Folge  des  Uebergangs  vom  einseitigen  Erbrecht  der  Munennagen 
zum  zweiseitigen  Erbrecht  nicht  die  gesammte  Folge  nach  dem  entsprechen- 
den Gesichtspunkten  durchgreifend  umgestaltet  wurde,  dass  man  sich  viel- 
mehr damit  begnügte,  nur  für  die  häufiger  vorkommenden  Fälle  das  schon 
in  den  ältesten  Verhaltnissen  begründete  einfache  Fallrecht  durch  das  auf 
wesentlich  andern  Gesichtspunkten  beruhende  Nichtsteigen  zu  erganzen. 
Die  sich  im  spatern  Droit  coutumier  bezüglich  alles  dessen,  was  mit  dem 
Fallrechte  zusammenhangt,  geltend  machenden  Verschiedenheiten  und  Un- 
sicherheiten rühren  dann  vor  allem  daher,  dass  man  manchen  Unbillig- 
keiten und  Unfolgerichtigkeiten  durch  Annahme  eines  bis  zum  Erwerber 
oder  auch  unbegränzt  fortgesetzten  Fallrechts  zu  begegnen  suchte,  ohne 
dass  es  doch  gelungen  wäre,  die  einmal  hergebrachte  Gestaltung  eines  ein- 
fachen, nur  durch  Nichtsteigen  ergänzten  Fallrechts  durchgreifend  zu  be- 
seitigen. 

1006.  So  wesentliche  Rückwirkungen  der  Uebergang  vom  einseitigen 
zum  zweiseitigen  Erbrecht  auf  die  Folge  der  Rückenerben  haben  musste,  so 
hätte  er  an  und  für  sich  für  die  Folge  derßrusterben  keine  weitere  Wir- 
kungen haben  müssen,  als  die,  dass  nun  für  das  Gut  des  Vaters  die  Kinder 
ebenso  als  gesetzliche  Erben  anerkannt  waren,  wie  schon  früher  für  das  der 
Mutter.  Ob  der  Nachlass  aus  Fahrniss  oder  Liegenschaften  bestand,  ob  diese 
von  den  Eltern  gewonnen  oder  ererbt  waren,  kam  da  nicht  in  Betracht,  wie 
insbesondere  auch  Ansprüche  früherer  Miterben  nicht  in  Frage  kommen 
konnten,  so  lange  die  Folge  sich  immer  in  der  absteigenden  Linie  fortsetzte. 

Fehlt  es  trotzdem  nicht  an  Aenderungen  in  der  Folge  der  Brusterben, 
so  hängen  diese,  wenn  wir  von  den  sichtlich  nur  durch  das  Lehnrecht  her- 
beigeführten absehen,  auf  engste  zusammen  mit  der  allmähligen  Umge- 
staltung der  Verhältnisse  des  Widum.  Sind  aber  auch  diese  ganz 
unabhängig  von  dem  Uebergange  zum  zweiseitigen  Erbrechte  erfolgt ,  so 
hat  das  sichtlich  die  Folge  gehabt,  dass  sich  gerade  bei  der  spätem  Folge 
der  Bmsterben  die  Rückwirkungen  der  einstigen  Einseitigkeit  des  Erbrechts 
bestimmter  kenntlich  machen,  als  bei  der  der  Rückenerben. 
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Der Widum  war ursprtlnglich  Eigenthum  derFrau,  welches  beim 
NichtUberleben  von  Kindern  der  Ehe  ebenso ,  wie  ihr  sonstiges  Gut ,  auf 
ihre  Sippe  vererbte,  vgl.  $  870  ff.,  wie  sich  das  bei  dem  inFahrniss  bestellten 
Widum  zuweilen  auch  später  so  erhalten  hat;  vgl.  $  874.  Zumal  aber  seit 
es  üblich  wurde,  den  Widum  nicht  in  Fahrniss,  sondern  in  Liegenschaften 
zu  bestellen,  vgl.  %  867,  musste  das  unbillig  erscheinen,  so  dass  der  kinder- 
losen Wittwe  nur  noch  Nutzgenuss  an  den  Widumsgütem  zugestanden 
wurde,  während  diese  nach  ihrem  Tode  an  die  Sippe  des  Mannes  zurück- 
fallen sollten.  Damit  musste  sich  dann  auch  da,  wo  es  sich  um  Rücken* 
erbe  handelte,  die  Auffassung  feststellen,  dass  der  Widum  nicht  als  Mutter- 
gut, sondern  als  Vatergut  zu  behandeln  sei. 

Waren  Kinder  der  Ehe  vorhanden,  so  war  diesen  der  bezügliche 
Widum  verfangen^  vgl.  S  877,  was  ursprünglich  insofern  zu  ungleicher 
Theilung  des  Mutterguts  führen  musste,  als  nach  dem  Tode  der  Mutter  die 
Kinder  jeder  Ehe  den  Widum  vorwegnahmen  und  erst  der  Rest  unter  die 
Kinder  aller  Ehen  gleich  getheilt  wurde.  Rechte  des  Vaters ,  so  weit  die- 
selben nicht  etwa  durch  seine  vormundschaftlichen  Befugnisse  begründet 
waren,  bestanden  da  so  wenig,  dass  dieser,  vgl.  S  875,  den  Kindern  zur 
Herausgabe  nach  Vorversterben  der  Mutter  verpflichtet  war, 
ohne  an  den  Widumsgütern  auch  ftur  Niessbrauch  zu  erhalten.  Bei  den 
grossen  Unzukömmlichkeiten,  welche  das  für  den  Vater  haben  musste, 
schwächte  sich  das  dann  dahin  ab,  dass  Leibzucht  des  Vaters  am 
Widumsgut  anerkannt  wurde,  dass  die  Herausgabe  desselben  von  ihm  bei 
Lebzeiten  nicht  verlangt  wurde,  sondern  erst  nach  seinem  Tode  von  den 
Kindern  jeder  Ehe  der  Widum  vorweggenommen  wurde,  während  sich  die 
Kinder  aller  Ehen  dann  in  den  Rest  theilten. 

Die  sich  damit  ergebende  Theilung  nach  Widumsrecht  nach 
dem  Vater  war  aber  nicht,  wie  im  spätesten  Recht,  nur  als  Ausnahme 
zugelassen,  sondern  erscheint,  wie  wir  S  823  nachzuweisen  suchten,  noch 
im  spätem  Mittelalter  vielfach  als  die  Regel  für  die  Theilung  nach  dem 
Vater,  während  das  Muttergut  unter  alle  Kinder  nach  Köpfen  getheilt  wurde, 
vgl.  S  834  ff.,  wie  das  auch  dem  ältesten  Recht  entsprach,  wenn  der  Widum 
nicht  mehr  als  zum  Muttergute  gehörend  betrachtet  wurde.  Zeigen  sich  da 
Abweichungen,  so  suchten  wir  diese  S  837  ff.  insbesondere  daraus  zu  er- 
klären, dass  es  beim  Lehensadel  üblich  wurde,  die  Töchter  bei  ihrer  ersten 
Verheirathung  mit  einer  Aussteuer  für  ihr  Erbrecht  abzufinden,  und  es  da- 
mit nahe  lag,  auch  den  Kindern  dieser  ersten  Ehe  ein  Vorrecht  auf  das 
Maritagium  der  Mutter  zuzugestehen. 

Während  nun  aber  beim  Rückenerbe  der  Widum  einfach  alsPaternum 
vererbt,  ist  das  beim  Brusterbe  nicht  der  Fall ;  es  ergeben  sich  da  noch  später 
die  auffallendsten  Rückwirkungen  der  früheren  Vererbung  als 
Muttergut.  Willigten  die  Kinder  ein,  das  Widumsgui  dem  Vater  auf 
Lebenszeit  zu  belassen,  so  verzichteten  sie  damit  nicht  darauf,  dasselbe  nach 
dem  Tode  des  Vaters  so  zu  iheilen,  wie  sie  es  nach  dem  Tode  der  Mutter 
getheilt  haben  würden.    Damit  erklärt  es  sich,  wenn  noch  später  auch  da. 
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1006]  wo  das  Vatergut  im  allgemeiaen  unter  dem  Eiaflusse  des  Lehnrechts 
nach  Erstgeburtsrecht  und  mit  Zurücksetzung  der  Töchter  vererbte,  der 
Widum  selbst  dann,  wenn  er  aus  Lehngütern  bestand,  durchweg  unter  alle 
Kinder  nach  Köpfen  getheilt  wurde;  vgl.  S  819. 

Insbesondere  erklärt  es  sich,  wenn  die  Kinder  dem  Vater  den  Nutt- 
"genuss  des  Widum  nur  unter  der  Voraussetzung  überliessen,  dass  dieVer- 
fan  genschaft,  zu  welcher  zunächst  die  Mutter  verpflichtet  gewesen  war, 
auch  vom  Vater  ebenso  eingehalten  wurde ,  so  dass  der  Widum  nach  wie 
vor  einen  Theil  des  Vermögens  des  Vaters  bildete ,  der  seiner  freien  Ver- 
fügung entzogen  war;  an  dem  den  Kindern  zwar  bei  Lebzeiten  des  Vaters 
nur  ein  nacktes  Eigenthum,  ein  Wanerecht  zustand ;  der  aber  auch  dann, 
wenn  der  Vater  erst  nach  der  Mutter  starb,  ganz  so  auf  die  Kinder  der  Ehe 
vererbte,  als  ob  derselbe,  wie  in  den  ältesten  Zeiten,  immer  Muttergut  der 
Kinder  geblieben  wäre,  als  ob  sich  da  nichts  geändert  hätte,  als  dass  er  ein 
Muttergut  war,  an  welchem  dem  überlebenden  Vater  nachträglich  Leib- 
zucht zugestanden  wurde. 

Die  spätere  Rechtsentwicklung  war  dieser,  noch  immer  an 
älteste  Zustände  anknüpfenden  Theilung  nach  Widumsrecht  nicht  günstig, 
da  sie  insbesondere  mit  dem  in  Folge  des  Lehnwesens  aufgekommene  Erst- 
geburtsrechte nicht  vereinbar  war;  vgf.  §824.  In  einer  grossen  Zahl  der 
uns  vorliegenden  Coutumes  ist  das  Sonderrecht  der  Kinder  jeder  Ehe  auf 
das  Douaire  überhaupt  nicht  mehr  anerkannt,  vgl.  §  826,  hat  nur  noch  die 
überlebende  Mutter  Zucht  am  Douaire,  während  der  Nachlass  des  Vaters 
entsprechend  den  sonstigen  Bestimmungen  unter  alle  seine  Kinder  ohne 
Unterscheidung  der  Ehen  getheilt  wird. 

Aber  auch  da,  wo  das  Douaire  propre  auz  enfants  noch  anerkannt 
war,  greift  es  bei  der  Theilung  des  Vaterguts  jetzt  nicht  meht  als  Regel, 
sondern  nur  noch  als  Ausnahme  ein.  Als  Regel  wird  vorausgesetzt,  dass 
der  Nachlass  des  Vaters  unter  alle  seine  Kinder  als  Erben  getheilt  wird. 
Aber  die  Kinder  haben  auch  jetzt  noch  das  Recht,  auf  das  Erbe  nach  dem 
Vater  überhaupt  zu  verzichten,  vgl.  S  817.  825,  und  statt  dessen  aus  dem 
Nachlass  nur  das  ihnen  nach  wie  vor  verfangene  Douaire  der  Mutter  zu 
nehmen,  wie  es  ihnen,  vgl.  S  907,  ebenso  zusteht,  sich  bei  Standesungleich- 
heit der  Eltern  an  den  Stand  der  Mutter  zu  halten,  wenn  sie  bereit  sind,  auf 
solche  Vortheile  zu  verzichten ,  welche  ihnen  nur  als  Standesgenossen  des 
Vaters  gebührt  hätten.  So  liegt  es  noch  in  spätester  Zeit  in  der  Befugniss 
der  Kinder,  sich  aller  Rechtswirkungen  ihrer  Verbindung  mit  dem  Vater 
zu  entschlagen,  und  dann  lediglich  die  Rechtsstellung  einzunehmen,  welche 
ihnen  als  Kindern  der  Mutter  gebührte ;  damit  also  auf  einen  Zustand  zu- 
rückzugreifen, wie  er  bereits  gestaltet  war,  als  trotz  der  Ehe  die  Kinder  noch 
als  zunächst  nur  zur  Mutter  gehörig  betrachtet  wurden. 

Habe  ich  es  versucht,  in  Kürze  die  Entwicklung  der  westfrän- 
kischenErbenfolge  darzulegen,  wie  sie  nach  Massgabe  unserer  Unter- 
suchungen erfolgt  sein  dürfte,  so  ist  ja  richtig ,  dass  für  manche  wichtige 
Annahme,  wie  etwa  die  d^s  ursprünglichen  Fehlens  des  Erbrechts  der  Kia- 
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der  nach  dem  Vater,  ein  unmittelbarer  Beleg  in  den  Quellen  nicht  vorliegt 
Aber  unsere  Annahmen  sind  doch  auch  keineswegs  willkürliche ;  es  fehlt 
fUr  dieselben  nicht  an  festen  Haltpunkten.  Ist  uns  das  schliessliche  Ergeh- 
niss  der  ganzen  Entwicklung,  das  spätere  Droit  coutumier,  genügend  genau 
bekannt,  so  sind  nur  solche  Annahmen  bezüglich  der  Entwicklung  zulässig, 
welche  das  Schlussergebniss  erklaren  können.  Und  wäre  dieses  immerhin 
von  verschiedenen  Ausgangspunkten  und  auf  verschiedenen  Wegen  erreich- 
bar gewesen,  so  liegen  uns  ja  auch  in  den  ältesten  Quellen  eine  Reihe  der 
werthvoUsten  Haltpunkte  vor,  welche  bestimmter  auf  den  thatsächlich  ein- 
gehaltenen Weg  hinweisen  und  demnach  auch  alle  Annahmen  über  die 
Entwicklung  ausschliessen,  welche  mit  ihnen  nicht  vereinbar  sind.  Habe 
ich  es  versucht,  das  Schlussergebniss  mit  den  ältesten  Zeugnissen  in  Ver- 
bindung zu  bringen,  so  fehlt  es  freilich  nicht  an  Punkten,  wo  meine  An- 
nahmen nur  die  mir  wahrscheinlicheren  sind,  nur  beanspruchen ,  dass  sie 
vorläufig  eine  jenen  Forderungen  entsprechende  Lösung  bieten,  während 
es  sehr  möglich  ist,  dass  Erwägungen,  welche  mir  entgangen  sind,  Quellen- 
zeugnisse, welche  ich  nicht  beachtete,  andere  Annahmen  als  besser  begrün- 
dete erscheinen  lassen  werden.  Werde  ich  da  aber  zweifellos  nicht  überall 
das  Richtige  getroffen  haben,  so  möchte  ich  doch  annehmen ,  dass  wenig- 
stens dann,  wenn  zugegeben  wird,  dass  nach  Massgabe  der  ältesten  Zeug- 
nisse und  mancher  noch  im  spätem  Recht  gebotenen  Bestätigung  die  mutter- 
rechdiche  Folge  den  Ausgang  gebildet  haben  muss,  auch  die  Weiterent- 
wicklung wenigstens  im  Ganzen  und  Grossen  nicht  wohl  eine  andere  ge- 
wesen sein  kann. 
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XVI.  Westfränkisches  Recht.  s.  239. 

810.  Frankisches  Recht.  Drei  Hauptgruppea  811,  WestfrSinkisches  Reche 
Ausdehnung  des  Gebiets.  Nördliches  Frankreich,  Paris.  Abweichungen.  An- 
schluss  an  das  Recht  anderer  Gruppen.  Abgrenzung  im  Westen,  Norden, 
Osten,  Süden.    Gegenstände  und  Gang  der  Untersuchung. 


1.  Beerbung  des  Vaters.  S.  244. 

812.  Später  Beerbung  jedes  Elterntheils  nach  Köpfen  als  Regel.  Un- 
gleiche Theilung  nach  Widumsrecht  nach  dem  Vater  als  Ausnahme.  8iß.  Wi- 
dum  der  Ehefrau.  814.  Betrag;  vereinbarter,  gesetzlicher.  Hälfte  und 
Drittel.  8iß,  Bestand  der  der  H^lftung  unterliegenden  Liegenschaften  des 
Mannes.  Stockgut  und  Seitengut.  BeschrUnkung  auf  das  vom  Manne  ererbte 
Stockgut;  Unbilligkeit.  816.  Bemessung  nach  dem  Bestände  bei  Eingehung 
der  Ehe.  Verfangenschaft.  Ausnahmsweise  Bemessung  nach  dem  Todestage. 
5/7.  Widumsrecht  der  Kinder.  Spätere  Forderung  des  Verzichts  auf 
das  Erbe.  Ausdehnung  auf  Muttergut.  818.  Verfangenschaft.  Zucht  des  über- 
lebenden Vaters  und  Eigenthum  der  Kinder.  8jp,  Recht  auf  vollen  Kopftheil 
ohne  Rücksicht  auf  Erstgeburt  und  Geschlecht.  820.  Beschränkung  auf  Kin- 
der bei  Beerbung  des  Vaters.  Behandlung  des  W.  als  Vatergut.  Kein  Recht 
der  Enkel.  Eintritt.  821.  Kein  Vorrecht  der  Vollgeschwister.  Ausnahme. 
822.  Betrag  des  Widum  folgender  Ehen.  Beim  Fehlen,  beim  Vorhandensein 
von  Vorkindern.  Uebergang  des  W.  der  Mutter  auf  die  Schwiegertochter. 
82ß.  Theilung  nachWidumsrecht  als  ursprün  gl  icheRegel.  Nicht- 
erwUhnung  der  Voraussetzung  des  Erbverzichts  in  altem  Quellen.  Kopfgleiche 
Theilung  des  Restes  nach  Vorwegnahme  des  W.  824,  Unvereinbarkeit  mit 
den  Forderungen  des  Lehnrechts.  82$.  Nachträgliche  Forderung  des  Erbver- 
zichts.  826.  Ausschluss  des  Widumsrechts  der  Kinder.  82^.  Fehlen  eines 
Warte  rechts  der  Kinder.  828.  Unbeschränktheit  der  Schenkung  unter 
Lebenden.  82p.  Spätere  Beschränkungen;  Pflichttheil  der  Kinder.  8ßo.  Erben- 
trug. 8ßj.  Warterecht  der  Erben  in  Artois.  8ß2.  Schenkung  von  Todeswegen. 
Freitheil.  Fahrniss  und  Gewinnland.  Theilbetrag  des  Erblandes.  8ßß.  Nach- 
trägliche Beschränkung  der  Schenkung  unter  Lebenden  auf  den  Freitheil.  Volle 
VerfUgungsfreiheit  als  Ausgangspunkt.     Ergebniss. 
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2.  Beerbung  der  Mutter.  S.  290. 

8)4*  Kopfgleiche  Theilung  unter  alle  eheliche  Kinder.  5^5.  Aus- 
nah m  e  n.  Verfangenschaft  des  liegenden  Eheguts  für  die  Kinder.  Lorris.  Or- 
leans. 8)6,  Verfangenschaft  des  Lehngutes  der  ersten  Ehe.  8)7,  Ungleiche 
Theilung  des  Mutterguts  nach  Ehen.  Heirathsgut  der  Mutter.  8)8.  Erb- 
abfindende Aussteuer  der  Töchter.  8)g,  Zusammenhang  mit  der  ersten  Ehe.  840. 
Unbilligkeit  der  Einseitigkeit  des  Widum.  Vorbehah  eines  entsprechenden 
Theiles  des  Mutterguts  für  die  Kinder  der  Ehe;  der  ganzen  Aussteuer.  841, 
Einzelangaben  Über  ungleiche  Theilung.  Vorrecht  der  Kinder  erster  Ehe  auf 
die  Aussteuer,  843,  und  auf  das  während  der  Ehe  ererbte  Stockgut.  84).  Zu 
sammenhang  mit  den  Bestimmungen  über  den  Widum.  Sonderrecht  des  Lehns  - 
adels.  844,  Zucht  des  überlebenden  Mannes  am  Gute  der  Frau.  Un- 
billigkeit einseitiger  Zucht  der  Frau.  Vermittelnde  Gestaltungen.  Zucht  nur 
des  Mannes.  Ostfrtinkische  Widumsehe.  Ä/5.  Zucht  des  Mannes  am  Heiraths- 
gute  bei  fruchtbarer  erster  Ehe.  8^.  Vermuthliche  Entwicklung.  847,  Zu 
rückgehen  der  Kopfth  eilung  auf  Älteres  Recht.  Vorkommen  neben 
ungleicher  Theilung  nach  dem  Vater  in  verwandten  Rechten ;  848.  neben  bett- 
ungleicher Theilung ;  84g.  neben  bettgleicher  Theilung.  8^0.  Beschränkung  des 
Erstgeburtsrechts  auf  die  Folge  nach  dem  Vater.  6*51.  Nichtbeachtung  der 
Zurücksetzung  der  Töchter  beim  Widum;  8^2.  bei  Theilung  des  Mutterguts. 
8$),  Recht  zur  Abfindung  der  Tochter;  durch  beide  Eltern;  8^4,  Beschrän 
kung  auf  den  Vater  und  das  Vatergut.  8^^.  Verfangenschaft  des  Mut- 
terguts für  die  Kinder.  8^6.  Verfangenschaft  der  Aussteuer.  ^7.  Beschrän- 
kung des  Verfügungsrechts  der  Wittwe  auf  einen  Kindstheil.  Recht  u.  Sitte. 
8^8*  Ergebniss  bezüglich  der  Nachkommenfolge. 

3.  AeltererWidum,  S.  342. 

8^g.  Vergleich  mit  den  ähesten  Zeugnissen.  Stätigkeit  des  Familienrechts. 
860.  Einseitigkeit  des  altem  Widum.  Unabhängigkeit  vom  Betrage  der 
Aussteuer.  861.  Ausnahmsweise  Regelung  nach  der  Aussteuer.  Augmentum 
dotis.  862,  Fehlen  eines  Vorrechts  der  Kinder  der  Ehe  auf  die  Aussteuer. 
86).  Gesetzlicher  Widum.  864.  Erforderniss  u.  Kennzeichen  der  rechten 
Ehe.  86^.  Annahme  des  ZurUckgehens  auf  römisch-kirchliches  Recht.  866.  An- 
scheinender Widerspruch  zwischen  der  Forderung  vorheriger  Dotirung  und  ge- 
setzlichem Widum.  Formalact.  Arrha.  867.  Uebergang  vom  Fahrnisswidum 
zum  Liegenschaftswidum.  Vereinbarter  W.  in  Fahrniss.  868.  Bemes- 
sung des  W.  nach  einem  Theilbetrage  des  liegenden  Gutes  des  Mannes.  86g, 
Reste  eines  gesetzlichen  Fahrnisswidum.  870.  Ursprüngliches  Eigenthum 
der  Frau.  Vererbung  auf  die  Rückenerben  der  Kinderlosen.  871.  Gesetze 
über  Theilung  bei  unbeerbter  Ehe.  872.  Annahme  fremdrechtlicher  Beeinflus- 
sung. 87),  Weiterentwicklung.  Auseinanderhalten  der  Ansprüche  der  Frau 
und  ihrer  Sippe.  Uebergang  zur  Zucht  der  Frau.  874.  Reste  der  Bewidmung 
zu  Eigenthum.  87^.  Vererbung  auf  die  Kinder  als  Muttergut ;  Heraus- 
gabe bei  Vorversterben  der  Mutter.  Uebergang.  Verbleiben  im  Besitze  des 
Vaters  unter  Verfangenschaft.  876.  Uebergang  zur  Behandlung  als  Vatergut. 
Nachwirken  der  ursprünglichen  Vererbung  als  Muttergut.  877.  Verfangenschaft 
des  Widum  der  überlebenden  Mutter.  Annahme  einer  Beeinflussung  durch 
römisches  Recht;  878.  einer  Beschränkung  auf  den  Fall  der  Wiederverheira 
thung.  87g,  Gesammteigenthum  der  Mutter  und  der  Kinder  der  Ehe.  880^ 
Verfügungsfreiheit  des  Vaters  für  das  ihm  verbleibende  Gut.  881, 
Affatomie.  882.  Annahme  zu  Miterben  neben  berechtigten  Kindern.  88).  Warte- 
recht der  Kinder  auf  das  Sondergut  der  Mutter.  884,  Ergebniss  des  Ver- 
gleiches der  altem  u.  spätem  Zeugnisse. 
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4.  Anfange  der  Ehe.  S.  393. 

88ß,  Anfänge  der  germanischen  Ehe.  Verschiedenheit  der  Ultesten  Ge- 
staltung: Fraukaufehe,  Mundkaufehe,  Widumsehe.  886.  Fränkische  Ehe. 
Vermögensrechtliche  Leistungen  des  Mannes.  Morgengabe.  88y,  Widum.  An- 
nahme des  Zurückgehens  auf  einen  den  Gewalthabern  zu  zahlenden  Kaufpreis. 
Dagegen  Zahlung  erst  nach  Bruch  der  Ehe;  Verdienen  durch  das  Beilager. 
888.  Vom  Widum  unabhängige  Zahlungen  an  die  Gewalthaber.  Nothwendig- 
keit  ihrer  Zustimmung.  88p,  Arrha.  8go,  Fehlen  der  Geschlechts  Vormund- 
schaft. 8pi.  Formen  der  Eheschliessung.  Fehlen  der  Traditio.  Erwerb  der 
eheherrlichen  Gewalt.  Dotirung.  8^2.  Wahrscheinliche  Anfänge  der  rech- 
ten Ehe.  Eheähnlicher  Verkehr  mit  der  Unfreien.  Hausfrau.  Raub.  Kauf  zur 
Unfreien.  Eheherrliche  Gewalt.  8pß.  Eheähnlicher  Verkehr  mit  der  Freien. 
Ursprünglicher  Geschlechtsverkehr  freier  Weiber.  Aufnahme  Blutsfremder  in 
die  Familie.  8^4.  Friedelschaft;  rechte  und  unrechte.  Fehlen  der  Dotirung, 
der  Subarrhatio,  der  Gewalt  des  Mannes.  6*^5.  Uebergang  von  Friedelschaft 
zur  Ehe.  Unterschied  zwischen  Widum  u.  Kaufpreis.  8p6.  Vergabungen  des 
Mannes  an  die  Friedel.  ^97.  Mittelstellung  der  dotirten  Ehefrau  zwischen 
der  erkauften  Unfreien  u.  der  Friedel.  Entwicklung  der  angeseheneren  Stel- 
lung der  Ehefrau.  8p8.  Angaben  des  Tacitus  über  germanische  Ehe- 
schliessung. 

5.  Mutterrecht.  S.  419. 

8pg.  Zugehörigkeit  der  Kinder.  Vaterrecht,  unmittelbares  u.  mittelbares« 
Stellung  der  Friedelkinder,  goo,  Fehlen  von  Rechtswirkungen  der  unehelichen 
Vaterschaft.  Mutterrecht.  Gleiches  Erbrecht  aller  Kinder  am  Muttergute.  90/. 
Franken.  Fehlen  des  Erbrechts  der  Unechten  nach  der  Mutter. 
Behandlung  als  Findling  bei  .eigenmächtiger  Geschlechtsverbindung,  goa.  Nach- 
trägliche Beseitigung  des  Erbrechts  der  Friedelkinder,  goß.  Eheliche  Kinder; 
vermögensrechtliche  Zugehörigkeit  zur  Mutter.  ^04.  Widum 
Gesammteigenthum  der  Mutter  u.  der  Kinder  der  Ehe.  Anknüpfimg  an  vor- 
eheliche Verhältnisse.  905.  Lösung  des  vermögensrechtlichen  Verbandes  der 
Mutterfamilie  mit  der  Sippe  des  Vaters  nach  dessen  Tode.  po6.  Aufrechthal- 
tung der  Verbindung  zwischen  Mutter  und  Kindern.  907.  Massgeben  des 
Standes  der  Mutter  für  den  der  Kinder.  Massgeben  der  Mutter  für  die 
Freiheit,  des  Vaters  für  den  Adel.  Aelteste  Zeugnisse  über  Behandlung  stan- 
desungleicher Ehen.  po8.  Genügen  des  Adels  der  Mutter  für  den  der  Kinder. 
pog.  Ergebnis s.  Mutterrecht  als  Ausgangspunkt,  gio.  Annahme  ursprüng- 
lichen Fehlens  des  Erbrechts  nach  dem  Vater.  Entwicklung  desselben  durch 
Erbeneinsetzung. 

6.  Gemeine  Rücken  folge.  S.  444. 

gji,  Verschiedenheit  der  Folge  in  die  Bestandtheile  des  Nach- 
lasses. Fahmiss.  Liegenschaften,  Gewinnland  u.  Erbland.  Begrifif  des  Propre. 
Entstehendes  und  altes  Erbland.  Gemeine  Folge.  gi2.  Folge  in  Gewino- 
land  u.  Fahrniss  nach  Linie  u.  Grad.  Volles  Vorfahrenrecht,  p/^.  Aus- 
nahmen ;  bei  Fahrniss ;  gJ4.  beim  Gewinnlande,  p/5.  Ostfränkisches  Recht. 
Zurückgehen  auf  ältestes  Recht  wegen  Uebereinstimmung  der  spätem  Einzel- 
rechte. gj6.  Seitenverwandte.  Nähe  des  Grades  ohne  Berücksichtigung 
des  Erstgeburtsrechts  und  des  Geschlechtsunterschiedes,  p//.  Nichtbeachtung 
des  doppelten  Bandes;  gj8.  Beachtung  desselben.  Beschränkung  auf  Ge- 
schwister. Ausnahmen,  gig.  Ursprünglichkeit  der  Gleichstellung  von  VoDge- 
schwistern  u.  Halbgeschwistem.  Aelteste  Quellen.  Salische  Erbenfolge  in 
Italien,  gao,  Nichtbeachtung  des  Vertretungsrechts  in  der  Seitenlinie.  Eintritts- 
rechl  der  Neffen.    Ausschluss  der  Oheime  durch  Neffen. 
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7.  Fallrecht.  S.  463. 

pj2i.  Folge  in  das  Erbland.  Zurückgehen  des  Fallrechts  auf  ältestes 
Recht.  ^2s.  Erbrecht  des  Fiscus  beim  Fehlen  der  berechtigten  Seite.  Näher- 
recht. p2ß.  Angaben  der  Lex  Salica.  ^24.  Fehlen  unvollständigen  Fallrechts. 
Verschiedene  Gestaltung  des  vollständigen.  g2ß.  Einfaches  Fallrecht, 
Coutumes  de  simple  cot^.  p26.  Ausschluss  der  Forderung  der  Abstammung 
vom  Erwerber.  957.  Ursprünglichste  Gestaltung.  Nicht  lehnrechtlichen  Ur 
Sprungs.  p5Ä  Unbeschränkt  fortgesetz  tes  Fallrecht,  Coutumes  de 
c6t^  et  ligne.  Ansicht  der  spätem  Rechtskundigen,  p^p.  Unbestimmtheit  der 
Fassung.  Belege  für  fortgesetztes  Fallrecht  aus  Nachbargebieten,  pjo.  Fehlen 
ausdrücklichen  Hinweises  in  den  westfränkischen  Rechten,  pji.  Schwankender 
Gebrauch  der  Ausdrücke  C6te  und  Ligne.  Gleichbedeutung,  p^a.  Verwen- 
dung des  Doppelausdrucks  bei  einfachem  Fallrecht,  p^j.  Gründe  für  die  Ur- 
sprünglichkeit einfachen  FaUrechts.  pß4.  Stammrecht,  bis  zum  Erwerber 
fortgesetztes  Fallrecht,  Coutumes  soucheres.  Vorfolge  der  frühem  Miterben. 
pß$,  Ausschluss  des  Fallrechts  beim  Fehlen  von  Nachkommen  des  Erwerbers. 
pßö.  Betonung  des  Stammrechts  erst  im  sechszehnten  Jahrhundert.  Belege  für 
Uebergang  vom  einfachen  Fallrecht  zum  Stammrecht,  pjy.  Stammrecht  nur 
beim  Näherrecht  neben  Vererbung  nach  einfachem  Fallrecht.  p^&  Veran- 
lassung des  Uebergangs  zum  Stammrechte.  Nicht  lehnrechtlichen  Ursprungs. 
Ansätze  im  ältesten  Recht.  Rücksicht  auf  die  frühern  Miterben,  pßp.  Ueber- 
gang zum  Stammrechte  beim  Näherrechte  wegen  des  sich  da  ergebenden  Be- 
dürfnisses einer  engern  Gränze.  Beschränkung  auf  die  Seite,  p^o.  auf  die 
Nachkommen  des  Erwerbers,  p^/.  Unfolgerichtigkeiten  der  Erbenfolge,  Streben 
nach  Beseitigung.  P42.  Massgeben  des  Interesse  der  Käufer.  p4ß.  Ausdeh- 
nung auf  die  Erbenfolge.  Mit  Beseitigung  des  einfachen  Fallrecht.  P44. 
Rechte  mit  Stammrechi  und  eventueUem  einfachem  Faürecht.  p4$,  Veranlas- 
sung der  Annahme  fortgesetzten  Fallrechts  imspäternRecht.  An- 
schluss  an  das  Stammrecht.  Vermittelnde  Ansicht  der  Rechtskundigen.  P46, 
Gleichstellung  des  ersten  nachweisbaren  Besitzers  mit  dem  Erwerber.  p4y.  Folge 
beim  Fehlen  von  Verwandten  des  Erwerbers.    P48,  Ergebnis s. 

8.  Mutterrechtliche  Rückenfolge.  S.  518. 

P4p.  Ursprüngliches  Erbrecht  nur  der  Mutterseite.  Erbentafel  der 
Lex  Salica.  p$o.  Beziehung  des  Ausdruckes  Soror  auf  Geschwister  beiderlei 
Geschlechts.  Sonstige  auf  mutterrechtliche  Grandlage  deutende  Gesammtbe- 
zeichnungen.  pj/.  Muttergeschwister.  955.  Folge  der  entfernteren  Verwandten. 
Zweifel  bezüglich  der  Einzelnheiten  der  Folge,  p^^,  Bestimmungen  über  den 
Reipus.  Annahme  römischrechtlichen  Ursprungs.  GegengrUnde.  Fehlen  eines 
Verlobungsrechtes  der  Sippe  des  verstorbenen  Mannes ;  volle  Selbstständigkeit 
der  Wittwe.  p5^.  Fehlen  einer  Erklärung  für  die  Reihenfolge  der  Empfänger. 
P55.  Zahlung  behufs  Abwendung  der  Fehde.  Ursprüngliche  Beschränkung  des 
Fehderechts  auf  die  Muttermagen.  Reste.  pß6.  Bedeutung  für  die  älteste  Ge- 
staltung der  Erbenfolge,  p^y.  Ursprüngliches  Fehlen  des  Erbrechts  der  Kinder 
nach  dem  Vater.  Rein  mutterrechtliche  Erbenfolge.  pß8,  Bestimmungen  über 
die  Chrenecruda.    959.  Reste  der  Bevorzugung  der  Mutterseite. 

9.  Zweiseitige  Rückenfolge.  S.  541. 

p6o.  Uebergang  zum  zweiseitigen  Erbrecht.  Er  bland.  ZurückfÜhrung 
des  Fallrechts  auf  mutterrechtliche  Folge;  Rückfall  der  Materna  als  Erbgut, 
der  Patema  als  Schenkgut.  pöi,  Anknüpfung  der  Weiterentwicklung  an 
Fahrniss  u.  Gewinngut.    Behandlung  als  eheliches  Gemeingut  seit  den 
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Anfängen  der  Ehe.  g62.  Schlüsselrecht  der  Wittwe.  goß.  Unbilligkeit  des 
Ausschlusses  der  Kinder  vom  Vatertheüe  des  Gemeinguts.  Erbrecht  der  Kin- 
der nach  dem  Vater;  damit  Unbilligkeit  des  Ausschlusses  der  Vaterseite.  ^4. 
Bei  Ausgehen  von  der  spätem  gemeinsamen  Folge  erfolgte  der 
Uebergang  durch  Ausdehnung  der  die  Mutter  und  ihre  Seite  treffenden  Be- 
stimmungen auf  den  Vater  und  dessen  Seite.  Folge  des  Überlebenden  Htem- 
theils  in  den  ganzen  Nachlass  Gleichstellung  von  Halbgeschwistem  u.  VoU- 
geschwistern.  g6^.  Folge  der  Gesammtsippe  nach  Nühe  des  Grades  unter 
Gleichstellung  der  Vatermagen  mit  den  Muttermagen  beider  Seiten.  Bruder- 
sohn. Achasius.  Folgerichtigkeit  der  Gesammtfolge.  pötf.  Vererbung  des  Erb- 
landes nach  einfachem  Fallrecht  und  NUhe  des  Grades,  göy.  Angaben  der 
spUtern  Texte  der  LexSalica.  Unfolgerichtigkeit  und  Unwahrschein- 
lichkeit  der  Uebereinstimmung  mit  dem  thatsUchlichen  Rechtsleben.  Behand- 
lung der  Klasse  der  Soror  matris.  Folgerichtigkeit  der  Lex  Ribuaria.  ^8,  An- 
gabe ausschliesslichen  Erbrechts  der  Vatersippe  im  weitern  Kreise;  in  den 
fränkischen  Leges;  p^p.  in  den  longobardischen  Quaestiones  ac  monita.  (^o. 
Möglichkeit  absichtlicher  Umgestaltung,  Bevorzugung  der  Vatermagen  in  Nach- 
barrechten,   p^i.  Ergebnis s. 

10.  NichtSteigen  des  Erblandes.  S.  564- 

py2,  Beschränkung  des  Nichtsteigens  auf  die  gerade  aufsteigende 
Linie;  ausnahmsweise  Ausdehnung  auf  alle  obern  Verwandten,  gyß.  Annahme 
lehnrechtlichen  Ursprungs.  Steigen  lehnbaren  Gewinngutes,  p/^.  Verhältniss 
zum  Fallrechte.  p23'  Ergebniss  der  Verbindung  des  einfachen  Fallrechts  mit 
NichtSteigen.  Unfolgerichtigkeiten  der  Gesammtgestaltung.  p75.  Ausnahmen. 
p^y.  Rückkehrrecht.  p/Ä  Steigen  auf  Grosseltern  der  berechtigten  Seite;  bei 
Fehlen  von  Nacherben ;  von  Nachkommen  des  Erwerbers ;  pyp.  unbeschränkte ; 
p8o.  beim  Fehlen  von  Geschwistern.  pSi.  Steigen  zu  Zucht;  des  Gewinnguts 
der  Ehe  auf  den  Miterwerber;  p8a.  des  Erbguts.  p8ß.  Steigen  beim  Fehlen 
eines  Erben  der  berechtigten  Seile.  ^84.  Annahme  eines  Zusammenfallens  von 
NichtSteigen  und  Fallrecht. 

II.  Erbrecht  der  Weiber.  S.  590. 

p8^.  Anscheinendes  Zurückgehen  des  Nichtsteigens  auf  mutterrechtliche 
Folge.  Angabe  der  Lex  Salica  über  den  Ausschluss  aller  Weiber  vom 
Lande.  Beschränkung  auf  Erbland.  p86.  Gegensatz  gegen  das  spätere  Recht. 
p6'7.  Zweck  der  Betonung  der  Brüder ;  nicht  Ausschlus.*?  des  Sohnes,  des  Vaters. 
g88.  Ausschluss  der  Weiber  nur  durch  Männer  gleichen  Grades.  p8p. 
Vicinenrecht  im  Edicte  Ghilperichs.  Coutumes  von  Muno.  pgo.  Entspricht  der 
spätem  Lehnstolge;  pp/.  der  landrechtlichen  Folge  in  Nacbbargebieten.  ppa. 
Spätere  Gleichstellung  der  Weiber  bei  AUod  u.  Zinsgut.  Zeugnisse  der 
karolingischen  u.  merovingischen  Zeit.  Formeln.  Bestimmung  über  das  Ein- 
trittsrecht, pgj.  Nichteinheitlichkeit  des  altern  fränkischen  Rechts,  pp^.  Gleich- 
stellung der  Weiber  als  Ausgangspunkt. 

12.  Anfänge  des  Nichtsteigens.  S.  607. 

ppß.  Fehlen  einer  Veranlassung  für  Nichtsteigen  u.  Rttckkehrredit 
bei  mutterrechtlicher  Folge;  pp6.  nach  Anerkennung  des  Vaters  als  Erben. 
ppy.  Massgebend  die  Ausdehnung  des  Erbrechts  auf  die  Vatermagen  beider 
Seiten  und  die  Rücksicht  auf  die  frühem  Miterben.  pp8.  Unfolgerichtig- 
keiten der  sich  aus  dem  Nichtsteigen  ergebenden  Gesammtgestaltung.  ppp. 
Dem  Bedürfniss  nach  Ergänzung  des  einfachen  Fallrechts  durch  Nichtsteigen 
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statt  durch  das  folgerichtige  fortgesetzte  Fallrecht  abgeholfen;  daher  Unfolge- 
richtigkeiten  im  weitern  Kreise  u.  Noth wendigkeit  von  Ausnahmen. 

13.  Ergeh  nisse.  S.  617. 

1000.  Gang  der  Untersuchung.  Ausgehen  von  den  Zeugnissen  der 
spätem  Zeit,  üebereinstimmung  der  Coutumes.  Vergleich  mit  andern  germa- 
nischen Rechten.  looi.  Ergebniss  des  Vergleichs  mit  den  ältesten  Zeugnissen. 
1002,  Rückschlüsse  auf  die  Folge  der  vorgeschichtlichen  Zeit  aus  der  Unfolge- 
richdgkeit  der  ältesten  bezeugten  Gestaltung  und  dem  Vergleiche  anderer 
Rechte.  Sonderstellung  des  salfrUnkischen  Rechts.  100^,  Mutterrechtliche 
Folge  als  Ausgangspunkt  der  Entwicklung.  Eingreifen  der  Ehe.  Fallrecht. 
Aenderungen  in  Folge  der  Ausdehnung  des  Erbrechts  auf  die  Kinder  des 
Vaters,  auf  den  Vater,  auf  die  Vatermagen  beider  Seiten.  Damit  Feststellung 
der  gemeinen  Folge  in  Gewinnland  und  Fahmiss.  1004,  Folge  der 
RUckenerben  in  das  Erbland  nach  einfachem  Fallrecht  unter  Ergänzung 
durch  das  NichtSteigen  und  Rückkehrrecht.  100^,  FUhlbarwerden  der  Unfolge- 
richügkeiten  im  spätem  Mittelalter  insbesondere  beim  Nüherrechte.  Uebergang 
zu  dem  bis  zum  Erwerber,  dann  unbeschränkt  fortgesetzten  Fallrecht.  1006, 
Aendemngen  der  Folge  der  Brusterben  im  Anschluss  an  die  Umgestal- 
tung der  Verhältnisse  des  Widum.  Theilung  nach  Widumsrecht  nach  dem 
Vater  unter  Rückwirkung  der  ft-ühern  Vererbung  als  Muttergut.  Die  frühere 
Regel  bei  der  späteren  Rechtsentwicklung  nur  noch  als  Ausnahme  anerkannt. 
Schlussbemerkung. 

Anmerkungen.  Zu  §  88s.    Fehlen  von  Rechtswirkungen  der  unehe 
liehen  Vaterschaft.    pÄo.  Fränkische  Zählung  nach  Vetterschaften. 
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Verlag  der  Wagnerischen  Universitäts-Buchhandlung 
in  Innsbruck. 


Untersuchungen  zur  Rechtsgeschichte. 

Von  Julius  Ficker. 

Untersuchungen  zur  Erbenfolge 
der  ostgermanischen  Rechte. 

I.  bis  III.  Band^  Äbtheilung. 
1891—1896.    gr.  8«.     M.-48=3e-5"f » /ö 

Forschungen 
zur  Reichs-  und  Rechts-Geschichte  Itahens 

Von  Julius  Ficker. 

4  Bände.    1868—1874.    gr.  8».    M.  47.— 

Das  Verfahren  gegen  landschädliche  Leute 

in  Süddeutschland. 

Ein  Beilrag  zur  mittelalterlich-deutschen  Strafrechtsgeschichte. 
Von  Dp.  Otto  v.  Zailinger. 

1895.    8«.    M.  6.— 

Entstehung 
des  deutschen  Immobillar-Eigenthums. 

Von  Dr.  Alfred  Halban-Blumenstock. 
I.  Band:  Grundlagen. 

1894.     8».     M.  7.20 


Ausgewählte  Urkunden 

zur  Verfassungsgeschichte  der  deutsch-österreich. 
Erblande  im  Mittelalter. 

Herausgegeben  von  Dr.  E.  Frhr.  v.  Schwind  und  Dr.  A.  Dopsch. 

1895.    gr.  8».     M.  12.— 
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Die  Desponsatio  impuberum. 

EJD  Beitrag  zur  Eoh'ickluiigs-Geschichte  des  caDOoischeo  EbesciiliessuDgs-Recht«!!. 

Von  Dr.  W.  von  Hörmann. 

1891.    8«.     M.  6.— 


Beiträge 
zur  österreichischen  Reichs-  und  Rechts-Geschichte. 

über  die  Seeeption  der  FremdeBrechte  in  Tirol  und  die  Tiroler  LandesordnugeB. 

Von  Dr.  Tullius  R.  v.  Sartori-Montecroce. 

1895.    8«.    M.  2.— 


Geschichte 

der  österreichischen  Staatsverwaltung 

1740—1848. 

Von  weil.  Dr.  Ignaz  Beidtel 

k.  k.  Appellationsgerichtsrath 

mit  einer  Biographie  desselben,  aus  seinem  Nachlasse  heraasgegebeu 

von  Aifons  Huber. 

I.  Band  (1740—1792).     1896.    gr.  8».     M.  8.— 

Der  IL  (Schluss-jBand  erscheint  demnächst. 


Allgemeines  Staatsrecht 

von  Ludwig  Gumplowicz. 

Zweite  umgearbeitete  und  vermehrte  Auflage  des  „Philosophischen 


Staatsrechts". 

1897.    8».     M.  12.— 


QuasiafFinität. 

Rechlshistorische  Untersuchungen  über  Affinitätswirkungen 

des  Verlöbnisses  nach  weltlichem  und  kirchlichem  Rechte. 

Von  Dr.  Walther  von  Hörmann. 

I.  Abtheilung: 

Komisches  und  byzantinisches  Recht. 

Lehre  der  orientalischen  Kirche. 

1897.     8».     M.  7.60 
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